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Allerhöchſte Kabinets-Ordre vom 1. Januar 1899 (A. V. Bl. S. 1): 
Um die Reinheit der Sprache in Meinem Heere zu föordern, will 
Ich bei voller Schonung der Weberlieferungen auf den Mir gehaltenen 
Vortrag beftimmen, daß von heute ab nachſtehende Fremdausdrücke durch 
die nebenangeführten deutſchen Wörter zu erſetzen find: 
Offizier⸗Aſpirant (im aktiven Dienftitande) — 


Portepee⸗Fähnrich 
Sekonde⸗Lieutenant Leutnant 
Premier⸗Lieutenant Oberleutnant 
Oberſtlieutenant, Generallieutenant Oberſtleutnant, Generalleutnant 
Charge Dienftgrad 
Funktion Dienſtſtellung 
Avancement Beförderung 
Anciennetät Dienſtalter 
ꝛe. ꝛc. 


(gez.) Wilhelm. 
Marine: M. V. Bl. 1899 S. 25. 
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Einführungsgefek zur Militärſtrafgerichtsorduung. 
Bom 1. Dezember 1898. 


— m 


Mir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutſcher Kaiſer, König 
von Preußen ıc. 


verordnen im Namen des Reichs, nach erfolgter Zuftimmung 
des Bundesraths und des Reichstags, was folgt: 


1. Die Militärftrafgerichtsordnung tritt an einem 
durch Kaiferliche Verordnung mit Zuftimmung des YBundes- 
Pr feitzufegenden Tage, fpäteftens am 1. Januar 1901, in 

ft. 

Kaif. B. Die Militä erihtsoronung vom 1. Dezember 1898 
R. ©. ar ©. 1189 ff.) m Oftober 1%00 in Kraft. * 

Bit Mit diefem Tage treten für die Strafjachen, deren 
Entjeheidung nach den Beftimmungen der Militärjtrafgerichts- 
ordnung zu erfolgen hat, alle im Reichsgebiete geltenden mili- 
tärftrafprogeßrechtlichen Vorfchriften, insbeſondere diejenigen 
über die Beftrafung der Fahnenflüchtigen im Wege des Unge— 
borfams- (Rontumazial-) Verfahrens, außer Kraft. 

Dasjelbe gilt von der Beitimmung im 8 2 Abſatz 2 de 
Einführungsgejeges8 zum Militärſtrafgeſetzbuch, inſoweit ſich 
dieſelbe auf die Beſtrafung der Fahnenflüchtigen bezieht. 

Unberührt bleiben die Vorſchriften, durch welche die Mit— 
glieder der Landgendarmeriekorps der Militärſtrafgerichtsbarkeit 
unterſtellt find. Inſoweit Letztere nach dieſen Vorſchriften der 
Militärſtrafgerichtsbarkeit unterſtehen, gelten ſie im Sinne der 
Militärſtrafgerichtsordnung als Perſonen des Soldatenſtandes 
des aktiven Heeres. 


3. Hinſichtlich der Ausübung der Strafgerichtsbarkeit 
über Kriegsgefangene und Ausländer in Kriegszeiten und bei 
kriegeriſchen Unternehmungen können die Beſtimmungen über 

1* 
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Bildung der Militärgerichte und das Verfahren durch Kaifer- 
liche Verordnung abgeändert werden. 


84. Zuftändiger Kontingentsherr im Sinne der Militär- 
ftrafgericht3ordnung und dieſes Geſetzes ift, ſoweit nicht Mi- 
litärfonventionen ein Anderes beitimmen, der Landesherr, 
deſſen Kriegsminifterium die Verwaltung hinſichtlich des be- 
treffenden militärifchen Verbandes ausübt. 


8 5. Die in der ni itärftrafgerichtorbnung für das 
„Feld gegebenen Vorſchriften gelten: 
1. für die Dauer des mobilen Zuſtandes des Heeres, der 
Marine oder einzelner Theile des Heeres oder der Marine; 
2. für die Beſatzung eines feſten Platzes, ſolange derſelbe 
vom Feinde bedroht iſt. Der Eintritt, ſowie die Beendi— 
gung dieſes Zuſtandes iſt vom Gouverneur oder Komman- 
anten dienftlich befannt zu machen. 
1. Wegen der eng oe Ausdruds „im Felde” im Sinne des 
M.&. 6.8. vgl. daf. 589, 1 
2. Mobiler Zuftand: Umfang, Beginn und Ende desjelben wird 
gemäß R. V. Art. 63 Abi. 4, W. G. 88 Abſ. 1 Allerhöchſten Orts be- 
fohlen. Für Bayern vgl. Vertrag v. 23. Nov. 1870 III 8 5, III Abſ. 5 
(R. . 8. 1871 ©. 20). 


56. Die in der Militärtrafgerichtsordnung für das Ver— 
haitniß „an Bord“ gegebenen Vorſchriften finden Anwendung: 
1. auf die zum Dienſte in außerheimiſchen Gewäſſern be— 
ſtimmten Schiffe vom Zeitpunkte des Antritts der Reiſe 
bis zur Rückkehr in die heimiſchen Gewäſſer; 
außerdem: 
2. auf alle Schiffe, ſolange ſie ſich im Kriegszuſtande be— 
finden. 


8 7. Anordnungen auf Grund der 88 28, 37 der Mi— 
litärſtrafgerichtsordnung werden im Kriegsfalle, fowie allgemein 
für die Marine durch den Kaiſer, im Uebrigen von den zu— 
ſtändigen Kontingentsherren erlaſſen. 

Anordnungen auf Grund des 865 Abſ. 2 der Militär- 
ftrafgerichtsordnung erfolgen für die Marine durch den Kaiſer, 
für das Heer durch die zujtändigen Kontingentsherren. 


88. Die näheren Anordnungen in Gemäßheit des $ 114 
der Militärftrafgericht3orbnung erfolgen hinſichtlich des Reichs⸗ 
militärgericht3 in der Geſchäftsordnung desfelben, im Uebrigen 
durch die Militärjuftizverwaltungen. 


88 9-12. Einführungsgeſetz. 5 


9. Entſcheidungen und Verfügungen, welche von dem 
Gerichtsherrn und einem richterlichen Militärjuſtizbeamten oder 
einem Gerichtsoffizier gemeinſam zu unterzeichnen find (Mili⸗ 
tärftrafgerichtSordnung 8 IT Abf. 2, 8 102 2c.), ergehen nach 
augen bin, je nach dem DBefehl3bereiche des Gerichtsherrn, 
unter der Bezeichnung: 

Gericht des ... Regiments; 
Gericht der ... Divifion; 
Kommandantur- (Gouvernements⸗) Gericht; ꝛc. 

1. A. B. Innerhalb der Preußiſchen Militärjuftizverwaltung führen 
die zur Ausübung Der Dilitäritvaigerichtsbarten berufenen Stellen, jomweit 
niht durch Militärkonventionen bejondere Feſtſetzungen getroffen find, 
Dienftfiegel und Stempel mit dem auffliegenden preußijchen Adler und 
der Umſchrift: 

Königlich Preußiſches Gericht des ... Regiments ...... 


, Königlich Preußifches Gericht der ... Divifion 
oder: 
Königlich Preußiſches Kommandantur- (Gouvernement3-) Gericht... 
ꝛc. ꝛc. 2C. 
In Eljaß-Lothringen führen die Gouvernementd- und Kommandan- 
turen die Bezeichnung „Kailerlih” und den deutjchen Reichsadler. 


2. K. M. Koften für etwaige Neubeſchaffung von Gerichtsfiegeln 
und Steinpeln find aus den Büreaugeldern der Gerichtäherren zu beftreiten. 


8 10. Einer richterlichen Handlung im Sinne des 8 68 
des bürgerlichen Strafgeſetzbuchs fteht gleich jede Handlung, 
welche von dem Gerichtäheren, dem unterfuchungsführenden 
und dem die Anflage vertretenden GerichtSoffizier, Kriegs⸗ 
gerichtSrath oder Dberfriegsgerichtärathe, fowie in den Fällen 
des 83 des Einführungsgefeges zum Meilitärjtrafgejeßbuche 
vom Disziplinarvorgejegten wegen der begangenen That gegen 
den Thäter gerichtet wird. 


8 11. Die zur Ausübung der Militärftrafgericht3barfeit 
berufenen Stellen haben fich gegenfeitig Rechtshülfe zu leiſten. 

Beichwerden über verweigerte Nechtshülfe werden im 
Aufſichtsweg erledigt. 

1. A. B. An Bord können Unterfuhungshandlungen der höheren 
Gerichtöbarfeit auch durch einen Gerichtäheren der niederen Gerichtäbarfeit 
erledigt werden. 

2. Rechtshülfe vgl. auh A. V. E. SS 35 ff. und $ 12 Anm. 2. 

3. Auffihtöweg: M. St. G. O.8 112. 

812. Die bürgerlichen Gerichte haben den zur Ausübung 
der Meilitärjtrafgerichtsbarfeit berufenen Stellen und diefe jenen 
in den zu ihrer Auftändigfeit gehörigen Straffachen Rechts— 
büffe zu leijten. 


oder 
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Inſoweit die bürgerlichen Gerichte angegangen werden 
müffen, iſt das Gejuh an das Amtsgericht zu richten, in 
deffen Bezirke die Amtshandlung vorgenommen werden foll. 


Das Erſuchen darf nur abgelehnt werden, wenn dem er- 
juchten Gerichte die örtliche Zuftändigfeit mangelt oder die 
vorzunehmende Handlung nach dem Rechte des erfuchten Ge- 
richts verboten ift. Beſchwerden über Ablehnung des Geſuchs 
find an dag Oberlandesgericht, zu deſſen Bezirke das erfuchte 
Gericht gehört, in letzter Inſtanz an das Neichögericht zu 
richten. Die Entjcheidungen erfolgen ohne vorgängige münd- 
liche Verhandlung. 

Koften der Rechtshülfe werden von der erfuchenden Behörde 
nicht erftattet. 

1. EM. Militärgerichtliche Unterfuhungen find thunlichft von den 
hierzu berufenen militäriihen Stellen zu erledigen. 

Die Hülfe der bürgerlichen Gerichte ift nur ausnahmsweiſe in Ans 
ſpruch zu nehmen. 

Befindet ſich an dem Orte, wo eine militärgerichtliche Unterfuchungs- 
handlung vorgenommen werben fol, eine zur Vornahme derjelben an ſich 
zuftändige militärifche Stelle, jo ift das Erfuden um Rechtshülfe in der 
Regel an dieje zu richten. 

Sn den Unterfuchungsschreiben um Rechtöhülfe find diejenigen Punkte, 
um deren Ermittelung oder Aufflärung es fich handelt, genau und beftimmt 
anzugeben. 

2. Rechtshülfe: Patentgeſetz vom 7. April 1891 5 32 (R. ©. Bl. S. 88), 
G. betr. die Unterjuhung von Seeunfällen vom 27. Zuli 1877 88 20, 30 
(R. ©. Bl. S. 553, 555), Rechtsanwaltsordnung vom 1. Juli 1878 $ 86 
R. G. Bl. S. 192), ©. über die Konjulargerichtsbarteit vom 7. April 1900 

7 Nr. 1,8 18 R. G. Bl. S. 213), ©. betreffend die WEN 
der deutfchen Schuggebiete vom 19. März 1888 52 (NR. ©. Bl. ©. 75), 
aus Anlaß eines ehren erichtlihen Berfahrens A. V. ©. 88 35 ff., im 
Auslande M. St. G. O. 144 Anm. 1. 

3. Koften der Rechtshülfe: Fr. Bel. V. Anl.8 V I Abſ. 3 und 4. 


13. Die bürgerlichen GerichtSbehörden haben Erjuchen 
um Rechtshülfe in den zu ihrer Zuständigkeit gehörigen Straf- 
ſachen an die im $ 9 bezeichnete Stelle zu richten. Das Er- 
juchen darf nur abgelehnt werden, wenn die Erledigung des— 
jelben außerhalb des ZuftändigfeitSbereich3 des angegangenen 
Gerichtsherrn Tiegt und eine Abgabe an die zuftändige Stelle 
unthunlich erfcheint, oder die vorzunehmende Handlung nach 
dem Nechte der erjuchten Stelle verboten ift. Beſchwerden 
gegen eine ablehnende Verfügung find an den höheren Gericht3- 
herrn, in letter Inſtanz an das NeichSmilitärgericht zu richten. 
ng nungen erfolgen ohne vorgängige mündliche Ver- 

andlung. 


88 13— 16. Einführungsgefeß. 7 


Bei Gewährung der Nechtshülfe findet die Beftimmung 
des 8 12 Abſatz 4 entjprechende Anwendung. 


S 14. Hat eine Aburtheilung des Angeklagten ſowohl 
durch ein Milttärgericht, wie durch ein bitrgerliches Gericht in 
einer denjelben Gegenitand betreffenden Strafjache jtattgefunden, 
jo gilt von den ergangenen Urtheilen dasjenige, welches zuerft 
die Rechtskraft erlangt hat. 

Iſt in einer bei einem Meilitärgericht anbängigen Unter: 
fuhung durch nicht mehr anfechtbare Entjcheidung die Unzu— 
ftändigfeit der Militärgerichte ausgeſprochen worden, weil die 
Sache zur Zuftändigfeit der bürgerlichen Gerichte gehöre, fo 
dürfen die letteren fich in der Sache nicht mehr deshalb für 
unzuftändig erklären, weil die MilitärgerichtSbarteit Platz greife. 

Das Entiprechende gilt für die Miilitärgerichte, wenn feiteng 
bürgerlicher Gerichte durch nicht mehr anfechtbare Entfcheidungen 
die Unzuftändigfeit ausgeiprochen ift, weil die Sache zur Zu⸗ 
ſtändigkeit der Militärgerichte gehöre. 


8 15. Geht die Vollftredung einer Freiheitsftrafe gegen 
eine aktive Militärperjon gemäß den gejeglichen Beitimmungen 
auf die bürgerlichen Behörden über, jo erfolgt die Strafvoll- 
redung durch die Behörden des Heimathsſtaats, wenn ent- 
weder die ftrafbare Handlung außerhalb des Bundesgebiets 
verübt worden tft, oder der Verurtheilte fi) im Gebiete des 
Heimathsſtaats aufhält; in anderen Fällen erfolgt die Straf: 
vollſtreckung durch die bürgerlichen Behörden des Bundesſtaats, 
in deſſen Gebiete die ftrafbare Handlung verübt worden: ift. 

M. St. G. B. 8 15 Wi. 3; M. St. V. V. 8 5 Nr. 1 und Anl. 2. 


816. In den Fällen, in welchen nach 8 42 des bürger- 
lichen Strafgefebuch oder nach anderweiten gefeglichen Bes 
ftimmungen auf Einziehung, Vernichtung oder Unbrauchbar- 
machung von Gegenständen felbftändig erfannt werden Tann, 
finden, wenn im ‘alle der Verfolgung einer beftimmten Perjon 
der Militärgerichtäftand begründet jein würde, die Beitimmungen 
der SS 477 bi8 479 der bürgerlichen Strafprozeßordnung mit 
der Maßgabe Anwendung, daß der Antrag von dem Gerichts» 
berrn bei demjenigen Gerichte zır ftellen ift, in deſſen Bezirke 
die ftrafbare Handlung begangen iſt oder die Gegenftände fich 
befinden. 

Bürgerlihe Strafprogeßordnung: 8 477. In den Fällen, in melden 
nah $ 42 des Strafgejegbuchd oder nach anderweiten gefeglichen Be: 
fimmungen auf Einziehung, Vernichtung oder Unbrauchbarmachung von 
Gegenftänden felbftändig erkannt werden kann, ift der Antrag, jofern die 
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eid ihi in Berbind mi ei eil in d 
eroige, feiens ber Stontsammaliichaft oder Des Srinattfägens“ bei bene 
jenigen Gerichte zu ftellen, welches für den Fall der Verfolgung einer be 

immten Berjon zuftändig fein würde. 

An die Stelle des Schwurgericht3 tritt die an deflen Situngsorte 
beftehende Straffammer. 

8 478. Die Verhandlung und Entſcheidung erfolgt in einem Ter- 
mine, auf welchen die Beitimmungen über die Hauptverhandlung ent 
Iprechende Anwendung finden. 

Perſonen, welche einen rechtlihen Anſpruch auf den Gegenftand der 
Einziehung, Vernichtung oder Unbrauchbarmachung haben, find, ſoweit Dies 
ausführbar erjcheint, zu dem Termine zu laden. 

Diejelben können alle Befugnijje ausüben, welche einem Angeklagten 
zuftehen, auch Durch einen mit jchriftlicher Vollmacht verſehenen Ber: 
theidiger vertreten laſſen. Durch ihr Nichterjcheinen wird das Verfahren 
und die Urtheilsfällung nicht aufgehalten. 

479. Die Rechtsmittel gegen das Urtheil ftehen der Staats: 
anmwaltichaft, dem Privatfläger und den im 8 478 bezeichneten Ber: 
fonen zu. 

9 17. Auf die Berufsthätigkeit der zum Auftreten vor 
den Militärgerichten zugelaffenen Rechtsanwälte (vergl. $ 341 
Nr. 5 der Militärftrafgerichtsordnung) finden der 8 150 der 
bürgerlichen Strafprozekordnung und die Gebührenordnung für 
Rechtsanwälte vom 7. Juli 1879 (Reichs-Geſetzbl. S. 176) 
entiprechende Anwendung. 

Im Sinne des 8 63 der Gebührenordnung ftehen den 
Straflammern die Sriegsgerichte, dem Reichsgerichte das 
Neichsmilitärgericht gleich. 

1. Bürgerliche Strafprozgeßoronung. 8 150 Abf. 1: Dem zum Ber: 
De er beitellten Rechtsanwalte Al für die geführte Vertheidigung Die 

ebühren nah Maßgabe der Gebührenordnung aus der Staatstafle zu 
zahlen. M. St. G. O.8 217 Ab. 2, 88 338, 339. 

2. Hinfichtlic der Gebührenordnung vgl. neue Faſſung R. ©. BI. 
1898 &. 692 ff. | 

818. Wer die nach 8 286 der Militärftrafgerichtsordnnung 
ihm auferlegte Pflicht der Geheimhaltung durch unbefugte Mit- 
theilung verlett, wird mit Geldſtrafe bis zu eintaufend Mark 
oder mit Haft oder mit Gefängniß bis zu ſechs Monaten be- 
ftraft. Gegen Perſonen des Soldatenftandes des aftiven 
Heeres oder der aktiven Marine tritt Freiheitsftrafe (Militär- 
ftrafgefeßbuch $ 16) bis zu ſechs Monaten ein; die Ahndung 
kann in leichteren Fällen im Disziplinarweg erfolgen (8 3 des 
Einführungsgefeges zum Militärftrafgefegbuche). 

‚.. Soweit im militärgerihtlihen Verfahren die Deffent- 
Tichfeit der Verhandlung wegen Gefährdung der Staatsficherheit 
oder ber militärdienftlichen Synterefen (8 283 der Militär- 
frafgeriht3ordnung) ausgejchloffen war, dürfen Berichte über 
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die Verhandlung durch die Preffe nicht veröffentlicht werben. 
Das Gleiche gilt auch nach der Beendigung des Verfahrens 
in Betreff der Veröffentlichung der Anklagefchrift oder anderer 
amtlicher Schriftitüde des Verfahrens. Zuwiderhandlungen 
unterliegen der im Abjat 1 beftimmten Strafe. 


8 19. Die in den Fällen der 88 345, 355, 374 der’ 
Civilprozekordnung und der 88 50, 69, 77 der bürgerlichen 
Strafprozekordnung den Militärgerichten zugewieſene Feſt— 
fegung der Strafe erfolgt durch den Gerichtsheren nad) Maß— 
gabe des. 8 97 Abf. 2 ff. der Meilitärftrafgerichtsordnung; die 
den Meilitärgerichten zugewiefene Vollftredung der Strafe er- 
folgt auf Anordnung des Gerichtsherrn. 


Snfolge der neuen Faſſung der Civilprozekordnung (R. G. BI. 1898 
S. 410 ſind die 88 380, 390, 409 ebenda maßgebend. Dal. auch $ 17 
ab. 1 ne Verordnung zum Snvalidenverfiherungsgejet. R. ©. Bl. 1899 

8 380. Ein orbnungsmäßig geladener Zeuge, welcher nicht er: 
jcheint, ift, ohne daß es eines Antrags bedarf, in Die durch dad Aus— 
bleiben verurjachten Koften jomwie zu einer Gelvftrafe bis zu Dreihundert 
Markt und für den Fall, daß dieſe nicht beigetrieben werden kann, zur 
Strafe der Haft bis zu ſechs Wochen zu verurtheilen. 

Sm Falle wiederholten Ausbleibens kann die Strafe noch einmal 
erfannt, auch die zwangsmweife Vorführung des Zeugen angeordnet werben. 

Gegen diefe Bejchlüffe findet die Befchwerde ftatt. 

Die Feitfegung und die Vollitredung der Strafe gegen eine dem 
aktiven Heere oder der aktiven Marine angehörende Militärperjon erfolgt 
auf Erſuchen dur das Militärgericht, die Vorführung einer ſolchen Perjon 
durch Erſuchen der Militärbehörde. 

8 390. Wird das Zeugniß oder die Gidesleiftung ohne Angabe 
eines Grundes oder nachdem der vorgefchügte Grund rechtskräftig für 
unerheblich erklärt ift, verweigert, fo ijt der Zeuge, ohne daß e3 eimes 
Antrags bedarf, in die Durch die Weigerung verurjachten Koften ſowie zu 
einer Geldſtrafe bis zu dreihundert Mark und für den Fall, daß dieſe 
nicht beigetrieben werden Tann, zur Strafe der Haft bis zu ſechs Wochen 
zu verurtheilen. 

Im Falle wiederholter Weigerung ift auf Antrag zur Erzwingung 
des Zeugniſſes die Haft anzuordnen, jedoch nicht über den Zeitpunkt der 
Beendigung des oil in der Inſtanz hinaus. Die Borjchriften über 
die Haft im Zwangsvollſtreckungsverfahren finden entiprechende Anwendung. 

Gegen dieſe Beſchlüſſe findet die Beſchwerde ftatt. 

Die Feſtſetzung und die Vollitredung der Strafe gegen eine dem 
aktiven Heere oder der aktiven Marine angehörende Militärperfon erfolgt 
auf Erſuchen durch das Militärgericht. 

8 409. Im Falle des Nichterſcheinens oder der Weigerung eines 
zur Erſtattung des Gutachtens verpflichteten Sachverſtändigen wird dieſer 
zum Erſatze der Koſten und zu einer Geldſtrafe bis zu dreihundert Mark 
verurtheilt. Im Falle wiederholten Ungehorſams kann noch einmal eine 
Geldſtrafe bis zu ſechshundert Mark erkannt werden. | 

Gegen den Beihluß findet Beſchwerde ſtatt. 
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Die Feſtſetzung und die Vollitredung der Strafe gegen eine dem 
aktiven Heere oder der altiven Marine angehörende Militärperfon erfolgt 
auf Eugen dur das Militärgericht. 

ürgerlihe Strafprozgekoronung: 8 50. Ein ordnungsmäßig ges 
ladener Zeuge, welcher nicht erjcheint, ift in die Durch das Ausbleiben 
verurſachten Koften, ſowie zu einer Geldftrafe bis zu dDreihundert Mark, 
und für den Fall, daß diefe nicht beigetrieben werden Tann, zur Strafe 
der Haft bis zu ſechs Wochen zu verurtheilen. Auch ift Die zwangsweiſe 
Vorführung des Zeugen zuläſſig. Im Falle wiederholten Ausbleibens 
fann die Strafe noch einmal erkannt werden. 

Die Berurtheilung in Strafe und Koften unterbleibt, wenn das 
Ausbleiben des Zeugen genügend entſchuldigt iſt. Erfolgt nachträglich 
enügende Entihuldigung, fo werden die gegen den Zeugen getroffenen 

nordnungen wieder aufgehoben. 
Die Befugniß zu diefen Maßregeln fteht auch dem Unterſuchungs⸗ 
a re im Borverfahren, ſowie dem beauftragten und 
uchten Richter zu. 

Die Feitfegung und die Vollftredung der Strafe gegen eine dem 
aktiven Heere oder der aktiven Marine angehörende Militärperfon erfolgt 
auf Erfuhen durch das Militärgericht, Die Vorführung einer ſolchen Perſon 
durh Erſuchen der Militärbehörde. 

8 69. Wird das Zeugniß oder die Eidesleiſtung ohne gefetlichen 
Grund verweigert, jo ift der Zeuge in die durch die Weigerung verur- 
fachten Koften ſowie zu einer Geloftrafe bis zu dreihundert Mark und 
für den Fall, daß dieſe nicht beigetrieben werden kann, zur Strafe der 
Haft bis zu ſechs Wochen zu verurtbeilen. 

Aud kann zur Erzwingung des Zeugniffes die Haft angeordnet 
werden, jedoch nicht über die Zeit der Beendigung des Verfahrens in der 
Inſtanz, auch nicht Über die Zeit von ſechs Monaten, und bei Weber: 
tretungen nicht über die Zeit von ſechs Wochen hinaus. 

Die Befugniß zu dieſen Maßregeln fteht auch dem Unterfuchungs- 
richter, dem Amtsrichter im VBorverfahren, fowie dem beauftragten und 

uchten Richter zu. 

Sind die Maßregeln erjchöpft, jo können fie in demjelben oder in 
eittem anderen Verfahren, welches dieſelbe That zum Gegenftanve hat, 
nicht wiederholt werben. 

Die Feſtſetzung und die Vollſtreckung der Strafe gegen eine dem 
aktiven Heere oder der aktiven Marine angehörende Milttärperfon ers 
folgt auf Erfuden dur das Militärgericht. 

8 77. Im Falle des Nichtericheinend oder der Weigerung eines 
zur Eritattung des Gutachtens verpflichteten Sachverftändigen wird diefer 
zum Erſatze der Koften und zu einer Geloftrafe bis zu dreihundert Mark 
verurtheilt. Im Falle wiederholten Ungehorfams fann noch einmal eine 
Gelditrafe bis zu jechshundert Mark erfannt werben. 

Die Feltjegung und die Bollftredung der Strafe gegen eine dem 
aktiven Heere oder der aktiven Marine angehörende Militärperfon erfolgt 
auf Erſuchen durch das Militärgericht. 


8 20. Someit reichd- oder landesrechtlich den Audi— 
teuren außerhalb des Bereichs ber Militäritrafrechtspflege 
Danbiungen der ftreitigen oder freiwilligen Gerichtsbarkeit, 

errihtungen der Staatsanwaltfchaft oder andere juriftifche 
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Geſchäfte zugewieſen find, treten an die Stelle der Auditeure 
die Kriegsgerichtsräthe oder Oberfriegsgerichtäräthe. 


Bol. R. M. ©. 8 39 Abi. 3, 844; Preuß. ©. v. 8. Juni 1860 
(G. S. S. 240). 


8 21. Außerhalb des Gebiets der Militärſtrafrechtspflege 
können im Verwaltungswege den Kriegsgerichtsräthen oder 
Oberfriegsgerichtsräthen dienftliche Berrichtungen inſoweit über- 
tragen werden, als es ſich um Gefchäfte der freiwilligen Ge— 
richtsbarkeit oder andere juriftifche Gefchäfte im Bereiche der 
Militärverwaltung handelt. 

A. B. Nichterlihe Militärjuftizbeamte bebürfen zur Uebernahme 
nebenamtlicher oder anderer fremder Gejchäfte der Genehmigung des 
Kriegsminifterums. Die Anträge find dur Bermittelung des Gerichts: 
herrn auf dem Dienſtwege einzureihen. Someit die Genehmigung zur 
Zeit des Inkrafttretens der MilitärftrafgerichtSordnung bereits ertheilt war, 
bedarf e3 einer Erneuerung nid. 


22. Das Gefchäftsjahr ift das Kalenderjahr. 

ritt die Militärftrafgerichtsordnung nicht mit Beginn 
des Kalenderjahrs in Kraft, fo gilt das angefangene Kalender⸗ 
iahr als erſtes Gefchäftsjahr. 


8 23. Die am Tage des Inkrafttretens der Militär- 
ftrafgerichtSordnung bei den bürgerlichen Gerichten anhängigen 
Straffachen, für melche nach den Vorfchriften der Militär: 
ftrafgerichtgordnung in Zukunft die Militärgerichte zuftändig 
fein würden, gehen an die legteren nur dann über, wenn das 
Hauptverfahren noch nicht eröffnet worden war. 


S 24. Für die am Tage des Inkrafttretens der Militär- 
ſtrafgerichtsordnung anhängigen militärgerichtlichen Strafſachen 
gilt Folgendes: 

1. Die Erledigung einer anhängigen Straffache erfolgt nad) 
den Vorſchriften der Militäritrafgerichtsordnung. 

2. War vor dem Tage des Inkrafttretens der Militäritraf- 
gericht3ordnung ein Endurtheil erfter Inſtanz ergangen, 
fo finden auf die Erledigung der Sache bis zur rechts— 
kräftigen Entſcheidung die bisherigen Prozeßgejege An- 
wendung. 

3. Wird ein vor dem Tage des Inkrafttretens der Militär- 
ftrafgerichtSordnung ergangenes Endurtheil erjter — 
aufgehoben und die Sache zur nochmaligen Entſcheidung 
verwieſen, ſo regelt ſich das weitere Verfahren nach den 
Vorſchriften der Militärſtrafgerichtsordnung. 
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4. War das vor dem Tage des Inkrafttretens der Militär- 
jtrafgerichtsordnung ergangene Urtheil ein die Beftrafung 
eines Yahnenflüchtigen betreffende Ungehorfams- (Ron: 
tumazial-) Urtheil, fo regelt fih das nach der Rückkehr 
de3 Berurtheilten einzuleitende gewöhnliche Verfahren nad) 
den Vorjchriften der Militärftrafgerichtsordnung. In dem 
ergehenden neuen Urtheil iſt das frühere Ungehorfams- 
(Kontumazial-) Urtheil aufzuheben. Hinfichtlih einer 
bereits eingezogenen Geldftrafe finden die bisherigen Be— 
ftimmungen Anwendung. 

5. Für die Wiederaufnahme eines durch rechtskräftiges Urtheil 
gejchloffenen Verfahrens find die Vorfchriften der Militär- 
jtrafgerichtSordnung auch dann maßgebend, wenn das 
Urtheil vor dem Tage des Inkrafttretens der Militär- 
ſtrafgerichtsordnung erlaſſen oder rechtskräftig geworden war. 

6. Auf die Strafvollitredung finden die Vorſchriften der 
Milittärftrafgerichtsordnung Anwendung, auch wenn die 
Strafe nad) den bisherigen Vorjchriften über das Ver- 
fahren erfannt ift. 


8 25. Ueber die Aufhebung der beftehenden Militär- 
gerichte umd ftaatsanmwaltjchaftlihen Behörden bei denſelben, 
ſowie darüber, ob und inwieweit folche mit Rückſicht auf die 
Vorſchrift des $ 24 Nr. 2 einftweilen fortbeftehen, oder welche 
Beamte im Falle der Aufhebung an die Stelle der bißherigen 
Militärjuftizbeamten treten follen, wird für die Marine durch 
Raiferliche Verordnung, tm Uebrigen durch Verordnung des 
betreffenden Kontingentsherrn Beftimmung getroffen. 

Für die Fälle des $ 24 Nr. 2 können die Befugniffe der 
oberften Militärgerichte durch Kaiferliche Verordnung auf An- 
trag der Kontingentsherren dem NeichSmilitärgericht übertragen 
werden. 

Rail. 8. Ich übertrage hiermit auf Grund des 8 25 Abi. 2 des 
Einführungsgefeged zur Militärftrafgerichtordnung für die im 5 24 Nr. 2 
daſelbſt bezeichneten Fälle die Befugnifie des preußiſchen Generalauditoriats 
dem erften Senate des Reichsmilitärgerichts. ' 


8 26. Die bei den aufgehobenen Behörden etatsmäßig 
angeftellten Beamten müfjen fich ihre anderweite Verwendung 
nah Maßgabe der in den 88 27 bis 31 enthaltenen Be— 
jtimmungen gefallen laſſen. 


827. Die rihterlichen Militärjuftizbeamten, die Beamten 
der Militärftaatsanwaltichaft und die rechtsfundigen Sekretäre 
bei den Militärgerichten find als Militärrichter im Sinne der 
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Militärftrafgerichtsordnung oder als Beamte der Militär: 
anwaltfchaft beim Reichsmilitärgericht anzufteller. | 

Sie dürfen in ihrem Range und in ihrem Dienfteinfommen 
nicht verkürzt werden. Als eine Verkürzung des Dienit- 
einkommens ift e8 nicht anzufehen, wenn die Gelegenheit zur 
Verwaltung von Nebenämtern entzogen wird oder die Be— 
ziehung der file die Dienftunkoften beſonders ausgejegten Ein- 
nahmen mit diefen Unkoſten jelbjt fortfällt. Servis und 
Vohnungsgeldzufchuß werden nach dem Orte der neuen An- 
tellung gewährt. 

sm Uebrigen erfolgt die Berechnung des Dienfteinfommens 
as den für den Fall der Penfionirung maßgebenden Grund- 
üben. 


28. Sofern diefe Beamten nicht anderweit angeftellt 
oder in den Ruheſtand verjett werden, bleiben fie während 
eines Zeitraums von drei Jahren zur Verfügung der Militär- 
juftizverwaltung und werden auf einem befonderen Etat geführt. 

Beamte, welche das 65. Lebensjahr vollendet haben, 
können ihre Verſetzung in den Ruheſtand beanfpruchen. 


8 29. Die zur Verfügung der Militärjuftizperwaltung 
verbleibenden Beamten haben fi) nad) Anordnung derjelben 
der zeitweiligen Wahrnehmung folcher Aemter zu unterziehen, 
zu deren dauernder Uebernahme jie verpflichtet fein mürden. 

Erfolgt die Beichäftigung außerhalb des Ortes ihrer 
legten Anſtellung, jo erhalten fie die geſetzmäßigen Neije- 
gebührniſſe. 

Diejenigen, welche während des dreijährigen Zeitraums 
eine etatsmäßige Stellung nicht erhalten, treten nach Ablauf 
desſelben in den Ruheſtand. 


30. Auf Beamte, welche in Gemäßheit der Beftimmun- 
gen dieſes Gefeges in den Ruheſtand treten oder zur Ver— 
fügung der Milttärjuftizverwaltung verbleiben, auf leßtere auch 
dann, wenn fie während des im 8 28 bezeichneten Zeitraums 
dienftunfähig werden, finden die Vorjchriften des $ 27 mit 
der Maßgabe Anwendung, daß den in den Ruheſtand treten- 
den Beamten Servis und Wohnungsgeldzufchuß nad) den für 
den Tall der Penfionirung geltenden Durchſchnittsſätzen, den 
zur Verfügung der Militärjuftizverwaltung ftehenden Beamten 
der Wohnungsgeldzuſchuß und Servis während des drei— 
jährigen Zeitraums in dem vollen Betrage zu gewähren ift. 
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4. War das vor dem Tage des Inkrafttretens der Militär- 
ſtrafgerichtsordnung ergangene Urtheil ein die Beftrafung 
eined Yahnenflüchtigen  betreffendes Ungehorfams- (Kon- 
tumazial-) Urtheil, fo regelt ſich das nach der Rückkehr 
des Verurtheilten einzuleitende gewöhnliche Verfahren nach 
den Vorjchriften der MilitäritrafgerichtSordnung. In dem 
ergebenden neuen Urtheil iſt das frühere Ungehorfams- 
(Kontumazial-) Urtheil aufzuheben. Hinfichtlich einer 
bereit8 eingezogenen Geldftrafe finden die bisherigen Be— 
ftimmungen Anwendung. 

5. Für die Wiederaufnahme eines durch rechtSfräftiges Urtheil 
gejchloffenen Verfahrens find die VBorfchriften der Militär- 
jtrafgerichtöordnung auch dann maßgebend, wenn das 
Urtheil vor dem Tage des Inkrafttretens der Militär- 
ſtrafgerichtsordnung erlafjen oder rechtöfräftig geworden war. 

6. Auf die Strafvollitredung finden die Vorjchriften der 
Militärftrafgerichtsordnung Anwendung, auch wenn Die 
Strafe nad) den bisherigen Vorſchriften über dag Ber- 
fahren erfannt tft. 


8 25. Ueber die Aufhebung der bejtehenden Militär- 
gerichte und ftaatsanwaltfchaftlichen Behörden bei denfelben, 
Sowie darüber, ob und inwieweit folche mit Rückſicht auf die 
Vorſchrift des $ 24 Nr. 2 einftweilen fortbeftehen, oder melche 
Beamte im Falle der Aufhebung an die Stelle der bisherigen 
Militärjuftizbeamten treten follen, wird für die Marine durch 
Raiferliche Verordnung, im Uebrigen durd) Verordnung des 
betreffenden Kontingentsherrn Beftimmung getroffen. 

Für die Fälle des $ 24 Nr. 2 können die Befugnifje der 
oberſten Militärgerichte durch Kaiferliche Verordnung auf An- 
trag der Kontingentsherren dem Neich&militärgericht übertragen 
werden. 

Kaiſ. B. Ih übertrage hiermit auf Grund des $ 25 Abſ. 2 des 
Einführungsgefeges zur Militärftrafgerichtsordnung für die im 5 24 Nr. 2 
daſelbſt bezeichneten Fälle die Befugniffe des preußiſchen Generalauditoriat3 
vem eriten Senate des NReichsmilitärgerichts. 


8 26. Die bei den aufgehobenen Behörden etatämäßig 
angeftellten Beamten müſſen fid) ihre andermweite Verwendung 


nad) Maßgabe der in den 88 27 bis 31 enthaltenen Be— 
ſtimmungen gefallen laſſen. 


827. Die richterlichen Militärjuſtizbeamten, die Beamten 
der Militärſtaatsanwaltſchaft und die rechtskundigen Sekretäre 
bei den Militärgerichten find als Militärrichter im Sinne der 
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Militäritrafgerichtsordnung oder. als Beamte der Militär: 
anwaltfchaft beim Reichsmilitärgericht anzufteller. | 

Sie dürfen in ihrem. Range und in ihrem Dienfteinkommen 
nicht verkürzt werden. Als eine Verkürzung des Dient- 
einkommens ift es nicht anzufehen, wenn die Gelegenheit zur 
Verwaltung von Nebenämtern entzogen wird oder die Be— 
jiehung der fir die Dienſtunkoſten beſonders ausgejetten Ein- 
nahmen mit diefen Unkoſten felbft fortfält. Servis und 
Vohnungsgeldzufchuß werden nach dem Orte der neuen An- 
ftellung gewährt. 

Im Uebrigen erfolgt die Berechnung des Dienſteinkommens 
m den für den Fall der Penfionirung maßgebenden Grund- 
üben. 


28. Sofern diefe Beamten nicht anderweit angeftellt 
oder in den Ruheſtand verjegt werden, bleiben fie während 
eines Zeitraums von drei Jahren zur Verfügung der Militär- 
juftizverwaltung und werden auf einem befonderen Etat geführt. 

Beamte, welche das 65. Lebensjahr vollendet Haben, 
fönnen ihre Verjegung in den Ruheſtand beanspruchen. 


829. Die zur Der fügung der Militärjuftizverwaltung 
verbleibenden Beamten haben ſich nach Anordnung derjelben 
der zeitweiligen Wahrnehmung folcher Aemter zu unterziehen, 
zu deren dauernder WMebernahme fie verpflichtet fein würden. 

Erfolgt die Beichäftigung außerhalb des Drtes ihrer 
legten Anstellung, fo erhalten fie die gefegmäßigen Reiſe— 
gebührniffe. 

Diejenigen, welche während des dreijährigen Zeitraums 
eine etat3mäßige Stellung nicht erhalten, treten nach Ablauf 
desjelben in den Ruheſtand. 


30, Auf Beamte, welche in Gemäßheit der Beftimmun- 
gen dieſes Gejeges in den Ruheſtand treten oder zur Ber: 
fügung der Militärjuftizverwaltung verbleiben, auf leßtere auch 
dann, wenn jie während des im $ 28 bezeichneten Zeitraums 
dienftunfähig werden, finden die Vorjchriften des 827 mit 
der Maßgabe Anmendung, daß den in den Ruheſtand treten- 
den Beamten Servis und Wohnungsgeldzufchuß nach den für 
den Fall der Benjionirung geltenden Durchichnittsfägen, den 
zur Verfügung der Militärjuftizverwaltung jtehenden Beamten 
der Wohnungsgeldzuſchuß und Servis mährend des drei- 
jährigen Zeitraums in dem vollen DBetrage zu gewähren ift. 
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S 31. Die nicht im höheren Militärjuftizdienft angeftellten 
Beamten find ihren bisherigen Verhältniffen, ihren Fähigkeiten 
und ihrem Dienftalter thunlichft entfprechend anzuftellen. 

Auf die von Neuem angejtellten Beamten finden die Vor⸗ 
ſchriften des S 27 entiprechende Anwendung. 

Beamte, welche nicht wieder angeftellt werden, treten einjt- 
weilen in den Ruheſtand. Denjelben ift, vorbehaltlich meiter- 
gehender mwohlerworbener Rechte, ein nad) 8 26 des Reichs— 
beamtengejeges vom 31. März 1873 zu bemefjendes Wartegeld 
zu gewähren. Die Berechnung des dem Wartegelde zu Grunde 
zu legenden Dienfteinfommens erfolgt nach den für den Fall 
der Penfionirung maßgebenden Grundfägen. Servig und 
MWohnungsgeldzufhuß werden mit dem für die Penfionirung 
geltenden Durchjchnittsfage dem übrigen Dienfteinfommen 
Hinzugerechnet. 

Diefe Beamten haben fi) nad) Anordnung der Militär- 
juftizverwaltung der zeitweiligen Wahrnehmung folder Aemter 
zu unterziehen, welche ihren Fähigkeiten und ihren bisherigen 
Berhältnifien entjprechen. Während der Dauer diejer Be- 
Ihäftigung erhalten fie ihr früheres Dienfteinfommen unver: 
fürzt und, fofern die Beichäftigung außerhalb des Ortes ihrer 
legten Anftellung erfolgt, die geſetzmäßigen Reiſegebührniſſe 
und eine von der Militärjuftizverwaltung nach dem erforder: 
lihen Mehraufwande feftzufegende Entſchädigung. 


832. Die Beitimmungen der MilitärftrafgerichtSordnung 
im $ 30 Sat 2, 8 94 Abf. 1, 8 106 Abf. 2 finden auf richter- 
fihe und ſtaatsanwaltſchaftliche Militärjuftizbeamte, welche vor 
dem Inkrafttreten der MilitärftrafgerichtSordnung bereits an⸗ 
geftellt find, feine Anmwendung. 


833. Die Militärftrafgerichtgordnung und dieſes Geſetz 
fommen in Bayern nach näherer Beitimmung des Bündniß- 
vertragg vom 23. November 1870, in Württemberg nad 
näherer Beftimmung der Militärfonvention vom 21./25. No⸗ 
vember 1870 zur Anwendung. 

Die Einrihtung der oberften militärgerichtlichen Inſtanz 
mit Rückſicht auf die Verhältniffe Bayernd wird andermeit 
gefeglich geregelt. 

Geſetz betreffend die Einrichtung eines befonderen Senats für Das 


bayerifche Heer bei dem Reichsmilitärgericht in Berlin. Vom 9. März 1899. 
(R. ©. Bl. ©. 135.) 


Wir Wilhelm, von Gotted Gnaden Deuticher Kaifer, König von 
Breußen 2c. verordnen im Namen des Reichs, nach erfolgter Zuftimmung 
des Bundesrath3 und des Reichstags, was folgt: 
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81. Sur das bayerifche Heer wird bei dem Neichämilitärgericht in 
Berlin ein bejonderer Senat gebildet. 

Der König von Bayern ernennt den Präfidenten und die Räthe 
des bayerijchen Senats jowie einen Militäranwalt für denſelben; er be- 
ftimmt überdies die militärischen Mitglieder dieſes Senats. 

$2. Der bayerifhe Senat ift für alle dem Reichsmilitärgerichte zu: 
gewiejenen Entſcheidungen und Gefchäfte zuftändig, welche das Urtheil 
oder die Entjcheidung eines bayerifchen Militärgericht3 oder die Entjchei- 
ding oder Verfügung eines bayeriſchen Gerichtsheren zum Gegenftande haben. 

Betrifft eine Sache zugleich Angehörige des bayeriſchen Heeres uud 
eines anderen Kontingent3 oder der Marine, oder find in den Fällen des 
8461 der Militärftrafgericht3oronung die verjchiedenen Urtheile theils 
von einem bayeri| en, theil3 von einem anderen Militärgericht erlaffen, 
jo treten der bayerifche und ein von dem Präfiventen des Reichsmilitär- 
gericht zu bejtimmender anderer Senat zu gemeinfamer Verhandlung und 
Entjcheidung zujammen. In diefem Falle finden die Beltimmungen des 
886 Abi. 2 bis A der Militärftrafgericht3oronung entiprechende Anwen: 
bung. Die außerhalb der Hauptverhandlung nothwendigen Verfügungen 
e t ee Senatspräfident, welchem die Leitung der Haupwerhand⸗ 

ng 3 . 

Die Beltimmungen des Abj.2 finden auch dann Anwendung, wenn 
es fi) um eine Entſcheidung darüber handelt, ob ein bayeriſches Militär: 
gericht oder ein anderes Milttärgericht, ein bayeriſcher Gerichtsherr oder 
ein anderer Gerichtöherr für zuftändig zu erklären it. 

83. Der 3 38 des Disziplinargefeged für richterlihe Milttärjuftiz- 
beamte vom 1. Dezember 1898 gilt au für den Präfidenten und Die 
Räthe des bayeriſchen Senat3. Dieje bleiben bei der Bildung des allge- 
meinen Disziplinarhofs uuberüdfichtigt, jofern für fie ſowie für die baye- 
riſchen richterlihen Militärjuftigbeamten ei bejonderer Disziplinarhof 
errichtet wird. Wird ein folder nur für die letzteren errichtet, jo werden 
der Bräfident und die Räthe des bayerischen Senats bei der Bildung des 
allgemeinen Disziplinarhof8 nur dann berüdfichtigt, mern es fih um ein 
Nüglied des Reichsmilitärgerichts handelt. 

84. Someit ſich nicht aus vorftehenden Beftimmungen Abweichun⸗ 
gen ergeben, gelten die Borjchriften der Militäritrafgericht3orunung vom 
1. Dezember 1898 auch für den bayerifchen Senat. 


Urkundlich unter Unferer Höchfteigenhändtgen Unterſchrift und bei- 
gedrudtem Kaiferlichen Er cfteigenhandis acht 


Gegeben Berlin im Schloß, den 9. März 1899. 
(L. 8.) 93. Wilhelm. 
0983. Fürft zu Hohenlohe. 
Urkundli unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterjchrift 
mb beigedrudtem Saiferlichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin im Schloß, den 1. Dezember 1898. 


(L. S.) Milhelm. 
Fürſt zu Hohenlohe. 


Militärkirafgerihtsordnung. 
Bom 1. Dezember 189. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutſcher Kaiſer, König 
von Preußen ꝛc. 


verordnen im Namen des Reichs, nach erfolgter Zuſtimmung 
des Bundesraths und des Reichstags, was folgt: 


Erſter Theil. 
Gerichtsverfaſſung. 


Erſter Titel. 
Umfang der Militärkrafgerigtsbarkeit. 


81. Der MilitärftrafgerichtSharkeit find, ſoweit nicht die 
folgenden Paragraphen ein Anderes beftimmen, wegen aller 
ftrafbaren Handlungen unterftellt: 2 

1. die Militärperfonen des aftiven Heeres und der aktiven 
Marine; 

. die zur Dispofition geftellten Offiziere, Sanitätsoffiziere 
und Ingenieure des Soldatenftandes; 

. die Studirenden der Kaifer Wilhelmd-Alademie für. das 
militärärztlicde Bildungswejen; | u 

. die Schiffsjungen, folange fie eingejchifft find; 

. die in militärischen Anftalten verjorgten invaliden Offiziere 
und Mannjchaften; 

. die nicht zum Soldatenftande gehörigen Offiziere à la suite 
und Sanitätsoffiziere & la suite, wenn und folange fie. 
zu vorübergehender Dienſtleiſtung zugelaffen find; 

7. die verabfchiedeten Offiziere, Sanitätsoffiziere und In⸗ 
genieure des Soldatenjtandes, wenn und jolange fie als 
folche oder al8 Militärbeamte im aktiven Heere oder in 
ber aktiven Marine vorübergehend wieder Verwendung 
finden; 


DD Gm 8 DD 
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8. die in den 88 155, 157, 158, 166 des Militärftraf- 
geſetzbuchs bezeichneten Perfonen, folange fie den Militär- 
ftrafgefeßen unterworfen find. 


1. Strafbare Handlungen: M. 6.6.8. 81, R. St. G. B. 81. 
2. Unter Militärperjonen find die Perjonen des Soldatenitandes 
und die Militärbeamten zu verftehen, welche zum Heere und zur Marine 

gehören. M. St. G. 8. 4. 

Die zum aktiven Heere gehörenden Militärperſonen find: 

A. Die Militärperfonen des Friedensftandes, und zwar: 

1. die Offiziere, Merzte und Militärbeamten des Friedensſtandes vom 
— ihrer Anſtellung bis zum Zeitpunkt ihrer Entlaſſung aus dem 

ienſte; 

2. die Kapitulanten vom Beginne bis zum Ablauf oder bis zur Auf: 
hebung der abgejchloffenen Kapitulation; 

8. die Freiwilligen und die ausgehobenen Nekruten von dem Tage, 
mit welchem ihre Verpflegung durch die Militärverwaltung beginnt, 
Einjährig-Freimillige von dem Beitpunft ihrer definitiven Einftelung 
in einen Truppentheil an, ſämmtlich bis zum Ablaufe des Tages 
ihrer Entlaſſung aus dem aktiven Dienfte. R. M. G. $38 A. 

B. 1. die aus dem Beurlaubtenftande zum Dienft einberufenen Offiziere, 
Aerzte, Milittärbeamten und Mannfchaften von dem Tage, zu welchem 
fe re zum Ablaufe des Tages der Wiederentlaffung. 

2. Alle in Kriegszeiten zum Heeresdienſt aufgebotenen oder freimillig 

eingetretenen Dffiziere, Aerzte, Militärbeamten und Mannfchaften, 

welche zu feiner der vorgenannten Kategorien gehören, von dem 

Tage, zu welchem fie einberufen find, oder vom Beitpunkte des frei- 

willigen EintrittS an, bis zum Ablaufe des Tages der Entlaffun 

alfo insbefondere nad) ergangenem Aufrufe des Landfturms die 
von demſelben betroffenen Lanpfturmpflichtigen, ſowie Die infolge 
reimitiger Meldung in die Liſten des Landſturms Eingetragenen. 

. M. G. 838B.2; ©. betr. Aenderungen ber Wehe vom 

11. Febr. 1888 88 26, 80. Hinfichtlich der Pugliede er Land⸗ 

— vgl. E. G 82 Abſ. 3; E. G. z. M. St. G. B. 
ie mit Penſion verabſchiedeten Offiziere haben nicht den Militär⸗ 

exrichtsſtand. ©. vom 8. Mai 1890 (R. G. Bl. S. 63) vgl. aber 

g1 Nr. 7; Sanitätöoffiziere: $ 55; Ingenieure: M. V. BL. 1899 
.174, 8.8. 82c, d und 88 10, 11 Anl.8 und 21. 

4. Zu Nr. 5. Der Ausdruck Mannſchaften umfaßt die Unteroffiziere 
und Gemeinen (Bar.). 

b. Die nicht ge Soldatenftande gehörigen Dffiziere & la suite find 
durch E. G. z. M. St. G. B. 82 Abf. 3 den een 
unterftellt, wenn und infolange fie zu vorübergehender Dienftleiftung 
zugelafjen find, fowie in Bezug auf Handlungen gegen die militä- 
riihe Unterordnung, welche fie begehen, mwährend fie die Militär- 
uniform tragen; vgl. $5 Nr. 3. Den Offizieren & la suite Stehen 
die Sanitätsoffiziere & la suite gleich. 

Unter Offizieren und Sanitätsoffizieren & la suite werden die 
jenigen Offiziere à la suite der Armee oder eines Kontingents, 
ſowie diejenigen Sanitätsoffijiere & la suite des Sanitätsforps 
veritanden, welche nicht als zum altiven Hcere oder dem Friedens 

Kompendium über Militärredht. 2 
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de gehörig anzujehen find. Ste unterjcheiden ſich dadurch von 
en Offizieren & la suite von Truppentheilen, gleichviel, ob dieſe 
leßteren in einer etat3mäßigen Stelle heben oder ohne Kompetenzen 
auf längere Zeit beurlaubt find (Bar.). 

6. Der frühere Dienftrang der zu Nr. 7 Aufgeführten und ber ihnen 
aujtehende Dienfttitel bleibt für die Beſetzung der Kriegsgerichte 
(SS 50, 51) und der Oberfriegägerichte ($ 67) ſowie für die Bers 
fügung der Antlageerhebung und der Einftellung des Verfahrens 
($ 245) maßgebend (Bar.). 


82, Den bürgerlichen Behörden bleibt die Unterjuchung 
und Entjcheidung wegen Bumiderhandlungen gegen Finanz⸗ 
und Polizeigejete, Jagd- und Fiſchereigeſetze, ſowie gegen Ver⸗ 
ordnungen dieſes Inhalts überlafjen, wenn die Handlung nur 
mit Gelditrafe und Einziehung, oder mit einer diefer Strafen 
bedroht if. Der Vollzug der an die Stelle der Geldftrafe 
tretenden Freiheitsftrafe ift mittelft Erſuchens der Militär- 
behörde zu bewirken. War die Geldftrafe wegen Zuwider⸗ 
handlung gegen die Vorfcehriften über die Erhebung öffentlicher 
Abgaben und Gefälle durch Strafbefcheid der Verwaltungs⸗ 
behörde feftgefett, fo erfolgt die Umwandlung in eine Freiheits⸗ 
Mrafe, durch den zuftändigen Gerichtäherrn nach Maßgabe des 
8 463. 


1. Sft in den Fällen des erften Satzes die Umwandlung der Geld- 
ftrafe in Freiheitsſtrafe nicht Thon im Urtheil ausgefprochen, fo tft fie 
durch die bürgerlichen Behörden herbeizuführen. R. St. P. D. $ 491. 

2. A. B. Für den Bollzug der an die Stelle der Gelpftrafe 
tretenden Freiheitsſtrafe ift, wenn es fih um eine Freiheitsitrafe bis zu 
ſechs Wochen handelt (vgl. 8 16 der M. St. ©. D.) der Gerichtsherr der 
niederen, jonft der ver höheren Gerichtsbarkeit zuſtändig. 

8. In den Fällen des dritten Satzes erfolgt die Umwandlung ber 
Geldſtrafe in Freiheitäftrafe Durch den Gerichtöheren der höheren Gerichts: 
barkeit nach Maßgabe des 8 463. 

4. Einziehung: $ 229 Anm.1, 2. 


S 3. Der bürgerlichen StrafgerichtSbarfeit unterliegen 
die Militärperfonen des aktiven Heeres und der aktiven Ma- 
rine, jofern fie nicht dem Offizierftand angehören, wegen 
Amtsverbrechen oder Amtsvergehen, welche fie bei einftweiliger 
Berwendung im Civildienfte des Reichs, eine Bundesſtaats 
oder einer Kommune begangen haben. 

In diefen Fällen greift die MilitärftrafgerichtSbarkeit 
Platz, wenn mit der Handlung eine Zumwiderhandlung gegen 
die Militärftrafgefege zuſammentrifft. 

1. Amtsverbrechen und Amtsvergehen: R. St. G. 8. 88 831—859. 

2. Zujammentreffen mehrerer ftrafbarer Handlungen: M. St. G. B. 
854, 0.5.6.8. 88 73-79. 
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3. EM. zu Abf. 2. In den Fällen des 88 Abi. 2 der Ge⸗ 

richtsherr, der die Bollftredung der Freiheitsitrafe anordnet ($ 451), den 

itpuntt des SirafantrittS der zunächſt vorgejegten Civilbehörde des Be 
—* ungeſäumt mitzutheilen. 


8 4. Haben ſich bei einer Zuwiderhandlung gegen die 
olfgemeinen Strafgefege mehrere Perjonen, von welchen die 
eine der militärifchen, bie andere ber bürgerlichen Gericht3- 
barkeit unterftellt ift, al3 Thäter, Theilnehmer, Begünftiger 
oder Hehler betheiligt, oder find zwifchen ſolchen einer ver- 
Ihiedenen Gerichtsbarkeit unterftellten Perjonen wechfeljeitige 
Beleidigungen oder Körperverlegungen vorgefommen, fo Tann 
die betheiligte Milttärperfon dem bürgerlichen Gerichte zur 
Unterfuhung und Aburtheilung des alles übergeben werden. 

1. Thäter u. |. w.: R. St. G. B. 88 47—49a, 257—259. 


2. Wechlelfeitige Beleidigungen und Körperverlegungen: R.St. G. B. 
88 198, 199, 233. 


85. Der Militärftrafgericht3barkeit find ferner unterftellt: 

1. die Perfonen des Beurlaubtenftandes und die denfelben 
gefetzlich gleichjtehenden Perjonen wegen Zuwiderhandlungen 
gegen die auf fie Anwendung findenden Vorſchriften der 
Militärſtrafgeſetze; 

2. die dem Beurlaubtenſtand angehörenden Offiziere, Sanitäts⸗ 
offiziere und Ingenieure des Soldatenftandes wegen Zwei—⸗ 
fampf3 mit tödtlichen Waffen, wegen Herausforderung 
oder Annahme einer Herausforderung zu einem folchen 
Zweikampf und wegen Kartelltragens; 

3. die im 81 Nr. 6 bezeichneten Perſonen, auch wenn fie 
nicht zur Dienftleiftung zugelaffen find, wegen der in der 
Militäruniform begangenen Zumwiderhandlungen gegen die 
militärifche Unterordnung; 

4. Ausländer und Deutjche wegen der in den SS 160, 161 
des Militärftrafgejetzbuch8 bezeichneten jtrafbaren Hand— 
lungen. 

1. Zum Beurlaubtenftande gehören: 

1. die Offiziere, Aerzte, Beamten und Mannfchaften der Rejerve, Ma- 
rine-Referve, Landwehr und Seewehr, jowie die Mannichaften der 
Erjagrejerve und Marine⸗Erſatzreſerve; 

2. die vorläufig in die Heimath beurlaubten Retruten und Freimilligen; 

3. die bis zur Snteibung über ihr ferneres Militärverhältniß zur 
Dispofition der Erjagbehörden entlaffenen Mannſchaften; 

4. die vor erfüllter aktiver Dienftpflicht zur Dispofition der Truppen: 
theile (Marinethetle) beurlaubten Mannjchaften. W.G. 815; R. M. G. 
856; ©. v. 11. Febr. 1888 Art. II 8 11; W. O. $ 109 Nr. 4. 


2* 
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Gleichgeftellt find den Perſonen des Beurlaubtenftanves: 


5. nach Aufruf des Landſturms die davon betroffenen Landſturmpflich⸗ 
tigen, ſowie die nach freiwilliger Meldung in die Lilten des Land- 
ſturms eingetragenen Berfonen bis zu dem Tage, zu welchem fie 
einberufen find, oder an welchem fie freiwillig eintreten. 

©. v. 11. Febr. 1888 Art. II 88 26, 30 


2. Alle diefe Perſonen (Nr. 1) find der Militäritrafgerichtöbarkeit 
ud unterftellt: „wegen Zumiderhandlungen gegen die auf fie Anwen- 
dung findenden Vorſchriften der —— —— Vgl. M. St. G. B. 
55 6, 42 Abſ. 2, 88 68 - 78, 101, 113, 126; R. M. G. 860 Nr. 3 in 
Verbindung mit M. St. G. B. 88 64—83. 


3. Zweikampf 2c.: R.St. G. B. 88 201 ff. 


4. Zu 85 Nr. 3 Offiziere & 1a suite: 81 Nr. 6, E. G. z. M. St. 
G. B. 83 61.3, D.St.D. 82 Nr. 2. 


S 6. Die Militärperfonen des aktiven Heeres und der 
aktiven Marine find, foweit nicht die folgenden Baragraphen 
ein Anderes bejtimmen, auch wegen der vor dem Dienft- 
eintritte begangenen ftrafbaren Handlungen der Militäritraf- 
gerichtSbarfeit unterjtellt. 


8 7. Die zur Erfüllung ihrer gejetlichen oder freiwillig 
übernommenen Dienftpflicht in dag Heer oder in die Marine 
eingeftellten Militärperjonen treten wegen einer vor dem 
Dienjteintritte begangenen Zuwiderhandlung gegen die all 
gemeinen Strafgefege nicht unter die MilitärftrafgerichtSbarfeit: 

1. wenn vor dem Dienfteintritte wegen der Zumiderhandlung 
ein verurtheilendes oder freifprechendes Urtheil ergangen 
oder ein Strafbefehl zugejtellt war, 

2. wenn die Entlaffung aus dem aktiven Dienfte erfolgt; 
die Entlaffung findet ftatt, wenn eine VBerurtheilung zu 
einer Freiheitsſtrafe von mehr als ſechs Wochen oder im 
Falle der PVerurtheilung zu einer Gelditrafe die Voll⸗ 
jtredung einer an Stelle derjelben tretenden Freiheits⸗ 
itrafe von gleicher Dauer zu erwarten ift. 

War vor dem Dienfteintritte die Eröffnung des Haupt- 
verfahrens bereit3 beichloffen, jo muß, fofern die Entlaffung 
nicht erfolgt, in der Sache militärgerichtlich erfannt werden. 


Entlaffung zur Dispofition der Erſatzbehörden: 9. D. 8 16 Nr. 1—3. 
W. O. 8 82 Nr. 2c. “ v 


8 Die ee des 8 7 finden auf die bis zur 
Entſcheidung über ihr ferneres Militärverhältniß zur Dispofition 
der Erſatzbehörden entlaffenen und fpäter von Neuem für den 
aktiven Dienft ausgehobenen Mannjchaften wegen der vor der 
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Wiedereinziehung begangenen Zuwiderhandlungen gegen die 
allgemeinen Strafgefege entjprechende Anwendung. 
RM. G. 88 52, 58,55; W. O. 8 82 Nr.2 und be, 8 87 Nr. 6. 


9. Die zum Dienfte einberufenen Perfonen des Be— 
wlaubtenstandes und die denjelben gejeglich gleichftehenden 
Perfonen treten wegen der Zuwiderhandlungen, die fie vor dem 
Tage, zu welchem fie einberufen find, gegen die allgemeinen 
Strafgefege begangen haben, nicht unter die Militärjtraf- 
gerichtSbarfeit. Während der Dauer der Dienftleiftung darf 
jedoch ohne Zuftimmung der Meilitärbehörden die Unter: 
ſuchungshaft nicht verfügt, auch eine Hauptverhandlung nur 
abgehalten werden, wenn der Angellagte von der Verpflichtung, 
in derfelben zu erjcheinen, entbunden ift. 

Wegen einer während der ‘Dienftleiftung begangenen ftraf- 
baren Handlung fünnen die im Abſ. 1 bezeichneten PBerjonen 
den bürgerlichen Gerichten übergeben werten, fofern lediglich) 
eine Zuwiderhandlung gegen die allgemeinen Strafgefege in 
Frage fteht. 

A.B. Die in den Fällen des 59 Abf. 1 erforderliche Zuftimmung 
ver Militärbehörde zur Verhängung der Unterfuhungshaft bleibt dem zu⸗ 
fändigen Gerichtsherrn der höheren Gerichtöbarkeit vorbehalten. 

Im Falle der Zuftimmung ift Die Entlaffung des zu VBerhaftenden 
aus dem aktiven Dienfte herbeizuführen. 


8 10. Durch die Beendigung des die Militärftrafgericht3- 
barkeit begründenden Verhältniffes wird Hinfichtlich der vorher 
begangenen ftrafbaren Handlungen die Zuftändigfeit der Militär- 
gerichte nicht aufgehoben. 

Sie hört jedoch auf in Anjehung folcher gegen die all- 
gemeinen Strafgefee begangenen Zumwiderhandlungen, welche 
mit einem militärifchen Verbrechen oder Vergehen nicht zu- 
Immmenteeffen, e3 jei denn, daß bereit3 die Anklage erhoben 
—8— 8 258) oder eine Strafverfügung des Gerichtsherrn 
vgl. $ 349) zugejtellt war. 


8 11. Macht fich eine der im $ 1 Nr. 1 bezeichneten 
Perfonen innerhalb eines Jahres nach Beendigung des die 
Militärftrafgerichtsbarfeit begründenden Verhältniſſes megen 
der ihr während der Dienftzeit widerfahrenen Behandlung einer 
Beleidigung, Körperverleung oder Herausforderung zum Zwei 
fompfe gegenüber einem früheren militärifchen, noch im aftiven 
Dienfte befindlichen Vorgefegten ſchuldig, fo ift wegen dieſer 
frafbaren Handlungen und, wenn der Zweikampf jtatt- 
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gefunden hat, auch diejerhalb die MilitärftrafgerichtSbarkeit be- 
gründet 


Wegen Beleidigung ift die Mititärftrafgerichtöbarkeit nur 
dann begründet, wenn fie im DVerfehre mit dem früheren Vor⸗ 
gejetten oder mit einer an itlrbehörbe begangen worden ift. 

I. Berechnung der Friſt: $ 1 

Beleidigung: R. St. G. B. 88 ywerverletzung: R.St. G. B. 
88 298 ff., Zweikampf: R. St. ©. 3.88 201 fi. 


Bmeiter Titel. 
Ausũubung der Militärfirafgeritsbarkeit. 


Erfter Abſchnitt. 
Allgemeine Befimmungen. 


; 12. Die Militärftrafgericht3barkeit wird durch die Ge— 
richtsherren und durch die erfennenden Gerichte ausgeübt. 


8 13. Gerichtsherren im Sinne dieſes Geſetzes find Die 
Befehlshaber, welchen die niedere oder die höhere Gerichtsbar- 
feit nach Maßgabe diefes Geſetzes zufteht. 

Den Gerichtäherren ber niederen Gerichtsbarkeit ftehen 
Gerihtsoffiziere zur Seite. 

Den GerichtSherren der höheren Gerichtsbarfeit wird Die 
erforderliche Zahl von vichterlichen Militärjuftizbeamten (Kriegs⸗ 
gerichtsräthe, Oberkriegsgerichtsräthe) zugeordnet. 


8 14. Die niedere Gerichtsbarkeit erſtreckt ſich nur auf 
Perſonen, welche nicht Offizierrang haben. 


8 15. Die niedere Gerichtsbarkeit umfaßt: 


1. die nur mit Arreſt bedrohten militärischen Vergehen; 
2. die Uebertretungen. 

Der höheren Gerichtsbarkeit bleiben jedoch diejenigen Fälle 
vorbehalten, in denen die Verhängung einer Ehrenftrafe zu er- 
warten fteht. 

Im Felde und an Bord findet die Beſtimmung des Ab- 
ſatzes 2 Hinfichtlich der Verſetzung in die zweite Klaffe des 
Soldatenſtand⸗ keine Anwendung. 

Nur mit Arreſt bedrohte militäriſche Vergehen find: M. St. G. B. 
889 Kot 1, 88 90, 92, 141 Abi. 1, 88 146, 152 Abi. 2. 

2. Webertretungen: R. St. G. B. 81 Abi. 3. 

3 Ehrenſtrafen: — hier &.6.8. 8 37 Abi. 2 Nr.1, $ 38, 
s 40 af INT 2 und X 

4. Im Seide urban Bord: [3 8.88 5, 6. 
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8 16. Der niederen Gerichtsbarkeit bleiben außerdem 
überlafjen, jofern nad dem Ermeſſen des Gerichtsherrn neben 
einer etwaigen Einziehung feine höhere Strafe als Tyreiheits- 
ftrafe bis zu ſechs Wochen oder Geldftrafe bis zu einhunbert- 
fünfzig Mark, allein oder in Verbindung miteinander, zu er 
warten fteht: 

1. die Vergehen gegen die 58 64, 65, 89, 91 Abſatz 1, 88 93, 
94, 102, 121 Wbfa 1, 88 137, 151 de3 Militäritraf- 
geſetzbuchs, 

im Felde und an Bord alle militäriſchen Vergehen, 
bei denen Arreſtſtrafe auch ohne Feſtſtellung eines minder 
ſchweren Falles zuläffig i ji 

2. die in dem Borgen von Geld oder in der Annahme von 

Geſchenken ohne Vorwiſſen des gemeinfchaftlichen Vor: 
gejegten beftehenden Vergehen gegen $ 114 des Militär- 
raigeiebbunh8; 

ie Vergehen gegen die 88 123, 185, 223, 230, 241, 

291, 298, 303 des bürgerlichen Strafgeſetzbuchs, 

im Felde und an Bord außerdem die Vergehen gegen 
die 88 113, 242, 246, 292, 293, 296, 299, 304 des: 
jelben Strafgefegbuchs; 

4. die Buwiderhandfungen gegen die 88 81, 83, 84, 86 der 
Seemanndordnung vom 27. Dezember 1872: 

5. die Zumwiderhandlungen gegen die Forſt— und Feldpolizei⸗ 
geſetze, ſowie gegen die Holz-(Forſt-)Diebſtahlsgeſetze. 
Die Beſtimmungen des 8 15 Abſatz 2 und 3 finden An- 

wendung. 

1. Als „Suedeitöfteoie kommt zu Nr. 1 und 2 nur Arreſt in Be 


tracht. M. St. G. B. 8 17 Abſ. 1; og im Uebrigen 8 47 Anm. 3. 
2. Ginsiehung: 8 229 Anm. 1 ‚$ 349 Anm. 3; Geldſtrafe: 
88 462, 463. 


3. Zu Nr. 1 Abſ. 2 vgl. m. St. 6. 8. 88 79, 83, 87, 101, 104, 
116, 17, 120, 128, 132, 138 Abf. 1, & 141 bi. 1, 88 142, 146, 147, 


‘ 


4. Seemanndordnung: R. ©. Bl. 1872 ©. 409. 

5. Für Preußen Feld- und Forftpolizeigejeg vom 1. April 1880 
8 8 39 und Forſtdiebſtahlsgeſetz vom 15. April 1878 (G. S. ©. 222); 
vgl. au 


8 17. Die höhere Gerichtsbarkeit erftreckt ſich auf alle unter 
Militärftrafgerichtäbarfeit ftehende Perfonen und umfaßt alle 
ftrafbare Handlungen. 


8 18. Die erfennenden Gerichte find unabhängig und 
nur dem Geſetz unterworfen. Ä 
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Die erfennenden Gerichte find die Standgerichte, Die 
a serie, die Oberfriegsgerichte und dag Reichsmilitär⸗ 
gericht. 

Die Standgerichte, die Kriegsgerichte und die Oberkriegs⸗ 
gerichte treten nur auf Berufung des Gerichtsherrn und nur 
für den. einzelnen Fall zufammen. 

Iſt der Angeklagte ein General, fo erfolgt die Berufung 
durch den zuftändigen SKontingentSheren, im Felde durch den 
Kaifer. Hinfichtlic der Admirale, ſowie der Generale der 
Marine erfolgt die Berufung ftet3 durch den Kaiſer. 


Kontingentäherr: E. G. 8 4. 


Zweiter Abſchnitt. 


Gerichtsherr. 
8 19. Gerichtsherren der niederen Gerichtsbarkeit ſind: 


1. im Heere: 


der Regimentskommandeur, 

der Kommandeur eines ſelbſtändigen Bataillons, 
der Kommandeur eines Landwehrbezirks, 

der Kommandant von Berlin, 

der Kommandant einer kleinen Feſtung; 


2. in der Marine: 


der Kommandeur einer Matroſen⸗ oder Werft⸗Diviſion, 
der Kommandeur eines ſelbſtändigen Bataillons oder 
einer ſelbſtändigen Abtheilung. 


8 20. Gerichtsherren der höheren Gerichtsbarkeit find: 


1. im Heere: 


der kommandirende General, 

der Diviſionskommandeur, 

der Gouverneur von Berlin, 

der Gouverneur oder Kommandant einer großen 
Feſtung, ſowie 

der Gouverneur, Kommandant oder ſonſtige Befehls⸗ 
haber eines in Kriegäzuftand (Belagerungszuftand) 
erflärten Ortes oder Diſtrikts; 0 
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2. in der Marine: 


der fommandirende Admiral, 
der Chef einer heimifchen Dearineftation. 

Zu 58 19, 20. 

1. 4.8. Als eine „große Feſtung“ ift diejenige anzujehen, deren 
Kommandant mindeftens dag Gehalt eines — — bezieht. 

2. Kriegezußand: M. St. G B.89 Nr. 2; R. V. Art. 68: der Kaiſer 
kann, wenn die 8 iche Sicherheit in dem Bundesgebiete bedroht iſt, 
einen jeden Theil desſelben in Kriegszuſtand erklären. Bis zum Erlaß 
eines die Vorausſetzungen, die Form der Verkündigung und die Wirkungen 
einer ſolchen Erklaͤrung regelnden Reichsgeſetzes gelten dafür die Vor⸗ 
fhriften des Preußiſchen Geſetzes vom 4. Juni 1851 (G. S. S. 451 ff.). 

Für Bayern gilt die Beſtimmung unter III8 5 VI des Vertrags 
wm 23. Rov. 1870 (R. G. 81.1871, 8.21). Für Elfoß-Lothringen vgl. 
6. vom 30. Mai 1892 (R. ©. Bl. ©. 667). 

3. Anderweite Organifation der oberen Marinebehörben: A. K. D. 
sn 14. März 1899 (M. 3. Bl. S. 61) und O. B. 

8 21. Hinfichtlich der Generale, welche nicht unter dem 
Befehl eines Divifionsfommandeurs oder eines anderen dem 
bimmandirenden General unterftellten GerichtSheren ftehen, be⸗ 
immt der zuftändige Kontingentsherr, im Felde der Kaiſer, die- 
jmigen Befehlähaber, welche die gerichtäherrlichen Befugniſſe 
in erjter oder höherer Inſtanz auszuüben haben. Hinfichtlich 
der Admirale, fowie der Generale der Marine erfolgt die'e 
Beſtimmung in den entjprechenden Fällen ſtets durch den Kaifer. 

Kontingentsherr: €. G. 8 4. 


8 22. Hat eine Feſtung mehrere Kommandanten, fo 
fieht die höhere Gerichtsbarkeit dem erften Kommandanten 
(Gouverneur), die niedere Gerichtsbarkeit dem zweiten Kom⸗ 
mandanten zu. 


5 23. Am Berhinderungsfalle gehen die Befugniffe des 
Gerichtsherrn auf den Stellvertreter im Kommando über. 
‚ Diefe Beftinunung findet in den Fällen des 8 21 feine An- 
wendung. 

1. Berhinderungsfall: 8 136. 

2. Zetetung des kommandirenden Generals: A. K. O. vom 25. Okt. 
1877 (A. V. Bl. ©. 209); des Bezirkstommandeurd: Anm. zu H. O. 8 24. 

8 24. Der höhere Gerichtsherr ift befugt, den ihm 
untergebenen Gerichtsherrn anzuweiſen, eine Unterjuchung ein- 
zuleiten ober fortzufegen, ſowie ein Nechtsmittel einzulegen 
oder zurückzunehmen. Im Uebrigen darf er in den Gang 
einer eingeleiteten Unterjuchung nicht eingreifen. 

Dem höheren tsherrn fteht nicht zu, den ihm untergebenen 
Gerihtäperen 34 eine —ãA ehnguftellen Bar). 8 
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8 25. Der Gerichtsherr bat die Gericht3barfeit über 
die zu feinem Befehlöbereiche gehörenden Berjonen. 


8 26. Der Gouverneur und der Kommandant von 
Berlin, fowie die Gouverneure und Kommandanten von 
Feſtungen haben innerhalb der im 8 19 Nr. 1, 8 20 Nr. 1, 
8 22 bejtimmten Grenzen die Gericht3barkeit über alle unter 
Milttärftrafgerichtsbarfeit ftehende Perjonen, welche 

1. eine jtrafbare Handlung gegen die allgemeine Sicherheit, 
Ruhe und Ordnung des Drteg, 

2. eine Zuwiderhandlung gegen eine bejondere in Beziehung 
auf die Feſtungswerke und Vertheidigungsmittel beftehende 
Anordnung, 

3. eine ftrafbare Handlung im Garnijondienfte begehen. 

Zu Nr. 1. Die beſondere Gerichtöbarkeit de8 Gouverneurs 2c. ift 
nicht durch jeden Straßenunfug oder durch jede Wirthshausſchlägerei, 
woran Militärperjonen betheiligt find, begründet. Dies tit vielmehr nur 
der Fall bei Augjchreitungen, die fih als Störungen de3 allgemeinen 
örtlichen Rechtsfriedens darftellen und geeignet find, bei den Ortsbewohnern 
überhaupt oder doch bei einem größcren Theile derjelben das Gefühl 
der Rechtsunficherheit hervorzurufen, und die unter Umfjtänden eine um- 
fangreichere und gejteigerte Thätigfeit der zur nſrechthaltuns der öffent: 
lihen Ordnung berufenen Organe erfordern (Bgr.). 


8 27. Der Gouverneur, Kommandant oder fonjtige Bes 
fehl8haber eines in Kriegszuftand (Belagerungszuftand) er 
Härten Ortes oder Diſtrikts hat die Gericht3barfeit ($ 20) 
über alle zur Befatung gehörende Militärperfonen. 

Kriegszujtand: 88 19, 20, Anm. 2. 


8 28. Detadhirte Theile eines militärischen Verbandes 
fönnen für die Dauer der Detachirung der Gerichtsbarkeit 
eined anderen Gerichtäheren unterftellt werden. 

1.9.8. Erfolgt in Friedengzeiten innerhalb eines Armeekorps⸗ 
bereih8 eine Detachirung, welche eine Webertragung der gerichtäherrlichen . 
Befugniſſe wünſchenswerth macht, jo bat der fommandirende General 
durch das Kriegsminiſterium Meine Ontigeitung herbeizuführen. 

2. Detadhirung: D. St. O. 8 13, vgl. E. G. 87. 


8 29. Einem militärischen Verbande vorübergehend über- 
wiefene Perfonen find für die Dauer der Ueberweiſung bin- 
fichtlich der Gerichtsbarkeit dem GerichtSheren diefe8 Verbandes 
unterftelit. 


A. B. Gehören der Beihuldigte und der militärifche Verband, dem 
er überwiefen ift, verjchiedenen jelbitändigen Kontingenten an, jo bat der 
Gerichtäherr vor Verfügung der Anklage oder vor Erlaß einer Straf: 
verfügung bei der Stelle, welche die Weberweilung verfügt hat, Die Ens 
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ſcheidung über Fortdauer oder Zurüdnahme der Meberweifung (vgl. 3 259) 
herbeizuführen. | | 

Dieje Beftimmung findet auf die Angehörigen der Marine finn: 
gemäße Anmendung. 

8 30. Unter MilitärftrafgerichtSbarfeit ftehende Berfonen, 
fire welche ein Gerichtäherr nicht ausdrücklich beftimmt ift, find 
der Gericht3barfeit de3 Diviſionskommandeurs unterftellt, in 
deffen Bezirke fie jich befinden oder die That verübt haben. 
In Berlin, fowie in Feitungen tritt die Zuftändigfeit der 

ouverneure oder Kommandanten, im Bereiche der heimijchen 
Marineftationen die der Chefs diefer Stationen ein. 

Unter mehreren zuftändigen Gerichtsherren hat derjenige 
den Vorzug, welcher den Beichuldigten verhaftet oder zuerit 
das Ermittelungsverfahren angeordnet hat. 

1. A. 8. Der „Bezirk des Divifionsfommandeurs” umfaßt die Aus- 
hebungsbezirt der ihm unterſtellten Brigaden. 

. Zu Abſ. 2. Eine anderweite Verſtändigung unter den mehreren 
zuſtändigen Gerichtsherren iſt keineswegs ausgeſchloſſen (Bgr.). 

S 31. Don dem kommandirenden General (Admiral) 
wird, abgefehen von dem Verfahren im Felde und an Bord 
(88 419 —435), ſowie vorbehaltlich der Beftimmung des 8 21, 
die Gerichtsbarkeit nur in der Rechtsbeſchwerde- oder Be⸗ 
nfungsinftang ausgeübt. Militäriiche Verbände und einzelne 
Militärperjonen, welche unmittelbar unter dem Befehle des 
bommandirenden Generals (Admiralz) ftehen, find, foweit dies 
hiernach . erforderlich, Hinfichtlich der Strafverfolgung einem 
anderen Gerichtäherrn zu unterjtellen. 

Diefe Beitimmungen finden auf die fonftigen Gerichts» 
berren der höheren Gerichtsbarkeit hinfichtlich der zur Zur 
fändigfeit der Standgerichte gehörigen Sachen entiprechende 
Anwendung. Das Gleiche gilt in den Fällen des 8 30. 

Die Unterftellung erfolgt in den Fällen des erjten Ab- 
fage3 durch den fommandirenden General (Admiral), in den 
Fällen des zweiten Abjages, wenn der höhere Gerichtsherr 
ein Diviſionskommandeur oder ein Marineftationschef iſt, durch 
diefen, im Uebrigen, foweit nicht dieſes Geſetz Beſtimmung ge- 
troffen hat ($ 22), durch die Militärjuftizperwaltung. 

1. Da gegen die im Felde und an Bord ergehenden Urtheile Die 
ordentlichen Rechtsmittel nicht zugelaſſen find (8 365 Abi. 2, SS 419 ff.), 
jo beſchränken fi die Vorjehriften auf Das ordentliche Verfahren (Bar.). 

2. Rechtäbejchwerde: 55 373 -377; Berufung: 88 378 -396; Mili- 
tärjuftizperwaltung: 88 111—114. 

8 32. Stehen Strafjachen dadurch im Zufammenhange, 
daß eine Perſon ‚mehrerer ftrafbarer Handlungen befchuldigt 
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8 25. Der Gerichtsherr hat die Gerichtsbarkeit über 
die zu feinem Befehlsbereiche gehörenden Perſonen. 


8 26. Der Gouverneur und der Kommandant von 
Berlin, fowie die Gouverneure und Kommandanten von 
Sefungen haben innerhalb der im 8 19 Nr. 1, 8 20 Nr. 1, 
8 22 beftimmten Grenzen die Gerichtsbarkeit über alle unter 
Militärſtrafgerichtsbarkeit ftehende Perſonen, welche 

1. eine ftrafbare Handlung gegen die allgemeine Sicherheit, 
Ruhe und Ordnung des Drteg, 

2. eine Zumiderhandlung gegen eine bejondere in Beziehung 
auf die Feſtungswerke und Vertheidigungsmittel beftehende 
Anordnung, 

3. eine ftrafbare Handlung im Garnifondienfte begehen. 

Zu Nr. 1. Die bejondere Gerichtäbarfeit des Gouverneurs 2c. ift 
nicht durch jeden Straßenunfug oder durch jede Wirthshausjchlägerei, 
woran Militärperfonen betheiligt find, begründet. Dies iſt vielmehr nur 
der Fall bei Ausfchreitungen, die fih als Störungen des allgemeinen 
örtlichen Rechtsfriedens darjtellen und geeignet find, bei den Driöbemobneen 
überhaupt ober doch bei einem größeren Theile derſelben das Gefühl 
der ee hervorzurufen, und die unter Umständen eine um: 
fangreichere und gejteigerte Thätigfeit der zur Aufrechthaltung der öffent 
lihen Ordnung berufenen Organe erfordern (Bgr.). 


S 27. Der Gouverneur, Kommandant oder fonftige Bes 
fehl8haber eines in Sriegszuftand (Belagerungszuftand) er- 
Härten Ortes oder Diſtrikts hat die GerichtSbarfeit ($ 20) 
über alle zur Befatung gehörende Militärperfonen. 

Kriegszujtand: SS 19, 20, Anm. 2. 


8 28. Detachirte Theile eines militärtichen Verbandes 
fönnen für die Dauer der Detachirung der Gericht3barfeit 
eines anderen Gerichtöheren unterftellt werden. 

1.9.8. Erfolgt in Friedenszeiten innerhalb eines Armeekorps⸗ 
bereich3 eine Detachirung, welche eine Uebertragung der gerichtäherrlichen . 
Befugniffe wünjchenswertb macht, fo a der fommandirende General 
durch das Kriegäminijterium Meine Ent geung herbeizuführen. 

2. Detadirung: D. St. O. 8 13, vgl. E. G. 87. 


8 29. Einem militärischen Verbande vorübergehend über 
wiefene Perfonen find für die Dauer der Ueberweiſung bin- 
fichtlich der Gerichtsbarkeit dem Gerichtsherrn dieſes Verbandes 


unterftellt. 


A. B. Gehören der Beichuldigte und der militärifche Verband, dem 
er überwieſen ift, verjchiedenen felbftändigen Kontingenten an, jo bat der 
Gerihtähere vor Verfügung der Anklage oder vor Erlaß einer Straf 
verfügung bei der Stelle, welche die Weberweijung verfügt bat, die Ens 
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ſcheidung über Fortdauer oder Zurüdnahme der Ueberweiſung (vgl. 8 259) 
herbeizuführen. 

Diele Beftimmung findet auf die Angehörigen der Marine finn- 
gemäße Anwendung. 

S 30. Unter MilitärftrafgerichtSbarfeit ftehende Perfonen, 
für welche ein Gerichtsherr nicht ausdrücklich beſtimmt ift, find 
der Gerichtsbarkeit des Diviſionskommandeurs ıumterftellt, in 
deffen Bezirke fie fich befinden oder die That verübt haben. 
In Berlin, fowie in Feſtungen tritt die Zuftändigfeit der 

ouverneure oder Kommandanten, im Bereiche der heimifchen 
Marineftationen die der Chef3 diefer Stationen ein. 

Unter mehreren zuftändigen GerichtSherren hat derjenige 
den Vorzug, welcher den Bejchuldigten verhaftet oder zuerft 
das Ermittelungsverfahren angeordnet hat. 

1. 4.8. Der „Bezirk des Diviſionskommandeurs“ umfaßt die Aus- 
hebungsbezirke der ihm unterftellten Brigaden. 

2. Zu Abſ. 2. Eine anderweite Verftändigung unter den mehreren 
zuſtändigen Gerichtäherren ift keineswegs ausgeſchloſſen (Bgr.). 

8 31. Bon dem fommandirenden General (Admiral) 
wird, abgejehen von dem Berfahren im Felde und an Bord 
(88 419435), ſowie vorbehaltlich der Beitimmung des $ 21, 
vie Gerichtsbarkeit nım in der Rechtsbeſchwerde⸗- oder Be⸗ 
ufungsinftang ausgeübt. Militärijche Verbände und einzelne 
Militärperfonen, welche unmittelbar unter dem Befehle des 
Immandirenden Generals (Admiral3) ftehen, find, foweit dies 
hiernach . erforderlich, Hinfichtlich der Strafverfolgung einem 
anderen Gerichtsherrn zu unteritellen. 

Diefe Beitimmungen finden auf die jonftigen Gericht3- 
herren der höheren Gerichtsbarkeit Hinfichtlich der zur Zur 
Rändigfeit der Standgerichte gehörigen Sachen entjprechende 
Anwendung. Das Gleiche gilt in den Fällen des 8 30. 

Die Unterftellung erfolgt in den Fällen des erften Ab- 
ſatzes durch den fommandirenden General (Admiral), in den 
Fällen des zweiten Abjates, wenn der höhere Gerichtsherr 
em Divifionstommandeur oder ein Marineftationschef ift, durch 
diefen, im Uebrigen, foweit nicht dieſes Gejek Beftimmung ge- 
troffen hat (8 22), durch die Militärjuftizperwaltung. 

1. Da gegen die im Felde und an Bord ergehenden Urtheile die 
ordentlichen Rechtömittel nicht zugelaffen find (8 365 Abſ. 2, 88 419 ff.), 
ſo beſchränken ſich die Vorſchriften auf daS ordentliche Verfahren (Bgr.). 

2. Rechtöbejchwerde: 55 373—377; Berufung: 55 378—396; Mili- 
tärjuftigverwaltung: 88 111—114. 

8 32. Stehen Straffachen dadurd) im Zufammenhange, 

daß eine Perſon ‚mehrerer ftrafbarer Handlungen beſchuldigt 


A — 


— DU — 
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wird, von denen eine der höheren, eine andere der niederen 
Gerichtsbarkeit unterliegt, jo kann der höhere Gerichtsherr 
auch diefe an fich ziehen. 

jt wegen einer der ftrafbaren Handlungen bereit8 die 
Anklage erhoben oder eine Strafverfügung zugeftelft, jo kann 
die Verbindung nur duch Beſchluß des gemeinfamen oberen 
a auf Antrag eine der zuftändigen Gerichtsherren er- 
olgen. 

In gleicher Weife kann die Verbindung wieder aufgehoben 
werden. 

Anklageerhebung: 8 258; S : . in Berbin- 
dung mit 86 187 8 trafverfügung: 88 849 ff, in V 

33. Wird eine Perſon mehrerer ſtrafbarer Handlungen 
beſchuldigt, welche theils zur Zuſtändigkeit eines mit der höheren 
Gerichtsbarkeit verſehenen Gouverneurs oder Kommandanten, 
theils zur Zuſtändigkeit eines anderen Gerichtsherrn gehören, 
ſo ſteht die Strafverfolgung hinſichtlich ſämmtlicher ſtrafbarer 

andlungen denemigen Gerichtsherrn zu, welcher für die ſchwerere 
trafthat zuſtändig iſt. Maßgebend in dieſer Beziehung iſt die 
angedrohte Strafart, bei Strafen gleicher Art das höchſte zu— 
läſſige Maß derſelben. Bei ſich gleichſtehenden Strafandrohungen 
Haben die dem Befchuldigten vorgefegten Gerichtäherren den 
orzug. 

Die Beftimmungen des 8 32 Abf. 2 und 3 finden An- 
wendung. 

Gehören Strafiachen der niederen Gerichtöbarfeit theils 
zur Buftändigfeit eines nur mit niederer GerichtSbarfeit ver- 
jehenen Kommandanten, theils zur Zuftändigfeit eines anderen 
Gerichtöherrn, jo fteht dem Erjtgenannten die Strafverfolgung 
binfichtlich fämmtlicher ftrafbarer Handlungen zu. 

Zu Abi. 1. Schlußſatz: Eine anderweite Verftändigung der mehreren 
Gerichtsherren tft nicht auögefchloflen (Bgr.). 


8 34. Sind bei einer ftrafbaren A oe mehrere 
Perjonen als Thäter, Theilnehmer, Begünftiger oder Hehler 
befchufdigt und ftehen die Befchuldigten unter der Gericht3bar- 
feit verfchiedener Gerichtsherren, jo Tann der Gerichtäherr, 
welcher der gemeinfchaftliche Vorgefegte ift, die Verbindung 
der Straffachen und ihre gemeinfame Verfolgung anorbnen. 

Iſt ein gemeinfchaftlicher höherer Gerichtöherr nicht vor- 
handen, fo haben die betreffenden fommandirenden Generale, 
und wenn einer der Befchuldigten der Marine angehört, der 
tommandirende General und der fommandivende Admiral dar- 
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über fich zu verftändigen, welcher Gerichtsherr die Straf- 
verfolgung zu übernehmen hat. Findet hierüber eine Einigung 
nicht ftatt, fo fteht, fofern die betheiligten kommandirenden 
Generale derſelben Militärverwaltung angehören, die Ent- 
ſcheidung dem zuftändigen Kontingentsheren, anderenfall® dem 
Raifer zu. Der Gouverneur von Berlin fteht in diefer DBe- 
ziehung einem fommandirenden General gleich. 
| Iſt gegen einen Beichuldigten die Anklage bereit erhoben, 
oder ift ihm eine Strafverfügung bereits zugeftellt, fo kann 
die Verbindung nur durch Beſchluß des gemeinfamen oberen 
Gerichts auf Antrag eines der zuftändigen Gerichtöherren 
folgen. 
u en gleicher Weiſe kann die Verbindung wieder aufgehoben 
werden. 

1. Als „gemeinfchaftlicher Vorgejetter” Tann der Gerichtsherr in 
Betracht kommen ſowohl Hinfichtlich der mehreren Beſchuldigten, als auch 
hinfichtlich der verjchiedenen Gerihtäherren (Bgr.). 

2. Thäter ıc. $ 4 Anm. 1. 

3. Anflageerhebung: $ 258; Straperfügung: 88 349 ff. in Ber 
Bindung mit SS 137 ff. 

S 35. Die Beſtimmungen de8 8 34 finden bei ftraf- 
baren Handlungen, welche nach ihrem gefetzlichen Thatbeſtande 
da8 Zuſammenwirken Mebrerer vorausjegen, entjprechende 
Anwendung. 


8 36. Beſtehen zwifchen mehreren GerichtSherren Zweifel 
darüber, welcher der zuftändige ift, fo entjcheidet der ihnen 
gemeinfam vorgejeßte Gerichtsherr und in Ermangelung eines 
ſolchen das gemeinjame obere Gericht. 


8 37. Im Verordnungswege Tann, ſoweit befondere 
Berhältniffe es erfordern, die GerichtSbarfeit der in den 88 19, 
20, 22 bezeichneten Befehlshaber auf beftimmte Truppentheile 
oder Militärverbände eingeſchränkt oder ausgedehnt, ſowie auch 
anderen Befehlshabern Gerichtsbarkeit verliehen werden. 


A. 8. 1. Den fommandirenden Generalen werden in gerichtäherr: 
licher Beaiebung gleichgeftellt: 
der Gouverneur von Berlin, 
der Chef der Landgendarmerie, 
in Kriegszeiten die ftellvertretenden fommandirenden Generale. 
2. Den Divifionstommandeuren werden in gerichtäherrlicher Be⸗ 
ziehung in Kriegszeiten gleichgeftellt: 
die ftellvertretenden Infanterie⸗Brigadekommandeure, 
der Inſpekteur der immobilen Garde-Infanterie. 
3. Sind militärifche Verbände oder eingelne Militärperfonen feitens 
der fommandirenden Generale nach 8 31 Abſ. 1 der Militärftrafgerichts- 
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ordnung Binfichtli der Strafverfolgung einem anderen Gerichtäheren zu 
unterjtellen, fo —* die Zuweiſung, ſoweit nicht in den folgenden Nummern 
ein Anderes beſtimmt iſt, an die Diviſionskommandeure erfolgen. 

Das Fußartillerie-Regiment von Hinderſin (Pommerſches) Nr. 2 ift 
ungetheilt der 4. Divifion, das Badiſche FußartillerieRegiment Nr. 14 
ungetheilt der 29. Divifion zuzumeifen. 

Die Divifiongtommandeure haben ferner die höhere Gerichtäbarkeit 
über die Angehörigen der Landgendarmerie. 


4. Unbejchadet der Beftimmungen der 88 25, 26 der Militärftraf- 
gericht3ordnung haben: 


a) die Gouverneure und eriten Kommandanten großer Feſtungen die 
höhere GerichtSbarfeit Über Die ungetheilt in der Feſtung arnitoniren- 
den Fußartillerie-Regimenter, die Pionier-Bataillone, die Telegraphen- 
Bataillone und die Train-Bataillone, ſowie über die am —* be⸗ 
findlichen Militärbehörden, militäriſchen Inſtitute und Stäbe, ſoweit 
nicht die letzteren zu dem Befehlsbereich eines Diviſionskommandeurs 
gehören; 

b) die Kommandanten kleiner Feſtungen und die zweiten Komman⸗ 
danten großer Feitungen die nievere Gerichtäbarkeit über die am 
Drte befindlichen Stäbe, welche nicht anderen Gerichtäherren der 
niederen Gerichtäbarkeit unterftellt find, ſowie über die daſelbſt bes 
findlichen Milttärbehörden und militärifchen Snititute, deren Vorfteher 
nicht jelbft die niedere Gerichtsbarkeit haben. 


5. Die niedere Gerichtöbarfeit wird verliehen: 
dem Kommandeur der Schloßgarvelompagnie, 
den Kommandeuren der Infanterie, der Seldartilleries und der 
Fußartilleriefchießfchule, 
den Kommandeuren der Unteroffizierfchulen, 
dem ‚Kommandeur des Militärtnabenerziehungsinftitut3 in Anna- 
urg, 
dem Kommandeur der DOffizierreitichule, 
dem Kommandeur der Kavallerieunteroffizierfchule, 
dem Kommandeur der Oberfeuerwerkerſchule, 
dem Vorſteher der Berfuchgabtbeilung der Artillerieprüfung3s 
mmilfion, 
dem Direktor der Militäreifenbahn, 
dem Kommandeur der Luftichifferabtheilung, 
den Gendarmerie-Brigadierg, 
den Kommandeuren der Kriegsfchulen, 
dem Kommandeur der Hauptladettenanitalt, 
dem Inſpekteur der Erſatzeskadrons. 
6. Für die Garniſon Berlin tritt folgende Regelung ein: 
a) die Beitimmung in Nr. 4 fubet auf das Gardekorps feine An- 
wendung. Für dieſes gilt lediglich die Borfchrift in Nr. 3 Abi. 1; 
b) die Stäbe und Behörden des III. Armeekorps, die Landwehr: 
Sen dert Berlin und die Bezirkskommandos Berlin I bi3 IV unter: 
tehen der Gerichtäbarkeit der 6. Divifion und des Generallonmandos 
III. Armeekorps; 
e) im Mebrigen werden die in Berlin garnifonirenden militärifchen 
Verbände, ſoweit fte nicht eigerre Gerichtsbarkeit haben, ſowie die 
in Berlin befindliden Militärperjonen und Stäbe, ſoweit nicht eine 
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andere Gerichtäbarfeit begründet ift, der Gerichtsbarkeit des Gou⸗ 
vernements unterſtellt, und zwar fol die Gerichtäbarfeit in allen 
Sachen für die erjte Inftanz dem Kommandanten, für die Berufungs- 
inftanz dem Gouverneur zuftehen. 


Dritter Abjchnitt. 
Erkenuende Gerichte. 
I. Standgeridte. 


| 8 38. Die Standgerichte beftehen aus drei Richtern, 
| und zwar aus 
| einem StabSoffizier als Vorſitzendem, 
einem Hauptmann (Rittmeifter, Rapitänleutnant) als 
erftem Beifiter und 
einem Oberleutnant (Oberleutnant zur See) als zweiten 
Beifiker. 


8 39. Sind Offiziere der vorgefchriebenen Dienftgrade 
nicht vorhanden, oder find die vorhandenen fämmtlich an der 
Ausübung des Richteramts verhindert, jo kann an die Stelle 
des fehlenden Offizier ein Offizier des nächitniederen oder des 
nächſthöheren Dienftgrades treten. 


8 40. Als Richter kann nur mitwirken, wer feit min- 

deften3 einem Jahre dem Heere oder der Marine angehört. 

Diefe Beitimmung findet auch Anwendung auf die Offiziere als 

Kichter in den Kriegsgerichten ($ 60) und in den Oberfriegägerichten ($ 68) 

— auf die Gerichtsoffiziere ($ 100). Sie findet nicht Anwendung im 
e und an Bord ($ 44 Abf. 1 Sag 2). 


8 41. Der Vorſitzende und die Beiſitzer werden —A—— 
Gerichtsherrn alljährlich vor dem Beginne des Geſchäftsjahrs 
fir die Dauer desſelben als ſtändige Richter beſtellt. Für die 
gleiche Dauer find ftändige Stellvertreter zu bezeichnen. 

1. Zu Richtern find nur Perſonen zu berufen, die ſich im aftiven 
Dienfte des Heeres oder der Marine befinden (Bar.). 

2. Die Beitelung erlifcht, wenn im Laufe des Geschäftsjahres 
(E. G. 22) der beitellie Offizier von dem Verbande behufs andermweiter 
dienftlicher Gerwerbung ablommandirt wird oder aus demjelben durch 
Verſetzung oder Verabſchiedung ausſcheidet. Gleihe Wirkung hat die 
dauernde Verhinderung an der Ausübung des Richteramts durch Krankheit, 
Verbüßung einer längeren reiheitäftrate ꝛe. Sofortige Beftellung eines - 
ftändigen anderen Offiziers ift nicht unbedingt vorgejchrieben ($ 43 Abſ. 1), 
da fie unter Umſtänden, zumal beim Borhandenjein eines Stellvertreters, 
nicht erforderlich fein wird (Bgr.). 


8 42. Die Richter und deren Stellvertreter werden beim Kor, 
Antritte des Richteramts durch den Gerichtsherrn beeidigt. Ua 
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Die Eidesformel lautet: 

„Ich ſchwöre bei Gott dem Allmächtigen und AIL- 
wifjenden, die Pflichten eines Richters getreulich zu er- 
füllen. So wahr mir Gott helfe." 

Dem Schwörenden ift geftattet, den Schlußworten der 
Eidesformel eine feinem Glaubensbekenntniß entjprechende Be— 
fräftigungsformel hinzuzufügen. 

Ueber die erfolgte Beeidigung ift ein Protokoll aufzu- 
nehmen. 

Bei der Beeidigung joll der Schwörende die rechte Hand erheben. 
8 296 Abſ. 4. 


8 43. Scheidet im Laufe des Gejchäftsjahrs einer der 


X ⸗ ‘ ⸗ 
Richter oder Stellvertreter aus, oder iſt er an der Ausübung 


des Richteramts dauernd verhindert, ſo iſt erforderlichen Falles 
für den Reſt des Geſchäftsjahrs ein anderer Offizier als 
Richter zu beſtellen. 

Im Falle gleichzeitiger Verhinderung eines Richters und 
deſſen Stellvertreters kann ein Offizier des entſprechenden 
Dienſtgrades für den einzelnen Fall als Richter berufen werden. 

Bol. 88 88, 39. 


8 44. Im Felde und an Bord erfolgt die Berufung 
Sämmtlicher Richter für den einzelnen Fall. Die Beitimmung 
des 8 AO findet feine Anwendung. 

An Bord kann im Bedürfnißfall als zweiter Beiſitzer ein 
Mitglied des Sanitätsoffizierlorpg oder Maſchinen⸗Ingenieur⸗ 
forp8 oder ein Dedoffizier berufen werden. 


8 45. Die Standgerichte find zuftändig fir die Straf 
fachen der niederen Gerichtäbarfeit (88 15, 16). 


5 46. Vor die Standgerichte gehören auch diejenigen 
Straffachen, deren Verhandlung und Entjcheidung ihnen infolge 
der Beitimmungen des 8 63 zufällt. | 

8 47. Das Standgericht darf neben einer etwa auszu- 
Iprechenden Einziehung auf feine andere und feine höhere Strafe 
als auf Sreiheitzftrafe nicht über fech3 Wochen und auf Geld- 
ftrafe nicht über einhundertfünfzig Mark, im Felde und an 
Bord neben Einziehung und Verſetzung in die zweite Klaffe 
des Soldatenftandes auf Freiheitsftrafe nicht über drei Monate 
und Gelditrafe nicht über dreihundert Mark, allein oder in 
Verbindung miteinander, erkennen. 

Auch im Falle des Zufammentreffend mehrerer ftrafbarer 
Handlungen (88 74, 77 des bürgerlichen Strafgejeßbuchs, 8 54 
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bes Militärſtrafgeſetzbuchs) Ifen bie verſchiedenen Freiheits⸗ 
ſtrafen zuſammen die im Abſ. 1 beſtimmte Zeitdauer nicht 
überjchreiten. 

1. Neben der Freiheits d Gelb 16, 68) erfannt 
werden. 5 ben Sal, daß on en —— Frl (R. St. 
6.8. 88 28, 29), ift die an ihre Stelle tretende Freiheitsſtrafe feitzufegen. 
Die fubfipiären Sreiheitsftrafen dürfen jedoch inägefammt die Dauer von 
—* en im Felde und an Bord von drei Monaten nicht überfteigen 


wer niehung ng: 8229 Anm.1,2, 3849 Anm. 3; Geldſtrafe: — 
5. Sch ftrofen: M. St. G. B. 88 16 ff., R.&t. 6.8. 88 16 


8 48. Die Standgerichte, welche im Felde zuſammen⸗ 
treten, heißen Feldſtandgerichte. 

Die Standgeridhte, welhe an Bord zuſaumentreten, 
heißen Bordſtandgerichte. 


II. Kriegsgerichte. 
8 49. Die Kriegsgerichte beſtehen aus fünf Richtern, 
md zwar aus 
einem eriegögerichtörathe (8 13 Abf. 3) und 
vier Offizieren. 
Die Kriegägerichtöräthe können nur duch zum Richteramte bejähtgte 


Berfonen vertreten, im Selbe und an Bord, jomeit die Umftände 
erfordern, auch Durch Dffiziere erfegt werden. ($ 98.) 


8 50, Außer dem Sriegsgerichtsrathe find als Richter zu 
en: 

1. wenn der Angeklagte ein Gemeiner oder Unteroffizier ift: 
ein Major, ein Hauptmann (Rittmeifter) und zwei Ober- 
leutnants; 

2. wenn der Angekla te ein Subalternoffizier oder ein Haupt- 
mann (Mittmeifter) ift: ein Oberftleutnant, ein Major, ein 
Hauptmann (Rittmeifter) und ein Oberleutnant; 

3. wenn der Angellagte ein Major ift: ein Oberſt erft, gmei 
a an? oder Majors und ei Hauptmann (Ritt⸗ 
meiſter 

4. wenn fi Angeklagte ein Oberftfeutnant ift: ein General⸗ 
major, ein Oberft, ein Oberftleutnant und ein Major; 

5. wenn ber Angeflagte ein Oberft ift: ein Generalmajor, 
zwei Oberiten und ein Oberftleutnant; 

6. wenn der Angeklagte ein Generalmajor ift: ein General- 
leutnant, zwei Generalmajor und ein Oberft; 

7. wenn der Angeklagte ein Generalleutnant ift: ein General, 
zwei Generalleutnant3 und ein Generalmajor; 

Kompendium über Militarrecht. g 
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8. wenn der Angeflagte ein General oder ein im höheren 
Range ftehender Offizier ift: zwei Generale und zwei 
Generalleutnants. 

1. 3 ein verabjchiedeter Dffizier militärgerichtlich abzuurtheilen 
vgl. 81 Rr.7, 88 10, 11), jo darf über ihn nur Irtegsgerichtlich, nicht 
andgerichtlih erkannt werden (8 14). Auch ift das Striegägeriht dem 
militärifchen Titel des Angeklagten entiprechend zu bilden (Bgr.). 

2. A. B. Kann aus der Zahl der dem Gerichtäheren zugeorbnieten 
Kriegägerichtsräthe ein Kriegägericht nicht vorſchriftsmäßig bejegt werden, 
fo bat der Gerichtäherr einen anderen Gerichtäheren derſelben oder einer 
nahe gelegenen Garnifon um Aushülfe zu erſuchen (vgl. 8 262). 


8 51. Die Kriegsgerichte werden zufammengefegt aus: 
zwei Striegsgerichtäräthen und 
drei Offizieren, 
wenn der Gerichtsherr nach den Umftänden des Falles an⸗ 
nimmt, daß auf Todesſtrafe oder auf Freibeitsitrafe von mehr 
als ſechs Monaten zu erfennen jei. 
ALS Richter find außer den Sriegsgerichtsräthen zu berufen: 
1. wenn der Angeklagte ein Gemeiner oder Unteroffizier ift: 
ein Major, ein Hauptmann (Rittmeifter) und ein Ober- 
leutnant; 
2. wenn der Angeklagte ein Subalternoffizier oder ein Haupt⸗ 
mann (Rittmeifter) ift: ein Oberftleutnant, ein Major und 
ein Hauptmann Aettmeiter); 

. wenn der Angeklagte ein Major ift: ein Oberft, zwei 
Oberftleutnant3 oder Majors; 

. wenn der Angeklagte ein Oberitleutnant ift: ein General- 
major, ein Oberft und ein Oberftleutnant; 

. wenn der Angeklagte ein Oberft ift: ein Generalmajor 
und zwei Oberiten; 

. wenn der Angeklagte ein Generalmajor ift: ein General 
feutnant und zwei Generalmajors; 

. wenn der Angeklagte ein Generalleutnant ift: ein General 
und zwei Generalleutnant; 

. wenn der Angellagte ein General oder ein im höheren 
Nange stehender Offizier ift: zwei Generale und ein 
Generalleutnant. 

Vgl. A. B. zu 8 50. 


3 52. Iſt das Gericht gemäß 8 49 befetst und erfcheint 
nach dem Ergebniffe der Hauptverhandlung eine die Dauer 
von ſechs Monaten überfteigende Strafe verwirkt, fo kann das 
Gericht auf Freiheitsftrafe bis zu einem Jahre erfennen. 
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Erachtet das Gericht eine höhere Strafe fir vermirkt, fo 
hat e8 die Hauptv erhanbunng abzubrechen und Die Berufung 
eines ber Vorſchrift des 8 51 entjprechenden Gerichts berbei- 


5 Be In den Fällen der Nr. 1 bis 5 der 88 50, 51 
erfolgt die Berufung der Offiziere nach einer vom Gerichtäherrn 
alljährlich vor dem Beginne des Gefchäftsjahrs fiir die Dauer 
desſelben feitzuftellenden Reihenfolge, von ber nur aus brin- 

en Gründen abgewichen werden darf. 

54 der Fälle Nr. 6—8 der 88 50, 51 vgl. 8 18 Ab. 4 


en der Bildung der Rriegsgeriäte fteben 
den in * 88 51 bezeichneten Dienftgraden die entjprechenden 
Dienftgrade der Marine gleih. Ein Korvettenkapitän fteht 
einem Major oder einem Oberftleutnant gleich. 

1. An Stelle der Dienftgrabbezeichnu „Korvettenlapitän mit 
Dberftleutnantärang” ift die Bezeichnung: —— getreten. 
A.K. D- vom 23. Nov. 1898 (M. B. 81. ©. 377); 2 Rr. 

Angehörige des Heeres können zu einem Rage * über einen 
Angeflügten er Marine und umgefehrt berufen ann ein Kriegs⸗ 
gericht theild aus A ehörigen des Heeres, as aus oloen der Marine 
gebildet werden (B Bar, 

8.55. Iſt der Angeflagte ein Sanitätsoffizier oder ein 
Ingenieur des Soldatenftandes oder ein Militärbeamter, fo 
erfolgt die Bildung des Kriegsgerichts unter Berückſichtigung 
des Ranges des Angeflagten nach Maßgabe des 8 50. Es 
find jedoch, dem Range des Angeklagten entjprechend, in den 
Fällen des 8 50 an Stelle der zwei Offiziere des niebrigften 
Dienftgrades zwei Sanitätsoffiziere, zwei Ingenieure des Sol- 
datenftandes oder zwei obere Diilitärbeamte und in den Fällen 
des us g 51 an Stelle des Offizierd des niedrigften Dienftgrades 

anitätSoffizier, ein Ingenieur des Soldatenftandes oder 
en oberer Militärbeamter als Richter zu berufen. 

1. Sanitätsoffiziere: M. St. G. B. 85 Abſ. 2, A. V. betr. die Dr: 
ganijation des Sanitätsoffizierkorps vom 6. Febr. 1873 (A. 3. BI. ©. 103) 
und vom 31. März 1898 (A. B. Bl. S.83 ff.) Nr. 7 in Verbindung mit 
ver A.R.D. vom 27. Jan.1899 (A. V. Bl. S. 45); Marine O. B.82f,8 13. 

Generalftabsarzt der Armee: Generalmajorsrang, 

Generalarzt (früher I. oder II. Klaffe): Oberftenrang, 

Generaloberarzt (früher Divifionsarzt): Oberftleutnantsrang, 

Oberftabsarzt I. Klaſſe: Majorsrang, 

Oberſtabsarzt II. Klafle: Hauptmannsrang, 

Stabsarzt: Hauptmannsrang, 

Oberarzt (früher SER va 3 ‚alle: Oberleutnantörang, 

Alfıftenzarzt ( II. Kaffe): Leutnantsrang. 

Sanitats —A— ige 8 Dom 27. Yan. 1899 (A. 8. Bl. &.45). 


3* 
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2. Ingenieure: 81 Nr.2 Anm. 8. 
8. Militärbeanter: M. St. G. B. 8 4 Anm. 2, Anl. B. $ 55 bezieht 
fi ſowohl auf die unteren wie auf die oberen Militärbeamten (Bgr.). 


56. Sind Perfonen, welche verfchiedenen der im 8 55 
bezeichneten Dienititellungen angehören, oder ift eine dieſer 
Perfonen mit einem der in den 88 50, 51 bezeichneten Ange- 
klagten gemeinfchaftlich abzuurtheilen, jo findet bei der Bildung 
des Kriegsgerichts eine Abweichung von den vorftehenden Be— 
ſtimmungen nur injofern ftatt, als in den Fällen des 850 an 
Stelle des Dffizier8 des niedrigsten Dienitgrades ein zweiter 
Kriegögerichtsrath zu berufen ift. 


8 57. Side Angeklagte eine Civilperfon, fo erfolgt die 
Sifoung des iegsgerichtS nach Maßgabe der SS 50 Nr. 1, 


Wird eine Civilperfon zugleich mit einer Militärperjon 
angeflagt, fo erfolgt die Bildung des Kriegsgerichts lediglich 
mit Rüdficht auf die letztere. 

Bei kriegsgefangenen Offizieren foll dag militärifche Rang⸗ 
verhältniß thunlichſt berüdfichtigt werben. 


58. Nichtet fich die Hauptverhandlung gegen mehrere 
Angellagte verjchiedenen Ranges, fo ift, unbefchadet der Be 
immung des 8 56, fir Die Beſetzung des Kriegsgerichts der 
ienftgrad des höchften unter den Mitangeklagten maßgebend. 


8 59. Im Felde und an Bord können die Sanitätg- 
offiziere, die Ingenieure des Soldatenftandes umd die oberen 
Militärbeamten (88 55, 56) im Bedürfnißfalle durch Offiziere 
erfegt werden. 


5 60. Auf die aus dem Offizierftande zu berufenden 
Nichter bei den Kriegsgerichten finden die Beitimmungen der 
88 39, 40 Anwendung. 


8 61. In der Hauptverhandlung hat der rangältefte 
Offizier den Vorſitz; der dienftältefte Kriegsgerichtsrath führt 
die Verhandlungen. 

1. Borfigender: $ 275 Abſ. 1 und 8, $ 279 Abf. 1, 8 288 Ubi. 1 
und 2, N 289, 290 Abi. 3, 88 294, 295, 296 Abi. 1 und 6, 8 297 
Abi. 1, 85 302, 325 Abf. 1, 88 331, 336 Abf. 2 und 4. 

2. Berhandlungsführer: 8 292 Ab. 1, $ 293 al 1 und 2, 8 296 
Abſ. 1 und 2, 8 818 Abſ. 1 und 2, 8 320, $ 824 Abi. 2, 88 327, 881, 
. 333 Abf. 3, $ 336 Abf. 4. 

3. Gericht: $ 277, 8 290, 88 291, 292 Abſ. 8, 8 293 Abſ. 8, 8 298 
Abſ.2 und 3, 8 299 Abi. 4, 8 305, $ 318 Abf. 8. 
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8 62, Die Kriegsgerichte find, abgefehen von den ihnen 
durch anderweite Beftimmungen dieſes Geſetzes zugewieſenen 
Eutſchedenaen und Geſchäften, zuſtändig: 

die Verhandlung und Entſcheidung in erſter Inſtanz 
nn den nicht zur Buftändigfeit der Standgerichte gehörigen 

Strafſachen; 

2. für die Verhandlung und Entſcheidung über das Rechts⸗ 
mittel der Berufung gegen die Urtheile der Standgerichte. 

Den Gerichten höherer Ordnun Kriegsgerichten, Oberkriegs⸗ 
Teiln ‚ Reich3militärgericht — find außer . ben in den 88 62, 65 und 71 
zeichneten Gelaaten no anderweite Entfcheidungen und Gejcäfe zus 
gewiejen: a I A Ar Abſ. 2, 
5 84 Abſ. 3 und 4, 88 35, 36 So ao, 6 DaB ah B 
Abi. 1, 88 208, 230 1.9, 8.27 00.4 6.50 su) 5 299 Abi. 8, 
8 328 Ab. 2, 8 385 Abi. 2, 8 461 Abf. 4, 8 464 SS 470, 471 


863. Im Felde und an Bord kann der Geniiejen 
. wegen der ostgehen gegen die 88 113, 114, 117 Abſ. 1 
88 120, 123, 134, 135, 136, 138, 185, 189, 223, 
2233, 230, 241, 242, 246, 257, 258 Nr. 1 88 259, 
263, 291, 292, 293, 29%, 298, 299, 303, 304, 327 
Abf.1, 8 328 br. 1 de3 bürgerlichen Strafgefeßbuchs, 
2. wegen der Vergehen gegen 8 138 Abſ. 1 des Militär- 
ſtrafgeſetzbuchs, 
3. wegen der Vergehen gegen die 88 81, 83, 84, 86 der 
Seemannsordnung vom 27. Dezember 1872 
die Berfolgung dem Gerichtsherrn der niederen Gerichtsbarkeit 
überweifen, wenn er nach den Umftänden des Falles annimmt, 
daß neben Einziehung oder Verfegung in die zweite Kaffe 
des Soldatenftandes auf feine andere und feine höhere Strafe 
als Tyreibeitsitrafe von drei Monaten oder Geldftrafe von 
ſechshundert Mark, allein oder neben Haft oder in Verbindung 
mit einander, zu erkennen jein werde. 
1. Seemannsordnung: $ 16 Nr. 4 und Anm. 4. 
2. Die Ueberweifung bleibt nur wirfjam, wenn auf eine härtere 
als ae nad 8 63 vorausgejegte Strafe nicht zu erkennen i iß Andern⸗ 
alls hat das er ai Beihluß feine Unzuftändigfeit aus: 
zuſprechen (5 880 Abi. 1 


8 64. Die Kriegögerichte, welche im Felde zujammen- 
treten, beißen Feldkriegsgerichte. 

Die Sriegögericte, welche an Bord zujammentreten, heißen 
Bordkriegsgerichte. 


pen 
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III. Oberkriegsgerichte. 


8 65. Die Oberkriegsgerichte ſind, abgeſehen von den 
ihnen durch anderweite Beſtimmungen dieſes Geſetzes zugewie— 
ſenen Entſcheidungen und Geſchäften, zuſtändig: für die Ver— 
handlung und Entſcheidung über das Rechtsmittel der Be— 
rufung gegen die Urtheile der Kriegsgerichte in erſter Inſtanz. 

Die Oberkriegsgerichte werden bei den Generalkommandos 
und bei dem Oberkommando der Marine gebildet. Im Ver— 
ordnungsweg kann auch bei anderen Stellen die Bildung von 
Oberkriegsgerichten zugelaſſen werden. 

1. Wegen Zuweiſung anderweiter Entſcheidungen und Geſchäfte vgl. 
Anm. zu $ 62. 

2. Berufung: 88 378—396. 

8. Oberkommando der Marine: 8 20 Anm. 8. 

4. Beroronungsweg: E. ©. 87 Abſ. 2, ferner 8 37 und U. B. hierzu. 


8 66. Die Oberfriegögerichte beftehen aus fieben Richtern, 
und zwar aus zwei Oberkriegsgerichtsräthen und fünf Offizieren. 


8 67. Als Richter find, außer den Oberkriegsgerichts⸗ 
räthen, zu berufen: 
- 1. wenn der Angeklagte ein Gemeiner oder ein Unteroffizier 
iſt: ein Oberftleutnant, zwei Majorg, ein Hauptmann 
(Rittmeifter) und ein Oberleutnant; 
2. wenn der Angeflagte ein Subalternoffizier oder ein Haupt- 
mann (Rittmeijter) ift: ein Oberft, ein Oberftleutnant, 
ein Major und zwei Hauptleute (Nittmeifter); 
. wenn der Angeklagte ein Major tft: ein Oberft, zwei 
OberftleutnantS und zwei Majors; 
. wenn der Angeklagte ein Oberftleutnant ift: ein General: 
major, zwei Oberſten und zwei Oberitleutnants; 
. wenn der Angeklagte ein Oberſt it: ein Generalmajor, 
drei Oberften und ein Oberftleutnant; 
. wenn der Angeklagte ein Generalmajor ift: ein General 
leutnant, drei Generalmajor und ein Oberft; 
. wenn der Angeklagte ein Generalleutnant ift: ein General, 
drei Generalleutnants und ein Generalmajor; 
. wenn der Angellagte ein General oder ein im höheren 
Range frehender Dffizier ift: drei Generale. und zwei 
Generalleutnants. 


DD SI 9 U m. 


68. Die zur Bildung des Oberfriegsgerichts erfor- 


Er 
mt derlihen Offiziere werden in den Fällen des 8 67 Nr.1 


bi8 5 vom Gerichtsherrn alljährlich vor dem DBeginne des 
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Geschäftsjahres für die Dauer desſelben als ftändige Nichter 
beftellt. Für die gleiche Dauer find fländige Stellvertreter zu 
bezeichnen. 

Auf die aus dem DOffizierftande zu berufenden Nichter 
finden die Beftimmungen der 88 39, 40, 42, 43 Anwendung. 


1. K. M. Die Oberkriegsgerichte treten der Regel nad) am Sige des 
Generalkommandos zc. zufammen. 

In einzelnen Fällen wird es aber aus praftifchen Gründen geboten 
fein, fte an einem anderen Drte zur Hauptverhandlung zufammentreten 


zu laflen. 

Für die Fülle der lekteren Art empfiehlt es fich, als ftändige Stell- 
vertreter der aus dem ierftande zu berufenden Richter auch Offiziere 
auswärtiger Garniſonen zu bezeichnen, deren Beeidigung im Auftrage des 
kommandirenden Generals durch einen anderen Gerichtsherrn der höheren 
Gerichtsbarkeit erfolgen Tann. Das hierüber aufzunehmende Protokoll ift 

fommandirenden General einzureichen. 

2. Wegen der Fälle des $ 67 Nr. 6—8 vgl. 8 18 Abi. 4, 8 58. 


8 69. Die Beftimmungen der 88 5458, 61 finden 
auf die Oberfriegsgerichte entjprechende Anwendung. 


8 70. In den Oberkriegsgerichten können die Ober- 
friegsgerichtäräthe nım durch ftändig angeftellte richterliche 
Beamte vertreten werden. 


IV. Reichsmilitärgericht. 


3 71. Das Neichsmilitärgericht ift, abgejehen von den 
ihm durch  anderweite Beitimmungen dieſes Geſetzes zuge- 
wiefenen Entjcheidungen und Geſchäften, zuftändig: für die 
Verhandlung und Entſcheidung über das Rechtsmittel der Re 
viſion. 

1. Wegen Zuweiſung anderweiter Entſcheidungen und Geſchäfte 
vgl. Anm. zu 8 62. 

2. Reviſion: 88 897—415. 


72. Der Sitz des Reichsmilitärgerichts iſt Berlin. 


Fir den Kriegsfall kann der Kaiſer den Sig des Reichs⸗ 
militärgerichts oder einzelner Senate desſelben verlegen. 


8 73. An der Spike des Neichämilitärgericht3 fteht als 
Präfident ein General oder Admiral mit dem Wange eines 
fommandirenden Generalg. Demfelben jteht die Leitung der 
Geſchäfte zu; an der Rechtſprechung nimmt er nicht Theil. 

Bal. 88 74, 75, 82, 89, 91, 92, 105, 111, 118 Abf. 4, 88 188, 
841 at. 3, RB. Rı. 7 zu 8 418, S8 424, 468. 


8 74. Der Präfident wird vom Kaifer ernannt. 
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875. Der Präfident leiftet beim Antritte feines Amtes 
vor verjammeltem Plenum folgenden Eid: 

„Ich ſchwöre bei Gott dem Allmächtigen und All 
wilfenden, die Pflichten des Präfidenten des Reichs⸗ 
militärgericht8 getrenlich zu erfüllen. So wahr mir 
Gott helfe.” . 

Die Beitimmungen des 8 42 Abſ. 3 und 4 finden An- 
wendung. 


8 76. Für die Fälle der Verhinderung des Präfidenten 
beftimmt der Kaiſer einen Stellvertreter. 

Ein Mitglied des Reichsmilitärgerichts kann nicht Stell- 
vertreter des Präfidenten fein. | 


8 77. Bei dem NeichSmilitärgerichte werben Senate 
gebildet. 


8 78. Jeder Senat befteht aus einem Senatspräfidenten 
und der erforderlichen Zahl von Räthen und Offizieren. 

Die Zuziehung von Hülfgrichtern an Stelle der Senats: 
präfidenten und Räthe ift unzuläfjig. 


8 79. Die militärifchen Mitglieder des NeichSmilitär- 
gericht follen mindeſtens im Wange der StabSoffiziere ftehen. 
Sie werden vom Kaiſer auf Vorfchlag der Sontingents- 
herren auf die Dauer von mindeftens zwei Jahren beftimmt. 


80. Die Senatspräfidenten und die Räthe werden 
vom Sailer auf Vorichlag des Bundesraths ernannt. Sie 
müffen in Gemäßheit des GerichtSverfaffungsgejeges vom 
27. Jan. 1877 zum Nichteramte befähigt fein und das fünf- 
unddreißigfte Xebensjahr vollendet haben. 


8 81. Die Senatspräfidenten und die Räthe find Militär- 
beamte. Auf diefelben finden die Beitimmungen der 88 6, 
7,8 Abſ. 1 umd 2, 88 9, 130 Abſ. 2 und 3 des Gerichts- 
verfaffungsgefege8 vom 27. Kan. 1877 entjprechende Ans 
wendung. 

Gerichtöverfaffungsgejeh (neue Faſſung R. ©. 31.1898 ©. 871 ff.): 
86. Die —E — er an mt Lebenszeit. m 

7. Die Richter bezi in i ichterl Ei 
Gepali mit Yusfehiaß von Gebühren richterlichen Eigenſcheſt ein feſes 

8 8 Abi. 1 und 2. Richter können wider ihren Willen nur kraft 
richterlider Entſch eidung und nur aus den Gründen und unter den 
Formen, welche die Geſetze beftimmen, dauernd oder zeitweife ihres Amts 
enthoben oder an eine andere Stelle oder in Ruheſtand verjeht werden 
(vgl. R. D. ©. vom 1. Dez. 1898). 
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Die vorläufige Amtsenthebung, welche kraft Geſetges eintritt, wird 
hierdurch nat berührt. 

89. en vermögensrechtlicher Anſprüche der Richter aus ihrem 
Dienftverhältnifie, insbeſondere auf Gehalt, Wartegeld oder Rubegehalt 
darf der Rechtsweg nicht außgefchloffen werben. 

8 130 Abi. 2 und 3. Das jährliche Rubegehan beträgt bis zur 
Bollendung des zehnten Dienftiahres 20/go deö Gehalts, es erhöht ſich 
mit der Vollendung eines jeden folgenden Dienftiahres und bis zur 
Bollendung des fünfzigften Dienftiahres um je !/eo des —28 

Bei Verechnung der Dienſtzeit wird die Zeit mitgerechnet, während 
welcher das Mitglied fih im Dienfte des Reichs oder im Staatd- oder 
Gemeindedienfte eines Bundesftanted befunden oder in einem Bundes» 
ftaate als Anwalt, Advokat, Notar, Batrimonialrichter oder als öffent: 
liher Lehrer des Rechts an einer deutſchen Univerfität fungirt hat. 


8 82. Die militäriichen Mitglieder des Reichsmilitär⸗ 
gericht3 werden beim Antritt ihres Richteramts durch den 
Präfidenten vor verfammeltem Plenum beeidigt. Die Eides- 
formel lautet: 

„Ich ſchwöre bei Gott dem Allmächtigen und All- 
wiffenden, die Pflichten eines Nichter8 beim Reichs 
milttärgerichte getreulih zu erfüllen. So wahr mir 
Gott helfe.“ 

Die Beitimmungen des 8 42 Abſ. 3 und 4 finden An- 
wendung. 


8 83. In den Senaten führt der rangältefte Offizier 

den Vorſitz; der Senatspräfident leitet die Verhandlungen. 
Die außerhalb der Hauptverhandlung nothwendigen Ver 

fügungen werden von dem Senatöpräfidenten erlaffen. 


8 84. Die Senate beichließen und enticheiden in der 
Befegung von vier militärifchen und drei juriftiichen Mitgliedern 
mit Einjchluß des VBorfigenden. 

Sie beichließen und entfcheiden in der Beſetzung von 
vier juriftiichen und drei militärifchen Mitgliedern mit Eins 
ihluß des Vorſitzenden, wenn das Rechtsmittel der Nevifion 
lediglich auf die PVerlekung prozefjualer Vorſchriften, einer 
—A—— oder eines Rechtsgrundſatzes der allgemeinen bürger- 
fihen Geſetze geftütt wird. 


8 85. Will ein Senat in einer Nechtsfrage von einer 
früheren Entjcheidung eines anderen Senats oder des Plenums 
abweichen, fo tft über die ftreitige Nechtöfrage eine Entſchei⸗ 
dung des Plenums einzuholen. 

Dasjelbe gilt, wenn ein Senat in einer die Auslegung 
ber bürgerlichen Strafgejete betreffenden Rechtsfrage von einer 
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früheren Entſcheidung der vereinigten Straffenate oder des 
Plenums des Reich3gerichtS abweichen will. 

Die Entjheidung der Rechtsfrage durch das Plenum ift 
in der zu entjcheidenden Sache bindend. Sie erfolgt in allen 
Fällen ohne vorgängige mündliche Verhandlung. 

Bor der Enticheidung ift die Militäranwaltichaft mit 
ihren jchriftlichen Anträgen zu hören. 

Soweit die Entſcheidung der Sache eine vorgängige 
mündliche Verhandlung erfordert, erfolgt diefelbe durch den 
erfennenden Senat auf Grund einer erneuten mündlichen Ver- 
handlung, zu welcher die Betheiligten unter Mittheilung der 
ergangenen Entjcheidung der Nechtsfrage zu laden find. 


8 86. Zur Fafjung der im 8 85 vorgefehenen Plenar- 
entfcheidungen tft die Theilnahme von mindestens zwei Dritt- 
—* Eu Mitglieder, mit Einfchluß des Vorfigenden, er- 
orderlich. 

Je, nach der Bejegung der Senate mit vier militärijchen 
und drei juriftiihen Mitgliedern oder vier juriftifchen und drei 
militärischen Mitgliedern (8 84) ſoll die Zahl der ftimmbe- 
rechtigten militärifchen Mitglieder um eins größer fein, als 
diejenige der juriftifchen Mitglieder, oder umgekehrt. Entſpricht 
das Hahlenverhältniß der anweſenden juriftiichen und mili- 
tärifchen Mitglieder nicht dem vorftehend angegebenen Stimmen- 
verhältniffe, jo haben auf der über diefes hinaus vertretenen 
Seite die jüngjten Mitglieder fein Stimmredit. 

Unter den juriftifchen Mitgliedern gilt derjenige Rath, 
welcher zulegt ernannt ift, und bei gleichem Dienftalter der- 
jenige, welcher der Geburt nad) der jüngere ift, als ber 
jüngfte; unter den militärischen Mitgliedern entjcheidet der 
Dienftrang. 

Den Borfig im Plenum führt der rangältefte Offizier; 
der dem Dienftalter, und bei gleichem Dienftalter der der 
Geburt nach ältefte Senatspräfident leitet die Verhandlungen. 


8 87. Die Abftimmungen bei dem Neich&militärgericht 
erfolgen, vorbehaltlich näherer Regelung durch die Gejchäfts- 
ordnung, in nachjtehender Weije: 

Iſt ein Berichterftatter ernannt, jo giebt derjelbe feine 
Stimme zuerft ab. Der Vorfigende ftimmt in allen Fällen 
zuletzt. In den Senaten ftimmt der Senatspräfident un- 
mittelbar vor dem Vorfigenden. Im Webrigen giebt ab- 
wechjelnd ein juriftifches und ein militärifches Mitglied feine 
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Stinme ab. Der im Dienftalter oder im Dienftrange 
Jüngere flimmt vor dem Xelteren. 


8 88, Bor Beginn des Geſchäftsjahrs werden auf- die 
Dauer desfelben die Gefchäfte unter die Senate vertheilt umd 
die Präfidenten, jowie die ftändigen Mitglieder der einzelnen 
Senate und für den Fall ihrer Verhinderung die regelmäßigen 
Vertreter bejtimmt. Jedes militäriiche Mitglied des Reichs— 
militärgerichts Tann zum Mitgliede mehrerer Senate beſtimmt 
werden. 

Die getroffene Anordnung kann im Laufe des Gefchäfts- 
jahres nur geändert werden, wenn dies wegen eingetretener 
Meberlaftung eines Senats oder infolge Wechſels oder dauern- 
der Verhinderung einzelner Mitglieder des Gerichts erforder- 
ih wird. 

S 89. Die im 8 88 bezeichneten Anorönungen erfolgen 
durch den Präfidenten des Reichsmilitärgerichts nach Anhörung 
der Senatspräfidenten. 


90. Im Falle der Verhinderung wird in einer durch 
die Geſchäftsordnung zu regelnden Weiſe der Senatspräfident 
durch einen anderen Senatspräfidenten, nöthigenfall® durch 
den älteſten Nath des Senats, vertreten. 


8 91. Im alle der Verhinderung des regelmäßigen 
Vertreter eines Mitgliedes wird ein zeitweiliger Vertreter 
durch den Präfidenten des Reichsmilitärgerichts beftimmt. 


8 92. Im Uebrigen wird der Geſchäftsgang durch eine 
Geichäftsordnung geregelt, welche da8 Plenum unter dem 
Borfite des Präfidenten des Reichsmilitärgerichts und unter 
uziehung der Militäranwaltichaft auszuarbeiten umd ver 
äfident dem Kaiſer zur Beftätigung vorzulegen bat. 


Bierter Abſchnitt. 


Oberkriegsgerichtsräthe, Kriegsgerichtsräthe und Gerichts- 
offiziere. 


8 93. Die Ernennung der Oberfriegögerichtsräthe und 
der Kriegsgerichtsräthe erfolgt durch den zuftändigen Kontin- 
gentsherrn, in der Marine durch den Raifer. 

Für die in den 88 93 ff. erwähnten Perjonen gelten bez. des 
Anzuges folgende Beitimmungen: 

L Dffiziere: A. Hauptverhandlungen (erfennende Gerichte). Dienft- 
anzug. B. Ermittelungsverfahren (Unterfuhungsführer). Kleiner 

Dienitanzug D. BE. V. Nr. 18. 
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U. Die Militärjuftizbeamten erſcheinen im Dienfte in Uniform. Die 
richterlichen Militärjuftizbeamten tragen bei der Hauptverhandlung 
den Waffenrod mit Achjelftüden; fie dürfen bei gerichtlichen Ber 

- nehmungen den Weberrod tragen, bei den übrigen bienftlichen Ber- 
richtungen innerhalb der Gerichtäräume auch die Litewka mit Achjel- 
ſtücken. D. u. G. 812. 


94. Die Oberkriegsgerichtsräthe und die Kriegsge— 
richtsräthe müſſen in Gemäßheit des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes 
vom 27. Jan. 1877 zum Richteramte befähigt ſein. 

Auf dieſelben finden die 88 6, 7, 9 des bezeichneten 
Geſetzes entjprechende Anwendung. 

Gerichtäverfafiungsgefeg (neue Faflung R. ©. 31. 1898, ©. 371 ff.) 
88 6, 7. 9 val. bei 8 81. 


895. Sind einem Gerichtsherrn mehrere Kriegsgerichts⸗ 
räthe zugeorbnet, fo kann durch die oberſte Militärjuftizper« 
waltungsbehörde einzelnen der Amtsfik außerhalb des Garniſon⸗ 
orts des Gerichtäheren angewiejen werden. 

Diefe Anweifung bedarf der Zuftimmung des Beamten nicht —— 
8 96 Abi. 1). Andererſeits wird die Anweiſung als Verſetzung be⸗ 
handelt, ebenſo die Zurückberufung. Letztere kann aber nur dann ohne 
Zuſtimmung des von ihr Betroffenen erfolgen, wenn zugleich die Eins 
tihtung, daß einer der richterlihen Beamten auswärts feinen Wohnſitz 
haben Ton, in Wegfall kommt (Bgr.). 


8 96. Die Oberkriegsgerichtsräthe und die Kriegsgerichts⸗ 
räthe können wider ihren Willen nur kraft richterlicher Ent⸗ 
foheidung und aus den Gründen und unter den Yormen, welche 
dag Geſetz beftimmt, dauernd oder zeitweije ihres Amtes ent 
hoben oder in eine andere Stelle oder in den Ruheſtand ver- 
fest werden. In den Fällen de8 8 95 bedarf es der Zu- 
ſtimmung zur Verſetzung nicht. 

Die richterlihen Militärjuftizbeamten der Marine können 
durch die oberfte Marineverwaltungsbehörde (Reichs⸗Marine⸗ 
Ant) dem Befehlshaber einer Flotte oder eines Geſchwaders 
zugeordnet werden. Ohne ihre Zuftimmung darf in Friedens⸗ 
zeiten dieſes Dienftverhältniß die Dauer von drei Jahren nicht 
überjchreiten. 

Bei einer Veränderung in der Organifation des Heeres 
oder der Marine können unfreiwillige Verfekungen in eine andere 
militärrichterliche Stelle oder Enthebungen vom Amte unter 
Belaffung des vollen Gehalts durch die Militärjuftizverwaltung 
verfügt werden. 

Sleihe Befugniß in Beziehung auf unfreiwillige Ver⸗ 
fegungen ſteht der Militärjuftizverwaltung un alle einer 
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Mobilmahung mit der Maßgabe zu, daß die getroffenen 
Verfügungen nur für die Dauer der Mobilmachung gelten. 
Zu Abſ. 1 vgl. R. D. G. 88 80-86. 


8 97. Die Oberkriegsgerichtsräthe und die Kriegsgerichts⸗ 
räthe haben, foweit fie nicht als Nichter bei den erfennenden 
Sericten mitwirken, den Weifungen des Gerichtsheren Yolge 


zu lei 
ie im Laufe des Verfahrens ergebenden Entfcheidungen 
und Verfügungen de Gerichtsherrn ſind, ſoweit das Geſetz 
nicht ein Anderes beſtimmt, außer von diefem auch von einem 
eiter lichen Sri iabeamten zu unterzeichnen. Letzterer 
dadurch die Mitverantwortlichleit fiir die Gefet- 


at ber Militärjuftizbeamte eine Weifung, Berfügung 
oder Entjcheidung mit den Gefegen oder den fonft maßgebenden 
Briten nicht vereinbar, jo hat er dagegen Vorftellung zu 
erheben. Bleibt dieje erfolglos, fo hat er der Weifung des 
Gerichtsherrn, welcher alsdann allein die Verantwortung trägt, 
zu entiprechen, den Hergang jedoch aktenkundig zu machen. 
Die Alten find unverzüglich von dem Gerichtsherrn dem Ober- 
hriegägerichte zur rechtlichen Beurtheilung der Sache vorzulegen. 
—5 Zrurtheilung iſt für die weitere Behandlung der Sache 
maßgeben 


8 98. Die Oberkriegsgerichtsräthe und die Kriegsgerichts⸗ 
räthe Tönnen, unbefchadet der Beftimmung des 8 70, im Falle 
ihrer Verhinderung nur durch zum Nichteramte befähigte Per- 
ſonen erjegt werden. Im Felde und an Bord können fie, 
foweit die Umftände dies erfordern, dur Offiziere erſetzt 
werden. 
berfelden nicht och „piefer Dffgiere tft an einen beftimmten Dienſtgrad 
99. Die Gerichtsoffiziere werden von den Gerichtd- Fo 
herren aus der Zahl der Subalternoffigiere beftellt. EU nz 
Der Serichtäoffizier erfor] [7 als Imierſucungafareti im Ermittelungs⸗ 
verfahren den Sachverhalt Gr Abf. 1) und vertritt die Anklage in der 
Sauptverhandlung (8 273 Abi. 1). Die in diefen Beziehungen allgemein 
g —— Vorſchriften gelten — r ihn. Im Einzelnen beziehen ſich 
um die 88 *8 a2, bj. 1 und 4 (vgl. au $ 131), 132 
ar 189 Abf. 18 Zee 8, 156 Abſ. 1 Fa 25 Abſ. 2, 256 
263 2 270, 273, 827 Abſ. 4, 545 Wi. 3 ‚849 Abf. 1, 
368. 369 af. 2 , 882 A6f. 1 und 2, 442 Abi. 2 
8 100. Zum Gerichtsoffizier darf nur beftellt werben, 
wer ſeit mindeſtens einem Jahre dem Heere oder der Marine 


m 
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angehört. Diefe Einfchränkung findet im Felde und an Bord 
feine Anwendung. | 1 
B- 8 101. Der Gerichtsoffizier ift beim Antritte feines 
Pu Amtes durch den Gerichtäheren zu beeidigen. 
Die Eidesformel Tantet: 

„Ich ſchwöre bei Gott dem Allmächtigen und All- 
wiffenden, die Pflichten eines Gerichtsoffiziers getreulich 
zu erfüllen. So wahr mir Gott helfe." 

Die Beitimmungen des 8 42 Abf. 3 und 4 finden An- 
wendung. | 


For; Die Beftimmungen de8 8 97 finden auf die 
Gericht | 


Soffiziere entjprechende Anwendung. 


| Fünfter Abſchnitt. 
Militäranwaltſchaft beim Reichsmilitärgerichte. 


8 103. Beim NeichSmilitärgerichte wird eine aus einem 
DObermilitäranwalt und einem oder mehreren Militäranwälten 
beftehende Militäranwaltichaft eingerichtet. 


$ 104, Die Militäranwälte ftehen unter der Aufficht 
und Leitung des Obermilitäranwalt8 und haben feinen Ans 
ordnungen Folge zu leiften. 
\ Die dem Obermilitäranmwalt zugeoroneten Militäranwälte find feine 
Berireter. Ste haben nicht nur allgemeinen Anordnungen, eben auch 
— Verfügungen, welche die Behandlung der einzelnen Sachen betreffen, 
olge zu leiſten (Bgr.). | 
S 105. Der Obermilitäranwalt ift dem Präfidenten des 
Reichsmilitärgerichts unterftellt. | 
In Fragen, welche die Geltung oder die Auslegung einer 
militärifchen Dienſtvorſchrift oder eines militärdienftlichen Grund- 
ſatzes betreffen oder allgemeine militärische Intereſſen berühren, 
ift der Obermilitäranwalt gehalten, die Anficht des Präfidenten 
zu vertreten. 
Diefe Unterftellung geht in Beziehung auf die fachliche Behandlung 
der der Militäranmaltichaft obliegenden Gejchäfte nicht über die im Abi. 2 
gezogenen Grenzen hinaus und erftredt ſich insbeſondere nicht auf Fragen, 
welde die Geltung der Auslegung von Gefegen betreffen (Bar.). 
8 106. Der Obermilitäranwalt und die Militäranwälte 
find nichtrichterlihe Militärbeamte. | 
Bu diefen Aemtern können nur zum Richteramte befähigte 
Beamte ernannt werden (88 80, 94). - 
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107. Die Ernennung des Obermilitäranwalt3 und 
der Militäranwälte erfolgt durch den Kaiſer auf Vorfchlag 
des Bundesraths. 

Dieſelben können durch Kaiſerliche Verfügung jederzeit 
mit Gewährung des geſetzlichen Wartegeldes einſtweilig in den 
Ruheſtand verſetzt werden. 


Sechſter Abſchnitt. 
Militärgerichtsſchreiber. 


8 108. Bei dem Reichsmilitärgericht und bei dem Stabe 
eines jeden Gerichtäheren der höheren GerichtSbarfeit werden 
Gerichtsfchreiber angeftellt. 

Die Dienftverhältniffe der Milttärgerichtsjchreiber werden 
binfichtlich des NeichsmtlitärgerichtS durch den Bundesrath, 
im Webrigen durch die Militärjuftizverwaltung beftimmt. 

1. A. B. Die Beitimmungen über Anftellung der Militärgerichts- 
ihreiber und Militärgerichtäboten erläßt das Kriegsminifterium. 

Die Militärgerichtsſchreiber und die Militärgerichtäboten ftehen in 
einem doppelten Unterordnungsverhältniſſe. Der Gerichtähere iſt der 
Nilitärvorgeſetzte; der Dienftältefte unter den dieſem zugeordneten Trichter: 
lichen Milttärjuftizbeamten ift der Verwaltungsvorgeſetzte. 

2. Die Militärjuftizbeamten erjcheinen im Dienft in Uniform. (Richter: 
liche Militärjuftizbeamte 5 93.) Die Militärgerichtsfchreiber tragen bei 
der Hauptverhandlung den Waffenrod mit Achjelitüden, außerhalb Ders 
ſelben ift ihnen das Tragen der Litewka geftattet. 

Die Milttärgerichtsboten tragen bei der Hauptverhandlung und bei 
Dienftverrichtungen außerhalb der Gefchäftsräume den Weberrod; bei 
ionftigen Dienftverrichtungen können fie die Liternfa tragen. Bei Ver- 
richtung der unter IV 9 erwähnten Kaftellangejchäfte find fie nicht ver- 
pfligtet, Uniform anzulegen. D. u. ©. 08.12. 

3. Ein Gerichtsſchreiber muß zugezogen werden bei der Vernehmung 
des Beichuldigten, der Zeugen und Sachveritändigen, bei der Einnahme 
des Augenſcheins und in der Hauptverhandlung. Letztere erfolgt in un- 
unterbrochener Gegenwart eines Gerichtsſchreibers (SS 163, 224, 273, 331, 
832, 336). Auch kann der Dienft des Dolmetſchers von dem Gerichts- 
ſchreiber wahrgenommen werden ($ 120). 

4. Die Militärgerichtsfchreiber nehmen die Stellung von Bureau: 
beamten ein, verjehen, von ihrer Mitwirkung bei der Aufnahme von 
Arotofollen abgefehen, ihren Dienjt lediglich unter VBerantwortlichkeit der 
etreffenden Militärjuftizbeamten und find nicht dazu beftimmt, den dienft- 
lihen Verkehr zwiichen dein Gerichtäheren oder dem richterlichen Militär: 
juftizbeamten und dritten Perfonen zu vermitteln. Ein unmittelbarer 
dienftliher Verkehr zwiſchen ihnen und den Mannſchaften ift ausges 
ſchlofſen (Ber.). 

B 109. Die Wahrnehmung der Gefchäfte des Gerichts- 
ſchreibers bei den Gerichtsherren der niederen Gerichtsbarkeit 


ift geeigneten Perfonen des Soldatenftandes zu übertragen. 
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An Bord können die Gefchäfte des Gerichtsfchreibers 
einer geeigneten Perſon der Bejatung übertragen werden. 


110. Wird die Wahrnehmung der Geichäfte des Ge⸗ 
richtsſchreibers Perfonen übertragen, die nicht Reichs- oder 
Staatöbeamte find, fo haben viefelben ſchriftlich das eides- 
ſtattliche Gelöbniß abzugeben, daß ſie die ihnen übertragenen 
Geſchäfte treu und gewiſſenhaft verrichten und Verſchwiegenheit 
über dieſelben beobachten wollen. 

I 109, 163 Abf. 8. 

2. 8.2.6. 0.1IIB. 2: Der Militärgerichtöfchreiber hat mittelft 
einer von dem Gerichtöoffizier aufzunebmenden Verhandlung nachftehendes 
Gelobniß abzulegen: 

„sh gelobe Hierdurch an Eidesſtatt, daß ich die mir als 

Militärgerichtöfchreiber übertragenen Geſchäfte treu und gemwiflen- 

yon ‚verrichten und Berjchwiegenheit über dieſelben beobachten 


Dritter Titel. 
Militärjufiguerwaltung. 


8 111. Die Militärjuftizverwaltung wird hinfichtlich des 
Reichsmilitärgerichts und der Militäranwaltfchaft vom Präft- 
benten des Neichömilitärgerichts, hinfichtlich der Marine von 
dem Reichskanzler (Heichd-Marine-Amt), im Webrigen von den 
eriegäminifterien oder den ihnen in iefer Beziehung gleidh- 
ftebenden Behörden ausgeübt. 

Dritktärhuftiznerweltung: €. 6.88 8, 11 Abf. 2, —188 
96 Abi. 2—4, 2 108 Abi. 2 os 111—114, vs an! 1, — a f. 1 
Nr. 5, Abi. und 4, 8468 U bj. 2, 8 46 af, 1 In Berbinbung, mi 
g 400 200.1 un Girl, R. D. G. sa 1, 83 %j.4, 88 

12 Abſ. 2, 8 18 Abi. 1, 38 15, 21, 30, 33, 35. 

112. Der Militärjuftizverwaltung fteht die Aufftcht 

über die Ausübung der Militärftrafgerichtsbarkeit zu. 


8 113. Die vechtöfräftigen Urtheile der Standgerichte 
und der Kriegsgerichte find nebſt den Akten vierteljährlich einer 
Durchſicht zu unterziehen, um zu prüfen, ob die gejetlichen 
Vorſchriften über das Verfahren beobachtet und Hinfichtlich der 
Anwendung der Gejege, ſowie der militärdienftlichen Vorſchriften 
und —6 gleichmäßig und richtig verfahren worden iſt. 

Die Durchſicht der ſtandgerichtlichen Urtheile und Akten 
geſchieht bei dem Gerichtsherrn der Berufungsinſtanz durch 
einen Kriegsgerichtsrath. Eine Zuſammenſtellung der wahr⸗ 
genommenen Mängel und Verſtöße iſt dem kommandirenden 
General (Admiral) zur Nachprüfung einzureichen. 
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Diefe Nachprüfung, fowie die Durchficht der kriegsgericht⸗ 
fihen Urtheile und Alten gefchieht bei dem kommandirenden 
General (Admiral) durch einen Oberkriegsgerichtsrath. 

Die Urtbeile der Oberkriegsgerichte find zu dem im erften 
Abſatz angegebenen Zwede balbjährlid” an das Reichsmilitär⸗ 
gericht einzureichen. Demſelben find dabei die Ausstellungen 
mitzutheilen, zu welchen die ftandgerichtlichen und kriegsgericht— 
lichen Sachen im legten halben Jahre Anlaß gegeben haben. 
Das Ergebniß der vom Reichsmtlitärgerichte vorgenommenen 
Prüfungen ift durch den Präfidenten desfelben der betreffenden 
Militärjuftizverwaltung zur weiteren Veranlaſſung mitzutheilen. 

S 114. Die näheren Anordnungen binfichtlic) der Bes 
fimmungen der 88 24, 113 erfolgen im Verordnungswege. 

€. 6.88. . 





Zweiter Theil. 
_ Derfahren. 


Erſter Titel. 
Allgemeine Sefimmungen. 
Erfter Abſchnitt. 
Gerichtsſprache. 
& 115. Die Gerichtsſprache iſt die deutſche. 


116. Wird unter Betheiligung von Perjonen ver- 
bandelt, welche der deutfchen Sprache nicht mächtig find, fo 
ift ein Dolmetjcher zuzuziehen. Die Führung eines Neben- 
protofoll8 in der fremden Sprache findet nicht ftatt; jedoch 
jollen Ausfagen und Erklärungen in frender Spracde, wenn 
und foweit dies mit Rüdficht auf die Wichtigkeit der Sache 
erforderlich erfcheint, auch) in der fremden Sprade in das 
Protofoll oder in eine Anlage niedergejchrieben werden. Syn 
den dazu geeigneten Fällen ſoll dem Protokoll eine durch den 
Dolmeticher zu beglaubigende Ueberjegung beigefügt werden. 

Die Zuziehung eines Dolmeticherd kann unterbleiben, 
wenn die betheiligten Perjonen ſämmtlich der fremden Sprache 
mädtig find. 

Kompendium über Dililarrecht. 4 


Eorın, 
Eon r 4, 6, 
"Ts 
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1.8.M. 

1. Zu Dolmetſchern find in erjter Linie Militärperjonen zu wählen, 
a 1 Sprade des zu Vernehmenden fprechen und, wo möglich), 
au reiben. 

Kann der Dienft de Dolmetjchers dem Militärgerichtsfchreiber 
(8 120) nicht übertragen werden, jo find dazu aus den Truppen 
theilen 2c. der betreffenden Sornilon zuverläffige Militärperjonen 
auszuwählen. 

Unteroffiziere und Gemeine erhalten für jeden Termin, bei dem 
fie Dolmetjchervienfte leiften, 25 Pfennig für jede angefangene halbe 
Stunde der Dauer ihrer Dienftleiftung. Die Zahlung erfolgt auf 
Grund der nad) dem Formular Nr. 4 für die höhere Gerichtsbarkeit 
und nad dem Formular Nr. 5 für die niedere Gerichtöbarkeit auf: 
zuftellenden Nachweilung durch den Truppentheil, von dem der 
Dolmeticher geftellt worden ift. Die gezahlten Beträge fallen dem 
Ausgabelapitel 18 Titel 6 zur Laft. 

2. Müflen in Ermangelung geeigneter Militärperfonen Dolmetfcher aus 
dem Eivilftande verwendet werden, jo find für die Auswahl die 
landesrechtlihen Vorſchriften maßgebend. Sie beziehen Gebühren 
nad der Gebührenoronung für Zeugen und Sacverfitändige vom 
80. Juni 1878 (R. ©. Bl. S. 173 ff.) in der Faſſung der Bekannt⸗ 
madung vom 20. Mai 1898 (R. ©. Bl. S. 369, 689 ff.). 

Die Berehnung erfolgt nah dem Formular Nr. 5 für die 
höhere Gerichtsbarkeit und nah dem Formular Nr.6 für die 
2 Die 8 Siehung eine Dolmetfchers und ihre Veranlaffung ift 

. Die Zuziehung eine Dolmetſchers u eranlafiung ift im 
Vrotofolle zu vermerken. 88 164, 332 Nr. 2. 


8 117. Zur Verhandlung mit tauben oder flummen 
Perjonen ift, fofern nicht eine mündliche oder jchriftlihe Ver⸗ 
ftändigung erfolgt, eine Perſon als Dolmetjcher zuzuziehen, 
ni deren Hülfe die Verftändigung in anderer Weije erfolgen 
ann. 

118. Perjonen, welche der deutſchen Sprache nicht 
mächtig find, leiften Eide in der ihnen geläufigen Sprache. 

8 119. Der Dolmetſcher hat einen Eid dahin zu leiften, 


Bu daß er treu und gemwilfenhaft übertragen werde. 
&9 


j.% 


Iſt der Dolmetjcher für Uebertragungen der betreffenden 


2. 
Br Art im Allgemeinen beeidigt, fo genügt die Berufung auf den 


geleifteten Eid. 


KM. Soweit die Beeivigung des Dolmetichers erforderlich ift, 
erfolgt fie vor dem Beginne der Uebertragung, und zwar im ErmittelungS- 
verfahren dur den Unterjuchungsführer, in der Yauptverpendiung der 
Standgerichte durch den Borfigenden, in derjenigen der Kriegs- und Ober: 
friegdgerichte durch den die Verhandlung führenden Militärjuftizbeamten 
— unter Beobadtung der in den 88 208, 197 für Sacdjverftändige vor: 
gejgriebenen Formen. 

Ueber die eerbigung im Ermitlelungsverfahren ift ein Protokoll 
aufzunehmen; erfolgt die VBeeidigung in der Hauptverhandlung, fo tft in 
das Protokoll über diefe (8 332) ein bezüglicher Vermerk aufzunehmen. - 





88 1200 — 128. Zweiter Theil. Verfahren. 51 


8 120. Der Dienft des Dolmetihers Tann von dem 
Militärgerichtsichreiber wahrgenommen werden. Einer befon- 
deren Beeidigung bedarf es nicht. 

Vgl. K.M. zu 8 119. 


121. Auf den Dolmetſcher finden die Beſtimmungen _% 
über Austeitiehung und Ablehnung der Sacjverftändigen ent» SER 
ſprechende Anwendung. 
Vgl. 8 210. 


Zweiter Abſchnitt. 
Ausſchließnng und Ablehnung der Gerichtsperſonen. 


S 122. Bon der Ausübung des Richteramts bei den 
erfennnenden Gerichten ift kraft Geſetzes ausgejchloffen: 

1. wer felbft durch die ftrafbare Handlung verlegt ift; 

2. wer Ehemann oder Bormund der befchuldigten oder Ehe⸗ 
mann oder Vormund der verlegten Perfon ijt oder ge- 
weſen ift; 

3. wer mit dem Beichuldigten oder mit dem Verletzten in 
gerader Linie verwandt, verfchwägert oder durch Annahme 
an Rindesftatt verbunden, in der Seitenlinie bis zum 
dritten Grade verwandt oder bis zum zweiten Grade ver- 
he ist, auch wenn die Ehe, durch welche die Schwäger- 
ſchaft begründet ift, nicht mehr beiteht; 

4. wer in der Sache als Gerichtäherr, als Unterſuchungs⸗ 
führer im Ermittelungsverfahren, ald Vertreter der An- 
Hage oder als DVertheidiger thätig geweſen ift, oder als 
Borgejegter den Thatbericht (vgl. 8 153 Abj. 2) ein- 
gereicht hat; 

5. wer in der Sache als Zeuge oder Sachverftändiger ver- 
nommen: ift. 

1. Perſonen, deren eine von der anderen abjtammt, find in gerader 
Linie verwandt. Perſonen, die nicht in gerader Linie verwandt find, aber 
von derjelden dritten Perjon abftammen, find in der Seitenlinie ver- 
wondt. Der Grad der Verwandtſchaft beftimmt ſich nad) der Zahl der 
fie vermittelnden Geburten (3. ©. B. $ 1589 Abi. 1). 

2. Die Verwandten eines Ehegatten find mit dem anderen Ehegatten 
verfchwägert. Die Linie und der Grad der Schwägerfchaft bejtimmen fich 
nah der Linie und dem Grade der fie vermittelnden Verwandtſchaft 
(8. ©. 3. 8 15% Ab). 1). 

3. Annahme an Kindesitatt: B. ©. 3. 88 1741 ff. 


8 123. Wer bei einer durch ein Nechtsmittel angefod)- 
tenen Entfcheidung al8 Richter mitgewirkt hat, ift von der 
4* 
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Mitwirkung bei der Entſcheidung in höherer Anftanz kraft Ge 
ſetzes ausgeſchloſſen. 


8 124. Ein Richter kann ſowohl in den Fällen, in 
denen er von der Ausübung des Richteramts kraft Geſetzes 
ausgeſchloſſen iſt, als auch wegen Beſorgniß der Befangenheit 
abgelehnt werden. 

Wegen Beſorgniß der Befangenheit findet die Ablehnung 
ftatt, wenn ein Grund vorliegt, welcher geeignet if, Miß⸗ 
trauen gegen die Unparteilichkeit eines Richters zu rechtfertigen. 

Das Ablehnungsrecht fteht dem Bejchuldigten, im Ver⸗ 
—5 vor dem Reichsmilitärgericht auch der Militäranwalt⸗ 

aft zu. 
Den zur em Berechtigten find auf Verlangen die 
zur Mitwirkung bei der Entfcheidung berufenen Gerichtsperjonen 
nambaft zu machen. + 


8 125. Das Ablehnungsgefuch wegen Beſorgniß der Be⸗ 
fangenheit ift in erfter Inſtanz nur bis zur DVerlefung der 
Verfügung Üiber die Anflageerhebung, in der Hauptverhandlung 
über die Berufung und die Revifion nur bis zum Beginne der 
Berichterftattung zuläffig. 

Außerhalb der Hauptverbandlung ift das Ablehnungs⸗ 
gejuh von Mannſchaften des aktiven Heeres oder der aktiven 
Marine zu Protofoll eines GerichtSoffiziers oder eines richter- 
fihen Militärjuftizbeamten oder des nächſten mit ‘Disziplinar- 
ftrafgewalt verfehenen Vorgeſetzten zu erklären oder fchriftlich 
einzureichen, von anderen Perjonen jchriftlich oder zu Protokoll 
des Gerichtöfchreibers des Amtsgericht? anzubringen. 

Beichuldigte, welche fich nicht auf freiem Fuße befinden, 
können die Erklärungen überdies zu Protofoll des mit der 
Aufficht über das Gefängniß betrauten Offizierd oder Beamten, 
oder, jofern fie nicht dem aftiven Heere oder der aktiven 
Marine angehören, desjenigen Amtsgerichts geben, in dejjen 
Bezirte das Gefängniß Liegt. 

1. Der Angeklagte ift in der tverhandlun er und 
der Berufungsinftang om Borfige en auf Ye Be nos d 125 
Ad. 1 binzumeifen. 88 295, 391 Abi. 1, $ 409 Ab. 1. 

2. Der Hinweis und das etwaige Ablehnungsgeſuch find im Protos 
tolle zu vermerten. 88 383, 336. 

8 126. Bei jedem Ablehnungsgeſuch ift der Ablehnungs- 
grund glaubhaft zu machen; der Eid ift als Mittel der Glaub- 
haftmachung ausgeſchloſſen. Zur Glaubhaftmahung kann auf 
dag Zeugniß des Abgelehnten Bezug genommen werden. 
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8 127. Iſt das Ablehnungsgeſuch verfpätet oder nicht 
unter Angabe und Glaubhaftmahung des Ablehnungsgrundes 
eingebracht worden, jo hat das Gericht mit Einjchluß des ab- 
gelehnten Richter das Ablehnungsgeſuch als unzuläffig zu 
verwerfen. Das Gefuch kann auch verworfen werden, wenn 
das Gericht einftimmig der Anficht ist, daß dasſelbe offenbar 
nur in der Abficht, das Verfahren zu verjchleppen, ein- 
gebracht ift. 

Vgl. Dagegen 8 128 Abſ. 2, wonach der abgele ter in den 
im ar 1 bafelbft ereignete Fällen Ge —S 


8 128. Wird das Geſuch nicht als unzuläſſig verworfen, 
ſo hat der abgelehnte Richter ſich über den Ablehnungsgrund 
dienſtlich zu äußern. 

Ueber das Ablehnungsgeſuch entſcheidet das Gericht, 
welchem der Abgelehnte angehört. Der abgelehnte Richter 
darf „nei der Enticheidung über das Ablehnungsgefuch nicht 
mitwi 


en. 
Einer Entſcheidung bedarf es nicht, wenn der Abgelehnte 
das Ablehnungsgeſuch für begründet hält. 


8 129. Die Entſcheidung eines Standgerichts, Kriegs⸗ 
gerichts oder Oberkriegsgerichts, durch welche ein Ablehnungs⸗ 
geſuch für unbegründet erklärt wird, kann nicht für ſich allein, 
ſondern nur mit der Entſcheidung in der Hauptſache angefochten 
werden. 


8 130. Die Beſtimmungen der 88 122, 124, 125 Ab⸗4, 
fag 2 und 3, 88 126, 128 Abfag 1 und 3 finden auf die Ba _ 
GerichtSoffiziere und die Kriegsgerichtsräthe, joweit fie außer- “ 
der Hauptverhandlungen mit Unterfuchungshandlungen 
beauftragt find, entiprechende Anwendung. 
Das Ablehnungsgefuch ift an denjenigen Gerichtäheren zu 
richten, welcher den Auftrag ertheilt hat. 
Ueber das Ablehnungsgefuch entjcheidet der Gerichtäherr. 
Wird das Ablehnungsgejuch bei Vornahme der Unter- 
iuchungshandlung angebracht, jo ift dasſelbe zu Protokoll 
zu nehmen. Der GerichtSoffizier oder Kriegsgerichtsrath Tann 
das Ablehnungsgefuch, wenn e8 nicht unter Angabe und Glaub» 
haftmachung des Ablehnungsgrundes oder offenbar nur in der 
Abſicht angebracht worden ift, das Verfahren zu verjchleppen, 
als unzuläffig zurücweifen. Hiergegen findet binnen der Frift 
von einem Tage die Rechtsbeſchwerde an den Gerichtd- 
herrn ftatt. 
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: 8 146; Wiebereinjeßung in den vorigen Stand en Friſt⸗ 
Ver ige 88 147 ff.; hen Frift: dee Abſ. 4. gegen Frif 

131. Die für die Erledigung eines Ablehnungsgeſuchs 
guftän ige Stelle ($ 128 Abja 2, 8 130 Abſatz 3) hat auch 
ann zu entjcheiden, wenn, ohne daß ein folches Geſuch an- 
gebracht ift, ein Richter oder eine der im 8 130 Abfag 1 be- 
zeichneten Perjonen von einem Verhältniß Anzeige macht, 
welches die Ablehnung rechtfertigen könnte, oder wenn aus 
anderer Veranlaffung Zweifel darüber entftehen, ob eine Aus- 
ſchließung Traft Geſetzes begründet fei. | 

8 132. Die Beftimmungen der 88'122, 125, 126, 131 
finden auf den Militärgerichtöfchreiber entfprechende Anwendung. 
Ueber die Ausfchließung oder Ablehnung desfelben entjcheidet 
in der Hauptverhandlung das Gericht, außerhalb derjelben der 
richterliche Militärjuftizbeamte oder der GerichtSoffizier, welchem 
der Gerichtsfchreiber beigegeben ift. 

Gegen die Entjcheidung, fofern fie nicht in der Haupt- 
verhandlung ergangen ift, findet binnen der Frift von einem 
Zage die Rechtsbeſchwerde an den Gerichtäherrn ftatt. 

8 133. In den Fällen der 88 130, 132 hat der Ab- 
elehnte vor Erledigung des Ablehnungsgefuhs nur folche 
Sanblungen vorzunehmen, die feinen Aufſchub geftatten. 

8 134. Die ein Ablehnungsgeſuch zurückweiſende Ver- 
fügung ift in allen Fällen mit den Gründen aftenfundig zu 
machen. 

8 135. Ein Gerichtsherr, bei welchen eine der Voraus- 
fegungen des 8122 Nr. 1, 2, 3, 5 zutrifft, hat die Wahr- 
nehmung der GerichtSherrngefchäfte dem Stellvertreter im Kom- 
mando zu übertragen. 

Das Gleiche gilt, wenn fonftige Umftände vorliegen, durch 
welche der Gerichtäherr ſich in der Sache für befangen hält. 

Stellvertreter im Kommando: 8 23 Anm. 2. 


Dritter Abſchnitt. 
Entifcheidungen, Verfügungen nnd deren Bekanntmachung. 


® 136. Entjcheidungen und Verfügungen, welche durch 
ein Rechtsmittel anfechtbar find, oder durch die ein Antrag 
abgelehnt wird, find mit Gründen zu verfehen. 

5 137. Entfcheidungen und Verfügungen, welche in An- 
wejenheit der davon betroffenen Perſon ergehen, werden 
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derjelben durch Verkündung bekannt gemacht. Bei Mannichaften 
des aftiven Heeres und der aktiven Marine foll diefe Art der 
Belanntmahung die Negel bilden. Auf Verlangen ift eine 
Abſchrift der Entſcheidung oder Verfügung zu ertheilen. 

Die Bekanntmachung der in Abwefenheit des Betheiligten 
FA Entſcheidungen und Verfügungen erfolgt durch Zu⸗ 

ellung. 

Diefe Beitimmungen finden auf die lediglich den inneren 
Dienft der Gerichte oder der Gerichtsperſonen betreffenden Ent- 
iheidungen und Verfügungen feine Anwendung. 

1. 3m Tert des ©. vom 1. Dez. 1898 (R. ©. Bl. S. 1217 ftand im 
abl. 1 „Abwefenheit”. Die Berichtigung ift zufolge R. ©. Bl. 1899 ©. 132 
€ en. 
ing 2. Die Bekanntmachung in der einfacheren Form der Verkündung 
entſpricht am beſten den militärdienſtlichen Verhältniſſen. (Bgr.) 

3. Urtheilsverküundung: 8 327 Abſ. 1. 

4. Bol. zu Abſ. 2 8279 Abſ. 2, 8280 und 88 188—145, 8 327 
Abſ. 4 und 5. 

8 158. Die erforderlihe Zuftellung oder Vollitredung 
von Entfcheidungen und Verfügungen wird durch den Gerichts- 
herrn, bei dem Reich&militärgerichte durch den Präfidenten des⸗ 
jelben veranlaßt. 


139, Die Zuftellung bejteht in der Webergabe einer__# 
beglanbigten Abfchrift er — Schriftſtücks. J— 
Die Beglaubigung geſchieht bei den Gerichten der niederen Bu 
GerichtSbarfeit durch einen Gerichtsoffizier, bei den übrigen 
Gerichten durch einen vichterlihen Meilitärjuftizbeamten. 
8. M. Die Beglaubigung gejchieht in folgender Form: 
„Die Richtigkeit der Abfchrift beglaubigt 


..... leutnant und Gerichtsoffizier 
Kriegsgerichtsrath ꝛc.)“. 

8 140. Dem nicht auf freiem Fuße befindlichen Beſchul⸗ 
digten iſt das zugeftellte Schriftjtüd, wenn er des Leſens un⸗ 
fundig, vorzulejen, wenn er der deutfchen Sprache unfundig, 
zu überjeßen. 


8 141. AZuftellungen, welde an aftive Militärperfonen 
erforderlich werden ($ 137), erfolgen dienftlich gegen Empfangs- 
beicheinigung des Betheiligten. 


Aus der Beicheinigung müſſen die Perfon, der zugeftcht_&, 
ift, jowie Ort und Zeit der Zuftellung fich ergeben. Fe 


5 142. Buftellungen an Perfonen, die nicht aktive Militär-_Sor, , 
perjonen jind, erfolgen gegen Empfangsbeicheinigung (8 141 Form 773,- 
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Abf. 2) durch hierzu beitellte Miilitärperfonen oder Beamte oder 
durch Erfuchen der Staatsanmwaltfchaft. 

Sofern nit zur Hauptverhandlung geladen wird ober 
mit der Buftellung der Kauf einer Friſt beginnt, kann die Zu- 
tellung auch durch Aufgabe zur Poſt erfolgen. Dieje befteht 
arin, daß das ie übergebende Schriftftüc unter der Adreſſe 
der Perjon, an die zugejtellt werden foll, zur Poft gegeben 
wird. Die erfolgte Aufgabe zur Boft ift zu den Aften zu be= 
urkunden. Bleibt diefer Weg erfolglos, fo gejchieht die Zu- 
ftellung nach Maßgabe des Abf. 1. 

1. K. M. zu Abi. 1. Suftellungen an Perfonen, die nicht aktive 
Milttärperjonen find, fi) aber an dem Orte befinden, wo die Unterfuchung 
geführt wird, erfolgen in der Regel 

a) durch hierzu beftellte Militärperfonen (Ordonnanzen), fofern es fich 
um eine ftandgerichtliche Unterfuhung Handelt, 
b) durch Milttärgerichtsboten (vgl. Abfchnitt IV Ziffer Sf der „Dienft- 
und Geſchäftsordnung“), fofern es ih um eine Unterſuchung der 
öheren Gerichtäbarkeit handelt. 
. Vgl. RA. B. zu 8 108. 


143. Buftellungen an Perfonen, welche zu einem im 
Auslande befindlichen oder zu einem mobilen militärischen Ver- 
band oder zur Beſatzung eines in Dienst geftellten Schiffes 
gehören, können mittelft Erjuchens der vorgefetten Kommando- 
bebörde erfolgen. 

Ausland: R. St. G. B. 88. 


8 144. Sind Zuſtellungen im Ausland an Perſonen, 
welche nicht aktive Militärperſonen find, zu bewirken, fo ift, 
joweit nicht der unmittelbare Verkehr mit den ausländifchen Ge- 
richtsbehörden zugelaffen ift, daS zu übergebende Schriftſtück 
der oberjten Militärjuftizverwaltungsbehörde mittelft Berichts 
einzureichen. 

Dasfelbe gilt, wenn Zuftellungen an Deutjche, welche das 
Necht der Erterritorialität genießen, oder an Vorfteher der 
Reichskonſulate erfolgen follen. 

Die weitere Beranlafjung der Zuftellung erfolgt in diejen 
Fällen in Gemäßheit der SS 182, 183 der Civilprozeßordnung. 

1. Der unmittelbare Schriftwechjel ift zugelafien: 

a) zwiichen den preußifchen Drititärgerichten — vgl. E. G. 89 — um 
den Juſtizbehörden Defterreich-Ungarns, abgejehen von denjenigen 
Fällen, in denen bejondere Berhältniffe, wie 3. B. ſprachliche Schwie- 
tiafeiten, die diplomatische Bermittelung unvermeidlich oder wünfchenss 
werth erjcheinen laſſen; 

b) zwiſchen den preußiſchen Militärgerichten und den Juſtizbehörden ber 
Schweiz in allen den Fällen, in welchen nicht der diplomatiſche Ber 
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kehr durch Staatsverträge vorgefchrieben ift ober infolge befonderer 
Berhältnifje räthlich erſcheint; 

e) zwifchen den Korpägerichten des Gardekorps, des L, IL, TIL, V., 
VI. und XVII. Armeetorps einerjeit3 und den in der Erklärung 
vom 28./16. Jan. 1893 (6.8. S.83ff.) genannten Kaiſerlich Ruſ⸗ 
ſiſchen Gerichten 2c. andererſeits; 

d) in den Fällen, in denen Auslieferungsverträge mit anderen Staaten 
die Beitimmung enthalten, daß die militärischen Behörden fi) mit 
einem Antrag auf vorläufige Feſtnahme flüchtiger (Militär:) Perjonen 
unmittelbar an die zuftändige Behörde des anderen Landes wenden 
dürfen. — Vorausſetzung hierbei ift, daß die Auslieferung jelbit, 
welche außerdem ftet3 jofort bei dem K. M. unter Erwähnung des 
bereit3 unmittelbar geftellien Erſuchens zu beantragen ift, überhaupt 
ftatthaft erjcheint. 

Befteht mit demjenigen Staate, in welchem fi) ein Fahnen 
flüchtiger aufhält, eine Kartelltonvention, wie ſolche mit Dänemark 
am 25. Dez. 1820 und mit Deiterreich- Ungarn am re 1831 
abgeichloffen find, jo bedarf es der diplomatiſchen Mitwirkung 
ebenjowenig, wie der des K. M.; vielmehr ift dann lediglich das in 
der betr. Kartelllonvention feftgefegte Verfahren maßgebend. 

Im Webrigen wird bier auf die Rundſchreiben des Preußiichen 
Generalauditoriat3 vom 8. April 1876 Nr. 21591, vom 14. April 
1889 Nr. 1334 I und vom 18. Juli 1889 Nr. 3239 I an die Militärs 
gerichte verwiejen. 


2. Zu Ab. 3: Infolge der neuen Faſſung der Civilprozeßordnung 

&. Bl. 1898 S. 410 ff.) find die 88 199, 200 ebenda maßgebend. 
wilprozeßordnung: $ 199. Cine im Auslande zu bewirkende Zujtellung 

| erolgt tmikeift Erſuchens der zuftändigen Behörde des fremden Staates 





Bei in diefem Staate reſidirenden Konjuld oder Gejandten des 
8. 

8200. Zuftellungen an Deutiche, welche das Recht der Erterritorias 
tät genießen, erfolgen, wenn diejelben zur Milfton des Reichs gehören, 
mittel Erſuchens des Reichskanzlers; wenn diejelben zur Miſſion eines 
Bundesftantes gehören, mitteljt Erjuchens des Minifterd der auswärtigen 
Angelegenheiten dieſes Bundesſtaates. 

Zuſtellungen an die Vorſteher der Reichskonſulate erfolgen mittelſt 
Erfuchens des Reichskanzlers. 


8 145. Kann eine Zuſtellung an einen Beſchuldigten nicht 
in der vorgefchriebenen Weife bewirkt werden, oder lehnt im 
Falle des 8 144 Abf. 1 die oberfte Militärjuftizverwaltungs- 
behörde die weitere VBeranlaffung als unausführbar oder vor- 
ausfichtlih erfolglos ab, fo gilt die Zuftellung als bewirkt, 
wenn der Inhalt des zuzuftellenden Schriftftüdd durch den 
Neichsanzeiger befannt gemacht worden iſt und feit dem Er: 
fcheinen dieſes Blattes zwei Wochen verfloffen find. “Die 
gleichzeitige Belanntmachung durch ein anderes Blatt ift nicht 


ausgeſchloſſen. 
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Vierter Abſchnitt. 


Berechnung der Friſten. Wiedereinfekung in den vorigen 
Stand gegen Friſtverſänmniß. 


8 146. Bei der Berechnung einer Frift, die nad) Tagen 
beftimmt ift, wird der Tag nicht mitgerechnet, auf welchen der 
Beitpunft oder das Ereigniß fällt, nach welchem der Anfang 
der Friſt fich richten fol. Auf die Frift kommen auch die- 
jenigen Tage nicht in Anrechnung, an denen die Perfon, welcher 
die Friſt gefett ift, durch militärischen Dienft an der Wahr- 
nehmung ihrer Rechte verhindert war. Daß dies thatjächlich 
der Fall war, ift durch dienstliche Befcheinigung nachzumeifen. 

Eine Frift, die nah) Wochen oder Meonaten beftimmt ift, 
endigt mit Ablauf desjenigen Tages der letzten Woche oder 
des letzten Monats, welcher durch feine Benennung oder Zahl 
‚dem Tage entjpricht, an welchem die Friſt begonnen bat; fehlt 
diefer Tag in dem letzten Monate, fo endigt die Friſt mit 
Ablauf des letzten Tages dieſes Monats. 

Fällt das Ende einer Friſt auf einen Sonntag oder 
allgemeinen Feiertag, fo endigt die Friſt mit Ablauf des nächft- 
folgenden Werftags. 

1. Zu Abi. 1. Bei Extheilung der Bejcheinigung ift zu berüdfichtigen, 
daß der militäriiche Dienft den Betheiligten nicht nothwendig während 
des ganzen Tages in Anjpruch genommen haben muß, daß es vielmehr 
genügt, wenn der Betheiligte in der Zeit des Tages, in der er fonft in 
der Lage geweſen wäre, feine Rechte wahrzunehmen, daran dur mili- 
täriihen Dienjt verhindert war. Auch werben fich bei gepiſſen Uebungen, 
im Manöver, die Verhältniſſe derart geſtalten können, daß der Betheiligte 
für längere Zeit nicht im Stande iſt, ſeine Rechte wahrzunehmen, auch 
wenn er ſich nicht fortdauernd in Ausübung des Dienſtes befindet (Bgr.). 

2. Welde Tage „allgemeine Feiertage” find, beſtimmt fih nad 
Landesrecht. 

St Gegen die Verfäumung einer für die Einlegung 
oder Rechtfertigung von Nechtsmitteln geſetzten Frift kann die 
Wiedereinfegung in den vorigen Stand beanſprucht werben, 
wenn der Antragfteller durch militärifchen Dienft, durch Natur- 
ereigniffe oder andere unabwendbare Zufälle an der Einhaltung 
der Friſt verhindert worden ift. Als unabwendbarer Zufall 
ift e3 anzujehen, wenn der Antragiteller von einer Zuftellung 
ohne fein Verſchulden feine Kenntniß erlangt hat. 


5 148. Das Gefuch um Wiedereinfegung in den:vorigen 
Stand muß binnen drei Tagen nad) Bejeitigung des ‚Hinder- 
niſſes bei derjenigen Stelle, bei welcher die Friſt wahrzunehmen 
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gewefen wäre, unter Angabe und Glaubhaftmachung der Ver⸗ 
fäumungsgründe angebracht werden. 

Mit dem Gefuch ift zugleich die verfäumte Handlung felbft 
nachzuholen. 

S 149. Ueber die Wiedereinſetzung in den vorigen Stand 
entfcheidet diejenige Stelle, welcher die Prüfung und Entfcheidung 
darüber zukommt, ob die Friſt gewahrt if. - 

Die Wiedereinjegung Tann auch in Ermangelung eines 
förmlichen hierauf gerichteten Gefuch bewilligt werden. 

Die eine Wiedereinfekung ausfprechende Entſcheidung 
unterliegt feiner Anfechtung. 

Gegen die das Geſuch vermwerfende Entſcheidung findet 
binnen der Frift von drei Tagen nach deren Zuftellung die 
Nechtsbefchwerde an das NReichSmilitärgericht ſtatt. Im Felde 
und an Bord ift die Rechtsbeſchwerde ausgefchloffen. 


8 150. Dur) das Gefuch um Wiedereinjegung in den 
vorigen Stand wird die Vollftredung einer Entjcheidung oder 
Verfügung nicht gehemmt. 

Es Tann jedoch ein Aufjchub der Vollitredung angeordnet 
werden. 


Zweiter Titel. 
Derfahren in erſter Inſtanz. 


Erfter Abfchnitt. 
Ermittelungsverfahren. 


8 151. Anzeigen ftrafbarer Handlungen, fowie Anträge 
auf Strafverfolgung gegen Perjonen, welche der Militäritraf- 
gerichtSbarfeit unterftehen, find von Perjonen des Soldaten: 
ftandes des aktiven Heeres und der aktiven Marine auf dem 
Dienftwege, von Militärbeamten. bei der vorgefetten Dienft- 
behörde des Beſchuldigten anzubringen. 

Für die Anbringung jolcher Anzeigen und Anträge durch 
andere als die im Abf. 1 bezeichneten Perfonen find die Vor—⸗ 
ichriften des bürgerlichen Rechtes maßgebend. Es genügt jedoch 
auch das Anbringen bei der vorgejetten Dienftbehörde des 
Beichuldigten. 

1. A. B. zu Abſ. 1. Offiziere und Sanitätsoffiziere haben An- 


zeigen ftrafbarer andtun en, jowie Anträge auf Strafverfolgung gegen 
Berjonen, die der Militärjtrafgerichtäbarkeit unterjtehen, bei dem — 2 — 


* 
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oder einem mit Dis; emolt berjehenen Borgejegten des 
Selchußigten mind} oder Yen ih anzubringen. 

Die Berfonen Solbatenftandes vom Feldwebel x. abwaͤrts 
haben ſolche Anzeigen oder Anträge ihrem Kompagnie⸗ ꝛc. Chef unmittel⸗ 
bar und mündlich vorzutragen. 

Ein mündlich eter Antrag auf Strafverfolgung iſt zu 
Protokoll zu nehmen. 

2. Zu Abſ. 2. Bürgerliche Strafprozeßordnung: 8 156. Angeigen 
ftrafbarer Handlungen oder Anträge auf Strafverfolgung fünnen bei 
Staatsanmwaltichaft, den Behörden und Beamten des Polizei⸗ und Sicher- 
heitsdienftes und den Amtsgerichten mündlich oder un angebracht 
werden. Die mündliche Anzeige ift zu beurkunden. 

Bei ftrafbaren Handlungen, deren Verfolgung 
tritt, muß der Antrag bei einem Gericht oder der "mals onnalhjäe 
(heit oder zu Protokoll, bei einer anderen Behörde jchriftlich angebracht 


8 152. Bei ftrafbaren Handlungen, - deren Verfolgung 
ur uf Antrag eintritt, muß der Antrag aktenfundig gemacht 
werden. 


Das M. St. G. 3. kennt teine Antragsdelikte, M. St. G. B. $ 51; 
vgl. auch daſ. 8 127. 


153. Anzeigen und Anträge, welche bei den Staats⸗ 


a anwaltichaften, den Amtsgerichten und den Behörden und 


Beamten des Polizei- und Sicherheitsdienftes angebracht werden, 
find jofort an die vorgejette Dienftbehörde des Beſchuldigten 
abzugeben. 

Der militärifche Vorgeſetzte hat über die ihm angezeigten 
oder fonft zu feiner Kenntniß gelangten ftrafbaren Handlungen 
jeiner Untergebenen, joweit die, Hendungen gerichtlich zu ver⸗ 
folgen find, einen genauen, die Verdachtsgründe und Beweis⸗ 
mittel umfaſſenden ‚Chatbericht aufzuftellen und denfelben an 
den Gerichtäheren einzufenden. 

Die Stantsantvaltf haften, die Amtögerichte, die Behörden 
und Beamten des Polizei» und Sicherheitsdienftes, ſowie der 
militärifche Vorgejegte haben bis zum Einjchreiten des Gerichtd- 
bern alle feinen Aufſchub geftattenden Anorbnungen zu treffen, 
um die Verdunfelung der Sache zu verhüten. Erſcheint die 
ichleunige Vornahme einer richterlichen Unterfuhungshandlung 
erforderlich, jo ift fie von dem nächſten Kriegögerichtsrath oder 
Amtsrichter auf Erjuchen des militärischen Vorgeſetzten, der 
Staatsanwaltihaft oder der Behörden und Beamten des 
Polizei- und Sicherheitsbiented, &ußerften Falles ohne folches 
Erjuchen vorzunehnen; im Nothfalle kann diejelbe auch durch 
einen GerichtSoffizier herbeigeführt werden. Die Verhand- 
lungen find fofort an den Gerichtöherrn abzugeben. 
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Erachtet der angegangene Gerichtsherr ſich für unzuftän- 
dig, oder ergiebt fich feine Unzuftändigfeit im Laufe des Er- 
‚mittelung&verfabrens, jo hat er die Sache an die zuftändige 
Stelle abzugeben. 

1. X. 8. Der Thatbericht hi in der Regel von dem nächſten Dis: 
ziplinarvorgejegten aufzuftellen und unmittelbar an den ihm zunädft vor 
gefegten Gerichtöheren einzureichen. Der bei Einreichung des Thatberichts 
übergangenen Dienftitelle ift Meldung zu erftatten. 


2. Die vorgejegte Dienftbehörde des Belchuldigten find ſowohl der 
milttärifche Borgefegte, d. 5. der Disziplinarvorgefette des Beſchuldigten, 
als auch der Gerichtsherr (Bgr.). 


154. Sind Anhaltspunkte dafür vorhanden, daß eine 
ahive Militärperſon eines nicht natürlichen Todes geftorben lan 
it, oder wird der Leichnam einer unbekannten Militärperfon 

gefunden, fo find die Polizei» und Gemeindebehörden zur ſo⸗ 

fortigen Anzeige an die nächfte Militärbehörde verpflichtet. 

Die Beerdigung darf nır auf Grund einer fchriftlichen 
Genehmigung der Militärbehörde oder, im Nothfalle, des 
Amtsrichters erfolgen. 

EM. zu Abi. 2. Die iftliche Genehmigung zur Beerbigu 
des geihnams einen rer I hen an des —* dieſes Rare, 

ben wird in der Regel von dem zujtändigen richterlihen Militärs 
izbeamten ertheilt (vgl. 38 223 ff.). 


8 155. Bei Todesfällen anderer als der im 8 154 be 
Haare Perfonen find die Civilbehörden zur Anzeige an die 
ilitärbehörde verpflichtet, wenn dringender Verdacht vorliegt, 
daß der Tod durch eine firafbare Handlung einer unter Mili- 
tärftrafgerichtSbarkeit ftehenden Perſon verurfacht worden ift, 
oder wenn auch nur Anhaltspunkte dafür vorliegen, daß eine 
ſolche Perſon in ftrafbarer Weife an dem Tode betheiligt fei. 
In den Fällen der erjteren Art ift die — des 
Thatbeſtandes, insbeſondere die richterliche Leichenſchau und 
Leichenöffnung, der Militärbehörde zu überlaſſen. 

In den Fällen der letzteren Art haben zunächſt die bürger⸗ 
lichen Behörden ſich der Iſtſtetuns des Thatbeſtandes zu 
unterziehen. Der Militärbehörde iſt jedoch thunlichſt Gelegen⸗ 
heit zu geben, zur Theilnahme an der Leichenſchau, der Leichen⸗ 
— und der Ortsbeſichtigung einen Kriegsgerichtsrath ab⸗ 
zuordnen. 

In entſprechender Weiſe haben die Militärbehörden zu 
verfahren, wenn an dem Tode einer aktiven Militärperſon eine 
unter der bürgerlichen StrafgerichtSbarfeit ſtehende Perjon in 
ftrafbarer Weiſe betbeiligt ift oder betbeiligt erjcheint. 


523 Nilitarſtrafgerichtsordnung vom 1. Dezember 1898. 88 128—126. 


Mitwirkung bei der Enticheidung in höherer Inſtanz kraft Ge⸗ 
ſetzes ——n 


8 124. Ein Richter kann ſowohl in den Fällen, in 
denen er von der Ausübung des Richteramts kraft Geſetzes 
ausgeſchloſſen iſt, als auch wegen Beſorgniß der Befangenheit 
abgelehnt werden. 

Wegen Beſorgniß der Befangenheit findet die Ablehnung 
ftatt, wenn ein Grund vorliegt, melcher geeignet ift, Miß⸗ 
trauen gegen die Unparteilichfeit eines Richter zu rechtfertigen. 

Das Ablehnungsrecht fteht dem Beſchuldigten, im Ver⸗ 
—— vor dem Reichsmilitärgericht auch der Militäranwalt- 

Den zur Ablehnung Berechtigten find auf Verlangen die 
zur Mitwichung bei der Enticheidung berufenen Gerichtsperſonen 
namhaft zu machen. 


8 125. Das Ablehnungsgeſuch wegen Beſorgniß der Be⸗ 
fangenheit iſt in erſter Inſtanz nur bis zur Verleſung der 
Verfügung über die Anklageerhebung, in der Hauptverhandlung 
über die Berufung und die Reviſion nur bis zum Beginne der 
Ba ee zuläffig. 

Außerhalb der gpwerhandlung iſt das Ablehnungs⸗ 
geſuch von Mannſchaften des aktiven Heeres oder der aftiven 
Marine zu Protokoll eines Gerichtsoffiziers oder eines richter⸗ 
lichen Militärjuſtizbeamten oder des nächſten mit Disziplinar⸗ 
ſtrafgewalt verſ ehenen Vorgeſetzten zu erklären oder ſchriftlich 
einzureichen, von anderen Perſonen ſchriftlich oder zu Protokoll 
des Gerichtsſchreibers des Amtsgerichts anzubringen. 

Beſchuldigte, welche ſich nicht auf freiem Fuße befinden, 
können die Erklärungen überdies zu Protokoll des mit der 
Aufſicht über das Gefängniß betrauten Offiziers oder Beamten, 
oder, ſofern fie nicht dem aktiven Heere oder der aftiven 
Dearine angehören, desjenigen Amtögericht geben, in deſſen 
Bezirte das Gefängniß liegt. 

1. Der Angeklagte ift in der twerhandlung erfter 
der Berufungsinftang on Bern en u Ye Sefkmmung be 9 136 125 
ir 2er eueiß und Das” das —* e —— 8 u find im Proto 

2. er Hi ⸗ 
tolle zu vermerten. 88 333, 335. en 


| 8 126. Dei jedem Soblehmungsgefuch ift der Ablehnungs⸗ 

grund glaubhaft zu machen; der Eid iſt als Mittel der Glaub⸗ 
haftmachung ausgeſchloſſen. Zur Glaubhaftmachung kann auf 
das Zeugniß des Abgelehnten Bezug genommen werden. 
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8 127. Iſt das Ablehnungsgeſuch verfpätet oder nicht 
unter Angabe und Glaubhaftmachung des Ablehnungsgrundes 
eingebracht worden, jo hat das Gericht mit — 5* des ab⸗ 
gelehnten Richters das Ablehnungsgeſuch als unzuläſſig zu 
verwerfen. Das Geſuch kann auch verworfen werden, wenn 
das Gericht einſtimmig der Anſicht ift, daß dasſelbe offenbar 
nur in der Abſicht, das Verfahren zu verjchleppen, ein- 
gebracht ift. 

Bol. dagegen 8 128 Abſ. 2, wonach der adgele ter in den 
im ar 1 bafelöft — Fällen gt —S 


8 128. Wird das Geſuch nicht als unzuläſſig verworfen, 
ſo hat der abgelehnte Richter ſich über den Ablehnungsgrund 
ienſtlich zu äußern. 

Ueber das Ablehnungsgeſuch entſcheidet das Gericht, 
welchem der Abgelehnte angehört. Der abgelehnte Richter 
darf bei der Entſcheidung über das Ablehnungsgeſuch nicht 
mitwirken. 

Einer Entſcheidung bedarf es nicht, wenn der Abgelehnte 
das Ablehnungsgeſuch für begründet hält. 


8 129. Die Entſcheidung eines Standgerichts, Kriegs⸗ 
gerichts oder Oberkriegsgerichts, durch welche ein Ablehnungs⸗ 
gefuch für unbegründet erklärt wird, kann nicht für ſich allein, 
jonbern nur mit der Entſcheidung in der Hauptfache angefochten 
wer 


8 130. Die Beftimmungen der 88 122, 124, 125 Ab-_,, 
fag 2 ımd 3, 88 126, 128 Äbſatz 1 und 3 finden auf die 
Gerichtsoffiziere und die Kriegsgerichtsräthe, ſoweit fie außer- 2 
halb der Hauptverhandlungen mit Unterfuchungshandlungen 
beauftragt find, entjprechende Anwendung. 

Das Ablehnungsgejuh iſt an denjenigen Gerichtäheren zu 
richten, welcher den Auftrag ertheilt hat. 

Ueber das Ablehnungsgeſuch entſcheidet der Gerichtäherr. 

Wird das Ablehnungsgeſuch bei Vornahme der Unter» 
fuchungshandlung angebracht, fo ift dasfelbe zu Protokoll 
zu nehmen. Der GerichtSoffizier oder Kriegsgerichtsrath kann 
das Ablehnungsgefuch, wenn es nicht unter Angabe und Glaub- 
haftmachung des Ablehnungsgrundes oder offenbar nur in der 
Abſicht angebracht worden ift, das Verfahren zu verjchleppen, 
als unzuläffig zurücdweifen. Hiergegen findet binnen der Frift 
von einem Tage die Wechtöbejchwerde an den Gerichts⸗ 

ftatt. 
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U. Die Militärjuftizbeamten erfcheinen im Dienfte in Uniform. Die 
Hafen Militärjuftizbeamten tragen bei der Hauptverhandlung 
den Waffenrod mit Achſelſtücken; fie dürfen bei gerichtlichen Ver 

nehmungen den Ueberrod tragen, bei den übrigen dienftlichen Ber: 
richtungen innerhalb der Gerihtäräume auch die Litewka mit Achſel⸗ 
ftüden. D. u. G. 812. 


8 94. Die Oberkriegsgerichtsräthe und die Kriegsge— 
richtsräthe müſſen in Gemäßheit des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes 
vom 27. Jan. 1877 zum Richteramte befähigt ſein. 

Auf dieſelben finden die SS 6, 7, 9 des bezeichneten 
Geſetzes entjprechende Anwendung. 

Gerichtöverfafiungsgefeg (neue Faſſung R. ©. BI. 1898, S. 371 ff.) 
88 6, 7. 9 vgl. bei 8 81. 


89. Sind einem Gerichtsherrn mehrere Kriegsgerichts- 
räthe zugeordnet, fo kann durch die oberfte Militärjuftizver- 
waltungsbehörde einzelnen der Amtsſitz außerhalb des Garnifon- 
orts des Gerichtsherrn angewieſen werden. 

Dieſe Anweiſung bedarf der Suftimmung de3 Beamten nicht (ogl. 
8 96 Abi. 1). Andererſeits wird die Anweiſung als Berjegung bes 
handelt, ebenſo die Zurüdberufung. Letztere kann aber nur dann ohne 
Zuſtimmung des von ihr Betroffenen erfolgen, wenn zugleich die 
richtung, daß einer der richterlihen Beamten auswärtd feinen Wohnfit 
baben Ton, in Wegfall kommt (Bar.). 


8 96. Die Oberkriegsgerichtsräthe und die ri gagevihte- 
räthe können wider ihren Willen nur kraft richterlicher Ent- 
ſcheidung und aus den Gründen und unter den Formen, welche 
das Gele beftimmt, dauernd oder zeitweife ihres Amtes ent- 
hoben oder in eine andere Stelle oder in den Ruheſtand ver- 
fett werden. In den Fällen des 8 95 bedarf es der Bu- 
ftimmung zur Berjegung nicht. 

Die richterlihen Militärjuftizbeamten der Marine können 
durch die oberſte Mearineverwaltungsbehörde (Reichs⸗Marine⸗ 
Amt) dem Befehlshaber einer Flotte oder eines Geſchwaders 
zugeordnet werden. Ohne ihre Zuftimmung darf in Friedens⸗ 
zeiten dieſes Dienftverhältniß die Dauer von drei Jahren nicht 
überjchreiten. 

Bei einer Veränderung in der Organifation des Heeres 
oder der Marine können unfreiwillige Verfegungen in eine andere 
militärrichterlihe Stelle oder Enthebungen vom Amte unter 
Belaffung des vollen Gehalts durch die Militärjuftizverwaltung 
verfügt werden. ' 

Gleiche Befugniß in Beziehung auf unfreiwillige Ver⸗ 
fegungen fteht der Militärjuftizverwaltung im alle einer 
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Mobilmahung mit der Maßgabe zu, daß die getroffenen 
Berfügungen nur für die Dauer der Mobilmachung gelten. 
Zu Wf. 1 vgl. R. D. G. 88 80—88. 


897. Die Oberkriegsgerichtsräthe umd die Kriegsgerichts- 
räthe haben, joweit fie Hit als Richter bei den erfennenden 
Öerichten mitwirten, den Weifungen des Gerichtsherrn Folge 
zu leiften. 

ie im Laufe des Verfahrens ergebenden Enticheidungen 
und Verfügungen de Gerichtsherrn ſind, ſoweit das Geſetz 
nicht ein Anderes beſtimmt, außer von dieſem auch von einem 
ante ichen —— zbeamten zu unterzeichnen. Letzterer 
ak übernimmt dadurch die Mitverantwortlichkeit fir die Geſetz⸗ 
ichkeit. 


ält der Militärjuſtizbeamte eine Weiſung, Verfügung 
oder cheidung mit den Geſetzen oder den ſonſt mafigebenden 
Vorſchriften nicht vereinbar, jo hat er dagegen Vorftellung zu 
erheben. Bleibt diefe erfolglos, jo bat er der Weifung des 
GerichtSherrn, welcher alddann allein die Verantwortung trägt, 
zu entjprechen, den Hergang jedoch aftenfundig zu machen. 
Die Akten find unverzüglich von dem Gerichtsheren dem Ober- 
friegSgerichte zur rechtlichen Beurtheilung der Sache vorzulegen. 
Diefe Beurtheilung ift für die weitere Behandlung der Sache 
maßgebend. 


8 98. Die Oberfriegsgerichtsräthe und die Sriegagerihte- 
räthe können, unbeichadet der Beftimmung des 8 70, im Falle / 
ihrer Verhinderung nur durch zum Nichteramte befähigte Per- 
jonen erjegt werden. Im Felde und an Bord können fie, 
Iomeit die Umftände dies erfordern, duch Offiziere erjett 
werden. 
berfetben nicht oekanden Dffiere ift an einen beftimmten Dienftgrab 

99. Die Gerichtsoffiziere werden von den Gerichts⸗ Fo 

herre aus der Zahl der Subalternoffiziere beſtellt. U un 


Der Gerichtsoffizier erforjcht ala Unterjuchungsfübeer im Ermittelungs⸗ 
verfahren den Sachverhalt ($ 156 Abf. 1) und vertritt die Anklage in der 
Hauptverhandlung (8 273 Ad. 1). Die in diejen Beziehungen allgemein 
gegebenen Borfchriften gelten auch für ihn. Im Einzelnen beziehen fich 

ihn die 88 125 Abſ. 2, 130 Aue! 1 und 4 on. auch 8 131), 132 
—8 ‚ 189 af 2, 158 Abi. 3, 156 Abſ. 1, .2, 2 
2, 270, 273, 827 Abi. 4, sub al. 849 Abf. 1 
368, 369 Mb 2 889 Mel. 1 und 2, 44 abi. 2 


8 100. Zum Gerichtöoffizier darf mir beftellt werben, 
wer jeit mindeſtens einem SYahre dem Heere oder der Marine 


22 
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angehört. Diefe Einſchränkung findet im Felde und an Bord 
keine Anwendung. 


8 101. Der Gerichtsoffizier iſt beim Antritte feines 
nt durch den Gerichtsheren zu beeidigen. 
Die Eidesformel lautet: 
ſchwöre bei Gott dem Allmächtigen und AI- 
toiffenden, die Pflichten eines Gerichtsoffiziers getreulich 
zu erfüllen. So wahr mir Gott helfe." 
Die Beitimmungen des 8 42 Abf. 3 und 4 finden Au 
wendung. 


102. Die Beitimmungen ded 8 97 finden auf die 
GerichtSoffiziere entjprechende Anwendung. 


| Fünfter Abfchnitt. 
Militäranwaltfdaft beim Reichsmilitärgerichte. 


5 103. Beim NReichömilitärgerichte wird eine aus einem 
Obermilitäranwalt und einem oder mehreren Militäranwälten 
beſtehende Militäranwaltichaft eingerichtet. 


3 104. Die Militäranwälte ftehen unter der Aufficht 

und Leitung des Obermilitäranwalts und haben feinen An- 
ordnungen Folge zu leiften. 

\ Die dem Obermilitäranmwalt zugeorbneten Militävanwälte find jeine 
Vertreter. Sie haben nicht nur allgemeinen Anordnungen, den be auch 
ſolchen Verfügungen, welche die Behandlung der einzelnen Sachen betreffen, 
Folge zu leiſten (Bgr.). 

8 105. Der Obermilitäranwalt ift dem Präfidenten bes 
Reichsmilitärgerichts unterſtellt. 

In Fragen, welche die Geltung oder die Auslegung einer 
militäriſchen Dienſtvorſchrift oder eines militärdienſtlichen Grund- 
ſatzes betreffen oder allgemeine militäriſche Intereſſen berühren, 
iſt der Obermilitäranwalt gehalten, die Anſicht des Präſidenten 
zu vertreten. 

Dieſe Unterſtellung geht in Beziehung auf die ſachliche Behandlun ng 
der der Militäranwaltihaft obliegenden Gejchäfte nicht über die im Abi. 
gezogenen Grenzen hinaus und erjtredt fich insbeſondere nicht auf Fragen, 
welche die Geltung der Auslegung von Gejegen betreffen (Bgr.). 

8 106. Der Obermilitäranwalt und die Militäranmwälte 
find nichtrichterlihe Militärbeamte. 

Bu diefen Aemtern fünnen nur zum Richteramte befähigte 
Beamte ernannt werden (88 80, 94). - 
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107. Die Ernennung des Obermilitäranwalts und 
der Militäranwälte erfolgt durch den Kaifer auf Vorfchlag 
des Bundesraths. 

Diefelben können durch SKaiferliche Verfügung jederzeit 
mit Gewährung des gefeglichen Wartegeldes einjtweilig in den 
Ruheſtand verſetzt werden. 


Sechſter Abſchnitt. 
Militärgerichtsfchreiber. 


8108. Bei dem Reichömilitärgericht und bei dem Stabe 
eines jeden Gerichtsheren der höheren Gerichtsbarkeit werden 
Gerichtsſchreiber angeftellt. 

Die Dienftverhältniffe der Militärgerichtsfchreiber werden 
Hinfichtlich des NeichSmilitärgericht8 durch den Bundesrath, 
im Uebrigen durch die Militärjuftizverwaltung beftimmt. 

1. A. 8. Die Bejtimmungen über ainftellung der Militärgerichts- 
ſchreiber und Militärgericht3boten erläßt das Kriegsminifterium. 

Die Militärgerichtsichreiber und die Militärgerichtäboten Ken in 
einem doppelten Unteroronungsverhältnifie. Der Gerichtsherr iſt der 
Milttärvorgefette; der Dienftältefte unter den diefem zugeordneten richter- 
lichen Milttärjuftizbeamten ift der Verwaltungsvorgeſetzte. 

2. Die Militärjuftizbeamten erjcheinen im Dienft in Uniform. (Richter: 
liche Militärjuftizbeantte 8 98.) Die Militärgerichtöjchreiber tragen bei 
der Hauptverhandlung den Waffenrod mit Achjelitüden, außerhalb der» 
felben ift ihnen das Tragen der Litewka geftattet. 

Die Militärgerichtshoten tragen bei der Hauptverhandlung und bei 
Dienftverrichtungen außerhalb der Geſchäftsräume den Weberrod; bei 
fonftigen Dienftverrihtungen können fie die Litewka tragen. Bei Ber- 
tihtung der unter IV I erwähnten Kaftellangeichäfte find ſie nicht ver- 
pflichtet, Uniform anzulegen. D.u. 6.8.12. 

3. Ein Gerichtöfchreiber muß zugezogen werden bei der Vernehmung 
des Beichuldigten, der Zeugen und Sachverftändigen, bei der Einnahme 
des Augenſcheins und in der Hauptverhandlung. Letztere erfolgt in un- 
unterbrochener Gegenwart eines Gerichtäjchreibers (SS 163, 224, 273, 331, 
832, 336). Auch kann der Dienft des Dolmetscher von dem Gericht: 
fchreiber wahrgenommen werden (8 120). 

4. Die Milttärgerichtsfchreiber nehmen die Stellung von Bureau- 
beamten ein, verjehen, von ihrer Mitwirfung bei der Aufnahme von 
Brotofolien abgejehen, ihren Dienſt lediglich unter Verantwortlichfeit der 
etreffenden Militärjuftizbeamten und find nicht dazu beftimmt, den dienft- 
lichen Verkehr zwijchen dem Gerichtsheren oder dem richterlichen Militär: 
juftizbeamten und dritten Perſonen zu vermitteln. Gin unmittelbarer 
dienftlicher Verkehr zwiſchen ihnen und den Mannſchaften ift ausge 
fchlofien (Ber.). 

R: 109. Die Wahrnehmung der Gefchäfte des Gerichtö- 
ichreiber8 bei den Gerichtäherren der niederen Gericht3barfeit 
ift geeigneten Perjonen des Soldatenftandes zu übertragen. 
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An Bord können die Geſchäfte des Gerichtsfchreibers 
einer geeigneten Perjon der Bejatung übertragen werden. 


110. Wird die Wahrnehmung der Gefchäfte des Ge- 
richtsſchreibers Perfonen übertragen, die nicht Reichs⸗- oder 
Staatsbeamte find, fo haben diefelben fehriftlich das eides- 
ftattliche Gelöbniß abzugeben, daß fie die ihnen übertragenen 
Geſchäfte treu und gewiifenhaft verrichten und Verjchiwiegenheit 
über diefelben beobachten wollen. 

1. 88 109, 163 Ab). 8. 

2. 8.2.0. f. NI B. 2: Der Militärgerichtöfchreiber hat mittelft 
einer von dem Gerichtöoffizier aufzuneßmenden Verhandlung nachftehendes 
Gelobniß abzulegen: 

„Ich gelode Hierdurch an Eivegftatt, daß ich die mir als 
Milttärgerichtäfchreiber übertragenen Gejchäfte treu und gewiſſen⸗ 
don verrichten und Verfehwiegenheit über dieſelben beobachten 
will.“ 


Dritter Titel, 
Militärinfiizuerwaltung. 


8 ill. Die Militärjuftizverwaltung wird binfichtlich des 
Reichsmilitärgerichts und der Militäranwaltfchaft vom Präfi- 
denten des NeichSmilitärgerichts, hinfichtlich der Marine von 
dem Reichskanzler (Reichs Diorinerdimt ‚ im Uebrigen von den 
Kriegeminifterien oder den ihnen in diefer Beziehung gleich 
ftehbenden Behörden ausgeübt. 


12 Abf.2, 818 Abf. 1, 38 15, 21, 30, 33, 38. 
8 112, Der Militärjuftizverwaltung fteht die Aufficht 
über die Ausübung der MilitärjtrafgerichtSbarkeit zu. 


8 113. Die rechtsfräftigen Urtheile der Standgerichte 
und der Kriegsgerichte find nebft den Alten vierteljährlich einer 
Durchſicht zu unterziehen, um zu prüfen, ob bie geiestihen 
Vorschriften über das Verfahren beobachtet und hinfichtlich der 
Anwendung der Geſetze, ſowie der militärdienftlichen Vorjchriften 
und Grundfäte gleihmäßig und richtig verfahren worden ift. 

Die Durchficht der ftandgerichtlichen Urtheile und Akten 
gejchieht bei dem Gerichtsherrn der Berufungsinftanz durch 
einen Kriegsgerichtsrath. Eine Zufammenftellung der wahr: 
genommenen Mängel und Verftöße ift dem Tommandirenden 
General (Admiral) zur Nachprüfung einzuveichen. 
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Diefe Racpeifung, ſowie die Durchficht der kriegsgericht⸗ 
lichen Urtheile und Alten gefchieht bei dem fommandirenden 
General (Admiral) durch einen Oberkriegsgerichtsrath. 

Die Urtheile der Oberfriegögerichte find zu dem im erften 
Abſatz angegebenen Zwecke balbjährli an das Reichsmilitär⸗ 
gericht einzureichen. ‘Demfelben find dabei die Ausftellungen 
mitzutbeilen, zu welchen die ftandgerichtlichen und kriegsgericht- 
lichen Sachen im legten halben Sabre Anlaß gegeben Haben. 
Das Ergebniß der vom Reichsmilitärgerichte vorgenommenen 
Prüfungen ift durch den Präfidenten desfelben der betreffenden 
Militärjuftizverwaltung zur weiteren Veranlaffung mitzutheilen. 


8 114. Die näheren Anordnungen binfihtlih der Bes 
flimmungen der 88 24, 113 erfolgen im Verordnungswege. 
E. 6.88. . 





Zweiter Theil. 
_ Derfahren. 


Erfter Titel. 
Allgemeine Seflimmungen. 
Erſter Abſchnitt. 
Gerichtsſprache. 
8 115. Die Gerichtsſprache ift die deutſche. 


116. Wird unter Betheiligung von Perſonen ver- Born 
handelt, welche der deutſchen Sprache nicht mächtig find, fo Fo 
ift ein Dolmeticher zuzuziehen. Die Führung eines Neben- 96. 
prototoll8 in der fremden Spracde findet nicht ftatt; jedoch 
jollen Aussagen und Erklärungen in frender Sprache, wenn 
und foweit dies mit Rüdficht auf die Wichtigkeit der Sache 
erforderlich erfcheint, auch in der freniden Sprade in das 
Protokoll oder in eine Anlage niedergejchrieben werden. Syn 
den dazu geeigneten Fällen foll dem Protokoll eine durch den 
Dolmetſcher zu beglaubigende Ueberjegung beigefügt werden. 

Die LZuziehung eines Dolmetſchers Tann unterbleiben, 
wenn die betbeiligten Berjonen ſämmtlich der fremden Sprache 
mächtig find. 

Kompendium über Militärredt. 4 


50 Militaärſtrafgerichtsordnung vom 1. Dezember 1898. 88 116—119. 


1. 4. M. 

1. Zu Dolmetſchern ſind in erſter Linie Militärperſonen zu wählen, 
nu 1 Spradie des zu Vernehmenden ſprechen und, wo möglich, 
au reiben. 

Kann der Dienft des Dolmetfcherd dem Militärgerichtsfchreiber 
(8 120) nicht übertragen werden, jo find dazu aus den Truppen: 
theilen 2c. der beitefenben Sarnilon zuverläffige Militärperjonen 
auszuwählen. 

Unteroffiziere und Gemeine erhalten für jeden Termin, bei dem 
fie Dolmetfcherdienite leiften, 25 Pfennig für jede angefangene halbe 
Stunde der Dauer ihrer Dienftleiftung. Die Zahlung lab auf 
Grund der nah dem Formular Nr.4 für die höhere Gerichtsbarkeit 
und nad dem Formular Nr. 5 für die niedere Gerichtsbarkeit auf: 
zuftellenden Nachweilung dur den Truppentheil, von dem der 
Dolmetfcher geftellt worden ift. Die gezahlten Beträge fallen dem 
Ausgabelapitel 18 Titel 6 zur Laft. 

2. Müflen in Ermangelung geeigneter Militärperjonen Dolmeticher aus 
dem Civilitande verwendet werden, fo find für die Auswahl die 
landesrechtlichen Borfchriften maßgebend. Sie beziehen Gebühren 
nad) der Gebührenordnung für Zeugen und Sachverſtändige vom 
3. Juni 1878 (R. ©. Bl. S.173 ff.) in der Faflung der Belannt- 
madung vom 20. Mai 1898 (R. ©. Bl. S. 369, 689 ff.). 

Die Berechnung erfolgt nah dem Formular Nr. 5 für Die 
höhere Gerichtsbarkeit und nah dem Formular Nr.6 für die 
niedere Gerichtsbarkeit. 

2. Die Zuziehung eines Dolmetfchers und ihre Veranlaffung ift im 
Protokolle zu vermerken. 88 164, 332 Nr. 2. 


8 117. Zur Verhandlung mit tauben oder flummen 
Perjonen ift, jofern nicht eine mündliche oder fchriftliche Ver— 
jtändigung erfolgt, eine Perſon als Dolmetjcher zuzuziehen, 
amt deren Hülfe die Verftändigung in anderer Weile erfolgen 
ann. 

118. Perſonen, welche der deutjchen Sprache nicht 
mächtig find, leiten Eide in der ihnen geläufigen Sprade. 

8 119. Der Dolmetfcher hat einen Eid dahin zu Ieiften, 


Bo daß er treu und gemwilfenhaft Übertragen werde. 
wi. J 


— 
gr 
nt 


ft der Dolmetjcher für Uebertragungen der betreffenden 
Art im Allgemeinen beeidigt, jo genügt die Berufung auf den 
geleifteten Eid. 


KM. Soweit die Beeidigung des Dolmetichers erforderlich iſt, 
erfolgt fie vor dem Beginne der Uebertragung, und zwar im Ermittelungs⸗ 
verfahren durch den Unterfuhungsführer, in der Hauptverhandlung der 
Standgerichte durch den Vorfigenden, in derjenigen der Kriegs: und Ober: 
Friegägerihte durch den die Verhandlung führenden Militärjuftizbeamten 
— unter Beobadtung der in den 88 208, 197 für Sacdhveritändige vor: 
gejchriebenen Formen. 

Ueber die Beeidigung im Ermitielungsverfahren ift ein Protokoll 
aufzunehmen; erfolgt die Beeidigung in der Hauptverhandlung, jo ift in 
das Protokoll über diefe (8 332) ein bezüglicher Vermerk aufzunehmen. --- 
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8 120. Der Dienft des Dolmetfchers kann von dem 
Meilitärgerichtsfchreiber wahrgenommen werben. Einer bejon- 
deren Beeidigung bedarf es nicht. 

Vgl. K. M. zu $ 119. 


121. Auf den Dolmetfcher finden die Beftimmungen _so 
über Ausfchliegung und Ablehnung der Sachverftändigen ent- Font 
jprechende Anwendung. 9. 
Dal. 8 210. 


Zweiter Abjchnitt. 
Ausſchließnng und Ablehunng der Gerichtsperſonen. 


8 122. Bon der Ausübung des Nichteramts bei den 
erfennenden Gerichten ift kraft Geſetzes ausgefchloffen: 

1. wer felbft durch die ftrafbare Handlung verlegt ift; 

2. wer Ehemann oder Bormund der bejchuldigten oder Ehe- 
mann oder Vormund der verlegten Perjon ift oder ge- 
wejen ift; 

. 3. wer mit dem Bejchuldigten oder mit dem Verletzten in 
gerader Linie verwandt, verjchwägert oder durch Annahme 
an Kindesftatt verbunden, in der Seitenlinie bis zum 
dritten Grade verwandt oder bis zum zweiten Grade ver- 
—5 iſt, auch wenn die Ehe, durch welche die Schwäger⸗ 
ſchaft begründet ift, nicht mehr befteht; 

4. wer in der Sache als Gerichtsherr, als Unterjuchungs- 
führer im Ermittelungsverfahren, als Vertreter der An- 
Hage oder als Vertheidiger thätig geweſen ift, oder als 
Borgejegter den Thatbericht (vgl. 8 153 Abf. 2) ein- 
gereicht hat; 

5. wer in der Sache als Zeuge oder Sachveritändiger ver- 
nommen ift. 

1. Perſonen, deren eine von der anderen abjtammt, find in gerader 
Zinie verwandt. Perſonen, die nicht in gerader Linie verwandt find, aber 
von derjelben dritten Perfon abitammen, find in der Seitenlinie ver- 
mwandt. Der Grad der Verwandtſchaft beftimmt fi) nach der Zahl der 
fie vermittelnden Geburten (8. G. 3. 5 1589 Abi. 1). 

2. Die Verwandten eines Ehegatten find mit dem anderen Ehegatten 
verjchwägert. Die Linie und der Grad der Schwägerſchaft beftimmen ſich 
nah der Linie und dem Grade der fie vermittelnden Verwandtſchaft 
(8. ©. 3. 8 1590 Abf. 1). 

3. Annahme an Kindesftatt: B. ©. B. 88 1741 ff. 


8 123. Wer bei einer durch ein Rechtsmittel angefoch⸗ 
tenen Entſcheidung als Richter mitgewirkt hat, ift von der 
4% 
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Mitwirkung bei der Entjcheidung in höherer Inſtanz kraft Ge⸗ 
fees ausgeſchloſſen. Ä 


8 124 Ein Richter kann fowohl in den Fällen, in 
denen er von der Ausübung des Nichteramts Traft Geſetzes 
ausgeſchloſſen iſt, als auch wegen Bejorgniß der Befangenbeit 
abgelehnt werden. 

. Wegen Beforgniß der Befangenheit findet die Ablehnung 
ftatt, wenn ein Grund vorliegt, welcher geeignet if, Miß- 
trauen gegen bie Unparteilichkeit eines Richters zu rechtfertigen. 

Das Ablehnungsreht fteht dem Beſchuldigten, im Ver⸗ 
—5 vor dem Reichsmilitärgericht auch der Militäranwalt⸗ 

aft zu. 

Den zur Ablehnung Berechtigten find auf Verlangen die 
zur Mitwirkung bei der Cnticheidung berufenen GerichtSperfonen 
namhaft zu machen. + 


8 125. Das Ablehnungsgeſuch wegen Beforgniß der Be⸗ 
fangenheit ift in erjter Inſtanz nur bis zur Verleſung der 
Verfügung über die Anklageerhebung, in der Hauptverhandlung 
über die Berufung und die Revifion nur bis zum Beginne der 
Berichterftattung zuläffig. 

Außerhalb der nee aktiven itt das Ablehnungs- 
gejuh von Mannſchaften des aktiven Heeres oder der aktiven 
Marine zu Protokoll eines Gerichtsoffiziers oder eines richter- 
lichen Deilitärjuftizbeamten oder des nächiten mit Disziplinar- 
ftrafgewalt verjehenen Vorgejegten zu erklären oder fchriftlich 
einzureichen, von anderen Perjonen jchriftlich oder zu Protokoll 
des Gerichtsſchreibers des Amtsgerichtd anzubringen. 

Beichuldigte, welche fich nicht auf freiem Fuße befinden, 
fönnen die Erklärungen überdies zu Protokoll des mit der 
Aufficht über das Gefängniß betrauten Offiziers oder Beamten, 
oder, fofern fie nicht dem aktiven Heere oder der aftiven 
Marine angehören, desjenigen Amtsgerichts geben, in deijen 
Bezirte das Gefängniß liegt. 

1. Der Angeklagte ift in der twerbandlun er und 
der Berufungsinfang on Borfige en auf Sie Be —ES 125 
Abſ. 1 hinzuweiſen. 83 295, 391 Abſ. 1, $ 409 Abi. 1. 

2. Der Hinweis und das etmaige Ablehnungsgeſuch find im Protos 
tolle zu vermerten. 88 333, 336. 

8 126. Dei jedem Ablehnungsgefuch ift der Ablehnungs- 
grund glaubhaft zu machen; der Eid ift als Mittel der Glaub- 
haftmachung ausgejchloffen. Zur Glaubhaftmachung fann auf 
das Zeugniß des Abgelehnten Bezug genommen werden. 
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8 127. Iſt das Ablehnungsgefuch verfpätet oder nicht 
unter Angabe und Glaubhaftmachung des Ablehnungsgrundes 
eingebracht worden, fo hat das Gericht mit Einſchluß des ab- 
gelehnten Richter das Ablehnungsgeſuch als unzuläffig zu 
verwerfen. Das Gefuh kann auch verworfen werden, wenn 
das Gericht einftimmig der Anficht ift, daß dasfelbe offenbar 
nur in der Abficht, das Verfahren zu verjchleppen, ein- 
gebracht ift. 

Bol. dagegen 8 128 Abſ. 2, wonach der abgelehnte Richter in den 
im Fri 1 dafelbft —— Fällen gt —e— Darf. 


8 128. Wird das Geſuch nicht als unzuläffig verworfen, 
fo hat der abgelehnte Richter fich über den Ablehnungsgrund 
dienftlich zu äußern. 

Ueber das Ablehnungsgefuch entſcheidet das Gericht, 
welchen der Abgelehnte angehört. Der abgelehnte Richter 
darf bei der Entſcheidung über das Ablehnungsgeſuch nicht 
mitwirken. 

Einer Entjcheidung bedarf es nicht, wenn der Abgelehnte 
das Ablehnungsgefuch für begründet hält. 


8 129. Die Entjcheidung eines Standgerichts, Kriegs- 
gericht oder Oberfriegögerichts, durch welche ein Ablehnungs- 
gefuch für unbegründet erklärt wird, kann nicht für fich allein, 
jonern nur mit der Entſcheidung in der Hauptſache angefochten 
werden. 


S 130. Die Beftimmungen der 88 122, 124, 125 Ab-_,, 
fat 2 und 3, 88 126, 128 Abfag 1 und 3 finden auf le > 
Gerichtsoffiziere und die Kriegsgerichtsräthe, foweit fie außer- 8. 
bald der Hauptverhandlungen mit Unterjuhungshandlungen 
beauftragt find, entjprechende Anwendung. 

Das Ablehnungsgeſuch ift an denjenigen Gerichtäheren zu 
richten, welcher den Auftrag ertheilt hat. 

Ueber das Ablehnungsgefuch entjcheidet der GerichtSherr. 

Wird das Ablehnungsgefuch bei Vornahme der Unter 
fuchungshandlung angebracht, jo ift dasfelbe zu Protokoll 
zu nehmen. Der Gerichtöoffizier oder Kriegsgerichtsrath Tann 
das Ablehnungsgefuch, wenn es nicht unter Angabe und Glaub» 
haftmachung des Ablehnungsgrundes oder offenbar nur in der 
Abſicht angebracht worden ift, das Verfahren zu verichleppen, 
als unzuläffig zurückweiſen. Hiergegen findet binnen der Friſt 
von einem Tage die Nechtöbejchwerde an den Gerichtö- 
beren ftatt. 
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: 8 146; Wiebereinjegung in den vorigen Stand en Frift- 
eis 88 147 ff; —AA Friſt: 8 369 Abſ. 4. gegen Frit 
131. Die für die Erledigung eines Ablehnungsgeſuchs 
zuftändige Stelle ($ 128 Abjag 2, 8 130 Abfat 9 hat auch 
dann zu entſcheiden, wenn, ohne daß ein ſolches Geſuch an- 
gebradt ift, ein Richter oder eine der im 8 130 Abjat 1 be- 
zeichneten Perjonen von einem Verhältniß Anzeige macht, 
welches die Ablehnung rechtfertigen Tünnte, oder wenn aus 
anderer Beranlaffung Zweifel darüber entitehen, ob eine Aug- 
ſchließung Traft Geſetzes begründet fei. Ä 
8 132. Die Beftimmungen der 88 122, 125, 126, 131 
finden auf den Militärgerichtsfchreiber entiprechende Anwendung. 
Ueber die Ausfchließung oder Ablehnung desfelben entfcheidet 
in der Hauptverhandlung das Gericht, außerhalb derjelben der 
richterliche Meilitärjuftizbeamte oder der GerichtSoffizier, welchem 
der Gerichtöfchreiber beigegeben  ift. 
Gegen die Entjcheidung, fofern fie nicht in der Haupt- 
verhandlung ergangen ift, findet binnen der Friſt von einem 
Tage die Nechtöbejchwerde an den Gerichtsherrn ftatt. 


8 133. In den Fällen der SS 130, 132 hat der Ab- 
elehnte vor Erledigung des Ablehnungsgefuh nur folche 
Sandfungen vorzunehmen, die feinen Aufjchub geftatten. 

8 134. Die ein Ablehnungsgefuch zurücdweifende BVer- 
Ins it in allen Fällen mit den Gründen aftenfundig zu 
machen. 


8 135. Ein GerichtSherr, bei welchem eine der Voraus⸗ 
jegungen des 8122 Nr.1, 2, 3, 5 zutrifft, hat die Wahr- 
nehmung der Gerichtäherrngefchäfte dem Stellvertreter im Kom⸗ 
mando zu übertragen. 

Das Gleiche gilt, wenn fonjtige Umftände vorliegen, durch 
welche der Gerichtäherr fi) in der Sache für befangen hält. 

Stellvertreter im Kommando: 8 23 Anm. 2. | 


Dritter Abſchnitt. 


Eutfcheidungen, Verfügungen und deren Bekanntmachung. 


® 136. Entjcheidungen und Verfügungen, welche durch 
ein Nechtsmittel anfechtbar find, oder durch die ein Antrag 
abgelehnt wird, find mit Gründen zu verfehen. 

137. Enticheidungen und Verfügungen, welche in An- 
weſenheit der davon betroffenen Perſon ergehen, werden 
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derfelben durch Verkündung bekannt gemacht. Bei Mannfchaften 
des aftiven Heeres und der aktiven Marine foll diefe Art der 
Bekanntmachung die Regel bilden. Auf Verlangen ift eine 
Abfchrift der Entſcheidung oder Verfügung zu ertheilen. 

Die Bekanntmachung der in Abweſenheit des Betheiligten 
en Entjcheidungen und Verfügungen erfolgt durch Bu- 

ellung. 

Diefe Beitimmungen finden auf die lediglich den inneren 
Dienft der Gerichte oder der Gericht3perfonen betreffenden Ent- 
fcheidungen und DBerfügungen feine Anwendung. 

1. 3m Tert des ©. vom 1. Dez. 1898 (R. ©. Bl. S. 1217 ftand im 
abi. 1 Abweſenheit.. Die Berichtigung ift zufolge R.G. BI. 1899 ©. 132 

eier. 
eing 2. Die Bekanntmachung in der einfacheren Form der Verkündung 
entſpricht am beſten den militärdienſtlichen Verhältniſſen. (Bgr.) 

3. Urtheilöverfündung: 8 327 Abi. 1. 

4. Bol. zu Abi. 2 8279 Abſ. 2, 8280 und 88 138—145, 8 327 
Abſ. 4 und 5. 

138. Die erforderliche Zuftellung oder Vollftredung 
von Entſcheidungen und Verfügungen wird durch den Gerichtö- 
herren, bei dem Reich&militärgerichte durch den Präfidenten deö- 
jelben veranlaßt. 


139. Die Zuftellung befteht in der Uebergabe einer__% 
henfonbigten Abfchrift des zuzuftellenden Schriftftüds. ne 
Die Beglaubigung gefchieht bei den Gerichten der niederen R 
Gerichtöbarfeit durch einen GerichtSoffizier, bei den übrigen 
Gerichten durch einen richterlichen Meilitärjuftizbeamten. 
EM. Die Beglaubigung geihieht in folgender Form: 
„Die Richtigkeit der Abſchrift beglaubigt 


..... leutnant und Gerichtsoffizier 
(Kriegsgerichtärath ꝛc.)“. 

8 140. Dem nicht auf freiem Fuße befindlichen Beichul- 
digten ift das zugeftellte Schriftftüd, wenn er des Leſens un⸗ 
fundig, vorzulefen, wenn er der deutichen Sprache unfundig, 
zu überfeßen. 

8 141. Buftellungen, welche an aktive Militärperfonen 
erforderlich werden ($ 137), erfolgen dienftlich gegen Empfang3- 
beicheinigung es etheiligten. die p Rei 

us der Beicheinigung müfjen die Perfon, der zugeſtellt g. 
ift, fowie Ort und Zeit der Zuftellung fi) ergeben. > 

8 142. Zuſtellungen an Perſonen, die nicht aftive Militär-_ For, , 

perjonen find, erfolgen gegen Empfangsbeicheinigung ($ 141 Form nr, - 
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Abf. 2) durch hierzu beitellte Militärperfonen oder Beamte oder 
durch Erfuchen der Staatsanwaltfchaft. 

Sofern nicht zur Hauptverhandlung geladen wird oder 
mit der Buftellung der Kauf einer Frift beginnt, kann die Zu— 
telfung auch durch Aufgabe zur Poſt erfolgen. Diefe befteht 
arin, daß das zu Übergebende Schriftitüc unter der Adreſſe 
der Perfon, an die zugejtellt werden foll, zur Poft gegeben 
wird. Die erfolgte Aufgabe zur Poft ift zu den Akten zu be- 
urfunden. Bleibt diefer Weg erfolglos, fo gejchieht die Zu— 
ftellung nach Maßgabe des Abſ. 1. 

1. K. M. zu Abi. 1. Suftellungen an Perfonen, die nicht aktive 
Militärperfonen find, ji aber an dem Orte befinden, wo die Unterfuchung 
geführt wird, erfolgen in der Regel 

a) durch hierzu beftellte Militärperfonen (Ordonnanzen), fofern ed fich 
um eine jtandgerichtliche Unterſuchung handelt, 

b) durch Milttärgerihtöboten (vgl. Abſchnitt IV Ziffer Sf der „Dienft- 
und Geihäftsordnung”), toferm es fih um eine Unterfuchung Der 
öheren Gerichtsbarkeit handelt. 

. Vgl. A. B. zu 8 108. 


143. Yuftellungen an Perjonen, welche zu einem im 
Auslande befindlichen oder zu einem mobilen militärifchen Ver- 
band oder zur Bejatung eines in Dienst geftellten Schiffes 
gehören, können mittelft Erſuchens der vorgefjettten Kommando- 
behörde erfolgen. 

Ausland: R. St. G. B. 88. 


8 144. Sind Zuſtellungen im Ausland an Perſonen, 
welche nicht aktive Militärperſonen ſind, zu bewirken, ſo iſt, 
ſoweit nicht der unmittelbare Verkehr mit den ausländiſchen Ge— 
richtsbehörden zugelaſſen iſt, das zu übergebende Schriftſtück 
der oberſten Militärjuſtizverwaltungsbehörde mittelſt Berichts 
einzureichen. 

Dasſelbe gilt, wenn Zuſtellungen an Deutſche, welche dag 
Recht der Erterritorialität genießen, oder an Vorſteher der 
Reichskonſulate erfolgen follen. 

Die weitere Veranlaffung der Zuftellung erfolgt in diefen 
Fällen in Gemäßheit der 88 182, 183 der Civilprozeßordnung. 

1. Der unmittelbare Schriftwechlel ift zugelaſſen: 

a) zwifchen den preußifchen — — vgl. E. G. 89 — und 
den Juſtizbehörden Defterreich-Ungarns, abgeſehen von denjenigen 
Fällen, in denen befondere Verhältnifje, wie 3. B. ſprachliche Schwie⸗ 
riafeiten, die Diplomatifche Bermittelung unvermeidlich oder wunſchens⸗ 
werth erjcheinen laſſen; 

b) zwiſchen den preußiſchen Milttärgerichten und den Juſtizbehörden Der 
Schweiz in allen den Fällen, in welchen nicht der Diplomatijche Ver 
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ehr durch Stantöverträge vorgejchrieben ift ober infolge befonderer 
Verhältniffe räthlich erjcheint; 

ec) zwifchen den Korpägerichten des Gardekorps, des L, LI, III, V, 
VI. und XVII. Armeetorps einerjeit und den in der Erklärung 
vom 28./16. Jan. 1893 (G. S. S. 83 ff.) genannten Kaiſerlich Rufs 
ſiſchen Gerichten 2c. andererſeits; 

d) in den Fällen, in denen Auslieferungsverträge mit anderen Staaten 
die Beitimmung enthalten, daß die militärischen Behörden fi mit 
einem Antrag auf vorläufige Feftnahme flüchtiger (Militär) Berjonen 
unmittelbar an Die zuftändige Behörde des anderen Landes wenden 
dürfen. — Borausjesung hierbei ift, daß die Auslieferung jelbit, 
welche außerdem ftet3 jofort bei dem K. M. unter Erwähnung des 
bereit3 unmittelbar geftellien Erſuchens zu beantragen iſt, überhaupt 
—— mit dem ſich ein Fah 

Beſteht mit demjenigen Staate, in welchem ein nen⸗ 
flüchtiger aufhält, eine Kartellkonvention, wie ſolche mit Dänemark 
am 25. Dez. 1820 und mit Defterreidh- Ungarn am ae 1831 
abgeichloffen find, fo bedarf es der diplomatiſchen Mitw 
ebenjowenig, wie der des K. M.; vielmehr ift dann lediglich das in 
der betr. Kartelllonvention feftgejegte Verfahren maßgebend. 

Im Uebrigen wird Bier auf die Rundſchreiben des Preußiichen 
Generalauditoriat® vom 8. April 1876 Nr. 21591, vom 14. April 
1889 Nr. 1334 I und vom 18. Juli 1889 Nr. 3239 I an die Militär 
gerichte verwiejen. 

2. Abi. 3: Infolge der neuen Faſſung der Civilprozeßordnung 

G. 31. 1898 ©. 410 ff.) find die 88 199, 200 ebenda maßgebend. 
iwilprozeßordnung: 8 199. Eine im Auslande zu bewirkende Zujtellung 
erfolgt mittelft Erſuchens der zuftändigen Behörde des fremden Staates 
oder des in dieſem Staate reſidirenden Konſuls oder Gefandten bed 


8 200. Zuftelungen an Deutjche, welche das Recht der Erterritorias 
Ittät genießen, erfolgen, wenn bieleben zur Pitp des Reichs gehören, 
—* Erſuchens des Reichskanzlers; wenn dieſelben zur Miſſion eines 
Bundesſtaates gehören, mittelſt Erſuchens des Miniſters der auswärtigen 
Angelegenheiten dieſes Bundesſtaates. 

Zuſtellungen an die Vorſteher der Reichskonſulate erfolgen mittelſt 
Erſuchens des Reichskanzlers. 


8 145. Kann eine Zuſtellung an einen Beſchuldigten nicht 
in der vorgeſchriebenen Weiſe bewirkt werden, oder lehnt im 
Falle des 8 144 Abſ. 1 die oberſte Militärjuftizverwaltungs- 
behörde die weitere Veranlaffung als unausführbar oder vor- 
ausfichtlich erfolglos ab, jo gilt die Zuftellung als bewirkt, 
wenn der Inhalt des zuzuftellenden Schriftftüds durch den 
Reichsanzeiger befannt gemacht worden ift umd feit dem Er- 
fcheinen dieſes Blattes zwei Wochen verfloffen find. Die 
gleichzeitige Bekanntmachung durch ein anderes Blatt ift nicht 
ausgeſchloſſen. 
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Vierter Abſchnitt. 


Berechnung der Friſten. Wiedereinfehung in den vorigen 
Stand gegen Sriftverfäumniß. 


8 146. Bei der Berechnung einer Frift, die nach Tagen 
beftimmt ift, wird der Tag nicht mitgerechnet, auf welchen der 
Zeitpunkt oder das Ereigniß fällt, nach welchem der Anfang 
der Friſt fich richten fol. Auf die Frift kommen auch die- 
jenigen Tage nicht in Anrechnung, an denen die Perfon, welcher 
die Friſt gefett ift, durch militäriichen Dienft an der Wahr- 
nehmung ihrer Rechte verhindert war. Daß dies thatjächlich 
der Fall war, ift durch dienftliche Bejcheinigung nachzumeifen. 

Eine Frift, die nah Wochen oder Monaten beftimmt ift, 
:endigt mit Ablauf desjenigen Tages der legten Woche oder 
des legten Monats, welcher durch feine Benennung oder Zahl 
dem Tage entjpridht, an welchem die Friſt begonnen hat; fehlt 
diefer Tag in dem letzten Monate, jo endigt die Yrift mit 
Ablauf des letzten Tages diefes Monats. 

Fällt das Ende einer Friſt auf einen Sonntag oder 
allgemeinen Feiertag, jo endigt die Friſt mit Ablauf des nächit- 
folgenden Werftags. 

1. Zu Abj. 1. Bei Ertheilung der Bejcheinigung tft zu berüdfichtigen, 
daß der militäriiche Dienſt den Betheiligten nicht nothwendig während 
des ganzen Tages in Anjpruch genommen haben muß, daß es vielmehr 
genügt, wenn der Betheiligte in der Zeit des Tages, in der er jonft in. 
der Lage gemejen wäre, jeine Rechte wahrzunehmen, daran durch mili- 
tärijchen Dienft verhindert war. Auch werden fich bei gewiſſen Uebungen, 
im Manöver, die Verhältniffe derart gejtalten können, daß der Betheiligte 
für längere Zeit nicht im Stande ift, feine Rechte wahrzunehmen, auch 
wenn er ſich nicht fortvauernd in Ausübung des Dienftes befindet (Bgr.). 

2. Welche Tage „allgemeine Feiertage” find, beſtimmt fih nad 
Landesrecht. 

a Gegen die Berfäumung einer für die Einlegung 
oder Rechtfertigung von Rechtsmitteln geſetzten Friſt Tann die 
MWiedereinjegung in den vorigen Stand beansprucht werden, 
‚wenn der Antragfteller durch militärischen Dienft, durch Natur- 
ereigniffe oder andere unabwendbare Zufälle an der Einhaltung 
der Frift verhindert worden ift. Als unabwendbarer Zufall 
iſt es anzujehen, wenn der Antragfteller von einer Zustellung 
ohne fein Verſchulden feine Kenntniß erlangt hat. 


? 148. Das Geſuch um Wiedereinfegung in den vorigen 
Stand muß binnen drei Tagen nach Bejeitigung des Hinder- 
niſſes bei derjenigen Stelle, bei welcher die Frift wahrzunehmen 
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geweſen wäre, unter Angabe und Glaubhaftmachung der Ver⸗ 
ſäumungsgründe angebracht werden. 

Mit dem Gefuch ift zugleich die verſäumte Handlung jelbft 
nachzuholen. 

S 149. Weber die Wiedereinſetzung in den vorigen Stand 
entjcheidet diejenige Stelle, welcher die Prüfung und Entſcheidung 
darüber zufommt, ob die Frijt gewahrt ift. 

Die Wiedereinfegung kann auch in Ermangelung eines 
förmlichen bierauf gerichteten Geſuchs bemilligt werden. 

Die eine Wiedereinfegung ausjprechende Entjcheidung 
unterliegt feiner Anfechtung. 

Gegen die das Geſuch verwerfende Entfcheidung findet 
binnen der Frift von drei Tagen nach deren Zuftellung die 
Rechtsbeſchwerde an das Reichsmilitärgericht ſtatt. Im Felde 
und an Bord iſt die Rechtsbeſchwerde ausgeſchloſſen. 


8 150. Durch das Geſuch um Wiedereinſetzung in den 
vorigen Stand wird die Vollſtreckung einer Entjcheidung oder 
Verfügung nicht gehemmt. 

d Es kann jedoch ein Aufſchub der Vollſtreckung angeordnet 
werden. 


Zweiter Titel. 
Verfahren in erſter Inſtanz. 


Erſter Abſchnitt. 
Ermittelungsverfahren. 


8 151. Anzeigen ſtrafbarer Handlungen, ſowie Anträge 
auf Strafverfolgung gegen PBerfonen, welche der Militäritraf- 
gerichtöbarfeit unterftehen, find von Perfonen des Soldaten: 
ftandes des aktiven Heeres und der aftiven Marine auf dem 
Dienftwege, von Militärbeamten. bei der vorgefegten Dienit- 
behörde des Beichuldigten anzubringen. 

Für die Anbringung folder Anzeigen und Anträge durch 
andere als die im Abf. 1 bezeichneten Perjonen find die Vor- 
jchriften des bürgerlichen Rechtes maßgebend. Es genügt jedoch 
auch das Anbringen bei der vorgejegten Dienftbehörde des 
Beichuldigten. 

1. A. 8. zu Abf. 1. Dffiiere und Sanitätsoffiziere haben An- 
zeigen fteafbarer Handlungen, ſowie Anträge auf Strafverfolgung gegen 
Perſonen, die der Militärttrafgerichtsbazfeit unterftehen, bei dem Gerichts: 
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bern oder einem mit Disziplina bein verjehenen Borgefegten des 
Beſchuldigten mundlich ober ſchriftlich anz 

Die Perſonen —E Dom Rgeldwebel x. abwärts 
haben ſolche Anzeigen over Anträge ihrem Kompagnies zc. Chef unmittel- 
bar und mündlich vorzutragen. 


Ein mündlich vorgebrachter Antrag auf Strafverfolgung ift zu 
Protokoll gu zu nehmen. 


Zu Abi. 2. Bürgerliche Strafprogeßordnung: $ 156. Anzeigen 
ftrafbarer Handlungen oder Anträge auf Strafverfolgung können bei 
Staatsanwaltichaft, den Behörden und Beamten des Polizei⸗ und Sicher- 
heitSdienftes und den Amtögerichten mündlich oder Ychriftlich Ba 
werden. Die mündliche Anzeige ift zu beurfunden. 

Bei ftrafbaren Handlungen, deren Verfolgung nur auf 
tritt, muß der Antrag bei einem Gericht oder der Stan — 
Net oder zu Protokoll, bei einer anderen Behörde ſchriftlich angebracht 
erden. 


8 152. Bei ftrafbaren Handlungen, : deren Verfolgung 
ur uf Antrag eintritt, muß der Antrag aftenfundig gemacht 
werden 


Das M. St. G. B. kennt feine Antragedelikte, M. St. G. B. 8 51; 
vgl. auch daſ. 8 127. 


153. Anzeigen und Anträge, welche bei den Staats⸗ 

wahr anwaltichaften, den Amtögerichten und den Behörden und 

Beamten des Bolizei- und Sicherheitsdienftes angebracht werden, 

find fofort an die vorgejette Dienftbehörde des Beſchuldigten 
abzugeben. 

Der militärifche Vorgeſetzte hat über die ihm angezeigten 
oder ſonſt zu feiner Kenntniß gelangten ftrafbaren Handlungen 
jeiner Untergebenen, joweit Die, pandtmgen gerichtlich zu ver- 
folgen find, einen genauen, die Verdachtögründe und Beweis⸗ 
mittel umfafjenden ‚Ehatbericht aufguftelfen und denfelben an 
den Gerichtsherrn einzufenden. 

Die Staatsanwaltjchaften, die Amtögerichte, die Behörden 
und Beamten des Polizei» und Sicherheitsdienſtes, jowie der 
militärifche Vorgeſetzte haben bis zum Einfchreiten des Gerichtö- 
bern alle feinen Aufjchub geftattenden Anorbnumgen zu treffen, 
um die Verdunkelung der Sache zu verhüten. Ericheint die 
Ichleunige Vornahme einer richterlichen Unterfuhungshandlung 
erforderlich, fo ift fie von dem nächſten Kriegsgerichtsrath oder 
Amtsrichter auf Erjuchen des militärischen Vor agelekten, der 
Staatsanwaltichaft oder der Behörden und Beamten des 
Polizei» und Sicherbeitäbieniied, äußerften Falles ohne folches 
Erjuchen vorzunehmen; im Nothfalle Tann dieſelbe auch durch 
einen GerichtSoffizier herbeigeführt werben. Die Verhand- 
lungen find jofort an den Gerichtsherrn abzugeben. 
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Erachtet der angegangene Gerichtsherr ſich für umzuftän- 
dig, ober ergiebt ſich jeine Unzuftändigfeit im Laufe des Er- 
mittelungsverfahrens, jo bat er die Sache an die zuftändige 
Stelle abzugeben. 

1. A. B. Der Thatbericht ift in der Regel von dem nächſten Dis: 
a egten Geridhiäherm einureiden Der Tfatterihts 

en 
genen Dienftftelle if Meldung zu erftatten. s 


2. Die vorgeſetzte Dienſtbehörde des Beſchuldigten ſind — der 
militärische Vorgeſetzte, d. h. der Disziplinarvorgeſetzte des Beſchuldigten, 
als auch der Gerichtsherr (Bgr.). 


154. Sind Anhaltspunkte dafür vorhanden, daß eine 
attine Militärperjon eines nicht natürlichen Todes geftorben uan 
ift, oder wird der Leichnam einer unbelannten Militärperjon 
gefunden, jo find die Polizei» und Gemeindebehörden zur jo- 
Tortigen Anzeige an die nächſte Meilitärbehörde verpflichtet. 

Die Beerdigung darf nur auf Grund einer fchriftlichen 
Senehmigung der Militärbebörde oder, im Notbfalle, des 
Amtsrichters erfolgen. 

EM. zu Abi. 2. Die iftlihe Genehmigung zur Beerbi 
Des Seichnams einen! —E— — — des —— 1 dieſes Far 

hen wird in der Regel von dem zuitändigen richterlichen Militärs 
igbeamten ertheilt (vgl. 88 223 ff.). 


8 155. Dei Todesfällen anderer al8 der im 8 154 be 
ana Perjonen find die Eivilbehörden zur Anzeige an die 
ifitärbehörde verpflichtet, wenn dringender Verdacht vorliegt, 
daß der Tod durch eine flrafbare Handlung einer ımter Mili- 
tärftrafgerichtSbarkeit ftehenden Perjon verurfacht worden ift, 
oder wenn auch nur Anhaltspunkte dafür vorliegen, daß eine 
ſolche Berfon in ftrafbarer Weife an dem Xode betheiligt fei. 
In den Fällen der erjteren Art ift die Feititellung des 
Xhatbeitandes, insbefondere die richterliche Leichenfchau und 
Leichenöffnung, der Militärbehörde zu überlaffen. 

In den Fällen ver legteren Art haben zunächit die bürger- 
lichen Behörden fich der Feſtſtellung des Thatbeftandes zu 
unterziehen. Der Militärbebörde ift jedoch thunlichſt Gelegen- 
beit zu geben, zur Theilnahme an der Leichenfchau, der Leichen- 
öffmung und der Ort3befihtigung einen Kriegsgerichtsrath ab- 
zuordnen. 

In entiprechender Weile haben die Militärbehörden zu 
verfahren, wenn an dem Tode einer aktiven Militärperfon eine 
unter der bürgerlichen StrafgerichtSbarkeit ftehende Perfon in 
firafbarer Weiſe betheiligt ift oder betbeiligt erjcheint. 
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Mitwirkung bei der Entjcheidung in höherer Inſtanz kraft Ge 
ſetzes ausgeſchloſſen. 


Den zur Ablehnung Berechtigten ſind auf Verlangen die 
zur Mitwirkung bei der Entſcheidung berufenen Gerichtsperſonen 


8 125. Das Ablehnungsgeſuch wegen Beſorgniß der Be⸗ 
fangenheit iſt in erſter Inſtanz nur bis zur Verleſung der 
Verfügung über die Anklageerhebung, in der Hauptverhandlung 
über die Berufung und die Reviſion nur bis zum Beginne der 
Berichterſtattung zuläſſig. 

Außerhalb der Hauptverhandlung iſt das Ablehnungs⸗ 
geſuch von Mannſchaften des alktiven Heeres oder der altiven 
Marine zu Protokoll eines Gerichtsoffiziers oder eines richter⸗ 
lichen Militärjuſtizbeamten oder des nächſten mit Disziplinar- 
ftrafgewalt verjehenen Vorgejegten zu erklären oder jchriftlich 
einzureichen, von anderen Perſonen ſchriftlich oder zu Protokoll 
des Gerichtöfchreibers des Amtsgerichts anzubringen. 

Beichuldigte, welche fich nicht auf freiem Fuße befinden, 
können die Erklärungen überdies zu Protofoll des mit der 
Aufficht Über das Gefängniß betrauten Offiziers oder Beamten, 
oder, fofern fie nicht dem aftiven Heere oder der altiven 
Marine angehören, desjenigen Amtsgerichts geben, im deſſen 
Bezirke das Gefängniß liegt. 

1. Der Angellagte ift in der Hauptverhandlun und 
der Berufungsinftang om Borfigenben” auf "ie Be als 125 
u ee neis Sn Yas emaile Mbichrungscefu find im Proto 

. t 1 ⸗ 
kolle zu vermerken. 88 333, 336. ig gsg 

8 126. Bei jedem Sole hnungegefug it der Ablehnungs- 
grund glaubhaft zu machen; der Eid ift als Mittel der Glaub- 
haftmachung ausgejchloffen. Zur Glaubhaftmachung kann auf 
da8 Zeugniß des Abgelehnten Bezug genommen werden. 
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8 127. Iſt das Ablehnungsgeſuch verjpätet oder nicht 
unter Angabe und Glaubhaftmachung des Ablehnungsgrundes 
eingebracht worden, jo hat das Gericht mit Einjchluß des ab- 
gelehnten Nichterd das Ablehnungsgejuch als unzuläffig zu 
veriwerfen. Das Gefuch kann auch verworfen werden, wenn 
das Gericht einftimmig der Anficht ijt, daß dasjelbe offenbar 
nur in der Abſicht, dad Verfahren zu verfchleppen, ein- 
gebracht ift. 

Bol. dagegen 8 128 Abf. 2, wonach der abgele ichter in den 
im Pr 1 dafelbft —— Fällen ht —ãS 

8 128. Wird das Geſuch nicht. als unzuläſſig verworfen, 
jo hat der abgelehnte Richter fi) über den Ablehnungsgrund 
dienftlich zu äußern. 

Ueber das Ablehnungsgeſuch entjcheivet das Gericht, 
welchem der Abdgelehnte angehört. Der abgelehnte Nichter 
darf bei der Entjcheidung über das Ablehnungsgejuch nicht 
mitwirten. 

Einer Entſcheidung bedarf es nicht, wenn der Abgelehnte 
das Ablehnungsgejuch für begründet hält. 


8 129. Die Entjcheidung eines Standgerichts, Kriegs⸗ 
gericht3 oder Oberfriegsgerichts, durch welche ein Ablehnungs⸗ 
geſuch für unbegründet erklärt wird, kann nicht für fich allein, 
Nonhern nur mit der Entſcheidung in der Hauptjache angefochten 
werden. 


8 130. Die Beftimmungen der 8 122, 124, 125 Ab-_ 5, 
fat 2 und 3, 88 126, 128 Abſatz 1 und 3 finden auf die 
Gerichtsoffiziere und die Kriegsgerichtsräthe, ſoweit ſie aufßer- 
halb der Hauptverhandlungen mit Unterſuchungshandlungen 
beauftragt ſind, entſprechende Anwendung. 

Das Ablehnungsgeſuch iſt an denjenigen Gerichtsherrn zu 
richten, welcher den Auftrag ertheilt hat. 

Ueber das Ablehnungsgeſuch entſcheidet der Gerichtsherr. 

Wird das Ablehnungsgeſuch bei Vornahme der Unter⸗ 
ſuchungshandlung angebracht, ſo iſt dasſelbe zu Protokoll 
zu nehmen. Der Gerichtsoffizier oder Kriegsgerichtsrath kann 
das Ablehnungsgeſuch, wenn es nicht unter Angabe und Glaub⸗ 
haftmachung des Ablehnungsgrundes oder offenbar nur in der 
Adficht angebracht worden ift, das Verfahren zu verjchleppen, 
als unzuläffig zurüchweifen. Hiergegen findet binnen der Frift 
von einem Tage die Nechtsbeichwerde au den Gerichtö- 

ftatt. 
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: 8 146; Wiedereinjegung in den vorigen Stand en Frift 
ein 88 147 ff; — Stift: 8 369 AHf. 4. gegen Dei 
9 191. Die für die Erledigung eines Ablehnungsgefuchs 
zuftändige Stelle ($ 128 Abja 2, 8 130 Abfak 2 hat auch 
dann zu entjcheiden, wenn, ohne daß ein folches Geſuch an- 
gebracht ift, ein Richter oder eine der im 8 130 Abſatz 1 be- 
zeichneten Perſonen von einem Verhältniß Anzeige macht, 
welches die Ablehnung rechtfertigen Tünnte, oder wenn aus 
anderer Veranlafjung Zweifel darüber entitehen, ob eine Aus⸗ 
ſchließung kraft Geſetzes begründet jei. 

8 132. Die Beſtimmungen der 88 122, 125, 126, 131 
finden auf den Militärgerichtöfchreiber entiprechende Anwendung. 
Ueber die Ausſchließung oder Ablehnung desfelben entſcheidet 
in der Hauptverbandlung dag Gericht, außerhalb derjelben der 
richterliche Meilitärjuftizbeamte oder der Gerichtöoffizier, welchem 
der Gerichtäfchreiber beigegeben: ift. 

Gegen die Entjcheidung, fofern fie nicht in der Haupt— 
verhandlung ergangen ift, findet binnen der Friſt von einem 
Tage die Rechtsbeſchwerde an den Gerichtäheren ftatt. 


8 133. In den Fällen der 88 130, 132 hat der Ab- 
elehnte vor Erledigung des Ablehnungsgefuhs nur folche 
Sandfungen vorzunehmen, die feinen Aufichub geftatten. 

8 134. Die ein Ablehnungsgeſuch zurüdweifende Ver⸗ 
fügung ift in allen Fällen mit den Gründen aftenktundig zu 
machen. | 

8 135. Ein Gerichtsherr, bei welchem eine der Voraus- 
jegungen de8 8 122 Nr.1, 2, 3, 5 zutrifft, hat die Wahr- 
nehmung der ÖerichtSherrngefchäfte dem Stellvertreter im Kom- 
mando zu übertragen. 

Das Gleiche gilt, wenn fonftige Umftände vorliegen, durch 
welche der Gerichtsherr fich in der Sache für befangen hält. 

Stellvertreter im Kommando: 8 23 Anm. 2. | 


Dritter Abfchnitt. 


Entfcheidungen, Verfügungen und deren Bekanntmachung. 


2195 Entfcheidungen und DVerfügungen, welche durch 
ein Rechtsmittel anfechtbar find, oder durch die ein Antrag 
abgelehnt wird, find mit Gründen zu berfehen. 

137. Entfcheidungen und Berfügungen, welche in An- 
wefenheit der davon betroffenen Perſon ergehen, merden 
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derjelben durch Verkündung bekannt gemacht. Bei Mannſchaften 
des aktiven Heeres und der aktiven Marine foll diefe Art der 
Bekanntmachung die Regel bilden. Auf Verlangen ift eine 
Abfchrift der Entfcheidung oder Verfügung zu ertheilen. 

Die Bekanntmachung der in Abwefenheit des Betheiligten 
FR Entjcheidungen und Verfügungen erfolgt durch Bu- 

ellung. 

Diefe Beftimmungen finden auf die lediglich den inneren 
Dienft der Gerichte oder der Gerichtsperſonen betreffenden Ent- 
ſcheidungen und Verfügungen feine Anwendung. 

1. Im Tert des ©. vom 1. Dez. 1898 (R. ©. Bl. ©. 1217 ftand im 
abi. 1 ‚bmeienheit”, Die Berichtigung ift zufolge R. G. Bl. 1899 ©. 132 
ein en. 

i 2. Die Belanntmahung in der einfacheren Form der Verfündung 
entfpricht am beften den militärdienftlihen Verhältniſſen. (Bgr.) 

3. Urtheilöverfündung: 8 327 Abi. 1. 

4. Dal. zu Abſ.2 $ 279 Abſ. 2, 8280 und 88 138—145, 8 327 
Abſ. 4 und 5. 

138. Die erforderliche Zuftellung oder Vollftredung 
von Entjcheidungen und Verfügungen wird durch den Gerichts⸗ 
herren, bei dem Reichmilitärgerichte durch den Präjidenten des⸗ 
jelben veranlaßt. 


8 139. Die Zuftellung befteht in der Uebergabe einer 
beglaubigten Abfchrift des zuzuftellenden Schriftitüds. 

Die Beglaubigung gefehieht bei den: Gerichten der niederen 
Gerichtöbarfeit durch einen &ericht3offizier, bei den übrigen 
Gerichten durch einen richterlichen Militärjuftizbeamten. 

EM. Die Beglaubigung geihieht in folgender Form: 

„Die Richtigkeit der Abſchrift beglaubigt 


.0 0 0 08 08 8 —e 


..... leutnant und Gerichtsoffizier 
(Kriegsgerichtsrath ꝛc.)“. 

8 140. Dem nicht auf freiem Fuße befindlichen Beſchul⸗ 
digten ift das zugeftellte Schriftjtüc, wenn er des Lefend ums 
fundig, vorzulefen, wenn er der deutſchen Sprache unfundig, 
zu überfeßen. 

8 141. Auftellungen, welde an aftive Militärperſonen 
erforderlich werden ($ 137), erfolgen dienftlich gegen Empfangs- 
beicheinigung des Betheiligten. 

Aus der Beicheinigung müſſen die Perſon, der zugeftellt 
ift, fowie Drt und Zeit der Zuftellung fich ergeben. 


8 142. Buftellungen an Perfonen, die nicht aftive Militär: 
perfonen jind, erfolgen gegen Empfangsbejcheinigung (8 141 


— 
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Abſ. 2) durch hierzu beftellte Militärperfonen oder Beamte oder 
durch Erfuchen der Staatsanmwaltfchaft. 

Sofern nicht zur Hauptverhandlung geladen wird oder 
init der Buftellung der Lauf einer Frift beginnt, kann die Zu- 
ſteluug auch durch Aufgabe zur Poſt erfolgen. Dieſe beſteht 

arin, daß das zu übergebende Schriftſtück unter der Adreſſe 

der Perſon, an die zugeſtellt werden ſoll, zur Poſt gegeben 
wird. Die erfolgte Aufgabe zur Poſt iſt zu den Alten zu be— 
urkunden. Bleibt diefer Weg erfolglos, fo gejchieht die Zu— 
ftellung nach Maßgabe des Abf. 1. 

1.8. M. zu Abſ. 1. Suftellungen an Perſonen, die nicht aktive 
Militärperjonen find, ſich aber an dem Orte befinden, wo die Unterfuhung 
geführt wird, erfolgen in der Regel 

a) durch hierzu beftellte Militärperfonen (Ordonnanzen), ſofern ed ſich 
um eine ftandgerichtlihe Unterſuchung handelt, 

b) durch Militärgerichtsboten (vgl. Abjcanitt LV Ziffer Sf der „Dienft: 
und Gejchäftsordnung”), jofern es fih um eine Unterfuhung der 
Jöheren Gerichtsbarkeit handelt. 

. Bgl. A. B. zu 8 108. 


8 143. Zuſtellungen an Perſonen, welche zu einem im 
Auslande befindlichen oder zu einem mobilen militärischen Ver⸗ 
band oder zur Beſatzung eines in Dienft geftellten Schiffes 
gehören, können mittelft Erjuchens der vorgejegten Kommando- 
bebörde erfolgen. 

Ausland: R. St. G. B. 88. 


8 144. Sind Zuſtellungen im Ausland an Perſonen, 
welche nicht aktive Militärperſonen ſind, zu bewirken, ſo iſt, 
ſoweit nicht der unmittelbare Verkehr mit den ausländiſchen Ge— 
richtsbehörden zugelaſſen iſt, das zu übergebende Schriftſtück 
der oberſten Militärjuſtizverwaltungsbehörde mittelſt Berichts 
einzureichen. 

Dasfelbe gilt, wenn Zuſtellungen an Deutſche, welche das 
Recht der Erterritorialität genießen, oder an Vorfteher der 
Reichskonſulate erfolgen follen. 

Die weitere Beranlafjung der Zuftellung erfolgt in diefen 
Fällen in Gemäßheit der 88 182, 183 der Civilprozeßordnung. 

1. Der unmittelbare Schriftwechfel ift zugelafien: 

a) zwiſchen den preußifhen Militärgerihten — vgl. E. G. 89 — und 
den Juſtizbehörden Defterreich-Ungarns, abgejehen von denjenigen 
Fällen, in denen befondere Berhältniffe, wie z. B. ſprachliche Schwie: 
tiafeiten, die diplomatische VBermittelung unvermeidlich oder wunſchens⸗ 
werth ericheinen laflen; 

b) zwiſchen den preußischen Milttärgerichten und den Juſtizbehörden ber 
Schweiz in allen den Fällen, in welchen nicht der diplomatische Ber 
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kehr durch Staatöverträge vorgefchrieben ift ober infolge befonderer 
Berbältnifje räthlich erjcheint; 

e) zwilchen den Korpägerichten des Gardekorps, des L, II., III. V., 
VI. und XVII. Armeetorps einerjeit3 und den in der Erflärun 
vom 28./16. Jan. 1893 (G. S. S.83 ff.) genannten Kaiſerlich Fu 
ſiſchen Gerichten ꝛc. andererſeits; 

d) in den Fällen, in denen Auslieferungsverträge mit anderen Staaten 
die Beitimmung enthalten, daß die —— Behörden ſich mit 
einem Antrag auf vorläufige Feſtnahme flüchtiger (Militär:) Perſonen 
unmittelbar an die zuftändige Behörde des anderen Landes wenden 
dürfen. — Borausfegung hierbei ift, daß die Auslieferung felbit, 
welche außerdem ſtets jofort bei dem K. M. unter Erwähnung des 
bereitö unmittelbar geftellien Erſuchens zu beantragen ift, überhaupt 
ftatthaft erjcheint. 

Befteht mit demjenigen Staate, in welchem ſich ein Fahnen 
flüchtiger aufhält, eine Kartelllonvention, wie ſolche mit Dänemark 
am 25. Dez. 1820 und mit Defterreich- Ungarn am ne 1881 
abgeichloffen find, fo bedarf es der diplomatifhen Mitwirkung 
ebenjowenig, wie der des K. M.; vielmehr ift dann lediglich das in 
der betr. Kartelllonvention feftgejegte Berfahren maßgebend. 

Im Uebrigen wird bier auf die Rundſchreiben des Preußiichen 
Generalauditoriat3? vom 8. April 1876 Nr. 21591, vom 14. April 
1889 Nr. 1334 I und vom 18. Juli 1889 Nr. 3239 I an die Militärs 
gerichte verwiejen. 

2. Zu Abi. 3: Infolge der neuen Faſſung der Civilprozeßordnung 

R. ©. Bl. 1898 S. 410 ff.) find die 88 199, 200 ebenda maßgebend. 
ivilprozeßoronung: 8 199. Eine im Auslande zu bewirtende —* 
erfolgt mittelſt Erſuchens der zuftändigen Behörde des fremden Staates 
oder des in dieſem Staate reſidirenden Konfuld oder Gefandten des 


8 200. Zuftellungen an Deutjche, welche das Recht der Exterritorias 
tät genießen, erfolgen, wenn biejeiben zur Miſſion des Reichs gehören, 
mitteljt Erſuchens des Reichskanzlers; wenn diejelben zur Miſſion eines 
Bundesſtaates gehören, mittelft Erjuchens des Minifterd der auswärtigen 
Angelegenheiten dieſes Bundesſtaates. 

Zuſtellungen an die Vorſteher der Reichskonſulate erfolgen mittel 
Erſuchens des Reichskanzlers. r 


8 145. Kann eine Stellung an einen Bejchuldigten nicht 
in der vorgejchriebenen Weife bewirkt werden, oder lehnt im 
Falle des 8 144 Abf. 1 die oberſte Militärjuftizverwaltungs- 
behörbe die weitere Veranlaſſung ald unausführbar oder vor- 
ausfichtlich erfolglos ab, jo gilt die Zuftellung als bewirkt, 
wenn der Inhalt des zuzuftellenden Schriftftüds durch den 
Reichsanzeiger befannt gemacht worden ift und feit dem Er- 
icheinen dieſes Blattes zwei Wochen verfloffen find. Die 
gleichzeitige Belanntmahung durch ein anderes Blatt ift nicht 


ausgeſchloſſen. 
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Vierter Abſchnitt. 


Berechuung der Friſten. Wiedereinfekung in den vorigen 
Stand gegen Friſtverſäumniß. 


8 146. Dei der Berechnung einer Frift, die nad) Tagen 
beftimmt ift, wird der Tag nicht mitgerechnet, auf welchen der 
Zeitpunkt oder das Ereigniß fällt, nach welchem der Anfang 
der Friſt fich richten fol. Auf die Friſt kommen auch die- 
jenigen Tage nicht in Anrechnung, an denen die Perfon, welcher 
die Friſt gejegt ift, durch militärifchen Dienft an der Wahr- 
nehmung ihrer Nechte verhindert war. Daß dies thatjächlich 
der Fall war, ift durch dienstliche Beſcheinigung nachzuweifen. 

Eine Frift, die nach) Wochen oder Monaten beftimmt ift, 
endigt mit Ablauf desjenigen Tages der letten Woche oder 
des letzten Monats, welcher durch feine Benennung oder Zahl 
dem Tage entipricht, an welchem die Friſt begonnen bat; fehlt 
diefer Tag in dem letten Monate, jo endigt die Friſt mit 
Ablauf des Ietten Tages dieſes Monats. 

Fällt das Ende einer Friſt auf einen Sonntag oder 
allgemeinen Feiertag, jo endigt die Friſt mit Ablauf des nädjit- 
folgenden Werktags. 

1. Zu Abſ. 1. Bei Erxtheilung der Bejcheinigung tft zu berüdfichtigen, 
daß der militäriiche Dienft den Betheiligten nicht nothwendig während 
des ganzen Tages in Anſpruch genommen haben muß, daß es vielmehr 
genügt, wenn der Betheiligte in der Zeit des Tages, in der er ſonſt in 
der Lage geweſen wäre, jeine Rechte wahrzunehmen, daran dur mili- 
täriichen Dienft verhindert war. Auch werden fich bei gewiſſen Uebungen, 
im Manöver, die Verhältniffe derart geitalten können, daß der Betheiligte 
für längere Zeit nit im Stande tft, feine Rechte wahrzunehmen, aud 
wenn er fi nicht fortvauernd in Ausübung des Dienftes befindet (Bgr.). 

2. Welche Tage „allgemeine Feiertage” find, beftimmt fi nad) 
Landesrecht. 

St Gegen die Berfäumung einer für die Einlegung 
oder Rechtfertigung von Nechtsmitteln gejegten Friſt kann die 
MWiedereinfeßung in den vorigen Stand beanfprucht werden, 
wenn der Antragfteller durch militärischen Dienſt, durd) Natur- 
ereigniffe oder andere unabwendbare Zufälle an der Einhaltung 
der Friſt verhindert worden ift. Als unabmwendbarer Zufall 
ift e8 anzujehen, wenn der Antragiteller von einer Zuftellung 
‚ohne fein Verſchulden feine Kenntniß erlangt hat. 


? 148. Das Geſuch um Wiedereinfegung in den:porigen 
- Stand muß binnen drei Tagen nad) Beleitigung des Hinder— 
nijjes bei derjenigen Stelle, bei welcher die Friſt wahrzunehmen 
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gewejen wäre, unter Angabe und Glaubhaftmachung der Ver- 
Iäummgögriinde angebracht werden. 

Mit Geſuch ift zugleich die verjäumte Handlung felbft 
nachzuholen. 


8 149. Weber die Wiedereinfeßung in den vorigen Stand 
entjcheidet diejenige Stelle, welcher die Prüfung und Entjcheidung 
darüber zufommt, ob die Frijt gewahrt ift. - 

Die Wiedereinjegung Tann auch in Ermangelung eines 
förmlichen hierauf gerichteten Geſuchs bewilligt werden. 

Die eine Wiedereinfegung ausfprechende Entjcheidung 
unterliegt feiner Anfechtung. 

Gegen die das Geſuch verwerfende Entjcheidung findet 
binnen der Frift von drei Tagen nach deren Zuſtellung die 
Rechtsbeſchwerde an das Reichsmilitärgericht ftatt. Im Yelde 
und an Bord ift die Rechtsbeſchwerde ausgeſchloſſen. 


8 150. Durch das Geſuch um Wiedereinfegung in den 
vorigen Stand wird die Vollftredung einer Entjcheidung oder 
Verfügung nicht gehemmt. 

s Es Tann jedoch ein Aufjchub der Vollitredung angeordnet 
werden. 


Zweiter Titel. 
Verfahren in erfier Juſtanz. 


Erfter Abſchnitt. 
Ermittelungsverfahren. 


& 151. Anzeigen ftrafbarer Handlungen, fowie Anträge 
auf Strafverfolgung gegen Perſonen, welche der Militärftraf- 
gerichtSbarfeit unterjtehen, find von Berfonen des Soldaten- 
ftandes des aktiven Heeres und der aktiven Marine auf dem 
Dienftwege, von Militärbeamten. bei der vorgejegten Dienft« 
bebörde des Beichuldigten anzubringen. 

Für die Anbringung ſolcher Anzeigen und Anträge durch 
andere als die im Abſ. 1 bezeichneten Perjonen find die Vor: 
ſchriften des bürgerlichen Rechtes maßgebend. Es genügt jedoch 
auch das Anbringen bei der vorgejetten ‘Dienftbehörde des 
Beihuldigten. 

1. A. B. zu Abſ. 1. Offiziere und Sanitätäoffiziere haben An- 


zeigen ftrafbarer Handlungen, jowie Anträge auf Strafverfolgung gegen 
Perſonen, die der Militärttrafgericptsbarteit unterftehen, bei dem —2 — 
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herrn oder einem mit Disziplina gewalt verfehenen Borgefegten des 
Beichuldigten münblid) ober ſchriftlich anzubringen. 

ie Berjonen Soldatenftanded vom Feldwebel zc. abwärts 
haben ſolche Anzeigen oder Anträge ihrem Kompagnies zc. Chef unmittel- 
bar un mündlich vorzutragen. 


mündlich vorgebraditer Antrag auf Strafverfolgung ift zu 
Protokoll zu nehmen. 

2. Zu Abi. 2. Bürgerliche Strafprozeßordnung: 8 156. Angeigen 
ftrafbarer Handlungen oder Anträge auf Strafverfolgung fönnen bei der 
Staatdanwaltichaft, den Behörden und Beamten des Polizei⸗ und Sicher- 
heitsdienfte8 und den Amtsgerichten mündlich oder jchriftlich angebracht 
werden. Die mündliche Anzeige ift zu beurkfunden. 

Bei ftrafbaren Handlungen, deren Verfolgung nur auf Antrag eins 
tritt, muß der Antrag bei einem Gericht oder der Staatsanwaltich 
Iaeifttie ober zu Brotofoll, bei einer anderen Behörde fchriftlicd angebracht 
werben. 


8 152, Bei ftrafbaren Handlungen, deren Verfolgung 
nur auf Antrag eintritt, muß der Antrag aktenfundig gemacht 
werden. 


Das M. St. G. B. kennt feine Antragsdelikte, M. St. G. B. $ 51; 
vgl. auch daſ. $ 127. 


11. 153. Anzeigen und Anträge, welche bei den Staats⸗ 

BU anwaltichaften, den Amtsgerichten und den Behörden und 
Beamten des Polizei» und Sicherheit3dienftes angebracht werden, 
find fofort an die vorgejette ‘Dienftbehörde des Beſchuldigten 
abzugeben. 

Der militärifche Vorgejette hat über die ihm angezeigten 
oder fonft zu feiner Kenntniß gelangten ftrafbaren Handlungen 
feiner Untergebenen, foweit die, Danbbingen gerichtlich zu ver» 
folgen find, einen genauen, die Verdachtsgründe und Beweis- 
mittel umfafjenden Thatbericht aufzuftellen und denfelben an 
den Gerichtsherrn einzufenden. 

Die Staatsanwaltichaften, die Amtögerichte, die Behörden 
und Beamten des Polizeis und Sicherheitsdienftes, jowie der 
militärifche Vorgefette haben bis zum Einfchreiten des Gerichts⸗ 
bern alle feinen Aufſchub geftattenden Anordnungen zu treffen, 
um die Verdunfelung der Sache zu verhüten. Erſcheint die 
Schleunige Vornahme einer richterlichen Unterfuchungshandlung 
erforderlich, fo ift fie von dem nächiten Kriegsgerichtsrath oder 
Amtsrichter auf Erfuhen des militärischen Vorgeſetzten, der 
Staatsanwaltichaft oder der Behörden und Beamten des 
Polizei und Sicherheitsdienftes, äußerften Falles ohne jolches 
Erjuhen vorzunehmen; im Nothfalle kann diefelbe auch durch 
einen Gericht3offizier herbeigeführt werden. Die Verhand— 
lungen find fofort an den Gerichtsherrn abzugeben. 


9 
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Erachtet der angegangene Gerichtsberr fich für unzuftän- 
dig, oder ergiebt fich feine Unzuftändigkeit im Laufe des Er- 
- mittelungsverfahrens, jo bat er die Sache an die zuftändige 
Stelle abzugeben. 

1. 4. 8. Der Thatbericht hi in der Regel von dem nächſten Diss 
aiplinarvorgejegten aufzufiellen und unmittelbar an den ihm zunächſt vor» 
gefegten Gerichtäheren einzureichen. Der bei Einreihung des Thatberichts 
übergangenen Dienjtjtelle ift Meldung zu eritatten. 


2. Die vorgefegte Dienftbehörde des Beichuldigten find — der 
militäriſche Vorgeſetzte, d. h. der Disziplinarvorgeſetzte des Beſchuldigten, 
als auch der Gerichtsherr (Bgr.). 


154. Sind Anhaltspunkte dafür vorhanden, daß eine_$ 
attine® Militärperfon eines nicht natürlichen Todes geftorben ud. 
ift, oder wird der Leichnam einer unbefannten Militärperjon 

gefunden, fo find die Polizei» und Gemeindebebörden zur ſo⸗ 

fortigen Anzeige an die nächfte Militärbehörde verpflichtet. 

Die Beerdigung darf nur auf Grund einer fchriftlichen 
Genehmigung der Militärbehörde oder, im Nothfalle, des 
Amtsrichter8 erfolgen. 

K. M. zu Abſ. 2. Die fchriftlihe Genehmigung zur Beerdigu 
des geihnamg einen! A E en Se des —5— dieſes Rare 

ben wird in der Regel von dem zujtändigen richterlichen Militär 
izbeamten ertheilt (vgl. 88 223 ff.). 


8 155. Bei Zodesfällen anderer als der im 8 154 be 
een Perjonen find die Civilbehörden zur Anzeige an die 
ifitärbehörde verpflichtet, wenn dringender Verdacht vorliegt, 
daß der Tod durch eine ftrafbare Handlung einer unter Mili- 
tärſtrafgerichtsbarkeit ftehenden Perjon verurfacht worden ift, 
oder wenn auch nur Anhaltspunkte dafür vorliegen, daß eine 
ſolche Berfon in ftrafbarer Weife an dem Tode betheiligt fei. 
In den Fällen der erjteren Art ift die Feititellung des 
Thatbeitandes, insbejondere die richterliche Leichenſchau und 
Leihenöffnung, der Meilitärbehörde zu überlaffen. 

In den Fällen der legteren Art haben zunächt die bürger- 
lichen Behörden fich der FFeftitellung des Thatbeftandes zu 
unterziehen. Der Militärbehörde ift jedoch thunlichit Gelegen- 
beit zu geben, zur Theilnahme an der Leichenfchau, der Leichen- 
öfnung und der Ortsbefichtigung einen Kriegsgerichtsrath ab» 
zuordnen. 

In entiprechender Weile haben die Militärbehörben zu 
verfahren, wenn an dem Tode einer aktiven Militärperjon eine 
unter der bürgerlihen Strafgerichtöbarkeit ftehende Perfon in 
ftrafbarer Weiſe betbeiligt ift oder betheiligt erfcheint. 
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EM. zu Abſ. 4. ft oder ericheint an dem Tode einer aktiven 
Milttärperjon eine unter der bürgerlihen Strafgerichtäbarkeit ee 
Perſon in ftrafbarer Weiſe betheiligt, jo hat die Militärbehörde fofort der 
zuftändigen Staat3anwaltichaft Anzeige zu machen. 


PAS“ 8 156. Sobald der Gerichtsherr durch eine Anzeige oder 
SEEN. auf anderem Wege von dem Verdacht einer militärgerichtlich 
zu verfolgenden ftrafbaren Handlımg Kenntniß erhält, hat er 
durh ein von ihm anzuordnendes Ermittelungsverfahren den 
Sachverhalt erforichen zu lafjen. Mit dem Ermittelungsver- 
fahren wird vom Gerichtsherrn der niederen Gerichtsbarkeit 
ein Gerichtsoffizier, von dem Gerichtöheren der höheren Ge— 
rihtöbarkeit ein Kriegsgerichtsrath beauftragt. Bei einfach 
liegenden Sachen genügt die Feſtſtellung durch den Disziplinar- 
vorgeſetzten. 
Der Thatbeſtand muß feſtgeſtellt werden, auch wenn der 
Beſchuldigte ein Geſtändniß abgelegt hat. 
Giebt der Gerichtsherr einer Anzeige keine Folge, ſo iſt die 
getroffene Verfügung mit den Gründen aktenkundig zu machen. 


FR In den Fällen de $ 3 des Einführungsgejekes 
zum Militärftrafgefeßbuch ift eine gerichtliche Strafverfolgung 
ausgefchloffen, wenn die Handlung von dem zuftändigen Diss 
ziplinarvorgefetien im Disziplinarwege geahndet worden ift. 

In denſelben Fällen kann der Gerichtäherr, fofern er 
nicht zugleich der höhere Disziplinarvorgefeßte ift, die gericht» 
liche Strafverfolgung nicht deshalb ablehnen, weil er abweichend 
von dem Disziplinarvorgejegten die Disziplinarbeftrafung für 
ausreichend erachtet. 


S 158. Bei Einleitung einer Strafverfolgung wegen 

Docpperratbs oder Landesverraths oder wegen eines als Ver—⸗ 
rechen oder Vergehen ſich darjtellenden Verraths militärischer 

Geheimniſſe hat der Gerichtsherr unverzüglich der oberften 
Militärjuftizverwaltungsbehörde Bericht zu eritatten. 

Sind diefe Handlungen gegen den Kaiſer oder dag Reich 
gerichtet, jo hat er überdies in jedem alle dem Reichskanzler 
jofort Anzeige zu erftatten. | 

1.9.8. zu Abi. 1. In den Bericht ift zutreffenden Falls aufzu- 
— Fi die im Ab. 2 vorgefchriebene Anzeige an den Reichskanzler 


2. Hochverrath und Landesverrath: M. St. ©. 8. 88 56—61, 
R. St. G. B. 88 0-9. 

3. Verrath militäriſcher Geheimniſſe: G. vom 8. Juli 1893 (R. G. Bl. 
S. 205). Bei Uebertretungen i. S. des 8 8 dieſes Geſetzes iſt weder 
Bericht noch Anzeige zu eritatten. 

4. Weiterer Bericht: 8 262. | | 


Foxm 
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S 159. Der mit der Führung des Ermittelungsverfahrens 
beauftragte Gericht3offizier oder Kriegsgerichtsrath (Unter- 
fuchungsführer) hat bei Erforfhung des Sachverhalts nicht 
bloß die zur Belaftung, jondern aud) die zur Entlaftung die- 
nenden Umftände zu ermitteln und die Erhebung aller Be- 
weiſe herbeizuführen, deren Verluft zu bejorgen fteht, oder 
deren Aufnahme zur Vorbereitung der Vertheidigung des Be- 
ſchuldigten erforderlich erfcheint. 


S 160. Zu dem im $ 159 bezeichneten Zwecke Tann der 
Unterfuhungsführer Ermittelungen jeder Art, einjchließlich 
richterlicher Unterjuchungshandlungen, insbeſondere eidliche 
Bernehmungen von Zeugen und Sachverſtändigen, vornehmen. 

Zu demſelben Zwecke kann von allen öffentlichen Be— 
hörden Auskunft verlangt werden. 

Die Vornahme einzelner Unterfuhungshandlungen Tann 
durch Erjuchen eines anderen Gerichtäherrn oder des AmtS- 
richter8 des Bezirkes, wo die Handlung vorzunehmen ift, 
herbeigeführt werden. Der Erſuchte hat zu prüfen, ob die 
beantragte Handlung nach den Umftänden bes Falles geſetzlich 
zuläſſig ift. 

Die Erfuhungsichreiben find in der Regel von dem Ge 
richtsherrn und dem Unterfuchungsführer zu unterzeichnen. 

Der Unterjuhungsführer fann in dringenden Fällen, namentlich 


wenn er Unterfuchungshandlungen außerhalb des Garnijonorted des Ger 
rihtöheren vornimmt, das Erjuchungsfchreiben allein unterzeichnen (Bgr.). 


8 161. Die Behörden und Beamten des Polizei» und 
Sicherheitsdienftes find verpflichtet, Erjuchen des Unterfuchungs- 
führer8 um Ausführung einzelner Maßregeln oder um Bor- 
nahme von Ermittelungen zu genügen. 


8 162. Der Unterfuchungsführer hat alle die Unter: 
fuchung berührenden Vorgänge und Thatjachen, insbejondere 
alle von ihm vorgenommenen oder veranlaßten Ermittelungen 
aftenfemdig zu machen. 


8 163. Weber jede Unterjuchungshandlung tt ein Pro- 
tokoll aufzunehmen. Bei minder wichtigen Sachen genügt ein 
Aktenvermerf. Das Protokoll ift von dem Unterjuchungsführer 
und dem zugezogenen Gerichtzjchreiber, der Aftenvermerf von 
dem Unterjuchungsführer zu unterjchreiben. 

Ein Gerichtsfchreiber muß zugezogen werden bei der Ver⸗ 
nehmung des Beichuldigten, der Zeugen und der Sadhver- 
ftändigen, fowie bei der Einnahme des Augenjcheind. 


Form 
Forma 18 lg, 
‚18, 17 


Forın, 
Fonds, 
IE 
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3 Falle dringenden Bedlirfniffes Tann für einzelne 

Unterzuhungshandlungen jede geeignete Perſon als Gerichts- 

jchreiber zugezogen werden. “Diejelbe iſt in Gemäßheit des 

ren durch den die Unterjuchungsbandlung vornehmenden 
eamten oder Offizier zu verpflichten. 

Der Unterfuhungsführer fol, abgefehen von ſolchen Vorgängen, 
bezüglich deren ein Aktenvermerk genügt, ein Protokoll aud dann aufs 
nehmen, wenn ein Oerichtäjchreiber nicht zugezogen war. War die Zus 
a folhen erfolgt, fo tft aud deften Unterſchrift erforder: 


8 164. Das Protofoll muß Ort und Tag der Der 
handlung, fowie die Namen der mitwirfenden oder betheiligten 
Perfonen angeben und erjehen laffen, ob die wejentlichen Förm⸗ 
lichkeiten des Verfahrens beobachtet find. 

Das Protokoll ift den bei der Verhandlung betbeiligten 
Perjonen, foweit es diefelben betrifft, behufs der Genehmigung 
vorzulefen oder zur eigenen Durchleſung vorzulegen. Die er» 
—— Genehmigung iſt zu vermerken und das Protokoll von 

en Betheiligten zu unterſchreiben. Unterbleibt die Unterſchrift, 
ſo iſt der Grund dafür in dem Protokolle zu vermerken. 


8 165. Findet die Einnahme eines Augenſcheins ſtatt, 
ſo iſt dem Beſchuldigten und dem Vertheidiger die Anweſen⸗ 
heit bei der Verhandlung zu geſtatten. 

Dasſelbe gilt, wenn ein Zeuge oder Sachverſtändiger 
vernommen werden ſoll, welcher vorausſichtlich am Erſcheinen 
in der Hauptverhandlung verhindert, oder deſſen Erjcheinen 
wegen großer Entfernung befonders erjchwert fein wird. 

Bon den Terminen find die zur Anweſenheit Berechtigten 
vorher zu benachrichtigen, foweit dies ohne Aufenthalt für die 
Sache geſchehen kann. 

Beſchuldigte, die dem aktiven Heere oder der aktiven 
Marine angehören, oder welche ſich nicht auf freiem Fuße 
befinden, haben einen Anſpruch auf Anweſenheit nur bei 
ſolchen Terminen, welche an dem Orte abgehalten werden, 
wo fie ſich/ dienſtlich aufhalten oder in Haft befinden. 

Auf die Verlegung eines Termind wegen Verhinderung 
haben die zur Anmweienbeit Berechtigten Teinen Anſpruch. 


166. Der Beichuldigte Tann von der Anweſenheit bei 
der Verhandlung ausgefchloffen werden, wenn zu befürchten 
ift, daß ein Zeuge in feiner Gegenwart die Wahrheit nicht 
jagen werde. | 
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167. Der Gerichtsherr ift ftet3 berechtigt, von dem 
Stande des PVerfahrens durch Einficht der Akten Kenntniß zu 
nehmen und die ihm zur Aufflärung der Sache geeignet 
Tcheinenden Berfügungen zu treffen. Er ift jedoch nicht befugt, 
an den Unterjuchungshandlungen theilzunehmen. 

Vom Gerichtsherrn Tann, fall dies aus bejonderen 
Rückſichten angezeigt erjcheint, ein Offizier beftimmt werden, 
welcher den Unterjuchungshandlungen des erfuchten Gerichts 
beizumohnen und das Protokoll mit zu unterfchreiben hat. 
Hat er Einwendungen gegen den Inhalt des Protokolls zu 
erheben, fo find fie von ihm unter demjelben zu vermerfen. 

Der Unterfuchungsführer ift berechtigt, den Gerichtsheren 
zu erſuchen, einen Offizier zu beftimmen, welcher den Unter- 
juchungshandlungen beizumohnen und das Protokoll mit zu 
unterfchreiben bat. 

Grund zur Kommandirung eines jolchen Beiliterd wird dann vor: 
liegen, wenn bei der Feitjtellung des Thatbeitandes Verhältnifie militär- 
teönifcher Art in Betracht kommen, oder wenn die Aufrechthaltung der 
militäriijden Drdnung die Anmejenheit eines Offiziers wuͤnſchenswerth 
erfcheinen läßt (Bar.). 


8 168. Das Ermittelungsverfahren ift nicht weiter aus- 
zudehnen, als erforderlich iſt, um eine Entjcheidung darüber 
zu begründen, ob Anklage zu erheben oder die ftrafgerichtliche 
Verfolgung einzuftellen fei. 

Das Ermittelungsverfahren ift abzujchließen ($ 243), ſobald fi 
überfehen läßt, daß eine Strafverfolgung aus rechtlichen oder thatfächlichen 
Gründen (Verjährung, Mangel‘ des Strafantrages) nicht eintreten fann. 
Andererjeitö fol das Ermittelungsverfahren auf die möglichjt vollitändige 
Sammlung de3 Bemweißmateriald bedadt fein, um die Hauptverhandlung 
in ausreichender Weije vorzubereiten (Bgr.). 


8 169. Ergiebt ſich im Laufe des Ermittelungsver- 
fahrens der Verdacht weiterer militärgerichtlich zu verfolgender 
afbarer Glen ne jo bat der Unterfuchungsführer in 
ringenden Fällen die in diefer Beziehung erforderlichen Unter- 
juchungshandlungen von Amtswegen vorzunehmen. 
Die Verhandlungen find fofort dem Gerichtsheren zu 
deffen Verfügung vorzulegen. | 


8 170, Im Felde und an Bord fann von einem fchrift- 
lichen Ermittelungsverfahren im Sinne diefes Abfchnitts Ab- 
ftand genommen werden. In jedem Falle ift dasjelbe thun- 
lichft einzufchränfen und zu befchleunigen. 


Kompendium über Militärrecht. 5 


15. 
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Zweiter Abſchnitt. 
Einzelne Unterfuchungsmaßregeln. 
I. Bernehmung des Befchuldigten. 


8 171. DBeichuldigte, welche zu den Perfonen des Sol- 
datenſtandes des aftiven Heeres oder der aktiven Marine ge- 
hören, find zu ihrer Vernehmung zu geftellen. 

Verhaftete Beichuldigte find vorzuführen. 

EM. zu Abſ. 1. Bei der Vernehmung als Beichuldigte, Ange: 
Hagte, Zeugen oder Sachverftändige erſcheinen Offiziere oder Sanitäts- 
offiziere im Dienftanzuge (vgl. D. BE. V.); Berfonen des Soldatenftandes 
vom Feldwebel 2c. abwärts erjcheinen im Drbonnanzanzuge; fofern fie 
verhaftet find, in Mübe ohne Seitengemwehr. 

Beamte der Militärverwaltung, denen eine Dienfluniform vers 
liehen ift, findet diefe Beitimmung finngemäße Anwendung. 

8172. Beſchuldigte, die nicht zu den im $ 171 bezeichneten 
ve onen gehören, find zu ihrer Vernehmung fchriftlich zu 
aden. 

Die Ladung kann unter der Androhung gefchehen, daß 
um alle des Ausbleibeng die Vorführung erfolgen werde. 

Die Vorführung ohne vorgängige Ladung kann verfligt 
werden, wenn Gründe vorliegen, welche die Unterjuchungshaft 
rechtfertigen würden. Die Anordnung einer Vorführung ohne 
vorgängige Ladung jteht dem GerichtSheren, bei Gefahr im 
Verzug auch dem Unterfuchungsführer zu. 

In dem Vorführungsbefehl ift der Befchuldigte genau zu 
bezeichnen und die ihm zur Laft gelegte ftrafbare Handlung, 
jowie der Grund der Vorführung anzugeben. 

Der Vorgeführte ift jofort durch den Unterfuchungsführer 


54 zu vernehmen. Iſt die nicht ausführbar, jo kann er bis zu 


1.18 
ein 
ge 


feiner VBernehmung, jedoch nicht über den nächitfolgenden Tag 
hinaus, feitgehalten werden. 


8 173. Der Befchuldigte ift in dem Ermittelungsver- 
jahren zu vernehmen, auch wenn er ſchon früher gehört 
worden ift. 

Bei Beginn der erften Vernehmung ift dem Befchuldigten 
zu eröffnen, welche ftrafbare Handlung ihm zur Laſt gelegt 
wird. 

Die Vernehmung foll dem Beichuldigten Gelegenheit zur 
Befeitigung der gegen ihn vorliegenden Verdachtsgründe und 
zur Geltendmachung der zu feinen Gunften fprechenden That- 
jachen geben. | 
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Bei der erften Vernehmung des Beſ atigten iſt zugleid 
auf Br Ermittelung feiner perfönlichen Verhältniſſe Bedacht 
zu nehmen. 

Den Abfchluß des Ermittelungsverfahrens (8 168) bildet Fo 
bie Vernehmung bes Beihufbigten über das (rgebniß der Famit_ 
* Ermittelungen. 


1I. Einftweilige Enthebung vom Dienfte. Verhaftung 
und vorläufige Feftnahme. 


S 174. Dem Gerichtöheren fteht die Verfügung darüber 
zu, inwieweit ein Befchuldigter, welcher zu den Perjonen des 
Soldatenftandes gehört, aus Anlaß des eingeleiteten gericht- 
lichen Verfahrens einftweilen des militärischen Dienftes zu 
entheben fei. Die Verfügung ift vom Gerichtsherrn allein zu 
erlaffen. 

Die Befugniß der vorgefegten Dienftbehörde zur vor⸗ 
läufigen Anordnung der Dienftentbebung wird dur) Vor⸗ 
ſtehendes nicht berührt. Ä 

Hinfichtlich der Militärbeamten kommen R. B. ©. 88 125ff., R. D. ©. 
88 80, 31 zur Anwendung. 


8175. Darüber, ob ein Bejchuldigter in Unterfuchungs-_8o 
baft zu nehmen ift, entjcheidet der Gerichtöherr. Der Haft Fomanpl?. 
befehl ift von ihm allein zu erlafjen. ' 
Segen die Verfügung der Unterfuchungshaft findet die 
Rechtsbeſchwerde an den höheren Gerichtsheren ftatt. 
1. Der Haftbefehl ift eine zu den Akten zu bringende christliche 
Derfügung des Gerichtäherrn, aus der hervorgeht, gegen wen und aus 
weldhen Gründen (8 176) die Unterfuhungshaft verhängt wird (Bgr.). 
2. Der Grundfag, daß dem Gerichtsherrn ausſchließlich die Ent: 
ſcheidung darüber zufält, ob ein Beſchuldigter in Umteruhungabaft zu 
nehmen jei, findet auch dann Anwendung, wenn die Nothmwendigfeit der 
Serheflung erſt im Laufe der Hauptverhandlung hervortritt (vgl. 88 277, 
278 Abf. 2) a: 
3. Rechtsbeichwerde: 88 373 ff. und S 177. 


176. Die Unterfuchungshaft ift zuläffig, wenn drin-_g 
gende Verdachtsgründe om en porbanden Brrnilerr 
find und entweder Bu 

1. ein Berbrechen den Gegenftand der Unterjuchung bildet, 
oder 
2. der Beichuldigte der Flucht verdächtig ijt, oder 
3. die Aufrechterhaltung der militärischen Disziplin die Ver— 
baftung erfordert, oder 
5* 


1. * 
— 
ve 
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4. Thatſachen vorliegen, aus denen zu fchließen ift, daß der 
Beichuldigte Spuren der That vernichten, oder daß er 
Zeugen oder Mitjchuldige zu einer faljchen Ausfage, oder 
Zeugen dazu verleiten werde, ſich der Zeugnißpflicht zu 
entziehen, oder daß er feine Freiheit zur Begehung neuer 
ftrafbarer Handlungen mißbrauchen werde. Diele That- 
jachen find aftenfundig zu machen. 


S 177. Der Verhaftete muß fpäteftens am Tage nad) 
feiner Einlieferung in das Gefängniß über den Gegenſtand 
der Beichuldigung gehört werden. ‘Dabei ift ihm zu eröffnen, 
daß ihm die Rechtsbeſchwerde (8 175 Abf. 2) gegen den Haft- 
befehl zufteht. Ä 

8178. Der Verhaftete fol, foweit möglich, von Anderen 
gefondert und nicht in demfelben Raume mit Strafgefangenen 
verwahrt werden. 

Dem DVerhafteten dürfen nur folche Beſchränkungen auf- 
erlegt werden, welche zur Sicherung des Zweckes der Haft 
oder zur Aufrechthaltung der Ordnung im Gefängniffe noth- 
wendig find. 

Bequemlichkeiten und Beichäftigungen, die der Dienft- 
ftellung oder dem Stande und den Vermögensverhältniffen des 
Berhafteten entjprechen, darf er fich auf feine Koften ver- 
Ihaffen, foweit fie mit dem Zwecke der Haft vereinbar find 
und weder die Ordnung im Gefängniffe ftören, noch die Sicher: 
beit gefährden. Mit diefer Maßgabe darf Leſen und Be— 
Ihäftigung mit fehriftlichen Arbeiten dem Verhafteten nicht 
unterfagt werden. 

Feſſeln dürfen im Gefängniffe dem Verhafteten nur dann 
angelegt werden, wenn dies wegen bejonderer Gefährlichkeit 
feiner Berfon, namentlich zur Sicherung Anderer, erforderlich 
erfcheint, oder wenn der Verhaftete einen Selbitentleibungs- 
oder Entmweichungsverjuch gemacht oder vorbereitet hat. Bei 
der Hauptverhandlung foll er ungefeffelt fein. 

8 179. Die Unterfuhungshaft ift aufzuheben, wenn ein 
Grund zur Verhaftung nicht mehr befteht oder wenn der Be— 
Ichuldigte freigefprochen oder außer Verfolgung gefegt wird. 
Das Gleiche gilt, wenn die Verurtheilung auf Geldftrafe lautet 
oder, fofern befondere Umftände nicht entgegenftehen, wenn vie 
erfannte Freiheitsftrafe die Dauer von ſechs Wochen nicht 
überfteigt. 

Durch Einlegung eines Nechtsmittel$ darf die Frei— 
laffung des Angeklagten nicht verzögert werden. -Auf Grund 
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neuer VBerdachtsgründe oder Beweismittel fann der höhere Ge- 

richtäherr ‘gegen den Angeklagten einen neuen Saftbefehl er: 

laſſen. 
; 8 180. Die Befugniß zur vorläufigen Teftnahme 
eht zu: 

' den militärifchen Vorgefeßten, den militärifchen Wachen 
und dem Unterjuhungsführer, wenn die Voraus— 
ſetzungen der Unterjuchungshaft vorliegen; 

den Polizei- und Sicherheitäbeamten in den Fällen 
des 8 176 Nr. 1, 2, 4, wenn Gefahr im Verzug 
und ein militärischer Vorgefegter des Befchuldigten 
oder eine militärifche Wache nicht erreichbar ift. 

Wird eine der Militärſtrafgerichtsbarkeit unterftellte 
Perfon bei Verübung eines Verbrechens oder Vergehen! auf 
frifher That betroffen oder verfolgt, fo kann, wenn fie der 
Flucht verdächtig oder ihre Perſönlichkeit nicht fofort feit- 
een ift, die vorläufige Feitnahme durch Jedermann ge- 

eben. 

Bei einem im Dffizierdrange ftehenden und in ent- 
jprechender Uniform befindlichen Angehörigen der bewaffneten 
Macht ift die Annahme ausgefchloffen, daß er der Flucht ver- 
dächtig fei, oder daß feine Perjönlichkeit nicht fofort feſtgeſtellt 
werden könne, es fei denn, daß er bei der Begehung eines 
Verbrechens auf friicher That betroffen oder verfolgt wird. 

1. K. M. Borläufig feftgenommene Perfonen werden in derjelben 
Art, wie die in Unterfuchungshaft genommenen ($ 178) behandelt. 

2. Gegenüber der Unterjuchungshaft ift die vorläufige Feſtnahme 
die von andern Berjonen als den Gerichtäherren bewirkte Ergreifung und 
Feithaltung des Beichuldigten (Bgr.). 

3. Feltnahme durch die Wachen: Inſtruktion für die Wachen ꝛc. vom 
29. Yan. 1881 vgl.M. St. G. B. 8 111 Abi. 2. 

4. Zu den Angehörigen der bewaffneten Macht gehören alle im 
Offisierrange ftehenden Perſonen, welche zum Tragen der Uniform berechtigt 
[1 .). 

N er In der Hauptverhandlung fteht die Befugniß zur Feſtnahme auch 

dem erfennenden Gerichte zu, vgl. SS 277, 291. 

8 181. Der Zeftgenommene ift unverzüglich, fofern er 
nicht wieder in Freiheit gejeßt wird, an die nächſte Militär- 
behörde abzuliefern. Diefe hat den Feſtgenommenen fofort 
zu vernehmen und, fofern fie nicht die Freilaſſung verfügt, dem 
zuftändigen Gerichtsherrn zu übermeifen. 

A. B. Unier „Militärbehörde” ift Hier der Truppentheil, das Be: 
ztetsfommando bezw. die militärifche Wache zu verftehen. 

Das bezüglich einer der Wache zugeführten Perſon zu beobachtende 
Verfahren regelt fich nach den Borjehriften der Wachinſtruktion. 
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S 182. Bei ftrafbaren Handlungen, deren Verfolgung 
nur auf Antrag eintritt, ift weder die vorläufige Feſtnahme, 
I die Verhaftung von der Stellung eines ſolchen Antrags 
abhängig. 

Iſt die Verhaftung vor der Stellung des Antrags erfolgt, 
fo ift der Antragsberechtigte, von mehreren wenigſtens einer, 
Sofort von der Verhaftung in Kenntniß zu fegen. Die Frei- 
laffung muß erfolgen, wenn nicht fpäteftens binnen einer 
Woche feit der Verhaftung ein Strafantrag eingegangen: ift. 


8 183. Stedbriefe können von dem Gerichtsherrn er- 
laffen werden, wenn die Vorausfegungen der Unterfuchungs- 
haft vorliegen und der zu Verhaftende flüchtig ift oder fich 
verborgen hält. 

Andere Militärbehörden find zur Erlaffung eines Sted- 
briefs befugt, wenn der Beichuldigte aus dem Gefängniß ent- 
weicht oder fonft der Bewachung fich entzieht oder der Yahnen- 
flucht verdächtig ift. 

Der Stedbrief foll, joweit dies möglich, eine Befchreibung 
des zu Verhaftenden enthalten und die demfelben zur Laſt ge 
legte jtrafbare Po jowie die Behörde bezeichnen, an 
welche die Ablieferung zu erfolgen hat. 

Die Belanntmadhung des Steckbrief kann außer durch 
öffentliche Blätter auch durch öffentlichen Anfchlag im Heimaths- 
orte, Wohnort oder gewöhnlichen Aufenthaltsorte des zu DVer- 
baftenden erfolgen. 

A. B. zu Abi. 2. In den hier bezeichneten Fällen find außer dem 
Gerichtöheren zur Erlaffung von Stedbriefen befugt: die Militärporgefegten 
vom Regiments: oder jelbitändigen Bataillond- und Bezirkskommandeur 
ab aufwärts, bezw. die mit den Befugnilfen diefer Befehlähaber aus: 
geftatteten Militärvorgefegten, jowie bei Entweichungen aus Gefangenen: 
anftalten oder Arbeiterabtheilungen die Gouverneure, Kommandanten und 
Garnifonälteften. 


8 184. Iſt Jemand in Folge Haftbefehl8 (8 175) oder 
auf Grund eines Steckbriefs (8 183) ergriffen worden, und 
fann er nicht fpäteften® am Tage nach der Ergreifung be- 
ftimmungsgemäß abgeliefert werden, jo iſt er auf fein Ver⸗ 
langen fofort der nächſten Militärbehörde vorzuführen und von 
dieſer uuverzüglih zu vernehmen. Weift er bei der Der- 
nehmung nad), daß er nicht die verfolgte Perfon, oder daß die 
Verfolgung durch die zuftändige Behörde wieder aufgehoben fei, 
jo hat die Militärbehörde feine Freilaffung zu verfügen. 
1. Bgl. U. B. zu 8 181. 
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2. Beſtimmungsgemäß die Ablieferung des Verhafteten, w 
fie erfolgt, an den ehren, der ben 0 Abefeßi erlafien bat (8 17) 
oder an die in dem Stedhriefe (8 183 Abf. Al bezeichnete Behörde (Bgr 


III Vernehmung von Zeugen. 


8 185. Die Geftellung von Zeugen, welche Perjonen des _&or, , 
Soldatenftandes des aktiven Sen oder der aktiven Marin er 
find, erfolgt durch dienftliche Anordnung. 

Anderen Perfonen ift, fofern nicht ein fonftiger Weg ı 
zwecdienlich erjcheint, eine Ladung zuzuftellen. In der Cadung DI 
ift auf die gefelichen Folgen des Ausbleibens hinzumeifen. 

1. * Mn 1 vgl. wegen des Anzuges K. M. zu 8 171. 


2. n Abf. 2. Die Ladung von Reichd- oder Staatsbeamten 
iſt der ed Dienjtbehörde derſelben milzutheilen. 


186. Ein durch Zuftellung geladener Zeuge ($ 185 

Abf. 2) ift, wenn er nicht erſcheint, in bie durch das Ausbleiben Fon 
verurfachten Koften, fowie zu einer Geldftrafe bis zu drei- 
hundert Mark, und für den Fall, daß diefe nicht beigetrieben 
werden Tann, zur Strafe der Haft bis zu ſechs Wochen zu 
verurtheilen. Auch ift Die zwangsweiſe Vorführung des Beugen 
zuläffig. Bleibt der Zeuge bei nochmaliger Vorladung in 
demfelben Ermittelungsverfahren abermals aus, jo kann der- 
jelbe noch einmal in Strafe und Koften verurtheilt werden. 

Die Verurtheilung in Strafe und Koſten unterbleibt, wenn 
das Ausbleiben des Zeugen genügend entſchuldigt iſt. Erfolgt 
nachträglich genügende Entfchuldigung, fo werden die gegen den 
Beugen Segaftenen Anordnungen wieder aufgehoben. 

Befugniß zu den im erften Abjate bezeichneten Maß—⸗ 
regeln fe —* der im 8 1 bezeichneten Perſonen, ſoweit 
fie zu laden find (8 185 Abf. 2), dem Gerichtsheren zu. 

infichtlich anderer Perfonen erfolgt die Feſtſetzung und 
die Vollſtreckung dieſer Maßregeln auf Erſuchen duch den 
Amtsrichter, in deſſen Bezirke der Zeuge feinen Wohnfig oder 
in Ermangelung eines ſolchen feinen gewöhnlichen Aufenthalts- 
ort hat. Die Vorführung des Seugen ift durch Erſuchen der 
Staatzaumantſchaſt oder der Polizeibehörde zu bewirken. 
1. Die Anwendung von Zwangsmaßregeln jet eine ordnungsmäßige 
Ladung (8 185 Abf. 2) voraus (Bgr.). 


2. Die gegen Zeugen im Yale des Ausbleibens zuläffigen Maps 
regeln beziehen ſich nicht auf die aktiven Perjonen des Soldatenſtandes. 
Die Geftellung folder erfolgt durch dienſtliche Anordnung ($ 186 Abi. 1) 
(80 jann wie jeder andere militäriſche Dienſtbefehl erzwungen werden 

gr 
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3. Hinfihtlich der Befugniß zur Anwendung von Zwangsmaßregeln 
wird unterfchieden, ob der Zeuge in vollen Umfange d. h. wegen aller 
ftrafbaren Handlungen der MilitärgerichtSbarkeit unterſtellt ift oder nicht. 
Im eriteren Fall (Abi. 3) ift jene Befugniß ein Ausfluß der gerichtäherr: 
lihen Gewalt, während für den legteren Fall die Vorichriften der bürger: 
lihen Strafprozeßordnung ($ 50 Abi. 4 Anwendung — (Bgr.). 

4. Unwahre Entſchuldigung vgl. R. St. G. B. $ 138. 


8 187. Zur Verweigerung des Zeugniſſes ſind berechtigt: 
. der Verlobte des Beſchuldigten; 
. der Ehegatte des Beichuldigten, auch wenn die Ehe nicht 
mehr bejteht; 

3. diejenigen, welche mit dem Befchuldigten in gerader Linie 
verwandt, verjchwägert oder durc Annahme an Kindesftatt 
verbunden oder in der Seitenlinie bis zum dritten Grade 
verwandt oder bis zum zweiten Grade verfchwägert find, 
auch wenn die Ehe, durch welche die Schwägerſchaft be- 
gründet ift, nicht mehr beiteht. 

Die bezeichneten Perjonen find vor jeder Vernehmung über 
ihr Recht zur Verweigerung des Zeugniffes zu belehren. Sie 
fönnen den Verzicht auf dieſes Recht auch während der DVer- 
nehmung widerrufen. 

1. Verwandt und verjchwägert: 8 122 Anm. 1 und 2. 


2. Die Belehrung über das Zeugnißverweigerungsrecht ift ala weſent⸗ 
liche Förmlichkeit ($ 164) in das Protofol aufzunehmen. 


8 188. Zur Verweigerung de3 Zeugniffes find ferner 
berechtigt: 

1. Geiftlihe in Anjehung desjenigen, was ihnen bei Aus- 
übung der Seelforge anvertraut ift; 

2. Vertheidiger in Anfehung desjenigen, was ihnen in diejer 
ihrer Eigenjchaft anvertraut ift; 

3. Rechtsanwälte und Aerzte in Anfehung desjenigen, was 
ihnen bei Ausübung ihres Beruf anvertraut ift. 

Die unter Nr. 2 und 3 bezeichneten Perfonen dürfen das 
Zeugniß nicht verweigern, wenn fie von der Verpflichtung zur 
Berfchwiegenheit entbunden find. 

Eine Belehrung über daS Zeugnißvermeigerungsrecht (vgl. 8 187 
Abſ. 2) iſt Hier nicht vorgefchrieben. 

8 189. Deffentliche Beamte und Perfonen des Soldaten- 
ftandes, auch wenn fie nicht mehr im Dienfte find, dürfen über 
Umftände, auf welche fich ihre Pflicht zur Dienjtverfchwiegenheit 
bezieht, ald Zeugen nur mit Genehmigung ihrer vorgefekten 
Dienftbehörde oder der ihnen zulett vorgeſetzt geweſenen Dienft- 
behörde vernommen werden. Für den Neichsfanzler bedarf es 


DO kt 
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der Genehmigung des Kaifers, fir die Minifter der Genehnti- 
gung des Landesheren, für die Mitglieder der Senate der 
freien Hanfeftädte der Genehmigung des Senat3. 

Die Genehmigung darf nur verfagt werden, wenn die 
Ablegung des Zeugniſſes dem Wohle des Reichs oder eines 
Bundesſtaats Nachtheil bereiten würde. 


8 190. Jeder Zeuge kann die Auskunft auf folche Fragen 
verweigern, deren Beantwortung ihm felbft oder einem der im 
8 187 Nr. 1 bis 3 bezeichneten Angehörigen die Gefahr ftraf- 
gerichtlicher Verfolgung zuziehen würde. 

Eine Belehrung über diejes Recht (vgl. 8 187 Abi. 1) ift bier nicht 
vorgefchrieben. 

8 191. Die Thatjache, auf welche der Zeuge die Ver— 
weigerung des Zeugnijjes in den Fällen der 8 187, 185 
Nr. 2, 3 ftüßt, ſowie die Behauptung des Zeugen in dem Falle 
des 8 190 find auf Verlangen glaubhaft zu machen. Es ge- 
nügt die Verficherung an Eidesftatt. 

Berfiherung an Eidesftatt vgl. R. St. G. B. 88 156 ff. 


8 192. Jeder Zeuge ift einzeln und in Abweſenheit der 
Ipäter abzuhörenden Zeugen zu vernehmen. 

Eine Gegenüberftellung mit anderen Zeugen oder mit dem 
Beichuldigten ift zuläffig. 


8 193. Die Vernehmung beginnt damit, daß der Zeuge 
über Vornamen und Zunamen, Alter, Religionsbekenntniß, 
Stand oder Gewerbe und Wohnort befragt wird. Erforder- 
lihen Falles find dem Zeugen ragen über folhe Umftände, 
welche feine Glaubwürdigkeit in der vorliegenden Sache be- 
treffen, insbefondere über feine Beziehungen zu dem Bejchul- 
digten oder dem Verletzten, vorzulegen. 


8 194. Der Zeuge ift zu veranlafjen, dasjenige, mas 
ihm von dem Gegenſtande feiner Vernehmung befannt ift, im 
Zufammenhang anzugeben. Bor feiner Vernehmung ift dem 
gengen der Gegenstand der Unterfuchung und die Perfon des 
eichuldigten, fofern ein folcher vorhanden ift, zu bezeichnen. 
Zur Aufflärıng und zur VBervollftändigung der Ausfage, 
fowie zur Erforfhung des Grundes, auf welchem die Wiljen- 
Ke Fi Zeugen beruht, find nöthigenfall® weitere Fragen 
zu Stellen. 


8 195. Die Beeidigung der Zeugen bleibt der Regel 
nach bis zur Hauptverhandlung ausgefegt. 


—— 


0 
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Sie hat jedoch ſchon in dem Ermittelungsverfahren zu 
erfolgen, wenn die Beeidigung als Mittel zur Herbeiführung 
einer wahrheitögetrenen Ausfage über eine Thatjache, von der 
die Erhebung der Anklage abhängig ift, erforderlich erfcheint. 
Das Gleiche gilt für den Fall, daß der Zeuge vorausfichtlich 
am Erfcheinen in der Hauptverhandlung verhindert oder fein 
Erjcheinen wegen großer Entfernung befonderd erſchwert fein 
wird, jofern feine Ausſage nicht für die Feſtſtellung des That— 
beſtandes bedeutungslos erfcheint. 


8 196. Die Zeugen ſind nach der Vernehmung und 
einzeln zu beeidigen. Sie find vor der Leiſtung des Eides 
in angemefjener Weiſe auf die Bedeutung und die Heiligkeit 
desjelben hinzumeijen. 

FM. Der Hinweis auf die Bedeutung und die Heiligkeit des 
Eides darf nicht als eine formularmäßige Vorhaltung behandelt werben; 
vielmehr muß dieſer Hinweis in einer das religiöje Bewußtſein anregen- 
den Weife erfolgen und im einzelnen Falle dem Bildungsftand und der 
Verfönlichfeit des Schwurpflichtigen angepaßt werden. 

Someit es erforderlich erjcheint, find die ftrafrechtlihen Folgen des 
Falſcheides bejonders hervorzuheben. 

Es ift ferner darauf zu halten, daß bei der Eidesabnahme die ge 
bübrende ‘Seierlichleit gewahrt werde, und namentlich ſämmtliche An- 
wejende vor der Eidesabnahme fih von ihren Siten erheben und 
während der Eidesleiftung eine der Heiligfeit der Handlung entſprechende 
Haltung beobachten. 

8 197. Der von den Zeugen unter Erhebung der 
rechten Hand zu leitende Eid lautet: 

„sch ſchwöre bei Gott dem Allmächtigen und All⸗ 
wiffenden, daß ich nad) beftem Wilfen und Gewiffen 
die reine Wahrheit gejagt, nichts verfchwiegen und 
nichts binzugejegt habe. So wahr mir Gott helfe.“ 

Die Beitimmung des 8 42 Abf. 3 findet Anwendung. 

Der Eid wird mittelft Nachiprechens oder Ableſens der 
die Eidesnorm enthaltenden Eidesformel geleiftet. 

Stumme, welche ſchreiben können, leiften den Eid mittelft 
Abſchreibens und Unterfchreibens der Eidesformel. 

Stumme, welche nicht ſchreiben können, leiften den Eid 
mit Hülfe eines Dolmetjcherd durch Zeichen. 


H 198. Der Eideleiftung wird gleichgeachtet, wenn ein 
Mitglied einer Religionsgefellichaft, welcher das Geſetz den 
Gebrauch gewiſſer Betheuerungsformeln an Stelle des Eides 
geftattet, eine Erklärung unter der Bethenerungsformel diejer 
Religionsgeſellſchaft abgiebt. 
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8 199. Nicht zu beeidigen find: 

1. Berjonen, welche zur Zeit der Vernehmung das fedh- 
zehnte Lebensjahr noch nicht vollendet, oder wegen 
mangelnder Beritandesreife oder wegen Verſtandesſchwäche 
von dem Wejen und der Bedeutung des Eides feine 
genügende Borjtellung haben; 

2. Berjonen, welche nach den Beitimmungen der Straf: 
geiehe unfähig find, als Zeugen eidlich vernommen zu 
werden; 

3. Perjonen, welche Hinfichtlih der den Gegenftand der 
Unterfuhung bildenden That als Theilnehmer, Be— 
günstiger oder Hehler verdächtig oder bereit3 verurtheilt find. 

f 167 Tadigteh, als Zeuge eidlich vernommen zu werden vgl. R. St. G. B. 


200. Hat eine PVernehmmg von Perfonen ftatt- 
gefunden, welche nach 8 187 zur Verweigerung des Zeug— 
niffe3 berechtigt find, jo hängt e8 von dem richterlichen Er- 
meſſen ab, ob fie unbeeidigt zu laffen oder zu beeidigen find. 

Diefelben können auch nach der Vernehmung die Be— 
eidigung des Zeugniſſes verweigern und find über dieſes Recht 
zu belehren. 

Diefe Belehrung erfolgt bejonders neben der im $ 187 Abf. 2 
vorgefchriebenen. 


8 201. Wird ein eidlich vernommener Zeuge in der- 
jelben Strafſache nochmals vernommen, jo iſt es zuläjfig, 

der nochmaligen Beeidigung den Zeugen die Richtigkeit 
einer Ausfage unter Berufung auf den früher geleifteten Eid 
verfichern zu laſſen. 

Die Verſicherung findet, wie die Eidesleiftung, erſt nad) der Ber 
nehmung ftatt. 


8 202. Perjonen des Soldatenftande® des aftiven 
eere8 oder der aktiven Marine, welche die Ablegung des 
eugnifjes oder die Eidesleiftung ohne gefetlichen Grund ver- 

weigern, find disziplinarifch mit Arreft zu beftrafen. 

Die Beftrafung kann wiederholt werden, jedoch nicht 
über die Zeit der Beendigung des Verfahrens in der Inſtanz, 
auch nicht über die gel von ſechs Monaten und bei lieber: 
tretungen nicht über die Beit von ſechs Wochen hinaus. 

Die Beftrafung erfolgt, ſofern nicht der Gerichtsherr zu- 
gleich der Disziplinarborgejegte ift, auf deſſen Erjuchen durch 
den betreffenden Disziplinarvorgejegten. 
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Der erjuchten Stelle ſteht eine Nachprüfung, ob die Ver- 
meigerung des Zeugnifjes ohne gefeglichen Grund erfolgt ift, 
nicht zu. 

1. Die Disziplinarbeftrafung kann wiederholt werden, weil jede neue, 
ohne gejeglihen Grund erfolgende Verweigerung des Zeugnifles 

oder der Eivesleiftung eine neue Zumiderhandlung gegen die mili- 

tärifhe Zucht und Ordnung darftellt, die je nad den Umftänden 

einer neuen Ahndung bedarf. Indeſſen findet auch bier die gleiche 

zeitliche Begrenzung der Ordnungsſtrafe ftatt wie in $ 203 Abi. 2 


— 
2. Arreſt: D. St. O. 88 3, 4, Yff. 
3. Uebertretung: R. St. &. 3. $ 1 bj. 3. 


8 203. Ein Beuge, welcher nicht zu den im 8 202 be- 
zeichneten Perjonen gehört, ift, wenn er ohne gefeglichen 
Grund das Zeugniß oder die Eidesteiftung verweigert, in die 
durch die Weigerung verurjachten Koſten, ſowie zu einer Geld- 
ftrafe bi8 zu dreihundert Mark und für den all, daß dieſe 
nicht beigetrieben werden Tann, zur Strafe der Haft bis zu 
ſechs Wochen zu verurtheilen. 

Auh kann zur Erzwingung des Beugniffes oder der Be- 
eidigung die Haft angeordnet werden, jedoch nicht über die 
Beit der Beendigung des Verfahrens in der Inſtanz, aud) 
nicht über die Zeit von ſechs Monaten, und bei Uebertretungen 
nicht über die Zeit von ſechs Wochen hinaus. 

Die Beftimmungen des 8 186 Abſ. 3 und 4 finden ent- 
Iprechende Anwendung. 

Sind die Mafregeln gegen den Zeugen erfchöpft, fo 
fönnen fie in demfelben oder in einem anderen DBerfahren, 
Weiden diefelbe That zum Gegenftande bat, nicht wiederholt 
werden. 


8 204. Soweit die Verhängung der in den 88 186 und 
203 gedachten Maßregeln vom Gerichtsherrn verfügt ift, findet 
die Rechtsbeſchwerde an das obere Gericht ftatt. 

Gegen die Verfügungen des Amtsrichters ift die Be- 
ichwerde nach den VBorjchriften der bürgerlichen Strafprogeß- 
ordnung zuläſſig. 

Zu Abſ. 2 vgl. R. St. P. OD. 88 346 ff. 


Ib. 8 205. Die Gebührenanſprüche der auf Beſtellung oder 
30 Ladung erfchienenen Zeugen, welche nicht zu den aktiven Militär- 
vr perfonen gehören, regeln fich nach der allgemeinen Gebühren- 
ordnung für Zeugen. Gegen die Feſtſetzung der Gebühren 

findet die Nechtsbefchwerde an das obere Gericht ftatt. 
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Hinfihtlih der aktiven Militärperjonen zufommenden 
Gebühren wird im PVerwaltungsmwege Beitimmung getroffen. 

EM. Für die Gebührenanſprüche der nicht zu den aftiven Militär: 
perjonen gehörenden Zeugen und Sacdwerftändigen ift die Gebühren: 
oronung für Zeugen und Sacdjverftändige vom 30. Suni 1878 (R. ©. Bl. 
©. 173 ff.) in der Faflung der Belanntmadhung vom 20. Mai 1898 
(R. ©. Bl. S. 369, 689 ff.) maßgebenn. 

Kinfichuid der aktiven Militärperſonen als Zeugen oder Sach— 
verftändigen zuſtehenden Reijegebühren wird auf die „Reifeordnung für 
die Berjonen des Soldatenftandes” und auf die Anlage 8. V. 4. Abf. 1 
der „Friedensbeſoldungsvorſchrift“ vom 10. März 1898 verwiejen (vgl. 
auch Gefet vom 11. Juni 1890, R. ©. Bl. ©. 73). 

8 206. Die Landesherren und die Mitglieder der 
a Solem Familien, die Mitglieder der Fürſtlichen 
Familie Hohenzollern, fowie die Mitglieder des vormaligen 
Hannoverſchen Königshaufes, des vormaligen Kurheſſiſchen und 
des vormaligen Herzoglich Naſſauiſchen Fürftenhaufes find in 
ihrer Wohnung zu vernehmen. 

Den Eid leiften diefelben mittelft Unterfchreibeng der 
Eidesformel. 

Zur Hauptverhandlung werden fie nicht geladen. Das 
Protofoll über ihre gerichtliche Vernehmung ift in der Haupt- 
verhandlung zu verleſen. 


8 207. Der Reichsfanzler, die Minifter eines Bundes- 
ſtaats, die Mitglieder der Senate der freien Hanſeſtädte, die 
Borftände der oberjten Reichsbehörden und die Vorftände der 
Minifterien find an ihrem Amtsfig oder, wenn fie fich außer- 
halb desſelben aufhalten, an ihrem Aufenthalt3orte zu vernehmen. 

Die Mitglieder des Bundesraths find während ihres 
Aufenthalt8 am Site des Bundesraths an diefem Site, und 
die Mitglieder einer deutjchen gejeßgebenden Verſammlung 
während der Situngsperiode und ihres Aufenthalt3 am Orte 
der Berfammlung an diefem Orte zu vernehmen. 

Die fommandirenden Generale (Admirale), ſowie die im 
Range derjelben oder in einem höheren Range ftehenden 
Offiziere find an ihrem Aufenthaltsorte zu vernehmen. 

Zu einer Abweichung von den vorjtehenden Beftimmungen 
bedarf eg: 

in Betreff des Reichskanzlers und der im dritten Abſatze 
bezeichneten Admirale der Genehmigung des Kaifers, 

in Betreff der im dritten Abfage bezeichneten Generale 
der Genehmigung des zuftändigen Kontingentsherrn, 

in Betreff der Minifter und der Mitglieder des Bundes⸗ 
vaths der Genehmigung des Landesherrn, 
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in A der Mitglieder der Senate der freien Hanſe⸗ 
jtädte der Genehmigung des Senats, 
in Betreff der übrigen vorbezeichneten Beamten der 
Genehmigung ihre unmittelbaren Vorgefekten, 
in Betreff der Mitglieder einer gefegebenden DVer- 
fammlung der Genehmigung der lekteren. 
Kontingentsherr: E. ©. 8 4. 


IV. Zuziehung von Sadverftändigen. 


PAS 408. Auf Sachverſtändige finden die auf Zeugen 
SEES Hezüglichen Vorſchriften der 88 185 6is 207 entſprechende 
s Anwendung, injoweit nicht in den nachfolgenden Paragraphen 

abweichende Bejtimmungen getroffen find. 

RS Die Gebührenanfprühe der nicht zu den aktiven Militär- 
BET perjonen gehörenden Sachverftändigen regeln fich nach der all- 
° gemeinen Gebührenordnung für Sachverftändige. Im Uebrigen 

findet der $ 205 Anwendung. 
Bol. K. M. zu 8 205. 


8 209. Die Auswahl der zuzuzieheniden Sachverftändigen 
und die Beftimmung ihrer Anzahl erfolgt durch den Gerichts» 
herrn, in dringlichen Fällen durch den Unterjuchungsführer. 
Die Auswahl darf aud) einer anderen Behörde im Wege des 
Erſuchens überlajfen werden. 

Sind für gewiſſe Arten von Gutachten Sachverftändige 
öffentlich beitellt, jo follen andere Perfonen nur dann gewählt 
werden, wenn befondere Umstände es erfordern. 

EM A. Im Allgemeinen. 

Die Auswahl der Sachverftändigen ift, joweit nicht die Militär 
ſtrafgerichtsordnung ausdrückliche Vorfchriften enthält, in das Ermefjen 
des Gerichtsherrn, in dringlichen Fällen des Unterfucdhungsführers geſtellt. 

Bei gerichtlich medizinischen Fragen dürften indeß aus militärifchen 
Rüdfichten nachitehende Geſichtspunkte zu beobachten jein: 

1. Stab3- und Oberftabgärzte ericheinen für ſolche Fragen in militärs 
eriäkticen Unterfuhungen als die zunäcdft gegebenen Sachvers 
tändigen. 

2. Bedarf es je eines Obergutachtens, fo wird es fich in der Regel 
empfehlen, deſſen Erftattung einer Kommilfion, beitehend aus dem 
Korpsgeneralarzt und zwei Stab3- oder Oberſtabsärzten, zu übertragen. 

3. Beitehen auch nach diefem Obergutachten noch Zweifel, fo kann ein 
Gutachten des Generaljtabsarztes der Armee erfordert werden. Zur 
Erftattung dieſes Gutachtens wird der Generaljitabsarzt der Armee 
eine Kommijjton, bejtehend aus Mitgliedern des Lehrlörpers der 
Kaifer Wilhelms-Afademie für das militärärztliche Bildungswejen 
oder fonftigen hervorragenden Fachmännern, beranziehen; anderer: 
jeit3 merden etwaige Anträge der zujtändigen militärifchen Stelle 


88 209-211. Bweiter Theil. Verfahren. 19 


auf Zuziehung hervorragender Vertreter der mebizintfchen Wiſſenſchaft 

——— finden. Dieſes Gutachten wird in der Regel Gen 
Abſchluß der Begutachtung Bilden können. 

4. Die technifche Kontrole über die bei Leichenöffnungen und Gemüths- 

zuftands-Unterfuchungen in militärgerichtlichen Unterfuhungen ab- 

egebenen Gutachten der Militär: oder nicht beamteten Civilärzte 

iegt den Korpägeneralärzten ob; die Gutachten und Berhandlungen 

find den SanitätSämtern einzufenden. 


B. Bei bejfonderen Strafhbandlungen. 

1. Bei Körperverlegungen, bei denen eine der im 8 224 des bürgerlichen 
Strafgeſetzbuchs vorgejebenen Folgen eingetreten ift oder möglicher 
meije a eintreten kann, ift die ärztliche Unterſuchung von zwei 
Herzten, und zwar in der Kegel von zwei Sanitätäoffizieren, vor- 
zunehmen. Jedenfalls foll einer der Aerzte ein Sanitätöoffizier 
mindeftend vom Range eines Stabsarztes oder ein Gerichtäarzt fein. 

Wird angeordnet, daß das abzugebende Gutachten jchriftlich er- 
ftattet werde, jo iſt es von den Sadverftändigen gemeinfchaftlich, 
wenn den aber verjchiedener Meinung find, von einem jeden beſonders 
auszuitellen. 

Bei leichten Körperverlegungen wird zur Yeftftellung des That- 
beftandes in der Regel die Ausfage des Berlegten genügen. Hat 
ein gerichtlicher ã— ſtattgefunden, ſo iſt deſſen Ergebniß in 
das ——* aufzunehmen. 

2. Iſt bei verlegten Frauensperſonen die Beſichtigung der Geburis⸗ 
theile nothwendig, jo kann fie auch einer beeidigten Hebamme über: 
tragen werden. Sind jedoch die Geburtätheile jo verlegt, daß eine 
ärztliche Behandlung nothwendig ift, fo tft nach den erften beiden 
Abfägen der Ziffer B. 1 zu verfahren. Bei derartigen Unterfuchungen 
jol regelmäßig der Unterfuhungsführer nicht zugegen jein, wie 
on rn Schamgefühl auch bei männlichen Berjonen möglichft 
zu Ionen ilt. 

Der (die) Sachverftändige ift über die Verlegung, ihre Entjtehung 
und die möglichen Folgen ausführlich zu Protokoll zn vernehmen; 
die Einreichung eines fchriftlichen Gutachtens, deſſen Richtigkeit eidlich 
zu beftätigen bleibt, ift zuläſſig. 


8 210. Auf die Ausfchließung und Ablehnung von Sad)- Som, 
verftändigen finden bie Bejtimmungen des 8 122 Nr. 1684, Tome _ 
fowie der 88 124, 126, 130 Abf. 2 bis 4, 88 131, 133, 134 uni 
entjprechende Anwendung. 


8 211. Der zum Sacpverftändigen Ernannte hat der 
Ernennung Folge zu leilten, wenn er zur Crftattung von 
Gutachten der erforderten Art öffentlich beftellt ift, oder wenn 
er die Wilfenfchaft, die Kunft oder daS Gewerbe, deren Kenntniß 
Vorausſetzung der Begutachtung ift, öffentlich zum Erwerb 
ausübt, oder wenn er zur Ausübung derjelben öffentlich beſtellt 
oder ermächtigt ift. 

Zur Erftattung des Gutachtens ift auch derjenige ver- 
pflichtet, welcher fich dazu vor Gericht bereit erflärt hat. 
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8 212. Diejelben Gründe, welche einen Zeugen berech- 
tigen, daS Zeugniß zu verweigern, berechtigen einen Sad)- 
verftändigen gut Verweigerung des Gutachtens. Auch aus 
anderen Gründen kann ein Sachverftändiger von der Verpflich- 
tung zur Erftattung des Gutachtens entbunden werden. 

Die Vernehmung eines öffentlichen Beamten oder einer 
Perfon des Soldatenjtandes als Sachverſtändigen findet nicht 
fat, wenn die vorgefegte Behörde erflärt, daß die Vernehmung 

en dienftlichen Intereſſen Nachtheile bereiten würde. 


1.9 8 213. Ym Falle des Nichterfcheineng oder der Weigerung 
BI. eines zur Erftattung des Gutachtens verpflichteten Sachver- 
“ tändigen, welcher nich zu den Perfonen des Solbatenftandes 
e3 aktiven Heeres oder der aftiven Marine gehört, wird ber 
Sachverſtändige zum Erſatze der often und zu einer Geldftrafe 
bi8 zu dreihundert Mark verurtheilt. Im Falle wiederholten 
Ungehorfams Tann noch einmal auf eine Gelöftrafe bis zu 
ſechshundert Mark erfannt werden. 

Sn den Fällen des 8 213 fommen gemäß $ 208 die Beftimmungen 
des 8 186 Ab. 3, 4 und $ 204 zur entiprechenden Anwendung (Bgr.). 
Unwahre Entjehuldigung vgl. R. 61.6.3. 8138. 

8 214. Der mit der gerichtlichen Vernehmung des Sadj- 
verftändigen befaßte Unterfuchungsführer hat, ſoweit ihm Dies 
erforderlich erjcheint, die Thätigkeit des Sachverftändigen zu 
leiten. 

8 215. Der Sachverftändige hat nach Erftattung des 
Gutachtens einen Eid dahin zu leiften: daß er das von ihm 
erforderte Gutachten unparteiifch und nach beftem Wiſſen und 
Gewiſſen erftattet habe. 

Iſt der Sachverftändige fir Erftattung von Gutachten der 
betreffenden Art im Allgemeinen beeidigt, fo genügt die Be- 
rufung auf den geleifteten Eid. 


— 8 216. Dem Sachverſtändigen kann auf ſein Verlangen 
go 


’ 


zur Vorbereitung des Gutachtens durch Vernehmung von 
Jeugen oder des Beichuldigten weitere Aufklärung verfchafft 
werden. 

Zu demjelben Zwede Tann ihm geftattet werden, die Akten 
einzufehen, der Bernehmung von Zeugen oder des Beichuldigten 
beizumohnen und an diejelben unmittelbar Fragen zu stellen. 

Die Borfehrift des 8 192 findet auf Sachverftändige Feine 
Anwendung. 

Es kann angeordnet werden, daß der Sachveritändige fein 
Gutachten ſchriftlich erſtatte. 
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8 217. Zur Vorbereitung eine8 Gutachtens über ben 
Geifteszuftand eines Beichuldigten, gegen welchen die Anklage 
erhoben ift, kann der Gerichtöherr auf Antrag eines Sachver⸗ 
ftändigen nach Anhörung des Vertheidigers anordnen, daß der 
Angeklagte in eine öffentliche Irrenanſtalt gebracht und dort 
beobachtet werde. 

Hat der Angeklagte Teinen Vertheidiger, jo it ihm ein 
folcher zu beitellen. 

Die im Abfat 1 bezeichnete Anordnung ift dem Angeflagten 
und dem Dertheidiger befannt zu machen. Gegen die Anord- 
nung findet binnen der Friſt von einer Woche die Rechts⸗ 
befchiwerde an den höheren Gerichtöherrn ftatt. Diefelbe hat 
aufjchiebende Wirkung. 

Die Verwahrung in der Anstalt darf die Dauer von ſechs 
Wochen nicht überfteigen. 

Die Rechtsbeſchwerde hat auffchiebende Wirkung nur in den Fällen 
des 8 217 Abſ. 3 und $ 290 Abf. 5 (vgl. 8 375 Abi. 1). Friſtberechnung: 
8 146 Abſ. 2; Wiedereinjegung: 8 147. 

8 218. Wird ein Gutachten als ungenügend befunden, 
jo kann eine neue Begutachtung durch diefelben oder durch 
andere Sacverftändige angeordnet werden. 

Auch kann die Begutachtung durch einen anderen Sach— 
verftändigen angeordnet werden, wenn ein Sachverftändiger 
nad Erftattung des Gutachtens mit Erfolg abgelehnt ift. 

In wichtigeren Fällen kann das Gutachten einer Yadh- 
behörde eingeholt werden. 

AB. zu Abſ. 3. Bedarf es bei Verbrechen des Landesverraths 
oder des Verraths militärifcher Geheimniffe zur Feititellung des That- 
beftandes des Gutachtens einer Militärbehörve, jo tft Dasfelbe ftet3 durch 
Bermittelung des Kriegsminiſteriums einzuholen. 

8 219. Bei Münzverbrechen und Münzvergehen find die 
Münzen oder Papiere erforderlichen Falles derjenigen Behörde 
vorzulegen, von welcher echte Münzen oder Papiere diefer Art 
in Umlauf gefegt werden. Das Gutachten diefer Behörde ift 
über die Unechtheit oder VBerfälihung ſowie darüber einzuholen, 
in welcher Art die Fälſchung muthmaßlich begangen worden jet. 

Handelt ed fih um ausländische Münzen oder Bapiere, 
jo fann an Stelle des Gutachtens der ausländiichen Behörde 

agjenige einer deutfchen erfordert werden. 

1. K. M. Falſche Münzen find an die Müngpirektion in Berlin 
behuf3 Begutachtung oder Prüfung einzufenden, wobei jedesmal die Unter: 
ſuchungsſache oder, falls noch feine Unterfuchung eingeleitet worden, die 
verdädhtigen Perjonen, ſowie der letzte Bejiger der falfhen Münze näher 
zu bezeichnen find. 

Kompendium über Militärrecht. 6 
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Nach Beendi der Unterfuhung find die falſchen Mü und 
Neberführmgartüde on die —S it One auf bern Out: 
achten abzuliefern. 

2. Bol. R. St. G. 8. 88 146-152. 

8 220. Zur Ermittelung der Echtheit oder Unechtheit 
eines Schriftftüds, fowie zur Ermittelung des Urhebers des- 
felben Tann eine Schriftvergleihung unter Buziehung von 
Sachverſtändigen vorgenommen werden. 


8 221. Inſoweit zum Beweiſe vergangener Thatſachen 
oder Zuſtände, zu deren Wahrnehmung eine beſondere Sach— 
kunde erforderlich war, ſachkundige Perſonen zu vernehmen ſind, 
kommen die Vorſchriften über den Zeugenbeweis zur An— 
wendung. 

Bgl. 88 185-207. 


V. Einnahme des Augenſcheins. Leichenſchau, 
Leichenöffnung. 


12* 8 222. Findet die Einnahme eines Augenſcheins ſtatt, 

Bu fo ift im Protofolle der vorgefundene Sachbeftand feftzuftellen 
und darüber Auskunft zu geben, welche Spuren oder Merf- 
male, deren Vorhandenfein nad) der bejonderen Befchaffenheit 
des alles vermuthet werden Tonnte, gefehlt haben. 

Findet die Einnahme eines Augenjcheing unter Zuziehung 
von Sachverſtändigen ftatt, jo kann der Beſchuldigte bean- 
tragen, daß die von ihm für die Hauptverhandlung in Vor- 
ihlag zu bringenden Sachverftändigen zu dem Termine ge 
laden werden und, wenn der Antrag abgelehnt wird, jofern 
diefelben nicht zu den Perfonen de3 aktiven Heeres und der 
aktiven Marine gehören, deren Buziehung auf feine SKoften 
verlangen. In letterem alle wird die Geitellung oder 
Ladung durch den Unterfuchungsführer veranlaßt, fobald der 
erforderliche Betrag der gejetlichen Entfehädigung für Neije- 
Loften und Berfäumniß bei der Militärgerichtsjchreiberei hinter- 

gt wird. 

Den vom Beichuldigten benannten Sachverftändigen: ift 
die Theilnahme am Augenfchein und an den erforderlichen 
Unterfuchungen infoweit zu geitatten, al$ dadurch die Thätigkeit 
der amt ich boſteuten Sachverſtändigen nicht behindert wird. 

Die Beſtimmungen der Abſätze 2 und 3 finden im Felde 
und an Bord keine Anwendung. 


1. K. M. zu Abſ. 2. Die Entſchädigungen an Reiſekoſten ꝛc. für 
die auf Antrag des Beſchuldigten zu ladenden Zeugen oder Sachver⸗ 
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ftändigen find bei der zu 8 469 Abi. 1 unter Nr. 2 bezeichneten Kaſſen⸗ 
verwaltung zu Binterlegen. 

2. Zuziehung des Gerichtäfchreiberd, Anweſenheit des Beſchuldigten 
und des Vertheidigers vgl. 88 163, 165. 


223. Iſt der Tod einer Militärperjon nicht auf 
natürlichem Wege erfolgt, jo hat der Gerichtäherr, in dringenden 
Fällen jeder militärifche Befehlshaber, welcher die Anzeige 
oder Meldung von dem Todesfall erhält, die Leichenſchau durch 
einen Kriegsgerichtsrath oder in Ermangelung eines folchen 
durch den zunächit erreichbaren Amtsrichter zu veranlaffen. 

ft nach den befannt gewordenen Thatjachen die An—⸗ 
nahme begründet, daß der Tod durch Selbitmord, durch einen 
Unfall oder ſonſt ohne Verjchulden eines Anderen herbeigeführt 
ift, fo bedarf e8 der Zuziehung eines Arztes zur Leichenſchau nicht. 

Die Umftände, unter denen die Leiche gefunden umd der 
Tod erfolgt ift, find forgfältig zu unterjuchen und zu Protokoll 
zu verzeichnen. In allen Fällen des Selbitmordes find die 
Beweggründe thunlichft aufzuklären. 

1. 4. 8: Die eine Selbjtentleibung betreffenden Verhandlungen 
find nah Abſchluß der Ermittelungen dem Generallommando und von 
diefem, nachdem es das im ale der Disziplin etwa noch Erforder- 
liche veranlaßt hat, dem Kriegsminiſterium einzufenden. 

Gleiches gilt in den übrigen Fällen des 8 2928. 


2. K. M.: 
1. Die Leichenſchau darf nicht durch einen Gerichtöoffizier bewirkt 
werben. 


Als der „zunächſt erreichbare” Amtsrichter ift der örtlich zus 
ach) Amtörichter anzujehen (vgl. 8 167 des Gerichtöverfaflungs- 
gejeßed). 

In dem Erfuhungsfchreiben 1. zugleich um Einſendung der 
über den Fall aufgenommenen Verhandlungen zu erfucen. 

. Die Militärbehörden haben darauf zu achten, daß gegebenen Falles 
ohne Beitverluft die zur Rettung des vielleicht Scheintodten erforder: 
lihen Maßnahmen ergriffen werden, auch ſtets Vorſorge für geeig- 
nete Aufbewahrung des Leichnams zu treffen. 
Inſofern bei einem Selbitmorde Hinfichtlih der Beweggründe 
Zweifel oder Umſtände obmwalten, die eine nähere Ermittelun 
nöthig machen, muß der Gerichtäherr fie verfügen. Dies gi 
namentlih dann, wenn der Verdacht befteht, daß der Verftorbene 
ur aber Handlungen eines Dritten zum Selbjtmorde getrieben 
worden ilt. 
In den Alten, betreffend die Todesermittelung einer Militär: 
perion, tft zu vermerken, ob die nad) Vorjchrift des 8 58 Abi. 2 
Geſetzes vom 6. Febr. 1875 über die Beurfundung des Pers 
fonenftandes 20. (R. G. Bl. S. 23 ff.) bz. des Erlafied des Kriegs⸗ 
miniſteriums vom 11. Sept. 1874 (A. V. Bl. S. 190) erforderliche 
Anzeige des Todesfalles beim Standesamt erfolgt iſt. | 
3. Vgl. K. M. zu 8 154. 


— 


* 


6* 
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8 224. Ergiebt ich der Verdacht, daß der Tod dur 
die ftrafbare Handlung eines Anderen herbeigeführt fei, fo i 
zur Leichenſchau ein Militärarzt oder, wenn ein folcher nicht 
erreichbar, ein als Sachverſtändiger zu beeidigender anderer 
Arzt zuzuziehen. 

Erſcheint der Verdacht nach der Leichenſchau in Verbin- 
dung mit den ſonſt ermittelten Thatfachen nicht als bejeitigt, 
jo ift die Leichenöffnung im Beijein des Kriegsgerichtsraths 
oder Amtsrichters und des Gerichtöfchreiberd von zwei Aerzten, 
und zwar thunlichſt Militärärzten, vorzunehmen. In allen 
Fällen foll einer der Aerzte ein Militärarzt mindefteng vom 
Range eined Stabsarztes oder ein Gericht3arzt fein. ‘Dem- 
jenigen Arzte, welcher den DVerftorbenen in der dem Tode 
unmittelbar vorausgegangenen Krankheit behandelt hat, ift die 
Leihenöffnung nicht zu übertragen. ‘Derfelbe kann jedody auf- 
geforber! werden, der Leichenöffnung anzuwohnen, um aus der 

ankheitögefchichte Aufjchlüffe zu geben. 

Im Felde und an Bord genügt ed, wenn die Leichen- 
öffnung lediglich von einem Militärarzte vorgenommen wird. 
Die Einjchränfungen des zweiten Abfages finden feine An⸗ 
wendung. 

1. K. M. zu Abf. 2. Die Heranziehung zweier Sanitätsoffiziere 
ſou d — Beſchuldigten: 8 226 Satz 2; Anmejenbeit des 
Bertheibigere: S 165 32 


8 225. Behufs der Beſichtigung oder Oeffnung einer 
ſchon beerdigten Leiche iſt ihre Ausgrabung ſtatthaft. 

1. K. M. Bon der beabſichtigten Ausgrabung einer Leiche iſt die 
Ortspolizeibehörde zu benachrichtigen. 

2. Die Drtäpolizeibehörden find auf Erfuchen der zuftändigen Juſtiz⸗ 
behörden und Yuftizbeamten verpflichtet, eine zur Leichenöffnung geeignete 
Lofalität zur Verihgung zu ftellen,; für Preußen vgl. 3. des Min. d. 2. 
vom 23. Nov. 1890 (M. Bl. S. 260). 


8 226. Bor der Leichenöffnung it, wenn nicht befondere 
Hinderniffe entgegenftehen, die Perfönlichkeit des Verſtorbenen, 
insbejondere durch Befragung von Perjonen, welche den Ver⸗ 
jtorbenen gekannt haben, feftzuftellen. Iſt ein Bejchuldigter 
vorhanden, jo ift ihm die Leiche, fofern dies ausführbar, zur 
Anerkennung vorzuzeigen. 


S 227. Die Leichenöffnung muß fich, foweit der Zuftand 
der Leiche dies geftattet, ftet3 auf die Oeffnung der Kopf-, 
Bruft- und Bauchhöhle erftreden. 


88 227—231. Zweiter Theil. Berfahren. ' 85 


Bei Oeffnung der Leiche eines neugeborenen Kindes ift 
die Unterjuchung insbefondere auch darauf zu richten, ob da3- 
jelbe nach oder während der Geburt gelebt habe, und ob es 
reif oder wenigſtens fähig gemwejen fei, das Leben außerhalb 
des Mutterleibs fortzufegen. 

1. 8. M. Die Leihenöffnung ift nach den im bürgerlichen Straf: 
verfahren geltenden Vorſchriften vorzunehmen. 

2. Zu Wi. 2 vgl. R. St. ©. 8. 8 217. 

8 228. Liegt der Verdacht einer Vergiftung vor, fo ift 
die Unterſuchung der in der Leiche oder fonft gefundenen ver- 
dächtigen Stoffe durch einen Chemiker oder durch eine für folche 
Unterjuchungen beftehende Fachbehörde vorzunehmen. 

orderlihen Falles hat diefe Unterſuchung unter Mit- 
wirkung oder Leitung eines Arztes ftattzufinden. 

DIL. R. St. ©. 8. 88 229, 230, 324 


VI Beſchlagnahme und Durchſuchung. 


229. Gegenftände, welche al3 Beweismittel für die 
Untertuhung von Bedeutung fein können oder der Einziehung 
unterliegen, find in Verwahrung zu nehmen oder in anderer 
Weiſe ficher zu ftellen. 

Befinden fih die Gegenftände in dem Gewahrſam einer 
Perfon und werden diefelben nicht freiwillig herausgegeben, fo 
bedarf e8 der Beichlagnahme. 

1. Die einzelnen Fälle der Einziehung find reichs- oder landes⸗ 
gefetlich beftunmt. R. St. ©. 8. 88 40, 42, 152, 295, 2968, 8 360 Abf. 2, 
$ 367 Abſ. 2, 8 369 Abi. 2; val. E. ©. $ 16 objeftives Verfahren. 

2. Eingezogene Gegenftände find von den Militärgerichten der ört⸗ 
lihen Garniſonverwaltung zur gelegentlichen öffentlichen Verfteigerung zu 
en K. M. vom 27. Juli 1897 (A. V. Bl. S. 238); M. St. V 

. 8. 

8 230. Wer einen Gegenftand der vorbezeichneten Art 
in feinem Gewahrjame bat, ift verpflichtet, denfelben auf Er- 
fordern vorzulegen und auszuliefern. 

Er Tann im Falle der Weigerung nach Maßgabe der 
Beftimmungen in den 88 202 bis 204 hierzu angehalten 
werden. Gegen Perjonen, welche zur Verweigerung des Zeug- 
niſſes berechtigt find, ijt die Verhängung einer Strafe oder 
Zwangshaft ebenfo wie die Verurtheilung zur Tragung der 
durch die Weigerung verurſachten Koften ausgefchloffen. 


8 231. Die Vorlegung oder Auslieferung von Alten oder 
anderen in dienftlicher Verwahrung befindlihen Schriftjtüden 


84 Militarftrafgerichtsordnung vom 1. Dezember 1898. 88 224-227. 


8 224. Ergiebt fich der Verdacht, daß der Tod dur 
die ftrafbare Handlung eines Anderen herbeigeführt fei, fo i 
zur Leichenſchau ein Militärarzt oder, wenn ein folcher nicht 
erreichbar, ein als Sachverjtändiger zu beeidigender anderer 
Arzt zuzuziehen. 

Erjcheint der Verdacht nach der Leichenſchau in Verbin- 
dung mit den fonft ermittelten Thatſachen nicht als befeitigt, 
jo ift die Leichenöffnung im Beifein des Kriegsgerichtsraths 
oder Amtsrichters und des Gerichtsſchreibers von zwei Aerzten, 
und zwar thunlihft Militärärzten, vorzunehmen. In allen 
Fällen foll einer der Aerzte ein Militärarzt mindejtens vom 
Range eined Stabsarztes oder ein Gerichtsarzt fein. ‘Dem- 
jenigen Arzte, welcher den Berftorbenen in der dem Tode 
unmittelbar vorausgegangenen Krankheit behandelt hat, ift die 
Leichenöffnung nicht zu übertragen. ‘Derjelbe kann jedoch auf- 
gefordert werden, der Leichenöffnung anzumohnen, um aus der 
Kranfheitsgefchichte Aufjchlüffe zu geben. 

Im Felde und an Bord genügt ed, wenn die Leichen- 
öffnung lediglich von einem Militärarzte vorgenommen wird. 
Die Einſchränkungen des zweiten Abfages finden feine An⸗ 
wendung. 

1. K. M. zu Abf. 2. Die Heranziehung zweier Sanitätsoffiziere 
ſou 2 "e iebung bes Beihuldigten: 8 226 Sag 2; Anmwejenheit des 
Bertheibigers: 8 165 Mi.l. 32 


8 225. Behufs der Beſichtigung oder Oeffnung einer 
ſchon beerdigten Leiche iſt ihre Ausgrabung ſtatthaft. 

1. K. M. Bon der beabſichtigten Ausgrabung einer Leiche iſt die 
Ortspolizeibehörde zu benachrichtigen. 

2. Die Ortöpoligeibehörden find auf Erſuchen der zuftändigen Juſtiz⸗ 
behörden und Juſtizbeamten verpflichtet, eine zur Leichenöffnung geeignete 
Lokalität zur Verfügung zu ftelen; für Preußen vgl. B. des Min. d. 2%. 
vom 23. Nov. 1890 (M. Bl. S. 260). 


8 226. Bor der Leichenöffnung ift, wenn nicht befondere 
Hinderniffe entgegenstehen, die Perjönlichkeit des Verſtorbenen, 
insbefondere durch Befragung von Perfonen, welche den Ver⸗ 
ftorbenen gefannt haben, ſeſtzuſtellen. gt ein Bejchuldigter 
vorhanden, fo ift ihm die Leiche, fofern dies ausführbar, zur 
Anerkennung vorzuzeigen. 


8 227. Die Leichenöffnung muß fich, foweit der Zuftand 
der Leiche dies geftattet, ſtets auf die Deffnung der Kopf-, 
Bruft- und Bauchhöhle erftreden. 
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Bei Oeffnung der Leiche eines neugeborenen Kindes ift 
die Unterjuchung insbeſondere auch darauf zu richten, ob das— 
jelbe nach oder während der Geburt gelebt habe, und ob es 
veif oder mwenigftens fähig gewejen fei, das Leben außerhalb 
des Mutterleibs fortzujegen. 

1. 8. M. Die Leihenöffnung ift nach den im bürgerlichen Straf: 
verfahren geltenden Vorſchriften vorzunehmen. 

2. Zu Abſ. 2 vgl. R.St. G. B. 5 217. 

8 228. Liegt der Verdacht einer Vergiftung vor, fo ift 
die Unterjuchung der in der Leiche oder fonjt gefundenen ver- 
dächtigen Stoffe durch einen Chemifer oder durch eine für folche 
Unterfuchungen beftehende Fachbehörde vorzunehmen. 

orderlichen Falles hat diefe Unterjuchung unter Mit- 
wirkung oder Leitung eines Arztes ftattzufinden. 

Vgl. R. St. G. B. 88 229, 230, 324 


VI Befhlagnahme und Durchſuchung. 


229. Gegenftände, welche als Beweismittel für die 
Unterjuchung von Bedeutung fein können oder der Einziehung 
unterliegen, find in Verwahrung zu nehmen oder in anderer 
Weiſe ficher zu Stellen. 

Befinden fi die Gegenjtände in dem Gewahrſam einer 
Perjon und werden diefelben nicht freiwillig herausgegeben, fo 
bedarf es der Beichlagnahme. 

1. Die einzelnen Fälle der Einziehung find reichg- oder landes- 
gefeglich beftiinmt. R. St. ©. B. 88 40, 42, 152, 295, 2962, 8 360 Abf. 2, 
$ 367 Abi. 2, 8 369 Abi. 2; vgl. E. ©. $ 16 objektives Verfahren. 

2. Eingezogene Gegenftände find von den Militärgerichten der ört⸗ 
lichen Garnifonverwaltung zur gelegentlichen öffentlichen Verfteigerung zu 
ee K. M. vom 27. Juli 1897 (A. V. Bl. S. 2338); M. St. V 

. 8. 

230. Wer einen Gegenftand der vorbezeichneten Art 
in feinem Gewahrjame bat, iſt verpflichtet, denjelben auf Er- 
fordern vorzulegen und auszuliefern. 

Er kann im Falle der Weigerung nad) Maßgabe der 
Beftimmungen in den 88 202 bis 204 hierzu angehalten 
werden. Gegen Perſonen, welche zur Verweigerung des Zeug- 
niffes berechtigt find, ift die Verhängung einer Strafe oder 
Zwangshaft ebenfo wie die Verurtheilung zur Tragung der 
durch die Weigerung verurſachten Koſten ausgefchloffen. 


S 231. Die VBorlegung oder Auslieferung von Akten oder 
anderen in dienftliher Verwahrung befindlichen Schriftftücden 
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und Gegenftänden durch Behörden, öffentliche Beamte oder 
Berfonen des Soldatenftandes darf nicht gefordert werden, 
wenn deren oberfte Dienftbehörde erklärt, daß das Belannt- 
werden diefer Gegenftände oder des Inhalts diefer Akten oder 
Scriftitüde dem Wohle des Reichs oder eines Bundesftaats 
Nachtheil bereiten würde. 

AB. Für den Bereich der Militärverwaltung ift das Kriegs⸗ 
minifterium die „oberfte Dienftbehörpe”. 

5 232. Schriftliche Mittheilungen zwifchen dem DBe- 
Ichuldigten und denjenigen Perjonen, die wegen ihres Ber- 
hältnifjes zu ihm nach SS 187, 188 zur Verweigerung des 
Zeugniſſes berechtigt find, umterliegen der Beichlagnahme nicht, 
fall3 fie fich in den Händen der Ietteren Perjonen befinden 
und dieſe nicht einer Zheilnahme, Begünftigung oder Hehlerei 
verdächtig find. 

Theilnahme ıc. $ 4 Anm. 1 


5 233. Buläffig Fi die Beichlagnahme der an den Be 
ſchuldigten gerichteten Briefe und Sendungen auf der Poft, 
jowie der an ihn gerichteten Telegramme auf den Telegraphen- 
anftalten; desgleichen ift zuläffig an den bezeichneten Orten 
die Beichlagnahme folcher Briefe, Sendungen und Telegramme, 
in Betreff derer Thatjachen vorliegen, aus welchen zu- fchließen 
ift, daß fie von dem Beichuldigten herrühren oder für ihn bes 

immt find, und daß ihr Anhalt für die Unterfuchung Yes 
eutung habe. 

1. Vgl. ©. über das Poſtweſen des Deutſchen Reich vom 28. Dit. 
ı871 (M. 0.816.347) $ 5. 

. Vgl. ©. über das Telegraphenwejen des Deutjchen Reichs vom 
6. April 1892 (R. ©. Bl. ©.467) 8 8. 

8 234. Bei ftrafbaren ungen, deren Verfolgung 
nur auf Antrag eintritt, tft die Bejchlagnahme auch vor Stellung 
des Antrags zuläſſig. Erfolgt die Beichlagnahme, bevor der 
Antrag gejtellt ift, jo ift der „ntmagäberechtigte, von mehreren 
wenigftens einer derfelben, fofort von der Beichlagnahme in 
Kenntniß zu fegen. Die Beichlagnahme ift von Amtswegen 
wieder aufzuheben, wenn der Antrag nicht binnen einer Woche 
jeit dem Bollzuge der Beichlagnahme geftellt ift. 


8 235. Bei demjenigen, welcher al3 Thäter oder Theil» 
nehmer einer ftrafbaren Handlung oder als Begünftiger oder 
als Dehler verdächtig ift, fann eine Durchſuchung feiner Perſon, 
der Wohnung und anderer Räume, fowie der ihm gehörigen 
Sachen, ſowohl zum Zwecke feiner Ergreifung, ald auch dann 
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vorgenommen werden, wenn zu vermuthen ift, daß die Durch⸗ 
fuchung zur Auffindung von Beweismitteln oder Einziehungs- 
ſtücken führen werde. 

Bei anderen Perjonen find nur Durchfuchungen der 
Wohnung und anderer Räume, fowie der ihnen gehörigen 
Sachen behufs der Ergreifung des Befchuldigten oder behufg 
der. Verfolgung von Spuren einer ftrafbaren Handlımg oder 
behuf3 der Beichlagnahme bejtimmter Gegenftände und nur 
dann zuläffig, wenn Thatſachen vorliegen, aus denen zu 
ichließen ift, daß die gejuchte Perfon, Spur oder Sade ſich in 
den zu durchjuchenden Räumen oder Gegenständen befinde. 
Diefe Beſchränkung findet Feine Anwendung auf zum dienit- 
lichen Gebrauch angewiejene Räume fowie auf Räume, in 
welchen der Bejchuldigte ergriffen worden ift, oder welche er 
während der Verfolgung betreten bat. 

Thäter 2c. $ 4 Anm. 1. 


8 236. Zur Nacıtzeit dürfen die Wohnung, die Ge- 
ſchäftsräume und das befriedete Befigthum ohne Einwilligung 
des berechtigten S$nhabers nur bei Verfolgung auf frifcher That 
oder bei Gefahr im Verzug oder dann durchfucht werden, wenn 
en in um die Wiederergreifung eines entwichenen Gefangenen 

audelt. 

Dieſe Beſchränkung findet keine Anwendung auf die zum 
dienſtlichen Gebrauch angewieſenen Räume. 

Die Nachtzeit umfaßt in dem Zetraume vom erſten April 
bis dreißigſten September die Stunden von neun Uhr Abends 
bis vier Uhr Morgens und in dem Zeitraume vom erſten 
Oktober bis einunddreißigſten März die Stunden von neun 
Uhr Abends bis ſechs Uhr Morgens. 


8 237. Findet eine Durchſuchung außerhalb der im 8 236 
Abſatz 2 bezeichneten Räume ftatt, jo gelten folgende DBe- 
ftimmungen: 

Wird die Durchſuchung ohne Beifein des Unterfuhungs- 
führer oder eines Offizier vorgenommen, fo find, wenn dies 
möglich ift, zwei Beugen zuzuziehen. Der Inhaber der zu 
durchfuchenden Räume oder Gegenjtände darf der Durchſuchung 
beimohnen. Im Falle feiner Abmwejenheit ift, wenn dies 
möglich ift, fein Vertreter oder ein erwachjener Angehöriger, 
Hausgenoffe oder Nachbar zuzuziehen. Dem Inhaber oder 
der in deſſen Abmwejenheit zugezogenen Perſon ift in den Fällen 
des 8 235 Abſatz 2 der Zweck der Durchſuchung vor dem 
Beginne befannt zu machen. 
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Dem von der Durchſuchung Betroffenen iſt nach deren 
Beendigung eine ſchriftliche Mittheilung zu machen, welche den 
Grund der Durchſuchung (8 235 Abſatz 1 und 2) ſowie im 
Tale des 8 235 Abſatz 1 die ftrafbare Handlung bezeichnen 
muß. Auch ift demjelben auf Verlangen ein Verzeichniß der 
in Berwahrung oder Beichlag genommenen Gegenftände, falls 
aber nichts Verdächtige gefunden wird, eine Beicheinigung 
hierüber zu geben. 

Eine Durchſicht der Papiere des von der Durchſuchung 
Betroffenen ftehbt nur dem Gerichtsherrn und dem Unter: 
juhungsführer zu. Andere Berfonen find zur Durchficht der 
aufgefundenen Papiere nur dann befugt, wenn der Inhaber 
derjelben die Durchficht ausdrüdlich genehmigt; mangel3 einer 
jolhen Genehmigung haben fie die Papiere, deren Durchficht 
fie für geboten erachten, in einem Umjchlage, welcher in Gegen- 
wart des Inhabers oder feines Vertreters zu verfiegeln ift, 
an den Gerichtäheren oder den Unterjuchungsführer abzuliefern. 
Dem Inhaber der Papiere oder deſſen Vertreter ift die Bei- 
drüdung ſeines Siegeld gejtattet, auch ift er, falls demnächſt 
die Entfiegelung und Durchficht der Papiere angeordnet wird, 
wenn dies möglich ift, aufzufordern, derfelben beizumohnen. 


238. Die Anordnung von Befchlagnahmen und 
Durchfuchungen bei aktiven Militärperfonen fteht dem Gericht3- 
bern, bei Gefahr im Verzug, auch dem Unterfuchungsführer 
zu. Das Gleiche gilt für die Fälle des 8 233, fofern der 
Beichuldigte zu den aktiven Militärperjonen gehört. 

Den im Abfag 1 bezeichneten Perjonen ift auch außer- 
halb der Fälle des 8 237 auf Verlangen ein Verzeichniß der 
in Berwahrung oder Beichlag genommenen Gegenjtände aus- 
zuhändigen. 

Diefe Beitimmungen finden auf die im $S1 Nr. 3,5, 6, 7 
bezeichneten Perſonen Anwendung, folange fie der Militär- 
ftrafgerichtSbarfeit unterjtellt find. 

Gegen die Anordnung der Beichlagnahme und Durch— 
juhung in anderen als den zum dienstlichen Gebrauch ange- 
wiejenen Räumen findet binnen drei Tagen vom Vollzug an 
die Nechtöbefchwerde an den höheren Gerichtherrn ftatt. 


1. Die Befugniffe der Disziplinarvorgefegten zur Vornahme von 
Revifionen innerhalb ihres Befehlsbereichs iſt nicht beſchränkt (Bgr.) 

2. Friftberechnung: 8 146 Abf. 1; Wiedereinjegung: 8 147; Rechts⸗ 
beſchwerde: 85 373 ff. verbd. mit $ 369. . 
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8 239. Beichlagnahmen und Durchfuchungen in anderen 
als den im 8 238 bezeichneten Fällen erfolgen durch Erfuchen 
des Amtsgericht. 

Bei Gefahr im Verzuge kann das Erfuchen an die 
Staatsammaliicaft oder diejenigen Polizei- oder Sicherheits- 
beamten gerichtet werden, welche als Hülfsbeamte der Staats— 
anwaltſchaft den Anordnungen derjelben Folge zu leiften haben. 

Für die Befugniß der erfuchten Behörden und Beamten 
zur Anordnung von Beichhlagnahmen und Durchfuchungen und 
das Berfahren bei dem Vollzuge der getroffenen Anordnung 
find die Vanſchriſten der bürgerlichen Strafprozeßordnung maß- 
gebend. In allen Fällen ift die Militärbehörde auf Ver: 
langen zum Bollzuge zuzuziehen. 

Im Felde und an Bord bleiben die vorftehenden Be— 
flimmungen außer Anwendung. Für die Beihlagnahmen und 
ee gelten allgemein die VBorfchriften des 8 238 


Zu Abſ. 3 vgl. R. St. PB. O. 55 M—111. 


5 240. Werden bei Gelegenheit einer Durchſuchung 
Öegenftände gefunden, welche zwar in feiner Beziehung zu 
der Unterfuchung ftehen, aber auf die erfolgte Verübung einer 
anderen ftrafbaren Handlung hindeuten, fo find diejelben einft- 
mweilen in Beichlag zu nehmen. Der Militärbehörde oder der 
zuftändigen Staatsanwaltfchaft ift Hiervon Kenntniß zu geben. 


8 241. Die in Verwahrung oder in Beſchlag ge 
nommenen Gegenſtände find genau zu verzeichnen und zur 
Verhütung von Verwechſelungen durch amtliche Siegel oder in 
fonft geeigneter Weife kenntlich zu machen. 


5 ae: Gegenftände, welche durch die ftrafbare Hand- 
(ung dem Berletten entzogen wurden, find, falls nicht An- 
Sprüche Dritter eritgegenftehen, nach Beendigung der Unter: 
ſuchung und geeigneten alles ſchon vorher von Amtswegen 
dem Verletzten zurüdzugeben, ohne daß es eines Urtheils hier- 
über bedarf. 


Dem Betheiligten bleibt die Geltendmachung feiner Rechte 
im Civilverfahren vorbehalten. 
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Dritter Abfchnitt. 


Abſchluß des Ermittelungsverfahrens. Erhebung der 
Anklage. 


2: 8 243. Erachtet der Unterfuchungsführer das Ermitte- 
we 9% Iungsverfahren für obgeföjlfjen (SS 168, 173 Abf. 5), fo 
ge bat er unter Vorlegung der Akten dem Gerichtsherrn über das 

Ergebniß mündlich oder fchriftlich Vortrag zu erftatten. Der 
von dem Unterfuchungsführer gejtellte Antrag ift zu den Alten 
zu bringen. 


244. Der Gerichtöherr kann eine Vervollftändigung 
des ittelungsverfahrens anordnen. 


245. Auf Grund der Ergebnilfe des Ermittelungs- 
verfahrens hat der GerichtSherr darüber zu befinden, ob der 
Beichuldigte außer Verfolgung zu fegen, oder ob gegen ihn 
einzufchreiten fei. 

Das Verfahren ift einzuftellen, fei e8, daß der frühere Verdacht im 
Ermittelungöverfahren feine ausreihende Beftätigung gefunden hat, jei 
ed, daß der erjorverlide Strafantrag nicht oder nicht rechtzeitig geſtellt 
oder rechtzeitig zurüdgenommen, oder daß die Verjährung der Strafver: 
folgung eingetreten if. Die Einftellung des Verfahrens bezieht ſich 
übrigend nur auf die ftrafgerichtlihe Verfolgung der in Frage kommen: 
den Handlungen. Demgemäß ift, ebenfo wenn Freiſprechung erfolgt, 
unter Umftänden (D. St. D. 8 1 Nr. 1, $ 44) Disziplinarbeitrafung 
keineswegs ausgefchloffen (Bar.). 


246. Wird die Verfolgung eingeftellt, fo ift der Bes 
ſchuldigte Hiervon in Kenntniß zu fegen, fofern er im Laufe 
des Ermittelungsverfahrens unter der Anjchuldigung einer be- 
ftimmten ftrafbaren Handlung verantwortlich vernommen oder 
gegen ihn ein Stedbrief veröffentlicht worden war. 

1. Die Einftellung der Verfolgung muß altenkundig gemacht werben 

(vgl. 8 186 in Verbindung mit 8 97 Abf. 2). 

2. Bloß eg he Vernehmungen begründen nicht die Pflicht zur 

Kenntnißgabe (Bgr.). 

8 247. In allen Fällen, in denen die Einleitung eines 
Ermittelungsverfahrens abgelehnt oder die Einftellung verfügt 
wird, ift derjenige, welcher die Strafverfolgung beantragt bat, 
unter Angabe der Gründe zu bejcheiden. 

SL der Antragfteller zugleich der Verlette, jo fteht ihm 
gegen diejen Befcheid innerhalb einer Woche nach defien Zu- 
ftellung die Rechtsbeſchwerde an den höheren Gerichtäheren 
und gegen. deifen ablehnenden Bejcheid binnen vierzehn Tagen 
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nah der Belanntmahung der Antrag auf gerichtlihe Ent- 
ſcheidung zu. 

Der Antrag muß die Thatjachen, welche das ftrafrechtliche 
Einfchreiten begründen follen, fowie die Beweismittel angeben 
und bei dem für die Entjcheidung zuftändigen Gericht ein- 
gereicht werden. | 

Zur Entſcheidung ift das NeichSmilitärgericht zuftändig. 

8 248. Iſt der Antrag auf gerichtliche Entſcheidung 
nicht in der gejeglichen Frift oder Form, oder ohne Anführung 
von Thatſachen und Beweismitteln eingebracht, fo ift derjelbe 
vom NReichömilitärgericht als unzuläjfig zu verwerfen. 

Iſt der Antrag rechtögültig geftellt, jo kann dag Reichs» 
militärgericht die Borlegung der bisher geführten Verhandlungen 
verlangen, auch dem Beichuldigten den Antrag unter Beitimmung 
einer Friſt zur Erklärung mittheilen. 

ur Korbereitung der Entſcheidung kann dag Reichs⸗ 
militärgericht Ermittelungen durch einen Kriegsgerichtsrath oder 
Amtsrichter veranlaſſen. 

Dem Antragſteller kann vor der Entſcheidung über den 
Antrag die Leiſtung einer Sicherheit für die durch das Ver—⸗ 
fahren über den Antrag und durch die Unterfuchung der 
Militärjuftizverwaltung und dem Beichuldigten vorausfichtlic) 
erwachjenden Koften durch Beſchluß des Reichsmilitärgerichts 
auferlegt werden. Die Sicherheit ift bei der Gerichtsfchreiberei 
des Reichsmilitärgerichts durch Hinterlegung in baarem Gelde 
oder in Werthpapieren zu leiften. Die Höhe der zu leiftenden 
Sicherheit wird von den Reichmilitärgerichte nach freiem Er- 
meſſen feftgefegt. Dasfelbe hat zugleich eine Frift zu bejtimmen, 
binnen welcher die Sicherheit zu leiften iſt. Wird die Sicher: 
beit binnen der beftimmten Friſt nicht geleiftet, jo bat das 
ReichSmilitärgericht den Antrag für zurückgenommen zu erklären. 


8 249. Ergiebt fich fein genügender Anlaß zum ftraf- 
rechtlichen Einjchreiten, jo verwirft das NeichSmilitärgericht den 
Antrag und fegt den Gerichtäheren, deifen Befcheid angefochten 
worden ift, den Antragfteller und den Beichuldigten von der 
Verwerfung in Kenntniß. Iſt der Antrag verworfen, fo kann 
das ftrafrechtliche Einjchreiten gegen den Beichuldigten nur auf 
Grund neuer Thatjachen oder Beweismittel wiederaufgenommen 
werden. 

Wird der Antrag als unzuläffig oder als unbegründet 
verworfen oder durch Verzicht oder Unterlaffung der Sicher- 
heitSleiftung zurücgenommen, fo find dem Antragiteller die 


a 
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duch das Verfahren über den Antrag veranlaßten Koften auf- 
zuerlegen. 

Erachtet dagegen das NReichmilitärgericht den Antrag für 
begründet, fo bejchließt e8, daß ein ftrafrechtliches Einfchreiten 
gegen den Beichuldigten ftattzufinden habe. Auf Grund dieſes 
uſſe⸗ bat der Gerichtsherr nach Maßgabe des 8 250 zu 
verfahren. 


S 250. Liegt gegen den Beichuldigten binreichender 
Verdacht einer ftrafbaren und militärgerichtlich verfolgbaren 
Handlung vor, jo hat der Gerichtöherr, fofern nicht Disziplinar- 
beitrafung eintritt ($ 3 des Einführungsgejeged zum Militär- 
trafgejegbuch) oder eine Strafverfügung erlaffen wird, die 

nklage zu verfügen oder die Sache an den zuftändigen Ge- 
richtsherrn abzugeben. 

A. B. Wird der Beichuldigte in Unterfuchungshaft genommen oder 
die Anklage gegen ihn verfügt, fo hat der Gerichtäherr, 

wenn der Beſchuldigte Dffizier oder Sanitätsoffizier ift, 
dem höchſten der dieſem vorgejegten Militärbefehlähaber im Dienftwege 
Anzeige zu erftatten, 

wenn der Beihuldigte Sanitätsoffizier ift, 
außerdem den Generalftabgarzt der Armee zu benachrichtigen, 

wenn der Beichuldigte Militärbeamter tft, 
die diefem vorgejegte Verwaltungsftelle und, falls der Militärheamte im 
doppelten Unterordnungsverhältniffe fteht, auch den nächſten vorgeſetzten 
Militärbefehlöhaber zu benachrichtigen. 

In gleicher Weife ift zu verfahren, wenn ein Offizier oder Sanitäts- 
offizier aus Anlaß des eingeleiteten gerichtlichen Verfahrens einftweilen 
des militärifchen Dienftes enthoben wird (vgl. auch SS 174, 175). 


8 251. Iſt der Beichuldigte einer ftrafbaren Handlung 
überführt, die nach $ 3 des Einführungsgefeges zum Militär- 
ſtrafgeſetzbuch im Disziplinarwege geahndet werden Tann, fo 
hat der ©erichtöherr darüber zu befinden, ob eine ſolche Ahn- 
dung nad Lage der Sache für ausreichend zu erachten: ift. 
y diefer Beziehung ift, wenn der Gerichtsherr nicht zugleich 

isziplinarvorgeſetzter des Bejchuldigten ift, bei Meinungs- 
He gie Anſicht des Disziplinarvorgeſetzten maßgebend 
8 2). 
Iſt der Gerichtäherr zugleich der Disziplinarvorgefekte, 
jo hat er entweder die Disziplinarftrafe ſelbſt zu verhängen 
oder die Verhängung derfelben einem ihm unterjtellten Dis- 
ziplinarvorgefegten des Beichuldigten zu überlafjen. 

Erachtet der Gerichtäherr dafür, daß ein leichterer Fall im Sinne 
des gedachten $ 3 vorliege, jo ‚hängt das weitere Verfahren davon ab, 
ob der Gerichtäherr zugleich der Disziplinarvorgefegte ift oder nicht. Im 
erfteren Falle verhängt er jelbft die Disziplinarftrafe oder überläßt deren 
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Berhängung einem ihm unterjtellten Disziplinarvorgejegten des Beſ 
Digten. Im anderen Yalle bat er die Sache an den zuftändigen Die 
ziplinarvorgefegten abzugeben, welcher, wenn aud er einen leichteren Yall 
im Sinne des ngefübrten 83 für vorliegend erachtet, die Diögipfi afe 
verhängt. Iſt jedoch der Disziplinarvorgeſetzte der Anftcht, daß die Ahndung 
im Disziplinarwege nicht ausreichend ſei, jo hat er die Sache zur grins 
lihen Erledigung an den Gerichtsherrn zurüdgelangen zu laffen, der als⸗ 
dann gemäß $ 157 Abf. 2 die Anklage zu verfügen hat. 

mmt ein leichterer Fal nicht in Frage, fo hat der Gerichtäherr 
die Anklage zu verfügen, fofern 10 nicht ergeben hat, daß ein anderer 
Gerichtöherr zuftändıg ift, an den demgemäß die Sache abzugeben ift. 
Dies Tann namentlich dann erforderlich werden, wenn fich herausgeftellt 
bat, daß der Fall nicht, wie urjprünglich angenommen, vor die höhere, 
jondern vor die nievere Gerichtöbarkeit gehört und umgekehrt (Bgr.). 


252. Bor der Anklageverfügung wegen einer der im 
8 15 begeichneien ftrafbaren Handlungen ift, wenn fie gegen 
den Kaiſer oder das Reich gerichtet ift, an den Reichskanzler, 
in anderen Fällen an die oberjte Militärjuftizverwaltungsbehörde 
Bericht zu erftatten. 

A. B. Bon dem Berichte, der wegen eines gegen den Kaifer oder 
das Neid) gerichteten Hochverrath3 oder Landesverraths oder wegen eines 
als Verbrechen oder Vergehen ſich darftellenden Verraths militärifcher 
Geheimnifje an den Reichskanzler zu erftatten ift, ift dem Kriegsminifterium 
auf dem Dienftmeg Abjchrift einzureichen. 

253. Fallen dem Bejchuldigten nach dem Ergebniffe 
des. ittelungsverfahrend mehrere ftrafbare nein zur 
Laft, und erfcheint für die Strafzumeſſung die Feſtſtellung des 
einen oder des anderen Straffall® unmwefentlih, jo Tann der 
Gerichtsherr in Anjehung eines folchen bis zur rechtskräftigen 
Enticheidung über die anderen Fälle von einer Anklage abjehen. 

Im Felde und an Bord foll regelmäßig in diejer Weiſe 
verfahren werden. 

Die Verfügung ift von dem Gerichtöheren zu den Akten 
zu bringen. 

Erachtet der Gerichtöherr nachträglich die weitere Anklage 
für geboten, jo kann diefe nur innerhalb eines Monats nad) 
Rechtskraft des Urtheil3 erhoben werden. 


254. Die Anflageverfügumg des Gerichtäherrn ($ 250) _go,,, 

hat die dem Beichuldigten zur Laſt gelegte That unter Hervor- Por 
bebung ihrer gejetlichen Merkmale umd des anzumendenden 3. 
Strafgefeßes zu bezeichnen, ſowie die Angabe zu enthalten, ob 
die Aburtheilung der Sache durch ein Standgericht oder durch 
ein Kriegögericht erfolgt. 

Die Anklageverfügung bildet die maßgebende Grundlage für das 
weitere Verfahren und zieht zugleich in thatfächlicher Beziehung die Grenzen 


.R 
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für dasjelbe (vgl. $ 317). Beitimmtheit und Klarheit find deshalb unent- 
behrliche —E dieſer Verfügung. Dieſelbe hat 

1. die Perſon des Beſchuldigten beſtimmt zu bezeichnen; 

2. die dem Beſchuldigten zur Laſt geleste That, d. h. das Derhotten 
des Beſchuldigten, welches den Gegenftand der Aburtheilung bilden 
fol, jo genau anzugeben, daß die dem Beſchuldigten zur Laft gelegte 
That von anderen Thaten unterjchieden werden kann; 

8. die gejetlichen Merkmale der That hervorzuheben, d. 5. anzugeben, 
melde Delikt nach Anficht des —E— in der That gefunden 
wird; 

4. anzugeben, ob je nad den Zuſtaͤndigkeitsregeln ein Standgericht 
oder ein Kriegsgericht zu ent] en bat (Bgr.). 


8 255. Die Anflageverfügung ift dem Beichuldigten 


5:04 gleichzeitig mit einer die Angabe der Beweismittel und die 


wefentlichen Ergebniffe der ftattgehabten Ermittelungen ent 
haltenden Anklageichrift befannt zu machen. 

Die Anklageichrift ift in Sachen der niederen Gerichts- 
barkeit von dem GerichtSoffizier, in Sachen der höheren Gericht3- 
barkeit von dem Kriegögerichtöratie, welchen der Gerichtäherr 
mit der Vertretung der Anklage vor dem erfennenden Gerichte 
beauftragt, anzufertigen und zu unterzeichnen. 

Im Felde und an Bord bedarf es der Anfertigung einer 
befonderen Anklageſchrift nicht. 


Die im 8 255 vorgefchriebene Bekanntmachung 


PR 8 256. 
Bi erfolgt an Beichuldigte, welche dem aktiven Heere ober ber 


aktiven Marine angehören oder ſich in Haft befinden, mündlich 

durch einen Gerichtöoffizier oder Kriegsgerichtsrath. Der Bes 

ſchuldigte ift dabei aufzufordern, ſich rechtzeitig zu erklären, ob 

und weiihe Anträge er in Bezug auf feine Vertheidigung zu 
en habe. 

n Di mündlihe Bekanntmachung und Aufforderung kann 

auch durch Erjuchen eines Amtsrichters herbeigeführt werden. 

Ueber die Bekanntmachung und die Aufforderung, ſowie 
über die von dem Beichuldigten abgegebene Erklärung tft ein 
Protokoll aufzunehmen. 

In Triegsgerichtlichen Fällen ſoll dem Beichuldigten eine 
Abſchrift der Anklageverfügung und der Anklagejchrift mit- 
getheilt werden; dasfelbe bat in ftandgerichtlihen Fällen auf 
Berlangen des Beichuldigten zu gefchehen. 

Mt der Beichuldigte verhaftet, jo ift gleichzeitig dem Ver⸗ 
theidiger die Anflageverfügung und die Anklagejchrift mitzu- 
theilen. Im Felde und an Bord findet dieſe Beitimmung 
feine Anmwendung. 
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8 257. Gehört der Bejchuldigte nicht zu den im 8 256 
Abſatz 1 bezeichneten Berjonen, fo erfolgt die Sefanntmahung —— 
und Aufforderung an ihn mündlich ($ 256) oder mittelft Zu- 

ftellung (88 139, 142 ff.). 


8 258. Mit der Befanntmachung der Anflageverfügung 
an den Bejchuldigten (88 256, 257) gilt die Anklage für erhoben. 
Ueber die Wirkung der Anklageerhebung vgl. 8 10 Abi. 2, $ 32 
Abf. 2 und 3, 8 34 Abi. 3 und 4, 55 259, 260, 261, 266 Ab. 2, 88 272, 
275 Abi. 8, SS 317, 318, 319, 339 Abf.3, 8 345 Abſ. 2 und 3. 

8 259. Haben vor der Erhebung der Anklage oder der 
Zuftellung der Strafverfügung Veränderungen in der perſön— 
lichen Dienftftellung des Beichuldigten, insbejondere durch Ver- 
ſetzung, Beförderung oder in den Fällen des 8 29 durch Zu— 
rücknahme der Ueberweiſung ftattgefunden, in Folge deren 
der Beichuldigte unter die Gerichtsbarkeit eines anderen Ge- 
richtSheren getreten ift, jo ift die Sache an diefen abzugeben. 


Die Beitimmungen der 88 34, 35 finden entſprechende An- 

Später eingetretene Veränderungen ziehen eine Aenderung 
der gerichtlichen Zuftändigfeit nur dann nach fich, wenn der 
Angeklagte durch Beförderung der niederen Gerichtsbarkeit ent» 

Vgl. A. B. zu 8 29. 

8 260. Nach der Erhebung der Anklage muß, vorbehalt⸗ 
id ber Beitimmung des 8 272, die Sache zur Ahurtheilung 
gebra 

er Aburtheilung muß eine mündliche Verhandlung vor 

dem erfennenden Gerichte (Hauptverhandlung) vorangehen. 

Die Aburtheilung muß nicht unter allen Umjtänden militärgerichtlich 
Beihuldigt der i L l That der Militärſtraf⸗ 
—— nißt —S— *. ——— —— 
durch die Antingeerhebung nicht bejeitigt, vielmehr Liegt außerhalb der 
ändige bürgerliche Behörde ob, während in der Hauptverbandlung das 
erfennende Gericht feine Unzuftändigfeit auszujprechen hat und zwar nicht 
durch Urtheil, jondern duch Beichluß ($ 328) (Ber.). 

Vorbereitung der Hanptverhandiung. 

8 261. Der Bufammentritt des erfennenden Stand» 

a oder Kriegsgerichts erfolgt, nachdem die Anklage er- 


wendung 
zogen wird. 
t werden. 
erfolgen. Wenn jih nach Erhebung der Anklage herausftellt, daß ver 
auptverhandlung dem Gerichtsherrn Die Abgabe der Sade an die zu: 
Vierter Abſchnitt. 
oben ift, auf Befehl des Gerichtäherrn. 
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Die Richter werden im Dienftwege berufen. Iſt der 
Angeklagte ein General oder Admiral, fo erfolgt die Berufung 
nach Maßgabe des 8 18 Abi. 4 


8 262. Inſoweit der Gerichtsherr wegen Mangels oder 
wegen gefetlicher Verhinderung (SS 122 ff.) der zur vor- 
ſchriftsmäßigen Bildung des Gericht? erforderlihen Perſonen 
innerhalb feines Befehlöbereich8 zur Berufung des erfennenden 
Gerichts außer Stande ift, kann er einen anderen Gerichtö- 
heren erjuchen, entweder ihm einzelne fehlende Richter zuzu- 
weifen oder ſelbſt die Aburtheilung der Sache herbeizuführen. 

Das Lestere kann auch gejchehen, falls große Entfernung 
des Angeklagten oder der Zeugen oder militärdienftliche Gründe 
der Berufung des erfennenden Gericht3 durch den zujtändigen 
Gerichtäheren entgegeniteben. 

Vgl. A. B. zu 88 50, 51. 


8 263. Iſt in den Fällen des 8 262 ein anderer Ge— 
richtsherr um SHerbeiführung der Aburtheilung erjucht worden, 
jo verbleibt dem erjuchenden Gerichtäheren dag Recht der Ein- 
legung von Rechtsmitteln und der Strafvollftredung. 

Derfelbe ift befugt, mit der Vertretung der Anflage vor 
dem erfennenden Gericht einen feiner GerichtSoffiziere oder einen 
der ihm zugeordneten Kriegsgerichtsräthe zu beauftragen. 

Inm Uebrigen werden die gerichtSherrlichen Befugnifje von 
dem erfuchten Befehlshaber wahrgenommen. 


sl. 8 264. Ort ımd Beit der Hauptverbandlung werden 
ET yon dem Gerihtöheren feitgefetst. 

Die Hauptverhandlung kann nad) Beitimmung des Gerichtsherrn auch 
an einem anderen Orte ald an dem Standorte des Gerichtäherrn ftatt- 
finden, was vielfach zur Vermeidung von Koften und Weitläufigfeiten 
angezeigt fein wird (Bgr.). 


8 265. Die zur Hauptverhandlung erforderlichen Ladungen 
und die Herbeifhaffung der ald Beweismittel dienenden Gegen- 
ftände hat der Gerichtsherr zu veranlaifen. 

Die Geftellung oder Ladung der Zeugen und Sachver⸗ 
ftändigen regelt fich nach Vorfchrift der 88 185, 206, 207. 

Dem Angeklagten fteht das Recht der ummittelbaren Ladung nicht 
zu (Bgr.); vgl. 8 269. 


3. 8 266. Angeklagte, welche zu den Berfonen des Soldaten- 
Bu ftandes des aktiven Heeres oder der aktiven Marine gehören, 
find zu dem anberaumten Termine zu geftellen. 
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Zwiſchen der Bekanntmachung der Anflageverfügung an 
den Angeklagten ($ 258) ımd der Danpfverpenbbung muß, wenn 
die Hauptverhandlung vor dem Standgerichte ftattfindet, eine 
Sit von drei Tagen, in allen anderen Fällen von einer 

oche legen. | handl ft fpäte 
er Zermin zur Hauptverhandlung tft ſpäteſtens am vor-_& 
bergehenden Tage dem Angeklagten dienjtlich befannt zu machen. Fr. 
Die Meldung, daß umd wann dies gejchehen, ift zu den Alten “ 
zu bringen. 

Die im Abjage 2 und 3 bezeichneten Friften können mit 
Zuftimmung des Angeklagten abgefürzt werden. Im Felde 
finden diejelben feine Anwendung. 

1. Zu wi 1 vgl. wegen des Anzuges K. M. zu 8 171. 

2. Friſt: 8 146; Recht des Angeklagten auf uafehung der Haupts 
verbandlung bei Nichtinnehbaltung der Friſt des 8 266 Abi. 2 und Belebs 
rung des Angeklagten: $ 275 Abf. 3. 

8 267. Angeklagte, welche nicht zu den im $ 266 ber on, , 
zeichneten Perfonen gehören, find zu dem anberaumten Termine Eu 
Ichriftlich zu laden. Die Ladung eines auf freiem Fuße befind- 
lihen Angeklagten kann unter der Warnung gejchehen, daß im 
Talle feines unentjchuldigten Ausbleibeng feine Vorführung 
oder Verhaftung erfolgen werde. Bei der Ladung eines nicht 
auf freiem Fuße befindlichen Angeklagten findet der $ 140 An- 
wendung. 

Zwiſchen der Ladung und dem Tage der Hauptverhandlung 
muß die im 8 266 Abſ. 2 vorgefchriebene Frift liegen. 

Am Berfahren vor den Feldgerichten und Bordgerichten 
bedarf e8 einer Ladung des Angeklagten nicht. Die Geftellung 
richtet fich nach den Umſtänden des Falles. 

Zu Abſ. 2. Bei Nichtwahrung der Ladungzfrift, Belehrung des An- 

Fr über fein Recht auf Ausjegung der Hauptverhandlung: 8 275 


268. Der Termin zur Hauptverhandlung ift den zur_&o 
Beit der Anberammung diefes ons bereits Daten Ber 
theidigern zugleich mit der Benachrichtigung (8 266) oder Vor- 
Ladung (8 267) des Angeklagten, den erft fpäter beitellten Ver— 
theidigern gleichzeitig mit der Beftellung befannt zu machen. 
1. Bertheiviger: 88 337 gr 
2. Belanntmahung durch Zuftellung: 88 137 ff. 
Ä 8 269. Berlangt der Angeflagte vor dem Termine die 
Geftellung oder Ladung von Zeugen oder Sachverftändigen oder 
die Herbeiihaffung anderer Beweismittel zur Hauptverhandlung, 
jo bat er unter Angabe der Thatjachen, über welche der Be- 
Kompendium über Militärrecht. q7 
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weis erhoben werden joll, feine Anträge, ſoweit fte nicht bereits 
zu Protokoll erklärt find ($ 256 Abi. 3), an den Gerichtsherrn 
zu richten. Die Anträge find von Mannjchaften des aktiven 
Heeres umd der altiven Marine dem nächften mit Disziplinar- 
ſtrafgewalt verjehenen Vorgejegten zu Protokoll zu erklären. 

Iſt der Angeklagte verhaftet, fo findet die Beftimmung 
des 8 125 Abf. 3 Anwendung. 

Die Verfügung des Gerichtäheren ift dem engeflagten 
befannt zu machen. Gegen die Verfügung findet binnen drei 
Tagen nach der Bekanntmachung die Recht3befchwerde an den 
höheren Gerichtsherrn ftatt. 

Den Anträgen des Angeklagten ift zu entjprechen, wenn 
diejelben begründet erfcheinen oder wenn der Angeklagte, ſoweit 
e3 fich nicht um Perfonen des aktiven Heeres und der aftiven 
Marine handelt, den erforderlichen Betrag der gefetlichen Ent- 
ſchädigung Reiſetoſten und Verſäumniß der Zeugen oder 
Sachverſtändigen bei der Militärgerichtsſchreiberei hinterlegt. 

Ergiebt ſich in der Hauptverhandlung, daß die Vernehmung 
einer auf Koſten des Angeklagten geladenen Perſon zur Auf: 
Härung der Sache dienlich war, fo hat dag Gericht auf Antrag 
anzuordnen, daß dem Angeklagten die hinterlegte Summe zu- 
rüdzugeben jet. 

Zu Abi. 4 vgl. K. M. zu 8 222. 


8 270. Stehen dem Erjcheinen eines Zeugen oder Sach⸗ 
verftändigen in der Hauptverhandlung für eine längere oder 
ungewiſſe Zeit Krankheit oder Gebrechlichfeit oder andere nicht 
zu bejeitigende Hinderniſſe entgegen, jo fann der Gerichtäherr 
die mernehmung desfelben durch einen richterlichen Militärjuftiz« 
beamten oder GerichtSoffizier oder durch Erjuchen eines Amt3- 
richter8 herbeiführen. Die Vernehmung erfolgt, ſoweit nicht 
gejegliche Hindernijfe oder erhebliche Bedenfen dagegen o 
walten, eidlich. 

Dasfelbe gilt, wenn ein Zeuge oder Sachverſtändiger ver- 
nommen werden foll, deſſen Erfcheinen wegen großer Entfernung 
befonder8 erſchwert fein wird. 

Gejeglihe Hindernifje der Beeidigung: $ 199. 


8 271. Bon den zum Zwecke diefer Vernehmung anbe- 
raumten Terminen find der GerichtSherr, fofern diejer den 
Termin nicht felbft angeordnet hat, der Angeklagte und der 
Bertheidiger vorher zu benachrichtigen, inſoweit dies nicht wegen 
Gefahr im Verzug unthunlich iſt. Einer Vertretung der An- 
age oder des Angeklagten bei der Vernehmung bedarf es nicht. 
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Das aufgenommene Protokoll ift dem Gerichtsheren und dem 
Angeflagten oder dem DVertheidiger vorzulegen. ‘Die Beſtim⸗ 
mungen des 8 165 Abf. 4 und 5 finden Anwendung. 
Das Gleiche gilt, wenn zur Vorbereitung einer Haupt⸗ 
verhandlung noch ein richterlicher Augenfchein einzunehmen ift. 
Einnahme des richterlihen Augenſcheins: 8 222. 

272. Auf Grund neu hervorgetretener Umftände Tann 
der GerichtSherr vor der Hauptverhandlung zu Gunften des 
Angeflagten die Anflageverfügung abändern oder zurüdnehmen. 
Auf eine ſolche Entſchließung finden die Beitimmungen der 
88 243 ff. entjprechende Anwendung. 


Fünfter Abjchnitt. 
Hauptverhandlung. 


273. Die Hauptverhandlung (8 260) erfolgt vor dem_5, 
vorfäriftsmäfig Beate —— —8 Kriegsgericht in Pe 
ununterbrochener Gegenwart der zur Urtheilsfindung berufenen * 
Perſonen ſowie des mit der Vertretung der Anklage beauf- 

tragten Gerichtsoffizierd oder Kriegsgerichtörath und eines 
Gerichtsfchreibers. 

ie Hauptverhandlung findet in Abwefenheit des Gerichts⸗ 

herrn ftatt. | 

Dienftanzug der Richter 2c.: Offiziere und richterlihe Militärjuftiz- 
beamte 8 93 Anm., Militärgerichtsfchreiber und Militärgerichtöboten 8 108 
Er tenftanzug der Angellagten, Zeugen, Sacverftändigen: K. M. 
zu . 

274. Es können in der Hauptverhandlung mehrere 
Gerihtäfchreiber, mehrere Vertreter der Anklage, forte mehrere 
Vertheidiger mitwirken und fich in die ihnen obliegenden Ver- 
richtungen theilen. 


3 275. Wird in der Hauptverhandlung die Ausfegung 
derjelben beantragt, fo entjcheidet das Gericht. Kürzere Unter- 
brechungen ordnet der Vorfigende an. 

Eine Verhinderung des PVertheidiger8 giebt nur in den 
Fällen der nothmwendigen Vertheidigung (vgl. $ 338) dem An- 
geflagten das Recht, die Ausfegung der Verhandlung zu 
verlangen. 

Iſt die Friſt des 8 266 Abf. 2 und des 8 267 Abi. 2 
nicht eingehalten, fo foll der Vorfitende den Angeklagten mit 
der Befugniß, Ausfegung der Verhandlung zu verlangen, be- 
fannt machen. 


7* 
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8 276. Eine unterbrochene Hauptverhandtung muß 
fpäteftens am vierten Tage nach der Unterbrechung fortgefett 
werden, widrigenfalls mit dem Berfahren von Neuem zu be= 
ginnen ift. 

277. Im Falle der Ausſetzung oder Unterbrechung 
der Hauptverhandlung Tann das Gericht die Tyeftnahme des 
bis dahin auf freiem Fuße befindlichen Angeklagten anordnen. 
Dasjelbe gilt im Falle der Verurtheilung. Von der Anordnung der 
Feſtnahme ift ver Gerichtöherr in Kenntniß zu jegen. Derſelbe 
hat zu beftimmen, ob die Feſtnahme aufrecht zu erhalten ift. 

278. Gegen einen ausgebliebenen Angellagten findet 
eine Hanptverhandlung nicht ftatt. 

ft das Ausbleiben eines gemäß 8 267 Abſ. 1 geladenen 
Angeklagten nicht genügend entfchuldigt, fo kann die Vorführung 
angeordnet oder die Verhaftung veranlaßt werden. 

Die Berhaftung kann ($ 175 Abſ. 1) nur vom Gerichts verfügt 
werden, die eng —ã— Dagegen ht au vom Gert e 
zu (vgl. 8 172) (Bar.). ' 

8 279. Der erichienene Angeflagte darf fi aus der 
Verhandlung nicht entfernen. Der Vorjigende Tann die geeig- 
neten Maßregeln treffen, um die Entfernung desjelben zu ver- 
hindern; auch Tann er ihn während einer Unterbrechung der 
Verhandlung in Gewahrjam halten laſſen. 

Entfernt der Angeklagte ſich dennoch, oder bleibt er bei 
der Fortſetzung einer unterbrochenen Hauptverhandlung aus, fo 
fann diefe in feiner Abweſenheit zu Ende geführt werden, 
wenn feine Vernehmung über die Anklage jchon erfolgt war 
und das Gericht feine fernere Anweſenheit micht für erforder 
ih erachtet. 

8 280. Der Angeflagte kann mit feiner Zuftimmung 
wegen großer Entfernung feines Aufenthaltsorts von dem Er- 
ſcheinen in der Hauptverhandlung entbunden werden. Weber 
einen barauf gerichteten Antrag des Angeklagten entjcheidet, 
wenn er vor der Hauptverbandlung eingeht, der Gerichtäherr, 

alls das erfennende Gericht nach Anhörung des Ver⸗ 
treter8 der Anklage. 

Kür die Hauptverhandlung vor einem Kriegögerichte darf 
eine Entbindung des Angeklagten vom Erfcheinen nur eintreten, 
wenn vorausfichtlich Feine andere als eine innerhalb der Straf- 
befugnijfe der Standgerichte liegende Strafe zu erwarten ftebt. 

Das erkennende Gericht bleibt befugt, nachträglich das 
perfönliche Erſcheinen des Angeflagten zu bejchließen. 
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S 281. Inſoweit die Hauptverhandlung vor dem Kriegs- 
gericht ohne Anweſenheit des Angeklagten ftattfinden Tann, iff 
feßterer befugt, ſich durch einen mit fchriftlicher Vollmacht ver- 
jehenen Bertheidiger vertreten zu laſſen. 

8 282. Die Hauptverhandlung erfolgt öffentlich. 

8283. Die Deffentlichfeit kann fir die ganze Verhand- 
fung oder fir einen ‘Theil derjelben durch Beſchluß des Ge- 
rihts ausgefchloffen werden, wenn fie eine Gefährdung der 
öffentlihen Ordnung, insbefondere der Staatsficherheit, oder 
eine Gefährdung militärdienftlicher Intereſſen oder eine Ge— 
fährdung der Sittlichkeit beforgen läßt. 

Unberührt bleibt die nad) 8 8 des Reichsmilitärgeſetzes 
vom 2. Mai 1874 dem Raifer zuftehende Befugnig, allgemeine 
Vorſchriften darüber zu erlaffen, unter welchen Borausjegungen 
das Gericht die Deffentlichfeit der Verhandlung wegen Ge- 
fährdung der Disziplin auszufchließen bat. 

1.4. 8 Müſſen in Ermangelung jonftiger geeigneter Räume die 
Hauptverhandlungen in Kafernen, Arreitanftalten oder ähnlichen, 
auch zu anderen al3 militärgerichtlichen Zweden dienenden mili- 
täriſchen Dienftgebäuden ftattfinden, jo erfolgt die Zulafjung der 
Zuhörer nad) Maßgabe des verfügbaren Raumes gegen Karten, die 
auf Anordnung des Gerichtäheren am Tage der Hauptverhandlung 
ausgegeben werden. 

ei Ausgabe der Karten find, jofern nicht befondere Bedenken 

entgegenftehen, die nächſten Verwandten und Verſchwägerte des 
ande lagten thunlichjt zu berüdfichtigen. 

. Militärdienftliche Interefien vgl. €. ©. 8 18 Abi. 2. 

. Reichsmilitärgefeg $ 8: Die Vorſchriften über die Handhabung 
der Disziplin im Heere werden vom Kaifer erlaflen. 

4. Kaiſ. B. Vorausſetzungen über Ausschluß der Deffentlichkeit im militär- 
griuichen Verfahren wegen Gefährdung der Disziplin (8 283 M. St. 


Ich erlaffe hierdurch über die Vorausſetzungen, unter denen nad) 
Inkraſttreten der MilitärftrafgerihtSordnung vom 1. Dezember 1898 
das Gericht die Deffentlichkeit der Hauptverhandlung wegen Gefähr- 
dung der Disziplin ausfchließen fol, folgende allgemeine Borfchriften. 

te Disziplin verlangt, daß auch im gerichtlichen Verfahren das 
Anjehen der Kommandogemwalt, der militärifchen Einrichtungen, Ber: 
oronungen und Gebräude erhalten, der Sinn für die unbedingte 
Unterordnung des Untergebenen unter den Borgejegten jeden Grades 
gemahrt und dem berechtigten Chrgefühl aller Betheiligten, ins⸗ 
ejondere derjenigen des Dffizierftandes, Rechnung getragen wird. 

Sobald diejer Grundfat gefährdet ift, ſei es nach dem Gegen- 
ſtande der Anklage, nach den Eigenheiten des zur Verhandlung kom- 
menden Falles, nach der Perjönlichfeit des Angeklagten oder der 
gen en, nad zeitlichen oder örtlichen befonderen Verhältniffen, ift die 

entlichfeit auszuschließen. 

Die Prüfung, ob der Ausfchluß der Deffentlichkeit zu bean- 
tragen, gehört in erjter Linie zu den Pflichten des Gerichtäheren 


md 
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und des Bertreterd der Anklage. Aber auch die erfennenden Gerichte 
\ Ind verpflichtet, ohne ſolchen Antrag die Deffentlichkeit für die ganze 

Torausfegungen Hierfle nat) dem vorfichenh von DIR gegebenen 

Grundfat; eintreten (9. 8. Bl. 1900 S. 360). ges 

8 284. Die Verkündung des Urtheils und der Urtheils⸗ 
gründe erfolgt öffentlich. 

Durch einen beſonderen Beſchluß des Gerichts kann für 
die Verkündung der Urtheilsgründe oder eines Theiles der⸗ 
ſelben die Oeffentlichkeit aus einem der im 8 283 bezeichneten 
Gründe ausgefchloffen werden. 


8 285. Die Verhandlung über die Ausjchliefung ver 
Deffentlichkeit findet in nicht öffentlicher Sigung ftatt. Der 
Beichluß, welcher die Deffentlichkeit ausfchließt, muß öffentlich 
verkündet werden. Bei der Verkündung ift anzugeben, aus 
le der im $ 283 bezeichneten Gründe die Ausfchliegung 

olgt. 


8 286. Iſt die Deffentlichfeit wegen Gefährdung der 
Staatsficherheit oder wegen Gefährdung militärdienftlicher 
ra ausgeſchloſſen, jo Tann das Gericht den anweſenden 

erjonen die Geheimhaltung von Thatfachen, welche durch die 
Verhandlung, durch die Anklagejchrift. oder durch andere amt- 
liche Schriftitüde des Prozeſſes zu ihrer Kenntniß gelangen, 
zur Pflicht machen. Der Beſchluß ift in das Sitzungsprotokoll 
aufzunehmen. 

Bol. E. ©. 8 18, und wenn der Ausſchluß der Deffentlichkeit 
wegen Gefährbung der Sittlichkeit erfolgt ift R. St. G. 8. 8 184 Ab}. 2. 

8 287. Der Zutritt zu öffentlichen Verhandlungen ift 
aktiven Militärperfonen nur infoweit geftattet, als dieſelben 
im Range nicht unter dem Angeklagten und, wenn mehrere 
Perfonen verfchiedenen militärifchen Ranges angellagt find, 
nicht unter dem Range des höchftgeftellten Meitangeflagten 
ftehen. Doch kann auch in diejen Fällen dem Verletten der 
Zutritt geftattet werden. 


8 288. Der Zutritt zu öffentlichen Verhandlungen Tann 
weiblichen, ſowie unerwachfenen und ſolchen Perſonen verjagt 
werben, welche fich nicht im Beſitze der bürgerlichen Chren- 
rechte befinden, oder welche in einer der Würde des Gerichts 
wicht entfprechenden Weife erjcheinen. 

Zu nicht Öffentlichen Verhandlungen Tann der Zutritt 
einzelnen Perfonen von dem Vorfigenden geftattet werden; 
dem Verletzten ift der Zutritt, fofern nicht die Deffentlichkeit 
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wegen Gefährbung der Staatöficherheit ausgefchloffen ift, ſtets 
zu geflurten. Das Gericht Tann aus Gründen der Disziplin 
die Entfernung des Verlegten anordnen, wenn derfelbe zu den 
Perſonen des aktiven Heeres oder der aktiven Marine. gehört. 


8 289. Die Aufrechterhaltung der Ordnung in der 
Situng liegt dem Vorfigenden ob. 

290. Angeflagte, Zeugen, Sachverftändige oder beı 
der Verhandlung nicht betheiligte Perjonen, welche den zur 
Aufrechterhaltung der Ordnung erlaffenen Befehlen nicht ge- 
borchen, können auf Beſchluß des Gerichts von der Gericht3- 
ftelle entfernt werden. 

Perſonen des Soldatenftandes de3 aktiven Heered und 
der aktiven Marine, welche ſich in der Sikung einer Ungebühr 
ſchuldig machen, find, fofern nicht gerichtliche Verfolgung ein- 
tritt, disziplinarifch mit Arreft zu beitrafen. Die Beitimmung 
des 8 202 Abi. 3 findet Anwendung. 

Gegen andere Perjonen kann das Gericht in einem folchen 
Talle, vorbehaltlich der ftrafrechtlichen Verfolgung, eine Ord⸗ 
nungsſtrafe bis zu einhundert Mark oder bis zu drei Tagen 
poit eftfegen und fofort vollſtrecken laſſen. Die erforderlichen 

ordnungen trifft der Vorſitzende. 

Gegen einen Rechtsanwalt, der als VBertheidiger in der 
Situng einer Ungebühr fich fehuldig macht, kann das Gericht, 
vorbehaltlih der disziplinaren oder ftrafgerichtlichen Ver⸗ 
folgung, eine Ordnungsftrafe bis zu einhundert Mark feftjegen. 

ft eine Ordnungsſtrafe feitgefegt, jo findet binnen der 
Friſt don einer Woche nach der Bekanntmachung der Ent- 
ſcheidung die Rechtsbeſchwerde an das Oberkriegsgericht ftatt. 
Diejelbe hat nur in den Fällen des Abſatzes 4 aufſchiebende 
Wirkung. 

8 291. Wird eine ftrafbare Handlung in der Sikung 
begangen, fo hat das Gericht den Thatbeitand feitzuftellen 
und der zuftändigen Behörde. das darüber aufgenommene 
Protokoll mitzutheilen. In geeigneten Fällen ift die vor- 
länfige Feſtnahme des Thäters zu verfügen. 

292. Bei dem Kriegsgericht erfolgt die Vernehmung 
des Angeflagten und die Aufnahme des Beweiſes durch den 
die Verhandlung führenden Kriegsgerichtsrath (8 61). 
Bei den Standgerichten kann der Vorfigende die Führung 
der Verhandlung einem Beifiger überlafjen. 

Wird eine auf die Sacleitung bezügliche Anordnung als 
unzuläffig beanftandet, jo entfcheidet das Gericht. 
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der Verhandlung bei den Standgerichten ruht in der 
Hand Des een kann von diejem jedoch auch einem Beiliger übers 
laflen werden; bei den Kriegägerichten fallen Fuhrung der Verhandlung 
und Vorſitz auseinander ($ 61 [Bgr.]). 

* 293. Jedem Mitgliede des Gerichts, dem Vertreter 
der Anklage, dem Angeklagten und dem Vertheidiger iſt auf 
Verlangen zu geſtatten, Fragen an die Zeugen und Sachver— 
ſtandigen zu ſtellen. Der Vertheidiger kann die Fragen nur 

urch den die Verhandlung Führenden ſtellen. 

Ungeeignete oder nicht zur Sache gehörige Fragen können 
von dem die Verhandlung Führenden zurückgewieſen werden. 
& weifel über die Zuläffigfeit einer Frage entſcheidet das 

ericht. 


8 294. Die Hauptverhandlung beginnt mit dem Auf⸗ 
rufe des Angeklagten, des Vertheidigers, der Zeugen und der 
Sachverſtändigen. 


8 295. Nachdem der Aufruf erfolgt iſt, verlieſt der Vorſitzende 
die Namen der zur Hauptverhandlung berufenen Richter und 
weift den Angeklagten auf die Beftimmung des 8 125 Abſ. 1 hin. 


296. An die Verlefung der Nichterlifte fchließt fich 
die DBeeidigung der nichtjtändigen Richter. Diefelbe erfolgt 
bei den Standgerichten durch den Vorfigenden, bei den Kriegs⸗ 
gerichten durch den die Verhandlung führenden Kriegsgerichtsrath. 

Der den Eid Abnehmende richtet an die zu Beeidigenden 
die Worte: 

„Sie ſchwören bei Gott dem Allmächtigen und All- 
wiſſenden, die Ffliguen eines Richters getreulich zu 
erfüllen und Ihre Stimmen nach beſtem Wiſſen und 
Gewiſſen abzugeben.“ 

Die betreffenden Richter leiſten den Eid, indem ſie die 
Worte ſprechen: 

„Ich ſchwöre es, ſo wahr mir Gott helfe.“ 

Die Schwörenden ſollen bei der Eidesleiſtung die rechte 
Hand erheben. 

Die Beftimmung des 8 42 Abſ. 3 findet Anwendung. 

Stehen an demſelben Tage mehrere Ver handlungen an, 
zu denen dasſelbe Richterperjonal berufen ift, jo genügt es, daß 
der Vorfizende in den jpäteren Verhandlungen auf den in einer 
vorbergegangenen Verhandlung geleijteten Richtereid vermweift. 


Die Beeidigung ift im Protofoll zu vermerten, beögleichen eine 
jung im Sinne des Abi. 5 ($ 333), die „zur Bildung des Gerichts” 
gehört (Bgr.). 
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..8 297. Nach der Bildung des Gerichts (SS 295, 296) 
läßt der. Vorfigende die Zeugen abtreten. Hierauf erfolgt die 
Verhandlung in der Sadıe jelbit. | 

Diejelbe beginnt mit der Vernehmung des Angeklagten 
über jeine perjönlichen Verhältniffe. Hieran fchließt fich Die 
Berlefung der Anklageverfügung durch) den Vertreter der Anklage. 

Sodann erfolgt die weitere Vernehmung des Angeklagten 
nach Maßgabe des 8 173. 

Bal. $ 292. Die Anklagejchrift wird nicht verlejen. 

8 298. Nach der Vernehmung des Angeklagten erfolgt 
die Beweisaufnahme. 

Es bedarf eines Gerichtsbefchluffes, wenn ein Beweisantrag 
abgelehnt werden joll, oder wenn die Vornahme einer Beweis- 
HF eine Ausfegung der Hauptverhandlung erforderlich 
mad. 

Das Gericht kann auf Antrag und von Amtswegen die 
Ladung von Zeugen und Sacdverftändigen, jowie die Herbei— 
Ihaffung anderer Beweismittel anordnen. 

Die Beſtimmungen der 88 270, 271 finden entjprechende 
Anwendung. 

Die Herbeilchaffung von Beweismitteln fchließt auch das Recht zur 
Anordnung von Beichlagnahmen und Durchſuchungen in fi (Bar.). 

8 299. Syn den Verhandlungen vor den Standgerichten 
und vor den Sriegsgerichten in der Berufungsinftanz beftimmt 
das Gericht den Umfang der Beweisaufnahme, ohne hierbei 
durch Anträge, Verzichte oder frühere Beichlüffe gebunden zu fein. 

Im Uebrigen ift die Beweisaufnahme auf die ſämmtlichen 
geftellten und geladenen Zeugen und Sachverftändigen (88 185, 
208), fowie auf die anderen herbeigejchafften Beweismittel zu 
erftreden. Bon der Erhebung einzelner Beweife kann jedoch 
abgejehen werden, wenn der Vertreter der Anklage und der 
Angeklagte hiermit einverstanden find. Das Gericht kann die 
Erhebung eines einzelnen Beweiſes ablehnen, falls es die zu 
beweijende Thatſache einftimmig für unerheblich oder zu Gunften 
des Angeklagten für erwiefen erachtet. Die Gründe, aus 
weldhen die Thatjache für unerheblich erachtet wird, find in 
dem Beſchluß anzugeben. 

Die Beitimmungen der 88 186 bis 215, 8 216, Abi. 1, 
2, 3, 88 218 bi 221 finden entfprechende Anwendung. Be— 
züglich der Ausſchließung und Ablehnung von Sachverftändigen 
gelten die SS 123, 129. 

Die Beetdigung eines Zeugen darf unterlaffen werden, 
wenn deſſen Ausſage nach der einſtimmigen Weberzeugung des 
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Gerichts ſich als offenbar unglaubwürdig oder als unerheblich 
darftellt und im legteren Falle die Beeidigung nicht beantragt ift. 
Dal. K. M. zu 8 209. 


8 300. Eine Beweiserhebung darf nicht deshalb ab- 
gelehnt werden, weil das Beweismittel oder die zu beweifende 
Thatſache zu ſpät vorgebracht worden fei. 

Iſt jedoch ein zu vernehmender Zeuge oder Sachverftändiger 
dem anderen Theile fo fpät namhaft gemacht, oder eine als 
Beweismittel zu benußende Urkunde jo jpät befannt gegeben, 
oder eine zu beweijende Thatfache fo ſpät vorgebracht worden, 
daß es dem anderen Theile an der zur Einziehung von Er- 
fundigungen erforderlichen Zeit gefehlt hat, jo Tann derſelbe 
bis zum Schluffe der Beweisaufnahme die Ausfegung der 
Hauptverhandlung zum Zwecke der Erfundigung beantragen. 

Diefelbe Befugniß haben der Vertreter der Anklage umd 
der Angeflagte in Betreff der auf Anordnung des Gerichts 
herbeigefchafften Beweismittel. 

Ueberdie Anträgeentjcheidet daS Gericht nach freiem Ermeſſen. 


8 301. Das Geriht Tann den Angeklagten, wenn zu 
befürchten ift, daß ein Meitangeflagter oder ein Beuge bei 
feiner Vernehmung in Gegenwart des Angeklagten die Wahrheit 
nicht fagen werde, während dieſer Vernehmung aus dem 
Situngszimmer abtreten laffen. Der Angellagte ift jedoch, 
fobald er wieder vorgelaffen worden, von dem wejentlichen 
Inhalte desjenigen zu unterrichten, was während feiner Ab- 
weſenheit ausgeſagt oder fonft verhandelt worden ift. 

In gleicher Weife ift zu verfahren, wenn das Gericht 
wegen ordnungswidrigen Benehmens des Angeklagten zeitweile 
defien Entfernung von der Gerichtsftelle angeordnet hat. 


8 302, Die vernommenen Zeugen und Sachverſtändigen 
dürfen ich nur mit Genehmigung oder auf Anmweifung des 
Borfigenden von der Gerichtsftelle entfernen. ‘Der Bertreter 
der Anflage und der Angeklagte find vorher zu hören. 


303. Urkunden und andere ald Beweismittel dienende 
Schriftitäde werden in der Hauptverhandlung verlefen. Dies 
gilt inSbefondere von früher ergangenen Strafurtheilen, von 
Strafliften und von Auszügen aus wirchenbüchern und Perſonen⸗ 
Kanbsregiftern und findet auch Anwendung auf Protokolle über 

ie Einnahme des richterlichen Augenjcheins. 


8 304. Beruht der Beweis einer Thatfadhe auf der 
Wahrnehmung einer Perjon, fo ift die legtere in der Haupt- 
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verhanbtung zu vernehmen. Die Vernehmung darf nicht durch 
Verlefung des über eine frühere Vernehmung aufgenommenen 
Protokoll oder einer fchriftlichen Erklärung erjegt werden. 

S 305. At ein Zeuge, Sachverftändiger oder Mit- 
befchuldigter verſtorben oder in Geiſteskrankheit verfallen, oder 
ist fein Aufenthalt nicht zu ermitteln gewejen, fo Tann das 
Protokoll über jeine frühere durch einen Gerichtsoffizier, einen 
Kriegögerichtörath oder einen anderen richterlichen Beamten 
erfolgte Vernehmung verlejen werden. ‘Dasjelbe gilt von dem 
bereit3 verurtbeilten Mitſchuldigen. 

Unter den Vorausſetzungen des 8,165 Abf. 2, 8 270 ift 
die Berlefung des Protofoll8 über die frühere Vernehmung 

atthaft, wenn die Vernehmung unter Beobachtung der für 
ieſelbe gegebenen Vorſchriften ($ 165 Abi. 3 und 4, 88 270, 
271) erfolgt ift oder wem im Fulle der Nichtbeobachtung 
diefer Vorfchriften die Verlefung ſowohl von dem Vertreter der 
Anklage ald von dem Angeklagten beantragt wird. 

Die Verlefung kann nur durch Gerichtsbeſchluß angeordnet, 
auch muß der Grund derjelben verfündet und bemerkt werden, 
ob die DBeeidigung der vernommenen Perjonen ftattgefunden 
hat. An den Beitimmungen über die Beeidigung wird bier- 
durch Für diejenigen Fälle, in denen die nochmalige Vernehmung 
ausführbar ift, nichtS geändert. 

8 306. Das Protokoll über die Ausfage eines vor der 
Hauptverhandlung vernonmenen Zeugen, welcher in der Haupt« 
verhandlung von feinem Rechte, daS Zeugniß zu verweigern, 
Gebrauch macht, darf nicht verlejen, die Ausfage auch nicht in 
anderer Weije feftgeftellt werden. 

Zeugnißverweigerung: 85 187—191. 

307. Erklärt ein Zeuge oder Sachverftändiger, daß 
er fich einer Thatjache nicht mehr erinnert, fo Tann der bier- 
auf bezügliche Theil des Protofoll3 über feine frühere Ver—⸗ 
nehmung zur Unterftügung feines Gedächtniſſes verlefen werden. 

Dasjelbe kann gejchehen, wenn ein in der Vernehmung 
bervortretender Widerfpruch mit der früheren Ausfage nicht auf 
andere Weife ohne Unterbrechung der Hauptverhandlung feft- 
geftellt oder gehoben werden Tann. 

Protokollierung: 8 809. 

& 308. Erklärungen des Angeflagten, welche in einem 
von einem Unterfuchungsführer aufgenommenen oder gericht- 
lichen Protokoll enthalten find, Können zum Zwecke der Be⸗ 
weisaufnahme über ein Geſtändniß verlefen werden. 
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weis erhoben werden foll, jeine Anträge, foweit fte nicht bereits 
zu Protokoll erflärt find ($ 256 Abi. 3), an den Gerichtäherrn 
zu richten. Die Anträge find von Mannjchaften des aktiven 
Heeres umd der aftiven Marine dem nächften mit Disziplinar- 
ftrafgewalt verjehenen Vorgefegten zu Protokoll zu erklären. 

Iſt der Angeflagte verhaftet, jo findet die Beftimmung 
des 8 125 Abi. 3 Anwendung. 

Die Verfügung des Gerichtsheren ift dem Angeklagten 
befannt zu machen. Gegen die Verfügung findet binnen drei 
Tagen nad) der Bekanntmachung die Rechtsbefchwerde an den 
höheren Gerichtsherrn ftatt. 

Den Anträgen des Angeklagten ift zu entfprechen, wenn 
diefelben begründet erfcheinen oder wenn der Angeklagte, foweit 
es fich nicht um Perfonen des aktiven Heeres und der aktiven 
Marine handelt, den erforderlichen Betrag der gefeglichen Ent- 
ſchädigung fi Reiſetoſten und Verſäumniß der ßengen oder 
Sachverſtändigen bei der Militärgerichtsſchreiberei hinterlegt. 

Ergiebt ſich in der Hauptverhandlung, daß die Vernehmung 
einer auf Koſten des Angeklagten geladenen Perſon zur Auf- 
klärung der Sache dienlich war, fo hat das Gericht auf Antrag 
anzuordnen, daß dem Angeklagten die hinterlegte Summe zu- 
rückzugeben fei. 

Zu Abf. 4 vgl. K. M. zu 8 222. 


8 270. Stehen dem Erjcheinen eines Zeugen oder Sach—⸗ 
verftändigen in der Hauptverhandlung für eine längere oder 
ungewifje Zeit Krankheit oder Gebrechlichfeit oder andere nicht 
zu bejeitigende Hindernifje entgegen, jo kann der Gerichtäherr 
die Vernehmung desselben durch einen richterlichen Militärjuftiz. 
beamten oder Gerichtsoffizier oder durch Erjuchen eines Amts⸗ 
richter8 herbeiführen. Die Vernehmung erfolgt, joweit nicht 
gejeglihe Hinderniffe oder erhebliche Bedenken dagegen o 
walten, eidlich. 

Dasfelbe gilt, wenn ein Zeuge oder Sachverſtändiger ver⸗ 
nommen werden foll, deſſen Erfcheinen wegen großer Entfernung 
beſonders erſchwert fein wird. 

Gejegliche Hinderniffe der Beeidigung: $ 199. 


8 271. Bon den zum Zwecke diefer Vernehmung anbe: 
raumten Terminen find der Gerichtöherr, fofern diefer den 
Termin nicht felbft angeordnet hat, der Angeflagte und ber 
Bertheidiger vorher zu benachrichtigen, injoweit dies nicht wegen 
Gefahr im Verzug unthunlich if. Einer DBertretung der An- 
flage oder des Angeklagten bei der Vernehmung bedarf es nicht. 
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Das aufgenommene Protokoll ift dem Gerichtöheren und dem 
Angeflagten oder dem Vertheidiger vorzulegen. Die Bejtim- 
mungen des 8 165 Abf. 4 und 5 finden Anwendung. 
Das Gleiche gilt, wern zur Vorbereitung einer Haupt⸗ 
verhandlung noch ein vichterlicher Augenfchein einzunehmen ift. 
Einnahme des richterlihen Augenjcheins: 8 222. 

272. Auf Grund neu herporgetretener Umstände Tann 
der ©erichtSherr vor der Hauptverhandlung zu Gunſten des 
Angeklagten die Anflageverfügung abändern oder zurüdnehmen. 
Auf eine folche Entichliefung finden die Beitimmungen der 
88 243ff. entjprechende Anwendung. 


Fünfter Abſchnitt. 
Hanptverhandlung. 


273. Die Hauptverhandlung (8 260) erfolgt vor dem_g, 
Vorfheiftemähig tn Standgericht de Kriegsgericht in Ba 
ununterbrochener Gegenwart der zur Urtheilsfindung berufenen 
Perfonen fowie ded mit der Vertretung der Anflage beauf- 
tragten Gerichtöoffizierd oder Kriegsgerichtsraths und eines 
Gerichtöfchreibers. 

ie Hauptverhandlung findet in Abweſenheit des Gerichts⸗ 
berrn ftatt. | 

Dienftanzug der Richter 2c.: Offiziere und richterlihe Militärjuftiz- 
beamte 8 93 Anm., Militärgerichtsfchreiber und Militärgerichtäboten 8 108 
ne i tenftanzug der Angellagten, Zeugen, Sacverftändigen: K. M. 
zu . 

5 274. Es können in der Hauptverhandlung mehrere 
Gerihhtsfchreiber, mehrere Vertreter der Anklage, ſowie mehrere 
Bertheidiger mitwirken und ſich in die ihnen obliegenden Ver— 
richtungen tbeilen. 

275. Wird in der Hauptverhandlung die Ausſetzung 
derfelben beantragt, fo entjcheidet das Gericht. Kürzere Unter 
brechungen ordnet der Vorfigende an. 

Eine Verhinderung des PVertheidigers giebt nur in den 
Fällen der nothmwendigen Vertheidigung (vgl. $ 338) dem An- 
geflagten das Recht, die Ausfekung der Verhandlung zu 
verlangen. | 

Iſt die reift des 8 266 Abi. 2 und des 8 267 Abi. 2 
nicht eingehalten, fo foll der Vorfigende den Angeklagten mit 
der Befugniß, Ausſetzung der Verhandlung zu verlangen, be- 
fannt machen. | 


7* 
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Dritter Abſchnitt. 


Abſchluß des Ermittelungsverfahrens. Erhebung der 
Anklage. 


8 243. Erachtet der Unterfuhungsführer das Ermitte- 
Iungsverfahren für abgefchloffen (85 168, 173 Abf. 5), fo 
hat er unter Vorlegung der Akten dem Gerichtsherrn über das 
Ergebnig mündlich oder fchriftlich Vortrag zu erftatten. Der 
von dem Unterfuchungsführer geftellte Antrag ift zu den Alten 
zu bringen. 


—— Der Gerichtsherr kann eine Vervollſtändigung 
des ittelungsverfahrens anordnen. 


245. Auf Grund der Ergebniſſe des Ermittelungs⸗ 
verfahrens hat der Gerichtäherr darüber zu befinden, ob der 
Beichuldigte außer Verfolgung zu fegen, ober ob gegen ihn 
einzufchreiten fei. 

Das Verfahren ift einzuftellen, fei e8, daß der frühere Verdacht im 
Ermittelungsverfahren feine ausreichende Beftätigung gefunden Bat, jei 
ed, daß der erforderliche Strafantrag nicht oder nicht vehtgeitig geftellt 
oder rechtzeitig zurüdgenommen, oder daß die Verjährung der Strafver- 
folgung eingetreten iſt. Die Einftellung des Berfahren® bezieht 'fich 
übrigens nur auf die ftrafgerichtlicde Verfolgung der in Frage kommen⸗ 
den Banblungen. Demgemäß ift, ebenfo wenn Geeiipeejung erfolgt, 
unter Umftänden (D. St. O. 8 1 Nr. 1, $ 44) Disziplinarbeftrafung 
keineswegs ausgefchloffen (Bar.). 


$ 246. Wird die Verfolgung eingeftellt, fo ift der Be— 

[Huftigte hiervon in Kenntniß zu fegen, fofern er im Laufe 
es Ermittelungsverfahrens unter der Anſchuldigung einer be- 
jtimmten ftrafbaren Handlung verantwortlich vernommen oder 
gegen ihn ein Stedbrief veröffentlicht worden war. 

1. Die Einftellung der Verfolgung muß aktenkundig gemacht werben 

(eg 5 186 —ãS mie 8 Mn Abf. 2). is gemoqht 

2. Bloß informatoriſche Vernehmungen begründen nicht die Pflicht zur 

Kenntnißgabe (Bgr.). 

8 247. In allen Fällen, in denen die Einleitung eines 
Ermittelungsverfahrens abgelehnt oder die Einſtellung verfügt 
wird, iſt derjenige, welcher die Strafverfolgung beantragt hat, 
unter Angabe der Griftide zu beſcheiden. 

Sf der Antragfteller zugleich der DVerlekte, jo fteht ihm 
gegen diefen Beſcheid inmerhalb einer Woche nach deſſen Zu- 
ftellung die Rechtsbeſchwerde an den höheren Gerichtsherrn 
und gegen deſſen ablehnenden Bejcheid binnen vierzehn Tagen 


88 247-249. Zweiter Theil. Berfahren. 91 


nad der Bekanntmachung der Antrag auf gerichtliche Ent- 
fcheidung zu. 

Der Antrag muß die Thatſacheu, welche das ftrafrechtliche 
Einfchreiten begründen follen, fowie die Beweismittel angeben 
und bei dem für die Entſcheidung zuftändigen Gericht ein- 
gereicht werden. 

Zur Entſcheidung iſt das NeichSmilitärgericht zuftändig. 


8 248. Iſt der Antrag auf gerichtliche Entjcheidung 
nicht in der gefetlichen Frift oder Form, oder ohne Anführung 
von Thatjachen und Beweismitteln eingebracht, fo ift derjelbe 
vom Neich&militärgericht als unzuläjfig zu verwerfen. 

ft der Antrag rechtsgültig gejtellt, jo kann das Reichs— 
militärgericht die Vorlegung der biöher geführten Verhandlungen 
verlangen, auch dem Beſchuldigten den Antrag unter Beitimmung 
einer Frift zur Erklärung mittheilen. 

Zur Vorbereitung der Entjcheidung Tann das Reichs⸗ 
militärgericht Ermittelungen durch einen Kriegsgerichtsrath oder 
Amtsrichter veranlaffen. 

Dem Antragfteller kann vor der Entfcheidung über den 
Antrag die Leiftung einer Sicherheit für die durch das DVer- 
fahren über den Antrag und durch die Unterfuchung der 
Militärjuftizverwaltung und dem Beichuldigten voraussichtlich 
erwachjenden Koften durch Beichluß des Neich3militärgerichts 
auferlegt werden. ‘Die Sicherheit ift bei der Gerichtsfchreiberei 
des NeichSmilitärgerichts durch Hinterlegung in baarem Gelde 
oder in Werthpapieren zu leiften. Die Höhe der zu leiftenden 
Sicherheit wird von dem Reichömilitärgerichte nach freiem Er- 
meſſen feftgefegt. Dasjelbe hat zugleich eine Frift zu beitimmen, 
binnen welcher die Sicherheit zu leiften if. Wird die Sicher- 
beit binnen der beftimmten Friſt nicht geleiftet, jo hat das 
Neihsmilitärgericht den Antrag für zurüdgenommen zu erflären. 


8 249, Ergiebt fich fein genügender Anlaß zum ftraf- 
rechtlichen Einfchreiten, fo verwirft dad NReichSmilitärgericht den 
Antrag und ſetzt den Gerichtsherrn, deſſen Beſcheid angefochten 
worden ift, den Antragfteller und den DBeichuldigten von der 
Verwerfung in Kenntniß. Iſt der Antrag verworfen, fo kann 
das ftrafrechtliche Einfchreiten gegen den Befchuldigten nur auf 
Grund neuer Thatfachen oder Beweismittel wiederaufgenommen 
werden. 

Wird der Antrag als unzuläffig oder als unbegründet 
verworfen oder durch Verzicht oder Unterlaffung der Sicher- 
heitSleiftung zurücdgenommen, fo jind dem Antragfteller die 


wi 
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duch das Verfahren über den Antrag veranlakten Koften auf- 
zuerlegen. 

Erachtet dagegen das Reich&militärgericht den Antrag für 
begründet, jo bejchließt e8, daß ein ftrafrechtliches Einfchreiten 
gegen den Beichuldigten ftattzufinden habe. Auf Grund dieſes 
Beichluffes hat der Gerichtsherr nad) Maßgabe des 8 250 zu 
verfahren. 


S 250. Liegt gegen den Bejchuldigten binreichender 


DB: 
8 Verdacht einer ftrafbaren und militärgerichtlich verfolgbaren 


— vor, jo bat der Gerichtsherr, fofern nicht Disziplinar- 
eitrafung eintritt ($ 3 des Einführungsgefeges zum Militär- 
trafgefegbuch) oder eine Strafverfügung erlaffen wird, die 
nklage zu verfügen oder die Sache an den zuftändigen Ge- 

richtSheren abzugeben. 

A. B. Wird der Beſchuldigte in Unterfuhungshaft genommen oder 
bie Anklage gegen ihn verfügt, jo bat der Gerichtäherr, 

wenn der Beichuldigte Offizier oder Sanitätsoffizier tft, 
dem höchſten der dieſem vorgejegten Militärbefehlähaber im Dienftwege 
Anzeige zu erftatten, 

wenn der Befchuldigte Sanitätsoffizier PX 
außerdem den Generalitabsarzt der Armee zu benachrichtigen, 

wenn der Beſchuldigte Militärbeamter ift, 
die dieſem vorgefegte Verwaltungsſtelle und, falls der Milttärbeamte im 
doppelten Unterordnungsverhältniffe fteht, auch den nächſten vorgejegten 
Militärbefehlähaber zu benachrichtigen. 

In gleicher Weile ift zu verfahren, wenn ein Offizier oder Sanitäts- 
offizier aus Anlaß des eingeleiteten gerichtlichen Verfahrens einftweilen 
des militärischen Dienftes enthoben wird (vgl. auch 88 174, 175). 


8 251. Iſt der Befchuldigte einer ftrafbaren Handlung 
überführt, die nach 8 3 des Einführungsgejeges zum Militär- 
ftrafgefegbuh im Disziplinarwege geahndet werden Tann, fo 
hat der GerichtSherr darüber zu befinden, ob eine folche Ahn- 
dung nach Lage der Sache für ausreichend zu erachten ift. 
y diefer Beziehung if, wenn der Gerichtäherr nicht zugleich 

iSziplinarvorgejegter des DBefchuldigten ift, bei Meinungs- 
ae gie Anſicht des Disziplinarvorgeſetzten maßgebend 
8 . 2). 
Iſt der GerichtSherr zugleich der Disziplinarvorgejeßte, 
fo bat er entweder die Disziplinarftrafe jelbft zu verhängen 
oder die Verhängung derfelben einem ihm unteritellten Dig» 
ziplinarvorgefegten des Beſchuldigten zu überlaffen. 

Erachtet der Gerichtsherr dafür, daß ein Teichterer Fall im Sinne 
des gedachten 8 3 vorliege, jo ‚hängt das weitere Verfahren davon ab, 
ob der Gerichtsherr zugleich der Disziplinarvorgefegte ift oder nicht. Im 
erjteren Falle verhängt er jelbft die Disziplinaritrafe oder überläßt deren 
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Digten. Im —S Sale bat er a hdnbigen Dib- 
ziplinarvorgejegten abzugeben, welcher, wenn auch er einen leichteren Fall 
im Sinne des Engefüßrten 8 3 für vorliegend erachtet, die DiBgipli 
verhängt. Iſt jedoch der Disziplinarvorgefette der Anficht, daß Die nun 
im Disziplinarwege nicht ausreichend fei, jo hat er die Sache zur gerichts 
lichen Grlevigung an den Gerichtäherrn zurüdgelangen zu laffen, der als⸗ 
dann gemäß $ 157 Abi. 2 die Anklage zu verfügen hat. 

mmt ein leichterer Fall nicht in Frage, fo hat der Gerichtäherr 
die Anklage zu verfügen, fofern nicht ergeben bat, daß ein anderer 
Gerichtäherr zuftändıg tft, an den demgemäß die Sache abzugeben ift. 
Dies kann namentlich dann erforderlich werden, wenn fich herausgeftellt 
hat, daß der Fall nit, wie urſprünglich angenommen, vor die höhere, 
jondern vor die niedere Gerichtöbarfeit gehört und umgekehrt (Bgr.). 

8 252. Bor der Anflageverfügung wegen einer der im 
8 158 bezeichneten ftrafbaren Handlımgen ist, wenn fie gegen 
den Kaiſer oder das Reich gerichtet ift, an den Reichskanzler, 
in anderen Fällen an die oberfte Militärjuftizverwaltungsbehörde 
Bericht zu erftatten. 

AH. B. Von dem Berichte, der wegen eines gegen den Kaifer ober 
das Reich gerichteten Hochverrath3 oder Landesverraths oder wegen eines 
als Berbrechen oder —— fih darſtellenden Verraths militäriſcher 
Geheimniſſe an den Reichskanzler zu erſtatten iſt, iſt dem Kriegsminiſterium 
auf dem Dienſtweg Abſchrift einzureichen. 

253. Fallen dem Beſchuldigten nach dem Ergebniſſe 
des ittelungsverfahrens mehrere ſtrafbare Handlungen zur 
Laſt, und erſcheint für die Strafzumeſſung die Feſtſtellung des 
einen oder des anderen Straffalls unweſentlich, ſo kann der 
Gerichtsherr in Anſehung eines ſolchen bis zur rechtskräftigen 
Entſcheidung über die anderen Fälle von einer Anklage abſehen. 

Im Felde und an Bord ſoll regelmäßig in dieſer Weiſe 
verfahren werden. 

Die Verfügung iſt von dem Gerichtsherrn zu den Akten 
zu bringen. 

Erachtet der Gerichtsherr nachträglich die weitere Anklage 
für geboten, ſo kann dieſe nur innerhalb eines Monats nach 
Rechtskraft des Urtheils erhoben werden. 


254. Die Anklageverfügung des Gerichtsherrn (3 250) For, 

hat die dem Beſchuldigten zur Laſt gelegte That unter Hervor- Some _ 
hebung ihrer gejeglihen Merkmale und des anzumendenden “= 
Strafgefeße8 zu bezeichnen, fowie die Angabe zu enthalten, ob 
die Aburtheilung der Sache durch ein Standgericht oder durch 
ein Kriegögericht erfolgt. 

Die Anklageverfügung bildet die maßgebende Grundlage für das 
weitere Berjahren und zieht zugleich in thatfächlicher Beziehung die Grenzen 


a 
& 
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5: gleichzeitig mit einer die Angabe der 
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für dasſelbe (vgl. $ 317). Beftimmtheit und Klarheit find deshalb unent- 
behrliche —E dieſer Verfügung. Dieſelbe hat 

1. die Perſon des Beſchuldigten beſtimmt zu bezeichnen; 

2. die dem Beſchuldigten zur Laſt gelegte That, d. h. das Perdguten 
des Beſchuldigten, welches den Gegenſtand der Aburtheilung bilden 
ſoll, ſo genau anzugeben, daß die dem Beſchuldigten zur gelegte 
That von anderen Thaten unterſchieden werden kann; 

8. die geſetzlichen Merkmale der That hervorzuheben, d. h. anzugeben, 
mei ed Delilt nad Anficht des Gerichtäheren in der That gefunden 
wird; 

4. anzugeben, ob je nach den Zuſtaͤndigkeitsregeln ein Standgericht 
oder ein Kriegägericht zu enticheiden hat (Bar.). 


8 255. Die Anflageverfügung iß dem Beſchuldigten 

eweismittel und die 
weſentlichen Ergebniffe der ftattgehabten Ermittelungen ent- 
baltenden Anklageichrift befannt zu machen. 

Die Anklageſchrift ift in Sachen der niederen Gerichtd- 
barkeit von dem GerichtSoffizier, in Sachen der höheren Gericht3- 
barkeit von dem Sriegsgerichtärathe, welchen der Gerichtäherr 
mit der Vertretung der Anklage vor dem erfernenden Gerichte 
beauftragt, anzufertigen und zu unterzeichnen. 

Im Felde und an Bord bedarf es der Anfertigung einer 
befonderen Anklageſchrift nicht. 


8 256. Die im 8 255 vorgefchriebene Belanntmachung 
erfolgt an DBeichuldigte, welche dem aktiven Heere oder der 
aktiven Marine angehören oder ſich in Haft befinden, mündlich 
durch einen Gerichtsoffizier oder Kriegsgerichtsrath. Der Be- 
ſchuldigte ift dabei aufzufordern, ſich rechtzeitig zu erflären, ob 
um weite Anträge er in Bezug auf feine Vertheidigung zu 

en babe. 
ſ di. mündliche Bekanntmachung und Aufforderung Tann 
auch durch Erf ugen eines Amtsrichters herbeigeführt werden. 

Ueber die Bekanntmachung und die Aufforderung, ſowie 
über die von dem Beſchuldigten abgegebene Erklärung iſt ein 
Protokoll aufzunehmen. 

In kriegsgerichtlichen Fällen ſoll dem Beſchuldigten eine 
Abſchrift der Anklageverfügung und der Anklageſchrift mit- 
getheilt werden; dasfelbe hat in ftandgerichtlichen Fällen auf 
Verlangen des Befchuldigten zu gefchehen. 

Mt der Befchuldigte verhaftet, jo ift gleichzeitig dem Ver⸗ 
Fr die Anflageverfügung und die Anflageichrift mitzu- 
theilen. Im Felde und an Bord findet diefe Beitimmung 
feine Anwendung. 
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8 257. Gehört der Beichuldigte nicht zu den im 8 256_&% 
Abſatz 1 bezeichneten Perſonen, jo erfolgt die Belanntmachung 
und Aufforderung an ihn mündlich (8 256) oder mittelft Bus 
ftellung (88 139, 142 ff.). 


S 258. Mit der Bekanntmachung der Anflageverfügung 
an den Beichuldigten (88 256, 257) gilt die Anflage für erhoben. 

Ueber die Wirkung der Anklageerhebung vgl. $ 10 Abf.2, 8 32 
Abf. 2 und 3, 8 34 Abf. 3 und 4, 88 259, 260, 261, 266 Abf. 2, 88 272, 
275 Abf. 8, 88 317, 318, 319, 339 Abſ. 3, 8 345 Abf. 2 und 3. 

2.09: Haben vor der Erhebung der Anklage oder der 
HZuftellung der Strafverfügung Veränderungen in der perſön— 
lichen Dienftftellung des Bejchuldigten, insbeſondere durch Ver- 
jegung, Beförderung oder in den Fällen des $ 29 durch BZu- 
rücknahme der Ueberweiſung ftattgefunden, in Folge deren 
der Beichuldigte unter die Gerichtsbarkeit eines anderen Ge— 
richtsherrn getreten ift, jo ift die Sache an diefen abzugeben. 


Die Beitimmungen der 88 34, 35 finden entjprechende An= 
wendung. | 
Später eingetretene Veränderungen ziehen eine Aenderung 
der gerichtlichen Zuftändigfeit nur dann nach fich, wenn der 
Angeflagte durch Beförderung der niederen Gerichtöbarkeit ent- 
zogen wird. 
Vgl. A. B. zu 8 29. 
8 260. Nach der Erhebung der Anklage muß, vorbehalt⸗ 
Kid den Beitimmung des 8 272, die Sache zur Aburtheilung 
gebracht werden. 
er Aburtheilung muß eine mündliche Verhandlung vor 
dem erfennenden Gerichte (Hauptverhandlung) vorangehen. 
Die Aburtheilung muß nicht unter allen Umſtänden militärgerihtlich 
erfolgen. Wenn fi nah Erhebung der Anklage agree daß der 
Beſchuldigte wegen ber ihm zur Laſt gelegten Zhat der Militärftraj- 
gerichtäbarkeit nicht unterworfen ift, I ift der Mangel der Gerichtsbarkeit 
durch Die a ntiageergebung nicht bejeitigt, vielmehr lieg außerhalb der 
auptverhandlung dem Gerichtsherrn die Abgabe der an die zu⸗ 
ändige bürgertihe Behörde ob, während in der Hauptverhandlung das 
erfennende Gericht feine Unzuftändigfeit auszufprechen hat und zwar nicht 
durch Urtheil, jondern dur) Beſchluß (8 328) (Bgr.). 
Vierter Abſchnitt. 
Vorbereitung der Hanptverhandlung. 
8 261. Der Zuſammentritt des erfennenden Stand- 
gericht8 oder Kriegsgerichts erfolgt, nachdem die Anklage er 
boben ift, auf Befehl des Gerichtöherrn. 
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Die Richter werden im Dienftwege berufen. Syft der 
Angeklagte ein General oder Admiral, fo erfolgt die Berufung 
nad) Maßgabe des 8 18 Abf. 4 


8 262. Inſoweit der Gericht£herr wegen Mangels oder 
wegen gefeglicher Verhinderung (88 122 ff.) der zur vor- 
ſchriftsmäßigen Bildung des Gerichts erforderlichen Perſonen 
innerhalb feines Befehlsbereichs zur Berufung des erfennenden 
Gerichts außer Stande ift, Tann er einen anderen Gericht3- 
herrn erjuchen, entweder ihm einzelne fehlende Nichter zuzu- 
weifen oder felbft die Aburtheilung der Sache herbeizuführen. 

Das Lebtere Tann auch gejchehen, falls große Entfernung 
des Angeflagten oder der Zeugen oder militärdienftliche Gründe 
der Berufung des erfennenden Gerichts durch den zuftändigen 
Gerichtsherrn entgegenftehen. 

Dal. A. B. zu 88 50, 51. 


263. Iſt in den Fällen des 8 262 ein anderer Ge⸗ 
richtsherr um —— der Aburtheilung erſucht worden, 
ſo —— dem erſuchenden Gerichtsherrn das Recht der Ein- 
legung von Rechtsmitteln und der Strafvollftredung. 

Derjelbe ift befugt, mit der Vertretung der Anklage vor 
dem erfennenden Gericht einen feiner GerichtSoffiziere oder einen 
der ihm zugeordneten Kriegsgerichtsräthe zu beauftragen. 

Im Uebrigen werden die gerichtSherrlichen Befugnifje von 
dem erfuchten Befehlshaber wahrgenommen. 


8 264. Ort ımd Zeit der Hauptverhandlung werden 


ur 
Bu von dem Gerichtöherrn feſtgeſetzt. 


gunt® 


Die Haupiverhandlung kann nach Beitimmung des Gerichtäheren auch 
an einem anderen Orte ald an dem Standorte des Gerichtsherrn ftatt- 
finden, was vielfah zur Vermeidung von Koften und Weitläufigfeiten 
angezeigt fein wird (Bgr.). 


5 265. Die zur Hauptverhandlung erforderlichen Ladungen 
und Die Berbeifcharfung der als Beweismittel dienenden Gegen- 
jtände pet der Gerichtäherr zu veranlaffen. 

Die Geftellung oder Ladung der Zeugen und Sachver- 
ftändigen vegelt jich nach Vorſchrift der 88 185, 206, 207. 

Dem Angeflogten jteht dag Recht Der unmittelbaren Ladung nicht 
zu (Bgr.); vgl. 8 269. 


8 266. Angeklagte, welche zu den Perjonen des Soldaten- 
tandes des aktiven Heeres oder der aktiven Marine gehören, 
find zu dem anberaumten Termine zu geftellen. 
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Zwifchen der Bekanntmachung der Anflageverfügung an 
den Angeklagten (8 258) ımd der Hauptverhandlung muß, wenn 
die Hauptverhandlung vor dem Standgerichte ftattfindet, eine 
Friſt von drei Tagen, in allen anderen Fällen von einer 
Bode legen. Ä handi ar 

er Termin zur Hauptverhandlung iſt ſpäteſtens am vor⸗So 

hergehenden Tage dem Angeklagten dienftlich bekannt zu machen. Fr 
Die Meldung, daß und wann die gefchehen, ift zu den Aften “ 
zu bringen. 

Die im Abjake 2 und 3 bezeichneten Friſten können mit 
Zuftimmung des Angeklagten abgefürzt werden. Im Felde 
finden diejelben Teine Anwendung. 
1. Zu Abſ. 1 vgl. wegen des Anzuges K.M. zu $ 171. 


2. Friſt: 8 146; Recht des Angeklagten auf Ausfetung der Haupts 
verhanblung bei Nichtinnebaltung der Frift des 8 266 N und Beleh⸗ 
rung des Angellagten: $ 275 Ab. 3. 


8 267. Angeklagte, welche nicht zu den im $ 266 bes gom 
zeichneten Perfonen gehören, find zu dem anberaumten Termine 2 3 
jchriftlich zu laden. Die Ladung eines auf freiem Fuße befind- 
lihen Angeklagten Tann unter der Warnung gejchehen, daß im 
Falle feines unentichuldigten Ausbleibens feine Vorführung 
oder Verhaftung erfolgen werde. Bei der Ladung eines nicht 
auf „eier Fuße befindlichen Angeflagten findet der 8 140 An⸗ 
wendung. 

Zwiſchen der Ladung und dem Tage der Hauptverhandlung 
muß die im 8 266 Abf. 2 vorgefchriebene Frijt Liegen. 

* Verfahren vor den Feldgerichten und Bordgerichten 
bedarf es einer Ladung des Angeklagten nicht. Die Geſtellung 
richtet ſich nach den Umſtänden des Falles. 

Zu Abſ. 2. Bei Nichtwahrung der Ladungsfriſt, Belehrung des An⸗ 
ra über fein Recht auf Ausjegung der Hauptverhandlung: 8 275 


268. Der Termin zur Hauptverhandlung ift den zur_& 
Beit —* Anberaumung dieſes ins bereits befannten Ber 
theidigern zugleich mit der Benachrichtigung (8 266) oder Vor- 
ladımg ($ 267) des Angeklagten, den erſt fpäter beitellten Ver⸗ 
theidigern gleichzeitig mit der Beftellung bekannt zu machen. 
1. Bertheiviger: 88 337 ff. 
2. Bekanntmachung Fe Zujtellung: 88 137 ff. 
269. Verlangt der Angeflagte vor dem Termine die 
Seftellung oder Ladung von Zeugen oder Sachverftändigen ober 
die Herbeilchaffung anderer Beweismittel zur Hauptverhandlung, 
jo Hat er unter Angabe der Thatfachen, über welche der Be- 
Kompendium über Militärrecht. 7 
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weis erhoben werden joll, feine Anträge, ſoweit fie nicht bereits 
zu Protokoll erflärt find (8 256 Abi. 3), an den Gerichtäheren 
zu richten. Die Anträge find von Mannfchaften des aktiven 
Heeres und der altiven Marine dem nächiten mit Disziplinar- 
trafgewalt verfehenen Vorgejegten zu Protokoll zu erflären. 

St der Angeklagte verhaftet, jo findet die Beftimmung 
des 8 125 Abſ. 3 Anwendung. 

Die Verfügimg des Gerichtsherrn ift dem eungeflagten 
befannt zu machen. Gegen die Verfügung findet binnen drei 
Tagen nach der Bekanntmachung die Rechtsbeſchwerde an den 
höheren Gerichtsherrn ftatt. 

Den Anträgen des Angeklagten ift zu entjprechen, wenn 
diefelben begründet erfcheinen oder wenn der Angeflagte, foweit 
es fich nicht um Perſonen des aktiven Heeres und der aftiven 
Marine handelt, den erforderlichen Betrag der gefeglichen Ent- 
ſchädigung Reiſetoſten und Verſäumniß der Zeugen oder 
Sachverſtändigen bei der Militärgerichtsſchreiberei hinterlegt. 

Ergiebt ſich in der Hauptverhandlung, daß die Vernehmung 
einer auf Koſten des Angeklagten geladenen Perſon zur Auf— 
klärung der Sache dienlich war, ſo hat das Gericht auf Antrag 
anzuordnen, daß dem Angeklagten die hinterlegte Summe zu- 
rückzugeben jet. 

Zu Ab. 4 vgl. K. M. zu 8 222. 


8 270. Stehen dem Erjcheinen eines Zeugen oder Sach⸗ 
verftändigen in der Hauptverhandlung für eine längere oder 
ungewiffe Zeit Krankheit oder Gebrechlichkeit oder andere nicht 
zu befeitigende Hinderniſſe entgegen, fo fann der Gerichtäherr 
die Vernehmung desfelben durch einen richterlichen Militärjuftize 
beamten oder Gerichtsoffizier oder duch Erfuchen eines Amts⸗ 
richter8 berbeiführen. Die Vernehmung erfolgt, foweit nicht 
gejegliche Hinderniffe oder erheblihe Bedenken dagegen o 
walten, eidlich. 

Dasfelbe gilt, wenn ein Zeuge oder Cachverftändiger ver- 
nommen werden foll, deffen Erfcheinen wegen großer Entfernung 
befonders erjchwert fein wird. 

Geſetzliche Hindernifje der Beeidigung: $ 199. 


8 271. Bon den zum Zwecke diefer Vernehmung anbe: 
raumten Terminen find der Gerichtöherr, fofern diefer den 
Termin nicht felbft angeordnet hat, der Angeklagte und ber 
Bertheidiger vorher zu benachrichtigen, inſoweit dies nicht wegen 
Gefahr im Verzug unthunlich ift. Einer Vertretung der An- 
age oder des Angeklagten bei der Vernehmung bedarf e8 nicht. 
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Das aufgenommene Protokoll ift dem Gerichtäheren und dem 
Angeflagten oder dem Vertheidiger vorzulegen. Die Beftim- 
mungen des 8 165 Abf. 4 und 5 finden Anwendung. 
Das Gleiche gilt, wenn zur Vorbereitung einer Haupt- 
verhandlung noch ein richterlicher Augenschein einzunehmen tft. 
Einnahme des richterlihen Augenjcheins: 8 222. 

272. Auf Grund neu hervorgetretener Umftände kann 
der Gerichtsherr vor der Hauptverhandlung zu Gunſten des 
Angeklagten die Anflageverfügung abändern oder zurüdnehmen. 
Auf eine folche Entichliegung finden die Beitimmungen der 
88 243ff. entiprechende Anwendung. 


Fünfter Abfchnitt. 
Hanptverhandlung. 


273. Die Hauptverhandlung (8 260) erfolgt vor dem_g, 
Vorfehiftsmäßig bejeßten Standgericht be Kriegägericht in Bra 
ununterbrodiene? Gegenwart der zur Urtheilsfindung berufenen 
Perjonen fowie des mit der Vertretung der Anklage beauf- 
tragten Gerichtsoffiziers oder Kriegsgerichtärathg und eines 
Gericht3fchreibers. 

ie Hauptverhandlung findet in Abwefenheit des Gerichts⸗ 
herrn ſtatt. | 

Dienftanzug der Richter 2c.: Offiziere und richterlihe Militärjuftiz- 
beamte 29 Anm., Militärgerihtsfchreiber und Militärgerichtäboten $ 108 
ne a tenftanzug der Angellagten, Zeugen, Sachverftändigen: K. M. 
zu . 

$ 274. Es können in der Hauptverhandlung mehrere 
Gerichtsſchreiber, mehrere Vertreter der Anklage, ſowie mehrere 
Bertheidiger mitwirken und fich in die ihnen obliegenden Ver- 
richtungen theilen. 

3 275. Wird in der Hauptverhandlung die Ausfegung 
derjelben beantragt, jo entfcheidet das Gericht. Kürzere Unter 
brechungen ordnet der Vorfigende an. 

Eine Verhinderung des Vertheidigers giebt nur in den 
Fällen der nothwendigen Vertheidigung (bat. 8 338) dem An⸗ 
geflagten das Recht, die Ausjegung der Verhandlung zu 
verlangen. 

Iſt die reift des 8 266 Abi. 2 und des 8 267 Abi. 2 
nicht eingehalten, fo foll der Vorfikende den Angeflagten mit 
der Befugniß, Ausfegung der Verhandlung zu verlangen, be- 
fannt machen. 


7* 
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8 276. Eine unterbrochene Haupterhanblung muß 
fpäteftens am vierten Tage nach der Unterbrechung fortgejegt 
werden, widrigenfalls mit dem Berfahren von Neuem zu be- 
ginnen ift. 

8 277. Im Falle der Ausfegung oder Unterbrechung 
der Hauptverhandlung kann das Gericht die Feſtnahme des 
bis dahin auf freiem Fuße befindlichen Angeklagten anordnen. 
Dasjelbe gilt im Falle der Verurtheilung. Von der Anordnung der 
Feſtnahme ift der Gerichtsherr in Kenntniß zu ſetzen. Derſelbe 
hat zu beſtimmen, ob die Feſtnahme aufrecht zu erhalten iſt. 


278. Gegen einen ausgebliebenen Angeklagten findet 
eine Hauptverhandlung nicht ſtatt. 

ft das Ausbleiben eines gemäß 8 267 Abſ. 1 geladenen 
Angeflagten nicht gemügend entjchuldigt, fo kann die Vorführung 
angeordnet oder die Verhaftung veranlaßt werden. 

Die V fann (8 175 Abſ. 1) nur vom Gerichtäheren verfügt 
werden, die ang —ãA agegen ſteht u vn —S 
zu (vgl. 8 172) (Bgr.) ö 

8 279. Der erichienene Angeklagte darf fih aus der 
Verhandlung nicht entfernen. Der Vorfigende Tann die geeig- 
neten Maßregeln treffen, um die Entfernung desjelben zu ver- 
hindern; auh Tann er ihn während einer Unterbrechung der 
Verhandlung in Gewahrjam halten laffen. 

Entfernt der Angeflagte ſich dennoch, oder bleibt er bei 
der Yortjegung einer unterbrochenen Hauptverhandlung aus, fo 
kann Ddiefe in feiner Abmejenheit zu Ende geführt werden, 
wenn feine Vernehmung . über die Anklage ſchon erfolgt war 
und das Gericht feine fernere Anweſenheit nicht für erforder» 
ih erachtet. 

8 280. Der Angeflagte kann mit feiner BZuftimmung 
wegen großer Entfernung feines Aufenthaltsort8 von dem Er- 
jcheinen in der Hauptverhandlung entbunden werden. Weber 
einen darauf gerichteten Antrag des Angellagten entjcheidet, 
wenn er vor der Hauptverhandlung eingeht, der Gerichtäherr, 
anderenfall$ das erfennende Gericht nach Anhörung des DVer- 
treters der Anklage. 

Für die Hauptverhandlung vor einem Kriegsgerichte darf 
eine Entbindung des Angeklagten vom Erſcheinen nur eintreten, 
wenn vorausſichtlich keine andere als eine innerhalb der Straf- 
befugnijfe der Standgerichte liegende Strafe zu erwarten fteht. 

Das ertennende Gericht bleibt befugt, nachträglich das 
perſönliche Erjcheinen des Angeklagten zu bejchließen. 
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8 281. Inſoweit die Hauptverhandlung vor dem Kriegs» 
gericht ohne Anmwefenheit des Angeflagten ftattfinden Tann, iff 
letzterer befugt, fi durch einen mit fchriftlicher Vollmacht ver- 
jehenen Vertheidiger vertreten zu Laffen. 

8 282. Die Hauptverhandlung erfolgt öffentlich. 

8 283. Die Oeffentlichfeit kann für die ganze Verhand- 
fung oder für einen Theil derjelben durch Beſchluß des Ge- 
riht3 ausgejchloffen werden, wenn fie eine Gefährdung der 
öffentlichen Ordnung, insbefondere der Staatsficherheit, oder 
eine Gefährdung militärdienftlicher Antereffen oder eine Ge— 
fährdung der Sittlichfeit beforgen Täßt. 

Unberührt bleibt die nach 8 8 des NeichSmilitärgefetes 
vom 2. Mai 1874 dem Kaiſer zuftehende Befugniß, allgemeine 
Borfchriften darüber zu erlaffen, unter welchen VBorausfeßungen 
das Gericht die Deffentlichleit der Verhandlung wegen ©e- 
fährdung der Disziplin auszufchließen bat. 

1.9.8 Müſſen in Ermangelung jonftiger geeigneter Räume die 

Hauptverhandlungen in Kafernen, Arreftanftalten oder ähnlichen, 

auch zu anderen als militärgerichtlihen Zwecken dienenden mili- 
täriſchen Dienftgebäuden jtattfinden, jo erfolgt die Zulafiung der 
Zuhörer nad) Maßgabe des verfügbaren Raumes gegen Karten, die 
auf Anordnung des Gerichtäheren am Tage der Hauptverhandlung 
ausgegeben werben, 

ei Ausgabe der Karten find, fofern nicht befondere Bedenken 

enigegenftehen, die nächſten Verwandten und PVerfchwägerte des 
Angeklagten thunlichſt zu berüdfichtigen. 

. Militärdienftliche Intereffen vgl. E. ©. 8 18 Abi. 2. 

. Reichsmilitärgefeg $ 8: Die Vorſchriften über die Handhabung 
der Disziplin im Heere werden vom Kaifer erlafien. 

4. Kaiſ. B. Vorausfegungen über Ausfchluß der Deffentlichkeit im militär- 
gerigtlichen Verfahren wegen Gefährdung der Disziplin ($ 283 M. St. 


Ich erlafje Hierdurch über die Vorausſetzungen, unter denen nad 
Inkrafttreten der Militärftrafgerihtsoronung vom 1. Dezember 1898 
das Gericht die Deffentlichfeit der Hauptverhandlung wegen Gefähr: 
dung der Disziplin ausfchließen joll, folgende allgemeine Borfchriften. 
ie Dipl verlangt, daß auch im gerichtlichen Verfahren das 
Anfehen der Kommandogemwalt, der militäriihen Einrichtungen, Ber: 
ordnungen und Gebräuge erhalten, der Sinn für die unbebingte 
Unterordnung de3 Untergebenen unter den Vorgeſetzten jeden Grades 
gemahrt und dem berechtigten Chrgefühl aller Betheiligten, in3- 
ejondere derjenigen des Dffizierftandes, Rechnung getragen wird. 
Sobald diefer Grundiag gefährdet ift, fei es nad dem Gegen- 
ftande der Anklage, nad) den Eigenheiten des zur Verhandlung kom⸗ 
menden alles, nad der Perjünlichkfeit des Angeklagten oder der 
Zeugen, nach zeitlichen oder örtlichen bejonderen Verhältniffen, ift die 
Beitentfichteit auszuschließen. 
Die Prüfung, ob der Ausfchluß der Deffentlichkeit zu bean- 
tragen, gehört in erſter Linie zu den Pflichten des Gerichtäheren 


om 
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und des Bertreterd der Anklage. Aber auch die erfennenden Gerichte 
\ ind verpflichtet, ohne ſolchen Antrag die Deffentlicheit für die ganze 
erhandlung oder einen Theil derjelben auszuſchließen, wenn Die 
Borausfegungen hierfür nad dem vorftehend von Mir gegebenen 
Grundfag eintreten (A. 3. 31. 1900 ©. 860). 
8 284. Die Verfündung des Urtheils und der Urtheils- 
gründe erfolgt öffentlich. 

. Durd) einen befonderen Beichluß des Gerichts kann für 
die Verfündung der Urtheilsgründe oder eines Theiles der: 
jelben die Deffentlichfeit aus einem der im 8 283 bezeichneten 
Gründe ausgefchloffen werden. 


8 285. Die Verhandlung über die Ausſchließung ber 
Deffentlichkeit findet in nicht öffentlicher Sigung ftatt. Der 
Beihluß, welcher die Deffentlichkeit ausſchließt, muß öffentlich 
verkündet werden. Bei der Verkündung ift anzugeben, aus 
* em der im 8 283 bezeichneten Gründe die Ausſchließung 

olgt. 


8 286. Iſt die Oeffentlichleit wegen Gefährdung der 
Staatsficherheit oder wegen Gefährdung militärdienftlicher 
Ken ausgefchloffen, jo kann das Gericht den anwefenden 

erjonen die Geheimhaltung won Thatſachen, welche durch die 
Verhandlung, durch die Anklagejchrift. oder durch andere amt- 
liche Schriftitücle des Prozeſſes zu ihrer Kenntniß gelangen, 
zur Pflicht machen. Der Beichluß ift in das Sitzungsprotokoll 
aufzunehmen. 

Del. E. ©. 8 18, und wenn der Ausfchluß der te 
wegen Gefährdung der Sittlichfeit erfolgt ift R. St. G. 3. $ 184 Ab}. 2. 

8 287. Der Zutritt zu Öffentlihen Verhandlungen ift 
aktiven Militärperfonen nur infoweit geftattet, als dieſelben 
im Range nicht unter dem Angeklagten und, wenn mehrere 
Perſonen verfchiedenen militärifchen Nanges angellagt find, 
nicht unter dem Range des höchitgeitellten Meitangeflagten 
ftehen. Doch Tann auch in diejen Fällen dem Verletten der 
Zutritt geftattet werden. 


8 288. Der Zutritt zu öffentlichen Verhandlungen Tann 
weiblichen, fowie unerwachfenen und folchen Perfonen verjagt 
werden, welche fich nicht im Beſitze der bürgerlichen Chren- 
rechte befinden, oder welche in einer der Würde des Gerichts 
wicht entfprechenden Weife erfcheinen. 

Zu nicht öffentlichen Verhandlungen Tann der Zutritt 
einzelnen Perfonen von dem Vorſitzenden geftattet werben; 
dem Verletzten ift der Zutritt, fofern nicht die Deffentlichkeit 
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wegen Gefährdung der Staatsficherheit ausgefchloffen ift, ftet3 
% eftatten. Das Gericht kann aus Gründen der AN 
ie ernung des Verlegten anordnen, wenn derjelbe zu den 
Berfonen des aktiven Heere3 oder der aktiven Marine gehört. 


8 289. Die Aufrechterhaltung der Ordnung in der 
Situng liegt dem Vorſitzenden ob. 

290. Angeklagte, Zeugen, Sachverftändige oder beı 
der Verhandlung nicht betheiligte Perfonen, welche den zur 
Aufrechterhaltung der Ordnung erlaffenen Befehlen nicht ge- 
borchen, Können auf Beſchluß des Gerichts von der Gerichts⸗ 
ftelle entfernt werden. 

Berjonen des Soldatenftandes des aftiven Heeres und 
der aktiven Marine, welche fich in der Situng einer Ungebühr 
ſchuldig machen, find, fofern nicht gerichtliche Verfolgung ein- 
tritt, disziplinarifch mit Arreft zu beftrafen. Die Beitimmung 
des 8 202 Abi. 3 findet Anwendung. 

Gegen andere Perfonen kann das Gericht in einem folchen 
Falle, vorbehaltlich der ftrafrechtlichen Verfolgung, eine Ord⸗ 
nungsſtrafe bis zu einhundert Mark oder bis zu drei Tagen 

aft feftjegen und fofort volfftreden laſſen. ‘Die erforderlichen 
ronungen trifft der Vorſitzende. 

Gegen einen Rechtsanwalt, der als Vertheidiger in der 
Sitzung einer Ungebühr fich fchuldig macht, kann das Gericht, 
vorbehaltlich der Ddisziplinaren oder ftrafgerichtlichen Ver⸗ 
folgung, eine Ordnungsftrafe bis zu einhundert Mark feftjegen. 

ft eine Ordnungsſtrafe feftgejett, jo findet binnen der 
Friſt von einer Woche nad der Bekanntmachung der Ent- 
ſcheidung die Rechtsbeſchwerde an das Oberfriegsgericht ftatt. 
Diefelbe hat nur in den Fällen des Abfates 4 aufjchiebende 
Wirkung. 

8 291. Wird eine ftrafbare Handlung in der Sitzung 
begangen, fo bat: das Gericht den Thatbeſtand feitzuitellen 
und der zuftändigen Behörde ˖ das darüber aufgenommene 
Protokoll mitzutheilen. In geeigneten Fällen ift die vor 
läufige Feſtnahme des Thäters zu verfügen. 

292. Bei dem Sriegsgericht erfolgt die Vernehmung 
des Angellagten und die Aufnahme des Beweiſes durch den 
die Verhandlung führenden Kriegsgerichtsrath S 61). 

Bei den Standgerichten kann der Vorfigende die Führung 
der Verhandlung einem Beifiger überlaſſen. 

Wird eine auf die Sacleitung bezügliche Anordnung als 
unzuläffig beanftandet, fo entfcheidet das Gericht. 


» 
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Die gebe der Verhandlung bei den Standgerichten ruht. in der 
Hand des Vorfigenden, kann von diejem jedoch auch einem Beifiger über 
laſſen werden; bei den Kriegägerichten fallen Führung der Verhandlung 
und Borfit auseinander ($ 61 [Bar.)): Bu u 


. 


Ri 293. Jedem Mitgliede des Gerichts, dem Vertreter 
der Anklage, dem Angeklagten und dem DVertheidiger ift auf 
Verlangen zu geftatten, Fragen an die Zeugen und Sachver— 
ftändigen zu ftellen. Der Vertheidiger Tann die Fragen nur 
durch den die Verhandlung Führenden ftellen. 

Ungeeignete oder nicht zur Sache gehörige Fragen können 
von dem die Verhandlung Führenden zurückgewieſen werden. 
G weifel über die Zuläſſigkeit einer Frage entſcheidet das 

ericht. 

8 294. Die Hauptverhandlung beginnt mit dem Auf- 
rufe des Angeflagten, des VBertheidigerd, der Zeugen ımd der 
Sachverſtändigen. 


8 295. Nachdem der Aufruf erfolgt iſt, verlieſt der Vorſitzende 
die Namen der zur Hauptverhandlung berufenen Richter und 
weift der Angeklagten auf die Beftimmung des 8 125 Abſ. 1 hin. 


$ 296. An die Verlefung der Nichterlifte ſchließt fich 
die Beeidigung der nichtjtändigen Richter. Diefelbe erfolgt 
bei den Standgerichten durch den Vorfigenden, bei den Kriegs⸗ 
gerichten durch den die Verhandlung führenden Kriegsgerichtsrath. 

Der den Eid Abnehmende richtet an die zu Beeidigenden 
die Worte: 

„Sie ſchwören bei Gott dem Allmächtigen und All 
wilfenden, die Pflichten eines Richter getreulich zu 
erfüllen und Ihre Stimmen nach beftem Wiffen und 
Gewiſſen abzugeben.“ 

Die betreffenden Richter leiften den Eid, indem fie die 
Worte fprechen: Ä 

„sch ſchwöre e8, fo wahr mir Gott helfe.” 

Die Schwörenden follen bei der Eidesleiftung die rechte 
Hand erheben. | u 

Die Beitimmung des 8 42 Abſ. 3 findet Anwendung. 

Stehen an demjelben Tage mehrere Verhandlungen an, 
zu denen dasfelbe Richterperjonal berufen ift, jo genügt es, daß 
der Vorfigende in den jpäteren Verhandlungen auf den in einer 
vorhergegangenen Verhandlung geleifteten Richtereid vermeift. 

Die Beeidigung- ift im Protokoll zu vermerken, desgleichen eine 


Berweifung im Sinne des Abſ. 5 ($ 333), die „zur Bildung des Gerichts‘ 
gehört (Bgr.). | 
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.. 8297. Nach der Bildung des Gerichts (SS 295, 296) 
läßt. der Vorfigende die Dear abtreten. Hierauf erfolgt die 
Berhandlung in der Sache jelbft. 

Diefelbe beginnt mit der Vernehmung des Angeklagten 
über feine perjönlichen Verhältniffe. Hieran fchließt fich die 
Berlefung der Anklageverfügung duch den Vertreter der Anklage. 

Sodann erfolgt die weitere Vernehmung des Angeklagten 
nach Maßgabe des 8 173. 

Bgl. 8 292. Die Anklagejchrift wird nicht verlejen. 

8 298. Nach der Vernehmung des Angeklagten erfolgt 
die Beweisaufnahme. 

Es bedarf eines GerichtSbefchluffes, wenn ein Beweisantrag 
abgelehnt werden foll, oder wenn die Vornahme einer Beweis- 
Kar eine Ausfegung der Hauptverhandlung erforderlich) 
madıt. 

Das Gericht kann auf Antrag und von Amtswegen die 
Ladung von Zeugen und Sachverjtändigen, fowie die Herbei- 
Ihaffung anderer Beweismittel anordnen. 

Die Beftimmungen der 88 270, 271 finden entjprechende 
Anwendung. 

Die Herbeifhaffung von Beweismitteln A auch das Recht zut 
Anordnung von Beichlagnahmen und Durchſuchungen in fi (Bgr.). 

8 299. In den Verhandlungen vor den Standgerichten 
und vor den Kriegögerichten in der Berufungsinftanz beftimmt 
das Geriht den Umfang der Beweisaufnahme, ohne hierbei 
durch Anträge, Berzichte oder frühere Beichlüffe gebunden zu fein. 

Im Uebrigen ift die Beweisaufnahme auf die ſämmtlichen 
geftellten und geladenen Zeugen und Sachverftändigen (88 185, 
208), ſowie auf die anderen herbeigejchafften Beweismittel zu 
erftreden. Bon der Erhebung einzelner Beweife kann jedoch 
abgejehen werden, wenn der Vertreter der Anklage und der 
Angeklagte hiermit einverftanden find. Das Gericht kann die 
Erhebung eines einzelnen Beweifes ablehnen, fall3 e8 die zu 
beweifende Thatjache einftimmig für unerheblich oder zu Gunften 
des Angeflagten fir erwiefen erachtet. Die Gründe, aus 
welchen die Thatfache für unerheblich erachtet wird, find in 
dem Beſchluß anzugeben. 

Die Beftimmungen der 88 186 bis 215, 8 216, Abi. 1, 
2, 3, 88 218 bis 221 finden entjprechende Anwendung. DBe- 
züglich der Ausſchließung und Ablehnung von Sachverftändigen 
gelten die 88 128, 129. 

Die Beeidigung eines Zeugen darf unterlaffen werden, 
wenn deſſen Ausjage nach der einjtunmigen Weberzeugung des 
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Gerichts ſich als offenbar unglaubwürdig oder als unerheblich 
darftellt und im letteren Falle die Beeidigung nicht beantragt tft. 
Bol. K. M. zu 8 209. 


8 300. Eine Bemeiserhebung darf nicht deshalb ab- 
gelehnt werden, weil das Beweismittel oder die zu bemeijende 
Thatſache zu ſpät vorgebracdht worden fei. 

Iſt jedoch ein zu vernehmender Zeuge oder Sachverftändiger 
dem anderen Theile fo fpät namhaft gemacht, oder eine als 
Beweismittel zu benugende Urkunde fo ſpät befannt gegeben, 
oder eine zu beweiſende Thatjache fo ſpät vorgebracht worden, 
daß es dem anderen Theile an der zur Einziehung von Er⸗ 
fundigungen erforderlichen Zeit gefehlt hat, jo Tann derfelbe 
bi8 zum Scluffe der Beweisaufnahme die Ausfegung der 
Hauptverhandlung zum Zwecke der Erfundigung beantragen. 

Diefelbe Befugniß haben der Vertreter der Anklage und 
der Angeklagte in Betreff der auf Anordnung des Gerichts 
berbeigeichafften Beweismittel. 

Ueberdie Anträgeentjcheidet das Gericht nach freiem Ermefjen. 


ige Das Gericht kann den Angeklagten, wenn zu 
befürchten ift, daß ein Meitangeflagter oder ein Zeuge bei 
feiner Vernehmung in Gegenwart des Angeklagten die Wahrheit 
nicht fagen werde, während diefer Vernehmung aus dem 
Sikungszimmer abtreten laffen. Der Angeflagte ift jedoch, 
jobald er wieder vorgelaffen worden, von dem wejentlichen 
Inhalte desjenigen zu unterrichten, was während feiner Ab⸗ 
weſenheit ausgefagt oder fonft verhandelt worden ift. 

In gleicher Weife ift zu verfahren, wenn das Gericht 
wegen ordnungswidrigen Benehmens des Angeklagten zeitweije 
defjen Entfernung von der Gerichtäftelle angeordnet hat. 


8 302, Die vernommenen Zeugen und Sachverftändigen 
dürfen ſich nur mit Genehmigung oder auf Anweifung des 
Borfigenden von der Gerichtsftelle entfernen. Der Vertreter 
der Anklage und der Angeklagte find vorher zu hören. 


303. Urkunden und andere als Beweismittel dienende 
Schriftitücde werden in der Hauptverhandlung verlefen. Dies 
ilt insbefondere von früher ergangenen Strafurtheilen, von 
trafliften und von Auszügen aus Kirchenbüchern und Perjonen- 
NandSvegiftern und findet auch Anwendung auf Protokolle über 
ie Einnahme des richterlichen Augenfcheins. 


8 304. Beruht der Beweis einer Thatſache auf der 
Wahrnehmung einer Perfon, fo ift die lettere in der Haupt: 
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verhandlung zu vernehmen. Die VBernehmung darf nicht durch 
Berlefung des über eine frühere Bernehmung aufgenommenen 
Protokolls oder einer fehriftlihen Erklärung erſetzt werden. 

S 305. St ein Zeuge, Sacjverftändiger oder Mit- 
befchuldigter verjtorben oder in Geiftesfrankheit verfallen, oder 
ift fein Aufenthalt nicht zu ermitteln gewefen, fo kann das 
Protokoll über jeine frühere durch einen Gerichtsoffizier, einen 
Kriegsgerichtsrath oder einen anderen richterlichen Beamten 
erfolgte Vernehmung verlefen werden. Dasfelbe gilt von dem 
bereit3 verurtheilten Mitfchuldigen. 

Unter den Vorausfeßungen des 8.165 Abi. 2, 8 270 ift 
die Verleſung des Protofoll3 über die frühere Vernehmung 
hattheft, wenn die Vernehmung unter Beobadhtung der für 
iefetbe gegebenen Vorfchriften ($ 165 Abf. 3 und 4, 88 270, 
271) erfolgt ift oder wenn im Falle der Nichtbeobachtung 
diefer Vorſchriften die Verlefung fomohl von dem Vertreter der 
Anklage als von dem Angeflagten beantragt wird. 

Die Verlefung kann nur durch GerichtSbefchluß angeordnet, 
auch muß der Grund derfelben verfündet und bemerft werden, 
ob die DBeeidigung der vernommenen Berjonen jtattgefimden 
hat. An den Beitimmungen über die Beeidigung wird bier- 
durch für diejenigen Fälle, in denen die nochmalige Vernehmung 
ausführbar ift, nichts geändert. 

8 306. Das Protokoll über die Ausſage eined vor der 
Hauptverhandlung vernommenen Zeugen, welcher in der Haupt- 
verhandlung von feinem Nechte, das Zeugnig zu verweigern, 
Gebrauch macht, darf nicht verlefen, die Ausfage auch nicht in 
anderer Weije feitgeitellt werden. | 

Zeugnißverweigerung: 88 187—191. 

307. Erklärt ein Zeuge oder Sachverftändiger, daß 
er ſich einer Thatſache nicht mehr erinnert, fo Tann der hier- 
auf bezügliche Theil des Protokolls über feine frühere Ber- 
nehmung zur Unterftügung feines Gedächtnifjes verlejen werden. 

Dasselbe kann gefchehen, wenn ein in der Vernehmung 
hervortretender Widerfpruch mit der früheren Ausfage nicht auf 
andere Weife ohne Unterbrechung der Hauptverhandlung feft- 
geftellt oder gehoben werden fann. 

Protokollirung: 8 309. 


8 308. Erklärungen des Angeklagten, welche in einem 
von einem Unterfuchungsführer aufgenommenen oder gericht- 
fichen Protokoll enthalten find, Tönnen zum Zwecke der Be 
weisaufnahme über ein Geftändnig verlejen werden. 
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Dadsſelbe Tann gefchehen, wenn ein in der Vernehmung 
hervortretender Widerjpruch mit der früheren Ausfage nicht auf 
andere Weiſe ohne Unterbrechung der Hauptverhandlung feit- 
gejtellt oder gehoben werden kann. 

Protofollirung: $ 309. 


8 309. In den Fällen der 88 307, 308 ift die Ber- 
lefung und der Grund derjelben auf Antrag des Angeklagten 
oder des Vertreters der Anklage im Protofolle zu erwähnen. 


8 310. Die ein Zeugniß oder ein Gutachten enthaltenden 
Erklärungen militärischer Vorgeſetzter, Zeugniffe über Vor- 
trafen, die ein Gutachten enthaltenden Erklärungen öffentlicher 
Behörden, fowie ärztliche Attefte über Körperverlegungen, welche 
nicht zu den jchweren gehören, Tönnen verlefen werben. 

Iſt das Gutachten einer Tollegialen Fachbehörde eingeholt 
worden, jo kann dag Gericht die Behörde erjuchen, eines ihrer 
Mitglieder mit der Vertretung des Gutachtens in der Haupt- 
verhandlung zu beauftragen und dem Gerichte zu bezeichnen. 

Schwere Apemertegung: R. St. G. B. 8 224; Fachbehörde: 8 218 
Abſ. 8 und 8 228 Abf. 1 

8 311. Nach der Bernehmung eines jeden Zeugen, Sach⸗ 
verſtändigen oder Mitangeklagten, ſowie nach Verleſung eines 
jeden Schriftſtücks ſoll der Angeklagte gefragt werden, ob er 
etwas zu erklären habe. 

Protokollirung: 8 333. 


8 312. od dem Schluffe der Beweisaufnahme erhalten 
der Vertreter der Anklage und fodann der Angeklagte oder deifen 
Bertheidiger zu ihren Ausführungen und Anträgen das Wort. 

Dem Vertreter der Anklage fteht das Necht der Erwide— 
rung Ei dem Angeklagten gebührt das lette Wort. 

er Angeklagte iſt, auch wenn ein Vertheidiger für ihn 

geſprochen hat, zu befragen, ob er ſelbſt noch etwas zu feiner 
Vertheidigung anzuführen babe. 

Das Wejentliche der Erklärungen und Anträge ift in das Protofoll 
aufzunehmen; vgl. 8 

8 313. Einem der Gerichtsfprache nicht mächtigen An- 
geflagten müffen aus den Schlußvorträgen mindeſtens die An- 
träge des Vertreters der Anklage und des Vertheidigers durch 
den Dolmetjcher befannt gemacht werden. 

Dasfelbe gilt von einem tauben Angeklagten, fofern nicht 
eine mündliche oder fchriftliche Verſtändigung erfolgt. 

Bel. 88 115 ff. 
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8 314. Die Hauptverhandlung jchlieft mit der Erlaffung 
des Urtheild. Das Urtheil kann nur auf Freifprechung, Ver: 
urtheilung oder Einftellung des Verfahrens lauten. 

Die Einftellung des Verfahrens ift insbeſondere auszu— 
Iprechen, wenn bei einer nur auf Antrag zu verfolgenden ftraf- 
baren Handlung fich ergiebt, daß der erforderliche Antrag nicht 
vorliegt, oder wenn der Antrag rechtzeitig zurüdgenommen ift. 

Die Einftelung hat auch überall da zu erfolgen, wo die ftrafrecht- 
liche Verfolgbarkeit durch Verjährung, jugendlihes Alter oder deshalb 
ausgefchlofien ift, weil wegen eines reinen Disziplinarvergeheng (D. St. O. 
$1 Nr. 1) Anklage erhoben ift (Bgr.). 

S 315. Ueber dad Ergebniß der Beweisaufnahme ent- 
ſcheidet das Gericht nach feiner freien, aus dem Inbegriffe der 
Verhandlung geſchöpften Weberzeugung. 


S 316. Hängt die Strafbarfeit einer Handlung von der 
Beurtheilung eines bürgerlichen Rechtsverhältniſſes ab, fo ent- 
icheidet das Strafgericht auch über dieſes nad) den für das Ver: 
fahren und den Beweis in Straffachen geltenden Vorjchriften. 

Das Gericht ift jedoch befugt, das Urtheil auszufegen und 
einem der Betheiligten zur Erhebung der Civilflage eine Frift 
zu beſtimmen, oder das Urtheil des LivilgerichtS abzumarten. 


8 317. Gegenftand der Urtheilsfindung ift die in der 
Anklageverfügung bezeichnete That, wie fich diefelbe nach dem 
Ergebniffe der Verhandlung darftellt. 

Das Gericht ift an. diejenige Beurtheilung der That, 
welche der Anklageverfügung zu runde liegt, nicht gebumden. 

Anklageverfügung: 88 254, 330. 

- 8 318, Cine Verurtheilung des Angeklagten auf Grund 
eines anderen als des im der Anklageverfügung angeführten 
Strafgefeßes darf nicht erfolgen, ohne daß der Angeklagte zuvor 
auf die Veränderung des rechtlichen Gefichtspunftes befonders 
hingewiefen und ihm ©elegenheit zur BVertheidigung gegeben 
worden: ift. 

In gleicher Weife ift zu verfahren, wenn erft in der Ber- 
handlung jolhe vom Strafgejege bejonders vorgejehene Umftände 
behauptet werden, welche die Strafbarkeit erhöhen. 

Das Gericht Hat auf Antrag oder von Amtswegen die 
Hauptverhandlung auszufegen, fall dies infolge der ver: 
änderten Sachlage zur genligenden Vorbereitung der Anklage 
oder der DBertheidigung angemeſſen erjcheint. Seitend des 
Kriegsgerichts ift einem dahin gerichteten Antrage de Ange: 
flagten ftattzugeben, wenn derfelbe neu hervorgetretene Umftände, 
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welche die Anwendung eines fchwereren Strafgejeged zulafjen 
oder die Strafbarfeit erhöhen, beftreitet. 


319. Wird der Angeklagte im Laufe der Hauptver- 
hand g noch einer anderen That beſchuldigt, als wegen 
welcher die Anklageverfügung gegen ihn erlaſſen iſt, ſo kann auf 
Antrag des Vertreters der Anklage jene That mit ſeiner Zuſtim⸗ 
mung zum Gegenſtande derſelben Aburtheilung gemacht werden. 

Dieſe Beſtimmung findet nicht Anwendung, wenn die That 
ſich als ein bürgerliches oder militäriſches Verbrechen darſtellt, 
oder die Aburtheilung derſelben die Zuſtändigkeit des Gerichts 
überſchreitet. 

1. Militaͤriſches Verbrechen: M. St. b burgerliches 
Bersrehen ner 6.8 5 .1. BD. 51 Abf 1; bargeriich 

2. Zuſtändigkeit der Sharbreniite: 88 15, 16, 46. 

8 320. Die Leitung der Urtheilsberathung und das 
Sammeln der Stimmen erfolgt durch denjenigen, der Die Ber- 
handlungen geführt hat. 

. Etwaige Vorfragen find einzeln vor der Hauptfrage, die 
* des Strafmaßes iſt erſt nach beſchloſſener Anwen⸗ 
dun es Strafgeſetzes, die Geſammtſtrafe erſt nach Feſtſetzung 
nzeſafen; und die Verhängung einer Nebenſtrafe erſt nach 
Bemeſſung der Hauptſtrafe zur Abſtimmung zu bringen. 

Meinungsverſchiedenheiten über den Gegenſtand, die Faſſung 
und die Reihenfolge der Fragen oder über das Ergebniß der 
Abſtimmung entjcheivet das Gericht. 

1. Borfragen find ſolche Fragen, bei denen es fi darum handelt, 
ob die Strafverfolgung vor dem erfennenden Gericht und damit eine Ent- 
ae desfelben in der Sache ſelbſt zuläffig ift, jo, ob der erforderliche 

ntrag überhaupt, ob er rechtzeitig, ob von der dazu legitimirten Perjon 
die, ob er rechtswirkſam zurüdgezogen, ob der Angeklagte vernehmungs- 
ob Berj —— der a tolgung eingetreten, ob die Militär: 

—— — b 


2. Gefammtitrafe: nn. se B. 854, R. St G. B. 874. 


8 321. Kein Richter darf die Abſtimmung über eine 
Frage verweigern, weil er bei der Abjtimmung über eine vor- 
bergegangene Frage in der Minderheit geblieben ift. 


8 322. Bu einer jeden Entfcheidung des Gerichts ift 
Stimmenmehrheit erforderlich). 

Bilden fich bei einer Abftimmung mehr als zwei Mei- 
nımgen, von denen feine Die Mehrheit für fich hat, fo werden 
die dem Angeklagten nachtheiligften Stimmen den zunächſt 
minder nachtheiligen fo lange hinzugerechnet, bis ſich nad) Vor- 
jchrift des erjten Abſatzes eine Entfcheidung herausftellt. Iſt 
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es zweifelhaft, welche der Meinungen die nachtheiligere ift, fo 
muß hierüber beſonders abgeftimmt werben. 


323. Bu einer jeden dem Angeklagten nagei en 
Entſcheidung, welche die Schuldfrage betrifft, iſt eine Mehrheit 
von zwei Dritttheilen der Stimmen erforderlich. 

Die Schuldfrage begreift auch ſolche von dem Strafgeſetze 
beſonders vorgeſehene Umſtände, welche die Strafbarkeit aus⸗ 
ſchließen, vermindern oder erhöhen. Die Schuldfrage begreift 
nicht die Vorausſetzungen des Rückfalls und der Verjährung. 

Rückfall: M. St. G. B. 8 13, 88 70, 71, 114 Abſ. 2, 8 122 Abſ. 2, 
R. St. ©. B. 88 244, 245, 250 Nr. 5, 88 252, 255, 261, 264; Verjährung: 
M. St. G. B. 88 2, 52, 76, R. St. G. B. 88 66, 67. 

—* Bei den Standgerichten richtet ſich die Reihen⸗ 
[nige er ee nad) dem Dienftrange; der Yüngfte im 

ange ſtimmt zuerft. 

Bei den Kriegsgerichten ftimmt der die Verhandlungen 
führende Kriegsgerichtsrath zuerit; die übrigen Richter Stimmen 
in der für die Standgerichte vorgejchriebenen Reihenfolge. 
Wirken außer dem bezeichneten Kriegsgerichtsrathe noch andere 
Militärbeamte als Nichter mit, jo ftimmen dieſe vor den 
Offizieren. 

1. Die Abftimmung bei den Oberfriegsgerichten entfpricht der bei den 
Kriegsgerichten 8 394 Abf. 2; Abjtimmung beim Reichämilitärgericht: 8 87. 

2. Mitwirtung von anderen Militärheamten: 88 bb, 69. 

8 325. Bei der Berathung und Abftimmung dürfen außer 
den zur Entjcheidung berufenen Richtern nur die bei demjelben 
Gerichte zu ihrer juriſtiſchen Ausbildung befchäftigten Perjonen 

zugegen fein, joweit der VBorfigende deren Anweſenheit geftattet. 
| Ueber den Hergang bei der Berathung und Abftimmung ift 
von den dabei anwejenden Berfonen Stillichweigen zu beobachten. 


8 326. Wird der Angeflagte verurtheilt, jo müſſen die 
Urtheilsgründe die fir erwieſen erachteten Thatſachen angeben, 
in welchen die gejeglichen Merkmale der ftrafbaren Handlung 
gefunden werden, und die nähere ‘Darlegung enthalten, weshalb 
diefe Thatfachen für erwieſen erachtet worden find. 

Waren in der Verhandlung folche vom Strafgejee be- 
-fonder8 vorgefehene Umftände behauptet worden, welche die 
Strafbarkeit ausfchliegen, vermindern oder erhöhen, jo müſſen 
die Urtheilsgründe fich darüber ausſprechen, ob diefe Umſtände 
für tefgeftent oder für nicht feftgeftellt erachtet werben. 

e Gründe des Strafurtheild müſſen ferner das zur 
Anwendung gebrachte Strafgefet bezeichnen und follen die Um- 


L#- 
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ftände anführen, welche für die Zumejjung der Strafe beftimmend 
gewejen find. Macht das Strafgefeß die Anwendung einer 
geringeren Strafe von dem Borhandenfein mildernder Umftände 
oder eines minder Icjtweren Talles abhängig, fo müſſen die 
Urtheilsgründe die hierüber getroffene Entfcheidung und die 
dafür maßgebend gemwejenen Erwägungen ergeben, Tofern das 
Borhandenjein mildernder Umftände oder eines minder fchweren 
Falles angenommen oder einem in der Verhandlung geftellten 
Anton entgegen verneint wird. 

ird der Angeklagte freigefprochen, fo müſſen die Urtheils- 
gründe ergeben, ob der Angeklagte für nicht überführt, oder 
ob und aus welchen Gründen die für erwiejen angenommene 


That für nicht ftrafbar erachtet worden ift. 


S 327. Die Verkündung des Urtheils erfolgt durch Ver- 
lefung der Urtheilsformel und Eröffnung der Urtheilsgründe 
am Schluffe der Verhandlung oder fpäteftens innerhalb dreier 
Tage nad) dem Schluffe der Verhandlung bei den Standgerichten 
durch den Vorfigenden, bei den Kriegögerichten durch den die 
Verhandlung führenden Kriegsgerichtsrath. 

Die Eröffnung der Urtheilsgründe gefchieht durch Ver⸗ 
Sn oder durch mündliche Mittheilung ihres wejentlichen 

nhalts. 

Der Angeklagte iſt über die Zuläſſigkeit der Berufung 
und, falls derſelbe erklärt, daß er ſich bei dem Urtheile nicht 
beruhige, über die bei Einlegung der Berufung einzuhaltende 
Be (8 379), fowie den einzufchlagenden Weg ($ 369) zu 

elehren. 

Ein in weſenheit des Angeklagten verkündetes Urtheil 
und die im Abſ. 3 vorgeſchriebene Belehrung kann dem An- 
geflagten auch durch einen Gerichtsoffizier oder Kriegsgerichts⸗ 
rath zu Protokoll eröffnet werden. 

Im Falle der Zuftellung des Urtheils (8 137 Abſ. 2) 
ift die Belehrung mit der Zujtellung zu verbinden. 


Das Urtheil wird in Abweſenheit ded Angellagten (Abj. 4) verkündet - 


in den Fällen des 8 279 Abf. 2 und des 8 280. 


— 8328. Findet das Gericht im Laufe der Verhandlung, 


daß der Angeklagte nicht unter der Militärſtrafgerichtsbarkeit 
fteht, jo bat es durch Beichluß feine Unzuſtändigkeit aug- 
zujprehen. 

Gegen dieſen Beſchluß fteht ſowohl dem Gerichtsherrn 
wie dem Angeklagten binnen einer Woche nach der Verkündung 
des Beſchluſſes die Rechtsbeſchwerde an dag Neichmilitärgericht 
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zu. in die Verkündung in Abwefenheit des Angeflagten 
ftattgefunden, jo läuft für diefen die Friſt vom Tage der Zu- 
ftellung des Beichluffes. 

Rechtsbeſchwerde: 88 378 ff.; Huftellung: 88 137 ff. 


8 329. Das Gericht darf nd nicht für unzuftändig er- 
Hören, weil die Sache vor ein Gericht niederer Ordnung 
gehöre, oder weil die Erhebung der Anklage von einem un- 
zuftändigen Gerichtäheren verfügt fei, oder weil zur Ahndung 
ber ftrafbaren Handlung die Beitrafung im Disziplinarwege 
nach Maßgabe des $ 3 des Einführungsgejeges zum Militär- 
ftrafgefegbuch ausreichend geweſen wäre. 


8 330. Stellt fih nach dem Ergebniffe der Verhand- 
lung vor einem Standgerichte die That als eine folche dar, 
welche die Sufkinbigteit des StandgerichtS überfchreitet, jo 
bat dasfelbe durch Beichluß feine Unzuftändigkeit auszufprechen 
und die Sache an die zuftändige Stelle zu verweijen. Dieſer 
Beſchluß bat die Wirkung der Anflageerhebung für das weitere 
Berfahren. 

Das Gleiche gilt, wenn der Angeklagte mit Rüdficht auf 
jeinen Rang der niederen Gerichtsbarkeit entzogen ift, oder 
ie zu erfennende Strafe die dem Standgerichte gezogenen 
Grenzen überfchreitet (88 14, 15, 16, 47, 63). 


8 331. Ueber die ae ift ein Protofoll 
aufzunehmen, welches außer von dem Vorſitzenden und dem 
Gerichtsſchreiber auch von dem die Verhandlung Führenden 
zu unterjchreiben ift. 


ö 332. Das Protokoll über die KHauptverhandlung 

enthält: 
1. den Ort und den Tag der Verhandlung; 

2. die Namen der Mitglieder des Gerichts, des Vertreters 
der Anklage, des Gerichtäfchreiber8 und des etwa zuge- 
zogenen Dolmetjchers; 

. die Bezeichnung der ftrafbaren Handlung nach der Anklage; 

. die Namen der Angeklagten und ihrer Vertheidiger; 

. die Namen der vernommenen Zeugen und Gachver- 
ftändigen und den Vermerk über die ftattgehabten Be— 
eidigungen; 

6. die Angabe, daß öffentlich verhandelt oder die Deffent- 

lichkeit ausgeſchloſſen ift. 
Kompendium über Militärrecht. 8 


O0 


— 
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3 333. Das Protofoll muß den Gang und die Ergeb- 
niffe der Hauptverhandlung im Wefentlichen wiedergeben und 
die Beobachtung aller wejentlichen Yörmlichkeiten erjichtlid) 
machen, auch die Bezeichnung der verlefenen Schriftftüde, ſowie 
die im Laufe der Verhandlung geftellten Anträge, die er- 
gangenen Entfcheidungen und die Urtheilsformel enthalten. 

Bon dem Inhalte der Erklärungen des Vertreters der 
Anklage, des Angeklagten und Vertheidigers, der Zeugen und 
der Sachverſtändigen wird nur das Wefentliche in das Protokoll 
aufgenommen. Inſoweit dieſe Perfonen bereit3 im Crmitte- 
lungsverfahren vernommen waren, ift in dem Protokolle nur 
zu vermerken, ob und inwiefern ihre Erflärungen etwa von 
den früheren Ausfagen in erheblichen Punkten abweichen. 

Kommt e3 auf die Feitftellung eines Vorganges in der 
Hauptverhandlung oder des Wortlaut einer Ausfage oder 
einer Aeußerung an, fo hat der die Verhandlung führende 
Richter die vollftändige Niederfchreibung und Verlefung anzu— 
ordnen. In dem Protofoll ift zu bemerken, daß die Ver- 
lefung gefchehen und die Genehmigung erfolgt tft, oder welche 
Einwendungen erhoben find. 

Das Protokoll foll dem Gerichtöheren fowie dem Disziplinarvor- 
gelesten einen möglichſt vollftändigen Meberblid über die thatſächlichen 

erhältniffe fihern. Denn nur dadurch find diefe Befehlshaber im 

Stande, zu überjehen, zu welchen disziplinaren Anordnungen die Unter 
fuhung etwa Anlaß bietet (Bgr.). 


8 334. Erfolgt die Beobachtung der vorgefchriebenen 
Sörmlichkeiten nach Anficht eines bei der Verhandlung Be- 
theiligten in mangelhafter oder ungenügender Weile, fo ift 
diefer berechtigt, die TFeitftellung des Borganges und deſſen 
Aufnahme in das Protokoll zu verlangen. | 


$ 335. Die Beobachtung der für die Hauptverhandlung 
borgejchriebenen Yörmlichkeiten kann nur durch das Brotofoll 
bewiefen werden. Gegen den diefe Förmlichkeiten betreffenden 
Inhalt desfelben ift der Nachweis der Unrichtigkeit zuläffig. 

Die R. St. P. O. ($ 274) läßt nur den Nachweis der Fälſchung zu. 


8 8 336. Das Urtheil mit den Gründen foll binnen drei 
Wr® Tagen nad ber Verfündung zu den Akten gebracht werben, 
gem falle es Fa bereit8 vollftändig in das Protokoll aufgenommen 
worden ift. 

Es ift von den Richtern, welche bei der Entſcheidung 
mitgewirkt haben, zu unterjchreiben. Iſt ein Wichter ver- 
hindert, feine Unterſchrift beizufügen, jo wird dies unter An⸗ 
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gabe des Verhinderungsgrundes von dem Vorſitzenden oder 
bei deſſen Verhinderung von dem älteften beijigenden Offizier 
unter dem Urtheile vermerft. 

Die Bezeichnung des Tages der Sikung fowie die Namen 
der Richter, des Vertreters der Anklage und des Gerichts⸗ 
fchreiberö, welche an der Sigung theilgenommen haben, find 
in das Urtheil aufzunehmen. 

Die Ausfertigungen und Auszüge der Urtheile find bei 
den Standgerichten vom Vorfigenden, bei den Kriegsgerichten 
von dem Kriegägerichtärathe, der die Verhandlung geführt hat, 
zu unterjchreiben und mit dem Gerichtöfiegel zu verjehen. 


Es ſoll durch dieſe Vorſchrift Berfchleppungen vorgebeugt und der 
Aufficht3behörde eine gefetliche Unterlage zum Einfchreiten gegen den 
Säumigen geboten werden (Bgr.). 


Sechſter Abfchnitt. 
Vertheidigung. 


S 337. Der Angeklagte kann fih nach Abſchluß des 
Ermittelungsverfahrens (8 173 Abf. 5) des Beiftandes eines 
Vertheidigers bedienen. 

Diefe Beftimmung findet in dem Verfahren vor den 
Standgerichten feine Anwendung. 

Im Laufe des Ermittelungäverfahrens ift die Zuziehung eines Ver⸗ 
theidiger3 zuläjfig in den Fällen des $ 165 Abſ. 1 und 2. 

8 338. Bildet ein Verbrechen den Gegenftand der An- 
Hage, fo bat der Gerichtöherr dem Angeklagten, fofern der- 
jelbe einen Vertheidiger nicht erwählt hat, einen folchen von 
Amtswegen zu beftellen. 

Dieſe Beitimmung findet nicht Anwendung, wenn die 
ftrafbare Handlung nur deshalb als ein Verbrechen ſich dar- 
ftelft, weil fie im Rückfalle begangen ift, oder weil die Vor- 
ansfegungen de 8 55 des Militärftrafgefegbuchs vorliegen. 

Berbreden: M. St. ©. B. 8 1, R. St. 6.3.81. 


8 339. Eradtet außer den Fällen der nothwendigen _$ 


Bertheidigung (8 338) der Gerichtsherr oder das erfennende 
Gericht die Beitellung eines DVertheidigers für fachgemäß, fo 
ift diefelbe von Amtswegen zu veranlafien. | 
Der Angeflagte kann die Beftellung eines DVertheidigers 
beantragen, fofern diefelbe nicht von Amtswegen erfolgt. 
Der Antrag ift binnen einer Frift von drei Tagen na 
der Bekanntmachung der Anklageverfügung (88 256, 257) zu 


8* 


Form. I. 39 


Im. 7, 39 
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len. Für das Verfahren in der Berufungsinftanz ift der 
—* auf Beſtellung eines Vertheidigers, ſofern er nicht 
ſchon in erſter Inſtanz geſtellt war, ſpäteſtens binnen einer 
iſt von drei Tagen nach anna des Termins der 
auptverhandlung (8 266 Abſ. 3, 8 267 Abf. 2, 8 388) zu 
ent. 

Ueber den Antrag entſcheidet außerhalb der Dauptver- 
andlung der Gerichtöherr, in der Hauptverhandlung das 
ericht nach freiem Ermeffen. 

iſtb : 8 146. A alb d twerhandl nt⸗ 
Ken “ 136 * er Öerichlähern, DB Die 8 ellang eineg Veriheidigers 
t fachgemäß zu erachten oder die beantragte Beitellung eines Vertheidigers 
zu gewähren jei. Auch fällt ihm die Auswahl des PVertheidigerd oder 
die Herbeiführung der Belelung desfelben auf dem Wege des Erſuchens 
zu. In der Hauptverhandlung dagegen hat über die Bedürfnißfrage das 
erfennende Gericht zu entjcheiven. Aber auch in diefem Falle ift dem 
Gerichtäheren, feiner Stellung entiprechend, das Weitere behufs Beftellung 
des Vertheidigers zu überlaflen (Bgr.). 


— 8 340. Die Vertheidigung mehrerer Angefiogter fann, 
Wr infofern dies der Aufgabe der Vertheidigung nicht widerftreitet, 
durch einen gemeinjchaftlichen Vertheidiger geflihrt werden. 


341. As DVertheidiger werden zugelaffen und können 
bon Swegen bejtellt werden: 
1. Perfonen des Soldatenftandes des aktiven Heeres und 
der aktiven Marine im Offizierrange; 
Kriegsgerichtsräthe und die bei den Milttärgerichten bes 
ſchäftigten Affejforen umd Referendare (Praftifanten); 

. nichtrichterliche obere Militärbeamte; 

. Berfonen des Beurlaubtenftandes im Offizierrange; 

. Rechtsanwälte, welche von der oberjten Militärjujtizver- 
waltung ernannt find. 

Die unter Ar. 1 bis 3 bezeichneten Perjonen bedürfen 
zur Uebernahme von Bertheidigungen der Genehmigung der 
vorgeſetzten Dienftbehörbe. 

ei den A und Oberfriegsgerichten werden 
durch die oberfte Militärjuſtizwerwaltung aus den im Bereiche 
der Oberfriegsgerichte, bei dem NeichSmilttärgerichte durch 
feinen Präſidenten aus den am Site des — 


Sa mW 


ts 
wohnenden Rechtsanwälten nach Maßgabe des Bedürfniſſes 
und nach Befragung der Anwaltskammer mehrere Rechts⸗ 
anwälte ernannt, welchen die Vertheidigung übertragen werden 
kann und welche die Uebernahme der Vertheidigung nicht ver⸗ 
weigern dürfen. 
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en bei den deutſchen Gerichten zugelaſſenen Rechts— 
enmalt Ti ‚ inſoweit erbrehen oder Vergehen gegen die 88 133, 
159, 160, 253, 263, 266, 267271, 273, 274 de3 
—— Strafgef eebuche den Gegenftand ber Anklage 
bilden, auf feinen Antrag die Uebernahme einer Vertheidigung 
vor dem Meilitärgerichte vom Gerichtsherrn zu geftatten, wenn 
nicht eine Gefährdung militärbienftlicher Intereſſen oder eine 
Gefährdung der Staatsficherheit zu beforgen iſt. Gegen die 
Verſagung der Öenehmigung fteht dem Antragfteller die Rechts⸗ 
beſchwerde an Die oberfte Meilitärjuftizverwaltung zu; der Yort- 
gang bed Verfahrens wird durch die Einlegung der Rechts⸗ 
beſchwerde nicht gehemmt. 
1. U. B. zu Abſ. 3. Die kommandirenden Generale haben nad 
lung des für ihren Dereid) beftependen Bebürfniffes fich mit den 
der Anwaltstammern (SS LLff. der Rechtsanwalisordnung 
vom 1. Juli 1878 R. ©. BL. S. IT) in Verbindung zu jegen, um bie 


jenigen Rechtsanwälte zu ernikieln, welche geeignet und bereit find, zu 
igern ernannt zu wer 
Das Ergebnif bi mie en ift unter Beifügung der Verbands 


lungen und der eigenen Sorihläge em Kriegsminiſterium vorzulegen. 
eim Abgang von der Militärjuftizverwaltung ernannten 
Re if iſt in gleicher Weiſe zu verfahren. 
. K. M. Als Vertheibiger erfcheinen in der Hauptwerhandlung 
die in Nr. 1—4 bezeichneten Perſonen in der Dienſtuniform, 
Rechtsanwälte in der Amtstracht oder, wenn fie zugleich Offi⸗ 
ee u nanbed find, nad Wahl in der militärifchen 
ienftuniform 
Karten Ygn denen eine Dienftuniform nicht verliehen ift, im 
morgen 
—*8* ke: Rechtsanwaltsordnung vom 1. Juli 1878 (R. ©. 
Bl. S. —* s1- 25; Gebühren: €. ©. 8 17; Rechtsbeſchwerde: 88 111, 
rs, ——— 6 eh d Dienftbehörde (Abſ. 2) 
enehmigung der vorgeje 
—S — aus zwingenden Gründen des een Intereſſes verſagt 


5. She daB Feld und Vordvehältmiß val. 5 348 Saß 2. - 


8 342. Bevor im einzelnen Yalle ein Vertheidiger von 
Amtswegen beftellt wird, ift, fofern nicht Deingffeit obwaltet — 
der Angeklagte zu befragen, ob er befondere Wünſche in Betreff 
der Perſon des zu beftellenden Vertheidigers zu äußern habe. 
tig vorgebrachten Wünſche find nad) Möglichkeit zu berüd- 
i 

Bol. 8 348. 


343. Die Beftellung eines Vertheidigers unterbleibt, 
ober tft, falls fie bereits erfolgt war, zurüdzuziehen, wenn der 
Ang agte einen von ihm gewählten Vertheidiger benennt, 
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welcher den Exforberniffen des 8 341 entfpricht und zur Ueber- 
nahme der Bertheidigung bereit ift. 


8 344. Nah Abſchluß des Erinittelungsverfahrens 
müſſen dem Vertheidiger die Unterfuchungsaften auf Verlangen 
vorgelegt werden. 

Sofern keine Bedenken entgegenftehen, können die Akten 
mit Ausnahme der Weberführungsftüde dem Vertheidiger in 
jeine Wohnung verabfolgt werden. 

Vgl. 8 348. 


345. Dem verhafteten Angeklagten iſt ſchriftlicher und 
mündlicher Verkehr mit dem Vertheidiger geſtattet. 

Solange die Anklage nicht erhoben iſt, kann der Gerichts⸗ 
herr ſchriftliche Mittheilungen zurückweiſen, falls deren Einſicht 
ihm nicht geſtattet wird. 

Bis zu demſelben Zeitpunkte kann der Gerichtsherr, 
ſofern die Verhaftung nicht lediglich wegen Verdachts der 
Flucht gerechtfertigt iſt, anordnen, daß den Unterredungen mit 
dem Vertheidiger ein Kriegsgerichtsrath oder Gerichtsoffizier 
beiwohne. 

Anklageerhebung: 258; Verhaftung wegen Fluchwerdachts: 
Er 8: 8 haftung wegen Fluch ch 

346. Bleibt in einem Falle der nothwendigen DVer- 
theidigung (8 338) oder in einem Falle, in welchem das Ge⸗ 
richt die Vertheidigung für jachgemäß erachtet hat ($ 339), der 
beftelfte oder gewählte VBertheidiger in der Hauptverhandlung 
aus, fo muß die Verhandlung ausgejegt werden. An Stelle 
des Wahlvertheidiger3 ift in einem folchen Falle demnädft ein 
Vertheidiger von Amtswegen zu beſtellen. 

Wird durch die Schuld des Vertheidigers eine Ausſetzung 
erforderlich, jo ſind demſelben, vorbehaltlich dienſtlicher Ahn- 
dung, die hierdurch verurjachten Koften aufzuerlegen. 

1. Unter Gericht ift bier auch der Gerihtäherr zu verftehen (Bar). 

2. Ausjegung der Hauptverhandlung: $ 275 Abf. 2. 


347. Den beftellten Vertheidigern, welche fich nicht 
am Gerichtsorte befinden, find, jofern fie zu den im 8 341 
Nr. 1 bis 3 bezeichneten PBerjonen gehören, die verordnungs- 
mäßigen Fuhrkoſten und Tagegelder zu zahlen. Vertheidigungs- 
gebühren ftehen denſelben nicht zu. 


1. Beftellte Vertheidiger: 88 338, 339. 
2. Fuhrkoſten und Tagegelver für die Perſonen des Soldatenftandes 
vgl. Reifeordnung für Die Berjonen des Soldatenftandes vom 21. März 1889. 
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8 348. Im Felde ımd an Bord finden die Beitimmungen 
der SS 342, 344 nur infoweit Anwendung, als die Verhältniſſe 
dies geitatten. Außer den im $ 341 bezeichneten Perfonen 
können im Bebürfnißfall auch Angehörige des Heeres oder der 
Marine, die nicht Offizierrang haben, als Vertheidiger zuge 
lafjen und beftellt werden. 


Siebenter Abſchnitt. 
Strafverfügung. 


8 349. Betrifft die Beichuldigung Tebiglich eine Ueber⸗ g0 
tretung, jo Tann nach vorausgegangenem Ermittelungsverfahren J 


durch ſchriftliche Strafverfügung des Gerichtsherrn ohne vor⸗ 
gängige Hauptverhandlung eine Strafe feſtgeſetzt werden. Die 
Verfügung iſt außer von dem Gerichtsherrn von einem Ge⸗ 
richtsoffizier oder einem Sriegsgerichtsrathe zu unterzeichnen. 

Durch eine Strafverfügung darf jedoch Feine andere Strafe 
als Haft bis zu vierzehn Tagen oder Geldftrafe und diejenige 
Haft, welche für den Fall der Unbeibringlichkeit der Geldſtrafe 
an deren Stelle tritt, ſowie eine etwa verwirkte Einziehung 
feſtgeſetzt werden. 

Beftehen Bedenken gegen die Feſtſetzung der Strafe inner: 
halb diefer Grenzen, jo ift nach den im dritten, vierten und 
Ian Abſchnitte dieſes Titels gegebenen Vorfchriften zu ver- 

ven. 

1. Uebertretung: R. St. G. B. 81 Abf. 8. 

2. Die Haft, welde im Falle der Unbeibringlichkeit der Geldftrafe 
an deren Stelle zu treten hat, darf in der Strafverfügung feftgefegt werden, 
und zwar ohne daß in dieſem Falle die Höchftvauer der Haft auf vierzehn 
Tage beichränkt wäre. (NR. St. G. B. 829 Abf. r' (Bgr.). 

3. Einziehung: R. St. G. B. 8 360 Abſ.2, 5 367 Abſ. 2 und 8 869 
Abſ. 2, vgl. 8229 Anm. 2. 

350. Die Strafverfügung tft dem Beſchuldigten zuzu- 
Refien (88 139, 141, 142). ' 

1. Zuftellung dur Aufgabe zur Poſt ift Hier mit Rüdficht auf die 
Seiftbeftinemung —E ($ 142 Ir hi j Te auf 

2. Durch die Bezugnahme auf die 88 139, 141, 142 wird außer 
Zweifel gejtellt, daß die Strafverfügung nicht nur jchriftlich zu erlaſſen 
(8 349 Abf. 1), jondern auch dem en ftet3 ſchriſtlich mitzutheilen 

. Gegebenen Falles ift auch der $ 140 zu berüdfichtigen (Bgr.). 

& 351. Die Strafverfügung muß außer der Feitfegung 
der Strafe die ftrafbare Handlung, das angewendete Straf 
gefeg und die Beweismittel bezeichnen, auch die Eröffnung 
enthalten, daß fie vollitredbar werde, wenn der Beichuldigte 
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nicht binnen einer Woche nach der Zustellung bei dem Gerichts⸗ 
herren Einſpruch erhebe. 
RS Hinfichtlich der Erhebung des Einfpruchg finden die Be- 
Bone timmungen des 8 369 Abi. 2 bis 4 über die Einlegung von 
ö echtsmitteln Antvendung. 

In der dem DBeichuldigten zu machenden Eröffnung ift 
derjelbe auf einen oder mehrere der hiernach für die Erhebung 

des Einſpruchs offenftehenden Wege zu verweifen. 


E 352. Auf den Einſpruch kann vor Ablauf der Frift 
verzichtet werden. 
3 


353. Eine Strafverfügung, gegen die nicht rechtzeitig 
Einfpruch erhoben worden ift, erlangt die Wirkung eines recht3- 
fräftigen Urtheils. 

1. Str bedũ feiner Beſtäaͤti sord 417). 
1 — — Den einer Beſtätigungsordre (8 417 


8 354. Bei rechtzeitigem Einſpruche wird zur Haupt⸗ 
verhandlung gefchritten, fofern nicht bi8 zur Belanntmachung 
des Termins derfelben (88 266, 267) der Einſpruch zurüd- 
genommen wird. 

Bei rechtzeitigem Einſpruch gewinnt die Strafverfügung die Bebeu- 
tung der Verfügung der Anklageerhebung ($ 250), und das weitere Bers 
fahren unterfcheidet fih von dem regelmäßigen in feiner Weile. Die 
Zurüdnahme des Einſpruchs aber ift gejtattet, jo lange nicht dem Beſchul⸗ 
dDigten der Termin zur Hauptverhandlung (88 266, 267) bekannt gemacht 
ift. Wird der Einſpruch rechtzeitig zurüdgenommen, jo erlangt die Straf- 
verfügung die Wirkung eines rechtsträftigen Urtheild; anderenfalls ift zur 
Hauptverhandlung (88 261ff., 273ff.) zu jchreiten (Bgr.). 


8 355. Das Gericht ift bei der Urtheilsfällung an den 
in der Strafverfügung enthaltenen Ausspruch nicht gebunden. 


Achter Abſchnitt. 
Derfahren gegen Abwefende. 


8 356. Ein Befchuldigter gilt als abmejend, wenn fein 
Aufenthalt unbekannt ift, oder wenn er fich im Ausland auf- 
hält und feine Geftellung vor das zuftändige Militärgericht 
nicht ausführbar oder nicht angemeſſen erjcheint. 

Ausland: R. St. G. B. 88. 


8 357. Gegen einen Abwejenden findet eine Hauptver- 
handlung nicht ftatt. 
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Das Verfahren gegen denſelben bat fih auf die Sicherung 
* „noeweile für den Fall feiner künftigen Gejftellung zu bes 

en. 

Die Bulaffung eines Vertheidigers wird durch die Ab— 
mejenheit des Beichuldigten, fomweit es fich nicht um Fahnen⸗ 
flüchtige Handelt, nicht ausgeſchloſſen. Zur Wahl eines 
Vertheidigers find aud Angehörige des Beichuldigten befugt. 

Zeugen ımd Sachverftändige find, infofern keine Bedenken 
entgegenfteben, eidlich zu vernehmen. 

I. Sicherung Det nee: T 20. 

8. — M.6.0.8.852 Al 2. | 

8 358. Ein Anfpruh auf Benachrichtigung über den 
Fortgang ımd das Ergebniß des Verfahrens fteht dem ab- 
weſenden Beichuldigten nicht zu. 

Der Gerichtsherr ift jebo befugt, einem Abweſenden, 
Wi en Aufenthalt befannt ift, Benachrichtigungen zugeben zu 

en. 


8 359. Der Abmejende, defjen Aufenthalt unbefannt iſt, g 
fann auf Anordnung des Gerichtsherrn in öffentlichen Blättern 
zur Geftellung oder zur Anzeige feines Aufenthaltsort3 auf- 
gefordert werden. 


& 360. Sind die Borauzfegungen vorhanden, wonach_Kor, , 
der Abweſende wegen eines Verbrechens oder eines Vergehens 
vor ein Kriegsgericht zu ſtellen wäre, ſo kann durch einen 
von dem Gerichtsherrn und dem Kriegsgerichtsrathe zu unter⸗ 
zeichnenden Be zu das im Reiche befindliche Vermögen des 
Abweſenden mit Beichlag belegt und, fofern die Vorausſetzungen 
der Fahnenflucht vorliegen, der Abweſende fir fahnenflüchtig 
erflärt werden. 

Diefer Beihluß ift durch den NeichSanzeiger befanut zu 
machen und kann auch noch durch andere Blätter veröffentlicht 
werden. 
G em Gerichtöheren liegt die Veranlaffung der Veröffentlichung ob 

gr.). 

8 361. Mit dem Zeitpunkte der erſten Bekanntmachung 
in dem Reichsanzeiger verliert der Beſchuldigte das Necht, 
über das in Beichlag genommene Vermögen unter Lebenden 
zu verfügen. 

Der die Beichlagnahme verhängende Beſchluß ift derjenigen 
Behörde mitzutheilen, welche für die Einleitung einer Vormund⸗ 


PR She - 


By 9. 
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ihaft über Abweſende zuftändig if. Diefe Behörde hat eine 
Güterpflege einzuleiten. 
(Süterpflege: B. ©. 3. 88 1909 ff., und ©. über die Angelegenheiten 
der freiwilligen Gerichtsbarkeit vom 17. Mai 1898 (R. ©. Bl. ©. 776) 
83 35 ff., 39. 
362. Die Beichlagnahme zubeben, wenn die 
Sehnde „perfefben weggefallen find. ĩ arf 
e Aufhebung der Beſchlagnahme ift Durch dieſelben 
Blätter befannt zu machen, durch melde die Beichlaguahme 
ſelbft veröffentlicht worden war. 
Eine entfprechende Bekanntmachung hat zu erfolgen, jobald 
der Zuftand der Fahnenflucht aufhört. 


Dritter Titel. 
Ordentlige Rehtsmittel. 


Erfter Abſchnitt. 
Allgemeine Beſtimmungen. 


8 363. Ordentliche Rechtsmittel im Sinne diefes Geſetzes 
find vie Nechtöbefchwerde, die Berufung und die Reviſion. 


. Unter ordentlichen Rechtämitteln verfteht das Gejet nur Diejenigen 
Nechtäbeele, durch welche gegen noch nicht rechtsfräftige ‚Eniigelbungen 
ein Gericht höherer Inſtanz angerufen werden kann (Bgr.). 

MM gffſechtebeſchwerde: 88 373 ff.; Berufung: 88 378 ff; ; Reviſion: 


8 364, Die Rechtsbeſchwerde findet nur gegen Beſchlüſſe 
und Verfügungen ſtatt. 


365. Die Berufun und die Reviſion finden nur gegen 
Urtheile der erkennenden Gerichte ſtatt. Dieſe Rechtsmittel 
ſtehen gleichmäßig dem Gerichtsherrn und dem Angeklagten zu. 
Hinſichtlich der Urtheile der Feldgerichte und der Borb- 
gerichte ſind in dieſem Geſetze beſondere Beſtimmungen getroffen. 
Hinſichtlich der Urtheile der Feld: und Bordgerichte vgl. 88 419—435. 


8 366. Gegen die Eutjcheidungen des Reichsmilitär⸗ 
gerichts findet ein ordentliches Rechtsmittel nicht ftatt. 


8 367. Der Gerichtsherr kann von den ihm zuftändigen 
Nechtsmitteln auch zu Gunsten des Angeklagten Gebraud machen. 

Jedes ſeitens des Gerichtsherrn eingelegte Rechtsmittel hat 
die Wirkung, daß die angefochtene Entſcheidung auch zu Gunſten 
des Angeklagten abgeändert oder aufgehoben werden Tann. 
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8 368. Die auf die Einlegung oder die Zurücknahme For, 
von Rechtömitteln bezüglichen Erklärungen des Öerichtäheren Fam, 
find in Sachen der niederen Gericht3barfeit durch einen Gerichts- Br 
offizier, in Sachen der höheren Gerichtsbarkeit durch einen 
richterlihen Milttärjuftizbeamten zu den Aften zu beurfunden. 

KM. Die auf die Einlegung oder die Zurüdnahme von Rechts⸗ 
mitteln bezüglichen Beurkundungen der Gerichtöoffiziere und der richterlichen 
Militärjuftizbeamten (vgl. 88 380, 398) müſſen aud die Angaben ent 
Gegeben bat. SU Diejelhe rifiich ober auf tefegrapätfigem Mege erfolgt 

en bat. , 

A ift dad Schriftftüd oder Telegramm der Beu undung beizufügen, 

8 369. Seitens des Befchuldigten find die auf die 
Einlegung oder die Zurüdnahme von Rechtsmitteln bezüglichen 
Erflärungen in den Fällen des 8 130 Abſ. 4 und des 8 132 
Abf. 2 bei dem Gerichtsheren anzubringen, welchem die Ent- 
ſcheidung zufteht, im Uebrigen bei dem GerichtSheren, welcher 
die angefochtene Verfügung erlaffen oder herbeigeführt oder 
das Gericht berufen hat, deffen Entſcheidung angefochten wird. 

Die Erklärungen können jchriftlich eingereicht oder zu_&orm , 
Protofoll eines Gerichtsoffiziers oder eines richterlichen Militär- mt 
jnftizbeamten oder des nächſten mit Disziplinarftrafgewalt 
verfehenen Vorgeſetzten abgegeben werden. 

angefagte, welche fich nicht auf freiem Fuße befinden, 
fünnen die Erklärungen überdies zu Protofoll des mit der 
Aufficht Über das Gefängniß betrauten Offizier oder Beamten 
oder, fofern fie nicht dem aftiven Heere oder der aftiven 
Marine angehören, desjenigen Amtsgerichts geben, in deffen 
Bezirke das Gefängniß liegt. 

Zur Wahrung einer Frift genügt es, wenn innerhalb 
berjelben das Protofoll aufgenommen wird. 

Für den Beichuldigten kann auch der Vertheidiger, jedoch) 
nur in deſſen ausdrücklichem Auftrage, Rechtsmittel einlegen. 

8 370. Ein Irrthum in der Bezeichnung des zuläffigen 
Rechtsmittels ift unſchädlich. 

8371. Die Zurückna hme eines Rechtsmittels, ſowie der 
Verzicht auf die Einlegung eines Rechtsmittels kann auch vor 
Ablauf der Friſt zur Einlegung desſelben wirkſam erfolgen. 

Ein ſeitens des Gerichtsherrn zu Gunſten des Angeklagten 
eingelegtes Rechtsmittel kann jedoch nur zurückgenommen 
werden, wenn Letzterer auf dasſelbe ausdrücklich verzichtet. 

Der Vertheidiger bedarf zur Zurücknahme einer ausdrück⸗ 
lichen Ermächtigung. 

Zu Abi. 1 Sag 2 vgl. $ 367 Abſ. 1. 
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PR: 372. Hat die Entſcheidung über das Rechtsmittel auf 
mündlicher Verhandlung ftattzufinden, fo ift die Bu- 
—— nach Beginn der Hauptverhandlung nicht mehr 
zulaäſſig 


Zweiter Abſchnitt. 
Rechtsbeſchwerde. 


8 373. Die Rechtsbeſchwerde findet nur ſtatt, ſoweit ſie 
in dieſem Geſetz ausdrücklich zugelaſſen iſt. | 
Die Rechtsbeſchwerde ift zugelaflen: 
di idung des Geri der Kriegsgerichtsraths, 
” 5**— —— —— — —— 
ce um Unter] ⸗ 
gerichtsſchreibers, on & —— en ober Dolmetſchern als un- 
uläffig zurüdgemiejen wird ($ 130 a1. 4, 8132 Abſ. 2, 58 210,121); 
b) gegen die ein Gefuh um abiebereinfe g in den vorigen Stand 
verw Entſcheidung ($ 149 Abſ. 4); 
R Degen die Berhingeng vo on Amangsmafteg —* N: en Ben 
& verftändige (8 204 Abf. 1, 2 1, Wr 8 392 


Schlußſatz) 

di und S 
Tre an Oi In 
en e in eine e 
F —— dort ans ee 6 217 Ab. 3); Ref 
g) gegen von Zwangsmaßregeln gegen eine on, 
elde vie 3 der die Abli es die Unter⸗ 
a a m 


8 
h) gegen die e Anoebnung des Gerichtsheren ober Anterfuhungsführers 
wegen Beichlagnahme oder Durchſuchung bei altiven Militärperjonen 
in anderen 2 ben zum bienftlihen Gebrauch angewiejenen Räumen 


\. 4 
i ViRellum Strafverfahrens, d , wel 
) — 53* — —— — batte, zugleich —S Be 


k en des Gerichtöheren, durch die der Antrag des 
= ellagten auf oder von Zeugen oder deg 
Be — u en lung abg Ri 8 269 Abi. 3 


N EEE, „nur ben eine Drönungäftsefe 
luß d den dasſelbe, weil Die 
ee Ban an —*8ã ſei, ſeine — igkeit 


0 die herrn der Beru 
a —— der —— als unzulaſſig — 
wird (5 385 Ab 
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p) gegen die Enticheivung über nachträgliche Bildung einer Geſammi⸗ 
frafe (8.461 Abi. 4); 

q) gegen die Entſcheidung über bie Analegung eines Strafurtheils 
oder über die Berechnung der erkannten Strafe ꝛc. ($ 464 Abſ. 4); 

r) gegen die Verfügung oder Entſcheidung, durch die demjenigen, der 
eine unbegründete Anzeige gemacht oder der feinen Strafantrag 
zurüdgenommen bat, die Eritattung der erwachſenen bezw. 
baaren Auslagen auferlegt wird (8 470 Abſ. 2, 8 471 Ab}. 3). 


8 374. Erachtet die Stelle, deren Verfügung oder Ent- 
ſcheidung angefochten wird, die Rechtsbeſchwerde für begründet, 
jo bat fie derjelben abzuhelfen. Anderenfalls ift die Be⸗ 
ichwerde fofort der zur Entſcheidung darüber zuſandiam Stelle 
vorzulegen. Auf Rechtsbeſchwerden gegen die Entſcheidung er⸗ 
kennender Gerichte findet der erſte Satz keine Anwendung. 


8 375. Durch Einlegung der Rechtsbeſchwerde wird der 
Vollzug der angefochtenen Verfügung oder Entſcheidung nicht 
gehemmt. Die Beſtimmung des 8 217 Ab. 3 bleibt unberührt. 

Die Ausſetzung des Vollzugs Tann jedoch von demjenigen, 
der die angefochtene Verfügung oder Entſcheidung erlaſſen hat, 
oder, jofern es fih um die Entjcheidung eines erfennenden 
Gerichts handelt, von dem Gerichtäheren, welcher dasjelbe 
berufen Hat, angeordnet werden. Gleiche Befugnig hat die zur 
Entſcheidung über die Rechtsbeſchwerde zuftändige Stelle.. 

Zu Abſ. 1 vgl. auch 8 290 Abi. 6. 


8 376. Die zur Entfcheidung über die Nechtsbefchwerde 
auftändige Stelle kann etwa erforderlihe Ermittelungen an⸗ 
ordnen oder felbit vornehmen. 


8 377. Die Entjcheidung über die Rechtsbeſchwerde er⸗ Sorn 1 
folgt ohne vorgängige mündliche Verhandlung. Fame 

Steht dem ReichSmilitärgerichte die Entſcheidung zu, fo ift v9 
vor derſelben die Militäranwaltſchaft mit einer ſchriftlichen oder 
mündlichen Erklärung zu hören. 

Wird die Rechtsbeſchwerde für begründet erachtet, ſo iſt 
zugleich die in der Sache erforderliche Anordnung zu treffen. 


Dritter Abſchnitt. 
Kernfung. 
378. Die Berufung findet ftatt gegen Urtheile der_& 
Standgerihte und gegen die Urtheile der Kriegsgerichte in Gem 


fung fann das Urtheil erfter Inſtanz fo- 
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wohl in thatjächlicher wie in rechtlicher Beziehung angefochten 
werden. 


8 379. Die Berufung muß binnen einer Woche nach 
Verkündung des Urtheils eingelegt werden. 

Diefe Frift beginnt, falls die Verkündung nicht in An- 
wejenheit des Angellagten ftattgefunden hat, für diefen mit der 
Buftellung. 

Verkündung des Urtheild: 8 327; Zuftellung: 88 137 ff. 


sun L 8 380. Legt der Gerichtäherre Berufung ein, fo muß er 
Da zugleich erflären, weshalb und inwieweit dag Urtheil von ihm 
angefochten wird. 
1. Vgl. K. M. zu 8 368. 
2. Die Gründe, aus denen der Gerichtsherr das Urtheil anficht 
(8 365 Abi. 1 Sat 2, 88 367 ff.), ſowie der Umfang der Anfechtung 
—— aus der im 8 368 vorgeſehenen Beurkundung hervor⸗ 
gehen .). 


8 381. Legt der Angeflagte Berufung ein, fo ift ihm 
das Urtheil mit den Gründen, fofern dies noch nicht gefchehen, 
jofort zuzuftellen. 

ft der Angeflagte verhaftet, jo ift daS Urtheil auch dem 
Bertheidiger zuguftellen. 

1. Aud dem bei der Urtheildverfündung anwefend gemweienen Ans 
geklagten ift jofort nach Einlegung der Berufung (3 369) das Urtheil 
mit den Gründen (88 326, 336) zuzuftellen ($ 137 Abi. 2) (Bar.). 

2. Vertheidiger: 88 337 ff. 

3. Für einen bei der Urtheilsverfündung nicht anmwefenden Ans 
geflagten beginnt die Friſt für die Einlegung des Rechtsmittel erft mit 
der Zuſtellung (Bgr.) 


8 382. Sind vom Angeklagten bei Einlegung der Be- 
rufung beſtimmte Bejchwerdepunfte nicht aufgeftelit, tft nament- 
(ih nicht klar erkennbar, ob er die auf die Schuldfrage bezüg- 
liche Entſcheidung oder welchen anderen Theil des Urtheild er 
anfechten will, fo ift er durch einen Gerichtsoffizier oder einen 
KriegsgerichtSrath darüber zu vernehmen, weshalb und inwie⸗ 
weit das Urtheil von ihm angefochten wird. 

Bei der Vernehmung hat ſich der Gerichtsoffizier oder 
Kriegsgerichtsrath jeder Einwirkung auf die Entſchließung des 
Angeklagten zu enthalten. 

ft die im Abſ. 1 vorgefchriebene Vernehmung nicht durch⸗ 
führbar, fo gilt im Zweifel der ganze Inhalt des Urtheils als 
angefochten. 0 
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8 383. Durch rechtzeitige Einlegung der Berufung wird 
die Rechtskraft des Urtheils, ſoweit dasfelbe angefochten ift, 
gehenmnt. 

Bol. 88 379, 406. 


8 384. Iſt Berufung eingelegt, jo hat der Gericht&herr 
erfter Inſtanz die Alten dem Gerichtäheren der Berufungs- 
inſtarz vorzulegen. 

leichzeitig ſind, wenn die Berufung vom Gerichtsherrn gem 
eingelegt ift, dem Angeklagten die Schriftftücke über Einlegung 
und Begründung der Berufung zuzuftellen. 

Der Angeklagte und ber Serichtähern erjter Inſtanz find 
befugt, eine fchriftliche Gegenerflärung auf die Begründung 
der Berufung vor dem Termine zur Hauptverhandlung zu den 
Alten einzureichen. 

jed Ue der B ſollt di t nicht rt 
oder 8* —* — Weg nit Innegefaten sein, ar en 
Gerichtäheren der Berufungsinftang vorzulegen, deſſen Zuftändigfeit mit 
der eintegung des Retömielß begründet ift. 
em Gerichtäheren — iſt unbenommen, in den Akten 
die im mehmößig ericheinenden Erklärungen niederzulegen, die für den 
Tal der Beftellung eined Berufungsgerichts bis zum Termin der Haupt- 
verhandlung vervollftändigt werden fönnen (Bgr.). 


438 Der Gerichtsherr der Berufungsinſtanz kann Form, } 
das Rechtsmittel al3 unzuläffig zurückweiſen, wenn dasfelbe I 
nicht innerhalb der gejeglichen Frift (8 379) oder nicht auf 
dem vorgefchriebenen Wege ($ 369) eingelegt ift. 
Gegen dieje Verfügung findet binnen drei Tagen nad) 
der Zuſtellung die Rechtsbeſchwerde an das Reichsmilitär⸗ 
gericht Statt. 
negiabe chwerde: ss, 873 ff.; Friſt: 8 146 Abf. 1; Wievereinfegun 
817 — 3 . ſetzung: 


386. Wird die Berufung zugelaſſen, ſo hat der Ge— 
richtsherr der Beru ugs ang den Zuſammentritt des er— 
fennenden Gericht3 (8 2, 8 65) zu veranlafjen. ‘Mit 
der Vertretung der —5— in der Hauptverhandlung iſt ein 
Oberfriegsgerichtsrath oder ein Kriegsgerichtärath zu beauf- 
tragen. 


8 387. J in Sachen der niederen Gerichtsbarkeit der 
komamenbizenbe eneral (Admiral) Gerichtäherr der Berufungs- 
inftanz, fo fann er mit der Zuſammenberufung des erfennen- 
den Kriegsgerichts einen ihm unterftellten Gerichtsherrn be- 


auftragen. 
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8 388. Auf die Vorbereitung der Hauptverhanblung 
finden die Vorfchriften der SS 261 bis 267, 268 bis 271 
mit nachftehenden Maßgaben Anwendung. 

Inſoweit eine twiederholte Vernehmung der in er 

nflanz vernommenen Zeugen und Sachverftändigen — 
Härung der Sache nicht erforderlich erſcheint, kam ihre Ge⸗ 
ftellung oder Ladung unterbleiben. 

Nene Beweismittel find zuläffig. 

Bei der Auswahl der Zeugen und Sachverftändigen ift 
auf die zur Rechtfertigung der Berufung benannten Perfonen 
Rückſicht zu nehmen. 

Dem Angeklagten find gleichzeitig mit der Belanntgebung 
des Termin? der Hauptverhandlung die von Amtswegen zu 
fadenden Zeugen und Sacverftändigen namhaft zu machen. 
Läßt der Gerichtsherr nur einen ‘Theil der in erfter Inſtanz 
vernommenen Zeugen und Sachverftändigen laden, fo ift der 
Angellagte darauf hinzuweiſen, daß, wenn er die wiederholte 
Vernehmung anderer, in der Hauptverhandlung erfter Inſtanz 
bernommener Zeugen oder Sachverftändigen verlangen wolle, 
er deren Ladung rechtzeitig beantragen müfje (S 269 Abi. 4), 
widrigenfall3 die Verlefung des über ihre Ausfagen aufge 
nommenen Protofoll3 ohne feine Zuftimmung zuläſſig fei. 


8 389. Iſt das Erfcheinen des Angellagten in der 
Hauptverhandlung nad dem Ermeſſen des Gerichts beſonders 
erſchwert oder befindet fich derjelbe nicht auf freiem Fuße, fo 
fann das Gericht mit feiner Zuftimmumg bejchließen, daß in 
feiner Abweſenheit zu verhandeln fei. 

Im Vebrigen ifl, wenn bei dem Beginne der pauptver- 
handlung weder der nach 8 267 Abf. 1 geladene Angeklagte 
noch in den Fällen, in welchen ſolches zuläſſig, ein Vertreter 
desjelben erfchienen und das Ausbleiben nicht genügend ent- 
ſchuldigt ift, ohne Anweſenheit des Augeflagten über die von 
dem Angellagten eingelegte Berufung, fowie über die von 
dem Gerichtsheren eingelegte Berufung zu verhandeln oder die 
Vorführung des Angeklagten anzuordnen oder deſſen Ber 
haftung zu veranlaffen. ‘Der Angeflagte kann binnen einer 
Woche nach Zuftellung des Urtheild die Wiedereinfegung in 
den vorigen Stand unter den in den SS 147, 148 bezeichneten 
Vorausſetzungen beanspruchen. 

Hinfichtlih der Vertheidigung gelten auch für die Vor- 
bereitung der Hasptverhandlung, wie für die Hauptverhand- 
lung die Beitimmungen der SS 337 ff. 
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8 390. Auf die Hauptverhandlung in der te 


inſtanz finden die 88 213 bis 279, 282 bis 293, 331 bi 
335 entiprechende Anwendung. 

8 391. Nachdem die Hauptverhandlung nach Vorfchrift 
der 88 294 bis 296 begonnen hat, erftattet der die Verharnd- 
(ung führende Kriegsgerichtsrath oder Oberfriegsgerichtärath 
in Abmwefenheit der Zeugen Bericht über die Ergebnifje des 
bisherigen Verfahrens. Das Urtheil erfter Inſtanz ift ſtets 
zu verleſen. | 

Sodann folgt die Vernehmung des Angeklagten, falls 
diefer anweſend ift, und die Bemweisaufnahme. 


8 392. Dei der Berichterftattung und der Beweisauf— 
nahme können Schriftftücde verlefen werden. Protokolle über 
Ausfagen der in der Hauptverhandlung erjter Inſtanz ver- 
nommenen Zeugen und Sachverftändigen dürfen, abgejehen 
von den Fällen der 88 305, 307, ohne die Zuftimmung des 
Pertreterd der Anklage und des Angeklagten nicht verlefen 
werden, wenn die Zeugen oder Sachverftändigen wiederholt 
geftellt oder auf wiederholte Ladung erjchienen find oder wenn 
deren Vorladung von dem Angeklagten vechtaeitig bor der 
Hauptverhandlung nach Maßgabe des 8 269 Abf. 4 beantragt 
worden ift. Im Mebrigen gelten bezüglich der Beweisaufnahme 
die Beitimmungen der SS 298 bis 311. 


8 393. an dem Schluffe der Bemweisaufnahme werden 
der Vertreter der Anklage, jowie der Angeklagte und fein Ver⸗ 
theidiger mit ihren Ausführungen und Anträgen — und zwar 
derjenige Theil, welcher die Berufung eingelegt Hat, zuerft — 
gehört. Dem Angellagten gebührt das letzte Wort. “Die 
Borichrift des 8 313 findet Anwendung. 


i 394. Der Prüfung des Gericht! unterliegt dag Urtheil 
nur, joweit es angefochten ift. 

Im Uebrigen finden die Vorfchriften über die Feftitellung, 
Abfafjung und Verkündung des Urtheild in erfter Inſtanz 
(88 315 bis 323, Saas Abf. 2, 88 325 bis 327) auf das 
Verfahren vor dem Berufungsgericht entfprechende Anwendung. 


8 395. Inſoweit die Berufung für begründet befunden 
wird, hat da8 Berufungsgericht unter Aufhebung des Urtheils 
in der Sache jelbft zu erfermen. 

Leidet das Urtheil an einem Mangel, welcher die Reviſion 
wegen einer Gejetesverlekung im Verfahren begründen würde, 
fo kann dag Berufungsgericht unter Aufhebung des Urtheilg 
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8 388. Auf die Vorbereitung der Hauptverhand 
finden die Vorjchriften der 88 261 bis oe 268 bis Fi 
mit nachftehenden Maßgaben Anwendung. 

Inſoweit eine wiederholte Vernehmung der im er 
Inſtanz vernommenen Zeugen und Sachverftändigen zur Auf- 
Härung der Sache nicht erforderlich erjcheint, kam ihre Ge⸗ 
ftellung oder Ladung unterbleiben. 

Nene Beweismittel find zuläffig. 

Bei der Auswahl der Zeugen und Sachverftändigen ift 
auf die zur Nechtfertigung der Berufung benannten Perjonen 
NRüdficht zu nehmen. 

Dem Angellagten find gleichzeitig mit der Belanntgebung 
bes Termin der Hauptverhandlung die von Amtswegen zu 
ladenden zeugen und Sacjverftändigen namhaft zu machen. 
Läßt der Gerichtäherr nur einen Theil der in erfter Inſtanz 
vernommenen Zeugen und Sachverftändigen laden, fo ift der 
Angeflagte darauf Hinzuweifen, daß, wenn er die wiederholte 
Vernehmung anderer, in der Hauptverhandlung erfter Inſtanz 
bernommener Zeugen oder Sachverftändigen verlangen wolle, 
er deren Ladung rechtzeitig beantragen müſſe (8 269 Abf. 4), 
widrigenfalls die Verlefung des über ihre Ausfagen aufge 
nommenen Protofoll3 ohne feine Zuftimmung zuläffig jet. 


8 389. Iſt das Erſcheinen des Angellagten in der 
Hauptverhandlung nad dem Ermeſſen des Gerichts befonders 
erfchwert oder befindet fich derfelbe nicht auf freiem Fuße, jo 
kann das Gericht mit feiner Zuftimmung befchliegen, daß in 
feiner Abweſenheit zu verhandeln jei. 

Im Uebrigen iſt, wenn bei dem DBeginne der paublver- 
handlung weder der nach 8 267 Abf. 1 geladene Angeklagte 
noch in den Fällen, in welchen folches zuläjfig, ein Vertreter 
desjelben erfchienen und das Ausbleiben nicht genügend ent- 
ichuldigt ift, ohne Anweſenheit des Angeklagten über die von 
dem Angellagten eingelegte Berufung, fowie über die von 
dem Gerichtsheren eingelegte Berufung zu verhandeln oder Die 
Vorführung des Angeklagten anzuordnen oder deſſen Ver⸗ 
Haftung zu veranlaffen. Der Angeflagte Tann binnen einer 
Woche nah Zuftellung des Urtheils die Wiedereinjekung in 
den vorigen Stand unter den in den 88 147, 148 bezeichneten 
Vorausſetzungen beanspruchen. 

Hinfichtlicd der Vertheidigung gelten auch für die Vor: 
bereitung der Hauptverhandlung, wie für die Hauptverhand- 
lung die Beftimmungen der 88 337 ff. | 
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8 390. Auf die Dauptverfanblung in der 3 
inftanz finden die 88 2 
335 entiprechende Anwendung. 

S 391. Nachdem die Hauptverhandlung nah Vorfchrift 
der 88 294 bis 296 begonnen bat, erjtattet der die Verhand⸗ 
[ung führende Kriegsgerichtsrath oder Oberfriegögerichtärath 
in Abweſenheit der Zeugen Bericht über die Ergebnifje des 
bisherigen Verfahrens. Das Urtheil erfter Inſtanz iſt ſtets 
zu verlefen. | 

Sodann folgt die Vernehmung des Angeflagten, falls 
diefer anweſend ift, und die Bemweisaufnahme. 


8 392. Bei der Berichterftattung und der Beweisaufs 
nahme können Schriftftüde verlejen werden. Protokolle über 
Ausfagen der in der Hauptverhandlung erfter Inſtanz ver- 
nommenen Zeugen und Sachveritändigen dürfen, abgejehen 
von den Fällen der SS 305, 307, ohne die Zuftimmung des 
Bertreterd der Anklage und des Angeklagten nicht verlefen 
werden, wenn die Zeugen oder Sachverftändigen wiederholt 
geftellt oder auf wiederholte Ladung erjchienen find oder wenn 
deren Vorladung von dem Angeflagten vechtzeitig vor der 
Hauptverhandlung nad) Maßgabe des 8 269 Ab. 4 beantragt 
worden ift. Im Uebrigen gelten bezüglich der Beweisaufnahme 
die Beitimmungen der 88 298 bis 311. 


8 393. Nach dem Schluffe der Beweisaufnahme werden 
der Vertreter der Anklage, ſowie der Angeklagte und fein Ver- 
theidiger mit ihren Ausführungen und Anträgen — und zwar 
derjenige Theil, welcher die Berufung eingelegt hat, zuerft — 
gehört. Dem Angeklagten gebübrt das letzte Wort. Die 
Vorſchrift des 8 313 findet Anwendung. 


8 394. Der Prüfung des Gerichts unterliegt das Urtheil 
nur, foweit es angefochten ift. 

Im Uebrigen finden die Vorfchriften über die Feſtſtellung, 
Abfaffung und Verkündung des Urtheils in erfter Inſtanz 
(88 315 bis 323, San Abi. 2, 88 325 bis 327) auf das 
Derfahren vor dem Berufungsgericht entfprechende Anwendung. 


8 395. Inſoweit die Berufung für begründet befunden 
wird, hat das Berufungsgericht unter Aufhebung des Urtheilg 
in der Sache felbit zu erfennen. 

Leidet daS Urtheil an einem Mangel, welcher die Revifion 
wegen einer Gejegesverlekung im Verfahren begründen würde, 
jo kann das Berufungsgericht unter Aufhebung des Urtheils 
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die Sache, wenn die Umftände des Falles es erfordern, zur 
Entſcheidung in die erfte Inſtanz zurüdverweifen. In diejem 
Falle hat der Gerichtöherr der erften Inſtanz von Neuem ein 
erfennendes Gerich u "berufen. 

Hat das — erſter Inſtanz mit Unrecht feine Zu— 
ſandhtete angenommen, ſo hat das Berufungsgericht unter 
Aufhebung des Urtheils die Sache der zuſtändigen Stelle zu 
überweiſen oder, wenn es ſelbſt für dieſe Sache als Gericht 
erſter Inſtanz beſtellt werden könnte, in der Sache zu erkennen. 


8 396. War das Urtheil nur von dem Angeklagten oder 
zu Gunſten des Angeklagten angefochten, ſo darf eine härtere 
Strafe als die in erſter Inſtanz erkannte nicht verhängt werden. 
Die einer Geſammiſtrafe zu Grunde liegenden Einzelſtrafen 
dürfen nicht höher als in dem angefochtenen Urtbeile bemejjen 


werden. 
Vierter Abfchnitt. 
Revifion. 
ns 397. Die Revifion findet ftatt gegen die Urtheile der 
m T Oberkiegegerich chte. 


Inſoweit das Urtheil eine der im 8 15 bezeichneten 
ſraſton Handlungen zum Gegenſtande hat, iſt die Reviſion 
ausgeſchloſſen. 


8 398. Die Reviſion muß binnen einer Woche nad) 
Verkündung des Urtheil3 eingelegt und nad) Maßgabe der 
nachfolgenden Beitimmungen gerechtfertigt werden. 

Die 88 379 Abf. 2, 381 finden entjprechende Anwendung. 

1. Vgl. K. M. zu 8 368. 


2. 146 2; Wiedereinſ 147; Wahrun 369 
Abſ. 4, ot ra 1; s Einfegung: 88 365 — ⸗ ss 


8 399. Die Reviſion Tann nur darauf geftütt werden, 
daß das Urtheil auf einer Gejetesverlekung beruhe. 

Geſetzesverletzung iſt vorhanden, wenn eine ausdrückliche 
Vorſchrift der Geſetze oder ein Rechtsgrundſatz oder eine mili- 
täriſche Dienſtvorſchrift oder ein militärbienftliher Grundſatz 
nicht oder nicht richtig angewendet worden ift. 

Das Revifionggericht hat, abgejehen von den Fällen des 8 400, die 

gefochtene Entfcheidung nur dann aufzuheben, wenn das Urtheil auf 
einer eſetzesverletzun — 28 alſo dann, wenn zwiſchen der Geſetzes⸗ 
verletzung und der — 2 ein erfichtlicher oder wenigſtens glaubhafter 
Zuſammenhang befteht (Bgr.). 
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& 400. Ein Urtheil ift ftet8 als auf einer Verlegung 

des Geſetzes beruhend anzufehen: 

1. a das erfennende Gericht nit vorfchriftsmäßig bes 
est war; 

2. wenn bei dem Urtheil ein Richter mitgewirkt bat, welcher 
von der Ausübung des Nichteramts Traft des Geſetzes 
ausgefchloffen war; 

3. wenn bei dem Urtheil ein Richter mitgewirkt hat, nach— 
dem derfelbe wegen Beſorgniß der Befangenheit abgelehnt 
war und das Ablehnungsgefuch entweder für begründet 
erflärt war oder mit Unrecht verworfen worden ift; 

4. wenn das Gericht feine Zuftändigfeit mit Unreht an- 
genommen bat; 

5. wenn die Hauptverhandlung in Abwefenheit einer ee 
deren Anwefenheit das Geſetz vorjchreibt, ftattgefunden hat; 

6. wenn das Urtheil auf Grund einer mündlichen VBerhand- 
fung ergangen ift, bei welcher die VBorjchriften über die 
Deffentlichkeit des Verfahrens verlett find; 

7. wenn dag Urtheil feine Entfdjeidungsgrände enthält; 

8. wenn die DVertheidigung in einem für die Entjcheidung 
wejentlihen Punkte durch eine Verfügung des Gerichts⸗ 
herrn oder einen Beichluß des Gerichts unzuläjfig ber 
ſchränkt worden ift; 

9. wenn da3 Urtheil in Beziehung auf die Geltung oder 
Auslegung einer militärifchen Dienftvorjchrift oder eines 
militärdienftlichen Grundſatzes mit einer darüber ergan- 
genen Allerhöchſten Enticheidung nicht im Einflange fteht. 


8 401. Die Verlegung von Rechtsnormen, welche ledig⸗ 
ih zu Gunſten des Angellagten gegeben find, kann nicht zu 
dem Zwecke geltend gemacht werden, um eine Aufhebung des 
Urtheils zum Nachtheile des Angeklagten herbeizuführen. 


8 402. Der Beurtheilung des Reviſionsgerichts unter: 
fiegen auch diejenigen Entfcheidungen, welche den Urtheile 
vorausgegangen find, fofern dasfelbe auf ihnen beruht. 


8 403. Die Rechtfertigung der Reviſion muß erfennen 5, 
laſſen, inmieweit dag Urtheil angefochten umd deſſen Au 7 
bebung beantragt werde, und die Anträge (Nevifionsanträge 
begründen. 

Aus der Begründung muß, falls die Verlegung einer ge- 
ſetzlichen Vorſchrift oder eines Nechtsgrundfages behauptet 
wird, hervorgehen, ob die Vorjchrift oder der Grundſatz das 

9% 
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Berfahren betrifft oder anderer Art iſt. Erfterenfallg müſſen 
die den Mangel enthaltenden Thatſachen angegeben werden. 


8 404. Hat der Angeflagte Revifion eingelegt, jedoch 
binnen der im 8 398 beftimmten Friſt einen begründeten 
Nevifionsantrag bei dem Gerichtsherrn der Berufungsinſtanz 
nicht eingereicht, fo ift er durch einen Kriegsgerichtsrath nach 
Maßgabe des 8 403 über feine Anträge und deren Begründung 
zu Protokoll zu vernehmen. 


R: 405. Durch rechtzeitige Einlegung der Reviſion wird 
die Rechtskraft des Urtheils, ſoweit dasſelbe angefochten ift, 
gehemmt. 


406. Der Gerichtäherr der Berufungsinftanz hat die 
Neviftonsanträge mit den Akten an den Präfidenten des Reichs⸗ 
militärgerichts einzujenden. 


8 407. Das Neihsmilitärgericht hat das Nechtsmittel 
durch Beichluß als unzuläffig zu verwerfen, wenn dasſelbe 
nicht I der geſetzlichen Su (8 398) oder nicht auf 
dem vorgejchriebenen Wege (8 369) eingelegt worden, oder 
wenn die Reviſion ungerechtfertigt geblieben ift (88 403, 404). 

Anderenfalls enticheidet das Neichsmilitärgericht durch 
Urtheil. Bor der Entſcheidung ift die Revifionsrechtfertigung 
dem anderen Theile zuzuftellen. Diefem fteht frei, binnen 
einer Woche eine Gegenerflärung entweder fchriftlich einzureichen 
oder, falls er der Angeflagte ift, einem Kriegsgerichtsrathe zu 
Protokoll zu erklären. 


S 408. Der Angeklagte, oder auf deſſen Verlangen der 
Bertheidiger, ift von dem Tage der Hauptverhandlung zu be- 
nachrichtigen. Der Angeklagte Tann ın diejer erjcheinen oder 
fih durch feinen Vertheidiger vertreten laſſen. 

Der nicht a freiem Fuße befindliche Angellagte Hat 
feinen Anſpruch auf Anweſenheit. 

K. M. Angeklagte, die in der Hauptverhandlung des Reichsmilitär⸗ 
gerit perjönlich erjcheinen wollen, können zu dieſem Zwecke beurlaubt 
w 


en. 
Reiſe⸗ oder Marfchgebührniffe werden nicht gewährt. 


8 409. Die Hauptverhandlung beginnt mit dem Vor⸗ 
trag eines Berichterſtatters. 

Hierauf werden die Militäranwaltichaft, fowie der Ange 
klagte ımd fein Vertheidiger mit ihren Ausführungen und An- 
trägen gehört. 


v 
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Derjenige, welcher die Reviſion nachgejucht bat, ift zuerft 
a hören; dem Angeklagten gebührt in allen Fällen das letzte 
rt. 


o 

Auf die Hauptverhandlung finden die Beſtimmungen der 
8274, 8 275 Abſ. 1, 88 282—289, 8 290 Abſ. 1—4, 88 291, 
320, 321, 322 entſprechende Anwendung. 


410. Der Prüfung des Reviſionsgerichts unterliegen 
nur die geftellten Reviſionsanträge und, infoweit die Nevifion 
auf Mängel des Verfahrens geftüßt wird, nur diejenigen That- 
jachen, welche bei Anbringung der Revifionsanträge bezeichnet 
worden find. 

Eine weitere Begründung der Revifionsanträge als die 
im $ 403 Abf. 2 vorgejchriebene ift nicht erforderlich und, wenn 
fie unrichtig ift, unſchädlich. 

8 411. Inſoweit die Nevifion für begründet erachtet 
wird, ift das angefochtene Urtheil aufzuheben. 

Gleichzeitig find die dem Urtheile zu Grunde liegenden 
Feſtſtellungen aufzuheben, jofern fie durch die Geſetzesverletzung 
Ba werden, wegen deren die Aufhebung des Urtheils 

olgt. 

S 412. Erfolgt die Aufhebung des Urtheil® nur wegen 
Gejeesverlegung bei Anwendung des Geſetzes auf die dem 
Urtheile zu Grunde liegenden Feftitellungen, fo hat das Reichs⸗ 
milittärgeriht in der Sache felbit zu entjcheiden, jofern ohne 
weitere thatjächliche Erörterungen nur auf Einftellung des 
Berfahrens oder auf Freiſprechung zu erfennen ift. 

In anderen Fällen ift die Dane zur andermeiten Ver⸗ 
handlung und Enticheidung in die Berufungsinftang zurüd- 
zuverweiſen. 

Der Präſident des Reichsmilitärgerichts hat behufs weiterer 
Veranlaſſung mit dem zuſtändigen Gerichtsherrn ſich in Ver⸗ 
bindung zu ſetzen. 

S 413. Die Verkündung des Urtheils erfolgt durch den 
Senatspräfidenten nach Vorſchrift des 8 327 Abf. 1 und 2 
mit der Maßgabe, daß an die Stelle der Frift von drei Tagen 
eine ſolche von einer Woche tritt. 

414. Erfolgt zu Gunften eines Angeklagten die Auf- 
bebung des Urtheils wegen Gefetesverlegung bei Anwendung 
des Strafgeſetzes, und erſtreckt fich das Urtheil, joweit eg auf- 
gehoben wird, noch auf andere Angeklagte, welche die Revifton 
nicht oder wegen anderer Bejchwerdepunfte eingelegt haben, fo 
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ift zu erkennen, al3 ob fie gleichfall$ diefelbe Reviſionsbeſchwerde 
eingelegt hätten. 

Dasfelbe gilt, wenn mehrere Perjonen bei derfelben ftraf- 
baren Handlung als Thäter, Theilnehmer, Begünftiger oder 
Hehler betbeiligt und hiervon ein Theil durch vorausgegangene 
milttärgerichtliche Erkenntniſſe abgeurtheilt ift. 

8 415. Das Gericht, an weldhes die Sache zur ander- 
weiten Verhandlung und Entfcheidung verwiefen ift, hat die 
rechtliche und militärdienftlihe Beurtheilung, welche der Auf- 
bebung des Urtheil® zu Grunde gelegt tft, auch feiner Ent- 
iheidung zu Grunde zu legen. 

War das Urtheil nur von dem Angeflagten oder zu 
Sunften desfelben angefochten worden, fo darf das neue Urtheil 
eine härtere Strafe als die in dem aufgehobenen erkannte nicht 
verhängen. Die einer Gejammtitrafe zu Grunde liegenden 
Einzelitrafen dürfen nicht höher als in dem aufgehobenen Ur- 
theile bemeffen werden. 


Vierter Titel. 


Beftätigung der im srdentlihen Verfahren ergangenen 
Urtheile. 


8 416. Urtheile, die durch ein ordentliches Rechtsmittel 
a anfechtbar find, werden mit einer Beftätigungsordre 
verjehen. 

In der Beftätigungsordre ift zum Ausdrude zu bringen, 
daß das Urtheil rechtskräftig geworden und, foweit es auf Ver- 
urtheilung lautet, zu vollitreden ift. 

Die Beftätigungsordre ift dem Angellagten befannt zu 
machen. 

Anfechtung der Urtheile Durch ordentliche Rechtsmittel: 88 363, 365, 
378, 397. 

S 417. Auf Strafverfügungen ($ 349) finden die Be— 
ftimmungen des 8 416 feine Anwendung. 


8 418. Bon wen die Beftätigungsordre ertheilt wird, 
bejtimmt für die bei der Marine ergebenden Urtbeile der Kaifer, 
im Webrigen der zuftändige Kontingent3herr. 

A. B. 1. Ich behalte Mir die Ertheilung der Beſtatigungsordre vor: 

a) für die Urtheile, Durch die auf Todesftrafe, auf lebenslängliche Frei 
getöftrafe oder van eined militäriichen Verbrechens je eine Die 
auer von zehn Jahren überfteigende Freiheitsſtrafe erfannt ift; 
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bei einer Geſammtſtrafe kommt nur die Kir wegen eines mili: 
tärifchen Verbrechens Tefige] etzte Gingelfien Betracht; Freiheits⸗ 
Ieafe an Zne dieſer Beſtimmung tft auch Zuchthaus (vgl. 8 16 


b) ir nie: Urtheile gegen Dffigiere, Sanitätsoffiziere und obere Militärs 
eamte; 


e) für die oe durch die gegen einen Fähnrich auf Degrabation 


2 Im Uebrigen ertheilen die Beitätigungsorbre: 

8) ati der au Sr —&e ſowie der Önuverneur Sabre (mu ins 

ich der au afe von mehr al3 einem 

Heibene in denjenigen Strafſachen, für die fie Die Gerichtsherren der 
Berufungsin tanz nd, ſowie in "und ehe Fällen, in denen g gegen 
einen preußilchen endarmen und eine Militärperfon ihres 
fehlsbereichs durch —R Urtheil erkannt iſt; 

b) der Chef der Landgendarmerie — von den. Fällen zu 2a abgejehen — 
für alle im kriegsgerichtlichen Verfahren ergangenen Urtheile gegen 

) —— allen d Gerichts d Inſtanz, weld 

e) in onftigen er err derjenigen welde 
das zu b e Urtheil gef at; in den Fällen des 8 412 
Abſ. 1, 8 um der Teilkärfortgeri tBorbmung der Präfident des 
Reichämilitärgerichts. 


8. Iſt durch dasſelbe Urtheil gegen mehrere Angeklagte erlonnt 
worden, * ſteht die Beltätigung — ſaͤmmtlicher ngellagten dem⸗ 
jenigen Befehlshaber zu, dem die höhere BeitätigungSbefugniß, wenn auch 
nur binfichtlich eines der Angellagten, zufommt. 

4. Urtheile, deren Beftätigung Ich Mir vorbehalten habe, werden 
Mir von dem a ans Ka —5 — mit den Akten und einem von 
aa —— — ertigenden 4 und zu unterſchreibenden en 

den Pr — * Male: Reihsmilitärgerichts eingereicht, Dem 
ten erichtäheren if Meldung zu eritatten. 

Der Atenaudzug hat in gedrängter Kürge bie die en und dienſt⸗ 
lichen Verhältniffe des Angeklagten, eine ellung des 
Sachverhalts, die Angabe der in Anwendung — ben 2 ege und die 
Formel > ehe zu enthalten. 

6. zur Beſtätigung berechtigte Befehlshaber kann das Urtheil 
bei der Beat ung nad Maßgabe nachftehender Beftimmungen mildern: 

Sn den Fällen ber 88 85—87 des Militärftrafgefegbuhs kann unter 
ber im 8 88 dajelb gugegebenen Jorcusſtung die Milderung des Ur⸗ 
theils in den im em Gerichte für die Strafbemeſſung gezogenen 


Geiine Tocipe 
eitöftrafen Tönnen bi3 auf den Mindeftbetrag der geſetz⸗ 
lichen Si 5* ung herabgeſetzt werden. 

Hierbei iſt eine Aenderung der Strafart nur dann ml wenn in 
den Militärftrafgefegen Die 5*— Handlung wahlweiſe mit Arreſt oder 
mit Gefängniß oder ae edroht ift. 

sh dieſen die erfannte Gefängnißftrafe auf uf Sefnungäpaft 
oder die im en enen Falle geſetzlich zuläffige —— und 
Feſtungshaft auf Arreſt der Dee neten Art gemildert werben. 

ft ein militäriiched Vergehen mit Arre d ohne Bezeichnung der 
Arreftart bedroht, jo Tann an die Stelle der ertannten härteren Arreftart 
eine gelindere treten. 
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den Fällen des 8 40 Abſ. 2 Nr. 1 und 2 des Militärftrafg 
buchs die erkannte Degrabation und in dem yalle des 8 75 daleb 
die erfannte Berjegung in die zweite Klaffe des Soldatenitandes erlafien 


a Yo Mt ones « 
„3% beftätige, DaB das Urtheil rechtskräftig geworben tft.“ 
Sm Falle der Verurteilung ift hinzuzuſetzen: , 


T. an Di ME in, Onabenangelegenbeiten Diöfer dur das General 
aubitoriat erftatteten Berichte erjtattet in Zukunft der Präfident des Reichs⸗ 
—æe 
Fünfter Titel. 


Schäliguug und Aufhebung der Artheile der Feldgerichte 
und der Serdgerithte. 


8 419. Gegen die im Felde oder an Bord ergangenen 
Urtbeile finden die Rechtsmittel der Berufung und der Revifion 


nicht ftatt. 

8 420. Die im $ 419 bezeichneten Urtheile erlangen 
Rechtskraft und Vollſtreckbarkeit durch die Beftätigung. 

8 421. Die Beftimmung des $ 420 gilt auch hinſichtlich 
—— militärgerichtlichen — welche zu der Zeit, wo 

der Angeklagte in ein mobiles Verhältniß tritt, die Rechtskraft 
noch nicht erlangt haben. 

1. re 8 423 Wi. 2, 5 438. 

2. Mobiles Berhältnik: E. G. 55 Anm. 2. 

8 422. Wem das Deftätigungsreiht und das Aufhebungs⸗ 
recht zufteht, beftimmt der Kaiſ 

423. Bor der Entföfiefung über die Betätigung hat 
erichtSherr den Angeflagten, falls dieſer ilt ift, 
— einen Kriegsgerichtsrath oder einen Offizier protokollariſch 
darüber vernehmen zu laſſen, ob und welche Beſchwerden er 
gegen das Urtheil vorzubringen habe. 

Dieſer Vernehmung bedagt es ht wenn in den Fällen 
des 8 421 der Angellagte bereit3 ein ordentliches Rechtsmittel 
eingelegt umd begründet hatte. 

Dal. 88 382, 398 ff., 403, 404. 

424. Die Urtbeile, deren Beltätigung der Kaifer 
v find demjelben durch den Präfidenten des Reichs⸗ 
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militärgericht8 mit einem Gutachten der Militäranwaltichaft 
vorzulegen. 


S 425. Die Beftätigung anderer Urtheile darf nur auf 
Grund des jchriftlichen Nechtsgutachtens eines richterlichen 
Militärjuftizbeamten oder, in Ermangelung eines folchen, eines 
zum Nichteramte befähigten Beamten oder Offizier erfolgen, 
wenn auf Zod, auf Zuchthaus oder auf Gefängniß oder 
Feitungshaft von mehr al3 einem Jahre erfannt ift. 

Lautet ein kriegsgerichtliches Urtheil auf Freiſprechung 
oder auf eine geringere als die im eriten Abſatze bezeichnete 
Strafe, fo hat der Befehlshaber, dem die Betätigung zuſteht, 
eine Begutachtung nur dann anzuordnen, wenn die Entjcheidung 
des Kriegsgericht3 vom Antrage des Vertreter8 der Anklage 
wejentlich abweicht, oder wenn ihm die Entſcheidung aus 
jonftigen Gründen bedenklich erfcheint. 

1. Die Worte „von mehr al3 einem Sabre” beziehen ſich nur auf 
Gefängniß und auf Feftungähaft, nicht auch auf Zuchthaus. Iſt auf 
Zuchthaus erkannt, jo iſt ftet3 die Begutachtung geboten (Bgr.). 

2. Im Bedürfnißfalle fol das Gutachten eined Beamten ober 
Dffizier8 ausreichen, der zum Richteramte befähigt ift (Bgr.). 

86. Die Begutachtung ſoll nicht durch einen Beamten 
oder Offizier geſchehen, welcher in der Hauptverhandlung als 
Richter oder als Vertreter der Anklage oder als Vertheidiger 
mitgewirkt hat. 

8 427. Der Befehlshaber, welchem die Beſtätigung 
zuſteht, kann eine Vervollſtändigung der Unterſuchung anordnen. 


8 428. War das Urtheil in den Fällen des 8 421 
durch ein ordnungsmäßig eingelegtes Rechtsmittel bereits an- 
gefochten, oder werden in dem NWechtsgutachten (8 425) gegen 
die Gejeglichfeit des Urtheils oder gegen die thatjächliche 
Feſtſtellung wefentliche Bedenken erhoben, fo hat der zur Be- 
ftätigung berechtigte Befehlshaber, fofern er nicht felbft über 
die Aufhebung des Urtheils befinden Tann, die Entſcheidung 
de3 hierfür zuftändigen Befehlshabers herbeizuführen. 

In derjelben Weife ift zu verfahren, wenn der zur Be⸗ 
ftätigung berechtigte Befehlshaber entgegen dem Rechtsgutachten 
Anstand nimmt, die beantragte Beftätigung zu ertheilen. Die 
Berjagung derjelben ift fchriftlich zu begründen. 

Dem Beltätigungsrechte fteht die Pflicht zur Verſagung der Beftätigung 
in den zur Beftätigung nicht geeigneten Fällen gegenüber. Die —— 
über die Begründetheit der erhobenen Angriffe oder Bedenken kann nur 
a ae von demjenigen Befehlähaber, dem das Aufhebungsrecht 
3 .). 
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S 429. Bei Urtheilen der Weldftandgerichte und der 
Borditandgerichte findet eine Begutachtung nicht ftatt. Glaubt 
der Gerichtöherr die Betätigung verfagen zu müſſen, fo bat 
er unter Begründung der Verfagung die Entfeheidung des für 
die Aufhebung zuftändigen Befehlshaber herbeizuführen. 


S 430. Der zur Aufhebung berechtigte Befehlshaber hat 
nad) Einholung des Gutachtens eines ihm zugeordneten richter- 
lihen Militärjuſtizbeamten darüber zu enticheiden, ob das 
Urtheil dem Gerichtsherrn zur Ertheilung der Beftätigung 
zurüdzufenden, oder ob dasfelbe aufzuheben fei. 

Der Befehlöhaber ift an dieſes Gutachten nicht gebunden, entjcheibet 
vielmehr nad} eigener pflichtmäßiger Weberzeugung. Iſt der zur Aufhebung 
berechtigte Befehlshaber zugleich derjenige, welchem das veſtanigungereh 
un jo fallen Berjagung der Beltätigung und Aufhebung des Urtheils 
Ya Ma ; einer doppelten Begutachtung bedarf e8 in dieſem Falle nicht 

8 431. Die ertheilte Betätigung ift auf der Urfchrift 
des Urtheilg zu vermerken und en Angeklagten auf dem in 
den SS 256, 257 bezeichneten Wege bekannt zu machen. 

Urſchrift des Urtheils: 8 336. 

432. Im Falle der Aufhebung des Urtheils iſt die 
Berufung eines neuen erkennenden Gerichts zu veranlaſſen. 
Soweit es erforderlich oder ſachgemäß erſcheint, iſt mit dieſer 
Berufung ein anderer Gerichtsherr als der zuerſt mit der Sache 
befaßte zu betrauen. Zu dem neu zu berufenden Gerichte 
dürfen die Perſonen als Richter nicht zugezogen werden, welche 
bei der früheren Hauptverhandlung mitgewirkt haben. 

Der die Aufhebung ausſprechende Deich aber kann auch 
die Erledigung der Sache im ordentlichen Verfahren verfügen, 
jofern die Erledigung nach Lage des Falles bis zur Beendigung 
des die Anwendbarkeit diejes Titels begründenden Verhältniſſes 
aufgejchoben werden Tann. 


S 433. Wird im Laufe eines im Felde oder an Bord 
eingeleiteten Strafverfahren der Bejchuldigte zu einem im- 
mobilen milttärifchen Verbande verjegt oder einem folchen über- 
wieſen, jo findet die Veberleitung in das ordentliche Ver: 
fahren ftatt. 

War jedoch ein Urtheil bereit3 ergangen, fo hat über die 
Beitätigung der bis dahin zuftändige Befehlshaber nach Maf- 
gabe diefes Titel3 zu befinden. Wird die Beftätigung verjagt, 
jo ift daS Urtheil dem Angeklagten nach defjen Uebertritt in 
den immobilen Verband befannt zu machen ($ 137). Gegen 
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das Urtheil ift binnen der gefetlichen Friſt (8 379) die Be— 
rufung zuläffig. Die Frift läuft auch für den Gerichtsherrn 
vom Tage der Bekanntmachung des Urtheils an den An- 
geffagten. Die gerichtSherrlichen Befugniffe gehen in einem 
folchen Falle auf den Gerichtsheren des immobilen Ver—⸗ 
bandes über. 


5 434. Bei der Marine fteht dem Uebertritte zu einem 
immobilen Verbande ($ 433) die Ablöfung von Bord gleich. 


8 435. Mit. der Demobilmahung treten die Beſtim— 
mungen diejes Titels außer Anwendung. Noch nicht erledigte 
Straffahen find in das ordentliche Verfahren lberzuleiten. 

Auf die bei Eintritt der Demobilmachung noch nicht be- 
fäfigeen Urtheile finden die im 8 433 Abf. 2 für den Tall 
er Verfagung der Beftätigung gegebenen Beftimmungen An- 
wendung. 


Sedjter Titel. 
Wiederanfnahme eines durch rechiskräftiges Urtheil 
gefhloflenen Verfahrens. 


5 436. Die Wiederaufnahme eines durch rechtskräftiges 
Urtheil gefchloffenen Verfahrend zu Gunften des Verurtbeilten 
findet ftatt: 

1. wenn eine in der De ende Far ar feinen Ungunften 
als echt vorgebrachte Urkunde fäljchlich angefertigt oder 
verfälicht war; 

2. wenn duch ein zu feinen Ungunften abgelegtes Zeugniß 
oder abgegebenes Gutachten der Zeuge oder Sadjverftän- 
dige fich einer vorfätlicheri oder Fabrtäffigen Verlegung 
der Eidespflicht oder einer wiſſentlich falſchen unetdlichen 
Ausfage fehuldig gemacht hat; 

3. wenn bei dem Urtheil ein Richter mitgewirkt hat, welcher 
fich in Beziehung auf die Sache einer Verlegung feiner 
Amtspflichten fehuldig gemacht Hat, fofern diefe Verlegung 
mit einer im Wege des gerichtlichen Strafverfahrens zu 
verhängenden öffentlichen Strafe bedroht und nicht vom 
Berurtheilten felbft veranlaßt ift; 

4. wenn ein ei gerichtliche Urtbeil, auf welches dag Straf- 
urtheil begründet ift, Durch ein anderes rechtäfräftig ge 
wordenes Urtheil aufgehoben ift; 
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5. wenn neue Thatfachen oder Beweismittel beigebracht find, 
aus denen allein oder in Verbindung mit den früher er- 
hobenen Beweiſen fich die Unfchuld des Verurtheilten, fei 
es bezüglich der ihm zur Laſt gelegten That überhaupt, 
jei e8 bezüglich eines die Anwendung eines härteren 
Strafgefees begründenden Umftandes, ergiebt oder doch 
dargethan wird, daß ein begründeter Verdacht gegen den 
Angeklagten nicht mehr vorliegt. 

1. Zu Nr. 1 vgl. R. St. G. B. 88 267, 368 ff. 

2. Zu Nr. 2 vol. R. St. G. B. 153 ff; uneidliche Ausſage: 
88 186) au 8 55 158 fi ch ſag 

3. Zu Nr. 3 vgl. R. St. G. B. 88 331 ff. 

4. Zu Nr. 4. Unter civilgerichtlichem Urtheil iſt ein in einem 
bürgerlichen Rechtsſtreit ergangenes Urtheil verſtanden (Bgr.). 

5. Zu Nr.5 vgl. 8 489. 


S 437. Der Antrag auf Wiederaufnahme des Ver⸗ 
fahrens wird weder durch die erfolgte Strafvollitredung, noch 
durch den Tod des PVerurtheilten, noch durch die Beendigung 
des die ———— —— über den Verurtheilten be—⸗ 
gründenden Verhältniſſes ausgeſchloſſen. 

Im Falle des Todes ſind der Ehegatte, die Verwandten 
auffteigender und abſteigender Linie, ſowie die Geſchwiſter des 
Verſtorbenen zu dem Antrage befugt. 


Für den Antrag auf Wiederaufnahme des Verfahrens iſt die Bes 
Hatigungöorbre des & 416 ohne Bedeutung. Nur die Rechtskraft des 
rtheil3 muß eingetreten fein (Bgr.). 


438. Die Wiederaufnahme eines durch rechtskräftiges 
Urtbeil gefchlofjenen Verfahrens zu Ungunſten des Angeklagten 
findet ftatt: 

1. wenn eine in der Hauptverhandlung zu feinen Gunften 
als echt vorgebracdhte Urkunde fälfchlich angefertigt oder 
verfälicht war; 

2. wenn durch ein zu feinen Gunften abgelegtes Beugniß 
oder abgegebened Gutachten der Zeuge oder Sachverſtän⸗ 
dige fich einer vorjäglichen oder fahrläffitgen Verlegung 
der Eidespflicht oder einer wifjentlich falfchen wmeidlichen 
Ausfage fchuldig gemacht bat; 

3. wenn bei dem Urtheil ein Richter mitgewirkt hat, welcher 

ch in Beziehung auf die Sache einer Verlegung feiner 
Amtspflichten fchuldig gemacht hat, fofern diefe DVer- 
(egung mit einer im Wege des gerichtlichen Strafver- 
fahrens zu verhängenden öffentlichen Strafe bedroht ift; 
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4. wenn von dem Freigeſprochenen vor Gericht oder außer⸗ 
gerichtlih ein glaubmwürdiges Geftändniß der ftrafbaren 
Handlung abgelegt wird. 


8439 Eine Wiederaufnahme des Verfahrens zum 
Bwede der Aenderung der Strafe innerhalb des durch das— 
jelbe Gefeß beftimmten Strafmaßes findet nicht ftatt. 


8 440. Ein Antrag auf Wiederaufnahme des Ver— 
fahren, welcher auf die Behauptung einer ftrafbaren Hand- 
[ung gegründet werden foll, ift nur dann zuläffig, wenn wegen 
diefer Handlung eine rechtskräftige Verurtheilung ergangen ift, 
oder wenn die Einleitung oder Durchführung eines Strafver- 
fahrens aus anderen Gründen al8 wegen Mangels an Beweis 
nicht erfolgen Tann. 


8 441. Die. Beitimmungen der $$ 367, 369 Abi. 5 
und des 8 370 finden auch bei dem Antrag auf Wiederauf- 
nahme des Verfahrens entjprechende Anwendung. Ä 


8 442. In dem Antrage müfjen der gejekliche Grund 
der Wiederaufnahme des Verfahrens, fowie die Beweismittel 
angegeben werden. 

Der Antrag ift jeitend des Angeklagten oder einer ber 
im 8 437 Abf. 2 bezeichneten Berfonen bei dem Gericht3- 
beren erfter Inſtanz in Gemäßheit des 8 369 Abi. 2 und 3 
anzubringen. 

Zu Abſ. 2. Auch der Vertheidiger kann, jedoch nur im ausbrüds 
lihen Auftrage, den Antrag einbringen. $ 369 Abf. 5, $ 441. 


Elke Ueber die Zulaffung des Antrags entfcheidet 
das Reichdmilitärgericht. 

Die Entjcheidung erfolgt ohne mündliche Verhandlung 
nad) Anhörung der Militäranwaltichaft. 

Das Reichsmilitärgericht kann einen Auffchub, fowte eine 
Unterbrechung der Strafvollitredung anordnen. 

Das Reichsmilitärgericht bat über die Wiederaufnahme des Ver⸗ 
fahreng auch da zu enticheiden, wo es als Reviſionsgericht jelbft in der 
Sade erfannt bat (Bar.). 

8 444. ft der Antrag nicht in der vorgejchriebenen 
Form angebraht oder ift darin fein gejeglicher Grund der 
Wiederaufnahme geltend gemacht oder Fein geeignetes Beweis— 
material angeführt, jo ift der Antrag als unzuläfjig zu ver- 
werfen. 

Anderenfalls ift der Antrag, wenn er von dem Ver— 
urtheilten oder im Falle des 8 437 Abſ. 2 zu deſſen Gunften 
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Verfahren betrifft oder anderer Art ift. Crfterenfalls müſſen 
bie den Mangel enthaltenden Thatjachen angegeben werden. 


8 404. Hat der Angeklagte Revifion eingelegt, jedoch 
binnen der im 8 398 beitimmten Frift einen begründeten 
Revifionsantrag bei dem Gerichtsherrn der Berufungsinſtanz 
nicht eingereicht, fo ift er durch einen Kriegsgerichtsrath nad) 
Maßgabe des 8 403 über feine Anträge und deren Begründung 
zu Protofoll zu vernehmen. 


F 405. Durch rechtzeitige Einlegung der Reviſion wird 
die Rechtskraft des Urtheils, ſoweit dasſelbe angefochten iſt, 
gehemmt. 


— 406. Der Gerichtsherr der Berufungsinſtanz hat die 
Reviſionsanträge mit den Akten an den Präſidenten des Reichs⸗ 
militärgerichts einzujenden. 


8 407. Das Reichsmilitärgericht hat das Nechtsmittel 
durch Beichluß als unzuläffig zu verwerfen, wenn basjelbe 
nicht innerhalb der gefetlichen Su (8 398) oder nicht auf 
dem vorgejchriebenen Wege (8 369) eingelegt worden, oder 
wenn die Reviſion ungerechtfertigt geblieben ift (88 403, 404). 

Anderenfalls entjcheivet das — — durch 
Urtheil. Vor der Entſcheidung iſt die Reviſionsrechtfertigung 
dem anderen Theile zuzuſtellen. Dieſem ſteht frei, binnen 
einer Woche eine Gegenerklärung entweder ſchriftlich einzureichen 
oder, falls er der Angeklagte iſt, einem Kriegsgerichtsrathe zu 
Protokoll zu erklären. 


8 408. Der Angeklagte, oder auf deſſen Verlangen der 
Vertheidiger, iſt von dem Tage der Haupwerhandlung zu be- 
nachrichtigen. Der Angeklagte kann in dieſer erſcheinen oder 
ſich durch ſeinen Vertheidiger vertreten laſſen. 

Der nicht u freiem Fuße befindliche Angeklagte bat 
feinen Anfpruch auf Anweſenheit. 

K. M. Angeklagte, die in der Hauptverhandlung des Reichsmilitär⸗ 
geräte perjönlich erfcheinen wollen, können zu dieſem Zwecke beurlaubt 
werden. 


Reiſe⸗ oder Marfchgebührniffe werden nicht gemäßtt. 

8 409. Die Hauptverhandlung beginnt mit dem Vor⸗ 
trag eines DBerichterjtatterg. 

Hierauf werden die Militäranwaltfchaft, fowie der Ange- 
klagte und fein DVertheidiger mit ihren Ausführungen und An- 
trägen gebört. 
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Derjenige, welcher die Revifion nachgeſucht hat, ift zuerft 
in hören; dem Angeflagten gebührt in allen Fällen das letzte 
ort. 


Auf die Hauptverhandlung finden die Beſtimmungen der 
8 274, 8 275 Abi. 1, 88 282—289, 8 290 Abſ. 1—4, 88 291, 
320, 321, 322 entjprechende Anwendung. 


410. Der Prüfung des Reviſionsgerichts unterliegen 
nur die geftellten Revifionsanträge und, injoweit die Reviſion 
auf Mängel des Verfahrens geftütt wird, nur diejenigen That- 
jachen, welche bei Anbringung der NRevifionsanträge bezeichnet 
worden find. 

Eine weitere Begründung der NRevifionsanträge als die 
im $ 403 Abf. 2 vorgejchriebene ift nicht erforderlich und, wenn 
fie unrichtig ift, unſchädlich. 

8 411. Inſoweit die Nevifion für begründet erachtet 
wird, ift das angefochtene Urtheil aufzuheben. 

Gleichzeitig find die dem Urtheile zu Grunde liegenden 
Seitftellungen aufzuheben, ſofern fie durch die Geſetzesverletzung 
a werden, wegen deren die Aufhebung des Urtheils 

olgt. 

8 412, Erfolgt die Aufhebung des Urtheil® nur wegen 
Gejeßesverlekung bei Anwendung des Geſetzes auf die dem 
Urtheile zu Grunde liegenden Feſtſtellungen, fo hat das Reichs⸗ 
militärgericht in der Sache felbit zu entfcheiden, fofern ohne 
weitere thatjächliche Erörterungen mr auf Einftellung des 
Verfahrens oder auf TFreifprehung zu erfennen ift. 

In anderen Fällen ift die Dade zur anderweiten Ver⸗ 
handlung und Entſcheidung in die Berufungsinſtanz zurück⸗ 
zuverweiſen. 

Der Präſident des Reichsmilitärgerichts hat behufs weiterer 
Veranlaſſung mit dem zuſtändigen Gerichtsherrn ſich in Ver— 
bindung zu ſetzen. 

8 413. Die Verkündung des Urtheils erfolgt durch den 
Senatspräſidenten nach Vorſchrift des 8 327 Abf. 1 und 2 
mit der Maßgabe, daß an die Stelle der Friſt von drei Tagen 
eine ſolche von einer Woche tritt. 

8 414. Erfolgt zu Gunſten eines Angeklagten die Auf- 
bebung des Urtheil3 wegen Gefeßesverlegung bei Anwendung 
des Strafgefeges, und erftredt fich dag Urtheil, foweit es auf- 
gehoben wird, noch auf andere Angellagte, welche die Revifton 
nicht oder wegen anderer Bejchwerdepunfte eingelegt haben, fo 
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372. Hat die Entſcheidung über das Rechtsmittel auf 
Grund mündlicher Verhandlung ftattzufinden, fo ift die Zu— 
nn nach Beginn der Hauptverbandlung nicht mehr 
zuläſſig. 


Zweiter Abſchnitt. 
Rechtsbefchwerde. 


‚83%. Die Rechtsbeſchwerde findet nur flatt, ſoweit fie 

in diefem Geſetz ausdrücklich zugelaffen ift. | 
Die Rechtsbeſchwerde ift zugelaffen: 

a) gegen die Enticheivung des Gerichtsoffiziers oder Kriegsgerichtsraths, 
durch Die ein bei Vornahme einer Unterfuchungsbandlung angebrachtes 
Gefuh um Ablehnung des Unterjuhungsführers, des Militär- 
gerichtäjchreiberd, von Sachveritändigen oder Dolmetſchern als un- 
zuläffig zurüdgewiefen wird (8 130 Abſ. 4, 8182 Abf. 2, 58 210,121); 

b) gegen die ein Geſuch um Wievereinfegung in den vorigen S 

verwerfende Entſcheidung ($ 149 Abi. 4); 

A gegen die Verfügung der Unterfuchungshaft (8 175 Abſ. 2); 

d gesen die Verhängung von Zmangsmaßregeln gegen Zeugen und 

— (8 204 Abſ. J, $ 208 Abſ. 1, 8 299 Abſ. 3, 8 392 
ußſatz); 

e) gegen Die ung der Gebühren für Zeugen und Sachverftändige 

(5 205 EM: 208 Abi. 2); 

f) gegen die Anorbnung, daß der Angeklagte in eine öffentliche Irren⸗ 
malt gebracht und dort beobachtet werde ($ 217 Abſ. 3); 

g) gegen die Verfügung von Zwangsmaßregeln gegen eine Perfon, 
welche die Vorlegung oder die Ablieferung eines für Die Unter- 
uchung erheblichen oder eines der Einziehung unterliegenden Gegen: 
andes verweigert (8 230 Abi. 2. 8 204); 

h) gegen die Anordnung des Gerichtäheren oder Unterfuhungsführers 
wegen Beihlagnahme oder Durchſuchung bei aftiven Militärperjonen 
fr — den zum dienſtlichen Gebrauch angewieſenen Räumen 

i) gegen die infeung eines Strafverfahreng, wenn derjenige, welcher 
RG Strafverfolgung beantragt hatte, zugleich der Verlegte ift ($ 247 


k) gegen die Berfü des Gerichtöheren, durch die der Antrag des 
eflagten auf Geitel oder Ladung von Zeugen oder Sad) 
verjtändigen zur Hauptverhandlung abgelehnt wird ($ 269 Ab. 3, 

S 588 bj. 1); 

]) gegen den Beſchluß des Gerichts, duch den eine Drbnungsitrafe 
Gefineieht ift ($ 290 Abi. 5, 8 890); 

m) gegen den Beſchluß des Gerichts, durch den dasſelbe, weil bie 
Militärftrafgerichtäbarkeit nicht begründet fei, feine Unzuftändigkeit 
ausipricht (3 328 Abi. 2); 

n) gegen die Verjagung der von einem Rechtsanwalte beantragten Ge- 
nehmigung zur Uebernahme einer Bertheivigung ($ 341 Abi. 4); 

0) gegen die Verfügung bes Gerichtsheren der Ne durch 
die das Rechtömittel der Berufung als unzulälfig zurüdgemiejen 
wird ($ 385 Abi, 2); 
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p) gegen die Entſcheidung über nachträgliche Bildung einer Geſammt⸗ 
frafe 5 461 Abj. 4); 

q) gegen die Entjcheivung über die Auslegung eine? Strafurtheils 
oder über die Berechnung der erfannten Strafe 2c. ($ 464 Abſ. 4); 

r) gegen bie Verfügung oder Entſcheidung, durch die demjenigen, der 
eine unbegründete Anzeige gemacht ober der feinen Strafantrag 
zurüdgenommen bat, die Erjtattung der erwachſenen Hr bezw. 
baaren Auslagen auferlegt wird (8 470 Abi. 2, 3 471 Abi. 3). 


8 374. Erachtet die Stelle, deren Verfügung oder Ent- 
ſcheidung angefochten wird, die Nechtsbejchwerde für begründet, 
jo bat fie derſelben abzuhelfen. Anderenfalls ift die Be— 
ſchwerde fofort der zur Enticheidung darüber zuftändigen Stelle 
vorzulegen. Auf Recht3bejchwerden gegen die Entjcheidung ers 
fennender Gerichte findet der erfte Sat feine Anwendung. 


8 375. Durch Einlegung der Nechtshefchwerde wird ber 
Bollzug der angefochtenen Verfügung oder Entſcheidung nicht 
gehemmt. Die Beftimmung des $ 217 Abf. 3 bleibt unberührt. 

Die Ausfegung des Vollzugs kann jedoch von demjenigen, 
der die angefochtene Verfügung oder Entjcheidung erlaffen hat, 
oder, ſofern es fich um die Enticheidung eines erkennenden 
Gericht3 Handelt, von dem Gerichtsherrn, welcher dasjelbe 
berufen bat, angeordnet werden. Gleiche Befugniß hat die zur 
Entſcheidung über die Nechtsbefchwerde zuftändige Stelle.. 

Zu Abſ. 1 vgl. auch 8 290 Abi. 5. 


8 376. Die zur Enticheidung über die Rechtsbefchwerde 
zuftändige Stelle Tann etwa erforderliche Ermittelungen an- 
ordnen oder ſelbſt vornehmen. 


8 377. Die Entjcheidung über die Rechtsbeſchwerde er- 
folgt ohne vorgängige mündliche Verhandlung. 

Steht dem Reich3militärgerichte die Entſcheidung zu, fo ift 
vor derfelben die Militäranwaltichaft mit einer fchriftlichen oder 
mündlichen Erklärung zu hören. 


or, 
L 


Wird die Rechtsbeſchwerde für begründet erachtet, ſo iſt 


zugleich die in der Sache erforderliche Anordnung zu treffen. 


Dritter Abſchnitt. 
Berufung. 
IR: 378. Die Berufung findet ftatt gegen Urtheile der 
em Sn und gegen die Urtheile der Kriegsgerichte in 
er anz. 
Durch Verufung fann das Urtheil erſter Inſtanz ſo⸗ 


orm. L 
86, 
ale 
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Ilen. Für das Berfahren in der Berufungsinftang ift der 
ag auf Beſtellung eines Vertheidigers, fofern er nicht 
ſchon in erfter Inſtanz geftellt war, fpäteften® binnen einer 
von drei Tagen na Sefanntmadung des Termins der 
anptverhandfung (8 266 Abſ. 3, 8 267 Abf. 2, 8 388) zu 


eher den Antrag entjcheibel außerhalb der Hauptver- 
andlung der Gerichtöherr, in der Hauptverhandlung das 
ericht nad) freiem Ermefjen. 


Friſtberechnu 8 146. Außerhalb der Hauptverhandlung ent⸗ 
ſcheidet (88 136 ff.) er Gerichtsherr, ob die Beſtellung eines Vertheidigers 
für ſachgemäß zu erachten oder die beantragte Beſtellung eines Vertheidigers 
in gewähren jei. Auch fällt ihm Die Auswahl des Vertheidigers "oder 

ie Herbeiführung der Bihen „peatelben auf dem DR des Erſuchens 

zu. In der a ne gegen bat über die isfrage Das 

eefennende Gericht zu, enticheiden. er auch in diefem alle iſt dem 
tsherrn, feiner Stellung entiprechend, das Weitere behufs Beftellung 
eriheidigers zu überlaflen (Bgr.). 


340. Die Vertheidigung mehrerer ingefiagter kann, 


2 u 
get infofern Dies der Aufgabe der Vertheibigung nicht widerftreitet, 
durch einen gemeinjchaftlichen Vertheidiger geflihrt werden. 


8 341. As Vertheidiger werden zugelaffen und können 
von Amtswegen beftellt werden: 

1. Perſonen des Soldatenſtandes des aktiven Heeres umd 

der aftiven Marine im Offizierrange; 

2. Kriegsgerichträthe und bie bei den Militärgerichten bes 

ſchäftigten Affeiforen und Referendare (Praftifanten) ; 

. nichtrichterliche obere Militärbeamte; 

. Berfonen des Beurlaubtenftandes im Offizierrange; 

. Rechtsanwälte, weiche von der oberften Militärjuftizver- 
waltung ernannt find. 

Die unter Nr. 1 bis 3 bezeichneten Perjonen bedürfen 
zur Webernahme von Bertheidigungen der Genehmigung der 
vorge esten ienftbehörde. 

ei den ei Sgerichten und Oberfriegögerichten werben 
durch die oberfte Militärjuftizverwaltung aus den im Bereiche 
der Oberfriegögerichte, bei dem Reichsmilitärgerichte durch 
feinen Präfidenten aus den am Site des Reichsmilitärgerichts 
wohnenden Rechtsanwälten nad) Maßgabe des Bedürfniſſes 
und nach Befragung der Anwaltsfanmer mehrere Nechts- 
anwälte ernannt, welchen die Vertheidigung übertragen werden 
kann und welche die Mebernahme der Vertheidigung nicht ver- 
weigern dürfen. 


On 9 
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Einem bei den deutſchen Gerichten zugelaſſenen Rechts⸗ 
anwalt it ‚ infoweit a rbreden oder Vergehen gegen die 88 133, 
156, 9, 160, 253, ‚ 266, 267—271, 273, 274 des 
biirgerfichen —— den Gegenſt and der Anklage 
bilden, auf feinen Antrag die Uehernabne einer Vertheidigung 
vor dem Militärgerichte vom Gerichtäheren zu geftatten, wenn 
nicht eine Gefährdung militärdienftlicher Jutereſen oder eine 
Gefährdung der Staatsſicherheit zu beſorgen iſt. Gegen die 
Verſagung der Genehmigung ſteht dem Antragfte er bie Rechts⸗ 
beſchwerde an die oberſte Militärjuſtizverwaltung zu; der Fort⸗ 
gang des Verfahrens wird durch die Einlegung der Nechtö- 

ejehwerde nicht gehemmt. 

1. U. 8. zu Abf. 3. Die lommandirenden Generale haben na 
gel telung des ei ten Bereich beftehenben Bedürfniffes fi mit den 

oritänden der Anwaltzlammern (SS 41 ff. der Rechtsanwaltsordnung 
Dom 1. Juli 1878 R. ©. Bl. S. 177 ff.) in Verbindung zu fegen, um dies 
jenigen Rechtsanwälte zu ermitteln, welche geeignet und bereit find, zu 
Bertheidigern ernannt zu werden. 

Das Ergebniß der Ermittelu ungen ift unter Beifügung der Berhands 
lungen und der eigenen Vorjchläge dem Kriegsminiſterium vorzulegen. 

Beim Abgang eine? von der Militärjuftigverwaltung ernannten 
Rechts guwalt iſt in gleicher Zee zu verfahren. 

KM. Als Vertheidiger erſcheinen in der Hauptverhandlung 
die in Nr. 1-4 bezeichneten Perſonen in der Dienfhuntform, 
Rechtsanwälte in der Amtätracht oder, wenn fie zugleich Offi⸗ 

— nature find, nad Mahl in ber militkeifchen 

Beamte, denen eine Dienftuniform nicht verliehen ift, im 

Lhmargen Anz uge 

3. R —*8* te: Re tsanwaltsordnung vom 1. Juli 1878 —* 
ie fl. 55 1—25; Gebühren: E. ©. 8 17; Rechtöbeichwerbe: 8 111, 

Tode 6 d ten Dienftbehörde (Abſ. 2 
Bar F —S—— oracle ienftliopen —ãã —* 
werden 
le das Feld: und VBorbverhältniß vgl. 8 348 Sat 2. - 


8 342. Bevor im einzelnen Falle ein Dertpeibiger von _ Som, , 
Amtswegen beftellt wird, ift, fofern nicht Dringlichfeit obwaltet, 39. 
der Angeklagte zu befragen, ob er befondere Wünfche in Betreff 
ber Perfon des zu beftellenden Vertheidigers zu äußern habe. 

Die vorgebrachten Wünfche find nah Möglichkeit zu berüd- 
fichtigen. 

Bol. 8 848. 

343, Die Beftellung eines Vertheidigers unterbleibt, 


ober ift, falls fie bereits erfolgt war, zurüdzuziehen, wenn der 
Ang gte einen von ihm gewählten Vertheidiger benennt, 
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welcher den Erforderniffen des 8 341 entfpricht und zur Ueber⸗ 
nahme der Vertheidigung bereit ift. 


8 344. Nach Abſchluß des Ermittelungsverfahrens 
müſſen dem Vertheidiger die Unterſuchungsakten auf Verlangen 
vorgelegt werden. 

Sofern keine Bedenken entgegenſtehen, können die Akten 
mit Ausnahme der Ueberführungsſtücke dem Vertheidiger in 
ſeine Wohnung verabfolgt werden. 

Vgl. 8 348. 


345. Dem verhafteten Angeklagten ift fchriftlicher und 
mündlicher Verfehr mit dem Vertheidiger geftattet. 

Solange die Anklage nicht erhoben ift, kann der Gerichts⸗ 
herr fchriftliche Meittheilungen zurückweiſen, falls deren Einficht 
ihm nicht geftattet wird. 

Bis zu demjelben Zeitpunfte kann der Gerichtäherr, 
fofern die Verhaftung nicht Lediglich wegen Verdacht der 
Flucht gerechtfertigt ift, anordnen, daß den Unterredungen mit 
dem Pertheidiger ein Sriegsgerichtörath oder Gerichtsoffizier 
beiwohne. 

Antingeerhebung: 8 258; Verhaftung wegen Fluchtwerdachts: 
8 176 Nr. 2. 


8 346. Bleibt in einem Falle der nothwendigen Ver: 
theidigung (8 338) oder in einem alle, in welchem das Ge⸗ 
richt die Vertheidigung für jachgemäß erachtet hat ($ 339), der 
beftellte oder gewählte Vertheidiger in der Hauptverhandlung 
aus, fo muß die Verhandlung ausgefegt werden. An Stelle 
des Wahlvertheidigers ift in einem jolchen Falle demnächft ein 
Verthediger von Amtswegen zu beſtellen. 

Wird durch die Schuld des Vertheidigers eine Ausſetzung 
erforderlich, jo find demſelben, vorbehaltlich dienſtlicher Ahn- 
dung, die hierdurch verurjachten Koften aufzuerlegen. 

1. Unter Gericht ift hier auch der Gerichtäherr zu verftehen (Bgr). 

2. Ausfegung der Hauptverhandlung: 8 275 Abf. 2. 


& 347. Den beftellten Vertheidigern, welche ſich nicht 
am GerichtSorte befinden, find, fofern fie zu den im 8 341 
Nr. 1 bis 3 bezeichneten Perfonen gehören, die verordnungs⸗ 
mäßigen Fuhrfoften und Tagegelder zu zahlen. Vertheidigungs- 
gebühren ftehen denjelben nicht zu. 

1. Beftellte Vertheidiger: 88 338, 339. 

2. Fuhrkoſten und Tagegelver für die Berjonen des Soldatenftandes 
vgl. Reiſeordnung für die Perjonen des Soldatenftandes vom 21. März 1889. 
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8 348. Im Felde und an Bord finden die Beitimmungen 
der 88 342, 344 nur infoweit Anwendung, als die Verhältniſſe 
dies geftatten. Außer den im 8 341 bezeichneten Perjonen 
können im Bedürfnißfall auch Angehörige des Heeres oder der 
Marine, die nicht Offizierrang haben, als Vertheidiger zuge 
laſſen und beftellt werden. 


Siebenter Abſchnitt. 
Strafverfügnng. 


8 349. Betrifft die Beichuldigung Tebiglich eine Ueber- _, 
tretung, fo Tann nach vorausgegangenem Ermittelungsverfahren m 


duch Schriftliche Strafverfügung des Gerichtsheren ohne vor- 
gängige Hauptverhandlung eine Strafe feftgefegt werden. Die 
Verfügung ift außer von dem Gerichtsheren von einem Ge⸗ 
rihtsoffizier oder einem Kriegsgerichtsrathe zu unterzeichnen. 

Durch eine Strafverfügung darf jedoch Feine andere Strafe 
als Haft bis zu vierzehn Tagen oder Geldftrafe und diejenige 
Haft, welche für den Fall der Unbeibringlichkeit der Geldftrafe 
an deren Stelle tritt, ſowie eine etwa verwirfte Einziehung 
feitgefegt werden. 

Beſtehen Bedenken gegen die Feſtſetzung der Strafe inner- 
halb diefer Grenzen, fo ift nach den im dritten, vierten und 
en Abſchnitte dieſes Titels gegebenen Vorfchriften zu vers 

ven. 


1. Vebertretung: R. St. ©. 3. 51 Abſ. 8. 

2. Die Haft, welche im Falle der Unbeibringlichteit der Gelbftrafe 
an deren Stelle zu treten hat, darf in der Strafverfügung feftgefegt werden, 
und zwar ohne daß in dieſem Falle die Höchſtdauer der Haft auf vierzehn 
Tage bejchräntt wäre. (NR. St. G. B. 829 Abi. 2) (Bgr.). 

3. Einziehung: R. St. ©. 3.8360 Ab. 2, 5 367 Abi. 2 und 8 869 
Abi. 2, vgl. 8229 Anm. 2. 

8 350. Die Strafverfügung ift dem Beichuldigten zuzu- 
ftellen (88 139, 141, 142). 

1. Zuftellung d Aufgab t ift bier mit Rüdficht die 
Seiftbeftiemung —S— — — g 129 7 hi hier m er auf 

2. Dur die Bezugnahme auf die 88139, 141, 142 wird außer 
Zweifel geitellt, daß die Strafverfügung nicht nur jchriftlich zu erlaſſen 
(8 349 Abf. 1), ſondern aud dem Be auloigten ſtets jchriftlich mitzutheilen 
iſt. Gegebenen Falles iſt auch der 8 140 zu berückſichtigen (Bgr.). 

351. Die Strafverfügung muß außer der Feſtſetzung 
der Strafe die ftrafbare Handlung, das angemwendete Straf- 
gejeg und die Beweismittel bezeichnen, auch die Eröffnung 
enthalten, daß fie vollſtreckbar werde, wenn der Bejchuldigte 


ger 
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nicht binnen einer Woche nach der Buftellung bei dem Gerichts- 
bern Einfpruch erhebe. 
Hinſichtlich der Erhebung des Einſpruchs finden die Be- 


SER ftimmungen des 8 369 Abf. 2 bis 4 über die Einlegung von 


ge 


echtömitteln Anwendung. 
In der dem Beichuldigten zu machenden Eröffnung ift 
derjelbe auf einen oder mehrere der hiernach für die Erhebung 
des Einfpruchs offenftehenden Wege zu verweiſen. 


352. Auf den Einfpruch kann vor Ablauf der Friſt 
verzichtet werden. 


8 353. Eine Strafverfügung, gegen die nicht rechtzeitig 
Einspruch erhoben worden ift, erlangt die Wirkung eines rechts⸗ 
träftigen Urtbeils. 


1. Strafverfügungen bedürfen feiner Beftätigungsordre ($ 417). 
2. Straoolfteedung: 8450. ” 


8 354. Bei vechtzeitigem Einfprucdhe wird zur Haupt- 
verhandlung gefchritten, fofern nicht bi8 zur Bekanntmachung 
des Zermins derfelben (88 266, 267) der Einſpruch zurück 
genommen wird. 

Bei rechizeitigem Einfprud gewinnt die Strafverfügung die Bedeu⸗ 
tung der Verfügung der Anklageerhebung ($ 250), und das weitere Ber: 
fahren unterfcheidet fih von dem regelmäßigen in feiner Weiſe. Die 
Zurüdnahme des Einſpruchs aber ift gejtattet, fo lange nicht dem Beſchul⸗ 
dDigten der Termin zur Hauptverhandlung (88 266, 267) bekannt gemadt 
ift. Wird der Einfprud rechtzeitig zurüdgenommen, jo erlangt die Straf: 
verfügung die Wirkung eines rechtsfräftigen Urtheils; anderenfall3 ift zur 
Hauptverhandlung (88 261ff., 273 FF.) zu jchreiten (Bgr.). 


8 355. Das Gericht ift bei der Urtheilsfällung an den 
in der Strafverfügung enthaltenen Ausſpruch nicht gebunden. 


Achter Abſchnitt. 
Derfahren gegen Abwefende. 


8 356. Ein Beichuldigter gilt als abwejend, wenn fein 
Aufenthalt unbelannt ift, oder wenn er fich im Ausland auf- 
hält und feine Geſtellung vor das zuftändige Militärgericht 
nicht ausführbar oder nicht angemeſſen erjcheint. 

Ausland: 8.6.0.3. 88. 


8 357. Gegen einen Abwefenden findet eine Hauptver- 
Handlung nicht ftatt. don 
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Das Verfahren gegen denjelben hat fich auf die Sicherung 
ken uneweife für den Fall feiner künftigen Geftellung zu be 

ränfen. 

Die Zulaffung eines Vertheidigers wird durch die Ab- 
wefenheit des Beichuldigten, foweit es fich nicht um Fahnen- 
flüchtige handelt, nicht ausgeſchloſſen. Zur Wahl eines 
Bertheidigers find auch Angehörige des Beſchuldigten befugt. 

Zeugen und Sachverftändige find, injofern Feine Bedenken 
entgegenfteben, eidlich zu vernehmen. | 

1. Sicherung der Beweife: 519, 160. 

2. nenfludt: M.St. G. B. 88 69 ff. 

3. Angehörige: M. St. G. B. 8 52 Abf.2. 


8 358. Ein Anfpruh auf Benachrichtigung über den 
Fortgang und das Ergebniß des Verfahrens fteht dem ab- 
wejenden Beichuldigten nicht zu. 

Der Gerichtäherr ift jede befugt, einem Abweſenden, 
en Aufenthalt befannt ift, Benachrichtigungen zugehen zu 
aſſen. 


8 359. Der Abweſende, deſſen Aufenthalt unbekannt iſt, 


Fo 
kann auf Anordnung des Gerichtsherrn in öffentlichen Slatten | 


zur Geſtellung oder zur Anzeige ſeines Aufenthaltsorts auf- 
gefordert werden. 


i $ 360. Sind die Vorausfegungen vorhanden, wonach Korn 
er 


weſende wegen eines Verbrechens oder eines Vergehens 
vor ein Kriegägericht zu ftellen wäre, fo Tann durch einen 
von dem Gerichtäheren und dem Kriegsgerichtsrathe zu unter« 
zeichnenden Beichluß das im Reiche befindliche Vermögen des 
Abweſenden mit Befchlag belegt und, fofern die Vorausſetzungen 
der Fahnenflucht vorliegen, der Abweſende für fahnenflüchtig 
erflärt werden. 

Diefer Beſchluß ift durch den Neichdanzeiger bekanut zu 
machen und kann auch noch durch andere Blätter veröffentlicht 
werden. 

@ em Gerichtöheren Liegt die Veranlaflung der Veröffentlichung ob 
gr.). 

8 361. Mit dem Zeitpunkte der erſten Bekanntmachung 

in dem NeichSanzeiger verliert der Beichuldigte das Necht, 

über das in Beichlag genommene Vermögen unter Lebenden 

zu verfügen. 

Der die Beichlagnahme verhängende Beſchluß ift derjenigen 
Behörde mitzutheilen, welche für die Einleitung einer Bormund- 
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haft über Abweſende zuftändig ift. Diefe Behörde hat eine 
Güterpflege einzuleiten. 

Süterpflege: B. G. B. 88 1909 ff., und G. über die Angelegenheiten 
der freiwilligen Gerichtsbarkeit vom 17. Mai 1898 (R. ©. Bl. ©. 776) 
85 35 ff., 39. 

362. Die Beichlagnahme ift aufzuheben, wenn die 

Gründe derfelben weggefallen find. ſt aufzub 

Die Aufhebung der Beſchlagnahme iſt durch dieſelben 
Blätter bekannt zu machen, durch welche die Beſchlagnahme 
ſelbſt veröffentlicht worden war. 

Eine entſprechende Bekanntmachung hat zu erfolgen, ſobald 
der Zuſtand der Fahnenflucht aufhört. 


Dritter Titel. 
Ordentliche Rechtsmittel, 


Erfter Abſchnitt. 
Allgemeine Keflimmungen. 


8 363. Ordentliche Rechtsmittel im Sinne dieſes Geſetzes 
find die Rechtsbeſchwerde, die Berufung und die Nevifion. 


1. Unter ordentlihen Rechtsmitteln verfteht daS Gefe nur diejenigen 
Rechtöbehelfe, durch welche gegen noch nicht rechtäfräftige Entſcheidungen 
ein ©ericht höherer Inſtanz angerufen werden kann (Bar). 

29 näbeläwerbe: 88 373 ff.; Berufung: 88 378 ff.; Reviſion: 


8 364. Die Rechtsbefchwerde findet nur gegen Befchlüffe 
und Verfügungen ftatt. 


S 365. Die Berufung und die Revijion finden nur gegen 
Urtheile der erfennenden Gerichte ftatt. Diefe Necht3mittel 
ftehen gleichmäßig dem Gerichtöheren und dem Angellagten zu. 

Hinfichtlich der Urtheile der Feldgerichte und der Bord» 
gerichte find in diefem Gelege befondere Beitimmungen getroffen. 

Hinfichtlic der Uxtheile der Feld- und Borbgerichte vgl. 88 419—485. 

S 366. Gegen die Eutjcheidungen des Reichsmilitär⸗ 
gericht3 findet ein ordentliches Rechtsmittel nicht ftatt. 


zn. 8 367. Der Gerichtäherr kann von den ihm zuftändigen 
Be NRechtsmitteln auch zu Gunſten des Angeklagten Gebrauch machen. 
v Jedes ſeitens des Gerichtäheren eingelegte Rechtsmittel hat 
die Wirfung, daß die angefochtene Entfcheidung auch zu Gunſten 

des Angeklagten abgeändert oder aufgehoben werden Tann. 
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8 368. Die auf die Einlegung oder die Zurücknahme Korn, 
von Rechtsmitteln bezüglichen Erklärungen des Gerichtöheren Tom, 
find in Sachen der niederen Gerichtäbarkeit durch einen Gericht- J. 
offizier, in Sachen der höheren Gerichtsbarkeit durch einen 
richterlichen Militärjuſtizbeamten zu den Akten zu beurkunden. 

FM. Die auf die Einlegung oder die —— von Rechts⸗ 
mitteln beaüglichen Beurkundungen der Gerichtoffiziere und der richterlichen 
Militärjuftizbeamten (vgl. 88 380, 398) müſſen auch die Angaben ent 
halten, an weldem zage der Gerichtäherr die betreffende Erklärung ab» 
egeben hat. Sit diefelbe fchriftlih oder auf telegraphiſchem Wege erfolgt, 

o iſt das Schriftftüd oder Telegramm der Beurkundung beizufügen. 

8 369. Seitens des Bejchuldigten find die auf die 
Einlegung oder die Zurüdnahme von RechtSmitteln bezüglichen 
Erklärungen in den Fällen des 8 130 Abf. 4 und des 8 132 
Abf. 2 bei dem GerichtSheren anzubringen, welchen die Ent- 
ſcheidung zufteht, im Webrigen bei dem Gerichtäheren, welcher 
die angefochtene Verfügung erlajfen oder herbeigeführt oder 
das Gericht berufen hat, deffen Entfcheidung angefochten wird. 

Die Erklärungen können jchriftlich eingereicht oder zu Form, , 
Protokoll eines Gerichtsoffiziers oder eines richterlichen Militär- Formal. _ 
inftizbeamten oder des nächften mit Disziplinaritrafgewalt 2 
verſehenen Vorgeſetzten abgegeben werden. 

Angeflagte, welche fich nicht auf freiem Fuße befinden, 
fünnen die Erklärungen überdies zu Protokoll des mit der 
Aufficht Über das Gefängniß betrauten Offizier oder Beamten 
oder, fofern fie nicht dem aftiven Heere oder der aktiven 
Marine angehören, desjenigen Amtsgerichts geben, in deifen 
Bezirke das Gefängniß Liegt. 

Zur Wahrung einer Frift genügt es, wenn innerhalb 
derfelben das Protokoll aufgenommen wird. 

Für den Beichuldigten kann auch der Vertheidiger, jedoc) 
nur in deffen ausdrücklichem Auftrage, Rechtsmittel einlegen. 

8 370. Ein Irrthum in der Bezeichnung des zuläffigen 
Rechtsmittels ift unjchädlich. 

8 371. Die Zurüdnahme eines RechtSmittels, ſowie der 
Verzicht auf die Einlegung eines Rechtsmittels kann auch vor 
Ablauf der Frift zur Einlegung desfelben wirkfam erfolgen. 

Ein ſeitens des Gerichtäherren zu Gunsten des Angeflagten 
eingelegte Rechtsmittel kann jedoh nur zurüdgenommen 
werden, wen Letterer auf dasfelbe ausdrücklich verzichtet. 

Der Bertheidiger bedarf zur Zurüdnahme einer ausdrüd- 
lihen Ermächtigung. 

Zu Abſ. 1 Sag 2 vgl. 8 367 Abſ. 1. 
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? 372. Hat die Entſcheidung über das Rechtsmittel auf 
Grund mündlicher Verhandlung ftattzufinden, jo ift die Zu- 
—— nach Beginn der Hauptverhandlung nicht mehr 
zuläſſig. 


Zweiter Abſchnitt. 
Rechtsbeſchwerde. 


8373. Die Rechtsbeſchwerde findet nur ſtatt, ſoweit fie 
in dieſem Geſetz ausdrücklich zugelaſſen iſt. | 
Die Rechtsbeſchwerde ift zugelaflen: 

a) gegen die Enticheivung des Gerichtsoffiziers oder Kriegsgerichtsraths, 
durch die ein bei Bornaßme ——— — 
Geſuch um Ablehnung des Unterſuchungsfuͤhrers, des Militär⸗ 
gerichtsſchreibers, von Sachverſtändigen oder Dolmetſchern als un: 
zuläſſig zurückgewieſen wird (8 130 Abſ. 4, 8182 Abſ. 2,88 210, 121); 

b) gegen die ein Geſuch um Vigeznſegung in den vorigen Stand 
verwerfende Entſcheidung ($ 149 Abſ. 4); 

gegen die Verfügung der Unterſuchungshaft 176 Abſ. 2); 
d gesen die Verhängung von Zwangsmaßregeln gegen Zeugen und 

ee (8 204 Ab. 1, 3 208 Abf. 1, 5299 Abf. 3, 8 392 

e) gegen die Feſt ung der Gebü r en und Sachverftändige 

(6 205 sr 1, 5 208 Abi. gehren rar Jeug 

f) gegen die Anordnung, daß der Angellagte in eine öffentliche Srren- 

en dort — Beine 6 217 Ab}. 8); Ref 

en von Zwangsmaßregeln gegen eine on, 

ö nelhe die Borlesung oder die Üblieferung eines für die Unter: 
uchung erheblichen oder eines der Einziehung unterliegenden Gegen: 

es verweigert (8 230 Abi. 2. 3 204); 

h) gegen die Anordnung des Gerichtsherrn oder Ander hungaTl.Dvers 
wegen Beſchlagnahme oder Durchſuchung bei aftiven Militärperjonen 

Ri enden as den zum dienftlichen Gebrauch angewiejenen Räumen 

i en die Ein tellung eines Str tens, wenn derjenige, welcher 
ı die Steafoerfelsung beantragt er der Verletzte ift (3 247 


Abſ. 2); 
k) gan bie uf Gchelung ober Sa durch die der Antrag des 
ekl G d d : 
—— Onuptwerbanblung abgelehnt mh 18 269 Bf 5 


8 388 Abf. 1); 

—1 en den Beſchluß des Gerichts, d den eine Ordnungs 

fehgeiepe Mt (8 290 MBf., 8 200); nase 

m) gegen eihluß des Gerichtd, durch den dasſelbe, weil bie 
ae ao anf 9) nicht begründet fei, feine Unzuftändigkeit 
au: .2); 

n) ge hi die Verſagung der von einem Rechtsanwalte beantragten Ge⸗ 
nehmigung zur Uebernahme einer Bertheivigung (8 341 Abf. 4); 

” —* —* itt B —— ua — ieſ 
ie das Rechtsm eru u urüdgewiefen 
wird ($ 385 Abſ. 2); 
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p) gegen die Entſcheidung über nadträglihe Bildung einer Geſammi⸗ 
Frufe (8 461 Abj. 4); 

q) gegen die Entſcheidung über Die Aualegung eines Strafurtheils 
oder über die Berechnung der erkannten Strafe ꝛc. (8 464 Abſ. 4); 

r) gegen die Verfügung oder Entſcheidung, durch die demjenigen, der 
eine unbegründete Anzeige gemacht oder der feinen Strafantrag 
zurüdgenommen hat, die Exitattung der erwachlenen Hr bezw. 
baaren Auslagen auferlegt wird (3 470 Abf. 2, 8 471 Ab}. 3). 


8 374. Eraditet die Stelle, deren Verfügung oder Ent» 
ſcheidung angefochten wird, die Rechtsbeſchwerde für begründet, 
fo Hat fie derjelben abzuhelfen. Anderenfalls ift die Be— 
ſchwerde fofort der zur Entſcheidung darüber zuftändigen Stelle 
vorzulegen. Auf Rechtsbeſchwerden gegen die Entjcheidung er 
fennender Gerichte findet der erfte Sag feine Anwendung. 


8 375. Durch Einlegung der Rechtsbeſchwerde wird der 
Vollzug der angefochtenen DBerfügung oder Entjcheidung nicht 
gehemmt. Die Beitimmmmg des 8 217 Abf. 3 bleibt unberührt. 

Die Ausfegung des Vollzugs Tann jedoch von demjenigen, 
der die angefochtene Verfügung oder Entſcheidung erlaſſen hat, 
oder, fofern es ſich um die Entjcheidung eines erfennenden 
Gericht Handelt, von dem Gerichtsheren, welcher dasfelbe 
berufen hat, angeordnet werden. Gleiche Befugniß hat die zur 
Entiheidung über die Rechtsbeſchwerde zuftändige Stelle. 

Zu Abſ. 1 vol. au 8 290 Ab}. 6. 


8 376. Die zur Entjcheidung über die Rechtsbeſchwerde 
auftändige Stelle Tann etwa erforderliche Ermittelungen an- 
ordnen oder felbft vornehmen. 


8 377. Die Entſcheidung über die Rechtsbeſchwerde er- 
folgt ohne vorgängige mündliche Verhandlung. 

Steht dem Reich3militärgerichte die Entfcheidung zu, fo ift 
vor derjelben die Militäranwaltichaft mit einer ſchriftlichen oder 
mündlichen Erklärung zu hören. 


Ei 


Dtm. x 
—E * 


Wird die Rechtsbeſchwerde für begründet erachtet, ſo iſt 


zugleich die in der Sache erforderliche Anordnung zu treffen. 


Dritter Abſchnitt. 


Bernfung. 


IR: 378. Die Berufung findet ftatt gegen Urtheile der 

EM Ken und gegen die Urtheile der Kriegsgerichte in 
er anz. 

Durch Verufung kann das Urtheil erſter Inſtanz ſo⸗ 


orm. l 
86, 
Boa 


ge 
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won! in thatfächlicher wie im rechtlicher Beziehung angefochten 
werden. 


8 379. Die Berufung muß binnen einer Woche nach 
Verkündung des Urtheils eingelegt werden. 

Diefe Frift beginnt, fall8 die Verkündung nicht in An 
wejenheit des Angeklagten ftattgefunden hat, für diefen mit der 
Zuftellung. 

Berlündung des Urtheils: 8 327; Zuftellung: 88 187 ff. 


S 380. Legt der Gerichtsherr Berufung ein, fo muß er 


1.8 _ 
gr zugleich erflären, weshalb und inwieweit das Urtheil von ihm 


angefochten wird. 

1. Vgl. K. M. zu 8 368. 

2. Die Gründe, aus denen der Gerichtsherr das Urtheil anficht 
8 865 Abſ. 1 Sag 2, 88 367 ff.), ſowie der Umfang der Anfechtung 
(389 müfen aus der im 8 368 vorgejehenen Beurkundung hervor⸗ 
gehen (Bgr.). 


8 381. Legt der Angeklagte Berufung ein, ſo iſt ihm 
das Urtheil mit den Gründen, ſofern dies noch nicht geſchehen, 
ſofort zuzuſtellen. 

Iſt der Angeklagte verhaftet, ſo iſt das Urtheil auch dem 
Vertheidiger zuguftellen. 

1. Auch dem bei der Urtheilsverkündung anweſend geweſenen An⸗ 
geklagten iſt ſofort nach Einlegung der Berufung ($ 369) das Urtheil 
mit den Gründen (88 826, 336) yuuftellen ($ 137 bj. 2) (Bar.). 

2. Vertheidiger: 88 337 ff. 

8. Für einen bei der Urtheilsverkundung nicht anmefenden Ans 
ee beginnt die Frift für die Einlegung des Rechtsmittels erft mit 
der Zuſtellung (Bgr.) 


8 382. Sind vom Angeklagten bei Einlegung der Be- 
rufung beftinnmte Beichwerdepunfte nicht aufgeftelit, ift nament- 
lich nicht Klar erkennbar, ob er die auf die Schuldfrage bezüg- 
liche Entſcheidung oder welchen anderen Theil des Urtheils er 
anfechten will, fo ift er durch einen GerichtSoffizier oder einen 
Kriegsgerichtsrath darüber zu vernehmen, weshalb und inivie- 
weit das Urtheil von ihm angefochten wird. 

Bei der Vernehmung hat fich der GerichtSoffizier oder 
Kriegsgerichtsrath jeder Einwirkung auf die Entfchließung des 
Angeklagten zu enthalten. 

ft die im Abſ. 1 vorgefchriebene Vernehmung nicht durch⸗ 
führbar, fo gilt im Zweifel der ganze Inhalt des Urtheils als 
angefochten. 
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R: 383. Durch rechtzeitige Einlegung der Berufung wird 
die Rechtskraft des Urtheils, ſoweit dasjelbe angefochten ift, 
gehemmt. 

Val. 88 379, 406. 

8 384. Iſt Berufung eingelegt, fo hat der Gerichtsherr 
erster Inſtanz die Akten dem Gerichtäheren der Berufungs- 
inſtarz vorzulegen. 


leichzeitig ſind, wenn die Berufung vom Gerichtsherrn 
chzeitig ſind, fung chtsh An 
. 37 


eingelegt ift, dem Angeflagten die Saeijtiüde über Einlegung 
und Begründung der Berufung zuzuftellen. 

Der Angeklagte und der Gerichtsherr erfter Inſtanz find 
befugt eine fchriftliche Gegenerflärung auf die Begründung 
der Berufung vor dem Termine zur Hauptverhandlung zu den 
Alten einzureichen. 

jedem alle der 3 ng, ſollte aud die Friſt nicht ahrt 
oder ve —— Sen nt inegehalten fein, * Roi = ieh 
—— — der Berufungsinſtanz vorzulegen, deſſen Zuſtändigkeit mit 
der Einlegung des Rechtsmittels begründet iſt. 

Dem Gerichtsherrn erſter Inſtanz iſt unbenommen, in den Akten 
die ihm zwedmäßig erſcheinenden Erklärungen niederzulegen, die für den 
Fall der Beftellung eined Berufungägerichts bis zum Termin der Haupt 
verhandlung vernollftändigt werden koͤnnen (Bgr.). 


385. Der Gerichtäherr der Berufungsinftanzg kann _&% 
das —** als unzuläſſig zurückweiſen, wenn dasſelbe — 


nicht Innerhalb der geſetzlichen Friſt (8 379) oder nicht auf 
dem vorgejchriebenen Wege (8 369) eingelegt ift. 

Gegen diefe Verfügung findet binnen drei Tagen nad 
der Zuftellung die Rechtsbeſchwerde an das Reichsmilitär⸗ 
gericht ftatt. 

Rechtsbeſchwerde: 88 873 ff.; Friſt: $ 146 Abf. 1; Wiedereinfehung: 

s EN: dung: F ern ff.: Friſt: 5 ſetzung 

386. Wird die Berufung zugelaſſen, jo hat der Ge- 

richts der Berufungsinſtanz den Zuſammentritt des er— 

kennenden Gerichts (8 62 Ver. 2, 8 65) zu veranlaſſen. Mit 

der Vertretung der Anklage in der Hauptverhandlung ift ein 

Oberfriegsgerichtsrath oder ein KriegsgerichtSrath zu beauf- 
tragen. 


8 387. Iſt in Sachen der niederen Gerichtäbarfeit der 
kommandirende General (Admiral) Gerichtäherr der Berufungs- 
inftanz, jo fann er mit der Zuſammenberufung des erfennen- 
den Kriegsgerichts einen ihm unterftellten Gerichtäheren be- 
auftragen. 
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8 388. Auf die Vorbereitung der „neupinerhanblimg 
finden die Vorfchriften der SS 261 bis 267, 268 bis 271 
mit nachftehenden Maßgaben Anwendung. 

Inſoweit eine wiederholte Berne der in erfter 

nftanz vernommenen Zeugen und Sachverſtändigen — 
Härung der Sache nicht erforderlich erſcheint, kann ihre Ge- 
ftellung oder Ladung unterbleiben. 
ene Beweismittel find zuläſſig. 

Bei der Auswahl der Zeugen und Sachverſtändigen iſt 
auf die zur Nechtfertigung der Berufung benannten Perjonen 
Rückſicht zu nehmen. 

Dem Angeklagten find gleichzeitig mit der Belanntgebung 
des Termin? der Hauptverhandlung die von Amtöwegen zu 
ladenden gegen und Sacverjtändigen namhaft zu machen. 
Läßt der Gerichtsherr nur einen Theil der in erfter Inſtanz 
vernommenen Zeugen umd Sacverftändigen laden, fo ift der 
Angellagte darauf hinzuweiſen, daß, wenn er die wiederholte 
Vernehmung anderer, in der Hauptverhandlung erfter Inſtanz 
vernommener Zeugen oder Sachverftändigen vertangen wolle, 
er deren Ladung rechtzeitig beantragen müfje ($ 269 Abi. 4), 
widrigenfall® die Verlefung de3 über ihre Ausfagen aufge 
nommenen Protofoll3 ohne feine Zuſtimmung zuläffig jet. 


8 389. Iſt das Erſcheinen des Angeflagten in der 
Hauptverhandlung nad) dem Ermeſſen des Gericht3 bejonders 
erfchtwert oder befindet fich derjelbe nicht auf freiem Fuße, fo 
kann das Gericht mit feiner Zuftimmung befchließen, daß in 
feiner Abweſenheit zu verhandeln jei. 

Im Vebrigen ifl, wenn bei dem Beginne der paubtver- 
handlung weder der nach 8 267 Abf. 1 geladene Angeklagte 
noch in den Fällen, in welchen folches zuläjfig, ein Vertreter 
desjelben erfchienen und das Ausbleiben nicht genügend ent- 
ſchuldigt ift, ohne Anweſenheit des Angeklagten über die von 
dem Angeklagten eingelegte Berufung, fowie über die von 
dem Gerichtsherrn eingelegte Berufung zu verhandeln oder die 
Vorführung des Angellagten anzuordnen oder deifen Ver⸗ 
haftung zu veranlaffen. Der Angeklagte kann binnen einer 
Woche nach Zuftellung des Urtheild die Wiedereinjegung in 
den vorigen Stand unter den in den 88 147, 148 bezeichneten 
Borausfegungen beanfpruchen. 

Hinfichtlih der Vertheidigung gelten auch für die Vor⸗ 
bereitung der Hauptverhandlung, wie für die Hauptverhand- 
lung die Beftimmungen der SS 337 ff. 
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390. Auf die Hauptverhandlung in der Berufungs-_8o 
inftang finden die 88 273 bis 279, 282 bis 293, 331 bie @_ 
335 entiprechende Anwendung. 


8 391. Nachdem die Hauptverhandlung nach Vorfehrift 
ber 88 294 bis 296 begonnen bat, erftattet der die Verhand- 
fung führende Kriegsgerichtsrath oder Oberfriegögerichtsrath 
in Abwejenheit der Zeugen Bericht über die Ergebniſſe des 
bisherigen Verfahrens. Das Urtheil erfter Inſtanz iſt ſtets 
zu verlejen. | 

Sodann folgt die Vernehmung des Angellagten, falls 
diefer anwesend ift, und die Beweisaufnahme. 


8 392. Bei der Berichterftattung und der Beweisaufs 
nahme können Schriftftücle verlefen werden. Protokolle über 
Ausfagen der in der Hauptverhandlung erfter Inſtanz ver- 
nommenen Zeugen und Sachverftändigen dürfen, abgejehen 
von den Fällen der 88 305, 307, ohne die Zuftimmung des 
Bertreterd der Anklage und des Angeklagten nicht verlejen 
werden, wenn die Zeugen oder Sacverftändigen wiederholt 
geftellt oder auf wiederholte Ladung erjchienen find oder wenn 
deren Vorladung don dem Angeklagten rechtzeitig dor der 
Hauptverhandlung nad) Maßgabe des 8 269 Abf. 4 beantragt 
worden ift. Im Uebrigen gelten bezüglich der Beweisaufnahme 
die Beitimmungen der SS 298 bis 311. 


8 393. Nach dem Schluffe der Beweisaufnahme werden 
der Vertreter der Anklage, fowie der Angeflagte und fein Ver- 
theidiger mit ihren Ausführungen und Anträgen — ımd zwar 
derjenige Theil, welcher die Berufung eingelegt hat, zuerft — 
gehört. Dem Angellagten gebührt das letzte Wort. Die 
Vorſchrift des 8 313 findet Anwendung. 


8 394. Der Prüfung des Gerichts unterliegt das Urtheil 
nur, ſoweit e3 angefochten ift. 

Im Uebrigen finden die Borfchriften über die Feſtſtellung, 
Abfafiung und Verkündung des Urtheils in after Inſtanz 
(88 315 bis 323, 8 324 Abſ. 2, 88 325 bis 327) auf das 
Verfahren vor dem Berufungsgericht entfprechende Anwendung. 


8 395. Synfoweit die Berufung für begriindet befunden 
wird, hat das Berufungsgericht unter Aufhebung des Urtheils 
in der Sache felbit zu erkennen. 

Zeidet das Urtheil an einem Mangel, welcher die Revifton 
mwegen einer Gefeßesverlegung im Verfahren begründen würde, 
fo Tann das Berufungsgericht unter Aufhebung des Urtheilg 
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die Sache, wenn die Umftände des Falles e8 erfordern, zur _ 
Entſcheidung in die erfte Inſtanz zurückverweiſen. Re dieſem 
Falle hat der Gerichtsherr der —*— Inſtanz von Neuem ein 
erkennendes Gericht zu berufen. 
Hat das Gericht erfter Inſtanz mit Unrecht feine Zu— 
(änbigtei angenommen, jo bat das Berufungsgericht unter 
ufhebung des Urtheil® die Sache der zuftändigen Stelle zu 
überweifen oder, wenn es felbjt für diefe Sache als Gericht 
erfter Inſtanz beftellt werden könnte, in der Sache zu erkennen. 


5 396. War das Urtheil nur von dem Angeklagten oder 
zu Gunſten de3 Angeklagten angefochten, fo darf eine härtere 
Strafe als die in erfter Inſtanz erfannte nicht verhängt werben. 
Die einer Gejammtftrafe zu Grunde liegenden Einzelſtrafen 
dürfen nicht höher als in dem angefochtenen Urtheile bemeſſen 


werben. 
Vierter Abfchnitt. 
Revifion. 
„nst 397. Die Revifion findet ftatt gegen die Urtheile der 
Ver Hp iegsgerichte. 


Inſoweit das Urtheil eine der im 8 15 bezeichneten 
ſtrafbaren Handlungen zum Gegenſtande hat, iſt die Reviſion 
ausgeſchloſſen. 


S 398. Die Reviſion muß binnen einer Woche nach 
Verkündung des Urtheils eingelegt und nad) Maßgabe der 
nachfo genden Beſtiwmungen gerechtfertigt werden. 

Die 88 379 Abſ. 2, 381 finden entſprechende Anwendung. 

2 Fe ae N —* ] ia; Wahrung: 5 369 

ereinje a 
Abſ. * 8 407 Abf. 1; Einlegung: 88 365— Pr e 


5 399. Die Reviſion Tann nur darauf geftügt werden, 
daß das Urtheil auf einer Geſetzesverletzung berube. 

Gejegeöverlegung ift vorhanden, wenn eine ausdrüdliche 
Vorſchrift der Geſetze oder ein Rechtsgrundſatz oder eine mili- 
täriſche Dienſtvorſchrift oder ein —— — Grundſatz 
nicht oder nicht richtig angewendet worden iſt. 

Das Reviſionsgericht hat, abgeſehen von den Fällen des 8 400, die 
angefochtene Enticheidung nur dann aufzuheben, wenn das Urtheil auf 
—— jr: ch Ba It er ober ens Saubbeker 
Zuſammenhang befteht (Bgr.). i i g 
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——8 Ein Urtheil iſt ſtets als auf einer Verletzung 

etzes beruhend anzuſehen: 

Der das erfennende Gericht nicht vorfjchriftsmäßig bes 

eßt war; 

2. wenn bei dem Urtheil ein Richter mitgewirkt bat, welcher 
von der Ausübung des Nichteramts Traft des Geſetzes 
ausgefchloffen war; 

3. wenn bei dem Urtheil ein Richter mitgewirkt bat, nadı- 
dem derjelbe wegen Beforgniß der Befangenheit abgelehnt 
war und das Ablehnungsgejuch entweder für begründet 
erflärt war oder mit Unrecht verworfen worden ift; 

4. wenn das Gericht feine Zuftändigkeit mit Unrecht ans- 
genommen bat; 

5. wenn die Hauptverhandlung in Abwejenheit einer Perjon, 
deren Anweſenheit dag Geſetz vorfchreibt, ftattgefunden bat; 

6. wenn das Urtheil auf Grund einer mündlichen Verhand- 
lung ergangen ift, bei welcher die VBorfchriften über die 
Deffentlichkeit des Verfahrens verlegt find; 

7. wenn das Urtbeil feine Entjcheidungsgründe enthält; 

8. wenn die PVertheidigung in einem für die Enticheidung 
wefentlichen Punkte durch eine Verfügung des Gerichts⸗ 
bern oder einen Beichluß des Gerichts unzuläjfig be- 
ſchränkt worden ift; 

9. wenn das Urtheil in Beziehung auf die Geltung oder 

Auslegung einer militärifchen Dienftvorjchrift oder eines 

militärdienftlichen Grundfages mit einer darüber ergans 

genen Allerhöchften Entiheidung nicht im Einflange fteht. 


8 401. Die Verlegung von NRechtsnormen, welche Tedig- 
ih zu Gunften des Angeklagten gegeben find, kann nicht zu 
dem Zwecke geltend gemacht werden, um eine Aufhebung des 
Urtbeils zum Nachtheile des Angeklagten herbeizuführen. 


8 402. Der Beurtheilung des Reviſionsgerichts unter- 
fiegen auch diejenigen Entſcheidungen, welche dem Urtheile 
vorausgegangen find, fofern dasfelbe auf ihnen beruht. 


8 403. Die Rechtfertigung der Revifion muß erlennen 
laſſen, inwieweit dag Urtheil angefochten umd deſſen Auf: 
hebung beantragt werde, und die Anträge (Nevifionsanträge 
begründen. 

Aus der Begründung muß, falls die Verlegung einer ge= 
jeglichen Vorſchrift oder eines Nechtsgrundfages behauptet 
wird, hervorgehen, ob die Vorſchrift oder der Grundjag das 
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Berfahren betrifft oder anderer Art ift. Erfterenfalls müſſen 
die den Mangel enthaltenden Thatjachen angegeben werden. 


8 404. Hat der Angeflagte Reviſion eingelegt, jedoch 
binnen der im 8 398 beitimmten Friſt einen begründeten 
Nevifionsantrag bei dem Gerichtsherrn der Berufungsinftanz 
nicht eingereicht, fo ift er durch einen Sriegögerichtsrath nach 
Maßgabe des 8 403 über feine Anträge und deren Begründung 
zu Protofoll zu vernehmen. 


8 405. Durch rechtzeitige Einlegung der Revifion wird 
die Rechtskraft des Urtheils, ſoweit dasjelbe angefochten ift, 
gehemmt. 


— 406. Der Gerichtsherr der Berufungsinſtanz hat die 
Nevifionsanträge mit den Akten an den Präſidenten des Reichs⸗ 
militärgericht8 einzufenden. 


8 407. Das Neichsmilitärgericht hat das Nechtsmittel 
duch Beſchluß als unzuläffig zu verwerfen, wenn dasſelbe 
nicht innerhalb der gejetlichen Su (8 398) oder nicht auf 
dem vorgeichriebenen Wege (8 369) eingelegt worden, oder 
wenn die Reviſion ungerechtfertigt geblieben ift (88 403, 404). 

Anderenfall3 enticheidvet das Neichsmilitärgericht durch 
Urtheil. Bor der Entjcheidung ift die Nevifionsrechtfertigung 
dem anderen Theile zuzuftellen. Dieſem fteht frei, binnen 
einer Woche eine Gegenerflärung entweder fchriftlich einzureichen 
oder, fall3 er der Angeflagte ift, einem Kriegsgerichtsrathe zu 
Protokoll zu erklären. 


8 408. Der Angellagte, oder auf deſſen Verlangen der 
Vertheidiger, ift von dem Tage der Hauptverhandlung zu be- 
nachrichtigen. Der Angeklagte kann in diejer erjcheinen oder 
fih durch feinen Vertheidiger vertreten Laffen. 

Der nicht auf freiem Fuße befindliche Angellagte bat 
feinen Anſpruch auf Anwefenbeit. 

‚EM. Angeklagte, die in ber Sauptverbanblung des Reichämilitär- 
—5 perſönlich erſcheinen wollen, können zu dieſem Zwecke beurlaubt 
w 


Reife: oder Marſchgebührnifſe werden nicht gewährt. 


8 409. Die Hauptverhandlung beginnt mit dem Vor⸗ 
trag eines Berichterftatterg. 

Hierauf werden die Militäranwaltichaft, ſowie der Ange- 
klagte und fein Vertheidiger mit ihren Ausführungen und An- 
trägen gehört. 
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Derjenige, welcher die Revifion nachgejucht hat, ift zuerft 
a hören; dem Angeklagten gebührt in allen Fällen das lebte 
ort. 


Auf die Hauptverhandlung en die Beftinmungen der 
8 274, 8 275 Abf. 1, 88 282 a0, 8 290 Abf. 1—4, 88 291, 
320, 321, 322 entjprechende Anwendung. 


410. Der Prüfung des Reviſionsgerichts unterliegen 
nur die geftellten Revifionsanträge und, injoweit die Reviſion 
auf Mängel des Verfahrens geftütt wird, nur diefenigen That- 
fachen, welche bei Anbringung der Revifionsanträge bezeichnet 
worden find. 

Eine weitere Begründung der Revifionsanträge als die 
im 8 403 Abf. 2 vorgejchriebene ift nicht erforderlich und, wenn 
fie umidtig ift, unſchädlich. 

8 411. Inſoweit die Nevifion für begründet erachtet 
wird, ift das angefochtene Urtheil aufzuheben. 

Gleichzeitig find die dem Urtheile zu Grunde liegenden 
Teftftellungen aufzuheben, fofern fie durch die Geſetzesverletzung 
a werden, wegen deren die Aufhebung des Urtheils 

olgt. 

8 412. Erfolgt die Aufhebung des Urtheilö nur wegen 
Geſetzesverletzung bei Anwendung des Geſetzes auf die dem 
Urtheile zu Grunde liegenden Feſtſtellungen, fo hat dag Reichs⸗ 
milittärgericht in der Sache felbft zu entfcheiden, fofern ohne 
weitere thatjächliche Erörterungen mr auf Einftellung des 
Verfahrens oder auf Freifprehung zu erfennen ift. 

In anderen Fällen ift die Dad zur anderweiten Ver⸗ 
Handlung und Entſcheidung in die Berufungsinftanz zurüd- 
zuverweiſen. 

Der Präſident des Reichsmilitärgerichts hat behufs weiterer 
Veranlaſſung mit dem zuſtändigen Gerichtsherrn ſich in Ver: 
bindung zu ſetzen. 

8 413. Die Verkündung des Urtheils erfolgt durch den 
Senatspräfidenten nad) Vorſchrift des 8 327 Abf. 1 und 2 
mit der Maßgabe, daß an die Stelle der Frift von drei Tagen 
eine foldhe von einer Woche tritt. 

8 414. Erfolgt zu Gunften eines Angeflagten die Auf- 
bebung des Urtheils wegen Gejeßesverlegung bei Anwendung 
des Strafgejeßes, und erſtreckt fich das Urtheil, ſoweit es auf- 
gehoben wird, noch auf andere Angellagte, welche die Revifton 
nicht oder wegen anderer Bejchwerdepunfte eingelegt haben, jo 
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ift zu erfennen, als ob fie gleichfalls diefelbe Reviſionsbeſchwerde 
eingelegt hätten. 

Dasfelbe gilt, wenn mehrere Berfonen bei derfelben ftraf- 
baren Handlung als Thäter, Theilnehmer, Begünftiger oder 
Hehler betbeiligt und hiervon ein Theil durch vorausgegangene 
militärgerichtliche Erkenntniffe abgeurtheilt ift. 


S 415. Das Gericht, an welches die Sache zur ander- 
weiten Verhandlung und Entſcheidung verwiefen ift, bat die 
rechtliche und militärdienftlihe Beurtheilung, welche der Auf- 
hebung des Urtheils zu Grunde gelegt ift, auch feiner Ent- 
ſcheidung zu Grunde zu legen. 

War das Urtheil nur von dem Angeklagten oder zu 
Gunſten desjelben angefochten worden, fo darf das neue Urtheil 
eine härtere Strafe al3 die in dem aufgehobenen erfannte nicht 
verhängen. Die einer Gejammiftrafe zu Grunde liegenden 
Einzelitrafen dürfen nicht höher als in dem aufgehobenen Ur- 
theile bemeſſen werden. | 


Vierter Titel. 


Beſtätigung der im ordentlihen Verfahren ergangenen 
Urtheile. 


8 416. Urtheile, die durch ein ordentliches Rechtsmittel 
diturebr anfechtbar ſind, werden mit einer Beſtätigungsordre 
verſehen. 

ü In der Beftätigungsordre ift zum Ausdrude zu bringen, 
daß das Urtheil rechtskräftig geworden und, foweit es auf Ver⸗ 
urtheilung lautet, zu vollitreden ift. 

Die Beftätigungsordre ift dem Angellagten befannt zu 
machen. 

Anfechtung der Urtheile durch ordentliche Rechtömittel: 88 363, 365, 
378, 397. 

S 417, Auf Strafverfügungen (8 349) finden die Be— 
ftimmungen des 8 416 feine Anwendung. 


8 418, Bon wen die Beftätigungsordre erteilt wird, 

beitimmt für die bei der Marine ergehenden Urtheile der Kaijer, 
im Webrigen der zuftändige Kontingentsherr. 

AB. 1. Ich behalte Mir die Ertheilung der Beſtatigungsordre vor: 

a) für die Urtheile, durch die auf Todesftrafe, auf lebenslängliche Frei- 

eitäftrafe oder wegen eines militärischen Verbrechend auf eine Die 

auer von zehn Jahren Überfteigende Freiheitsſtrafe erkannt it; 
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bei einer Geſammtſtrafe fommt nur bie — wegen eines mili⸗ 
täriſchen Verbrechens Tefigelehte Einzelftrafe in Betracht; Freiheits⸗ 
Ieefe A Se diefer Beftimmung iſt auch Zuchthaus (vgl. 3 16 


b) für bie Yrtheile gegen Dffigiere, Sanitätsoffiziere und obere Militärs 
eamte; 

e) für die Urtheile, Durch die gegen einen Fähnrich auf Degradation 
erfannt iſt. geg 


2. Im Uebrigen ertheilen die Beſtätigungsordre: 

a) der kommandirende General ſowie der Gouverneur von Berlin hin⸗ 
—* der ent von mehr als einem Jahre lautenden 

eile in denjenigen Strafiachen, für die fie die Gerichtäherren der 

Berufungsin nd, ſowie in denjenigen Fällen, in denen gegen 

einen preußischen Landgendarmen und eine Militärperfon ihres Be 

fehlsbereichs durch bastelbe Urtheil erkannt ift; 

b) der Ehef der Landgendarmerie — von den Fällen zu 2a abgeſehen — 
für alle im Friegögerichtlicden Verfahren ergangenen Urteile gegen 
LZandgendarmen; 

ec) in den fonftigen Fällen der Gerichtsherr derjenigen Inſtanz, welde 
das zu beitätigende Urtheil gefällt bat; in den Fällen des 8 412 
Abi. 1, 8 447 der Militärftrafgerichtsorpnung der Präfident des 
Reichsmilitaͤrgerichts. 

3. Iſt durch —5* Urtheil gegen mehrere ungelln e erkannt 
worden, fo fteht die Beſtätigung infichtlich jämmtlicher Angeklagten dem⸗ 
jenigen Befehlshaber zu, dem die höhere Beitätigungsbefugniß, wenn auch 
nur binfichtlich eines der Angellagten, zulommt. 

4. Urtheile, deren Beitätigung Ih Mir vorbehalten babe, werben 
Mir von dem Gerichtsherrn erfter Inftanz mit den Alten und einem von 
einem Kriegägerichts anzufertigenden und zu unterfchreibenden Akten: 
auszuge d den Präjidenten des Reichsmilitaͤrgerichts eingereicht. Dem 
vorgejegten Gerichtsherrn ift Meldung zu erftatten. 

Der Altenauszug hat in gevrängter Kürze die perfönlichen und dienft- 
lichen Berhältniffe des Angeklagten, eine aftenmäßige Darftelung des 
Sachverhalts, die Angabe der in Anwendung gebrachten Gejee und die 
Formel des Urtheild zu enthalten. 

5. Der zur Beftätigung berechtigte Befehlshaber kann das Urtheil 
bei der Beftätigung nad) Maßgabe nachſtehender Beftimmungen mildern: 

Sn den Fällen der 88 85—87 des Militärſtrafgeſetzbuchs kann unter 
der im 8 88 dajelb angegebenen Vorausſetzung die Milderung des Ur⸗ 
theild in den im $ 88 dem Gerichte für die Strafbemeifung gezogenen 
Grenzen ftattfinden. 

Sk er fönnen bis auf den Mindeftbeirag der geſetz⸗ 
lichen Strafandrohung herabgefegt werben. 

ierbei hy eine Aenderung der Strafart nur dann zuläffig, wenn in 
den Militärftrafgefegen die ftrafbare Handlung wahlweife mit Arreft oder 
mit Gefängniß oder Feſtungshaft bedroht ift. 

Sn diefen Fällen kann die erfannte Gefängnißftrafe auf Seftungäbaft 
oder die im gegebenen Falle gejehlich zuläffige Arreftart und die erfannte 
Feitungshaft auf Arreſt der bezeichneten Art gemildert werben. 

ft ein militäriiches Vergehen mit Arreft ohne Bezeichnung der 
Arreftart bevroht, jo Tann an die Stelle der erlannten härteren Arreftart 
eine gelindere treten. 
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In den Fällen des 8 40 Abſ. 2 Nr. 1 und 2 des Militärſtrafgeſetz⸗ 
buchs kann die erkannte Degrabation und in dem Falle des $ 75 dajelb t 
bie grfannte Verjegung in die zweite Klaffe des Soldatenftandes erlaffen 
werben. 


6. Die Beltätigungäorbre bat dahin zu lauten: 
ch bejtätige, daß das —*& rechtskräftig geworden iſt.“ 
Im Falle der Verurtheilung ift Kaanleben: 
„Das Urtheil ift zu vollitreden.“ 
oder im Falle der Milderung der Strafe (Nr. 5): 
„Ich mildere die erfannte Strafe uf... ...... Die 
„golizetung bat demgemäß zu erfolgen.” 
7. Die Mir in Onadenangelegenheiten bisher duch das General: 
Brit, Spaten Berichte erjtattet in Zukunft der Präfident des Reichs: 
militärg 


Fünfter Titel. 


Beſtätignng und Aufhebung der Urtheile der Feldgerichte 
und der Bordgerichte. 


8 419. Gegen die im Felde oder an Bord ergangenen 
al Matı finden die Rechtsmittel der Berufung und der Reviſion 
nicht ſtatt. 

S 420. Die im 8 419 bezeichneten Urtheile erlangen 
Rechtskraft und Vollſtreckbarkeit durch die Beftätigung. 


5 421. Die Beftimmung des 8 420 gilt auch Hinfichtlich 
derjenigen militärgerichtlichen Urtheile, welche zu der Zeit, wo 
der Angeklagte in ein mobile® Verhältniß tritt, die Rechtskraft 
noch nicht erlangt haben. 

1. Vgl. 8423 Abf.2, 8 428 

2. Mobiles Berbältnig: €. ©. 85 Anm. 2. 

5 422. Wem das Beitätigungsrecht und das Aufhebungs- 
recht zuftebt, beftimmt der Kaifer. 


423. Bor der Entſchließung über die Betätigung hat 
erichtöherr den Angeflagten, fall3 dieſer verurtheilt ift, 
— einen Kriegsgerichtsrath oder einen Offizier protokollariſch 
darüber vernehmen zu laſſen, ob und welche Beſchwerden er 
gegen | dag Urtheil vorzubringen habe. 

Diefer Vernehmung bedarf es nicht, wenn in den Fällen 
bes $ 421 der Angeklagte bereit3 ein ordentliches Rechtsmittel 
eingelegt und begründet hatte. 

Vgl. 88 382, 398 ff., 408, 404. 


424. Die Urtheile, deren Beſtätigung der Kaiſer fich 
vorbebält, find demfelben durch den Präfidenten des Neichs- 
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militärgerichts mit einem Gutachten der Militäranwaltichaft 
vorzulegen. 


8 425. Die Beftätigung anderer Urtheile darf nur auf 
Grund des jchriftlichen Rechtsgutachtens eines richterlichen 
Militärjuftizbeamten oder, in Ermangelung eines folchen, eines 
zum NWichteramte befähigten Beamten oder Offizierß erfolgen, 
wenn auf Tod, auf Zuchthaus oder auf Gefängniß oder 
Feſtungshaft von mehr als einem Jahre erkannt ift. 

Lautet ein Triegsgerichtliches Urtheil auf Freiſprechung 
oder auf eine geringere als die im eriten Abſatze bezeichnete 
Strafe, jo bat der Befehlshaber, dem die Beftätigung zuiteht, 
eine Begutachtung nur dann anzuordnen, wenn die Entjcheidung 
des Kriegsgericht3 vom Antrage ded Vertreter der Anklage 
weſentlich abweicht, oder wenn ihm die Entjcheidung aus 
jonftigen Gründen bedenklich erfcheint. 

1. Die Worte „von mehr als einem Jahre” beziehen fich nur auf 
Gefängnig und auf Feſtungshaft, nit auch auf Zuchthaus. Iſt auf 
Zuchthaus erkannt, jo ift ftetS die Begutachtung geboten (Bgr.). 

2. Sm Bedürfnißfalle foll das Gutachten eined Beamten oder 
Dffizier8 ausreichen, der zum Richteramte befähigt iſt (Bgr.). 

Lee. Die Begutachtung foll nicht durch einen Beamten 
oder Dffizier gefchehen, welcher in der Hauptverhandlung als 
Nichter oder als Vertreter der Anklage oder als Bertheidiger 
mitgewirkt hat. 

8 427, Der Befehlshaber, welchem die Beſtätigung 
zufteht, kann eine VBervollftändigung der Unterſuchung anordnen. 


8 428. War das Urtheil in den Fällen des 8 421 
dureh ein ordnungsmäßig eingelegtes NechtSmittel bereit ans 
gefochten, oder werden in dem Rechtsgutachten (8 425) gegen 
die Geſetzlichkeit des Urtheils oder gegen die thatjächliche 
Feſtſtellung weſentliche Bedenken erhoben, fo hat der zur Be- 
ftätigung berechtigte Befehlshaber, fofern er nicht felbft über 
die Aufhebung des Urtheils befinden Tann, die Entſcheidung 
des hierfür zuftändigen Befehlshaber herbeizuführen. 

In derjelben Weile ijt zu verfahren, wenn der zur Bes 
ftätigung berechtigte Befehlshaber entgegen dem Nechtsgutachten 
Anftand nimmt, die beantragte Beftätigung zu ertheilen. ‘Die 
Berjagung derjelben ift jchriftlich zu begründen. 

Dem Bejtätigungsvechte fteht die Pflicht zur Serlagung ber Beitätigung 
in den zur Beftätigung nicht geeigneten Fällen gegenüber. Die Enigebung 
über die Begründetheit der erhobenen Angriffe oder Bedenken Tann nur 
getroffen werden von demjenigen Befehlähaber, dem das Aufhehungsrecht 


aufteht (Bgr.). 
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S 429. Bei Urtheilen der Feldftandgerichte und der 
Bordftandgerichte findet eine Begutachtung nicht ftatt. Glaubt 
der Gerichtäherr die Betätigung verfagen zu müſſen, jo bat 
er unter Begründung der Verfagung die Entjeheidung des für 
die Aufhebung zuftändigen Befehlshabers herbeizuführen. 


R 430. Der zur Aufhebung berechtigte Befehlshaber hat 
nach Einholung des Gutachtens eines ihm zugeordneten richter- 
lihen Meilitärjuftizbeamten darliber zu entjcheiden, ob das 
Urtheil dem Gerichtsherrn zur Ertheilung der Beftätigung 
zurüdzufenden, oder ob dasfelbe aufzuheben fei. 

Der Befehlshaber ift an dieſes Gutachten nicht gebunden, entſcheidet 
vielmehr nach eigener pflihtmäßiger Ueberzeugung. Iſt der zur Aufhebung 
berechtigte Beiehlahaber zugleich derjenige, welchem das Beltätigungsrecht 
zufteht, jo fallen Berjagung der Bejtätigung und Aufhebung des Urteils 
en; einer doppelten Begutachtung bedarf es in diefem Falle nicht 

S 431. Die ertheilte Beftätigung ift auf der Urſchrift 
de3 Urtheils zu vermerfen und dem Angeklagten auf dem in 
den SS 256, 257 bezeichneten Wege bekannt zu machen. 

Urſchrift des Urtheils: 8 336. 


432. Im Falle der Aufhebung des Urtheils iſt die 
Berufung eines neuen erkennenden Gerichts zu veranlaſſen. 
Soweit es erforderlich oder ſachgemäß erſcheint, iſt mit dieſer 
Berufung ein anderer Gerichtsherr als der zuerſt mit der Sache 
befaßte zu betrauen. Zu dem neu zu berufenden Gerichte 
dürfen die Perſonen als Richter nicht zugezogen werden, welche 
bei der früheren Hauptverhandlung mitgewirkt haben. 

Der die Aufhebung ausſprechende Beſchiohader kann auch 
die Erledigung der Sache im opdeuti chen erfahren verfügen, 
ſofern die Erledigung nach Lage des Falles bis zur Beendigung 
des die Anwendbarkeit dieſes Titels begründenden Verhältniſſes 
aufgeſchoben werden kann. 


8 433. Wird im Laufe eines im Felde oder an Bord 
eingeleiteten Strafverfahrens der Bejchuldigte zu einem im- 
mobilen militärifchen Verbande verjegt oder einem folchen über- 
wiejen, fo findet die Veberleitung in das ordentliche DVer- 
fahren ftatt. 

War jedoch ein Urtheil bereitS ergangen, jo hat über die 
Beitätigung der bis dahin zuftändige Befehlshaber nach Maf- 
gabe dieſes Titel8 zu befinden. Wird die Beftätigung verjagt, 
fo ift dag Urtheil dem Angeklagten nad) defjen Webertritt in 
den immobilen Verband befannt zu machen (8 137). Gegen 
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das Urtheil ift binnen der gefetlichen Friſt (8 379) die Be- 
rufung zuläſſig. Die Frift läuft auch für den Gerichtsheren 
vom Tage der Belanntmahung des Urtheil® an den An- 
geflagten. Die gerichtSherrlichen Befugniſſe gehen in einem 
jolchen Falle auf den GerichtSherrn des immobilen Ver—⸗ 
bandes über. 


5 434. Bei ber Marine fteht dem Uebertritte zu einem 
immobilen Verbande ($ 433) die Ablöfung von Bord gleich. 


8 435. Mit der Demobilmahung treten die Beſtim⸗ 
mungen dieſes Titeld außer Anwendung. Noch nicht erledigte 
Straffahen find in das ordentliche Verfahren überzuleiten. 

Auf die bei Eintritt der Demobilmachung noch nicht be- 
ftätigten Urtheile finden die im 8 433 Abf. 2 für den Fall 
der Verſagung der Beftätigung gegebenen Bejtimmungen An- 
wendung. 


Sechſter Titel. 
Mirderanfnahme eines dur retskräftiges Urtheil 
geſchloſſenen Berfahrens. 


5 436. Die Wiederaufnahme eines durch vechtöfräftiges 
K  fenen Derfahrens zu Gunften des Verurtbeilten 
findet ftatt: 


1. wenn eine in der De hans Ka zu feinen Ungunften 
berät vorgebrachte Urkunde fälſchlich angefertigt oder 
verfälicht war; 

2. wenn durch ein zu feinen Ungunften abgelegtes Zeugniß 
oder abgegebene Gutachten der Zeuge oder Sachverftän- 
dige fich einer vorfäglichen oder fahrläffigen Verlegung 
der Eidespflicht oder einer wiſſentlich faljchen uneidlichen 
Ausfage jchuldig gemacht hat; 

3. wenn bei dem Urtheil ein Richter mitgewirkt bat, welcher 
fih in Beziehung auf die Sache einer Verlegung feiner 
Amtspflichten ſchuldig gemacht hat, fofern diefe Verlegung 
mit einer im Wege des gerichtlichen Strafverfahrens zu 
verhängenden öffentlichen Strafe bedroht und nicht vom 
Berurtheilten jelbft veranlaßt tft; 

4. wenn ein einigerichtfiched Urtheil, auf welches das Straf- 
urtheil begründet if, durch ein anderes rechtskräftig ges 
wordenes Urtheil aufgehoben it; 
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5. wenn neue Thatfachen oder Beweismittel beigebracht find, 
aus denen allein oder in Verbindung mit den früher er- 
hobenen Beweiſen ſich die Unfchuld des Verurtheilten, fei 
e3 bezüglich der ihm zur af gelegten That überhaupt, 
jei es bezüglich eines die Anwendung eines härteren 
Strafgejeßes begründenden Umftandes, ergiebt oder doch 
dargethan wird, daß ein begründeter Verdacht gegen den 
Angeklagten nicht mehr vorliegt. 

1. Zu Ne.1 vgl. R. St. ©. B. 88 267, 363 ff. 


2. Zu Nr. 2 vol. R. St. G. B. 153 ff; uneidlide Ausfage: 
88 188 au 8 55 158 ff ch ſag 

3. Zu Nr. 3 vgl. R. St. G. B. 88 331 ff. 

4. Zu Nr. 4. Unter civilgerichtlichem Urtheil iſt ein in einem 
bürgerlichen Rechtsſtreit ergangenes Urtheil verſtanden (Bgr.). 

5. Zu Nr. 5 vgl. 8 489. 


S 437. Der Antrag auf Wiederaufnahme des Ver⸗ 
fahrens wird weder durch die erfolgte Strafvolfftredung, noch 
durch den Tod des DVerurtheilten, noch durch die Beendigung 
des die ————— über den Verurtheilten be⸗ 
gründenden Verhältniſſes ausgeſchlofſen. 

Im Falle des Todes ſind der Ehegatte, die Verwandten 
aufſteigender und abſteigender Linie, ſowie die Geſchwiſter des 
Verſtorbenen zu dem Antrage befugt. 


Für den Antrag auf Wiederaufnahme des Verfahrens iſt die Bes 
ftätigungsordre des 8 416 ohne Bedeutung. Nur die Nechtökraft des 
Urtheild muß eingetreten fein (Bgr.). 


5 438. Die Wiederaufnahme eines durch rechtskräftiges 
Urtheil gefchloffenen Verfahrens zu Ungunften des Angeklagten 
findet ftatt: 

1. wenn eine in der Hauptverhandlung zu feinen Gunften 
als echt vorgebrachte Urkunde fälfchlich angefertigt oder 
verfälicht war; 

2. wenn durch ein zu feinen Gunften abgelegte® Zeugniß 
oder abgegebenes Gutachten der Zeuge oder Sacdverftän- 
dige fich einer vorjäglichen oder fahrläffigen Verlegung 
der Eidespflicht oder einer wilfentlich falfchen wneidlichen 
Ausſage ſchuldig gemacht hat; 

3. wenn bei dem Urtheil ein Richter mitgewirkt bat, welcher 
fih in Beziehung auf die Sache einer Verlegung feiner 
Amtspflichten fehuldig gemacht hat, fofern diefe Ver- 
legung mit einer im Wege des gerichtlichen Strafver- 
fahrens zu verhängenden öffentlichen Strafe bedroht ift; 
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4. wenn von dem Treigefprochenen vor Gericht oder außer- 
gerichtlich ein glaubwürdiges Geftändniß der ftrafbaren 
Handlung abgelegt wird. 


8439. Eine Wiederaufnahme des Verfahrens zum 
Zwecke der .Aenderung der Strafe innerhalb des durch das— 
jelbe Geſetz beftimmten Strafmaßes findet nicht ftatt. 


8 440. Ein Antrag auf Wiederaufnahme des Ver—⸗ 
fahrens, welcher auf die Behauptung einer ftrafbaren Hand- 
lung gegründet werden joll, ift nur dann zuläffig, wenn wegen 
diefer Handlung eine rechtsfräftige Verurtheilung ergangen: ift, 
oder wenn die Einleitung oder Durchführung eines Strafver- 
fahrens aus anderen Gründen al8 wegen Mangels an Beweis 
nicht erfolgen Tann. 


S 441. Die. Beftimmungen der 88 367, 369 Abf. 5 
und des 8 370 finden auch bei dem Antrag auf Wiederauf- 
nahme des Berfahrens entjprechende Anwendung. 


442, In dem Antrage müffen der gejetliche Grund 
der Wiederaufnahme des Verfahrens, fowie die Beweismittel 
angegeben werden. 

Der Antrag ift feiten® des Angeklagten oder einer der 
im $ 437 Abf. 2 bezeichneten Perſonen bei dem Gerichts— 
herrn erfter Inſtanz in Gemäßheit des 8 369 Abi. 2 und 3 
anzubringen. 

Abſ. 2. Auch der Vertheidiger kann, jedoch nur im ausdrüds 
lihen Auftrage, den Antrag einbringen. 8 369 Abf. 5, $ 441. 


443. Ueber die Zulafjung des Antrags entjcheidet 
das Reichsmilitärgericht. 

Die Entſcheidung erfolgt ohne mündliche Verhandlung 
nad Anhörung der Militäranwaltſchaft. 

Das Reichsmilitärgericht Tann einen Auffchub, ſowie eine 
Unterbredjung der Strafvollitredung anordnen. 

Das Reichsmilitärgericht hat über die Wiederaufnahme des Ver⸗ 
fahren? auch da zu enticheiden, wo es als Revifionsgericht ſelbſt in ber 
Sade erkannt bat (Bar.). 

8 444. Iſt der Antrag nicht in der vorgejchriebenen 
Form angebracht oder ift darin fein gejetlicher Grund der 
Wiederaufnahme geltend gemacht oder Fein geeignete Beweis— 
material angeführt, fo ift der Antrag als unzuläſſig zu ver- 
werfen. 

Anderenfalls ift der Antrag, wenn er von dem Ber- 
urtheilten oder un Falle des 8 437 Abf. 2 zu deſſen Gumjten 
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geftellt war, der Militäranwaltichaft, wenn er zu Ungunften 
des DVerurtheilten geftellt war, diefem unter Beitimmung einer 
Friſt zur Erflärung mitzuteilen. 

Gründe und Beweiämaterial: 88 436, 438; 8 442 Ab. 1. 


S 445. Wird der Antrag an fich für zuläffig befunden, 
jo veranlaßt das NeichSmilitärgericht die Aufnahme der ange- 
tretenen Beweiſe, foweit dieje erforderlich ift, mittelft Erjuchens 
an einen Gerichtäheren oder an einen Amtsrichter. 

Die Vernehmung der Seugen und Sachverftändigen er- 
folgt eidlich, ſoweit die Beeidigung zuläffig tft. 

infichtlich der Berechtigung der Betheiligten zur An- 
wejenheit bei der Beweisaufnahme finden die VBorfchriften der 
88 165 bis 167 entjprechende Anwendung. 

Nah Schluß der Beweisaufnahme find die Milttäran- 
waltfhaft und der Angeklagte unter Beſtimmung einer Frift 
zur ferneren Erflärung aufzufordern. 


S 446. Das Neich3militärgericht emtfcheidet über den 
zugelaffenen Antrag auf Wiederaufnahme des Verfahrens nad) 
Maßgabe des 8 443 Abf. 2. 

Der Antrag wird als unbegründet verworfen, wenn die 
darin aufgejtellten Behauptungen feine genügende Beftätigung 
gefunden haben, oder wenn in den Fällen des 8 436 Nr. 1 
und 2 oder de3 8 438 Nr. 1 und 2 nad) Lage der Sadıe 
die Annahme ausgefchloffen ift, daß die in diefen Beftimmungen 
bezeichnete Handlung auf die Entſcheidung Einfluß gehabt hat. 

Anderenfalls verordnet das ReichSmilitärgericht die Wieder- 
aufnahme des Verfahrens fowie die Erneuerung der Haupt. 
verhandlung unter Bezeichnung des Gerichts, bei welchem die 
legtere ftattfinden joll. 


8 447. SL der Verurtheilte bereit3 verftorben oder in 
eine unbeilbare Geiftesfranfheit verfallen, jo findet eine Er- 
neuerung der KHauptverhandlung nicht ſtatt. Das Neichs- 
militärgericht hat vielmehr auf Grund der neuen Ermitte- 
lungen ohne mündliche Verhandlung auf Freifprechung zu 
erfennen oder den Antrag auf Wiederaufnahme abzulehnen. 

Mit der Freifprehung ift die Aufhebung des früheren 
Urtheild zu verbinden. 

Bol. $ 437. 

S 448. In der erneuten Hauptverhandlung ift entweder 


das frühere Urtheil aufrecht zu erhalten oder unter Aufs 
hebung desſelben anderweit in der Sache zu erkennen. 
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Iſt die Wiederaufnahme des Verfahrens nur von dem 
Berurtheilten oder zu Gumften desjelben ſeitens des Gericht3- 
herrn beantragt worden, fo darf das neue Urtheil eine härtere 
Strafe als die in dem früheren erfannte nicht verhängen. 


8 449. Wird im Wiederaufnahmeverfahren auf Frei⸗ 
fprehung erfannt, fo ji auf Verlangen des Freigejprochenen, 
in den Fällen des 8 447 auf Verlangen des Antragftellers, 
die Aufhebung des früheren Urtheils durch den Deutjchen 
Neichdanzeiger befannt zu machen. Das Gericht kann an- 
ordnen, daß die Bekanntmachung auch durch andere öffentliche 
Blätter erfolgen foll. 


GSiebenter Titel, 
Strafuofifirekung. 


450. Militärgerichtliche Strafurtheile find nach Maß—⸗ 
gabe der Beftätigungsordre, Strafverfügungen (8 349) nad 
Maßgabe ihres Inhalts zu vollftreden. 

1. K. M. 

1. Jedes rechtskraftige Strafurtheil muß dem Truppentheile (der 

Dienfts bezw. Berwaltungsbehörde) des Angeklagten unter Bei- 

der Alten zugehen und ift nach unten befannt zu geben, 
omweit e3 erforderlich ericheint. Der Gerichtäherr beftimmt, welden 
vorgefetten een des Truppentheilg Urtheil und Akten 
außerdem mitzutheilen find. 

2. War der Antrag auf Unterjuhung von einer Civilbehörde ausge- 
gangen, jo ift ihr von dem Ausfalle der rechtäfräftigen Entſcheidung 
Nachricht zu geben. 

3. Im Uebrigen wird auf die Bundesrathsbeichlüffe vom 16. Juni 1882 
MM. V. Bl. S. 137 ff.) und vom 9. Zuli 1896 (A. V. Bl. S. 249 ff.), 

etreffend die Führung von Strafregijtern, verwiefen. 

In den im 8 2 des Yundesrathsbeichluffes vom 16. Juni 1882 
erwähnten Fällen erfolgt die Mittheilung einer militärgerichtlichen 
Berurtheilung an die Regifterbehörde (vgl. Iriegsminifterielle Ver⸗ 
fügungen vom 20. Dez. 1882, A. 3. Bl. S. 218/219 und vom 
11. Aug. 1888, 4. 3. Bl. S.147) durch die unter Ziffer 1 und 2 
der Friegsminifteriellen Verfügung vom 31. Juli 1882 (U. 8. BI. 
S. 166) bezeichneten Truppentheile und Militärbehörden, und zwar 
fobald für den Berurtbeilten der Militärgerichtsftand gänzlich auf: 
hört oder fobald der Berurtheilte in das Beurlaubtenverhältniß 
übergeführt bezw. wieder übergeführt wird (8 6 des Bundesraths— 
beſchluſſes vom 16. Juni 1882). 

Das für diefe Mittheilungen erforderliche Material erhalten die 
Truppentheile 2c. durch die Gerichtäherren. 

Es ift dafür zu forgen, daß Alles für die Mittheilung an die 
Regifterbehörde Erforderliche fchon im Laufe des Verfahrens aften- 
mäßig feftgeftellt wird, 
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4. Die vom Gerichtäheren und dem Kriegsgerichtsrathe zu faflenden 
Beichlüffe, durch die ein Abweſender für Sahnenflüchtig erklärt oder 
defien Vermögen mit Beichlag belegt wirb (8 360), find in die 
Strafregifter nicht einzutragen. 

2. Mebergangäbeftimmung: E. ©. 8 24 Nr. 6. 


8 451. Die Strafvolfftredung wird durch den Gerichts⸗ 
herren angeordnet, welcher die Erhebung der Anklage ver- 
fügt hat. 

1. Bol. K. M. zu 88. 

2. Vollftredung der Todesftrafe: 88 453, 454; Ueberweiſung der 
Berurtheilten an die militäriichen Strafanftalten: M. St. V. V. Anl. 4; 
Webergang der Strafvollittedung auf die bürgerlihen Behörden: E. ©. 
8 15, M. St. &. 3. 8 15 Abf. 3, M. St. V. 3. 8 5 und Anl. 2. 


8 452. An geiftestranfen oder ſchwangeren Perfonen 
darf ein Todesurtheil nicht vollftredt werden. 


8 453. Die Vollftredung einer durch Erjchießen zu voll 
ziehenden Todesſtrafe erfolgt durch die Militärbehörde. 
g 451; M. St. G. B. 88 1, 14; M. St. V. V. 88 12. 


8 454. Die Vollſtreckung einer durch Enthauptung zu 
vollziehenden Todesſtrafe erfolgt durch die bürgerlichen Be- 
hörden auf Grund einer mit der DBeicheinigung der Rechts- 
fraft verfehenen beglaubigten Abfchrift des Urtheils, welcher 
eine beglaubigte Abjchrift der Beftätigungsordre beizufügen ift. 
Die Beicheinigung und die Beglaubigungen gefchehen durch 
den Gerichtäheren (8 451). 

R. St. G. B. g 18; R St. P. D. 8 486. 


8 455. Die Vollſtreckung einer Freiheitsſtrafe iſt aufs 
zuſchieben, wenn der Verurtheilte in Geiſteskrankheit verfällt. 

Dasfelbe gilt bei anderen Krankheiten, wenn von der 
Vollftredung eine nahe Lebensgefahr für den Verurtheilten zu 
beforgen fteht. 

1. iheitsftr nd Bollitredung derjelden: M. St. ©. B. 88 16, 
U — — a — erben Kan nn 

. e n i 3 ⸗ 
SE 2 Ahnen eines Irdugcs auf But 

8 456. Auf Antrag eines Verurtheilten, welcher nicht 
zu den Militärperfonen des aktiven Heeres oder der aftiven 
Marine gehört, kann die Vollſtreckung aufgefchoben werden, 
jofern durch die fofortige Vollftredung dem Verurtheilten oder 
der Familie desjelben erhebliche, außerhalb des Strafzwecks 
liegende Nachtheile erwachien. 
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Der Strafauffhub darf den Zeitraum von vier Monaten 
nicht überfteigen. 

Die Bewilligung desjelben kann an eine Sicherheitsleiftung 
oder andere Bedingungen geknüpft werden. 


8 457. Die Vollſtreckung von Arreftftrafen Tann im 
Jutereſ des Dienſtes auf Anordnung des kommandirenden 
enerals (Admirals) aufgeſchoben werden. 
Auffchub des Strafantritts im Felde: M. St. V. V. 822 Nr. 2. 


8 458. Für den in Unterſuchungshaft befindlichen An- 
geflagten, welcher zu einer Freiheitsſtrafe verurtheilt wird, ift 
die zu verbüßende Strafe vom Tage der Rechtäfraft des 
Urtheils zu berechnen. 

at der Angeflagte auf Einlegung eines Rechtsmittel3 
verzichtet, jo wird die Strafe bereit vom Tage des Verzichts 
berechnet. Eine entiprechende Berechnung tritt ein, wenn der 
Angeklagte da8 eingelegte Rechtsmittel zurückgenommen oder, 
ohne eine Erflärung abzugeben, die Einlegungzfrift hat ver- 
ftreichen laſſen. 


8 459. Erfolgt in den Fällen des 8 458 die Verhaftung 
des Angeflagten erft nad) den dort bezeichneten Zeitpunkten, 
jo wird die Strafe vom Tage der Verhaftung berechnet. 


8 460. Iſt der Verurtheilte nach Beginn der Straf- 
volfftredung, ohne daß eine Unterbrechung derjelben angeordnet 
wird, wegen Krankheit in eine von der Strafanftalt getrennte 
Krankenanſtalt gebracht worden, fo ift die Dauer des Aufent- 

alt8 in der Kranfenanftalt in die Strafzeit einzurechnen, jo- 
fern er nicht mit der Abficht, die Strafvollftredung zu unter- 
brechen, die Kranfheit herbeigeführt oder verlängert hat. 

M. St. V. V. 86 Rr.6 u. 7, NRichtanrechnung eines Urlaubs: 


8 10 ebenda. 

8 461. Iſt Jemand durch verichiedene rechtskräftige 
Urtheile zu Strafen verurtheilt worden, und ſind dabei die 
Vorſchriften über die Zuerkennung einer Geſammtſtrafe (8 79 
des bürgerlichen Strafgeſetzbuchs) außer Betracht geblieben, fo 
I die erfannten Strafen auf eine Geſammtſtrafe zurüdzu- 
führen. 

Kompendium über Militärrecht. 10 


146 MilitärftrafgerichtSordnung vom 1. Dezeniber 1898. 88 461-—464. 


Die Entjcheidung fteht demjenigen Gerichte zu, welches 
die ſchwerſte Strafart oder bei Strafen gleicher Art die höchſte 
Strafe erfannt hat, fall8 hiernach aber mehrere Gerichte zu- 
ftändig fein würden, demjenigen, deſſen Urtbeil zulett ergangen 
iſt. War das biernach maßgebende Urtheil von einem Gerichte 
höherer Inſtanz erlaffen, jo fett das Gericht erfter Inſtanz 
die Gefammtftrafe feſt. Sind die Urtheile von Gerichten 
verfchiedener Kontingente erlaffen, jo ift die Entſcheidung von 
dem Reich3militärgerichte zu treffen. 

Die Entſcheidung erfolgt ohne mündlihe Verhandlung; 
vor der Entſcheidung ift dem Vertreter der Anklage und dem 
Verurtheilten Gelegenheit zu geben, Anträge zu ftellen und zu 
begründen. 

Gegen die Entjcheidung findet, infofern fie nicht vom 
Reichsmilitärgericht erlaffen ift, die NechtSbefchwerde an das 
obere Gericht ftatt. 

1. Die verjchiedenen rechtöfräftigen Urtheile müfjen nicht nothwendi 
ſammtiich miltigeigtige Urheite[im —— ſſen nicht nothwendig 

2. Geſammiſtrafe: M. St. ©. B. 8 54, R. St. ©. B. 88 74—79; 
Rechtsbeſchwerde 88 373 ff. _ 

462. Die Vollitredung der auf Geldftrafe lautenden 
Urtheile und der über eine Vermögensſtrafe ergangenen 
Entſcheidungen erfolgt. im Wege des Verwaltungszwangs⸗ 
verfahrens nad) Maßgabe der dafiir geltenden landesberrlichen 
Beitimmungen. 

Die Intendanturen bilden die zur Anordnung und Leitung 
des Zwangsverfahrens zuftändigen Vollftredungsbehörden. 

Gernitrafe: R. St. ©. 3. 88 27-29, 78; Vollſtreckung in den 
Nachlaß: R. St. G. B. 8 30; Einziehung und Abführung: M. St. V. V. 
88 28, 29; Ginferbungstermin der Nachwetfungen ift der 15. April. K. M. 
vom 25. Febr. 1879 (A. V. Bl. ©. 66). 

8 463. Kann eine verhängte Geldftrafe nicht beigetrieben 
werden, und ift Die laden der für diefen Fall eintretenden 
Freiheitsftrafe unterlaffen worden, fo ift die Geldftrafe durch 
Verfügung des Gerichtsheren der höheren GerichtSbarfeit in die 
entjprechende Tzreiheitäftvafe umzuwandeln. Die Verfügung ift 
von einem vichterlichen Militärjuftizbeamten mit zu unterzeichnen. 

Bol. 8 2 Anm. 2, 3. 


464. Beftehen über die Auslegung eines Strafurtheilg 
oder über die Berechnung der erfannten Strafe Zweifel, oder 
find Einwendungen gegen die Zuläffigkeit der Strafvoliftredung 
erhoben, fo tft die Entſcheidung des Gerichts, welches erkannt 
hat, einzuholen. 
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Dasfelbe gilt, wenn nach Maßgabe der SS 455, 456 
Einwendungen gegen die Ablehnung eines Antrags auf Auffchub 
der Strafvollitredung erhoben werden. 

Der Fortgang der Vollſtreckung wird Hierdurch nicht 
gehemmt; der Gerichtäherr Tann jedoch den Aufichub oder die 
Unterbrechung der Vollftredung anordnen. 

Die Beſtimmungen des $ 461 Abf. 3 umd 4 finden ent- 
ſprechende Anwendung. 


Achter Titel. 


Entfhädigung der im Wiederanfuahmeverfahren 
freigefprochenen Perfonen. 


465. Die Vorfchriften des Geſetzes, betreffend die 
Entihädigung der im Wiederaufnahmeverfahren freigefprochenen 
Perſonen finden auf die im militärgerichtlichen Verfahren ver- 
urtbeilten Perjonen entjprechende Anwendung. 

Die Entjhädigung wird von der Militärverwaltung des- 
jenigen Kontingents gezahlt, bei deſſen Gerichte dag Straf: 
verfahren in erjter Inſtanz anbängig war. 

FM. Maßgebend ift das Geſetz vom 20. Mai 1898 (R. G. Bl. 

©. 345 ff.): 
8 1. Perſonen, welde im Wiederaufnahmenerfahren freigefprochen 
oder in Anwendung eines milderen Strafgejeßed mit einer geringeren 
Strafe belegt werden, können Entjchädigung aus der Staatskaſſe verlangen, 
wenn die früher erkannte Strafe ganz oder theilweije gegen ſie vollftredt 
worden ift. Das Wiederaufnahmeverfahren muß die Unfchuld des Ver- 
urtheilten bezüglich der ihm zur Laft gelegten That oder bezüglich eines 
die Anwendung eine a Strafgeſetzes begründenden Umſtandes 
ergeben oder Doch dargethan haben, daß ein begründeter Verdacht gegen 
den Angellagten nicht mehr vorliegt. 

Außer dem Berurtheilten haben diejenigen, denen gegenüber ex kraft 
Geſetzes —S — war, Anſpruch auf Entſchädigung. 

Der Anſpruch Entſchädigung iſt ausgeſchloſſen, wenn der Ver⸗ 
urtheilte die frühere Verurtheilung vorſätzlich herbeigeführt oder durch 
grobe Fahrläſſigkeit veriäufbel bat. 

Die Verſäumung der Einlegung eines Rechtsmittels ift nicht als 
eine Fahrläffigfeit zu erachten. 

2. Gegenftand des dem Berurtheilten zu leiſtenden Erſatzes ift 
der für ihn durch die Strafvollitredung entftandene Vermögensſchaden. 

Unterhalt3berechtigten iſt injoweit Erſatz zu leilten, als ihnen durch 
die Strafpolljtredung der Unterhalt entzogen worden ift. 


466. Bis zum DBetrage der geleifteten Entſchädigung 
tritt die Kontingentsverwaltung in die Rechte ein, welche dem 
Entſchädigten gegen Dritte um deswillen zufteht, weil durch 

10* 
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deren rechtäwidrige Handlungen feine Verurtheilung herbei— 
geführt war. 


8 467. Meber die Verpflichtung der Kontingentöver- 
waltung zur Entfhädigung wird durch das im Wieberauf- 
nahmeverfahren erfennende Urtheil Beftimmung getroffen. 


S 468. Wer auf Grund des die Verpflichtung einer 
Kontingentsverwaltung zur Entihädigung ausfprechenden Ur- 
theil3 einen Anſpruch geltend macht, hat diefen Anspruch bei 
Vermeidung des Verluſtes binnen drei Monaten nad) Bu- 
ftellung des Urtheils durch Antrag bei dem Gerichtsheren, auf 
deſſen Befehl im Wiederaufnahmeverfahren das Gericht erfter 
Inſtanz erkannt bat, in den Fällen des $ 447 bei dem Prä- 
fiventen des Reichsmilitärgerichts zu erheben. 

Ueber den Antrag entfcheivet die oberfte Militärjuftiz- 
verwaltungsbehörbde. 

FM. 1. Der Gerichtöherr Iegt den Antrag mit den Akten dem 
Kriegsminijterium (Verforgungs: und Yuftigdepartement) vor. 

Er äußert fid) dabei darüber: 

&) wann der Anſpruch erhoben ift; 
b) ob und in mwelder Höhe ein nad 8 465 der M. St. G. O. und 


nad 8 2 des Geſetzes vom 20. Mai 1898 zu erjegender Vermögens: 
ſchaden entitanden iſt. 
Vorher iſt, ſoweit ee, die Richtigkeit der Angaben des An⸗ 
tragſtellers feftzuftellen. erven dieje Angaben im BWefentlichen nicht 
beftätigt, jo ift der Anteogfieller zu vernehmen. 
s 38 Die Zuftelung der Entſcheidung veranlaßt der Gerichtäherr 
($ 138). 
3. Anträge, die bei, einer nicht zuftändigen Stelle-eingehen, find 
ohne Verzug an die nad) 8 468 Abi. 1 zuftändige Stelle abzugeben. 


Neunter Titel. 
Roften des Verfahrens. 


8 469. Die Roften des militärgerichtlichen Verfahrens 
und der durch die Militärbehörden bewirkten Strafvollftredung 
fallen der Meilitärjuftizverwaltung zur Laſt. 

Diefe Beftimmung findet Hinfichtlic) der durch die Wahl 
eines Vertheidigers entitandenen Koſten feine Anwendung. 

Die Koften der durch die bürgerlichen Behörden bewirkten 
Strafvollitredung hat der Verurtheilte zu tragen. 

1. K. M. zu Abj.L Die in an ſſachen entitehenven, 
veroronungsmäßig zuftändigen Kojten für Reifen und Märſche find, foweit 
fie nicht zu den baaren Auslagen im Sinne der Ziffer 2 V der Anlage 8 
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zur Fr. Bel. V. zählen, bei den betheiligten Ausgabelapiteln des Militär: 
etats (34 und 25) zu verrechnen. Der PVerrechnungsftelle ift eine Bes 
jcheinigung des Gericht3offizierö oder eines richterlichen Militärjuftizbeamten 
über Tag und Stunde der Entlaffung au3 dem Termine mitzutheilen. 

2. Die Berechnung der Zeugen 2c. Gebühren wird —— vor der 
Verhandlung entworfen und vorbereitet; fie wird feſtgeſtellt im Er- 
mittelung3verfahren durh den Ynterfuchungsführer, in der Hauptver⸗ 
handlung der Standgerichie durch den Gerichtäoffizier, in derjenigen der 
Kriegs: und Oberkriegsgerichte durch den die Verhandlung führenden 
Militärjuftizbeamten. 

Die Gebühren find möglichft jofort nach der Vernehmung und an 
Gerichtöftelle zu zahlen; zu dieſem Zweck erhält bei dem Gerichtsherrn 
der Höheren Gericht3barfeit ein Militärgerichtsichreiber, bei dem Gerichts⸗ 
heren der niederen Gerichtsbarkeit der Gerichtöoffizier einen Borjchuß, det 
bei der vom Gerichtäheren zu bezeichnenden Kaſſenverwaltung verrechnet 
und im Bedarfsfall ergänzt wird. 

Der Auffichtsbehörde ift der Vorſchuß auf Verlangen in baar oder 
in Duittungen nachzuweiſen. 

Sm Uebrigen wird auf die Beftimmungen der Anlage 8 Abjchnitt V 
der Fr. Bel. V. verwiefen. 

3. Die —— ung der Strafvollitredungsfoften erfolgt nach der 
Milttärftrafvoliftredungs-Vorjhrift vom 9. Febr. 1888. Auch in den Vor- 


8 470, Sind Strafverfolgungsmaßregeln durch eine wider 
beſſeres Wilfen gemachte oder auf grober Fahrläſſigkeit be- 
rubende Anzeige veranlaßt worden, jo kann der GerichtSherr, 
nach Beginn der Hauptverhbandlumg das Gericht, dem An- 
zeigenden, nachdem derſelbe gehört worden, die der Militär- 
juftizverwaltung und dem Beichuldigten erwachſenen baaren 
Auslagen auferlegen. 


Binnen vier Wochen nach erfolgter Bekanntmachung findet 
gegen die Verfügung des Gerichtsherrn die RechtSbefchwerde 
an den höheren GerichtSherrn, gegen die Entjcheidung des 
Gerichts die Nechtsbejchwerde an das obere Gericht fatt. 
Das obere Gericht entjcheidet ohne mündliche Verhandlung 


8 471. Erfolgt die Einftellung eines Strafverfahrens 
wegen Zurücknahme desjenigen Antrags, durch welchen da3- 
jelbe bedingt war, jo find dem Antragfteller die der Militär- 
juftizverwaltung und die dem Beichuldigten erwachjenen baaren 
Auslagen zur Laſt zu legen. 

Wird in dem Falle des 8 249 Abf. 3 auf Freifprechung 
oder Einftellung des Verfahrens erkannt, jo kann das Gericht 
dem Antragfteller die Koften der Militärjuftizverwaltung umd 
die dem Beichnldigten erwachſenen nothiwendigen Auslagen ganz 
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oder theilweife zur Laft legen. Bor der Enticheidung ift der 
Antragiteller zu hören. 
Die Beſtimmungen des 8 470 Ab. 2 finden Anwendung. 
Bol. 8 247. 


Urfundlih unter Unferer dohgenhändigen Unterſchrift 
und beigedrucktem Kaiſerlichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin im Schloß, den 1. Dezember 1898. 


(L. S.) Wilhelm. 
Fürſt zu Hohenlohe. 


1. 


Militärſtrafgeſetzbuch 
für das 
Deutſche Neid). 
Bom 20. Juni 1872. 


— — — 


Einführungsgefeb zum Militärirafgefehbudge für 
das Dentihe Reid. 


IB ir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutfcher Kaifer, König 
von Preußen ꝛc. 


verordnen im Namen des Deutjchen Reichs, nach erfolgter du 
ftimmung des Bundesrathes und des Reichstages, was folgt: 


8 1. Das Militärftrafgefebuch für das Deutfche Reich 
tritt im ganzen Umfange des Bundesgebietes mit dem 1. Ok⸗ 
tober 1872 in Kraft. 

Das M. St. G. B. ift in Elfaß-Lothringen durch das ©. v. 8. Juli 1872 
(G. Bl. für Elfaß-Lotbringen S. 473) und in den Afrifanifchen Schuß: 
gesiamn duch A. V. v. 26. Juli 1896 (A. V. Bl. ©. 221; R. G. Bl. 

. 669) eingeführt. 

2. Mit diefem Tage treten im ganzen Bundesgebiete 
alle Militärftrafgefege, injoweit fie materielleg Strafrecht zum 
Gegenftande haben, außer Kraft. 

In Kraft bleiben die Vorfchriften über die Beftrafung 
der von Landgendarmen begangenen ftrafbaren Handlungen, 
ſowie die VBorfchriften über die Beitrafung der Fahnenflüchtigen 
im Wege des Ungehorfams- (Kontumazial-) Verfahrens. 

Dagegen finden die Beftimmungen des Militärftrafgejet- 
buches auch auf die Offiziere & la suite Anwendung, welche 
nicht zum Soldatenftande gehören, wenn und infolange fie zu 
vorübergehender Dienftleiftung zugelaffen find, ſowie in Bezug 
auf Handlungen gegen die militärische Unterordnung, welche 
fie begehen, während fie die Militäruniform tragen. 

1. In Breußen, Baden, Heflen, Medlenburg: Schwerin, Walded, 
Schaumburg-Lippe, Lippe, Elfaß:Lothringen find die Landgendarmeriekorps 

ilitaͤriſch organiſirt. Für diefe find Pr. M. St. G. B. Th. J, 8 48 
Abſ. 2, 3, 8 188 in Kraft geblieben. 
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8 48, Wſ. 2: Wo Verſetzung in die zweite Klafie des Soldaten: 
ftandes oder Degradation ftattfindet, ift gegen Landgendarmen ftet3 noch 
außerden auf Entlafjung aus der Genvarmerie zu erkennen. 

Ab. 3: Auch muß auf dieſe Entlaffung jederzeit erfannt werben, 

wenn ein Zandgendarm wegen Berlegung feiner Amtöpflichten zum dritten 
Mal gerichtlich mit der ordentlichen gejetlichen Strafe belegt wird. 
Ä 8 188: Wachen oder Landgendarmen, welche in Ausübung des 
Dienftes fich des Mißbrauchs ihrer Dienftgewalt ſchuldig machen, find 
ebenfo zu beftrafen, wie Vorgeſetzte, die ſich ein ſolches Verbrechen gegen 
Untergebene zu Schulden kommen lafjen. 

Machen fie fih des Mißbrauchs der Dienftgewalt gegen Berfonen 
ſchuldig, welche außer dieſem Dienftverhältniß ihre Vorgeſehten find, fo 
ift die bei Zumefjung der Strafe ald ein erjchwerender Umftand oder 
als ein Grund zur Verſchärfung der Strafe zu betrachten. 

2. Die Gerichtöbarkeit über die Gendarmen beftimmt gs für 
Preußen nah A. B. Nr. 1, Nr. 3 Abi. 3, Nr. 5 34. M. St. G. O. 8 37, 
das Dienſtverhältniß überhaupt nach den A. V. v. 30. Dez. 1820 und 
23. Mai 1867 (G. S. 1821 S. 1, 1867 S. 777). 

3. Das Ungehorſamsverfahren iſt durch E. ©. z. M. St. G. O. 82 
Abſ. 1, 2 aufgehoben. 


4. Offiziere à la suite: M. St. G. O. 81 Nr. 6, 85 Nr, 
D. St. O. 8 2 Nr. 2. 


8 3. Eine Beſtrafung in Gemäßheit des Militärſtraf⸗ 
geſetzbuches kann nur auf Grund eines gerichtlichen Erkennt⸗ 
niſſes erfolgen. 

In leichteren Fällen können im Disziplinarwege geahndet 
werden: 

1. Vergehen wider die SS 64, 89 Abſ. 1, 90, 91 Abſ. 1, 
92, 121 Abſ. 1, 137, 141 Abf. 1, 146, 151; 

2. Vergehen wider $ 114, wenn die ftrafbare Handums 
nur in dem Borgen von Geld oder in der Annahme 
von Geſchenken ohne Vorwiſſen des gemeinſchaftlichen 
Vorgeſetzten beſteht. 


Jedoch darf im Disziplinarwege keine andere Freiheits— 
ſtrafe, als Arreſt feſtgeſetzt werden, und die Dauer desſelben 
vier Wochen gelinden Arreſtes oder Stubenarreſtes, drei 
Wochen mittleren Arreſtes oder vierzehn Tage ſtrengen Arreſtes 
nicht überſteigen. 

1. Das Erkenntniß iſt in der M. St. G. O. 8 314 Urtheil genannt. 
Einrichtung der Strafregiſter: K. M. Nr. 3 z. M. St. G. O. 8 450. 

2. Zur Entſcheidung darüber, ob leichtere Fälle vorliegen, iſt d 
mit Sag ne hralgemelt verjehene Befehlöhaber zuftändig. (K. M. v. 
17. Juni 1895 (A. V.Bl. S. 143). Iſt die Handlung von dem zuftändigen 
Disziplinarvorgejegten im Disziplinarwege geahndet worden, fo ift eine 
gerichtliche Strafverfolgung ausgejchloffen. M. St. ©. D. 88 157, 250, 251. 
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3. Die Verletung der vom Gericht auf Grund des 8 286 der 
M. St. G. O. auferlegten Pflicht der Geheimhaltung kann an, aktiven 
Verfonen des Solvatenftandes in Leicpteren Fällen im Disziplinarwege 
geahndet werden (E. ©. 5. M. St. G. O. 818 Abi. 1). 


4. Sn den Fällen des $ 3 unterbricht jde Handlung des 
Disziplinarporgefeßten, die wegen ber begangenen Thet gegen den Thäter 
gerichtet wird, die Verjährung (E. ©. 3. M. St. G. O. 8 10). 


Urkundlich unter Unferer Be nandigen Unterfchrift 
umd —— Kaiſerlichen Inſiegel 


Gegeben Schloß Babelsberg, den 20. Juni 1872. 


(L. S.) Wilhelm. 
Fürſt v. Bismard. 


Militärfirafgefekbug für das Dentihe Reid. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutſcher Kaiſer, König 
von Preußen ꝛc. 


verordnen im Namen des Deutſchen Reichs, nach erfolgter Zu⸗ 
ſtimmung des Bundesrathes und des Reichstages, was folgt: 


Einleitende Beſtimmungen. 


1. Eine Handlung, welche dieſes Geſetz mit dem Tode, 
mit Zuchthaus, oder mit Gefängniß oder Feſtungshaft von 
mehr als fünf Jahren bedroht, iſt ein militäriſches Verbrechen. 

Eine Handlung, welche dieſes Geſetz mit Freiheitsſtrafe 
16) bis zu fünf Jahren bedroht, ift ein militäriſches Ver—⸗ 
gehen. 


Verbrechen, Vergehen: R.St. G. B. 81. 


8 2. Diejenigen Beſtimmungen, welche nach den Vor—⸗ 
ſchriften des Deutſchen Strafgeſetzbuches in Beziehung auf 
Verbrechen und Vergehen allgemein gelten, finden auf militäriſche 
Verbrechen und Vergehen entjprechende Anwendung. 


8 3. Strafbare Handlungen der Militärperjonen, welche 
nicht militärische Verbrechen oder Vergehen find, werden nach 
den allgemeinen Strafgejegen beurtheilt. 

Vgl. R. St. G. B. $ 10. 


8 4. Unter Militärperſonen find die Perſonen des 
Soldatenftandes und die Militärbeamten zu verftehen, welche 
zum Heer oder zur Marine gehören. 

Unter Heer ift das Deutjche Heer, unter Marine die 
Kaiſerliche Marine zu verftehen. 

1. Als Perſonen des Soldatenitandes gelten auch die Gendarmen 
(E. 6.82 Anm. 1), infomeit auf fie die Milttärgejege Anwendung finden 
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un or Niiur gerichtsſtand haben. E. G. 52 Abſ.2; E. G. z. M. 
2. Militärbeamte: 88 5, 43, 145, 153, 154 und Anl. B. 


85. Die Rlaffeneintheilung der Militärperfonen ergiebt 
das diefem Geſetze beigefügte Verzeichniß. 

Die Mitglieder des Sanitätskorps und des Mafchinen- 
Ingenieurkorps unterliegen den für andere Perjonen des 
Soldatenftandes gegebenen Vorjchriften nach Maßgabe ihres 
Militärranges. 

1. SKlafjeneintheilung der Dirärperbonen: Anl. A und B. 


2. Sanitätskorps: M. St. D. 8 55 Anm. 1; Mafdinen- ıc. 
Ingenieurlorps: M. St. ©. D. ‘1: Anm. 3. 


H 6. Perjonen des Beurlaubtenftandes unterliegen den 
Strafvorschriften dieſes Geſetzes in der Beit, in welcher fie 
fih im Dienfte befinden; außerhalb diefer Zeit finden auf fie 
nur diejenigen Vorſchriften Anwendung, welche in dieſem Ge- 
fege ausdrücklich auf Perfonen des DBeurlaubtenftandes für 
anwendbar erflärt find. 

1. Beten band. M. St. G. O. $5 Nr. 1,2 und Anm. 1, 2, 
D.St.D. 88 23 ff, R.M. ©. 8 56. 

2. Bon den Vorjgriften des M. St. ©. 83. find 8 68 in Verbindung 
mit den $$ 69—78, ferner die 88 101, 113, 126, 42 Abi. 2 ausdrücklich 
auf den Beurlaubtenftand Fr anwendbar erklärt worden. Dieje Vor⸗ 
len haben durch R.M.G. 8 60 Nr. 3 eine Ausdehnung dahin er- 
ahren, daß die im R. M. ©. 8 56 unter Rt. 2, 3,4 (M. St. G. O. 8 5 
mm. 1) Dee! begekcäneten Perſonen des Beurlaubtenftandes den Beitimmungen 
e3 

a IL Tit. I, Abſchn. 3: über unerlaubte Entfernung und 
Fahnenflucht 88 64 ff., und 

Th. II, it. I, Abſchn. 4: über Selb ſtheſchadigung und Vor⸗ 
ſchutzung von Gebrechen 88 81ff. 


unterworfen worden ſind. 


5 7. Strafbare Handlungen, welche von Militärperſonen 
im Auglande, während fie dort bei den Truppen oder ſonſt in 
dienftlicher Stellung fich befinden, begangen werden, find ebenfo 
zu beftrafen, al3 wenn diefe Handlungen von ihnen im Bundes— 
gebiete begangen wären. 

Ausland: R. St. G. B. 88 4—8. 


8 8. Militäriſche Verbrechen und Vergehen, welche gegen 
Militärperfonen verbündeter Staaten in gemeinfchaftlichen 
Dienftverhältnifjen begangen werben, find, wenn Gegenſeitigkeit 
verbürgt ift, ebenfo zu beftrafen, als wenn diefe Handlungen 
gegen Militärperjonen des Heeres oder der Marine begangen 
wären. 
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89 Die in diefem Gefege für ftrafbare Handlungen 
im Felde gegebenen Vorjchriften (Kriegsgeſetze) gelten: 

1. für die Dauer des mobilen Zuftandes des Heeres, der 
Marine oder einzelner Theile derjelben; 

2. für die Dauer des nad) Vorfchrift der Geſetze erklärten 
Kriegszuftandes in den davon betroffenen Gebieten; 

3. in Anfehung derjenigen Truppen, denen bei einem Auf- 
rubr, einer Meuterei, oder einem kriegeriſchen Unternehmen 
der befehligende Offizier dienftlich bekannt gemacht bat, 
daß die Kriegsgeſetze für fie in Kraft treten, für die Dauer 
diefer Zuftände; 

4. in Anfehung derjenigen SKriegsgefangenen, welchen ver 
höchſte an ihrem Aufenthaltsorte befehligende Offizier 
dienftlich bekannt gemacht hat, daß die Kriegsgefege für 
fie in Kraft treten. 

1. „Im Felde“: eingefchräntterer Geltungsbereih im €. G. z. M. 
&.©.D. $ 5, vgl. Anm. 1 ebenda. 

2. Mobiler Zuftand: E. G. z. M. St. G. O. 8 5 Anm. 2. 

3. Kriegszuſtand: M. St. G.D. 8 20 Anm. 2. 

4. Zu Rr. 8 Preuß. G. vom 4. Juni 1851 (6. S. ©. 451) über 
den Belagerungszuftand $ 6: 

Die Militärperfonen ftehen während des Belagerungszuftandes 
unter den — Mer ben Ariegäguftand eripeilt al 
5. Kriegsgefangene: 8 158. 


910. Den Kriegsgeſetzen unterworfen find im Falle des 
gs IN. 1: 


1. die Perſonen des aktiven Dienftitandes von dem Tage 
ihrer Mobilmachung bis zu ihrer Demobilmadhung; 

2. die Perfonen des Beurlaubtenftandes von dem Tage, zu 
welchem fie einberufen find, bis zu ihrer Entlaffung. 


8 11. Im Sinne diejes Geſetzes ift als vor dem Yeinde 
befindlich jede Truppe zu betrachten, bei welcher in Gewärtigung 
eines Zufammentreffens mit dem Feinde der Sicherheitsdienit 
gegen denfelben begonnen bat. 

Belondere Strafbeitimmungen für „vor dem Feinde” begangene 
Steofthai eibalten u 1 85, "6, 95, 108, ri 165 (Sl). 

12. Diejenigen Vorſchriften dieſes Geſetzes, welche die 
Strafe mit Rüdficht darauf beftimmen, daß eine Handlung 
vor verfammelter Mannſchaft begangen worden ift, finden An- 
wendung, wenn außer dem Vorgejegten und dem einzelnen Be⸗ 
theiligten noch mindeſtens drei andere zu militärifchem Dienfte ver- 
jammelte Berfonen des Soldatenftandes gegenwärtig gewejen find. 
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Bejondere Strafbeitimmungen für —8 eſonm aiter Mannſchaft“ 
begangene Strafthaten enthalten 8 89 Abſ. 2, 88 95, 

8 13. Wo das Geſetz die Strafe mit ic auf den 
Rückfall beſtimmt, tritt diefelbe ein, wenn der Thäter, nachdem 
er wegen eines militäriichen Verbrechens oder Vergehens durch 
ein Deutjches Gericht verurtheilt und beftraft worden ift, das⸗ 
ſelbe militärifche Verbrechen oder Vergehen abermals begeht. 

Diefe Beftimmung findet Anwendung, auch) wenn die 
frühere Strafe nur theilweife verbüßt, oder ganz oder theil- 
weile erlaffen ift. Sie bleibt jedoch ausgefchloffen, wenn feit 
der PVerbüßung oder dem Crlafje der Strafe bis zur Be- 
gehung der neuen ftrafbaren Handlung fünf Jahre verflofjen find. 

Dasfelbe gilt bei wiederholten Rückfalle. 

Der Rückfall beftimmt: die Freiheitäftrafe bei 88 70, 71, die 


Chreniafe bei ER 114. 
St. G. B. ift der Rüdfall bei Diebftahl, Raub, Hehlerei, 
Betrug 8 244 "250 Nr. 5, 88 252, 255, 261, 264 vorgefehen; die Frift 
beträgt 10 Jahre. 8 245 ebenda. 
3. Der wiederholte Rückfall beftimmt: die Freiheitzftrafe bei 8 70, 
die Chrenftegie bei 8 37 un 2 Nr.1 (8 31 Abſ. 3, 8 34 Abi. 2 Nr. 2), 
$ 40 Abi. 2 Nr. 2, $ 122 Abi. 2. 


Erſter Theil. 
Don der Beitrafung im Allgemeinen. 


Erjter Abſchnitt. 
Strafen gegen Perfouen des Zoldatenftandes. 


8 14. Die Todesstrafe ift durch Erſchießen zu vollftreden, 
wenn fie wegen eines militärijchen Verbrechens, im Felde auch 
dann, wenn fie wegen eines nichtmilitäriichen Verbrechens er- 
fannt worden ift. 

1. gꝓſmrecung 518 Felde durch Erſchießen: 88 9, 10, M. St. G. O. 


4 
5 >, Bollitredung im rien durch Enthauptung: M. St. G. D 
8 454, R. St. G. B. 813, R. St. P. O . 288; fie gejchieht durch "die 
bürgerlichen Behörden. N. St. v. V. N DE 
15. Hat eine Perfon des Soiatenftandes vor oder 
nach ihrem Eintritte in deu Dienst eine Freiheitsſtrafe ver- 
wirkt, jo wird diefe von den Meilitärbehörden vollſtreckt. 
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Iſt nach den Vorſchriften des Deutſchen Strafgefebuches 
eine Befchäftigung des Verurtheilten zuläſſig oder geboten, fo 
findet diefelbe zu militärifchen Zwecken und unter militärischer 
Aufficht ftatt. Die zu Gefängniß verurtheilten Unteroffiziere 
und Gemeinen fünmen auch ohne ihre Zuftimmung außerhalb 
der Anftalt bejchäftigt werden. 

Iſt Zuchthaus verwirkt, oder wird auf Entfernung aus 
dem Heere oder der Marine, oder auf Dienftentlaffung erfannt, 
oder wird das militärifche Dienftverhältnig aus einem anderen 
Grunde aufgelöft, fo geht die Vollſtreckung der Strafe auf die 
en Behörden über. 

Zu Abf. 1. Die ee ars gemäß M. St. G. O. 
SS 450 M.S.B V. 88 1ff. und A 

2. Zu u Abi. 2. ns en. Be Berurtgeilten beſtimmt ſich 
nach M. St. V. V. 81 un r. 4, Nr. 
2: vgl. He 815, 8 16 Abt. 2, 8, 8 17 Abi. 4, 


3. Zu Abf. 3. Webergang der Strafvollftredung: E. ©. z. M. St. G. O. 
8 15, M.5S.B.R. 85 Nr. 1, 4, 88 43—45, bei Militärbeamten 8 45; 
Anl. 25. M. St. V. V. 8 5 beflimmt, an welche Civilſtrafanſtalten die 
Abgabe der — — hat, ſodaß nach der K. M. vom 
10. Febr. 1894 (U. V. Bl. S. 58) die gerichtlichen Gefängniſſe regel⸗ 
mäßig nur zur Sölitretung von Haft: und Arreititrafen in Anſpruch zu 
nehmen find. 

8 16. Freiheitsſtrafe im Sinne dieſes Geſetzes ift Ge— 
fängniß, Feſtungshaft oder Arreft. 

Die Freiheitöjtrafe it eine lebenslängliche oder eine zeitige. 

Der Höchftbetr ag der zeitigen Freiheitsftrafe ift fünfzehn 
Jahre, ihr Mindeſtbetrag ein Tag. 

Wo dieſes Geſetz die Freiheitsſtrafe nicht ausdrücklich als 
eine lebenslängliche androht, ift dieſelbe eine zeitige. 

1. Freiheitsftrafe im Sinne der A. B. Nr. 1a 3. M. St. G. O. 8418 
iſt — Zuchthaus. 

2, 3 der en R. — G. B. 88 14, 16 Abſ. 1, 
817 Al. 1 8 18 Abſ. 1, $ 19 Abſ.1 ‚2,88%, 2, 27, 28, 29. 

8 17. ri Freiheitsſtrafe iſt, wenn ihre Dauer mehr 
als ſechs Wochen beträgt, Gefängniß oder Feſtungshaft, bei 
kürzerer Dauer Arreſt. 

Iſt eine angedrohte Zuchthausſtrafe auf eine kürzere als 
einjährige Dauer zu ermäßigen, fo tritt an deren Stelle Ges 
tängnis von gleicher Dauer. 

1. Zu Abſ. 1 vgl. M. St. V. V.: — die Gefängnißftrafe $ 11, — 
eh — 8 14, — die Haftitrafe $ 15, — die Arreftftrafe 


a 2. Dagegen jet R. St. ©. 3. $ 21 acdhtmonatliche 
Buben — Gefängnißſtrafe gleich. 
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8 18. Die Zeit einer Freiheitsſtrafe von "mehr als 
ſechs Wochen wird auf die geſetzliche Dienſtzeit im ſtehenden 
Heere oder in der Flotte nicht angerechnet. 

1. Die geſetzliche Dienſtzeit im ſtehenden Heere beſtimmt: W. ©. 
86, R. V. Art. 59, ©. betr. Aenderung der Wehrpflicht vom 11. Febr. 1888 
Art. I, &. betr. die | iebenäpräfengftärke des Deutihen Heeres vom 
3. Aug. 1893 Art. II $ 1, ©. beit. ebenfo vom 25. März 1: ” Art. IL 
vgl. — W. O. und Anhang. 

2. Verpflichtung und Beginn des Nachdienens- W. O. 8 7 Nr. 3, 
9.0. 5 15 9. 1 Anm. 2a,b. 

8 19. Der Arreft zerfällt in Stubenarreſt, gelinden 
Arreft, mittleren Arreſt, ſtrengen Arreſt. 

Arreſtarten: 88 20, 23, 24, 25, 26; Geſammiſtrafe: 8 54. 


8 20. Der Stubenarreft findet gegen Offiziere ftatt, 
der gelinde Arreft gegen Unteroffiziere und Gemeine, der mitt- 
lere Arreft gegen Unteroffiziere * Portepee und gegen Ge⸗ 
meine, der ſtrenge Arreſt nur gegen Gemeine. 

1. Für Militärbeamte vgl. 844. 


2. Gegen Unteroffiziere mit Pertepee kann nur gelinder Arreſt ver⸗ 
hängt werden. D. St. O. 8 4 Abſ. 3 


21. Iſt in dieſem Geſetze Freiheitsſtrafe angedroht, 
ſo ſind darunter, je nach der Zeitdauer des Strafmaßes, Ge— 
fängniß, Feſtungshaft und Arreſt als wahlweiſe angedroht zu 
erachten. 

Freiheitsſtrafe: $ 16 ($ 1 Abſ. Oo 8 17, vgl. bez. des Milderungs⸗ 
rechts A. B. Nr.5 Abſ. 4 z. M. St. G. O. 8 418. 


822. Iſt in dieſem Geſetze Arreſt angedroht, fo kann 
auf jede der nach dem Militärrange des Thäters ſtatthaften 
Arten des Arreſtes erkannt werben. 

Iſt in dieſem Geſetze eine beftimmte Arreflart angedroht 
und Diefelbe gegen den Thäter na ehem Militärrange nicht 
ftatthaft, fo iſt auf die nächftfolgende nach feinem Range jtatt- 
hafte Arreftart zu erfennen. 

Strenger Arreſt ift, wo das Gefeg ihn nicht im einzelnen 
Fällen ausdrücklich androht, nur gegen denjenigen zuläffig, 
welcher wegen militärijcher Verbrechen ober Vergehen bereits 
mit einer Freiheitsftrafe beftraft worden ift. 

1. Milttärrang: 8 20, vgl. die Beſchränkung Abſ. 3 d. 8. 

2. Beftimmte Arreitart ift angebroft: als ftrenger A 89 
202 8 3 a0 1, $ 1 als — Ka — 34 a % 2 
ds 146, 1 we 81 38 Abf. 1, 8 139, 8 141 Abſ. 1, 5 14 Abi. 1, 


— über Militärrecht. 11 


ee 


- 
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$ 23. Der Stubenarreft wird von dem Verurtbeilten 
in jeiner Wohnung verbüßt. Der Verurtheilte darf während 
der Dauer des Stubenarreftes feine Wohnung nicht verlaffen, 
auch Beſuche nicht annehmen. Gegen Hauptleute, Rittmeifter 
und Subalternoffiziere kann durch Richterſpruch die Strafvoll- 
jtredung in einem befonderen Offizier-Arreftzimmer angeordnet 
werden er Stubenarreft). 


1.8 9, 0; — Dauer: des einfadhen St. A. SS 16, 17, 

2 ex. D. —X 4 Ein % ein Tag bis —* den, = im — 
G. 8 3 bis vier Wochen, — D. St. D. bis vier⸗ 

Kin Im Tage, des gejhärften St. Pa ein En bis fech echs Wochen; — Boll 
* einfacher St. A. Vasen‘ geihärfter St. A. M. St. 
a; eigenmächtige3 Berlaffen der Wohnung, Annahme von Be- 


— * 
FR die Marine ift 1 Stubenarreſt als gleichbedeutend mit Kammer⸗ 
arreit zu betrachten. 8 162 


8 24. Der gelinde, der mittlere und der ftrenge Arreft 
werben in Einzelhaft verbüßt. Der Höchſtbetrag des ftrengen 
Arreftes ift vier Wochen. 


Dauer des gelinden Arrejtes: 88 16, 17, D. St. D. 54 Abi. 2 ein 
Tag bis ſechs Wochen, — im Disziplinarmege €. ©. 8 3 und D. St. O. 
$ 3 0 Nr. 2a bis vier Wochen; — Bollitredung: M. St. V. V. 8 20. 


8 25. Der mittlere Arreft wird in der Art vollitredt, 
daß der BVerurtheilte eine harte LZagerjtätte und als Nahrung 
Waffer und Brot erhält. Diefe Schärfungen kommen am 
vierten, achten, zwölften und demnächft an jedem dritten Tage 
in Fortfall. 

Dauer: 88 16, 17, D. St. O. St Abſ. 2 ein Tag bis ſechs Wochen, 
— im Disziplinarwege €. 6. 8 3 und D. St. O. 83 O Nr.2b bis drei 
Moden; — Vollſtreckung: M. St. V. V. $ 19, gelindere Art $ 27. 


5.26. Der firenge Arreſt wird in einer bunfelen Arreft- 
zelle, im Webrigen wie der mittlere Arreſt vollitredt. Die 
Schärfungen kommen am vierten, achten und demnächſt an 
jedem dritten Tage in Fortfall. 


Dauer: 88 16, 17, 24, D. St. D. $ 4 Abſ. 2 ein Tag bis vier 
Moden, — im Disziplinarwege E. G. 853 und D.St. O. 83 C. Nr. 2c 
Fi sogen Tage; — Vollſtreckung: M. St. V. V. 8 18, gelindere 


8 27. Läßt der. körperliche Zuftand des Verurtheilten 
die Verbüßung des ftrengen oder mittleren Arveftes nicht zu, 
jo vn eine gelindere Arreſtart ein. 


tliche Anterlubung finde vor Antritt eines längeren oder jtrengen 
*— Ay Br S. O F O. 8 23 Nr.5; bei den Militärgefangenen vgl. M. 
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8 28. Die Abweichungen, welche bei Vollftredung von 
Arrefiftrafen dadurch bedingt werden, daß fie während eines 
Kriege oder auf den in Dienft geftellten Schiffen oder ande- 
ven Fahrzeugen der Marine zu vollziehen find, werden durch 
Kaiſerliche Anordnung beftimmt. 

Eine ſolche Kaiferlihe Anordnung ift bisher nicht ergangen. Bal. 
im Vebrigen M. St. 3.8. 88 21, 9. 


8 29. Wo die allgemeinen Strafgejege Gelditrafe und 
Freiheitsſtrafe wahlweife androhen, darf, wenn durch die ftraf- 
bare Handlung zugleich eine militärifche Dienftpflicht verlett 
worden ift, auf Geldftrafe nicht erfannt werden. | 

Geldfirafe: M. St. ©. D. 88 462, 463, N. St. G. 3. SS 27—29, 78. 


8 30. Die befonderen Ehrenftrafen gegen Perfonen des 
Soldatenftandes find: 


. Entfernung aus dem Heer oder der Marine; 
. gegen Offiziere: Dienftentlaffung; 
. gegen Linteroffiziere und Gemeine: PVerfeßung in die 
zweite Klaſſe des Soldatenftandes; 
. gegen Unteroffiziere: ‘Degradation. 
1. Entfernung aus dem Heere: 88 31—33. 
. Dienftentlafjung: 88 34 - 36. 
. Verſetzung in bie zweite Klaſſe des Soldatenſtandes: 55 37—39. 
. Degradation: 88 40, 41, im Beurlaubtenftand val. 8 42. 
. Nr.3 und 4 gegen die Gendarmen (E. G. $ 2 Anm. 1): S 37 
Anm. 1, $38 Anm., 8 40 Anm. 3. 


S 31. Auf Entfernung aus dem Heer oder der Marine 
muß gegen Unteroffiziere und Gemeine neben Zuchthaus ftets, 
neben dem Verluſte der bürgerlichen Ehrenrechte dann erkannt 
—— wenn die Dauer dieſes Verluſtes drei Jahre über- 
teigt. 

Gegen Offiziere muß auf diefe Entfernung erkannt werden: 

1. neben Zuchthaus oder dem Verluſte der bürgerlichen 

Ehrenrechte ohne Rüdjicht auf die Dauer derjelben; 
2. wo gegen Unteroffiziere oder Gemeine die Verfetung in 
| die zweite Klaſſe des Soldatenftandes geboten ift. 

Auf Entfernung aus dem Heer oder der Marine kann 
erfaunt werden neben Gefängniß von längerer als fünfjähriger 
Dauer, außerdem gegen Offiziere in allen Fällen, in denen 
gegen Unteroffiziere oder Gemeine die Verfegung in die zweite 
Klaffe des Soldatenftandes zuläffig ift. 

1. Berluft der bürgerlichen Ehrenredhte ift im M. St. ©. B. beſon⸗ 
der3 angebroht in den SS 134, 138; beträgt die Dauer dieſes Berluftes 

11* 
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See ‚hei Jahre, fo tritt 5 37 Abi. 1 ein; vgl. R: St. G. B. 


f um Ye Auch bei sa af, 2 muß .duf onterung aus dem veere er⸗ 
a 

"8 * Die Entfernung aus dem Heer oder der Marine hat 

1. den Berluft der Dienftftelle und der damit verbundenen 

Auszeichnungen, ſowie aller durch den Militärdienſt er- 

worbenen Anfprüche, ſoweit diefelben durch Richterſpruch 

aberkannt werden können; 
2: den dauernden Verluſt der Orden und Ehrenzeichen, 
3. die Unfähigkeit . zum Wiedereintritt in das der und in 
die Marine 
von Rechtswegen zur Folge. 
WVollſtreckung: M. St. V. V. 823 Nr. 3, 4. 

8 33. Gegen penfionirte Offiziere ift ftatt auf Entfernung 
aus dem Heer oder der Marine auf Verluft des Dffiziertitels 
m u erfennen. Mit dieſem Verlufte treten zugleich die im $ 32 

2 und 3 bezeichneten Folgen, fowie die Verwirfung des 
Rechts, die Offizieruniform zu tragen, von Rechtswegen ein. 


Betrifft nur die mit Benfton 3. D. geftellten Offiziere, denn die ver: 
abjchiedeten Offiziere find gemäß G. v. 3. Mai 1890 (U. V. Bl. ©. 141) 
der Milttärgerichtöbarfeit nicht unterworfen. 


8 34. Auf Dienftentlaffung muß erfannt werben: 
1. neben Erkennung auf Unfähigkeit zur Bekleidung öffent- 
liher Aemter; 
2. wo gegen Unteroffiziere Degradation geboten: ift. 
: Auf Dienftentlafjung kann erkannt werden: 
. Neben Sreiheitäitenfe bon längerer als einjähriger Dauer; 
. wo gegen Unteroffiziere Degradation zuläffig ift. . 
Zu Abſ. 1 Nr. 1 vgl. R. St. G. B. 88 31, 36. 


8 35. Die Dienftentlaffung hat den Verluft der Dienit- 
jtelle und aller durch den Dienft ald Offizier erworbenen 
Anfprüche, ſoweit biefelben durch Nichterfpruch aberfannt 
werden fönnen, ingleihen die Verwirfung des Rechts, die 
Offizieruntform zu tragen, von Rechtswegen zur Folge. Der 
Berluft des Dienfttitel3 ift mit diefer Strafe nicht verbunden. 

Vollſtreckung: M. St. V. V. 8 24. 

836. Gegen penſionirte Offiziere, welche das Recht 
zum Tragen der Offizieruniform haben, iſt ſtatt auf Dienſt— 
entlaſſung auf Verluſt dieſes Rechts zu erkennen. 

wg. s 33 Anm. 


LO mi 
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S 37. Auf Verſetzung in die zweite Klaſſe des Soldaten- 
ftandes muß erkannt werden neben dem Verluſte der bitrger- 
lichen Ehrentechte, wenn die Dauer dieſes Verluſtes nicht drei 
Sabre Aberfteig t. 

Verſetzung in die zweite Kaffe des > Solpatenftanhes 
kann € Kant werden: 


1. in wieberholtem Rückfalle, 


2. wenn die Verurtheilung wegen Diebftahls, Unterflagung, 
Raubes, Erprefjung, Hehlerei, Betruges oder Urkundeit- 
Fälschung erfolgt, auch wenn ber Berluft der- bürgerlichen 
- Ehrenrechte nicht eintritt. 

"2. Gegen Jliitm begnu⸗ tritt Amtsverluſt ein: —* —F en 
Gendarmen: €. ©. $ 2 Anm. 1 und. ebenda Pr. M H 
$ 48 X 2. 

| re zur Serpängung der Ehrenſtrefen Kind bie Ki 
gericht im Felde und an Bord auch ie 
Standgerichte. 815 Kst 3 eben. 

ER Mit Berluft der bürgerlichen Ehrenrechte Beftrafte wetben in 
eine Arbeiter: oder Disziplinarabtheilung eingeftelt. M. St. V. V. $ 46 
Nr. 2; überfteigt die Dauer des Berluftes der bürgerlichen Ehrenrechte 
drei — FR mi 8 31 Abj. 1 ein. 
: 8 18; Diebſtahl zc.: St. ©. B. 88 242—248, 
88 220-.36, ss 257262, 88 263-266, RR 267—280. 
5. Bollftredung und MWirfungen: 39. 


8 38. Wer wegen militäriicher Vergehen bereits zwei⸗ 
mal gerichtlich verurtheilt und beſtraft worden iſt, kann, wenn 
er zum britten Male wegen eines militärifchen Vergehens ver- 
urtheilt wird, neben ber Freiheitsſtrafe in die zweite Kaffe 
des Soldatenftandes verjett werden. 

Dasjelbe kann gefchehen, wenn außer einer geri Hichen 
Strafe mehrmalige Disziplinarftrafen des höchſten Grades 
vollſtrekt worden find und zum zweiten Male „vegen eines 
militäri Sen Vergehens eine Verurtheilung erfolgt 

e Straffhärfung bleibt jedoch ausgef {offen, wenn 
feit der zuleßt beftraften Handlung biß zur Begehung des 
Vergehens ſechs Monate verfloffen jind. 

Dritte 8 eintline Strafe Bi Sendarmen: €. ©. $2 Ann. 1 und 

ebenda se 3. 848 U 


8 39. Die Verjekung in m zweite Klafje des Soldaten⸗ 
ſtandes hat den dauernden Verluſt der Orden und Ehrenzeichen 
von Rechtswegen zur Folge, auch darf der zu dieſer Strafe 
Pa die Militärfofarde nicht tragen und Verforgungs- 
anfjprüche, ſoweit diefelben durch Richterfpruch aberfannt werden 
können, nicht geltend machen. 
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1. Solitredung: M. St. V. V. 525; Rehabilitirung: H. D. Anl. 8. 
Bejondere Wirkungen. Einftelung in eine Qrbeiterabtheilung 
D. & —* Fr Nr. 4, 88 14, 41 Nr. 2b, oder in die Biesiplingrab eilung 
ded Gardekorps N. 8. B. vom 27. Juni 1885 (A. 3. Bl. ©. 158) und 
A. K. O. vom 25. Juli 1893 (A. 2. Bl. S. 194); — Cinje rig⸗Freiwillige 
verlieren dieſe Eigenſchaft und den Anſpruch auf E ung nach ein⸗ 
ahrigem D .M. G. 8 80 Ab]. 4; EDDIE RL MI; 
diefe Ehrenftr e hat den Berluft der Sihiefausgeichnungen zur Folge und 
fließt die Erlangung. derſelben aus. Durd die Rehabilitirung (val. 
Anm. 1) werden Auszeihnungen, welche bereit verliehen waren, wieder 
erworben. KM. Nr. 8 zur A. 8. D. vom 16. Juni 1894 (A. V. Bl. 
S. 179); Schießvorſchrift vom 16. Nov. 1899 Nr. 129. Rah G. D. V. 
Sg 2, 21, 82 und K. M. vom 28. Jan. 1878 (A. V. BL. S. 30) dürfen 
Pannjäaften, welche unter der Wirkung von Ehrenftrafen ftehen, nicht zu 
Ehren, Patrouilleur-, vor den Kafernen und mit Patronen ausgerüfteten 
Voften verwendet werben, edenfo nicht zu Pulver: und Munitionsarbeiten. 
3. Die nad) dem 1. April 1893 aus dem aktiven Militärdienfte aus⸗ 
gie chiedenen oder noch ausjheidenden Mannſchaften find gemäß Art.,8 des 
vom 22. Mai 18%, bett. Aenderungen der Militär: Benjtionsg dee, hin 
ſichtlich an Berforgun Sanfprüche den Mannfchaften der erften fl des 
Soldatenſtandes gleichgeitellt. 


8 40. Auf Degradation muß erfannt werden: 
. neben Gefängniß von längerer als einjähriger Dauer; 
. neben Berjegung in die zweite Klaſſe des Soldatenftandes; 
. neben Aberfennung der Fähigkeit zur Bekleidung öffent- 
liher Aemter. 


Auf Degradation kann erkannt werden: 
. neben Gefängniß von einjähriger oder fürzerer Dauer; 
. wegen wiederholten Rückfalls; 
. wegen einer ftrafbaren Handlung der im 8 37 Abi. 2 
Nr. 2 bezeichneten Art. 
1. Zuftändig zur Verhängung der Chrenftrafe jind die Kriegsgerichte. 
a enängung Ehrenſtrafe ſi gsgerich 
2. Zu Abſ. 1 Nr. 3 vgl. R. St. G. B. 88 31, 35; zu Abſ. 2 Nr. 2 
vgl. a al 813. 
3. Gegen Genbarmen: €. ©. $2 Anne. 1 und ebenda Pr. M. Str. 
G. B. TH. 1848 Abf. 2 
4. Zu Abi. 2 Nr. 1 und 2 got bez. des Milderungsreht3 A. B. 
Nr. 5 A.75. 0.5.6.0. 84 
8 4, Die Degrabation Hat den Rüctritt in den Etand 
der Gemeinen und den Berluft der durch den Dienft als 
Unteroffizier erworbenen Anfprüche, joweit diefelben durch 
a Terug aberfannt werden können, von Rechtswegen zur 
olge 
Vollſtreckung: M. St. B. 2. 8 26. 


S 42, Wird gegen eine Perfon des Beurlaubtenſtandes 
während der Beurlaubung auf Zuchthaus, auf Verluft der 


Bet 


OO - 
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bürgerlichen Ehrenrechte oder auf Unfähigkeit zur Bekleidung 
öffentlicher Aemter erkannt, ſo treten diejenigen militäriſchen 
Ehrenſtrafen, auf welche bei einer ſolchen Verurtheilung nach 
den Beſtimmungen der 88 30—40 erkannt werden muß, von 
Nechtöwegen ein. 

Erfolgt die Verurtheilung einer Perfon des Beurlaubten- 
ftandes während der Beurlaubung wegen einer ftrafbaren 
Handlung der im 8 37 Abf. 2 Nr. 2 bezeichneten Art, jo Tann 
ein beſonderes Verfahren des Militärgerichts zur Entjcheidung 
darüber angeordnet werden, ob auf Dienftentlaffung oder auf 
Degradation zu erkennen ift. 

1. landen $ —F 5 find die K 

2. Für das beſondere ahren ie Kriegsgerichte ändig. 
M. St. G. O. iv Abi. 2. i zuſtändig 

3. Gemäß K. M. vom 1. Aug. 1894 iſt durch den Bezirkskommandeur 
die Entfernung eines Gefreiten des Beurlaubtenſtandes von dieſem Dienſt⸗ 
grad zu verfügen, wenn in den Fällen des 8 42 Abſ. 1 die Verſetzung in 
die zweite Klaſſe des Solbatenftandes von Rechtswegen eingetreten, ober 
wenn feine Berurtheilung wegen einer ftrafbaren Handlung der im $& 37 
Abi. 2 Nr. 2 bezeichneten Art erfolgt ift. 

4. Die Entfernung eines Gefreiten des Beurlaubtenftandes von 
biejem Dienfigrabe während der Beurlaubung als Berwaltungsmaßregel 
des Bezirfsfommandeurs ift — außer in den im Militärftrafgefegbuch 
842 Abi. 1 und 8 87 Abſ. 2 Nr. 2 aufgeführten Fällen — auch dann zu 
verfügen, wenn der Betreffende bei dem Anlaß zu einer gerichtlichen Ver⸗ 
urtbeilung einen bejonderen Grad fittliher Verfommenheit hat erkennen 
laffen. A. K. D. vom 4. San. 1900. 


Zweiter Abjchnitt. 
Strafen gegen Militärbeamte. 


S 43. Auf Amtsverluft kann gegen Militärbeamte er: 
fannt werden: 
1. neben Freiheitsftrafe von mehr als einjähriger Dauer; 
2. wenn die Berurtheilung wegen einer ftrafbaren Dandlung 
der in 8 37 Abſ. 2 Nr. 2 bezeichneten Art erfolgt. 
Militärbeamte: $S 4, 5, 145, 158, 154 und Ant. B. 
’ 2 Der Arreft findet gegen obere Militärbeamte 
ala S 


tubenarreft, gegen untere Militärbeamte als gelinder 
Arreit jtatt. 


Gegen obere Militärbeanite ift Stubenarreft nur nad) Maßgabe der 
D. St. O. 8 32 Abi. 2 zuläffig; wegen der unteren Militärbeamten vgl. 
D. 61.8. 532 Nr.1. 
45. Die VBorfchriften der 88 14 und 15 finden aud) 
auf Militärbeamte Anmendung. 
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Dritter Abfchnitt. 
Derfud. 


| 46. Wenn neben der Strafe des vollendeten Ver⸗ 
brechens oder Vergehens militäriſche Ehrenſtrafen (8 30) zu⸗ 
läſſig oder geboten find, jo find dieſelben neben der Verſuchs⸗ 
ſtrafe al. n den sa7d 
i gel t 70, 78, 81; vgl. R. St. G. 8. 
18.18.16 | erſuch ift vorgejehen in en 3 vgl. R. S . 


Vierter Abſchnitt. 
Theilnahme. 


8 47. Wird durch die Ausführung eines Befehls in 
Dienftfachen ein Strafgejet verlegt, fo ift dafür der befehlende 
Borgejette allein verantwortlid. Es trifft jedoch den ge- 
horchenden Untergebenen die Strafe des Theilnehmers: 

1. wenn er den ihm ertheilten Befehl überſchritten hat, oder 
2. wenn ihm befannt geiwejen, daß der. Befehl des Borge- 
... fjegten eine Handlung betraf, welche ein birgerliches ober 
militäriſches Verbrechen oder Vergehen bezweckte. 
Theilnahme: R. &t. ©. B. SS 47 ff., vol. M. St. G. D. 88 34, 199 
Nr. 3, 8235, SA14 Abi. 2. | 


Fünfter Abſchnitt. 


Gründe, welche die Strafe ansfchließen, mildern oder 
| erhöhen. 


S 48. Die Strafbarfeit einer Handlung oder Unter⸗ 
laſſung ift dadurch nicht ausgefchloffen, daß der Thäter nad) 
jenem Gewiſſen oder den Borjchriften feiner Religion fein 
Berhalten für geboten erachtet hat. | 

 Üoineit Hit die 8848-58 biefes Geſetes Aus begründ 
o m ie teſes u men en, 
finden gemäß 82 vie 8 31—79 R. & ge — 


8 49. Die Verletzung einer Dienſtpflicht aus Furcht vor 
perfünlicher Gefahr ift ebenjo zu beitrafen, wie die Verlekung 
der Dienftpflicht aus Vorſatz. 

Bei ftrafbaren Handlungen gegen die Pflichten der mili- 
tärifchen Unterordnung, ſowie bei allen in Ausübung des Dienftes 
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begangenen ftrafbaren Handlungen bildet die ſelbſtverſchuldete 
Trunfenheit des Thäters feinen Srrafmilberungägrund. 

1. Zu MS. 1 vgl. R. St. ©. B. 88 52, 5. 

2. Strafbare Handlungen gegen die Unterordnung enthalten die 
88 89-113; el. K.X. 48.61. 2. 

8 50. Bei DBejtrafung militärischer Verbrechen oder 
Vergehen ift die Erkennung der angedrohten Strafe unab- 
hängig von dem Alter des Thäters. 

1. Militäriſche Straftbaten können erjt nad dem 17. Lebensjahre 
begangen werben, vgl. W. ©. $ 10. 

2. Bei bürgerlichen Strafthaten finden R. St. ©. B. 88 55—57 An 
wendung. 

8 51. Die Verfolgung eines militäriichen Verbrechens 
oder Vergehens ift unabhängig von dem Antrage des Verletten 
oder einer anderen zum Antrage berechtigten Perjon. 

Bei bürgerlichen Strafthaten — ausgenommen $ 127 — finden 
R. St. G. B. SS 61-65 Anwendung. 

8 52. Bei Berechnung der Verjährungsfriſt einer Straf- 
verfolgung oder Strafvollitredung ift der Arreſt der Haft 
glei) zu achten: 

Verjährung: R. St. G. B. SS 66— 72, der Sahnenfludt 8 76; 
Unterbreddung vgl. &. ©. 3. M. St. ©. D. 8 10. 

8 53. Wo diefes Gejeß eine erhöhte Freiheitsſtrafe an- 
droht, kann diefelbe das “Doppelte der für das betreffende 
Verbrechen oder Vergehen angebrohten Freiheitsſtrafe erreichen; 
fie darf jedoch den geſetzlich zuläffigen Hochſwetrag der zu 
verhängenden Strafart nicht überſteigen (88 16, 17, 24). 

Erhöhte Freiheitsſtrafe iſt angedroht in den 88 55, 108, 115, 125, 
136; die Erhöhung beträgt bei Zuchthaus (R. St. ©. 3. 8 19) minbeftens 
einen Monat, bei anderen Freiheitsftrafen (8 16; R. St. G. B. 88 16ff.) 
mindeftens einen Tag. 

3 54. Wenn mehrere zeitige Freiheitsitrafen zujammen- 
treffen, jo ift auf eine Gejammtjtrafe uach den Borfchriften 
des Deutſchen Strafgefeßbuches zu erfennen. ‘Diejelbe darf 
in keinem alle den gefetslich zuläſſigen Höchftbetrag der zu 
verhängenden Strafart überfteigen. Dr die Geſammtſtrafe 
wegen Zufammentreffens nilitärifcher Verbrechen und Ber- 
geben mit bürgerlichen Berbrechen und Vergehen zu: erkennen, 
jo ift der Höchſtbetrag der Strafe wegen letterer durch die 
Borichriften des Deutjchen Strafgejegbuches bejtimmt. | 

Beſtehen die zufammentreffenden Freiheitsſtrafen nım in 
Arreftftrafen, jo darf auch die Geſammtſtrafe nur in Arreſt 
beftehen. Sind die Arreftitrafen ungleichartige, jo gilt Ein 
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Tag firengen Arreftes gleich zwei Tagen mittleren Arreftes, 
Ein Zag mittleren Arreftes gleich zwei Tagen gelinden —32 

Die Verurtheilung zu einer Geſammtſtrafe ſchließt die 
Verurtheilung zu einer Ehrenſtrafe nicht aus, wenn dieſe auch 
nur neben einer der verwirkten Einzelſtrafen zuläſſig oder ge— 
boten iſt. 

Geſammiſtrafe: R. St. G. B. 88 74-76, 79. 

8 55. Auf erhöhte Strafe (8 53) iſt, ſofern in dieſem 
Geſetze nicht beſondere Beſtimmungen getroffen find, zu er- 
fennen: 

1. gegen Vorgefette, welche gemeinschaftlich mit Untergebenen 
eine jtrafbare Handlung ausführen oder ich jonft an 
einer ftrafbaren Handlung Untergebener betheiligen; 

2. wenn jtrafbare Handlungen unter Mißbrauch der Waffen 
oder der dienftlichen Befugniffe oder während der Aus— 
übung des Dienjtes ausgeführt twerden; 

3. wenn Mehrere unter Zufammenrottung oder vor einer 
ee menge jtrafbare Handlungen gemeinschaftlich aus⸗ 
führen. 

bis zo⸗n Nr. 1 gemeinſchaftliche Ausführung vgl. R. St. ©. B. 88 47 

t . 





Zweiter Theil. 


Don den einzelnen Derbrechen und Der: 
gehen und deren Beitrafung. 


Eriter Titel. 
Militärifhe Verbrethen und Vergehen der Perſenen des 
Soldatenſtandes. 
Erſter Abſchnitt. 
Hochverrath, Landesverrath, Kriegsverrath.“) 


8 56. Auf eine Perſon des Soldatenſtandes, welche ſich 
eines Hochverraths oder eines Landesverraths ſchuldig macht, 
finden die Vorſchriften des Deutſchen Strafgeſetzbuches (SS 80 
bis 93) Anwendung. 


*) Anwendung dieſes Abſchnitts auf Militärbeamte: S 153. 
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1. Berichterftattung: A. 3. 3. M. St. ©. D. $ 252, 88 158, 252 


a. 
2. Hochverrath: R. St. G. B. 88 80-86; Landesverrath: R. St. 
G. 3. 88 87- 988. 


8 57. Wer im Felde einen Landesverrath begeht, wird 
wegen Kriegsverraths mit Zuchthaus nicht unter zehn Jahren 
oder mit lebenslänglichem Zuchthaus beftraft. 

88 9,10; 8.9. 3; R. St. ©. 8. 88 87-89, 91, 9. 


& 58. Wegen Kriegsverraths (8 57) wird mit dem 
Tode beitraft, wer mit dem Vorjage, einer feindlichen Macht 
Vorſchub zu leiften oder den deutſchen oder verbündeten 
Truppen Nachtheil zuzufügen, 

1. eine der im 8 90 des Deutſchen Strafgeſetzbuches be- 

zeichneten ftrafbaren Handlungen begeht, 

. Wege oder Telegraphenanftalten zerftört oder unbrauchbar 
macht, 

. das Geheimniß des Poſtens, das Feldgeſchrei oder die 
Loſung verräth, 

. bor dem Feinde Meldungen oder dienftlihe Mittheilungen 
falſch macht oder richtige zu machen unterläßt, 

. dem Feinde als Wegweiſer zu einer militärifchen Unter- 
nehmung gegen deutjche oder verbündete Truppen dient, 
oder als Wegweijer kriegführende deutſche oder verbündete 
Truppen irre leitet, 

6. vor dem Feinde, in einer Weiſe, welche geeiguet ift, die 
Truppen zu beunruhigen oder irre zu leiten, militärische 
Signale oder andere Zeichen giebt, zur Flucht auffordert 
oder das Sammeln zerjtreuter Mannſchaften verhindert, 

7. einen Dienftbefehl ganz oder theilweiſe unausgeführt läßt 
oder eigenmächtig abändert, 

8. e8 unternimmt, mit PBerfonen im feindlichen Heer, in der 
feindlichen Marine, oder im feindlichen Lande über Dinge, 
welche die Kriegführung betreffen, mündlich oder fchriftlich 
Berfehr zu pflegen oder einen folchen Verkehr zu ver- 
mitteln, 

9. jeinhtiche Aufrufe oder Bekanntmachungen im Heere ver- 

reitet, 

10. die pflihtmäßige Fürforge für die Verpflegung der Truppen 

unterläßt, 

11. feindliche Rriegsgefangene freiläßt, oder 

12. dem Feinde ein Signalbuch oder einen Auszug aus einem 

jolchen mittheitt. 


ebend 
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In nminder ſchweren Fällen tritt Zuchthaus nicht unter 
zehn Jahren oder lebenslängliches Zuchthaus ein. 

88 9—11, 57; R. St. G. B. 8 90 enthält die Fafſung des Gef e 
vom 3. Juli 1893 über den Verrat militariſcher. rt pP V. 

S. 191; R. G. Bl. S. 205); vgl. E. G. z. R. St. G. B. 

8 59. Haben Mehrere einen —* ſbreden 
ohne daß es zur Ausführung oder zu einem ſtrafbaren Ber- 
juche desjelben gekommen tft, jo tritt Zuchthaus nicht unter 
fünf Jahren ein. 

S$ 57, 58; R. St. ©. 8. 88 82, 83; Straflofigfeit: $ 61. 


60. Wer von dem Vorhaben eines Kriegäverraths 
(88 57—59) zu einer Zeit, in welcher die Verhütung des 
Verbrechens möglich it, glaubhafte Kenntniß erhält und es 
unterläßt, hiervon rechtzeitig Anzeige zu machen, ift, wenn 
das Verbrechen oder ein je afbarer Verſuch desſelben begangen 
worden, mit der Strafe des Mitthäters zu belegen. 
1. Unterlafjene Anzeige: En 77, 104, vgl. R. St. ©. 8. 8 139. 
2. Mitthäter: R. St. G. B. 8 47. 
$ 61. Straflofigkeit tritt für den an dem Vorhaben 
eines Kriegsverraths Betheiligten ein, wenn er bon demfelben 
zu einer Zeit, wo die Dienjtbehörde nicht ſchon anderweit 
davon unterrichtet iſt, in einer Weiſe Anzeige macht, daß die 
Berhitung des Verbrechens möglich ift. 
Betbeiligte: R. St. G. B. $ 63 (Thäter, Mitthäter, Anftifter, Ge⸗ 
hülfen SS 47—49 ebenda). 


Zweiter Abſchnitt. 
Gefährdung der Kriegsmacht im Felde. 


$ 62, Wer im Felde eine Dienftpflicht vorſätzlich verlegt 
und dadurch bewirkt, daß die Unternehmungen des Feindes 
befördert werden oder den friegführenden deutjchen oder ver- 
bündeten Truppen Gefahr oder Nachtheil bereitet wird, ift mit 
Zuchthaus bis zu zehn Jahren oder mit Gefängnik oder 
Feſtungshaft bis zu zehn Fahren zu beftrafen. In minder 
ſchweren Fällen, ingleihen wenn die Verlegung der Dienft- 
pflicht nicht vorfäglich gefchehen ift, tritt Freiheitsſtrafe bis zu 
drei Jahren ein. 

Auch kann neben Gefängniß auf Verſetzung in die zweite 
Klaſſe des Soldatenjtandes erfannt werden. 

1. Anwendung dieſes Abſchnitts auf Militärbeamte: S 153. 


2. 559, 10; auf Zuchthaus kann nur unter der Borausfegung des 
SUR S 6. 8. erfannt werden. 
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863. Mit dem Tode wird beftraft: 

1. der Kommandant: eines feften Plages, welcher benfelben 

.. dem Feinde übergiebt, ohne zuvor alle Mittel zur. Ver- 
theidigung des Platzes erſchöpft zu haben; 

2. der. Befehlöhaber, welcher im Felde mit Vernachläſſigung 
der ihm zu Gebote ſtehenden Vertheidigungsmittel den 
Im anvertrauten Poſten verläßt oder dem ‘Feinde über: 
giebt; 

3. der Befehlshaber, welcher auf freiem Felde lapitulirt, 
wenn dies das Strecken der Waffen für die ihm unter— 
gebenen Truppen zur Folge gehabt und er nicht zuvor 
Alles gethan hat, was die Pflicht von ihm erfordert; 

4. der Befehlshaber eines Schiffes der Marine, weicher 
dasſelbe oder deſſen Bemannung dem Feinde übergiebt, 
ohne zuvor zur Vermeidung dieſer Uebergabe Alles ge- 
than zu haben, was die Pflicht von ihn erfordert. 

In minder jchweren Fällen der Nummer 2 und 3 tritt 
Feſtungshaft nicht ‚unter fünf Jahren oder (ebenölängliche 
Feſtungshaft ein. 


88 9, 10. 


Dritter Abſchnitt. 
Unerlanbte Entfernung und Sahnenflunt. 


& 64. Wer von feiner Truppe oder von feiner Dienft- 
ſtellung fich eigenmächtig entfernt oder vorfätlich fern bleibt 
oder wer den ihm ertheilten Urlaub eigemmächtig — —— 
wird wegen unerlaubter Entfernung mit Freiheitsſtrafe bis zu 
ſechs Nonaten beſtraft. 

Anwendung dieſes Abſchnitts: auf A Perſonen des Beur- 
—2* 86 Anm. 2, auf Militärbeamte 8 158 

. 4. 10, 48 Sa a2; — Disirinarbefrafung iſt zuläſſig. 

E. G. 2 - erfolgt "gerichtliche Beftrafung, ſo ift die Zeit der unerlaubten 
Entfernung von der Anrechnung auf die Dienftzeit ausgeſchloſſen. 9.0. 
813 ar. 1 Anm. 2a. 

Verletzu ung der Wehrpfliht und unerlaubte Auswanderung: 
K. etꝰs 3. 88 140, 360 Nr. 3; in den Fällen des 8 140 Abſ. 1 Nr. 2 
und des $ 360 Nr. 3 R. St. ©. 8. haben die Landwehr⸗Bezirkskommandos 
die nad R. Str. Pr. D. 8 472 Abſ. 3 und 4 efpherlige Erflärung ab- 
zugeben. K. M. v. 23. Febr. 1880. (U. V. Bl. ©. 52.) 


865. Der unerlaubten Entfernung wird es gleich ge- 
achtet, wenn eine Perjon des Soldatenſtandes im Felde es 
unterläßt, 
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1. der Truppe, von welcher fie abgefommen ift, oder der 
nächſten Truppe fich wieder anzufchließen, oder 

2. nad) beendigter Kriegsgefangenfchaft fich unverzüglich bei 
einem Zruppentheile zu melden. 

Dasfelbe gilt, wenn eine Perfon der Marine, welche 
außerhalb der heimifchen Gewäſſer von einem Schiffe abge- 
kommen ift, es unterläkt, fich bei demjelben oder einen anderen 
Deutſchen Kriegsfchiffe oder dem nächften Deutſchen Konfulate 
unverzüglich zu melden. 

SS 9, 10. 


—* Dauert durch Verſchulden des Abweſenden die 
Abweſenheit länger als ſieben Tage, im Felde länger als drei 
Tage, ſo tritt Gefängniß oder Feſtungshaft bis zu zwei 
Jahren ein. 

889, 10. 

8 67. Freiheitsſtrafe von ſechs Monaten bis zu fünf 
Jahren tritt ein, wenn die Abwefenheit im Felde länger als 
jieben Tage dauert. 

ss 9, 10. 


68. ˖ Gleiche Strafe ($ 67) trifft eine Perfon des 
Beurlaubtenftandes, welche nach) befannt gemachter SKriegs- 
bereitfchaft oder nad angeoröneter Mobilmachung ihrer Ein- 
berufung zum ‘Dienfte oder einer öffentlichen Aufforderung zur 
Stellung nicht binnen drei Tagen nad) Ablauf der beſtimmten 
Friſt Folge leijtet. 

Beurlaubtenftand: SS 6, 69; Nichtgeftelung im Frieden R.M. G. 
$ 38, vol. D.St.D. 82. 


8 69. Wer fich einer unerlaubten Entfernung (SS 64, 
65, 68) in der Abficht, fich feiner gefetlichen oder von ihm 
übernommenen Verpflichtung zum Dienfte dauernd zu entziehen, 
ſchuldig macht, ift wegen Fahnenflucht (Defertion) zu beitrafen. 

1. Vgl. E. ©. $2 Ann. 3; en gegen Abwejende: M. St. 
G. O. 88 .; Beſchlußverfahren, Beſchlagnahme: M. St. G. O. 88 356, 
360; Steckbriefe: M. St. G. O. 8 183 Abſ. 2. 

2. Die Dauer einer Fahnenflucht bleibt von der Anrechnung auf 
die Dienſtzeit ausgeſchloſſen. H. D. 8 13 Nr. 1, Anm. 2a. 


8 70. Die Fahnenflucht wird mit Gefängniß von ſechs 
Monaten bis zu zwei Jahren, im erſten Rückfalle mit Gefäng- 
niß von Einem Jahre bis zu fünf fahren, im wiederholten 
Rückfalle mit Zuchthaus von fünf bis zu zehn Jahren beftraft. 

Der Verſuch iſt ftrafbar. 
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8.4.7; Chrenftrafe und Erlaß derjelben: SS 74, 75; Rückfall: 8 18; 
Verſuch: 8 46. 

8 71. Die Fahnenflucht im Felde wird mit Gefängniß 
von fünf bis zu zehn Jahren beftraft; im Rückfalle tritt, 
wenn die frühere Fahnenflucht nicht im Felde begangen ift, 
Zuchthaus nicht unter fünf Jahren und, wem die frühere 
sahnenflucht im Felde begangen ift, Todesſtrafe ein. 

88 9, 10; 8.9.5 und 7; Rüdfall: 8 18. 


872. Haben Mehrere eine Fahnenflucht verabredet und 
gemeinfchaftlich ausgeführt, jo wird die an fich verwirkte Zucht- 
hausftrafe oder Gefängnißftrafe um die Dauer von Einem 
Jahre bis zu fünf Jahren erhöht. 

Iſt Die Handlung im Felde begangen, fo tritt ftatt des 
Gefängnifjes Zuchthaus von gleicher Dauer, gegen den Rädels⸗ 
führer und gegen den Anſtifter Todesſtrafe ein. 

33 9, 10; 8.4.6 Abſ. 2; Anftifter 20.: R. St. G. B. $ 48. 


8 73. Die Fahnenfluht vom Pojten vor dem Feinde 
oder aus einer belagerten Feſtung wird mit dem Tode beitraft. 

Diefelbe Strafe trifft den Fahnenflüchtigen, welcher zum 
Feinde übergeht. 

s1l. 8.Q.6, Abi. 1. 


74. Neben dem wegen Fahnenflucht verwirkten Ge⸗ 
fängniß ift auf Verjegung in die zweite Klaſſe des Soldaten- 
ftandes zu erkennen. ur 

3 70; K. A.7; — Erlaß der Chrenftrafe: 8 75. 


s 75. Stellt fih ein Yahnenflüchtiger innerhalb ſechs 
Wochen nad erfolgter Fahnenflucht, jo kann, wenn diejelbe 
nicht im Felde begangen tft, die an fich verwirfte Zuchthausftrafe 
oder Gefängnißftrafe bi auf die Hälfte ermäßigt, auch kann, wenn 
fein Rückfall vorliegt, von der Verſetzung in die zweite Klaſſe 
des Soldatenftandes abgejehen werden. Gegen Unteroffiziere 
muß jedoch auf Degradation erkannt werden. 

88 9, 10, 74; Rüdfall: 8 13; vgl. bez. des Milderungsreht3 A. 3. 
Nr. 5 961.7 3.M.&.6.0.8 418. 


S 76. Die Verjährung ver Strafverfolgung wegen Fahnen⸗ 
flucht beginnt mit dem Tage, an welchen der Fahnenflüchtige, wenn 
er die Handlung nicht begangen hätte, feine gefegliche oder von ihm 
übernommene Verpflichtung zum Dienfte erfüllt haben würde. 

1. Verjährung der Strafvollittedung: 8 52. 

2. Geſetzliche 2c. Verpflichtung zum Dienft: 8 18. 


176 Militärfteafgefegbun vom 20. Juni 1872. 88 77-81. 


8 77. Wer von dem Borhaben einer Sahnenflugit u 
einer Zeit, in welcher deren Verhütung möglich ift, g auhbofte 
Kenntniß erhält und es umterläßt, hiervon feinem Vorgeſetzten 
rechtzeitig Anzeige zu machen, ift, wenn die Fahnenflucht be- 
gangen worden, mit Freiheitsſtrafe bis zu ſechs Monaten und, 
wenn die Fahnenflucht im Felde begangen worden, mit 
Treiheitsftrafe von Einem Jahre bis. zu drei Jahren zu be- 
jtrafen. | 
88 9, 10; 8.9.8. 


878 Wer einen Anderen zur Yahnenflucht vorſätzlich 
verleitet oder die Fahnenflucht desjelben vorjäßlich befördert, 
wird, wenn die Fahnenflucht erfolgt ift, mit Gefängniß ‚non 
ſechs Monaten bis zu zwei fahren, im Felde mit Gefängniß 
bon. fünf bis zu zehn “Jahren beftraft; zugleich kann auf Ver⸗ 
jegung in die zweite Klaſſe des Soldatenftandes erfannt werden. 

Der Verſuch ift ftrafbar. 

88 9, 10; Berleitung zur Fahnenfluht: K. A. 9, vgl. R. St. G. B. 
88 48, 49, 141; Verſuch: 8 46. | . 

8 79. Ein Gefangener, welcher ſich felbft befreit, wird, 
wenn nicht die härtere Strafe der Fahnenflucht verwirkt. ift, 
mit reiheitsftrafe bis zu ſechs Monaten beftraft. | 

BIER. St. G. B. 88 120, 12. 


& 80. Ein Offizier, welcher während der Verbüßung 
des Stubenarreftes eigenmächtig feine Wohnung verläßt, wird 
mit Treiheitsftrafe bis zu ſechs Monaten beftraft; zugleich ift 
auf Dienjtentlafjung zu erkennen. 

Ein Offizier, welcher während der Verbüßung des Stuben- 
arreftes dem Verbote des 8 23 zumider Bejuche annimmt, 
wird mit Freiheitsſtrafe bis zu ſechs Monaten bejtraft, in 
jhweren Fällen ift zugleich auf Dienjtentlaffung zu erfennen. 

Dal. 8 23 Anm. 1, 2. | 


Bierter Abjchnitt. 
Zelbfibefchädigung uud Vorſchühung von Gebrechen. 


8 81. Wer fi vorfäglih durch Selbitverftümmelung 
oder auf andere Weile zur Erfüllung feiner gefetlichen oder 
von ihm übernommenen Verpflichtung zum: Dienfte untauglic 
macht oder durch einen Anderen umtauglich machen läßt, wird 
mit Gefängniß von Einem Jahre big zu fünf Jahren beitraft; 
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zugleich ift auf Verjekung in die zweite Klafje des Soldaten- 
jtandes zu erkennen. 

Wird dur die Handlung die Unfähigfeit zu Arbeiten für 
militärifche Zwecke verurſacht, fo ijt die an fich verwirkte Ge- 
fängnißitrafe um die Dauer von drei Monaten bis zu Einem 
Jahre zu erhöhen; zugleich iſt auf Entfernung aus dem Heere 
oder- der Marine zu erfennen. 

Der Verſuch ift ftrafbar. 

1. Anwendung dieſes Abfchnitt auf einzelne Perfonen des Beur: 
laubtenftandes: $ 6 Anm. 2. 

2. Selbftverftümmelung: K. A. 11 Abſ. 1, R. St. G. B. 8 142 Abj.1; 
Berfuh: 8 46. | 

8. Die noch zu Arbeiten für militärifche Zwede fähig Gebliebenen 
werden in eine Arbeiterabtheilung eingeftellt. Dienftvorichrift für Die 


Arb. Abth. 8 3 Nr. 2. 
4. In Abi. 2 erfolgt webgegnt der Strafvollſtreckung auf die 


bürgerlichen Behoͤrden gemäß 8 15 Ab}. 3 

8 82. Dieſelben Freiheitsſtrafen (8 81) treffen den- 
jenigen, welcher einen Anderen auf deſſen Verlangen zur Er- 
füllung feiner gejeglichen oder von ihm ‚übernommenen Ver⸗ 
pflihtung zum Dienfte untauglich macht; zugleich kann auf 
Verfegung in die zweite Klaffe des Soldatenftandes erfannt 
werden. | 

K. A. 11 Abi. 2; R. St. G. B. 8 142 Mi. 2. 

83. Wer in der Abficht, fich der Erfüllung feiner ge- 
jeglichen oder von ihm übernommenen Verpflichtung zum Dienfte 
ganz oder theilweife zu entziehen, ein auf Täuſchung bered)- 
netes Mittel anwendet, wird mit Tyreiheitsftrafe bis zu fünf 

ahren beftraft; zugleih kann auf Verſetzung in die zweite 

laſſe des Soldatenjtandes erfannt werden. 

- Diefelbe Strafvorfchrift findet auf den Theilnehmer Anz 
wendung. 

1. Simulation: K. A. 12, R. St. ©. 3. ’ 143. 

2. Zu Ni. 2. Hinfichtlich des Gehülfen |. R. St. ©. B. 8 49 Abf. 2. 

Fünfter Abſchnitt. 
Feigheit. 

8 84. Wer während des Gefechts aus Feigheit die 
Flucht ergreift und die Kameraden durch Worte oder Beichen 
zur Flucht verleitet, wird mit dem Tode beftraft. | 

K. A. 13, 14. | 

8 85. Mit Zuchthaus bis zu flinf Jahren wird beitraft, 
wer aus Feigheit 

Kompendium über Militärredht. 12 
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1. bei dem Vormarfche zum Gefecht, während des Gefechts 
oder auf dem Rückzuge von feinem Truppentheil heimlich 
zurücbleibt, von demjelben fich wegfchleicht oder fich ver- 
ſteckt Hält, die Flucht ergreift, feine Waffen oder Munition 
wegwirft oder im Stiche läßt, oder fein Pferd oder feine 
Waffen unbrauchbar macht, oder 

2. durch Vorſchützung einer Berwundung oder eines Leidens, 
oder durch abjichtlich veranlaßte Trunkenheit ſich dem Ge- 
fechte oder vor dem Feinde einer fonjtigen, mit Gefahr 
für jeine Perſon verbundenen Dienftleiftung zu ent- 
ziehen fucht. 

In minder fchweren Fällen tritt Gefängniß von Einem 
Jahre bis zu fünf Jahren und Verſetzung in die zweite Klaffe 
des Soldatenftandes ein. 

88 11, 83; K. A. 15 Abi. 1: Strafmilderung und Erlaß: $ 88. 

8 86. St in den Fällen des 8 85 durch die Feigheit 
ein erheblicher Nachtheil verurjacht worden, fo tritt Zuchthaus 
nicht unter fünf Jahren, und wenn der Tod eines Menſchen 
verurfacht worden, Zuchthaus. nicht unter zehn Jahren oder 
lebenslängliches Zuchthaus ein. 

K.Q. 15 Abſ. 2; Strafmilderung: 8 88. | 

8 87. Wer in anderen,. al3 den in den SS 84. und 85 
benannten Fällen aus Beſorgniß vor perfönlicher Gefahr eine 
militäriiche Dienftpflicht verlegt, wird mit Freiheitsſtrafe big 
zu drei Jahren beftraft; zugleich Tann auf Verjegung in die 
zweite Klaſſe des Soldatenftandes erfannt werden, 

K. A. 15 Abi. 2; Strafmilderung und Erlaß: $ 88. 

8 88. Hat der Thäter in den Fällen der 88 85 und 86 
nach der That hervorragende Beweiſe von Muth abgelegt, jo 
kann die Strafe unter den Mindeſtbetrag der angedrohten 
Treiheitsftrafe ermäßigt. und in den Fällen der SS 85 und 87 
von der Beitrafung gänzlich abgejehen werden. Ä 

Strafmilderung und Erlaß in den Fällen der 88 85, 86, 87, vgl. 
AB.N.5M.2.M. GO. 


Sechſter Abſchnitt. 
Strafbare Handluugen gegen die Pflichten der militärifchen 
Unterordnung. 


8 89. Wer im Dienfte oder in Beziehung auf eine 
Dienfthandlung die dem Vorgefegten ſchuldige Achtung verletzt, 
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ingbejondere laut Beſchwerde oder gegen einen Verweis Wider- 
rede führt, wird mit Arreſt beftraft. 

Wird die Achtungsverlekung unter dem Gewehr gder vor 
verfammelter Mannfchaft begangen, oder ftellt fich diejelbe als 
eine Drohung dar, jo ift auf ftrengen Arreft nicht unter vier- 
zehn Tagen, oder auf Gefängniß oder Feftungshaft bis zu drei 
Jahren zu erfennen. 


1. Anwendung diejes Abſchnitts: auf die Wachen 8 111, auf den 
ia: 8 12° 113, auf Militärbeamte 8 153. K. A. 17; verfammelte 

annjchaft: 

2a) Die Offiziere, Santtätäoffigier: des Heeres und der Marine, fo: 
wie die Ingenieure des Soldate e3 (Mitglieder des Marine-Ingenieur- 
korps und des Torpedo⸗Ingenieurkorps) find Vorgeſetzte der Mannichaften 
des Heeres und der Marine. Offiziere einer höheren Sanpikleffe ehen 
zu allen Offizieren der darauf folgenden Hauptflaffen in dem Verhältniß 
eined Vorgeſetzten. Jeder jüngere Offizier ift dem älteren Achtung und 
Reſpekt Köurbig. A. K. O. vom 30. Dit. 1865 (M. W. Bl. ©. 421), 88 18, 
14 Ab. 2, 816; von: 6. Febr. 1873 (A. V. Bl. S. 103) SS1, 16; O. B. 
8 3; K. A. 16; D.St.D.8 7 Abi. 2. 

Gegenüber den Lanpgendarmen im Dienfte (E.©.$ 2 Anm. 1) 
haben die denfelben im — Range vorgehenden Militärperſonen 
nur inſoweit die Befehlsbefugniß von Sorgelenten, als fie deren wirkliche 
——— ſind, d. * dem Gendarmeriekorps ſelbſt angehören oder 
19 or demjelben im Dienjt befinden. A. 8. O. v. 19. Juli 1873 (A. V. Bl. 


b) Sämmtlidde Unteroffiziere des Heeres und der Marine find Bor: 
gejette der Gemeinen (Gefreiten) des Heeres und der Marine. 


I. Zwiſchen den einzelnen Dienftgraden der Unteroffiziere befteht an 
ih Fein Unterorbnungsverhältnig, indeffen find jämmtliche Unter: 
offiziere, welche das Diffizier-Seitengewehr nicht tragen (8 91 Anm. 2) 
verpflichtet, die mit demſelben außgerüfteten Unteroffiziere, ebenſo die 
Unterärzte und Einjährig- Freiwilligen Nerzte (8. M. vom 10. Febr. 
1885 4. 3. Bl. ©. 34) militärifch zu grüßen. | 

II. Die Dienfteinftellung bedingt ein Unterorhnungöverhältniß wie folgt: 

1. Die im mobilen Verhältniffe in DOffizieritellen verwendeten Unter: 

offiziere (Dffizierftellvertreter) find in und außer Dienft Vorgeſetzte 
ſaͤmmtlicher Unteroffiziere. 

Mit der Beleihung der Dffizierftelle ift dag Tragen des 
Portepees, des zier-Seitengewehrd und des Abzeichens für 
Dffizierftellvertreter ohne Weiteres verbunden. 

. Feldwebel fie den er) find in und außer Dienft Vorgeſetzte 


td 


der Unteroffiziere derjelben Kompagnie (Eskadron, Batterie), aus: 
genommen der unter II, 1 erwähnten Dffizierftellvertreter und der 
Stabshoboijten (Stabshorniften, Stabötrompeter). Stabshoboiften 
(Stabshorniften, Stabstrompeter) jtehen zu den Hoboiften des bes 
enden Mufiflorps in und außer Dienft in demjelben Ber: 
bältniffe wie ein Feldwebel zu den Unteroffizieren derſelben 
Kompagnie, 
3. Innerhalb der übrigen Dienftgrade der Unteroffiziere tritt der— 
jenige, weldhem durch allgemeine Dienftvorfchriften oder durch 
bejondere Anordnung der Befehl über andere Unteroffiziere über- 


12* 
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‚tagen worden ift, zu diejen für die Dauer und den Umfang des 
Dienftes in das PVerhältniß eines Vorgeſetzten. 
4. Fähnriche, melde das Offizier-Seitengewehr führen, find durch Die 
Verleihung dieſer Waffe ohne Weiteres * der W enehraunn 
von Offizierdienft beauftragt und rangiren vor den Vizefeldwebeln. 
Sie find ma wie die mit Dffizierdienft betrauten Vizefeldwebel 
(Bigewachtmeifter) des Beurlaubtenftandes (H. D. 846,8) und in 
leicher Weife, wie folche Vizefeldwebel (Bizewachtmeifter) des 
ienitftandes, welche vorübergehend Dffizierdienft verjehen, nur 
« während der Dauer der Dienfihandlung ſelbſt Vorgeſetzte der 
anderen Unteroffiziere der Kompagnie (Eskadron, Batterie), mit 
Ausnahme des Feldwebels (MWachtmeifters), deſſen Untergebene fie 
ſtets bleiben. 


5. Fähnriche ohne offigier Seitengerrehr rangiren unmiltelbar vor 
den Sergeanten. A. 8. DO. vom 30. DH, 1865 (M. W. Bl. ©. 421) 
8 16; vom 17. Nov. 1887 (U. 3. Bl. ©. 332); ©. 8.8 15; 
K. A. 16; D. St. O. 8 7 Ab]. 2. 

Ein Unterarzt tritt zu den Unteroffizieren in das Verhältniß 
eines Vorgeſetzten, ſobald er in unmittelbare dienſtliche Be: 
ziehungen zu ihnen ggebt wird. A. K. O. vom 6. Febr. 1873 
(A. V. Bl. S. 104) 8 15. 

Die den Landgendarmen (E. G. 82 Anm. 1) im Range nad): 
ftehenden Militärperjonen (Gefreiten und Gemeinen) find der Be: 
fehläbefugniß derjelben unterworfen. A. 8. D. vom 19. Suli 1873 
(A. V. Bl. S. 219), Ordre-Buch 8 10 Abf. 14. | 


e) Den Unteroffizierdienit thuenden Gefreiten ftehen die Befugnifje 
eines Unteroffiziers nur für die Dauer und den Bereich der ihnen zu- 
gewieſenen Unteroffizier-Dienftitellung zu. Dementiprechend ift dann auch 
ein jpeziell nur mit der Dienftitellung eines Korporaljchafts: (Beritt:, Ge- 
ſchütz⸗) Führers beauftragter Gefreiter zwar innerhalb der ihm über: 
tragenen Korporalichaft 2c. in und außer Dienft als Vorgeſetzter der ber: 
jelben angehörenden Mannfchaften zu betrachten, es kann ihm aber ven 
übrigen Gefreiten und Gemeinen der Kompagnie 2c. gegenüber auf Grund 
obiger Dienftftelung die Vorgejettenqualität nicht beigelegt werden. K. M. 
an alle Generallommandos vom 18. März 1874. — Die alS Unter: 
offiziere vom Tagesdienft fommandirten Gefreiten find nicht als Wacht: 
mannſchaften anzujehen, fie find Vorgeſetzte der Gemeinen (Gefreiten) des 
betreffenden Kafernement3 ꝛc. A. K. D. vom 20. Dez. 1862 (M. 6.5. VII 
57). — Stubenältefte und deren Stellvertreter find hinfichtlich der Stuben: 
ordnung Vorgeſetzte der zur Stube gehörenden Mannſchaften, fofern die- 
felben vom Kompagnie- 2c. Chef mit Wahrnehmung diefer Dienftftellung 
ausdrücklich beauftragt morden find, und Diefer Befehl der Stubeninann: 
fchaft gehörig befannt gemadt ift. A. 8. O. vom 11. Juni 1874 (A. 3. It. 
©. 120); K. M. vom 27. Nov. 1893; O. B. 8 15 Nr. 5. — Bei den 
Militärgefangenen findet ein Unteroronungsverhältniß der Stubengenofjen 
unter den Stubenälteften nicht ſtatt. M. St. V. V. 8 78 Nr.4 Abi. 1. 

3. In den Fällen des Abi. 1 ift Disziplinarbeitrafung zuläffig. 
E. G. 8 3; Strafermäßigung: 8 98. 


90. Wer auf Befragen in dienſtlichen Angelegenheiten 
dem Vorgeſetzten wiſſentlich die Unwahrheit ſagt, wird mit 
Arreſt beſtraft. 
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K. A. 18; Disziplinarbeftrafung ift zuläſſig. E. &.8 3; Straf: 
ermäßigung: 8 98. 


8 91. Wer einen Vorgefeßten oder im Dienftrange 
Höheren beleidigt, wird mit Freiheitsſtrafe bis zu zwei Jahren 
und, wenn die Beleidigung im Dienjte oder in Beziehung auf 
eine Dienjthandlung begangen, mit Freiheitsſtrafe biß zu drei 
Jahren bejtraft. 

ft die Beleidigung durch Verbreitung von Schriften, 
Darftellungen oder Abbildungen begangen, jo ift auf Gefängniß 
oder Feſtungshaft big zu fünf yabren zu erkennen. 

Iſt die Beleidigung eine verleumderifche, fo tritt Gefängniß 
bis zu fünf Jahren ein. 

1. Im Dienftrang Höherer: $ 112, val.D.3.$ 15 Nr. 2. 

2. Al3 im Dienftrang Höhere gelten die Unteroffiziere, welche das 
Dffizier-Seitengewehr tragen. A. K. D. vom 16. Juni 1899 (A.B. Bl. 5.268). 
Dei den Gendarmen ift die Eigenſchaft ala „Höhere im e“ vom 
Ei des Portepee3 abhängig. A. K. D. vom 27. Sept. 1899 (A. 3. BL. 


3. Beleidigung: K. A. 17, R. St. ©. 3.88 185200; vgl. M. St. 
G. O. 8 11; — Disziplinarbeftrafung ift in den Fällen des Abſ. 1 zu: 
täffig. €. 6.8 3; -— GStrafermäßigung: 8 98. 


S 92. Ungehorfam gegen einen Befehl in Dienftjachen 
durch Nichtbefolgung oder durch eigenmächtige Abänderung 
oder Meberjchreitung desfelben wird mit Arreft beitraft. 

K. A. 18; Disziplinarbeftrafung iſt zuläffige E. ©. $ 8; Straf: 
ermäßigung: 8 98. 


8 93. Wird durch den Ungehorjam ein erheblicher Nach- 
theil verurjacht, jo tritt ſtrenger Arreſt nicht unter vierzehn 
Tagen oder Gefängniß oder Yeitungshaft bis zu zehn Jahren, 
im Felde —2 nicht unter Einem Jahre oder lebens⸗ 
längliche Freiheitsſtrafe ein. 

Wird Durch den Ungehorfam die Gefahr eines erheblichen 
Nachtheilg herbeigeführt, jo tritt Freiheitsſtrafe bis zu zwei 
Jahren, im Felde Freiheitsftrafe von drei Monaten bis zu 
drei Jahren ein. Ä 

88 9, 10; K. A. 18; Strafermäßigung: 8 98. 


8 94. Wer den Gehorfam ausdrücklich verweigert oder 
jeinen Ungehorfam jonft durch Worte, Geberden oder andere 
Handlungen zu erfennen giebt, ingleichen wer den Vorgeſetzten 
über einen von ihm erhaltenen Dienftbefehl oder. Verweis zur 
Rede ftellt, oder auf wiederholt erhaltenen Befehl in Dienft- 
jahen im Ungehorjam beharrt, wird mit ftrengem. Arveft nicht 
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unter vierzehn Tagen oder mit Gefängniß oder Feſtungshaft 
bis zu drei Jahren beftraft. 
3.9.19; Wiverrebeführen: 8 89; Strafermäßigung: $ 98. 


8 95. Wird eine der in dem 8 94 bezeichneten Hand- 
fungen vor verfammelter Mannſchaft oder gegen den Befehl, 
unter das Gewehr zu treten, oder unter dem Gewehr be- 
gangen, fo tritt Gefängniß oder Feſtungshaft bis zu fünf 
Kahren, im Felde Gefängniß oder Feſtungshaft nicht unter 
Einem SYahre ein. 

ft eine folde Handlung vor dem Feinde begangen, ſo 
tritt SFreiheitäftrafe nicht unter zehn Jahren ein. DBefteht die 
Handlung darin, daß der Gehorjam gegen einen vor dem Feinde 
ertheilten Befehl durch Wort oder. That ausdrücklich ver- 
weigert wird, jo tritt Todesſtrafe, in minder jchweren Fällen 
— 25 — nicht unter zehn Jahren oder lebenslängliche 
Freiheitsſtrafe ein. 

88 9, 10, 11, 12; zu Abſ. 2 vgl. K. A. 19 Satz 2; Strafermäßi⸗ 

gung: 8 98. | 

96. Wer es unternimmt, einen Vorgeſetzten mittelft 
Gewalt oder Drohung an der Ausführung eines Dienftbefehls 
zu hindern oder zur Vornahme oder Unterlaffung einer Dienft- 
handlung zu mögen, wird wegen Widerjegung mit Freiheits⸗ 
ftrafe von ſechs Monaten bis zu zehn Jahren, im Felde mit 
Gefängniß nicht unter zwei Jahren beitraft. 

Diefelbe Strafe tritt ein, werm die Handlung gegen die 
zur Unterftügung des Vorgejeßten befehligten oder zugezogenen 
Mannfchaften begangen wird. 

88 9, 10; K. A. 20; Strafermäßigung: 8 98. 


Ss 97. Wer ſich an einem Vorgejegten thätlich vergreift 
oder einen thätlichen Angriff gegen denfelben unternimmt, wird 
mit Freiheitsftrafe nicht unter drei Jahren, in minder ſchweren 
Fällen mit Freiheitsſtrafe nicht unter. Einem Jahre beftraft. 
Wird die Handlung unter dem Gewehr oder jonft im Dienfte, 
oder vor verfammelter Mannjchaft, oder mit einer Waffe oder 
einem anderen gefährlichen Werkzeuge ausgeführt, fo tritt 
Treiheitöftrafe nicht unter fünf Jahren, in minder ſchweren 
Fällen Freiheitsſtrafe nicht unter zwei Jahren ein. 

Statt auf Gefängniß oder Feſtungshaft ift auf Zucht⸗ 
haus von gleicher Dauer zu erkennen, wenn die Thätlichkeit 
eine ſchwere Körperverlegung oder den Tod des Vorgefetzten 
verurjacht bat. | 


88 97—99. Zweiter Tyeil, Bon den einzelnen Verbrechen ıc. 183 


Iſt die Thätlichleit im Felde begangen, jo tritt Todes⸗ 
jtrafe, in minder jchiveren Fällen oder wenn die Thätlichkeit 
außer dem Dienfte begangen ift, Freiheitsftrafe nicht unter zehn 
Jahren oder lebenslängliche Freiheitzftrafe ein. 

Neben Gefängnig und neben Feitungshaft ift auf Dienit- 
entlaffung zu erkennen. 

88 9, 10, 12; 8.9.21; Strafermäßigung und Erlaß der Ehrens 
ſtrafe des Abf. 4: 8 98; vgl. K. St. ©. B. 88 223a, 29. 


8 98. ft ein Untergebener dadurch, daß der Vorgefekte 
ihn vorfchriftswidrig behandelt oder die Grenzen feiner Dienit- 
gewalt überjchritten hat, gereizt und auf der Stelle zu einer 
der in den 88 89 bis 97 bezeichneten ftrafbaren Handlungen 
bingerifjen worden, jo ift, wenn die Handlung mit dem Tode 
oder mit lebenslänglicher Tyreiheitzitrafe bedroht ift, auf Frei⸗ 
heitäftrafe nicht unter drei Jahren zu erfennen; ift zeitige 
Freiheitsſtrafe angedroht, jo kann die Strafe bis zur Hälfte 
des Mindeftbetrages der angedrohten TFreiheitsftrafe, und wenn 
dieje Hälfte mehr als Ein Jahr beträgt, bis auf die Dauer Eines 
Jahres ermäßigt, gegen Offiziere auch von der Dienftentlaffung 
abgejehen werden. 

Stellt fih die Handlungsweiſe des Vorgeſetzten als eine 
Mißhandlung oder fonft als herabwürdigende Behandlung des 
Untergebenen dar, jo kann die Strafe, wo die Hälfte des 
Mindeftmaßes der angedrohten Strafe mehr als ſechs Monate 
beträgt, auf die Dauer von ſechs Monaten ermäßigt werden; 
die Strafe darf nicht den dritten Theil des Höchftbetrages der 
angedrohten Strafe überfteigen. 

88 114, 121, 122; K. A. 47. 


8 99. Wer eine Perſon des Soldatenjtandes zur Ver- 
weigerung des Gehorfams, zur Widerfegung oder zu einer 
Thätlichfeit gegen den Vorgeſetzten auffordert oder anreizt, ift 
gleich) dem Anftifter zu beftrafen, wenn die Aufforderung oder 
Anreizung die ftrafbare Handlung oder einen jtrafbaren Ver⸗ 
ſuch derſelben zur Folge gehabt hat. 

Iſt die Aufforderung oder Anreizung ohne Erfolg ge 
blieben, fo ift auf Freiheitsftrafe bis zu zwei “Jahren, im 
Felde auf mittleren oder ftrengen Arreſt oder auf Gefängniß 
oder Feſtungshaft bis zu fünf Jahren zu erfennen. Die Strafe 
darf jedoch, der Art oder dem Maße nad), feine jchwerere fein, 
als die auf die Handlung felbjt angedrohte. 

88 9, 10; Verſuch: 8 46; Anftifter: R. St. ©. B. 88 48, 112. 
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5 100. Wer mehrere Perfonen de3 Soldatenftandes 
auffordert oder amreizt, gemeinfchaftlich entweder dem Vor⸗ 
gejetten den Gehorfam zu verweigern oder fich ihm zu wider- 
jegen oder eine Thätlichfeit gegen denfelben zu begehen, wird 
ohne Rüdficht darauf, ob ein Erfolg eingetreten ift, wegen Auf- 
wiegelung mit Gefängniß nicht unter fünf Jahren beitraft. 

ft durch die Handlung ein erheblicher Nachtheil für den 
Dienft verurſacht worden, jo tritt Gefängniß nicht unter zehn 
Jahren ein; im Felde kann auf Tebenslängliches Gefängniß 
erfannt werden. 

88 9, 10; 8. U. 25. 


8 101. Der unbefugt eine Verſammlung von Perjonen 
des Soldatenjtandes behufs Berathung über militärifche An- 
gelegenbeiten oder Einrichtungen veranftaltet, oder zu einer ge= 
meinjamen Vorſtellung oder Bejchwerde über ſolche Angelegen- 
heiten oder Einrichtungen Unterfchriften fammelt, wird mit 
Freiheitsſtrafe bis zu drei Jahren beitraft; zugleich kann auf 
Dienftentlafjung erkannt werden. 

Die an einer ſolchen Verfammlung, Vorftellung oder Be- 
jchwerde Betheiligten werden mit Freiheitsſtrafe bis zu ſechs 
Monaten beftraft. 

Die Theilnahme an politiichen Vereinen und Berfammlungen iſt 
den zum altiven Heere gehörigen Militärperfonen unterfagt. R. M. ©. 
$49 Abf. 2. 

8 102. Wer e3 unternimnt, Mißvergnügen in Bezie- 
hung auf den Dienft unter feinen Kameraden zu erregen, wird, 
wenn dies durch mündliche Neußerungen gejchieht, mit Freiheits⸗ 
ftrafe bis zu drei Jahren beftraft. 

ft die Handlung durch Verbreitung von Schriften, Dar- 
ftellungen oder Abbildungen, oder ift fie im Felde begangen, 
jo ift auf mittleren oder ftrengen Arreft nicht unter vierzehn 
Tagen oder auf Gefängniß oder Yeltungshaft bis zu fünf 
Jahren zu erkennen. 
ss 9, 10; 8.0. 24. 


8 103, Verabreden Mehrere eine gemeinfchaftliche Ver- 
weigerung des Gehorfamd oder eine gemeinjchaftliche Wider- 
jegung oder Thätlichfeit gegen den VBorgefetten, jo werden 
diefelben wegen Meuterei beftraft. Die Strafe ift nach dem- 
jenigen Geſetze feftzufegen, welches auf die Handlung Anwen⸗ 
dung findet, deren Begehung verabredet worden ift, umd zu- 
glei) um die Dauer von drei Monaten bis zu zwei Jahren 
zu erhöhen. 
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Iſt infolge der Verabredung die ftrafbare Handlung be- 
gangen worden, fo ift die Strafe, mit welcher die Handlung 
bedroht ift, nach $ 53 zu erhöhen, wenn vie hiernach zuläfjige 
Strafe höher ift, als die nach den Beftimmungen des erften 
Abſatzes verwirkte Strafe. 

853; 8.4.26 Abſ. 1; Straflofigfeit: 8 105. 


S 104. Wer von einer Meuterei zu einer Beit, im 
welcher die Verhütung der verabredeten ftrafbaren Handlung 
möglich ift, glaubhafte Kenntniß erhält und es unterläßt, bier- 
von rechtzeitig Anzeige zu machen, wird, wenn die verabredete 
jtrafbare Handlung begangen worden ift, mit Freiheitsſtrafe 
bis zu drei Jahren beitraft. 

K. A. 26 Abf. 2. 


8 105. Straflofigfeit tritt für den an der Meuterei Be- 
theiligten ein, welcher von der Meuterei zu einer Beit, wo die 
Dienftbehörde nicht ſchon anderweit davon unterrichtet it, in 
einer Weife Anzeige macht, daß die Verhütung der verabredeten 
Handlung möglich ift. 

Betheiligte: $ 61 Anm. 


8 106. Wenn Mehrere fich zufammenrotten und mit 
vereinten Kräften es unternehmen, dem Vorgeſetzten den Ge⸗ 
orſam zu verweigern, fich ihm zu widerfegen, oder eine Thät⸗ 
lichfeit gegen denfelben zu begehen, fo wird jeder, welcher art 
der Zujammenrottung theilnimmt, wegen militärifchen Aufruhrs 
mit Gefängniß nicht unter fünf Jahren, im Felde mit Ge- 
fängniß nicht unter zehn Jahren beftraft; zugleich ift auf Ver⸗ 
jegung in die zweite Klaſſe des Soldatenftandes zu erfennen. 

88 9, 10; K. A. 27 Abi. 1; Strafermäßigung: $ 109. 


8 107. Die Rädelsführer und Anftifter eines militäri- 
chen Aufruhrs, ſowie diejenigen Aufrührer, welche eine Ge⸗ 
waltthätigfeit gegen den Vorgefeten begeben, werden mit Zucht- 
haus nicht unter fünf —2* oder mit lebenslänglichem Zucht⸗ 
haus, und wenn der Aufruhr im Felde begangen wird, mit 
dem Tode beſtraft. 

88 9, 10; K. A. Abſ. 1; Strafermäßigung: 8 109 Abſ. 2; An⸗ 
jtifter 2c.: R. St. G. B. 848. 

8 108. Wird der militäriſche Aufruhr vor dem Feinde 
begangen, ſo tritt gegen ſämmtliche Betheiligte die Todes⸗ 
ſtrafe ein. | 

8 11; 8.X. 27 Abf. 2. 
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8109. Die an einem militärifchen Aufruhr Betheiligten, 
welche zur Ordnung zurüdfehren, bevor es zu einer Gewalt- 
thätigfeit gegen den Vorgeſetzten gefommen, werden mit ©e- 
fängniß ‚oder Feſtungshaft bis zu zwei “Jahren beftraft, wenn. 
fie nicht Anftifter oder Rädelsfuͤhrer find. 

St in einem folchen gale die Rückkehr zur Ordnung. 
von allen an dem Aufruhr DBetheiligten erfolgt, jo ift gegen. 
Anftifter und Rädelsführer auf Gefängniß oder Feftungshaft 
bon zwei biß zu fünf “fahren zu erkennen. 

Betbeiligte: 8 61 Ann. 


110. Dem Anftifter eines militärifchen Aufruhrs gleich- 
zu bejtrafen ift derjenige an dem Aufruhr Betheiligte, welcher: 
1. perſönlich von dem Vorgefetten zum Gehorſam aufgefor- 
dert, diefen durch Wort oder That ausdrücklich verweigert, 

2. durch Mißbrauch militärifcher Signale oder durch Aufruhr- 

zeichen den Aufruhr befördert, oder 

3. unter den Aufrührern den höchſten Dienftrang einnimmt. 

K. A. 27 Abſ. 1; Betheiligte: 8 61 Anm.; höchſter Dienftrang vgl. 
891 Anm. 1,2. 

111. Wer gegen eine militäriihe Wache die ihr fchul- 
dige Achtung verlegt oder ſich einer Beleidigung, eines Un- 
gehorfamg, einer Widerfegung oder einer Thätlichkeit fehuldig. 
macht, wird ebenjo beftraft, al$ wenn er die Handlung gegen 
einen Vorgefegten begangen hätte. 

Als  militäriihe Wache, im Sinne dieſes Gefekes, find 
anzujehen alle zum Wacht oder militärischen Sicherheitsdienfte- 
befebligten Perfonen des Soldatenftandes, mit Einjchluß der 
Feldgendarmen und des Perfonals der Stabswache der Marine, 
welche in Ausübung dieſes Dienftes begriffen und als ſolche 
äußerlich erfennbar find. | 

1. Unteroffiziere du jour find bei Revifion der Kompagnies ꝛc. 
Reviere nicht als Wachtmannſchaften anzujehen. A. 8. D. vom 20. Dez. 
1862 (M. ©. S. VII 57); — auf Stallwachen findet der Begriff Schild: 
wache feine Anwendung ©. D. V. 8 19 Abi. 2; — Unteroffiziere und - 
Gefreite, welche als Patrouilleure zum Ueberwachen von Wirthshäuſern 
fommandirt werden, haben in Ausübung diejes Dienftes dieſelben Befug- 
niffe wie Wachthabende. G. D. V. 8 26 Abſ. 1; — Wachen find von dem 
Augenblid, wo Bergatterung ıc. geigtogen wird, ald Wachen im Sinne 
der G. D. V. anzufehen. G. D. V. $10 ©. 12. 

2. Borgejehte der Wachen: Die Wachen ftehen unter den beſonderen 
- Befehlen des kommandirenden Generals des Armeekorps, des Gouver⸗ 
neurs ac., des Offiziers vom, Ortsdienſt, der Rondeoffiziere (A. K. D. vom 
10. Juli 1862 M. G. S. VII 44) und der Wachtvorgeſetzten. G. D. V. 
$ 8; die mit Disziplinarſtrafgewalt beliehenen Offiziere des wachthabenden 
Truppentheils treten während der Ertheilung einer Belehrung. oder Rüge: 
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gebraud) ıc. 

4. Die —2* elten, ſolange fie in Ausübung des 
Dienftes begri und in bieler €i enſchaft durch ihren Dienflanzug 
äußerlich erkennbar find, als militäriihe Wachen im Sinne des Militär: 


€ Feldgendarmerie-Drb vom 10. uni 1890 817 Abi. 1; 
—— —* 1. Jan. 1900 900 fir. 529 d — 
K. A. 28; Strafermäßigung: 8 98. 

8 112. Wer einen Vorgeſetzten oder einen im Dienſt⸗ 
range Höheren aus N Seien Beranlaffung zum Zweikampfe 
heranfordert, wird mit Treiheitöftrafe nicht unter Einem “Jahre 
und, wenn der] Zweikampf vollzogen wird, mit Freiheitsſtrafe 
nicht unter drei Jahren beftraft; zugleich ift auf Dienftentlafjung 
zu erfennen. 

Gleiche Strafen treffen den Sorgejesten, welcher die Her⸗ 
ausforderung annimmt oder den Zweikampf vollzieht. 

Im Sienfinange Höherer: $ 91 Anm. 1, 2; Zweikampf 2c.: R. St. 
G. B. 85 201— 

8 113. Eine Perſon des Beurlaubtenſtandes wird, auch 
während ſie ſich nicht im Dienſte befindet, nach den Vorſchriflen 
dieſes Abſchnitts beſtraft, wenn ſie dem 8 101 zuwiderhandelt, 
oder eine andere der in dieſem Abſchnitte vorgeſehenen ſtraf⸗ 
baren Handlungen im dienſtlichen Verkehr mit dem Vorgeſetzten 
oder in der Militäruniform begeht, oder wenn ſie ſich des 
Ungehorſams oder der Widerſetzung gegen einen rechtmäßigen 
Bere in dienftlichen Angelegenheiten ſchudia macht. 


86 Anm. 1,2; D. St. O. 88 23ff.; H. O. 836; 8.0.11 A Re.15; 
3.8. II Nr. 8. | 


Siebenter Abſchnitt. 
Mißbrauch der Dienftgewalt. 


5 114. Wer feine Dienftgewalt über einen Untergebenen 
"zu Befehlen oder Forderungen, die in feiner Beziehung zum 
Dienfte ftehen, oder zu Privatzwecken mißbraucht, ingleichen wer 
von dem Untergebenen Geſchenke fordert, von ihm, ohne Bor- 
wiſſen des gemeinjchaftlichen Vorgejegten, Geld borgt oder 
Geſchenke annimmt, oder den Untergebenen ſonſt durch feine 
dienstliche Stellung veranlaßt, gegen ihn Berbindlichleiten ein- 
zugehen, die demfelben nachtheilig find oder auf das gegen- 
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8109. Die an einem militärischen Aufruhr Betheiligten, 
welche zur Ordnung zurüdfehren, bevor es zu einer Gewalt- 
thätigfeit gegen den Vorgefegten gekommen, werden mit ©e- 
fängniß ‚oder Feſtungshaft bis zu zwei Jahren beftraft, wenn. 
fie nicht Anftifter oder Rädelsführer find. 

in einem ſolchen Falle die Rückkehr zur Ordnung, 
von allen an dem Aufruhr Betheiligten erfolgt, fo ift gegen. 
Anftifter und Nädelsführer auf Gefängniß oder Feitungshaft 
von zwei bis zu fünf Jahren zu erfennen. 

Betheiligte: 8 61 Anm. 

110. Dem Anftifter eines militärifchen Aufruhrs gleich 

zu beitrafen ift derjenige an dem Aufruhr DBetheiligte, welcher: 

1. en von dem Vorgeſetzten zum Gehorfam aufgefor- 

dert, diejen durch Wort oder That ausdrücklich verweigert, 

2. durch Mißbrauch militärifcher Signale oder durch Aufruhr- 
zeichen den Aufruhr befördert, oder 

3. unter den Aufrührern den höchften Dienftrang einnimmt. 

K. A. N Abſ. 1; Betheiligte: 861 Anm.; höchſter Dienftrang vgl. 
891 Anm. 1, 2. 

3 111. Wer gegen eine militäriſche Wache die ihr jchul- 
dige Achtung verlegt oder fich einer Beleidigung, eines Un- 
gehorfams, einer Widerjegung oder einer Thätlichleit ſchuldig 
macht, wird ebenfo beftraft, al3 wenn er die Handlung gegen 
einen Vorgefegten begangen hätte. 

Als militärifhde Wache, im Sinne dieſes Gefetes, find 
anzufehen alle zum Wacht» oder militärischen Sicherheitsdienfte- 
befehligten Perjonen des Soldatenftandes, mit Einfchluß der 
Feldgendarmen und des Perjonals der Stabswache der Marine, 
weldhe in Ausübung dieſes Dienftes begriffen und als jolche- 
äußerlich erkennbar find. 

1. Unteroffiziere du jour find bei Revifion der Kompagnies ꝛc. 
Reviere nicht als Wachtmannſchaften anzujehen. N. 8. D. vom 20. Dez. 
1862 (M. 6.6. VILET); — — findet der Begriff Schil: 
wade feine Anwendung G. D. V. 8 19 Abſ. 2; — Unteroffiziere und - 
Gefreite, welche als Patrouilleure zum Ueberwachen von Wirthshäufern 
fommandirt werden, haben in Ausübung dieſes Dienftes diefelben Befug- 
nifje wie Wachthabende. ©. D. V. 8 26 Abi. 1; — Wachen find von dem 
Augenblid, wo Bergatterung ꝛc. Ar wird, ala Wachen im Sinne: 
der G. D. V. anzufehen G. D. V. 810 ©. 12. 

2. Vorgeſetzte der Wachen: Die Wachen ſtehen unter den beſonderen 
Befehlen des kommandirenden Generals des. Armeekorps, des Gouver⸗ 
neurs ꝛe., des Offiziers vom, Ortsdienſt, der Rondeoffiziere (A. K. D. vom 
10. Juli 1862 M. G. S. VII 44) und der Wachtvorgeſetzten. G. D. V. 
$ 8; die mit Disziplinarſtrafgewalt beliehenen iere des wachthabenden. 
Truppentheils treten während der Ertheilung einer Belehrung oder Rüge: 
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u den zu ihren Truppentbeil gehörigen, in Ausübung des Wachtdienſtes 
he — m —— ateni eines Bornefegten. ° vs 

upnoie zu . do 

8. Berranif ii Wachen zu Berhaftungen: M. St. G. D. SS 176 ff., 
an vom 29. Jan. 1881, Dienftvorfchrift Nr. 9 über den Waffen: 

sau . 

8 4. Die endarmen gelten, ſolange ſie in Ausüb des 
Dienſtes begriffen und in dieſer Eigenſchaft durch ihren — 5 — 
äußerlich erkennbar find, als militäriſche Wachen im Sinne des Militär⸗ 
—— — Selbgenbarmerie-Krhming Dat 10. Juni 1890 $ 17. Abſ. 1; 
elddienfl-Drbnung vom 1. Jan. 1900 Nr. 529. 
5. 8.9.28; Strafermäßigung: $ 98. Ä 

8 112. Wer einen Vorgefettten oder einen im Dienft- 
range Höheren aus N Seile Beranlaffung zum Zweikampfe 
herausfordert, wird mit Freiheitsſtrafe nicht unter Einem Jahre 
und, wenn derj Zweikampf vollzogen wird, mit Freiheitsſtrafe 
nicht unter drei Jahren beftraft; zugleich ift auf Dienftentlaffung 
zu erfennen. 

Gleiche Strafen treffen den Sorgejebten, welcher die Her⸗ 
augforderung annimmt oder den Zweikampf vollzieht. 

m Dienftrange Höherer: $ 91 Anm. 1, 2; Zweilampf zc.: R. St. 

G. —R9 10 boherer: 5 gweilampf | 

8 113. Eine Perſon des Beurlaubtenſtandes wird, auch 
während fie fich nicht im Dienfte befindet, nach den Vorjchriften 
dieſes Abſchnitts beſtraft wenn ſie dem 8 101 zuwiderhandelt, 
oder eine andere der in dieſem Abſchnitte vorgeſehenen ſtraf⸗ 
baren Handlungen im dienſtlichen Verkehr mit dem Vorgeſetzten 
oder in der Militäruniform begeht, oder wenn ſie ſich des 
Ungehorſams oder der Widerſetzung gegen einen rechtmäßigen 
Befehl in dienſtlichen Angelegenheiten ſchuldig macht. | 
BD 8* am. 1 2; D. St. O. 88 23ff.; 9.0.5336; B. O. II A Nr. 15; 

. D. 1L1 FO, 


Siebenter Abſchnitt. 
Mißbranch der Dienſtgewalt. 


8 114. Wer feine Dienſtgewalt über einen Untergebenen 
zu Befehlen oder Forderungen, die in feiner Beziehung zum 
Dienfte ftehen, oder zu. Privatzweden mißbraucht, ingleichen wer 
bon dem Untergebenen Gefchenfe fordert, von ihm, ohne Bor- 
wiſſen des gemeinjchaftlichen Vorgefetten, Geld borgt oder 
Geſchenke annimmt, oder den Untergebenen fonft durch feine 
dienftliche Stellung veranlaft, gegen ihn Verbindlichkeiten ein- 
zugehen, die demfelben nachtheilig find oder auf das gegen- 
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jeitige Dienftverhältnig von nachtheiligem Einfluffe fein können, 
wird mit Gefängniß oder Feſtungshaft bis zu zwei Jahren, 
in minder ſchweren Fällen mit Arreſt beftraft. 
In jchwereren Fällen, insbejondere im Rückfalle, Tann zu- 
gleih auf Dienftentlafjung oder Degradation erfannt werden. 
1. 8.9. 47; Anwendung diefes AbfchnittS auf die en 8 125, 
den Beurlaubienftand ie 126, die Gendarmen E. G. 82 Anm. 1 und Pr. 


M. St. G. B. 75.1 
2. Bei et Intergebenen iſt Disziplinarbeftrafung zu- 


I €. ©. 
äffig. 3. ücfall 

8 115. Ber durch Mißbrauch ſeiner Dienſtgewalt oder 
ſeiner dienſtlichen Stellung einen Untergebenen zu einer von 
demſelben begangenen, mit Strafe bedrohten Handlung vorſätzlich 
beſtimmt hat, wird als Thäter oder als Anſtifter mit erhöhter 
Strafe belegt. 

Thatg R. St. G. B. 347; Anſtifter: R. St. G. B. 8 48; erhöhte 
Strafe: 8 53 

8 116. Wer es unternimmt, durch Mißbrauch feiner 
Dienftgewalt oder feiner Dienftlichen Stellung einen Unter- 
gebenen zur Begehung einer mit Strafe bedrohten Handlung 
zu beſtimmen, wird mit Freiheitsſtrafe bis zu Einem Jahre 
beftraft. 

S 117. Ein VBorgejetter, welcher einen oder mehrere 
Untergebene mit Androhung nachtheiliger Folgen oder durch 
andere widerrechtliche Mittel von dem Führen oder Verfolgen 
von Bejchwerden abzuhalten fucht, oder eine an ihn vorſchrifts⸗ 
mäßig gelangte Beichwerde, zu deren Weiterbeförderung oder 
Unterfuchung er verpflichtet ift, unterdrüdt oder zu unterdrüden 
verjucht, wird mit Freiheitsſtrafe bis zu fünf Jahren beitraft; 
zugleih Tann auf Dienftentlaffung oder Degradation erkannt 
werden. 

8162; B. O. IL, II. 


8 118. Wer vorſätzlich feine Strafbefugniſſe überſchreitet, 
insbeſondere wer wiſſentlich unverdiente oder unerlaubte Strafen 
verhängt, wird mit Gefängniß bis zu fünf Jahren beſtraft; 
zugleich kann auf enſtent ſuus erkannt werden. 

8 120; Strafbefugniß: D. St. O. 88 5-7 ff. 


8 119. Wer vorjäglich einen gejegwidrigen Einfluß auf 
die Rechtspflege ausübt, wird mit Gefängniß bis zu fünf 
Jahren beftraft; zugleich kann auf Dienftenttaff ung oder de 
gradation erkannt werden, | 


88 119-124. Zweiter Theil. Bon den einzelnen Verbrechen ꝛc. 189 


fünf Jagren u efimen, datten IR auf Zeſemgehen lis zu 


120. Wer unbefugt eine Handlung vornimmt, die nur 
fraft einer Befehlsbefugniß oder Strafgewalt vorgenommen 
werden darf, wird mit zreiheitsftrafe bis zu Einem Jahre 
beitraft. | 
8 121. Wer einen Untergebenen beleidigt oder einer vor- 
jehriftswidrigen Behandlung desfelben fich ſchuldig macht, wird 
mit Treiheitsftrafe bis zu zwei Jahren beitraft. 

Iſt die Beleidigung eine verleumderiſche, jo tritt Gefängniß 
bis zu fünf Jahren ein. 

1. 8.4. 47; vgl. R. St. G. B. 88 185 ff. 

6 3 In den Fällen des Abſ. 1 iſt die Disziplinarbeſtrafung zuläſſig. 

8 122. Wer vorſätzlich einen Untergebenen ſtößt oder ſchlägt, 
oder auf andere Weije körperlich mißhandelt oder an der Ge- 
jundheit bejchädigt, wird mit Gefängnig oder Feſtungshaft bis 
zu drei Jahren bejtraft; in minder ſchweren Fällen Tann Die 
Strafe bis auf Eine Woche Arreft ermäßigt werden. 

Auh Tann, im wiederholten Rückfalle muß neben Ge- 
fängniß oder Feitungshaft auf Dienftentlafjung oder Degradation 
erfannt werden. 

1. 8.4.47; vgl. R. St. G. B. 88 223 ff.; Rückfall: 8 13. 

2. Die Woche wird zu 7 Tagen gereönet: R. St. G. B. 819. 

3. Vgl. ärztliche Atteſte: M. St. G. O. 831 

8 123. Iſt durch die Handlung eine ſchwere Körper— 
verletzung des Untergebenen verurſacht worden, ſo tritt Zuchthaus 
bis zu fünf Jahren, in minder ſchweren Fällen Gefängniß oder 
Feſtungshaft von ſechs Monaten bis zu fünf Jahren ein. 

War die ſchwere Körperverletzung beabſichtigt und ein— 
getreten, ſo iſt auf Zuchthaus von zwei bis zu zehn Jahren 
zu erkennen. 

Iſt durch die Körperverletzung (8 der Tod des Unter⸗ 
gebenen verurſacht worden, ſo tritt Zuchthaus nicht unter drei 
Jahren, in minder ſchweren Fällen Gefängniß oder Feſtungs— 
haft nicht unter Einem Jahre ein. 

Schwere Körperverletzung: R. St. G. B. 88 224—226; Leichen: 
ſchau ꝛc. M. St. G. O. 88 223, 224 ff. 


8 124. Diejenigen Handlungen, welche der Vorgeſetzte 
begeht, um einen thätlichen Angriff des Untergebenen abzu- 
wehren, oder um feinen Befehlen im Fall der äußerften Noth 
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und dringendften Sehr Gehorfam zu verfchaffen, find nicht 
als Mißbrauch der Dienftgewalt anzufehen. 

Dies gilt namentlich auch für den Fall, wenn ein Offizier 
in Ermangelung anderer Mittel, den durchaus nothiwendigen 
Gehorſam zu erhalten, fich in der Lage befunden hat, gegen 
den thätlich fich ihm widerfegenden Untergebenen von der Waffe 
Gebrauch zu machen. 

Abwehr eines Angriffs: K. A. 21 Abi. 2, vgl. NR. St. G. B. 8858, 54. 

8 125. Eine militärifche Wache, welche eine der in den 
88 114 bis 116, 118 bis 123 bezeichneten Handlungen begeht, 
wird ebenfo beftraft, al3 wenn ein Vorgefeßter diefe Handlung 
begangen hätte. Iſt Die Handlung gegen eine jolche Perſon 
begangen, die außer dem ‘Dienftverhältnifje der Wache deren 
Borgejetster if jo tritt ln Strafe ein. | 

Die in dem 8 124 enthaltene Vorſchrift findet auch hier 
Anwendung. 

8111 (8 53). 


S 126. Eine Perfon des Beurlaubtenftandes wird, aud) 
während fie fich nicht im Dienfte befindet, nad) den Vorſchriften 
diefes Abſchnitts beftraft, wenn fie eine der in demfelben vor- 
gejehenen ftrafbaren Handlungen im dienftlichen Verkehre mit 
Dem Untergebenen oder in der Militäruniform begeht. 

88 6, 101, 113. 


Achter Abſchnitt. 


Widerrechtlihe Handlungen im Felde gegen Perfonen oder 
Eigenthum. 


8 127. DBegeht eine Berfon des Soldatenftandes im 
Felde einen Diebftahl, eine Unterfchlagung, eine Körperver- 
letung oder ein Verbrechen oder Vergehen wider die Sittlich- 
feit, jo ift die Verfolgung der ftrafbaren Handlung unabhängig 
von dem Antrage des Berletten oder einer anderen zum An⸗ 
trage berechtigten Perſon. 

1. Anwendung diejes Abſchnitts auf Militärbeamte: 8 158. 


2. 88 9, 10; vgl. R. St. G. B. 88 61—65 (Antrag) und ebenda: 
Diebftahl und Unterfhlagung 8 247, Körperverlegung 88 223, 230, 232, 
Verbrechen, Vergehen wider die Sittlichleit 88 172, 179, 182. 


8128. Wer im Felde, um Beute zu machen, fich von 
der Truppe eigenmächtig entfernt, oder Sachen, welche an: fich 
dem Beuterecht unterworfen find, eigenmächtig zur Bente macht, 
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wird mit Freibeitäftrafe bis zu drei Jahren beftraft; zugleich 
fann auf Berjegung in die zweite Klaſſe des Soldatenftandes 
erfannt werden. | 

Gleiche Strafe trifft denjenigen, welcher rechtmäßig von 
ihm erbeutete3 Gut, das er abzuliefern verpflichtet ift, fich 
rechtswidrig zueignet. 

88 9, 10, 134; K. A. 30. 


8 129. Der Plünderung macht fi ſchuldig, wer im 
Felde unter Benutung des Kriegsfchredens oder unter Mißbrauch 
feiner militärifchen Ueberlegenheit 

1. in der Abficht rechtswidriger Zueignung eine Sache der 
Sanbedeintvohnter offen wegnimmt oder denfelben abnöthigt, 
oder 

2. unbefugt SKriegsjchagungen oder Bwangslieferungen er- 
hebt oder das Maß der von ih vorzımehmenden Res. 
quifitionen überjchreitet, wenn dies des eigenen Vortheils 
wegen gejchieht.- 

88 9, 10, 131, 133, 136; K. A. 32 Abſ. 1. 


8 130. AS eine Plünderung ift e3 nicht anzufehen, 
wenn die Aneignung nur auf Lebensmittel, Heilmittel, Be- 
fleidungsgegenftände, Feuerungsmittel, Fourage oder Trans» 
portmittel fich erftredt und nicht außer Verhältniß zu dem 
vorhandenen Bedirfniffe jteht. 

K. A. 32 Abſ. 2. 


8 131. Die Plünderung wird mit Gefängniß bis zu 
fünf Jahren und mit VBerfegung in die zweite Klaſſe des Sol- 
datenſtandes beitraft. 

88 129, 136; K. A. 32 Abſ. 1. 


8 132. Boshafte oder muthwillige Verheerung oder Ver- 
wüſtung fremder Sachen im Felde wird mit Freiheitsſtrafe 
—* zwei Jahren, in ſchweren Fällen der Plünderung gleich 
eſtraft. 
SS 9, 10, 129, 131, 133, 136; K. A. 33; vgl. R. St. G. B. 88 303 
bis 305. 

8 133. Wird die Plünderung oder eine ihr gleich zu 
beftrafende Handlung unter Gewaltthätigkeit gegen eine Perjon 
begangen, jo ift auf Zuchthaus bis zu zehn Jahren zu er- 
fennen. Iſt durch die Gewaltthätigfeit eine ſchwere Körper- 
verfegung: verurfacht worden, fo tritt Zuchthaus nicht unter 
zehn Kahren und, wenn der Tod eines Menfchen verurfacht 


192 Militärftrafgefegbuc vom 20. Juni 1872. 88 133-—136. 


worden ift, Zodesftrafe, in minder jchweren Fällen lebens⸗ 
längliche8 Zuchthaus ein. 

In gleicher Weiſe werden die Rädelsführer beftraft, wenn 
die That von Mehreren begangen wird. Diejenigen, welche 
fih an einer ſolchen That betheikigen, ohne jelbft eine Gewalt- 
thätigfeit gegen eine Berfon zu begeben, trifft Gefängniß bis 
zu zehn Jahren; zugleich iſt auf Verfeßung in die zweite 
Klaſſe des Soldatenftandes zu erfennen. 


88 129, 131, 132, 136; 8. A. 32 Abſ. 1; vgl. R. St. G. B. 
88 224, 226, 249-256. 


8 134. Wer im Telde in der Abficht rechtswidriger 
Zueignung einem auf dem Kampfplate gebliebenen Angehörigen 
der deutfchen oder verbündeten Truppen eine Sache abnimmt, 
oder einem Kranken oder Verwundeten auf dem Kampfplatze, 
auf dem Mearfche, auf dem Transporte oder im Lazareth, oder 
einem feinem Schuge anvertrauten Kriegsgefangenen eine Sache 
wegnimmt oder abnöthigt, wird mit Zuchthaus bis zu zehn 
Jahren, in minder fchweren Fällen mit Gefängniß bis zu 
fünf Jahren und Berfegung in die zweite Klaſſe des Soldaten- 
ftandes beftraft; zugleid) kann auf Verluft der bürgerlichen 
Ehrenrechte erfannt werden. 

88 9, 10, 128, 160; K. A. 30, 35; Berluft der bürgerlichen Ehren: 
rechte: 88 31, 138. 


8 135. Wer im Felde als Nachzügler Bedrüdungen 
gegen die Landeseinwohner begeht, wird wegen Marodirens 
mit Gefängniß von ſechs Monaten bis zu fünf Jahren beitraft; 
zugleich kann auf Verfegung in die zweite Klaſſe des Soldaten- 
ftandes erfannt werden. 

Wird die Handlung von Mehreren begangen, die fich zur 
fortgefegten Bedrüdung der Landeseinwohner verbunden haben, 
oder artet diejelbe in eine Plünderung oder in eine derjelben 
gleich zu beftrafende Handlung aus, fo tritt gegen jeden Be— 
theiligten Zuchthaus bis zu zehn Jahren ein. 

88 9, 10, 129, 132, 133, 136; 8. A. 34. 


8 136. Wird eine nach den 88 129 big 133 und 135 
ftrafbare Handlung gegen einen Deutſchen oder einen An- 
ehörigen eine verbündeten Staats begangen, jo ift auf er- 
öhte Strafe und, wenn in den allgemeinen Strafgefegen eine 
härtere Strafe angedroht ift, auf dieſe letztere zu erfennen. 
Erhöhte Strafe: 8 53. " 


38 137 —139. Zweiter Theil. Bon den einzelnen Verbrechen ꝛc. 193 


Neunter Abſchnitt. 
Andere widerrechtliche Handinngen gegen das Eigentum. 


137. Wer vorfäklih und rechtswidrig einen Dienſt⸗ 
gegenſtand beſchädigt, zerſtört oder preisgiebt, wird mit Freiheits⸗ 
ſtrafe bis zu zwei Jahren beſtraft; in beſonders ſchweren 
Fällen kann auf Verſetzung in die zweite Klaſſe des Soldaten⸗ 
ſtandes erkannt werden. 

37, 38; Disziplinarbeſtrafung iſt zuläſſig. E. G. 8; vgl. 
n.0 6.5 a a ſtrafung iſt zulaſſig. 8 3; vg 
8 138. Wer bei Ausübung des Dienftes ober unter Ver⸗ 
fegung eines militäriſchen Dienftverhältniffes fich eines Dieb— 
ſtahls oder .einer Unterfhlagung an Sachen ſchuldig macht, 
welche ihm vermöge des Dienfte oder jenes Verhältniſſes zu- 
gänglich oder anvertraut find, wird mit mittlerem oder ftrengem 
Arreft nicht unter vierzehn Tagen oder mit Gefängniß big zu 
fünf Jahren beftraft; zugleich kann auf Verluſt der. blirger- 
lichen Ehrenrechte erkannt werden. Gleiche Strafe trifft den- 
jenigen, welcher einen Diebjtahl oder eine Unterfhlagung gegen 
einen Vorgeſetzten oder einen Kameraden, gegen feinen Quartier 
wirth oder eine zu deſſen Hausſtand gehörige Perfon begeht. 
Iſt Die Handlung ein Verbrechen im Sinne der allgemeinen 
Stroke jo ift auf die in diefen Geſetzen angedrohte Strafe 
zu erfennen. 


K. A. 50,51; R. St. G. B. 88 242—248, 291 nad 5 370 I. 5 
und 6; Berluft der bürgerlichen Ehrenrechte: 88 31, 


Zehnter Abſchnitt. 


Deren von Dieufipflichten bei Ausführung befonderer 
Dienfverrichtungen. 


3,19. Wer vorſätzlich unrichtige Dienftattefte ausfeft 
oder Rapporte, sienitliche Meldungen oder dienftliche Berichte 
unrichtig abftattet, oder folche wifjentlich weiter befördert, wird 
mit. Öefängniß von ſechs Monaten bis zu drei Jahren und 
mit Verſetzung in die zweite Klaſſe des Soldatenftande3 be- 
ftraft. In minder ſchweren Fällen tritt mittlerer oder ſtrenger 
Arreſt oder Gefängniß oder Feſtungshaft bis zu ſechs Mo—⸗ 
naten ein. 

1. Dieſe Strafbeſtimmung findet auch auf unrichtiges Aufſchreiben 
und Anzeigen der Schüſſe, ſofern es vorſätzlich geſchehen iſt, Anwendung. 
Schießvorſchrift vom 16. Nov. 1899 Nr. 98, 106. 

2. Das fahrläffige Vergehen beftraft K. A. 40 Abi. 3 

Kompendium über Militärrecht. 13 
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8 140. Wer für eine Handlung, die eine Verletzung 
einer Dienftpflicht enthält, Geſchenke oder andere Vortbeile 
annimmt, fordert oder fich verjprechen läßt, wird wegen Be— 
ftehung mit Zuchthaus bis zu fünf „Jahren beftraft. In 
minder ſchweren Fällen tritt Freiheitsftrafe bis zu drei Jahren 
ein; auch kann neben dem Gefängniß auf VBerfekung in die 
zweite Klafje des Soldatenjtandes erfannt werden. 

1. Die Annahme von Gefchenten, ohne daß eine Berlegung der 
Dienft, tigt vorliegt, bedroht S 114; vgl. R. St. G. B. 1. 

f g332 K. A. 41; R. St. G. B. 8 332; aktive Beftehung: R. St. G. B. 


8 141. Wer als Befehlshaber einer militäriſchen Wache, 
eines Kommandos oder einer Abtheilung, oder wer als Schild» 
wache oder als Pojten in fchuldhafter Weije fi) außer Stand 
fett, den ihm obliegenden Dienjt zu verjehen, oder eigen- 
mächtig feinen Pojten verläßt oder fonft den ihm in Bezug 
auf jenen Dienft ertheilten Vorſchriften entgegenhandelt, wird 
mit mittlerem oder ftrengem Arrejt nicht unter vierzehn Tagen, 
im Felde mit mittlevem oder ftrengen Arreft nicht unter drei 
Wochen oder mit Gefängniß oder Feſtungshaft bis zu zwei 
Jahren beitraft. 

Wird durch die Pflichtverletung ein Nachtheil verurfacht, 
jo tritt Gefängniß oder Feſtungshaft bis zu drei Jahren, im 
Felde Gefängniß oder Feitungshaft nicht unter drei Jahren, 
und wenn diejelbe vor dem Feinde begangen ift, Todesſtrafe, 
in minder ſchweren Fällen Freiheitsſtrafe nicht unter zehn 
Jahren oder Tebenslängliche Freiheitsſtrafe ein. 

Wird durch die Pflichtverlegung im Felde Die Gefahr 
eines erheblichen Nachtheil herbeigeführt, fo tritt Freiheits⸗ 
jtrafe nicht unter Einem Jahre, und wenn die Pflichtverletung 
vor dem Feinde begangen ift, Freiheitsſtrafe nicht unter zehn 
Jahren ein. 

1. 83 9, 10, 11, 111, 146; die allgemeinen Pflichten des A 
habenden und der Schildwachen find in K. A. 42, 43 Abſ. 1; 

88 14 20 enthalten; die befonberen regelt die ſpezieile ehiindediche 

2. In den Fällen bes Ab. 1 (K.X. 43 Abi. 2) ift Disziplinar- 
beftrafung zuläſſig. E. ©. 8 3; Beritöße geringerer Art, Nachläſſigkeiten 
um Anzuge und der militärischen Haltung können — nach beendigtent 
Wachtdienſt — durch die mit Disziplinarftrafgewalt belichenen Offiziere 


Pi nenben Truppentheils beftraft werden. G. D. V. 8 3 Ab]. 7, 


5 142. Wer durch Sahrläffigfeit in der Wahrnehmung 
ſeines Dienjtes eine erheblihe Beſchädigung eines Schiffes 
oder deſſen Zubehör herbeigeführt, wird mit Freiheitäftrafe 


88 142—146. Zweiter Theil Bon den einzelnen Verbrechen. 1% 


bis zu drei Jahren beftraft; in jchwereren Fällen kann zugleich 
auf Dienftentlaffung erfannt werden. 


S 143. Wer als Befehlshaber einer militärischen Wache, 
eines Kommandos oder einer Abtheilung, oder wer als Schild- 
wache oder als Poſten eine ftrafbare Handlımg wiffentlich be⸗ 
gehen läßt, welche er verhindern konnte und zu verhindern 
dienftlich verpflichtet war, wird ebenfo beftraft, als ob die 
Handlung von ihm jelbjt begangen wäre. 


ss 111, 141; K. A. 44. 


S 144. Wer einen Gefangenen, deſſen Beauffichtigung, 
Begleitung oder Bewachung ihm anvertraut ift, vorſätzlich ent- 
weichen läßt, oder deijen Befreiung vorjätlich bewirkt oder be- 
fördert, ingleichen wer eine von feinem Vorgeſetzten ihm be= 
fohlene oder eine ihm dienftlich obliegende Verhaftung vorſätzlich 
nicht zur Ausführung bringt, wird mit mittlerem oder firengem 
Arreft nicht unter vierzehn Tagen oder mit Gefängniß oder 
Feſtungshaft bis zu fünf Jahren beftraft; au) fann neben 
Gefängniß auf Verſetzung in die zweite Klaſſe des Solvaten- 
ſtandes erfannt werden. 

Iſt die Entweichung des Gefangenen nur durch Fahr⸗ 
täffigfeit befördert oder erleichtert worden, oder ift die Ver⸗ 
baftung nur aus Fahrläfjigfeit unterblieben, fo tritt Freiheits⸗ 
ftrafe bis zu ſechs Monaten ein. 

KA. 45; R. St. G. B. 88 121, 347. 


8 145. Eine Perſon des Soldatenſtandes, welche bei 
einem ihr übertragenen Geſchäfte der Heeres- oder Marine: 
verwaltung eine ne begeht, welche im Sinne der all 
gemeinen Strafgeleße ein Verbrechen oder Vergehen im Amte 
daritelft, ift nach den in jenen Geſetzen für Beamte gegebenen 
Beitimmungen zu beftrafen. 

Ueber die Zuftändigfeit bei einjtweiliger Verwendung im Civildienft 
vgL M. St. G. O. 8 3; Verbrechen im Amte: R. St. ©. 3. 88 33135. 


Elfter Abſchnitt. 


Sonftige HandInnaen argen die militärifche Ordunng. 


S 146. Wer ohne Erlaubniß die Wache oder bei einem 
Kommando oder auf dem Marjche feinen Pla verläßt, wird 
mit Arreft bejtraft; im Felde tritt mittlerer oder jtrenger 

13* 
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Arveft; oder Gefängniß oder Feſtungshaft bis zu ſechs Mo- 
naten ein. 
©o nis 9,, 10,. ‚64, 141; K. A. 42; — Disziplinatbeſtrafung iſt zulaſſig. 


— 8 147, Ber ‚bie ihm obliegende Beauffichtigung feiner 
Untergebenen, in ſchuldhafter Weiſe verabſäumt, oder wer die 
ihm obliegende Meldung oder Verfolgung ſtrafbarer Hand- 
lungen feiner Untergebenen vorfätlic unterläßt, wird mit 
Freiheitsſtrafe bis zu ſechs Monaten beftraft; gegen Offiziere 
ann zugleich auf Dienftentlafjung erkannt werben. 

val. Unterdrückung von Beſchwerden 8 117. 


8 148. Wer durch unvorſichtige Behandlung von Baffen 
oder Munition einen. Menfchen förperlich verlegt, wird mit 
Seeiheitatrafe bis zu drei Jahren und, wenn ber Tod eines 

Menſchen verurfacht worden ift, mit Sefängniß oder Feſtungs⸗ 
Haft bis zu fünf Jahren beftraft. 
RU. 39; "vgl. R. St. G. B. 88 222, 230. 


8 149." Wer rechtswidrig von ſeiner Waffe Gebrauch 
macht, oder einen Untergebenen zum rechtswidrigen Waffen- 
gebrauche auffordert, wird vorbehaltlich der verwirkten höheren 
Strafe "mit Gefängniß ober ſeſungsheſt bis zu Einem Jahre 
beftraft.‘ 

K. A. 36. 


8 150. Wer ohne die erforderliche dienſtüiche Genehmi- 
gung ſich veiheirathet, wird mit Feſtungshaft bis zu drei 
Monaten beſtraft; zugleich kann auf Dienſtentlaſſung erkannt 
iperden. 


Auf die Rec htsgültigteit der geſchloſſenen Ehe iſt der 
Mangel ver dienſtlichen Genehmigung ohne Einfluß. 

Die Militärperſonen des Friedensſtandes (R. M. ©. 8 40) und die 
vorläufig in die Heimath beurlaubten Rekruten und Freiwilligen (R. M. ©. 
8 60 Nr.-4): bebürfen zus Berheirathung der Denebmigung, g ihrer Bor: 
geſetzten oder der Militärbehörde; da aber Abſchnitt 11 des M. St. G. B. nicht 
auf Rekruten und Freiwillige (R. M. G. 8 56 Nr. 2—4, 8 60 Nr. 3) für 
Befafung, erklärt worden ift, jo unterliegen dieſe nur der Diägiplinan 

ejtrafung | 


151. Ber im Dienjte, oder nachdem er zum Dienfte 
befehligt worden, fich durch Trunkenheit zur Ausführung feiner 
Dienftverrichtungen untauglich macht, wird mit mittlerem ober 
ftrengem Arreſt oder mit Gefängniß oder Yeitungshaft bis zu 


88 151— 165. Zweiter Theil. Bon den einzelnen Verbrechen ıc. 197: 


Einem Jahre .beftraft; zugleich Tann auf Dienftentterfung er» 
fannt werden. 


K. A. 49; Dis iplinarbeſtrafung iſt zuläffig. E. G. 8 v 


8 152. Wer wider beſſeres Wiffen eine auf unwahre 
Behauptungen geftügte Beſchwerde anbringt, wird mit Freiheits⸗ 
ſtrafe bis zu Einem Jahre beſtraft. 

Wer wiederholt und leichtfertig auf unwahre Behaup⸗ 
tungen geſtützte Beſchwerden, oder wer eine Beſchwerde unter 
being von dem vorgeſchriebenen Dienſtwege einbringt, 
wird mit Arreſt beſtraft. 

K. A. 23; — 8 53 Abf. 2; 8.0, II A7, Ir B4; 8:0. 
II16, ILı8; vgl. $ 117 - 


gZweiter Titel. 
Militärifhe Verbrechen und Vergehen der minumrauten 


‚8153. Ein Militärbeamter, welcher ſich im Felde einer 
der in dem erjten bis dritten, dem fechften und achten Abfchnitt 
des erjten Titels begeichneten ftrafbaren Handlungen fchuldig 
macht, wird nad) den dafelbft für Perfonen des Soldaten- 
ſtandes gegebenen Beftimmungen beftraft; ftatt auf Verſetzung 
in die zweite Klaffe des Solbatenftanbes ist auf Amtöverhift 
zu erkennen. 


Milttärbeamte: 88 4, 5, 9, 10, 43 ff., 154 und Anl. B. 
8 154. Andere Pflichtverlegungen der Militärbeamten 


ſind nach den allgemeinen, für Beamte geltenden Vorſchriften 
zu beurtheilen. 


Amtsverbrechen und ⸗-Vergehen: R. St. G. B. 88 331-350. 


Dritter Titel. 


Strafbefiimmungen für Derfonen, welde den mititärgefehen 
nur in Kriegszeiten unterworfen find, 


8 155. Während eines gegen das Deutiche Reich aus— 
gebrochenen Krieges find alle Perjonen, welche ſich in irgend 
einem Dienft- oder Vertragsverhältniſſe bei dem friegrührenden 
Heere befinden, oder fonft fich bei demjelben aufhalten oder 
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ihm folgen, den Strafvorjchriften dieſes Geſetzes, insbeſondere 
den Kriegsgejeken unterworfen. 

88 9, 10, 157 Abſ. 2, 8 166; M. St. G. O. 81 Nr. 8; D. St. O. 
82 Nr. 3, 8 38. 


156. Neben einer jeden Freiheitsſtrafe, welche gegen 
eine Perfon verhängt wird, die fich zu den Truppen in einem 
Dienft- oder Vertragsverhältniſſe befindet, kann zugleich auf 
Aufhebung dieſes Verhältniſſes erfannt werden. Ä 


8 157. Ausländiiche Offiziere, welche zu dem krieg— 
führenden Heere zugelaffen find, werden, wenn der Kaiſer nicht 
etwa bejondere Beitimmungen getroffen bat, nach den für 
Deutſche Offiziere geltenden Vorſchriften beurtheilt. 

Auf das Gefolge folcher Offiziere findet die Vorſchrift 
des 8 155 Anwendung. 

E. G. 3. N. St. G. O. 88; M. St. G. O. 81 Nr. 8. 


8158. Auf ſtrafbare Handlungen eines Kriegsgefangenen 
finden nad) Maßgabe feines Militärranges die VBorjchriften 
diefes Geſetzes entjprechende Anwendung. 


89 N.4 E. G. z. M. St. G. O. 88; M. St. G. O. 81 Nr. 8, 
857 Abi. 8. 


8159. Ein Kriegsgefangener, welcher unter Bruch des 
gegebenen Ehrenwortes entmweicht, oder, auf Ehrenwort ent- 
Lajfen, die gegebene Zuſage bricht, wird mit dem Tode beitraft. 

Dieſelbe Strafe trifft denjenigen, welcher den Bedingungen, 
unter denen er aus der Kriegsgefangenjchaft entlafjen, vor 
Beendigung des Krieges entgegenhandelt. 


8160. Ein Ausländer oder Deuticher, welcher während 
eines gegen das Deutſche Reich ausgebrochenen Srieges auf 
dem Kriegsſchauplatze fich einer der in den SS 57 bis 59 und 
134 vorgefehenen Handlungen ſchuldig macht, ift nach den in 
diefen Paragraphen gegebenen Beſtimmungen zu bejtrafen. 

8155; € G. z. M. St. G. O. 83; M. St. G. O. 85 Ar. 


Et Ein Ausländer oder Deutfcher, welcher in einem 
von Deutichen Truppen bejetten ausländiichen Gebiete gegen 
Deutfche Truppen oder Angehörige derjelben oder gegen eine 
auf Anordnung des Kaifers eingejehte Behörde eine nach den 
Geſetzen des Deutjchen Reichs ftrafbare Handlung begeht, ift 


88 161—166. Zweiter Theil. Bon den einzelnen Verbrechen ꝛc. 199 


ebenfo zu beftrafen, al3 werm dieje Handlung von ihm im 
Bundesgebiete begangen wäre. 


z 7; E. G. 3. M. St. G. O. 83; M. St. G. D. 86 M.&; 
R. St'G. B. 34 


Vierter Titel. 
Iuſahbettimmungen für die Marine. 


8162. Bon den in dieſem Geſetze den Verhältniſſen des 
Deeres entlehnten Ausdrüden find für die Marine als gleich 
edeutend zu betrachten: 
pet als gleichbedeutend mit Marine oder Flotte; 
ruppe als gleichbedeutend mit Schiff; 
Befehlshaber einer militärifchen Wache als gleichbedeutend 
mit Offizier der Wache; 
Militäriihe Kokarde als gleichbedeutend mit dem ent- 
iprechenden Abzeichen in ver Marine; 
Stubenarreft als gleichbedeutend mit Kammerarreſt; 
Wohnung al8 gleichbedeutend mit Kammer. 


8163. Unter Schiff im Sinne diefes Gefetes ift jedes 
— der Marine zu verſtehen, auf welchem ein militäriſcher 
efehlshaber nebſt Beſatzung eingeſchifft iſt. 


8164. Als mobiler Zuftand gilt in der Marine der 
Kriegszuftand eines Schiffes. ALS im Kriegszuftande befindlich 
ift jedes Schiff der Marine zu betrachten, welches außerhalb 
der heimischen Gewäſſer allein fährt. 

Für die am Lande befindlichen Militärperjonen der 
Marine tritt im Sinne dieſes Gejekes die Mobilmachung 
unter denjelben Vorausfegungen ein, wie für die Militär- 
perjonen des Heeres. 

89 Anm. 2, 3. 


8165. Als vor dem Feinde befindlich zu betrachten ift 
ein Echiff, folange in Gewärtigung eines Zuſammentreffens 
mit dem Feinde ein oder mehrere Geſchütze des Schiffes jcharf 
geladen find. 

Bol. 8 11. 


Ehe Außer den Militärperfonen find die Angeftellten 
des Schiffes den Militärjtrafgejegen unterivorfen. 


0 :  Militäcfteafgefegbuc vom 20. Juni 1872, " 8166. 


I: "Andere an Borb des Schiffes bienftic eingejchiffte Per⸗ 
ſonen unterliegen den Kriegsgeſchen, ſolange das en ſich 
im Kriegszuftande befindet. 


889, 10, 164; M. St. G. O. $1 Nr. 4 und 8. 


Urkundlich unter Unſerer nſagenhändigen Unterſchrift 
und beigedrucktem Kaiſerlichen nſiegel. 


‚ Gegeben Schloß Babelsberg, den 20. 0. gumi 1872. 


ws) Wilhelm. | 
| | Ä Für v. Biemsra. 


ET Bergeihuif 4* 
der zum n Deutfihen Heere und zur Raijerlichen Marine 


gehörenden Militärperfonen. 


‚Die zum Deutfchen Heere und zur Kaif erlichen Marine 
gehörenden Militärperſonen beſtehen aus Perjonen. des 
Soldatenſtaudes und aus Militärbeamten. 


J « 


4. perſonen des Soldatenfundes find: ° 
I. Die Offiziere. 
Die Offiziere zerfallen in vier Hauptflaffen: 


im Heer: in der Marine: 
1. ©eneralität, 1. Flaggoffiziere oder 
2 © Stabenffigiere, Admirale, 
auptleute und Nittmeifter, 2" Stabsoffiziere, 
ubalternoffiziere 3. Rapitänleutnants, 
“ heettnenis umd 4. Subalternoffiziere 
Leutnants). (Oberleutnants zur See und 


Leutnants zur See. 


U. Die Unteroffiziere 


find eingetheilt im Heere und in der Marine in: 
1. ſolche, welche das Offizier-Portepee tragen (Portepee- 
Unteroffiziere), 
2. folche, welche das Offizier-Portepee nicht tragen (Unter- 
offiziere ohne Portepee). 


II. Die Gemeinen 
mit Einfchluß der Obergefreiten und Gefreiten. 
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- IV. Die Mitglieder des Sanitätskorps, ſowie 
V. Die Mitglieder des Mafchinen-Angenieurforpg 


ra nah Maßgabe ihres Militärranges zu den unter 
I., U. und 111. aufgeführten Kategorien. 


B. Militärbeamte 


d alle im Heere und in der Marine für das Bediürfniß 
‚Deres oder der Marine dauernd oder auf Zeit an- 
eftellten, nicht zum Soldatenſtand gehörenden und unter dem 
eg niner oder Chef der Admiralität als Verwaltungschef 
ftehenden Beamten, welche einen Militävrang haben. Es 
macht dabei feinen Unterjchied, ob fie einen ‘Dienfteid geleiftet 
haben oder nicht. | 
Militärbeamte, die im Offizierrange ſtehen, find obere 
Militärbeamte, alle anderen Militärbeamten find untere 
Militärbeamte. | 


II. 


Kriegsarfikel für das Heer. 


Bom 31. Oktober 1872. 


— 


ar 


* 


Alerhöthſte Yerordunng über die Einführung neuer 
Sriensartikel für das Heer 


oom 31. Oktober 1872. 


| Die beifolgenden, von der Hierzu von Mir berufenen 
Immediatkommiſſion entworfenen, neuen Kriegsartifel für das 
Der habe Ich heute vollzogen und beauftrage Sie, die zur 
inführung derjelben erforderlichen Anordnungen zu treffen. 
Zugleich beftimme ch, daß diefe Kriegsartifel: 

1. bei jeder Rompagnie, Schwadron und Batterie jogleich 
nad) ihrer Bekanntmachung und demnächſt alljährlich 
mehrmals, ſowie auch einem jeden neu eintretenden Sol: 
daten vor der Ableiftung des Soldateneides langjam und 
deutlich vorgelejen werden follen; 


2. den der, deutfchen Sprache nicht kundigen Soldaten aber 
in ihrer Mutterfprache vorzulefen und zu diejem Zwecke 
die nötbigen: Heberjegungen alsbald anzufertigen find. 


. Dice Meine Ordre iſt der Armee bekannt zu machen. 
Berlin, den 31. Oktober 1872. 


Wilhelm. 
en | Graf v. Roon. 


An das Kriegsminiſterium. 


Zu Nr. 2 vgl. K. M. vom 2. Nov. 1872 (A. V. Bl. ©. 342). 
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Griegsartikel für das Heer. 


nn 


Art. 1. Der Soldat muß ftet8 der ernften Pflichten 
feines Berufs eingedent und diefelben gewiſſenhaft zu erfüllen 
eifrig bemüht jein. 


Art. 2. Die umverbrühlide Wahrung der im Fahnen⸗ 
eide gelobten Treue iſt die erfte Pflicht des Soldaten. Nächſt—⸗ 
dem erfordert der Beruf des Eoldaten: Kriegsfertigfeit, Muth 
bei allen Dienftobliegenheiten und Tapferkeit im Striege, Ge— 
horfam gegen den Vorgejegten, ehrenhafte Führung in und 
außer dem Dienfte, gute3 und rechtliches Verhalten gegen die 
Kameraden. 


1. Formel des Soldateneides: 
a) für Preußen vom 5. Juni 1831 (M. ©. ©. I, 57, 313), 
b) für Angehörige anderer Bundesftandten vom 14. Dez. 1867 
Sr V. BU. ©. 179), 
e) für Eljaß-Lothringen vom 4. Dez. 1878 (A. 3. Bl. S. 255). 
2. Leiftung des Fahneneides: H. O. 8 12 Nr. 2, R. 8. Art. 64; 
Verweigerung des Soldnteneideg und deren Folgen: K. M. vom 
27. Dez. 1866 (M. ©. S. VII, 225). 


Art. 3. Wer in der Abficht, den Feind zu begünftigen, 
oder die deutfchen oder verbündeten Truppen zu ſchädigen, fich 
mit dem Feinde in Verbindung fest, oder wer in folcher Ab- 
fiht durch fonftige Handlungen oder Unterlaffungen die deutfchen 
oder verbündeten Truppen in Gefahr, Unficherheit oder Nach» 
theil bringt, bricht die eidlich gelobte Treue und macht ſich 
des Kriegsverraths ſchuldig. 

Der Verräther wird mit den ſchwerſten Freiheits⸗ und 
Ehrenftrafen oder mit dem Xode beftraft. 

Gleiche Strafen treffen, wenn das Verbrechen oder ein 
ftrafbarer Verſuch desjelben begangen worden, denjenigen, der 
ein zu feiner Kenntniß gelangtes verrätherifches Vorhaben nicht 
alsbald feinem Vorgeſetzten anzeigt. 

M. St. ©. B. 88 57—61. 
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Art. 4 Dem Soldaten foll feine Fahne Heilig fein. 

Wer vdiefelbe verläßt oder von der Fahne wegbleibt, um 
ficd feiner Verpflichtung zum Dienft zu entledigen, macht fich 
der Fahnenflucht (Defertion) fchuldig. 

M. St. G. 3. 88 69 ff. 

Art. 5. Wer im Felde eine Fahnenflucht begeht, wird 
mit Verfekung in die zweite Kaffe des Soldatenftandes und 
Gefängniß oder mit Zuchthaus nicht unter fünf Jahren oder 
mit dem Tode beftraft. 

M. St. ©. B. 88 9, 10, 71. 


Art. 6. Wer vom Poften vor dem Feinde oder ans 
einer belagerten Feitung fahnenflüchtig wird, oder wer zum 
Feinde übergeht, wird mit dem Tode beſtraft. 

Die ZTodesftrafe trifft auch die Anftifter und Rädels— 
führer eines im Felde gemachten Komplotts zur Fahnenflucht. 

M. St. ©. B. 88 9, 10, 11, 72 Abi. 2, 8 73. 


Art. 7. Wer in Friedenszeiten der Fahnenflucht ſich 
ſchuldig macht, wird mit Verſetzung in die zweite Klaſſe des 
Soldatenftandes und Gefängniß nicht unter ſechs Monaten, 
nach Umständen mit Zuchthaus nicht unter fünf Jahren bejtraft. 

M. St. G. B. 88 69 ff., 88 72, 74, 75. 


Art. 8 Wer von einem Borhaben zur Fahnenflucht 
Kenntniß erhält und dies feinem Vorgeſetzten nicht fogleich 
anzeigt, wird, wenn die Yahnenflucht begangen worden, mit 
Arreit oder mit Gefängniß bis zu ſechs Monaten, und wenn 
die Fahnenflucht im Felde begangen worden, mit Gefängniß 
von Einem Jahre bis zu drei Jahren beitraft. 

M. St. ©. 3. 88 9, 10, 77. 


Art. 9. Verleitung eines Anderen zur Fahnenflucht oder 
vorfätliche Beförderung einer folchen wire, wenn die Fahnen- 
flucht erfolgt ift, mit Gefängniß von ſechs Monaten big zu 
zwei Jahren, im Felde mit Gefängniß von fünf bis zu zehn 
Jahren, nah Umftänden unter gleichzeitiger Verſetzung in die 
zweite Klaſſe des Soldatenjtandes beitraft. 

M. St. ©. 3. 88 9, 10, 78. 


Art. 10. Eigenmädjtige Entfernung von der Truppe 
oder der Dienftitellung, abjichtliches Fernbleiben von derſelben 
und Urlaubsüberjchreitung werden, fofern nicht —A— 
vorliegt, mit Arreſt oder mit Gefängniß oder Feſtungsha 
bis zu fünf Jahren beſtraft. 
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2: Gesolat gerihiiige Del ft die Seit einer Urlaubsuibe 
» 2 ng, eit einer Urla r⸗ 
ſchreitung —* ber —— auf bie —2 — ausgeſchloſſen. H. O. 
813 Nr: 1. Anm. 2a. 0 
Art. 11. Wer durch Selbftverftiimmelung oder auf andere 
Weiſe zur Erfüllung feiner Verpflichtung zum Dienft fih un- 
tauglich macht oder durch einen Anderen untauglich machen 
läßt, wird neben Berfegung in die zweite Klaffe des Soldaten- 
jtandes mit: Gefängniß von Einem Jahre bis zu fünf Jahren 
eſtraft. 
Dieſelbe Gefängnißſtrafe, nah Umſtänden - unter - gleich- 
zeitiger Verfegung in die zweite Klaffe des Soldatenftandeg, 
trifft denjenigen, welcher einen Anderen auf deffen Verlangen 
a Erfüllung feiner Verpflichtung zum Dienfte untauglich 
mad. - = 
EM. St. G. 3. 88 81, 82. 


Art. 12. Wer in der Abficht, fich der Erfüllung feiner 
Derpflichtung zum Dienft ganz oder theilmeife zu entziehen, 
ein auf Täuſchung berechnete Mittel anwendet, wird mit 
Arreft, oder mit Gefängniß oder Feſtungshaft bi zu fünf 
Jahren beftraft, nach Umftänden unter gleichzeitiger Verſetzung 
in die zweite Klaffe des Soldatenjtandes. BE 

Gleiche Strafe trifft den Theilnehmer. 

M. St. G. B. 8 8. 


i. Art. 13. Die Feigheit ift file den Soldaten bejonders 

ſchimpflich und erniedrigend; niemals darf er fich durch Furcht 

vor perjönlicher Gefahr von der Erfüllung feiner Berufs⸗ 

pflichten abwendig machen lafjen. nn 
M. St. G. B. 88 84—88, vgl. ebenda 8 49 Abf. 1, 


Art. 14. Wer während des Gefecht? aus Feigheit Die 
Flucht ergreift oder die Kameraden durch Worte oder Zeichen 
zur Flucht verleitet, wird mit dem Tode bejtraft. 

M. St. ©. 3. 8 84 wo „und die Kameraden“ fteht. 


Art. 15. Wer fonft aus Feigheit vor dem Feinde flieht, 
bei dem Bormarjch zum Gefecht, während des Gefecht oder 
auf dem Rückzuge von feinem Zruppentheile heimlich zurüd- 
bleibt, von demfelben fich wegſchleicht oder verftedt hält, feine 
Vaffen oder Munition wegwirft oder im Stich läßt, oder ſein 
Pferd oder ſeine Saffen unbrauchbar macht, oder durch Vor⸗ 
Ihüßen einer Verwundung oder eines Leidens, oder durch .ab- 
fichtlih veranlaßte Trunfenheit dem Gefechte oder vor dem 
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Feinde einer fonftigen, mit Gefahr. fir feine Perſon ver- 
bundenen Dienftleiftung fich zu entziehen fucht, wird mit Sch 
haus, nad) Umftänden bis zu Iebenslänglicher Dauer, beitraft. 

Wer außerdem eine feiner militärifchen Dienftpflichten 
aus Beſorgniß vor perfünlicher Gefahr verlett, wird mit 
Arreft, oder mit Gefängniß oder Feſtungshaft bis zu drei 
Jahren beſtraft, nach Umſtänden unter gleichzeitiger Verſetzung 
in die zweite Klaſſe des Soldatenſtandes. | 

M. St. G. B. 88 11, 85—88. | 


Art. 16. Der Gemeine muß jedem Offizier und Unter- 
offizier, und der Unteroffizier jedem Offizier, fowohl von dem 
Zruppentheile, bei welchem er dient, als von jedem anderen 
Truppentheile des Heeres oder, der Kaiferlichen Marine, 
Achtung und Gehorfam bemweifen und ihren Befehlen pünktlich 
Folge leiften. | 

M. St. ©; 8. 88 80—118. Ä oo. 

Art. 17. Achtungswidriges Benehmen gegen. den Vor⸗ 
geſetzten wird mit Arreft, in fchmwereren Fällen, insbeſondere 
wenn die That unter dem Gewehr oder vor verfammelter 
Mannfchaft begangen ift, mit firengem Arreft nicht unter 
vierzehn Tagen, oder mit Gefängniß oder Feſtungshaft bis zu 
drei Jahren; Beleidigung des Vorgefegten oder im Dienftrang 
Höheren aber mit Arreft, oder mit Gefängniß oder. Feftungs- 

aft bis zu fünf Jahren beitraft. 

M. St. G. B. 8812, 89, 91. 

Art. 18. Ungehorſam gegen einen Dienſtbefehl, ſowie 
Belügen des Vorgeſetzten auf Befragen in dienſtlichen Ange- 
legenheiten wird mit Arreſt beſtraft. Wird durch den Unge— 
horſam ein erheblicher Nachtheil verurfacht, ſo tritt ftrenger 
Arreft nicht unter WR Tagen, oder Gefängniß oder 
Feſtungshaft bis zu zehn Jahren, im Felde von Einem Jahre 
bis zu lebenslänglicher Dauer ein. 2 

M. St. G. B. 889, 10, WM, 92, 9. 


Art. 19. Wer den Gehorjam Fe verweigert, 
oder feinen Angeporfam font durch Worte, Geberden oder 
Handlungen zu erfennen giebt, ſowie derjenige, ‚der den Vor⸗ 
gejegten über einen von ihm erhaltenen Dienftbefehl. oder Ver- 
weis zur Rede ftellt, oder auf wiederholt erhaltenen Befehl in. 
Dienftjachen im Ungehorfam beharrt, wird mit ftrengem Arreft 
nicht unter vierzehn Tagen, oder mit Gefängmiß oder eltungs- 
haft bis zu drei Jahren beitraft. Sit eine ſolche Handlung 
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vor dem Feinde begangen, jo tritt Gefängniß oder Feſtungs⸗ 
haft nicht unter zehn Jahren bis zu lebenslänglicher Dauer 
oder Todesſtrafe ein. 

M. St. G. B. 88 11, 94, 9. 


Art. 20. Wer es unternimmt, einen Vorgeſetzten mittelſt 
Gewalt oder Drohung an der Ausführung eines Dienſtbefehls 
zu hindern, oder zur Vornahme oder Unterlaſſung einer Dienſt⸗ 
handlung zu nöthigen, wird wegen Widerſetzung mit Gefängniß 
oder Feſtungshaft von ſechs Monaten bis zu zehn Jahren, im 
Felde mit Gefängniß nicht unter zwei Jahren beſtraft. Die— 
jelbe Strafe tritt ein, wenn die tens gegen die zur 
Unterftügung des Vorgeſetzten befehligten oder zugezogenen 
Mannfchaften begangen wird. 


M. St. G. B. 889, 10, 96. 


Art. 21. Wer ſich einem Vorgeſetzten thätlich widerſetzt 
oder einen thätlichen Angriff gegen ihn unternimmt, wird mit 
Gefängniß oder Feſtungshaft nicht unter drei Jahren, in 
ſchwereren Fällen aber mit Gefängniß oder Feſtungshaft oder 
Zuchthaus nicht unter fünf Jahren beſtraft. Iſt die Thätlich— 
feit im Felde verübt, und zwar während des Dienftes, fo tritt 
ZTodesftrafe, wenn fie außer Dienft verübt ift, Gefängniß oder 
Feſtungshaft nicht unter zehn Jahren bis zu lebenslänglicher 
Dauer ein. | 

Auch ift jeder Vorgeſetzte berechtigt, um einen thätlichen 
Angriff des Untergebenen abzuwehren oder um. feinen Befehlen 
in äußerjter Noth oder dringendfter Gefahr Gehorſam zu ver: 
Ihaffen, die Waffe gegen den Untergebenen zu gebrauden. 

M. St. G. B. 889, 10, 97, 124. 


Art. 22. Glaubt der Soldat wegen nicht richtigen Em- 
pfanges defjen, was ihm gebührt, wegen unwürdiger Behand- 
lung oder aus einem anderen Grunde zu einer Befchwerde 
Veranlaffung zu haben, fo ift er dennoch verbunden, feine 
Dienftobliegenheiten unweigerlich zu erfüllen, und darf weder 
jeine Kameraden auffordern, gemeinschaftlich mit ihm Beſchwerde 
zu führen, noch fonft Mißmuth unter ihnen zu. erregen over fie 
aufzumwiegeln fuchen. Auch darf der Soldat niemals. während 
oder unmittelbar nach Beendigung des Dienftes, fondern erft 
am folgenden Tage feine. Bejchwerde anbringen. ‘Dagegen 
fann er aber fich verfichert ‚halten, daß feiner Beſchwerde, in- 
jofern- fie begründet ift, abgeholfen werden wird. - 
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1. Die vorftehende Fafſung beruht der A. K. O. vom 14. i 
189 (A. V. ar 35 Hung ht auf Sun 
2. M. St. G. B. 81592; B. O. Iw IL 


Art. 23. Wer wider beſſeres Wiſſen eine auf unwahre 
Behanptungen geftüßte Befchwerde anbringt, wird mit Arreft, 
ober I Gefängniß oder Feſtungshaft bis zu Einem Jahre 

eſtraft. 

— Wer leichtfertig auf unwahre Behauptungen geſtützte Be⸗ 
ſchwerden, oder wer eine Beſchwerde unter Abweichung von dem 
vorgeſchriebenen Dienſtwege anbringt, wird mit Arreſt beſtraft. 

M. St. G. B. 8 152; D. St. O. 8 53 Abſ. 2; B. O. IIA7, LıBA4, 
B. O. III 6, IIm 8. 


Art. 24. Wer es unternimmt, Mißvergnügen in Be— 
ziehung auf den Dienſt unter ſeinen Kameraden zu erregen, 
wird mit Arreſt, Gefängniß oder Feſtungshaft bis zu fünf 
Jahren beitraft. 

M. St. G. B. 8 102. 

Art. 25. Wer feine Kameraden auffordert oder anreizt, 
gemeinschaftlich entweder dem Vorgeſetzten den Gehorfam zu 
verweigern, oder fich ihm zu widerſetzen, oder eine Thätlichkeit _ 
gegen ihn zu.begehen, wird wegen Aufwiegelung mit Gefängniß 
nicht unter fünf Jahren, in fehwereren Fällen nicht unter zehn 
Fahren, im Felde bis zu lebenslänglicher Dauer beitraft. 

M. St. G. B. 88 9, 10, 100. 


Art. 26. DVerabreden zwei oder Mehrere eine gemein: 
Ihaftliche Verweigerung des Gehorſams oder eine gemeinfchaft- 
liche Widerfegung oder Thätlichkeit gegen den Vorgefetten, fo 
machen fie der Meeuterei fich fchuldig und werden mit der für 
die derabredete Handlung gejeglich angedrohten Strafe in er- 
höhten Maße beftraf. 

Wer von einer Meuterei, welche zu feiner Kenntniß ge⸗ 
langt, feinem Vorgeſetzten nicht fogleih Anzeige macht, hat, 
wenn die verabredete Handlung begangen worden ijt,. Arreſt 
oder Gefängniß oder Feſtungshaft bis zu drei Jahren zu 
gewärtigen. | 

M. St. G. B. 88 53, 103—108. 


Art. 27. Wenn zwei oder Mehrere ſich zuſammenrotten 
und :mit vereinten Kräften es unternehmen, dem Vorgeſetzten 
den Gehorjam zu verweigern; fich ihm zu widerjegen oder eine 
Thätlichkeit gegen ihn zu begehen, jo werden dieſelben wegen 
militärischen Aufruhrs neben Verjetung. in die zweite Klaſſe 

14* 
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des Soldatenftandes mit Gefängniß nicht unter fünf Jahren, 
im Felde nicht unter zehn Jahren beſtraft. Die Rädelsführer 
und Anſtifter eines militäriſchen Aufruhrs, ſowie diejenigen, 
welche unter den Aufrührern den höchſten Dienſtrang ein- 
nehmen, oder welche, perſönlich von dem Vorgeſetzten zum Ge- 
horfam aufgefordert, diefen durch Wort oder hat verweigern, 
oder welche eine Gewaltthätigfeit gegen den Vorgejetten be- 
eben, werden mit Zuchthaus von fünf Jahren bis zu lebens- 
änglicher Dauer, und wenn der Aufruhr im Felde begangen 
wird, mit dem Tode beitraft. | 5 

Wird der militärische Aufruhr vor dem Feinde begangen, 
jo tritt gegen fänmtliche Betheiligte die Todesſtrafe ein: 
M. St. G. B. 889, 10, 11, 106-110. 


- Art. 28. Wer gegen eine militäriihe Wade die ihr 
ſchuldige Achtung verlett oder einer Beleidigung, eines Unge- 
horſams, einer Widerfegung oder einer Thätlichkeit fich ſchuldig 
macht, wird ebenfo beftraft, als wenn er die Handlung gegen 
einen Vorgefetten begangen hätte. 

Als militärische he find anzufehen: alle zum Wacht: 
oder militärifchen Sicherheitspienft befehligten Perfonen des 
Solvatenftandes mit Einſchluß der Feldgendarmen, welche in 
Ausübung dieſes Dienftes begriffen und als folche äußerlich 
erfennbar find. 

M. St. G. B. 88 89ff., 111. 


Art. 29. Wer zur Berathung über militäriſche Ange— 
legenheiten, Einrichtungen oder Befehle ohne en Ge⸗ 
nehmigung eine Verſammlung von Perſonen des Soldatenſtandes 
veranſtaltet, ingleichen wer zu einer gemeinſamen Vorſtellung 
der Beſchwerde über ſolche Angelegenheiten, Einrichtungen oder 
Befehle Unterſchriften ſammelt, wird mit Arreſt, oder mit Ge⸗ 
fängniß oder Jeſtungs aft bis zu drei Jahren, die an einer 
ſolchen Verſammlung, Vorſtellung oder Beſchwerde Betheiligten 
aber werden mit Arreſt, oder mit Gefängniß oder Feſtungshaft 
bis zu ſechs Monaten beſtraft. 

M. St. G. B. 8 101. 


Art. 30. Eigenmächtiges Beutemachen iſt dem Soldaten 
verboten. Uebertretungen dieſes Verbots werden mit Arreſt, 
oder mit Gefängniß oder Feſtungshaft bis zu drei Jahren, 
nach Umſtänden unter gleichzeitiger Verſetzung in die zweite 
Klaſſe des Soldatenſtandes beſtraft. | 

M. St. G. B. 8128 Abſ. 1. 


Art. 31—35. Vom 31. Oftober 1872. >13 


Art. 31. Habe und. Gut der Bewohner des feindlichen 
Landes fteht unter dem bejonderen Schute des Geſetzes, ebenjo 
das Eigenthum der Berwundeten, Kranken und Kriegögefangenen, 
ſowie die Habe von gebliebenen Angehörigen der deutſchen 
oder verbündeten Truppen. | 

M. St. G. B. 88188 ff. 


Art. 32. Wer im Felde in der Abſicht rechtswidriger 
Zueignung eine Sache der Landeseinwohner offen wegnimmit 
oder denfelben abnöthigt,. oder des eigenen Vortheils wegen 
unbefugt Wequifitionen vorninmnt, wird wegen Plinderung 
mit Verſetzung in die zweite Klaſſe des Soldatenſtandes un 
Gefängniß bis zu fünf Jahren, in ſchwereren Fällen mit 
Zuchthaus von zehn Jahren bis zu lebenslänglicher Dauer 
oder mit dem Tode beſtraft. 

Als Plünderung iſt es nicht anzuſehen, wenn die Ans 
eignung nur auf Lebensmittel, Heilmittel, Bekleidungsgegen⸗ 
ftände, Feuerungsmittel, Fourage oder Transportmittel ſich 
erftredt und nicht außer Verhältniß zu dem vorhandenen Be— 
dürfniſſe ſteht. | . 


M. St. G. B. 889, 10, 129—131, 133. 


Art. 33. Boshafte oder muthwillige Verheerung oder 
Vermüftung fremder Sachen im Felde wird mit Arreft, oder 
mit Gefängniß oder Feitungshaft bis zu zwei Jahren, in 
jchwereren Fällen ebenfo wie Plünderung beftraft. 

M. St. G. 8. 88 9, 10, 131, 132. 


Art. 34. Wer im Felde als Nachzügler Bevrüdungen 
gegen die Landesbewohner begeht, wird wegen Marodirens 
nit Gefängniß von ſechs Monaten bis zu fünf Jahren beftraft,, 
nach Umſtänden unter gleichzeitiger Verfegung in die zweite 
Klaſſe des Soldatenftandes. 

In ſchwereren Fällen tritt Zuchthausſtrafe bis zu zehn 
Jahren ein. i 

M. St. G. B. 889, 10, 186. 


Art. 35. Wer im Felde in der Abſicht rechtswidriger: 
Zueignung einem auf dem Kampfplag gebliebenen Angehörigen 
der deutjchen oder verbündeten Truppen eine Sache abnimmt: 
oder einen Kranken oder Verwundeten auf dem Kampfplatze, 
auf dem Marfche, auf den Transporte oder im Lazareth, oder 
einem feinem Schuße anvertrauten Kriegsgefangenen eine Sache: 
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wegnimmt oder abnöthigt, wird mit Zuchthaus bis zu zehn 
Jahren beitraft. | nn 


M. St. G. B. 889, 10, 184. 


Art. 36. Der Soldat darf ſeine Waffen nur in Erfüllung 
ſeines Berufes oder in rechtmäßiger Selbſtvertheidigung ge— 
brauchen. Wer rechtswidrig von ſeiner Waffe Gebrauch macht 
oder einen Untergebenen zum rechtswidrigen Waffengebrauch 
auffordert, wird vorbehaltlich der etwa geſetzlich verwirkten 
höheren Strafe mit Gefängniß oder Feſtungshaft bis zu Einem 
Jahre beſtraft. 

M. St. G. B. 8 149. 


Art. 37. Der Soldat ſoll feine Waffen und Montirungs⸗ 
ftüce in gutem Stande erhalten und zur Erlangung der Kriegs- 
tüchtigfeit unausgeſetzt fich bemühen, den Gebrauch der Waffen 
ganz und vollitändig kennen zu lernen. 


Art. 38. Wer feine Waffen oder Montirungsftücde oder 
einen anderen Dienftgegenftand vorſätzlich bejchädigt, zerſtört 
oder preißgiebt, wird mit Arreft, oder mit Gefängnis oder 
Seftungähaft bis zu zwei Jahren beftraft, in fchwereren Fällen 
unter gleichzeitiger Verjegung in die zweite Klaſſe des 
Soldatenftandes. 

M. St. G. B. 8 137. 


Art. 39. Wer durch unborfigtige Behandlung von Waffen 
oder Munition einen Menſchen Törperlich verlett, wird mit 
Arreft, oder mit Gefängnig oder Feſtungshaft bis zu Drei 
ahren, und wenn der Tod eines Menfchen verurfacht worden 
iſt, mit Gefängniß oder Feſtungshaft bis zu fünf Jahren 
beitraft. | 
M. St. G. B. 8 148. 


Art. 40. Der Soldat hat mit Rückſicht auf ſeine be— 
ſonderen Standespflichten über Dienſtangelegenheiten die 
nöthige Verſchwiegenheit zu beobachten. Bei allen nen 
—— und Ausſagen ſoll er ſich der ſtrengſten Wahrheit 

efleißigen. 

Wer abſichtlich Rapporte, dienſtliche Meldungen oder 
dienſtliche Berichte unrichtig abſtattet oder ſolche wiſſentlich 
weiter befördert, wird mit Gefängniß nicht unter ſechs Monaten 
bis zu drei Jahren und mit Verſetzung in die zweite Klaſſe 
des Soldatenſtandes beſtraft. 
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Auch dann, wenn eine foldhe Handlung aus Fahrläffigkeit 
begangen wird, tritt Strafe ein. 
M. St. G. B. 8 139. 


Art. 41. Der Soldat darf niemals, ſei es durch Ausſicht 
auf äußere Vortheile oder durch irgend einen anderen Grund, 
bei Ausrichtung des Dienſtes ſich zu Pflichtwidrigkeiten ver⸗ 
leiten laſſen. Wer für eine Handlung, die eine Verletzung 
einer Dienſtpflicht enthält, Geſchenke oder andere Vortheile 
annimmt, fordert oder fich verfprechen läßt, hat Zuchthaus bis 
zu fünf Jahren zu gemwärtigen. 

M. St. G. B. 8 140. 

Art. 42. Wer die Wache, oder bei einem Kommando oder 
auf dem Marſche ſeinen Platz eigenmächtig verläßt, wird mit 
Arreſt beſtraft, im Felde tritt mittlerer oder ſtrenger Arreſt 
oder Gefängniß bis zu ſechs Monaten ein. Geſchieht dies 
von dem Befehlshaber einer militäriſchen Wache, eines Kom- 
mandes oder einer Abtheilung, jo hat derjelbe mittleren oder 
ſtrengen Arreft nicht unter pierzeu Tagen, oder Gefängniß 
bis zu drei Jahren, im Felde Gefängniß nicht unter drei 
Jahren, und wenn dies vor dem Feinde geſchehen IK die 
Todesſtrafe verwirtt. Gleiche Strafe trifft einen folchen 
Befehlshaber, welcher fonft in ſchuldhafter Weife zur Aus- 
richtung des ihm obliegenden Dienftes fih außer Stand fett 
oder den ihm in Bezug auf feinen Dienft ertheilten Vorjchriften 
entgegenhandelt. 

M. St. G. B. 839, 10, 11, 141, 146; G. D. V. 5 14. 


Art. 43. Den Schilowachen und Poften if, wenn nicht 
ein Anderes ausdrüdlich beſtimmt wird, verboten, fich nieder- 
zufegen oder niederzulegen, daS Gewehr aus der Hand zu 
laffen, Tabak zu rauchen, zu fchlafen, über die Grenze ihres 
Boftens Hinauszugehen, denjelbden vor erfolgter Ablöfung zu 
verlaffen oder ſonſt ihre Dienftinftruftion zu übertreten. 

Wer als Schildwache oder Poſten in fchuldhafter Weife 
fi) außer Stand fett, den ihm obliegenden Dienft zu verjehen, 
oder eigenmächtig feinen Poften verläßt, oder jonjt den ihm 
in Bezug auf jenen Dienft ertheilten Vorjchriften zumider- 
handelt, wird mit mittlerem oder ftrengem Arreft nicht unter 
vierzehn Tagen, oder mit Gefängniß oder Feſtungshaft von 
drei bis zu fünfzehn fahren, vor dem Feinde von zehn 
Jahren bis zu lebenglänglicher Dauer oder mit dem Tode 

aft. 

St. G. B. 88 111, 141; G. D. V. 820. 
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Art. 44. ‚Wer als Befehlshaber einer militäriſchen 
Wache, eines Kommandos oder einer Abtheilung, oder wer 
als Schildwache oder Poften eine ftrafbare Handlung, welche 
er. verhindern. fonnte oder zu verhindern dienſtlich verpflichtet 
war, wiffentlich begehen läßt, wird ebenfo beftraft, als ob er 
die Handlung jelbit begangen hätte. 

M. St. G. B. 8143 wo „und zu verhindern” ſteht. 


Art. 45. Wer einen ihm zur Beauffichtigung, Beglei- 
tung oder Bewachung anvertrauten Gefangenen vorjäglich ent- 
weichen läßt oder deſſen Befreiung vorſätzlich bewirkt over 
befördert, wird mit mittlerem oder ftrengem Arreſt nicht unter 
vierzehn Tagen oder mit Gefängniß oder Feſtungshaft bis zu 
fünf Jahren beftraft, nach Umständen tritt neben der Gefängniß- 
itrafe Verfegung in die zweite Klaſſe des Sofvatenftandes ein. 

- Gleiche Strafe trifft denjenigen, welcher eine von feinem 
Borgefetten ihm befohlene oder ibm dienſtlich obliegende Ver⸗ 
haftung vorſätzlich nicht zur Ausführung bringt. 

Kt die Entweichung des Gefangenen nur durch Fahr⸗ 
läſſigkeit befördert und erleichtert worden, oder if die Berhaftung 
nur aus Fahrläffigkeit unterblieben, fo tritt Arreſt oder Ger 
fängnig oder Feſtungshaft big zu ſechs Monaten ein. 

M. St. G. B. 8 144. 


Art. 46. Der Soldat darf in Kampf, Noth und Gefahr 
ſeine Kameraden nicht verlaſſen, muß ihnen nach allen Kräften 
ülfe leiſten, wenn ſie in erlaubten Dingen ſeines Beiſtandes 
edürfen, und ſoll mit ihnen in Eintracht‘ leben. 
Schlägereien der Soldaten untereinander und Beleidi⸗ 
gungen, durch welche die militärifche Zucht und Ordnung ges 
jtört wird, werden nachdrüdlich beitraft. Ä 
IRS.G.B. 88 188ff, 88 28ff. 


Art. 47. Wer irgend eine Dienſtgewalt über Andere 
auszuüben hat, ſoll durch ruhiges, ernſtes und geſetztes Be— 
nehmen die Achtung und das Vertrauen ſeiner Untergebenen 
ſich zu erwerben ſuchen. Er darf daher den Untergebenen den 
Dienſt nicht unnöthig erſchweren und von denſelben nur ſolche 
Geſchäfte und Leiſtungen fordern, welche der Dienſt mit ſich 
bringt. Wer dieſelben vorſchriftswidrig behandelt, beleidigt 
oder gar mißhandelt, oder wer feine Dienſtgewalt dazu miß— 
braucht, um: auf Koften feiner Untergebenen fich Vortheile zu 
verichaffen, wird nachdrücklich reſp. nad) den Geſetzen beitraft. 

M. St. G. B. 88 114, 121, 192. J 
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Art. 48. Der Soldat foll ein ordentliches Leben führen 
und darf weder Schulden machen, noch der Trunfenheit, dem 
Spiel oder anderen Ausſchweifungen fich ergeben. Auch muß 
er vom Bapfenftreih bis zur Reveille in feinem Quartier fein, 
wenn er nicht im Dienfte fich befindet oder von feinem Vor— 
gejegten Erlaubniß erhalten hat, ich anderswo aufzuhalten. 
Zuwiderhandlungen werden beftraft. 

Bei ftrafbaren Handlungen gegen die Pflichten der mili- 
tärifchen Unterordnung, ſowie bei allen in Ausübung des 
Dienſtes begangenen ftrafbaren Handlungen bildet die felbft- 
verfchuldete Zrumfenheit des Thäters feinen Strafmilderung$- 
grund. 

M. St. G. B. 849 Abſ. 2. 


Art. 49. Wer im Dienſt oder nachdem er zum Dienſt 
befehue worden, durch Trunkenheit zur Ausführung ſeiner 
Dienſtverrichtung ſich untauglich macht, wird mit mittlerem 
oder ſtrengem Arreſt oder mit Gefängniß oder Feſtungshaft 
bis zu Einem Jahre beſtraft. 

M. St. G. B. 8 151. 


Art. 50. Wer bei Ausübung des Dienſtes oder unter 
Verletzung eines militäriſchen Dienſtverhältniſſes eines Dieb— 
ſtahls oder einer Unterſchlagung an Sachen ſich ſchuldig macht, 
welche vermöge des Dienſtes oder jenes Verhältniſſes ihm 
zugänglich oder anvertraut ſind, hat mittleren oder ſtrengen 
Arreſt nicht unter vierzehn Tagen oder Gefängniß bis zu fünf 
Jahren zu gewärtigen, unter Umſtänden neben gleichzeitiger 
Verſetzung in die zweite Klaſſe des Soldatenſtandes und Ab⸗ 
erkennung der bürgerlichen Ehrenrechte. 

Gleiche Strafen treffen denjenigen, welcher einen Diebſtahl 
oder eine Unterſchlagung gegen einen Vorgeſetzten oder einen 
Kameraden oder gegen ſeinen Quartierwirth oder eine zu deſſen 
Hausſtand gehörige Perſon begeht. 

M. St. G. B. 8 138. 


Art. 51. Der Soldat, der einem Kameraden Eßwaaren, 
Getränfe, Tabak oder Gegenftände zum Neinigen oder 
zum Ausbeſſern von Montirungs- oder Armaturftüden, wenn 
‚auch nur von unbedeutendem Werthe oder in geringer Menge 
und zum: alSbaldigen eigenen Gebrauch entwendet oder ver- 
untreut, wird nachdrücklich beftraft. 

R. St. G. B. 8370 Nr. 6. 
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Art. 52. Die in den Militär-Strafgefegen für militä- 
rifche Verbrechen oder Vergehen im Felde ertheilten Vorſchriften 
finden auch in Friedenszeiten Anwendung, wenn bei außer- 
ordentlichen Ereigniſſen der befegligende Offizier dienjtlich bat 
befannt machen lafjen, daß dieſe Vorfchriften für die Dauer 
des eingetretenen außerordentlichen Zuftandes auf feine Unter- 
gebenen zur Anwendung kommen. 

M. St. G. B. 89 Nr. 2 und 8, Anm. 8, 4 und 8 10. 


Art. 53. Während der Soldat, welcher feine Pflichten 
verlegt, Strafe zu gewärtigen hat, darf dagegen jeder redht- 
Ichaffene, unverzagte und ehrliebende Soldat der Anerkennung 
und des bejonderen Wohlwollens feiner Vorgeſetzten fich ver- 
fihert halten. 


Art. 54. Dem Soldaten fteht nah) Maßgabe feiner 
Fähigkeiten und Kenntniſſe der Weg zu den höheren und ſelbſt 
zu den höchſten Stellen im Heere offen. 

Derjenige, der fich dur Tapferkeit und Muth hervorthut, 
wird fich aller Auszeichnungen zu erfreuen haben, welche zur 
Belohnung für Tapferkeit im Kriege beftimmt find. Desgleichen 
bat derjenige, welcher infolge von vor dem Feinde erhaltenen 
Wunden bienftunfähig wird oder fonft im Dienft zu Schaden 
fommt, oder wer nach längerer vorwurfsfreier ‘Dienftzeit * 
veſchwerden des Dienſtes nicht mehr zu ertra agen vermag, 
jeine treu „gerelieten Dienfte die verdiente Belohnung a 
ehrenvolle Auszeichnungen, ſowie durch Anftellung im Civil- 
dienft nach den darüber beftehenden Vorfchriften zu gewärtigen. 


Art. 55. Von dem Ehr- und Pflichtgefühl der Soldaten 
wird dagegen erwartet, daß fie fort und fort ihre Pflichten 
treu und gewiffenhaft erfüllen, durch ehrenhafte Führung in 
und außer dem Dienfte ein Mujter ordentlichen und recht- 
Schaffenen Lebens geben und nach Kräften vazu beitragen 
werden, den guten Ruf des Heeres im In- und Auslande zu 
bewahren. 


Berlin, den 31. Oktober 1872. 


(L. 8.) Wilhelm. 
Oraf v. Roon. 


IV. 


Allerhöchte Verordnung 
über die 
Hiszipfinar-Htrafordnung für das Heer. 


Bom 31. Oktober 1872. 


———— er 


RS 


Die beifolgende, von der hierzu von Mir berufenen 
Immediat-Kommiſſion entworfene Disziplinar-Strafordnung 
für das Heer habe Ich heute vollzogen und beauftrage Sie, 
behufs Belanntmachung derjelben die erforderlichen Anordnungen 
zu treffen. Zugleich beftimme Ich, daß, wenn gegen einen 
Regimentsfommandeur oder einen höheren Befehlshaber im 
Disziplinarwege Arreft verhängt wird, Mir davon in jedem 
einzelnen Falle fofort Meldung gemacht werden fol. Sie 
haben auch wegen Pubtifation diefer Meiner Ordre das Weitere 
zu veranlaffen. 


Berlin, den 31. Oftober 1872. 


Wilhelm. 
Graf v. Roon. 


An den Kriegsminiſter. 


€. ©. 


Erſter Abſchnitt. 
Umfang der Disziplinarſtrafgewalt. 
81. Der Disziplinarbeftrafung unterliegen: 


1. Handlungen gegen die militärische Zucht und Ordnun 


und gegen die Dienftoorfchriften, für welche die Militär: 
gefege Keine Strafbeitimmungen enthalten; 


2. diejenigen militärifchen Vergehen, deren DBeftrafung im 


Disziplinarwege in leichteren Fällen durch das Einfüh- 
rungsgejeß zum Dit traigelegbuche für das Deutfche 
Reich vom 20. Juni 1872 8 3 ausdrüdlich geftattet ift.*) 
1. Zuſtand gleit 353 Gntfheldung, ob ein leichterer Fall vorliegt. 


3.M. St 
2. Das unbefugte Trag en von Gefreitenknöpfen kann gemäß D. St. O. 


81 Nr. 1 nur ——— beſtraft werden. 


Das unbehigie Tragen der Wilitärkofarde von Mannichaften der 


zweiten Klaſſe des Solvatenftandes Tann, wenn ein ausdrückliches 
Derbot vorausgegangen, nach M. St. ©. B. 8 92 gerichtlich, in leichteren 
Fällen disziplinariſch beftraft werden. 


Dieje Abzeichen find als ein „Amtszeichen” im Sinne des R. St. ©. 3. 


8 360 Nr. 8 nicht anzujehen. 


KM. vom 31. Mai 1889; Gen. Aud. vom 18. März 1882. 


*) Diefe militärifchen Vergehen find: 


. Eigenmäcdtige Entfernung und eigenmädtige Urlaubsüberfchreitung, 


wenn die unerlaubte Abweſenheit hochtens ſieben Tage, im Felde 
höchſtens drei Tage gedauert hat. 


Verletzung der dem Vorgeſetzten —* Achtung im Dienſte oder 


in Beziehung auf eine Dienſthandlung, einſchließlich der lauten 
aelönerbefü rung oder der Widerrede gegen einen Verweis. 8 89 


8. beiten 8.00. Borgefegten auf Befragen in bienftlihen Angelegen- 
. Beleidigung eines Borgejegten oder im Dienftrange Höheren, wenn 


diefelbe nicht eine verleumderifche oder nicht durch Verbreitung 


| me Schriften, Darftelungen oder Abbildungen begangen iſt. 8 91 
Uniehörfem gegen einen Befehl in Dienſtſachen durd) Nichtbefolgung 


oder durch eigenmächtige Abänderung oder Ueberſchreitung desjelben 
(8 92), wenn nicht durch den Ungehorfam ein erheblicher Nachtheil 
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82. Der Disziplinarftrafgewalt find unterworfen: 

1. alle zum Heere gehörenden Militärperfonen; 

2. die Offiziere & la suite, wenn und infofange fie zu vor: 
übergehender Dienftleiftung zugelaffen find, ſowie in 
Bezug auf foldhe disziplinariſch ftrafbare en 
gegen die militärifche Unterordnung, welche begeben, 
während fie die Militäruniform tragen; 


3. alle Perfonen, welche während eines Krieges ſich in irgend 
einem Dienft- oder DVertragsverhältniffe bei dem krieg⸗ 
führenden derte befinden, oder ſonſt ſich bei demſelben 
aufhalten oder ihm folgen; 


4 die Kriegsgefangenen. 


1. Offiziere von der Armee ohne Dienſtſtellung find in disziplinarer 
Beziefung dem Generalfoınmando unterftellt, in deſſen Bezirk fie wohnen. 
A. K. O. vom 12. April 1884. 

2. Eine nachträgliche aid von Mannschaften, welche al3 Ganz: 
invalive aus allen — en entlaſſen ſind, iſt rechtlich aus⸗ 
geſchloſſen. K. M. vom 27. Mai 1889 

3. Militärperſonen, welche im Intereſſe ihrer Civilperſorgung bei 
Sivilbehörden ommandirt oder beurlaubt find, bleiben in PDisziplinarer 
Ehe der Disziplinarftrafgewalt der Militärhehörden, welchen auch Die 

ouftrecung obliegt, unterworfen. 





ig sjadt oder die Gefahr eines erheblichen Nachtheils herbeigeführt 


6. 8 der Dienſtgewalt durch Borgen von Gelb ober Annahme 
| — (eflige chenken von einem Untergebenen ohne Vorwiſſen des gemeins 


en Borge geigten. 5 8 114. 
widrige Behandlung eines Untergebenen oder Beleidigung 
Sr wenn die Beleidigung nicht eine verleumderiſche ift. 
8. Serfägtice und — ung, Zerftörung oder Preis; 

gebung eines Di ndes. 
erletzung der Dienſtpflichten als — * einer milttärijchen 
Wache, eined Kommandos oder einer Abtheilung, oder als Schild⸗ 
mache oder als Poſten, durch eigenmächtiges Berlaffen feines Poſtens 
oder durch eine andere Handlung, welche entweder ihn außer Stand 
ſetzt, den ihm obliegenden Dienft zu verjehen, oder als ein Zuwider⸗ 
—5* egen die ihm in Bezug auf jenen Dienſt ertheilten Vor⸗ 
fe darftellt; infofern —* die Pflichtverlegung kein Nach⸗ 
theil verurſacht o ober im Selbe int die Gefahr eines erheblichen 

Nachtheils —— iſt. Fe: 
10.. Sic en der Wade ohne laubniß während bes Wachdienſtes. 


11. Berlaffen des angewieſenen AlapeR ame Erlaubniß bei einem 
Kommando oder auf dem Ma 8 146 

12. Trunkenheit im Dienſt, ſowie nach erfolgter Befehtign um Dienfte 

durch Trunkenheit veranlaßte Untauglichkeit zur —* 
Dienſtverrichtung. 8 151 
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des Beftraften über Strafantritt ift geboten, damit dieſe eine etwa erfor: 
derliche PBertretung oder einen. aus. dienftliher Rückſicht erwünſchten 
Auffhub der Vollſtreckung zu beantragen in der Lage fl. K. M. vom 
10. Oft. 1891. 


Eine rechtzeitige Mittheilung an die zunächſt vorgeſetzte Civilbehörde 


Zweiter Abſchnitt. 


Von der Disziplinarbeſtrafung der zum Soldatenſtande 
gehörenden Militärperfonen des aktiven Dienfiflaudes. 


I. Dissiplinarfirafen. 


53. . 9 
A. Für Offiziere. 
1. Verweis: 
a) einfacher, — ohne Zeugen oder im Beiſein eines Vor— 
geſetzten; 


b) förmlicher, — vor verſammeltem Offizierkorps; 
e) ſtrenger, — durch Parolebefehl, mit Eintragung der Ver— 
anlaſſung in die Parolebücher. 
2. Stubenarreſt bis zu vierzehn Tagen. 


B. Für Unteroffiziere. 
1. Verweis: 
a) einfacher, — im Beiſein eines Vorgeſetzten; 
b) förmlicher, — vor verſammelten Offizieren und Unter 
offizieren der Kompagnie, Esfadron oder Batterie; 
ec) ſtrenger, — durch Parolebefehl, mit Eintragung der Ber- 
anlafjung in die Parolebücher. 
2. Die Auferlegung gewilfer Dienftverrichtungen außer der 
Reihe, 3. B. Strafwaden. 
3. Arreitftrafen: 
a) Kafernen-, Quartier- oder gelinder Arreft bis zu vier 
Wochen; 
b) mittlerer Arreft bis zu drei Wochen. 
©. Für Gemeine, mit Einfchluß der Obergefreiten 
on und Gefreiten. 
1. Kleinere Disziplinarftrafen: | | 
a) die Auferlegung gewiſſer “Dienftverrichtungen. außer der 
Reihe, 3: B. Strafexrerziren, Strafwachen, Strafdienft in 


der Kaſerne, ven Ställen, den Montirungsfammern oder 
Kompendium über Militärrecht. 15 
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auf den Schießftänden, Erjcheinen zum Rapport oder zum 
| el in einem beftimmten Anzuge; 

b) die Entziehung. der freien Verfügung über die Löhnung 
und bie Ueberweiſung berfelben an einen linteroffizier 
zur Auszahlung in täglichen Raten bis auf die Dauer 
von vier Wochen; 

c) die Auferlegung der Verpflichtung, zu einer bejtimmten 
Zeit vor dem Bapfenftreich in die Kaſerne oder in das 
Uuartier zurüdzufehren, bis. auf die Dauer von bier 
Wochen. 

2. Arreititrafen: - 

a) Rafernen-, Quartier- oder gelinber Arreft bis zu vier 
Moden; 
mittlerer Arreft bis zu drei Wochen; 

R jtrenger Arreft bis zu vierzehn Tagen. 


Außerdem: 
3. für Obergefreite und Gefreite: 
die Entfernung von diefem Dienftgrade, und 
4. für Gemeine der zweiten Klafje des Soldatenftandes nad 
fruchtlojer Anwendung der vorjtehend erwähnten Strafen: 
die Einftellung in eine Arbeiterabtheilung. 


D. Für die Mitglieder des Sanitätsforp2. 


Nach Maßgabe ihres Militärranges die vorſtehend auf- 
geführten Strafen. 
1. 3u B. Nr. 2. Die Berhängung von Rapportftrafen gegen Unter: 
offiziere iſt unzuläſſig. A. K. O. vom 30. Nov. 1893 (N. 3. Bl. ©. 327). 
2. Auch Mannichaften. welche fich nicht in der zweiten Klaſſe Des 
Soldatenftandes befinden, fönnen in eine Arbeiterabtheilung eingeſtellt 
werden, wenn diejelben: 
a) auf Grund des 8 95 des R. St. 6. B. verurtheilt find, 
b) auf andere Weije in Handlungen oder Worten. eine ehrlofe und Die 
Mannszucht gefährdende Gefinnung bethätigen, oder 
e) vor ihrer Einftellung wegen Diebftahls, Bettelei oder Landſtreicherei 
wiederholte Beſtrafungen erlitten haben und ſich dauernd als un⸗ 
verbefjerlich erweilen. A. K. D. vom 8. Dezember 1887. Zurüd: 
verjegungen bei guter Führung find zuläſſig. K. M. vom 20. Juli 1888. 


8 4. Bloße Burechtweifungen oder Rügen find als Dis— 
ziplinarftrafen nicht anzufehen. 

Arreftitrafen dürfen nicht unter vierundzwanzig Stunden 
verhängt werden. 

Gegen Unteroffiziere, welche das Bortepee tragen, darf 
mittlerer Arreft nicht verhängt. werden. 
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II. aufändigkeit wur Derhängung don Pisziplinarftrafen. 
1. Der Mititärbefehlshaber. | 
A. Im Allgemeinen. 


85. Die Disziplinarftrafgemwalt jteht nur ſolchen Offizieren 
zu, denen der Befehl über eine Truppenabtheilung, über ein 
abgefondertes Kommando, über eine Militärbehörde, oder über 
eine militäriiche Anftalt, mit Verantwortlicfeit für die Dis- 
ziplin, übertragen ift, und erftredt ſich auf die Untergebenen 
dieſes Befehlsbereichs. 


1. Zur Verhängung von Disziplinarſtrafen iſt derjenige mit Dis— 


ziplinarſtrafgewalt verſehene Militärvorgeſetzte zuſtändig, unter deſſen Befehl 


ſich der Untergebene zur Zeit des Nothwendigwerdens ſeiner Beſtrafung 
befindet. K. M. vom 14. Aug. 1895. 

2. Vgl. 8 13 Anm. | 

8 6. Die Disziplinarftrafgemwalt ift nicht an den Dienft- 
grad, ſondern an die Dienftftellung gefnüpft und geht von 
ſelbſt at den Stellvertreter im Kommando, jofern ev Offizier 
iſt, über 

Der Stellvertreter des Landwehr⸗Bezirkskommandos hat 
jedoch, inſofern er Subalternoffizier iſt, nur die im 885 sub 2 
und 8 9 angegebenen Strafbefugniſſe. 


87. Diejenigen Offiziere, welche ſich nicht in einer der 
im 8 5 erwähnten vienftlihen Stellungen befinden, und die 
Unteroffiziere haben feine Disziplinarftrafgemalt. 

Indeſſen ift jeder Offizier und Unteroffizier berechtigt, die 

nach dem Dienftgrade oder dem Patent oder dem Dienftalter 

unter ihm ftehenden Perjonen des Soldatenftandes nöthigenfalls 
vorläufig zu verhaften oder ihre vorläufige Verhaftung zu be- 
wirken. Cine jolche Verhaftung aber muß von ihm fofort einem 
mit Disziplinaritrafgewalt verfehenen Vorgeſetzten des Ver— 
hafteten gemeldet werden. 

S 8, Jeder mit Disziplinarftrafgemwalt verjehene Befehls⸗ 
haber iſt berechtigt: 


1. gegen Offiziere einfache und förmliche Verweiſe, ſowie 

2. gegen Unteroffiziere und Gemeine die für dieſelben nach 
83B. 1, 2 und C.1 zuläſſigen Disziplinarſtrafen zu 
derhängen. 


B. Insbeſondere. 


8 9. Der Chef einer “ompagmie, Eskadron oder. Batterie 
ift berechtigt, außer den im 8 8 erwähnten Disziplinarftrafen 


15* 
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-1. gegen Unteroffiziere und Gemeine: 
Kafernen:, Quartier- oder gelinden Arreſt bis zu 
acht Tagen; 

2. gegen Unteroffiziere, die nicht das Portepee tragen, und 

gegen Gemeine: 

mittleren Arreſt bis zu fünf Tagen, und 

3. gegen Gemeine: 

ſttrengen Arreſt bis zu drei Tagen 

zu verhängen. 


8 10. Der Kommandeur eines nicht felbftändigen Ba- 
taillons bezw. einer folchen Artillerie-Abtheilung ift berechtigt, 
außer den im 8 8 erwähnten Disziplinarftrafen 

1. gegen Unteroffiziere und Genteine: 
Kajernen-, Unartier- oder gelinden Arreft bis zu vier- 
zehn Tagen; 
2. gegen Unteroffiziere, die nicht das Portepee tragen, und 
gegen Genteine: 
mittleren Arreſt bis zu zehn Tagen, und 
3. gegen Gemeine: 
ftrengen Arreſt bis zu fieben Tagen 
zu verhängen. 

Gegen die ihm untergebenen Offiziere darf derfelbe zwar 
Stubenarreft verhängen, muß jedoch hiervon fofort dem ihm 
vorgefegten Negimentsfommandeur zur Beitimmung der Dauer 
des Arrefte8 Meldung machen. 


8 11. Der Kommandeur eines Regiments oder felbjtän- 
digen Bataillong, der Landwehr-Bezirkskommandeur und jeder 
andere mit den gerichtSherrlichen Befugniffen eines Regiments- 
fommandeurs verfehene Befehlshaber ift berechtigt, außer den 
im 8 3 erwähnten Disziplinaritrafen 
1. gegen Offiziere: 
N jtrengen Verweis, 
b) Stubenarreft bis zu ſechs Tagen; 
2. gegen Unteroffiziere und Gemeine: 
Kafernen-, Quartier oder gelinden Arreft big zu vier 
Wocen; 
3. gegen Unteroffiziere, die nicht das Portepee tragen, und - 
gegen Gemeine: 
mittleren Arreft bis zu drei Wochen, und 
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4. gegen Gemeine: 
jtrengen Arreft bi zu vierzehn Tagen 
zu verhängen. 
Auch iſt derjelbe berechtigt: 
5. freie und Gefreite von diefem Dienftgrade zu ent- 
ernen 


8.12. Die detachirten Stabsoffiziere, Hauptleute und 
Rittmeiſter find berechtigt, außer den im 88 erwähnten Dis- 
ziplinaritrafen 

1. gegen Offiziere: 
ftrengen Verweis, 
b) Stubenarreft bis zu drei Tagen; 
2. gegen Unteroffiziere und Gemeine: 
Kaſernen-, Quartier- oder gelinden Arreft big zu vier- 
zehn Tagen; 
3. gegen Unteroffiziere, die nicht das Wortepee tragen, und 
gegen Gemeine: 
mittleren Arrejt bis zu zehn Tagen, umd 
4. gegen Genteine: 
jtrengen Arreft bis zu jieben Tagen 
zu verhängen. | 

Detachirte Subalternoffiziere haben in gleichem Umfange 
die Disziplinarjtrafgewalt über die ihnen untergebenen Unter- 
offiziere und Gemeinen. Gegen die ihnen untergebenen Offi⸗ 
ziere aber dürfen ſie Arreſtſtrafen nicht verhängen. 

Jede von einem detachirten Offizier über einen Offizier 
verhängte Disziplinarbeftrafung muß dem Vorgeſetzten des 
Letzteren angezeigt werden. 


8 13. Als detachirt find Truppenabtheilungen anzufehen, 
welche von ihrem nächithöheren Befehlshaber örtlich jo weit ge- 
trennt find, daß fie die täglichen Befehle desjelben nicht un- 
mittelbar empfangen fünnen, injofern fie nicht unter den Befehl 
eine anderen, die Stelle diefes PVorgefegten einnehmenden 
Befehlshabers getreten find. 

Die unter den Direftoren der technijchen Inſtitute ftehenden, örtlich 
von dieſen getrennten Abnahmekommandos ſind als detachirte Truppen⸗ 
abtheilungen nicht anzuſehen. Den Führern derſelben ſteht daher Dis— 
ziplinarſtrafgewalt nicht zu. Dieſelbe wird nad 3 16 Nr.5, 8 17, oder 
in Orten ohne Garnijon von dem zujtändigen Direktor des techniſchen 
Inſtituts ausgeübt. K. M. vom 13. April 1899. 

Ebenſo gelten die Verwalter der Filial⸗Artilleriedepots nicht als 
detachirte fiere und haben keine Disziplinarſtrafgewalt. K. M. vom 
14. Nov. 1890 
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2 tahre Seamerweste in beienderen ‚silen die gerichtsberrlichen 
"etanym tie vırea fommandtrennen (Senerals, io tteht ihnen auch die Dis⸗ 
Kprrartenlaemait nah Ar. 1 Diejes Paragraphen u IM. vom 
12. Yrary 1877. 

3. Befugniiz der fommandirenden Generale zur Cinftellung Ge: 
Hieiner, welehe ſich nicht in der zweiten Klaſſe des Soldatenftandes be- 
ineen, in «ine Arbeiterabtheilung vgl. Anm. 2 zu 8 3. 


15. Tie Zuftändigfeit der höheren Mititärbefehlshaber 
pom Bataillons- oder Abtheilungsfommandeur aufwärts zur 
Tilezsiplinarbeftrafung tritt ein, wenn die zur Disziplinar- 
beftefinng geeignete Handlung: 

I. unter Ihren Augen, oder 

2. gegen Ihre dienstliche Autorität, oder 

. von Weltitärperfonen verfchiedener Truppentheile ihres 
Vefehlobereichs begangen, oder 

4 Ibmen zur Entſcheidung oder zur Beitimmung der Strafe 
ſemeldet, oder 

don dem niederen Befehlshaber unbeftraft gelaffen ift. 


10, Die Jguſtändigkeit der Gouverneure und der Kom— 
mandänten Mitt gegen alle am Orte befindliche Offiziere und 
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Mannfchaften ein, wenn die zur Disziplinarbeftrafung geeignete 
Handlung: 


1. als Exzeß gegen die allgemeine Sicherheit, Ruhe und 
Ordnung zu betrachten, oder 

2. gegen eine bejondere, in Beziehung auf die Feftungs- 
werte und Vertheidigungsmittel bejtehende Anordnung, 
oder 

3. gegen eine von ihnen erlafjene militärpolizeiliche Vorſchrift, 
oder ſonſt gegen ihre dienstliche Autorität, ober 

4. im Wacht oder fonftigen Dienfte des pᷣlatzes oder 

5. von einem Offizier, Unteroffizier oder Gemeinen be— 
gangen iſt, von deren eigenen, mit Disziplinarſtrafgewalt 
verſehenen Vorgeſetzten Keiner in dienſtlicher Eigenſchaft 
am Orte iſt. 


In denjenigen Feſtungen, in welchen ſich neben dem 
Gouverneur ein Kommandant befindet, hat Letzterer die Dis— 
ziplinarſtrafbefugniß eines Regimentskommandeurs. 

Gleiche Befugniſſe hat der neben einem erſten Komman- 
danten in Feſtungen angeftellte zweite Kommandant. 

1. Die Faffung der Abfäge 2 und 3 ift zufolge ARD. vom 
20. uni 1878 (A. 3. Bl. ©. 145) eingetreten. 


2. Zu Nr. 3. Ermeifung einer falfchen Ehrenbezeugung ſeitens einer 
Militärperjon dem Gouverneur oder Kommandanten gegenüber ftellt fich 
nur dann als ein aus obiger Ziffer zu ahndendes Bergehen A wenn 
Fechuſaten oder Abſicht des Mannes nachgewieſen iſt. K. M. vom 

1. 


3. Zu Nr. 5. Gouverneure oder Kommandanten haben über die 
am Orte befindlichen Arbeiterabtheilungen und Feſtungsgefängniſſe Dis: 
siplinazftrofgemalt in Grenzen diejes Paragraphen. 

Wird in einer gerichtlichen Unterfuhung eine außerhalb Diejer 
Grenzen disziplinarifch zu ahndende Handlung eines Angehörigen obiger 
Anftalten ermittelt, jo bleibt die Beltrafung dem Disziplinarvorgejegten 
überlaffen. K. M. vom 3. März 1890 und 16. Juni 1891. . 


4. Bol. Anm. 2 zu $ 32. 


S 17. Die Zuftändigfeit der Garnifon- und Kantonne- 
mentsälteften und in größeren Lagern oder Biwaks der Lager- 
fommandanten tritt gegen alle am Orte befindliche Offiziere 
und Mannſchaften in den im $ 16 sub 3 ımd 5 genannten 
Fällen ein. 

Die genannten Militärbefehlshaber üben dieſe Disziplinar- 
ftrafgewalt in demfelben Umfange, wie über ihre eigenen Unter- 
gebenen aus. 

Wenn im Kriege Offiziere zu Rantonnements-, Etappen- 
oder Lagerfommandanten ernannt werden, . erſtreckt ſich ihre 
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Zuftändigfeit auch auf die un S 16 sub 1 ımd 4 genannten 
Fälle. 


1. Der Garniſonälteſte hat die Eigenſchaft eines dienftlihen Bor- 
gejegten allen Offizieren der Garnifon gegenüber. K. M. vom 3. Aug. 1894. 


2. Aus dem Wortlaut des Paragraphen ijt feine Berechtigung zu 
entnehmen, daß der Garnijonältefte Wachvergehen zu ahnden hat. K. M. 
vom 3. Nov. 1891. 


8 18. Für den Umfang der Disziplinarftrafgewalt der 
in den SS 9 bis 17 nicht ausdrüdlich genannten Befehls— 
haber und für die Fälle, in denen ausnahmsweiſe Einzelnen 
der dort genannten Befehlshaber eine andere, als die dafelbit 
angegebene Disziplinarjtrafgewalt verliehen ift, find die in den 
betreffenden befonderen Erlaſſen und Inſtruktionen ertheilten 
Beitimmungen maßgebend. 


8 19. Wenn außer den Fällen der SS 16 und 17 von 
mehreren der Disziplinarftrafgewalt verfehiedener Truppen— 
befehlshaber unterworfenen Offizieren oder Mannjchaften ge- 
meinfchaftlich eine zur Disziplinarbeftrafung geeignete ftrafbare 
Handlung begangen wird, fo fteht die Beitimmung der Strafe 
gegen alle Betheiligten dem nächſten gemeinfchaftlichen Befehls— 
baber, oder wenn ein folcher fich nicht im dienſtlicher Eigen- 
Schaft am Orte befindet, dem Gouverneur oder Kommandanten 
und in Ermangelung desfelben dem Garnifon- oder Rantonne- 
mentzältejten zu. 

Sind bei einer zur Disziplinarbeftrafung angezeigten Handlung 
Mannſchaften verjchiedener Truppentheile betheiligt, aber bei deren Klar: 
ftellung nur Diejenigen eines Truppentheiles für jchuldig befunden, fo ift 
nicht der nächſte gemeinfchaftliche Befehlshaber zur Beftrafung zuftändig, 
jondern die Truppenvorgefegten der betheiligten Mannſchaften. K. M. 
vom 18. Mai 1878. _ 


8 20. Nach den Beitimmungen der SS 8 bis. 19 regelt 
fich der Umfang der Disziplinarftrafgewalt der Militärbefehlg- 
haber auch in dem Falle, wenn Truppenabtheilungen, welche 
aus ihrem ordentlihen Verbande zeitweilig ausgefchieden find, 
mit anderen fombinirt und einem gemeinfamen Befehlshaber 
unterjtellt werden. 

Ueber Offiziere und Mannjchaften, melde von ihrem 
Truppentheile zu einem anderen, oder zu einer Militärbehörde 
oder militäriichen Anftalt abfommandirt find, üben nach Maß— 
gabe der Beftimmungen der SS 8 bis 19 diejenigen Militär: 
befehlähaber die Disziplinarftrafgewalt aus, denen die Ab- 
fonmandirten in dem neuen Dienjtverhältnig unterftellt jind. 
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1. Diejenigen Milttärbefehlshaber, denen abkommandirte Offiziere 
und Mannſchaften in dem neuen Dienftverhältniß unterftellt find, haben: 
die Disziplinarftrafgewalt uneingejchränft über alle Abfommandirten, aljo 
auch über die bei ihrem Truppentheil in Quartier und in der Verpflegung 
Bleibenden, über die vorübergehend Abkommandirten, ſowie wegen aller 
von ihnen begangenen, Disziplinariich zu ahndenden Vergehen auszuüben. 
A. K. D. vom 20. Dit. 1892; K. M. vom 30. DE. 1892. (U. V. 31. 
©. 213). Vgl. auch Anm. 2 zu 8 22 und K. M. vom 31. März 1877 
(A. V. Bl. ©. 61). 

2. Den Dffizieren der Landgendarmerie fteht über die zu ihnen als 
Burſchen fommandirten Mannſchaſten eine Disziplinarftrafgewalt nicht zu. 

Dieſe Burjchen verbleiben im Truppenetat, und ihre Disziplinar: 
beftrafung regelt fich evtl. nach den 88 17,18. K. M. vom 25. März 1887 
und 22. Juli 1890. 


8 21. Die Militärbefehlshaber find berechtigt, über Mit- 
glieder des Sanitätsforps nah Maßgabe des Militärranges 
derjelben Disziplinarftrafen unter den gleichen Vorausſetzungen 
und innerhalb verfelben Grenzen zu verhängen, innerhalb deren 
fie nach den Beitimmungen der 88 8 bis 20 gegen die übrigen 
ihnen untergebenen Perjonen des Soldatenftardes zur DBer- 
hängung: von Disziplinarftrafen zuftändig find. 

Die militärärztlihen Mitglieder der Muſterungs- und Ober-Erſatz- 
—— ſind der Disziplinarſtrafgewalt des Militärvorſitzenden dieſer 
Kommiſſionen unterworfen. K. M. vom 9. Okt. 1877. 


2. Der im Vorgeſetztenverhältniß ſtehenden Mitglieder des 
Sanitätstorps. 


8 22. Von den im Vorgefettenverhältnig ftehenden Mit- 
gliedern des Sanitätsforpg im Offizierrange üben: 

1, der Generalſtabsarzt der Armee die Disziplinaritrafgemalt 
eines Divifiongfommandeurg; 

2. die Korpg-Generalärzte diejenige eines Regimentskomman— 
deurs; 

3. die Chefärzte der Yazarethe diejenige eines nicht detachirten 

Kompagniechefs aus. 

Den bier nicht genannten, im Vorgejegtenverhältniß ftehen- 
den Mitgliedern des Sanitätskorps im Offizierrange fteht nur 
infoweit Disziplinaritrafgemalt zu, als fie ihnen durch befon- 
dere Erlaffe oder Inſtruktionen verliehen ift. 

Die Zuftändigfeit der im Vorgejegtenverhältniß ftehenden 
Mitglieder des Sanitätzforps im DOffizierrange zur Verhän— 
gung von Disziplinarftrafen über Perfonen des Soldaten- 
jtandes ift. auf die Aerzte, Sanitätsmannfchaften und militä- 
rifhen Krankenwärter ihres Dienftbereich8 beſchränkt. Nur die 
Chefärzte der Feldlazarethe find auperdent berechtigt, iiber die 
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zu diejen Lazarethen gehörenden, bezw. in dieſelben aufgenom- 
menen Mannfchaften des Trains und über die Kranken vom 
Stande der Unteroffiziere und Gemeinen, nad) Maßgabe des 
Militärranges diefer Perjonen, Disziplinaritrafen zu verhängen. 

Die 88 6, 7 und 20 finden auf die Mitglieder des Sani— 
tätskorps analoge Anwendung. 

1. Die Disziplinarftrafgewalt über die zu freimilligen Uebungen in 
Sarnilonlazarethen einberufenen Geiftliden hat der Chefarzt. K. M. vom 
22. Yan. 1889. 

2. Durh KM. vom 31. März 1877 (X. V. Bl. ©. 61), wonad) die 
Burjchen der bei Militärbehörden fommandirten Offiziere der Disziplinar- 
ftrafgewalt des Direftor3 der betreffenden Anftalt 2c. unterliegen, war eine 
Srmweiterung des 8 22 nicht beabjichtigt. Infolgedeſſen ſteht dem Sub: 
direftor der Kaijer Wilhelms-Akademie für das militärärztliche. Bildungs- 
weſen eine Disziplinarftrafgewalt über die Burjchen der zu dieſer Afadentie 
kommandirten Sanitätsoffiziere nit zu. K. M. vom 27. Mai 1877. 


‚Dritter Abjehnitt. 


Don der Disziplinarbefrafung der zum Soldatenſtande ge- 
hörenden Militärperfonen des Beurlanbtenftandes. 


8 23. Auf die Berjonen des Beurlaubtenftandes kommen 
die Strafporfchriften diefer Verordnung nur in der Zeit durch— 
weg zur Anwendung, während welcher fie ſich im ‘Dienft be- 
inden. 

Außerhalb diefer Zeit tritt Disziplinarbeftrafung nur ein: 
wegen Zuwiderhandlungen gegen die zum Zwecke der Aufrecht- 
haltung der militärischen Kontrole ertheilten Dienjtvorjchriften, 
jowie wegen derjenigen militärifchen Vergehen, deren Beitrafung 
im Disziplinarwege in leichteren Fällen auch bei Perfonen des 
Beurlaubtenftandes durch das Meilitärjtrafgefeßbuch für dag 
Deutfhe Reich vom 20. uni 1872 und den 83 des Ein- 
führungsgeſetzes zu demjelben ausdrücklich geftattet ift. 

Dies iſt der Fall: 

1. wenn Perjonen des Beurlaubtenitandes des Ungehorfams 
gegen einen in Gemäßheit der Dienftordnung ertheilten 
Befehl dur Nichtbefolgung oder durch eigenmächtige 
en oder Meberjchreitung desſelben ſich ſchuldig 
machen; 

. wenn Perſonen des Beurlaubtenſtandes im dienſtlichen 
Verkehr mit dem Vorgeſetzten oder in der Militäruniform: 
a) die dem Vorgeſetzten ſchuldige Achtung verlegen, ins⸗ 

befondere laut Beſchwerde oder gegen einen Verweis 

Widerrede führen, 


LO 
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b) auf Befragen in bienftlichen Angelegenheiten dem Vor⸗ 
gefegten wifjentlich die Unmwahrheit jagen, | | 

c) einen Vorgeſetzten oder im Dienjtrange Höheren be- 
leidigen; — 

3. wenn Perſonen des Beurlaubtenſtandes im dienſtlichen 
Verkehr mit dem Untergebenen oder in der Militär⸗ 
uniform: . 

a) einen Untergebenen beleidigen oder einer vorjchrifts- 
widrigen Behandlung desſelben ſich fchuldig machen, 

b) von dem Untergebenen ohne Vorwiſſen des gemein- 
Schaftlichen Vorgefegten Geld borgen oder Gejchenfe 
annehmen. | 


8 24. Die Befugniß, über Perfonen des Beurlaubten- 
ftandes nad) Maßgabe der Beſtimmungen diefer Verordnung 
Disziplinaritvafen zu verhängen, jteht den Landmwehr-Bezirfs- 
fommandeuren und deren Stellvertretern, ſowie eintretenden 
Falles den ihnen vorgefegten höheren Militärbefehlshabern, 
und zwar in dem in den SS 11, 6 und 14 angegebenen Um— 
fange zu. | | 

Die ouverneure, Kommandanten und Garnijonälteiten 
dürfen die ihnen nach den SS 14 und 17 zuftehende Diszi— 
plinarjtrafgewalt nur dann gegen Berjonen des Beurlaubten- 
itandes ausüben, wenn die Xetteren in der Militäruniform 
einer der im $ 23 Nr. 2 und 3a bezeichneten ftrafbaren Hand— 
lungen ſich fehuldig machen. 

1. Die Befugniß zur Verhängung von Disziplinarftrafen über beur: 
laubte Rekruten jteht demjenigen Bezirfstommandeur zu, in deilen Bezirt 
diejelben als Mannichaften des Beurlaubtenitandes nach Maßgabe ihres 
Aufenthaltsort Tontrolitt werden. K. M. vom 25. Nov. 1880; W. O. 
8 80 Nr. I, 8 109 Nr. 4b. 

2. Die den Bezirkskommandos zugetheilten Stabäoffiziere haben nur 
über die ihrem Gejchäftsbereih zugewiejenen Mannſchaften des Beur— 
laubtenjtandes Disziplinarftrafgewalt, nicht aber über die Unteroffiziere 
und Mannſchaften des Stammes des Bezirkskommandos. A. K. O. vom 
9. Mai 1876; K. M. vom 14. Juli 18%. 

3. Die Bezirksoffiziere haben die Disziplinarftrafgewalt über Die 
ihnen unterftellten Unteroffiziere und Mannſchaften des Stammes des 
Bezirkskommandos, ſowie über Unteroffiziere und Genteine des Beur: 
laubtenftandes nad) Maßgabe der 88 12,28. A. K. D. vom 26. März 1888 
und vom 20. Febr. 1890 (U. B. Bl. 1888 ©. 59 und 18% ©. 33, 34). 

4. Mit dem Mebertritt eines Mannes zur Reſerve geht die Zuftän: 
digkeit ſowohl zur Feitfegung als zur Bollftredung der von ihm wegen 
einer vor dieſem Zeitpunfte verwirkten Disziplinaritrafe auf den. Bezirks: 
kommandeur, in deſſen Kontrole der Schuldige fich befindet, und auf Die 
diefent vorgejegten höheren Militärbefehlshaber über. K. M. vom 
11. Febr. 1886; 20. Dez. 1893; 11. Dez. 1894. 
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- 5. Entfernung eines Gefreiten des Beurlaubtenftandes von diefem 
Dienftgrade während der Beurlaubung als gebotene Berwaltungämaßregel: 
M. St. G. B. 8 42 Anm. 3, 4. 


8 25. Beſteht der Ungehorfam (8 23 Nr. 1) in der 
Nichtbefolgung der Einberufunggordre zu einer Uebung, jo darf 
nur dann die Beitrafung im Disziplinarwege erfolgen, wenn 
entweder der Einberufene nur zu fpät ſich an dem ihm be- 
jtimmten Orte gejtellt hat, oder wenn die Umftände fonft eine 
milde Beurtheilung zulaffen. 

Nah R. M. G. 8 38 gehören die zur Uebung einberufenen Mann- 
Ichaften des Beurlaubtenftandes vom Tage, zu weldhem fie einberufen 
find, bis zum Ablauf des Tages der Wiederentlaffung zum aktiven Heere 
(Bl). Das nur zu jpäte Gettellen am beitimmten Orte oder das gänz- 
lihe Fernbleiben Tann fih demnach als unerlaubte Entfernung over 
Fahnenflucht darftellen. Vgl. M. St. G. B. 88 64 ff. 


5 26. Iſt eine zur Disziplinarbeftrafung geeignete Hand- 
fung von im Dientt befindlichen Mannfchaften des Beurlaubten- 
ftandes während der Dauer einer Kontrolverfammlung oder 
während eines anderen Dienftes, für welchen die Verpflegungs— 
fonıpetenz nicht gewährt wird, begangen, jo darf die deshalb 
zu verhängende Arreitftrafe die Dauer von drei Tagen ge- 
linden oder mittleren Arreſt nicht überjteigen. 

Erachtet der zur Disziplinarbeitrafung berechtigte Militär- 
befehlshaber eine Arreftftrafe von folder Dauer nicht für aus- 
reichend, jo hat er die Einleitung der gerichtlichen Unterfuchung 
zu veranlafien. | 

Die zur Konteolverfammlung einberufenen Perſonen des Beur: 


laubtenftandes find während des betreffenden ganzen Tages als zum 
aktiven Dienft gehörig anzujehen. K. M. vom 18. Mai 1887. 


8 27. Die über Mannſchaften des Beurlaubtenjtandes 
wegen der im 8 23 aufgeführten, außer dem Dienjt von ihnen 
begangenen militärifchen Vergehen im Disziplinarwege zu ver- 
hängende Strafe darf das Maß von drei Tagen gelinden oder 
mittleren Arreſt in folgenden Fällen nicht überfteigen: 

1. wenn der Ungehorſam (8 23 Nr. 1) beiteht: 

a) in der Nichtbefolgung der Berufung zur Kontrolver- 
jammlung oder zu einem anderen Dienft, für melchen 
die VBerpflegungsfompetenz nicht gewährt wird, 

b) in der Abweichung von dem vorgefchriebenen Dienft- 


wege bei Anbringung von Gefuchen in militärijchen 
Dienjtangelegenheiten; 
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23. wenn der Benrlaubte bei Verübung eines’ der im 8 23 
Nr. 2 genannten. Vergehen  fih nicht im der Meilitär- 
uniform befunden hat. 

Erachtet der zur Disziplinarbeitrafung berechtigte Militär- 
befehlshaber eine Arreitftrafe von- ſolcher Dauer nicht für aus- 
reichend, fo hat er die Einleitung der gerichtlichen Unterfuchung 
zu veranlajfen. | 


8 28. BZumwiderhandlungen gegen die zum Zwecke der 
Aufrechthaltung der militärifchen Kontrole ertheilten Dienſt— 
borschriften über Meldung des Aufenthaltsort3 und der Woh- 
nung in diefem Orte fowie iiber Meldung einer jeden Ver: 
änderung des Aufenthaltsort3 oder der Wohnung werden an 
Meannfchaften des Beurlaubtenjtandes wahlweiſe mit Geldbuße 
bon ein Drittheil bis zu zwanzig Thalern, oder mit Haft von 
Einem bis zu acht Tagen geahndet. 

Die Feftfegung diefer Strafen gejchieht durch das Land— 
wehr-Bezirfsfonımando; die Vollſtreckung auf Reguifition de3- 
—* durch die Civilbehörde des Aufenthaltsortes des Be— 
ſtraften. 


8 29. Auf die zum Beurlaubtenſtande gehörenden 
Offiziere finden die Beitimmungen der 88 26 und 27 mit 
der Maßgabe Anwendung, daß die über fie zu verhängende 
Disziplinarftrafe, infofern fie in Arreſt befteht, das Maß von 
ſechs Zagen Stubenarreft nicht überfteigen darf. 

In den Fällen des 8 28 iſt gegen Offiziere feine andere 
Strafe als Stubenarreit bis zu der vorangegebenen Dauer 
zuläſſig. Die Vollftredung diefer Strafe liegt dem Landwehr— 
Bezirfsfommandeur ob. | 


8 30. Die in diefem Abſchnitt über Disziplinarbeitrafung 
der Offiziere des DBeurlaubtenftandes ertheilten Vorjchriften 
finden auf die Offiziere gleichmäßig Anmendung, melche mit 
Penſion zur Dispofition geftellt, ſowie auf diejenigen, welche 
mit dem Vorbehalt der gejetlichen Dienftverpflichtung aus dem 
aktiven Dienste entlaffen find. 

Stabäoffiziere 3. D. unterftehen nicht der Strafgewalt des Bezirks: 
kommandeurs, jondern lediglich der des betreffenden Brigadefommandeurs, 
jedoch unbeſchadet der für die höheren Borgefegten aus D. St. O. 8 15 
fi ergebenden Rechte. 

A. K. D. vom 31. Mai 1877. 


S 31. Auf die zum Beurlaubtenftande gehörenden Mit- 
glieder de3 Sanitätskorps kommen unter Berüdfichtigung des 
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1. gegen Unteroffiziere und Gemeine: 
Kaſernen-⸗, Quartier- oder. gelinden Arreſt bis zu 
acht Tagen; 

2 gegen Unteroffiziere, die nicht das Vortepee tragen, und 

gegen Gemeine: 

mittleren Arreſt bis zu fünf Tagen, und 

3. gegen Gemeine: 

ſttrengen Arreſt bis zu drei Tagen 

zu verhängen. 


5 10. Der Kommandeur eines nicht felbftändigen Ba— 
taillons bezw. einer ſolchen Artillerie-Abtheilung iſt berechtigt, 
außer den in 8 8 erwähnten Disziplinarftrafen 
1. gegen Unteroffiziere und Genteine: 
- Kafernen-, Quartier- oder gelinden Arreſt bis zu vier- 
zehn Tagen; 
2. gegen Unteroffiziere, die nicht das Portepee tragen, und 
gegen Gemeine: 
mittleren Arreft bis zu zehn Tagen, und 
3. gegen Gemeine: 
ftrengen Arreft bis zu fieben Tagen 
zu verhängen. 

Gegen die ihm untergebenen Offiziere darf derfelbe zwar 
Stubenarrejt verhängen, muß jedoch hiervon fofort dem ihm 
vorgeſetzten Regimentskommandeur zur Beitimmung der Dauer 
des Arreſtes Meldung machen. 


8 11. Der Kommandeur eines Regiments oder felbitän- 
digen Bataillons, der Landwehr-Bezirkskommandeur und jeder 
andere mit den gerichtsherrfichen Befugniffen eines Regiment3- 
fommandeurs verjehene Befehlshaber ift berechtigt, außer ven 
im 8 8 erwähnten Disziplinarjtrafen 

1. gegen Offiziere: 


R jtrengen Verweis, 
b) Stubenarreit bis zu ſechs Tagen; 
2. gegen Unteroffiziere und Gemeine: 
Kaſernen-, Ouartier- oder gelinden Arreſt bis zu vier 
Wochen; 
3. gegen Unteroffiziere, die nicht das Portepee tragen, und - 
gegen Gemeine: 
mittleren Arreft bis zu drei Wochen, und 
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4, gegen Gemeine: 
jtrengen Arreft bis zu vierzehn Tagen 
au verhängen. 
Auch iſt derjelbe berechtigt: 
5. Obergefreite und Gefreite von diefem Dienjtgrade zu ent- 
fernen. 


5 12. Die detachirten Stabsoffiziere, Hauptleute und 
Rittmeifter find berechtigt, außer den im $ 8 erwähnten Dis- 
ziplinaritrafen 

1. gegen Offiziere: 
N jtrengen Verweis, 
Stubenarreft bis zu drei Tagen; 
2. gegen Unteroffiziere und Gemeine: 
Kajernen-, Quartier- oder gelinden Arreft bis zu vier- 
zehn Tagen; 
3. gegen Unteroffiziere, die nicht das Portepee tragen, und 
gegen Gemeine: 
mittleren Arrejt bis zu zehn Lagen, umd 
4. gegen Gemeine: 
jtrengen Arreſt bis zu jieben Tagen 
zu verhängen. 

Detachirte Subalternoffiziere haben in gleichen Umfange 
die Disziplinarftrafgewalt über die ihnen untergebenen Unter- 
offiziere und Gemeinen. Gegen die ihnen untergebenen Offi⸗ 
ziere aber dürfen ſie Arreſtſtrafen nicht verhängen. 

Jede von einem detachirten Offizier über einen Offizier 
verhängte Disziplinarbeſtrafung muß dem Vorgeſetzten des 
Letzteren angezeigt werden. 


8 13. Als detachirt ſind Truppenabtheilungen anzuſehen, 
welche von ihrem nächſthöheren Befehlshaber örtlich ſo weit ge— 
trennt ſind, daß ſie die täglichen Befehle desſelben nicht un— 
mittelbar empfangen können, inſofern fie nicht unter den Befehl 
eines anderen, die Stelle dieſes PVorgejegten einnehmenden 
Befehlshabers getreten find. 

Die unter den Direktoren der technifchen Inſtitute ftehenden, örtlich 
von diefen getrennten Abnahmelommandos jind als detachirte Truppen: 
abtheilungen nicht anzujehen. Den Führern seele fteht daher Dis- 
giplinarftraigemant nicht zu. Diejelbe wird nah $ 16 Nr. 5, $ 17, oder 

Orten ohne Gamijon von dem duftäntigen Direktor Des techniſchen 
Snftituts ausgeübt. K. M. vom 13. April 1899. 

Ebenſo gelten die Verwalter der Filial-Artillerievepot3 nicht als 
detachirte Offiziere und haben feine Disziplinaritrafgewalt. K. M. vom 
14. Nov. 1890. 
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8 14. Die dem Kommandeur eines Regiment oder 
felbftändigen Bataillons und die dem Landmwehr-Bezirtsfom- 
mandeur vorgefegten Befehlshaber, fowie die Gouverneure und 
Kommandanten find in Betreff aller ihnen untergebenen Unter- 
Offiziere und Gemeinen innerhalb derfelben Grenzen zur Ver— 
hängung von Disziplinarftrafen berechtigt, wie der Komman— 
der eines Regiments ($ 11). 

Dem kommandirenden General fteht außerdem die Be— 
fugniß zu, Gemeine der zweiten Klaſſe des Soldatenftandes 
einer Arbeiterabtheilung zu überweifen (8 3 C. 4). 

Offiziere feines Befehlsbereichs darf: 

1. der fommandirende General bis zu vierzehn Tagen, 

2, der Divifionsfommandeur, der Gouverneur ſowie der Kom— 
mandant einer großen Feſtung (für welchen mindeſtens 
das Gehalt eines Brigadekommandeurs etat3mäßig iſt) 

bis zu zehn Tagen, | 

3. der PBrigadefommandeur und der Kommandant eines 
offenen Ortes fowie einer der übrigen Feſtungen bis 3 
acht Tagen | 

mit Stubenarreft. beitrafen. 

1. Die Faflung des Abf. 3 ift zufolge A. K. D. vom 31. Dez. 1888 
eingetreten. 


. 2. Haben Gouverneure in befonderen Fällen die gerichtäherrlichen 
Befugnifje eines fommandirenden Generals, jo fteht ihnen auch die Dis⸗ 
gilinatſtrofganalt nach Nr. 1 dieſes Paragraphen zu. K. M. vom 
12. März 1873. | 


3. Befugniß der fommandirenden Generale zur Ginftellung Ge: 
meiner, welche fich nicht in der zweiten Klafje des Soldatenftandes be= 
finden, in eine Arbeiterabtheilung vgl. Anm. 2 zu 8 3. 


20 Die Zuftändigfeit der höheren Meilitärbefehlshaber 
von Bataillons- oder Abtheilungsfommandeur aufmärt3 zur 
Disziplinarbeftrafung tritt ein, wenn die zur Disziplinar- 
beftrafung geeignete Handlung: 

1. unter ihren Augen, oder 

2. gegen ihre dienftliche Autorität, oder 

3. von Meilitärperfonen verfchiedener Truppentheile ihres 
Befehlsbereichs begangen, oder 

4. ihnen zur Entjcheidung oder zur Beſtimmung der Strafe 

gemeldet, oder 
5. von den niederen Befehlshaber unbeftraft gelaffen ift. 


Z 16. Die Zujtändigfeit der Gouverneure und der Kom- 
mandanten tritt gegen alle am Orte befindliche Offiziere und 
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Mannſchaften ein, wenn die zur Disziplinarbeftrafung geeignete 
Handlung: 


1. als Erzeß gegen die algemeine Sicherheit, Ruhe und 
Ordnung zu betrachten, oder 

2. gegen eine beſondere, in Beziehung auf die Feftungs- 
werte und BVertheidigungsmittel bejtehende Anordnung, 
oder 

3. gegen eine von ihnen erlafjene militärpolizeiliche Vorſchrift, 
oder fonft gegen ihre dienftliche Autorität, oder 

4. im Wacht- oder fonftigen Dienfte des pᷣlatzes oder 

5. von einem Offizier, Unteroffizier oder Gemeinen be— 
gangen iſt, von deren eigenen, mit Disziplinarſtrafgewalt 
verſehenen Vorgeſetzten Keiner in dienſtlicher Eigenſchaft 
am Orte iſt. 


In denjenigen Feſtungen, in welchen ſich neben dem 
Gouverneur ein Kommandant befindet, hat Letzterer die Dis— 
ziplinarſtrafbefugniß eines Regimentskommandeurs. 

Gleiche Befugniſſe hat der neben einem erſten Komman— 
danten in Feſtungen angeſtellte zweite Kommandant. 

1. Die Faſſung der Abſätze 2 und 3 iſt zufolge A. K. O. vom 
20. Juni 1878 (A. V. Bl. S. 145) eingetreten. 


2. Zu Nr. 3. Ermeifung einer falfchen Ehrenbezeugung ſeitens einer 
Militärperſon dem Gouverneur oder Kommandanten gegenüber ftellt jich 
nur dann al3 ein aus obiger Ziffer zu ahndendes Vergehen dar, wenn 
Nachläffigkeit oder Abſicht des Mannes nachgewieſen iſt. K. M. vom 
21. Sept. 1896. 


3. Zu Nr. 5. Oouverneure oder Kommandanten haben über die 
am Orte befindlichen Arbeiterabtheilungen und Feitungsgefängniffe Dis— 
ziplinarftrafgewalt in Grenzen diefes Paragraphen. 

Wird in einer gerichtlihen Unterfuhung eine außerhalb Diejer 
Grenzen digziplinarisch zu ahndende Handlung eines Angehörigen obiger 
Anftalten ermittelt, jo bleibt die Beftrafung dem Dispipinarvorgefeäten 
überlaffen. K. M. vom 3. März 1890 und 16. Juni 1 


4. Dal. Anm. 2 zu $ 32. 


$ 17. Die Zuftändigfeit der Garnifon- und Kantonne- 
ment3älteften und in größeren Lagern oder Biwaks der Lager- 
fommandanten tritt gegen alle am Orte vefinbliche Offiziere 
und Mannjchaften in den im $ 16 sub 3 und 5 genannten 
Fällen em. 

Die genannten Militärbefehl3haber üben diefe Disziplinar⸗ 
ſtrafgewalt in demſelben Umfange, wie über ihre eigenen Unter- 
gebenen aus. 

Wenn im Kriege Offiziere zu Rantonnements-, Etappen- 
oder Lagerfommandanten ernannt werden, . erſtreckt ſich ihre 
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Zuftändigfeit auch auf die im 8 16 sub 1 und 4 genannten 
Fälle. 


- 1. Der Garnijonältefte hat die Eigenfchaft eines dienftlihen Vor— 
gefegten allen Offizieren der Garnijon gegenüber. K. M. vom 3. Aug. 1894. 


2. Aus dem Wortlaut des Paragraphen ift feine Berechtigung zu 
entnehmen, daß der Garnilonältefte Wachvergehen zu ahnden bat. K. M. 
vom 3. Nov. 1891. 


8 18. Tür den Umfang der Disziplinarftrafgewalt der 
in den SS 9 bis 17 nicht ausdrüdlich genannten Befehls— 
haber und für die Fälle, in denen ausnahmsweile Einzelnen 
der dort genannten Befehlshaber eine andere, als die dafelbit 
angegebene Disziplinarftrafgemalt verliehen ift, find die in den 
betreffenden befonderen Erlaffen und Inſtruktionen ertheilten 
Beitimmungen inaßgebend. 


8 19. Wenn außer den Fällen der SS 16 und 17 von 
mehreren der Disziplinarftrafgewalt verjchiedener Zruppen- 
befehlshaber unterworfenen Offizieren oder Mannſchaften ge- 
meinschaftlich eine zur Disziplinarbeftrafung geeignete jtrafbare 
Handlung begangen wird, fo fteht die Bejtimmung der Strafe 
gegen alle Betheiligten dem nächjten gemeinfchaftlichen Befehls- 
baber, oder wenn ein jolcher fich nicht in dienjtlicher Eigen- 
ihaft am Orte befindet, dem Gouverneur oder Kommandanten 
und in Crmangelung desjelben dem Garnifon- oder Rantonne- 
mentgältejten zu. 

Sind bei einer zur PDisziplinarbeftrafung angezeigten Handlung 
Mannſchaften verfchiedener Truppentheile betheiligt, aber bei deren Klar: 
ftellung nur diejenigen eines Truppentheiles für ſchuldig befunden, fo ift 
nicht der nächte gemeinfchaftliche Befehlähaber zur Beſtrafung zuftändig, 
jondern die Truppenvorgefegten der betheiligten Mannfchaften. K. M 
vom 18. Mai 1878. _ 


8 20. Nach den Beitimmungen der SS 8 bis 19 regelt 
ji) der Umfang der Disziplinarftrafgewalt der Militärbefehls- 
haber auch in dem Falle, wenn Truppenabtheilungen, welche 
aus ihrem ordentlichen Verbande zeitweilig ausgefchieden find, 
mit anderen fombinirt und einen gemeinfamen Befehlshaber 
unterftellt werden. 

Ueber Offiziere und Mannjchaften, welche von ihrem 
Zruppentheile zu einem anderen, oder zu einer Militärbehörde 
oder. militäriichen Anftalt ablommandirt find, üben nach Maß— 
gabe der Beitimmungen der SS 8 bis 19 diejenigen Militär- 
befehlöhaber die Disziplinaritrafgewalt aus, denen die Ab- 
fommandirten in dem neuen Dienftverhältnig unterftellt find. 
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1. Diejenigen Militärbefehlshaber, denen abkommandirte Offiziere 
und Mannfchaften in dem neuen Dienſtverhälmiß unterftelt find, haben 
die Disziplinarftrafgewalt uneingefchränft über alle Abkommandirten, alfo 
auch über die bei ihrem Truppentheil in Quartier und in der Verpflegung 
Bleibenden, über die vorübergehend Abfommandirten, ſowie wegen aller 
von ihnen begangenen, disziplinarifch zu ahndenden Vergehen auszuüben. 
A. K. D. vom 20. Dft. 1892; K. M. von 30. Oft. 1892. (A. V. Bl. 
©. 213). Bol. auch Anm. 2 zu $ 22 und K.M. vom 31. März 1877 
(A. B. Bl. ©. 61). 

2. Den Offizieren der Landgendarmerie fteht über die zu ihnen als 
Burfchen fommandirten Mannfchaften eine Disziplinarftrafgemalt nicht zu. 

Dieſe Burſchen verbleiben im Truppenetat, und ihre Disziplinar- 
beitrafung regelt ſich evtl. nach den 88 17,18. K. M. vom 25. März 1887 
und 22. Juli 1890. 


8 21. Die Militärbefehlahaber find berechtigt, über Mit- 
glieder des Sanitätskorps nah) Maßgabe des Militärranges 
derjelben Disziplinarftrafen unter den gleichen Borausfegungen 
und innerhalb derjelben Grenzen zu verhängen, innerhalb deren 
fie nach den Beitimmungen der SS 8 bis 20 gegen die übrigen 
ihnen: untergebenen Perſonen des Soldatenjtandes zur Ver— 
hängung von Disziplinarftrafen zuftändig find. 

Die militärärztlihen Mitglieder der Mufterungs- und Ober-Erjat- 
Kommt find der Disziplinaritrafgewalt des Militärvorfigenden diejer 
Kommilftonen unterworfen. K. M. vom 9. Okt. 1877. 


2. Der im Vorgefektenverbältniß ftehbenden Mitglieder des 
Sanitätstorps. 


S 22. Bon den im Vorgeſetztenverhältniß ftehenden Mit— 

gliedern de3 Sanitätsforpg un Offizierrange üben: 
1. der Generafftabsarzt der Armee die Disziplinarftrafgewalt 
eines Diviſionskommandeurs; 
2. vie Korpg-Generalärzte diejenige eines Regimentsfonmtan- 
eurs; 
3. die Chefärzte der Lazarethe diejenige eines nicht detachirten 

Kompagniechef3 aus. 

Den hier nicht genannten, im Vorgefegtenverhältniß ftehen- 
den Mitgliedern des Sanitätskorps im Offizierrange fteht nur 
injoweit Disziplinarftrafgewalt zu, als fie ihnen durch befon- 
dere Erlafje oder Inſtruktionen verliehen ift. 

Die Zuftändigfeit der im Vorgeſetztenverhältniß ftehenden 
Mitglieder des Sanitätsforpg im DOffizierrange zur Verhän— 
gung don Disziplinaritrafen über Perfonen des Soldaten- 
ſtandes ift. auf die Aerzte, Sanitätsmannichaften und militä- 
riihen Krankenwärter ihres Dienſtbereichs beſchränkt. Nur die 
Chefärzte der Feldlazarethe find außerdem berechtigt, über die 
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zu diejen Lazarethen gehörenden, bezw. in diejelben aufgenom- 
menen Mannjchaften des Trains und über die Kranfen vom 
Stande der Unteroffiziere und Gemeinen, nad) Maßgabe des 
Nilitärranges diejer Berjonen, Disziplinaritrafen zu verhängen. 

Die 88 6, T und 20 finden auf die Mitglieder des Sani- 
tät8forp8 analoge Anwendung. 

1. Die Disziplinarftrafgewalt über die zu freiwilligen Uebungen in 
en einberufenen Geiftlihden bat der Chefarzt. K. M. vom 
22. Jan 

2. Durh KM. vom 31. März 1877 (U. V. Bl. ©. 61), wonach die 
Burſchen der bei Militärbehörden kommandirten Offiziere Der Disziplinar- 
ftrafgewalt des Direktors der betreffenden Anftalt 2c. unterliegen, war eine 
Erweiterung des $ 22 nicht beabjichtigt. Infolgedeſſen jteht dem Sub: 
direftor der Kaifer Wilhelms-Akademie für das militärärztliche Bildungs⸗ 
wejen eine Disziplinarftrafgewalt über die Burjchen der zu diefer Akademie 
fommandirten Sanitätsoffiziere nicht zu. K. M. vom 27. Mai 1877. 


‚Dritter Abſchnitt. 


Don der Disziplinarbefrafung der zum Soldatenflaude ge- 
hörenden Militärperfonen des Seurlaubtenftandes. 


8 23. Auf die Berfonen des Beurlaubtenftandes kommen 
die Strafvorfchriften diefer Verordnung nur in der Zeit durch- 
weg zur Anmendung, während welcher fie jich im Dienſt be- 
finden. 

Außerhalb diefer Zeit tritt Disziplinarbeftrafung nur ein: 
wegen Zırwiderhandlungen gegen die zum Zwecke der Aufrecht- 
haltung der militärischen Kontrole ertheilten Dienjtvorfchriften, 
ſowie wegen derjenigen militärifchen Vergehen, deren Beftrafung 
im Disziplinarwege in leichteren Fällen auch bei Perfonen des 
Beurlaubtenftandes durch das litarſraſgeſerbuqh für das 
Deutſche Reich vom 20. Juni 1872 und den $ 3 des Ein- 
Tährungägeleßes zu demjelben ausdrüdlich gejtattet ift. 

Dies ift der Fall: 

1. wenn Perfonen des Beurlaubtenjtandes des Ungehorſams 
gegen einen in Gemäßheit der Dienftordnung ertheilten 
Befehl durch Nichtbefolgung oder durch eigenmächtige 
Abänderung oder Weberjchreitung desfelben fich fchuldig 
machen; 

2. wenn Perjonen des DBeurlaubtenftandes im dienftlichen 
Verkehr mit dem Vorgeſetzten oder in der Militäruniform: 
a) die dem Vorgefegten ſchuldige Achtung verlegen, ins- 

befondere laut Beſchwerde oder gegen einen Verweis 
Widerrede führen, 
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b) auf Befragen in dienftlichen Angelegenheiten dem Vor- 
geſetzten wifjentlich die Unwahrheit jagen, | 

c) einen VBorgejegten oder im Dienftrange Höheren be- 
leidigen; . 

3. wenn Perſonen des Beurlaubtenſtandes im dienjtlichen 
Berfehr mit dem Untergebenen oder in der Meilitär- 
uniform: 

a) einen Untergebenen beleidigen oder einer vorjchrifts- 
widrigen Behandlung desjelben fich fchuldig machen, 

b) von den Uniergebenen ohne Vorwiſſen des gemein- 
ſchaftlichen Vorgefegten Geld borgen oder Geſchenke 
annehmen. | 


8 24. Die Befugniß, über Berfonen des Beurlaubten- 
jtandes nach Maßgabe der Beſtimmungen diefer Verordnung 
Disziplinaritrafen zu verhängen, fteht den Landwehr-Bezirks— 
fommandeuren und deren Stellvertretern, ſowie eintretenden 
Falles den ihnen vorgejetten höheren Militärbefehlshabern, 
und zwar in dem in den SS 11, 6 und 14 angegebenen Um- 
fange zu. | 

Die Gouverneure, Kommandanten und Garnijonälteiten 
dürfen die ihnen nad) den SS 14 und 17 zuftehende Diszi- 
plinarjtrafgewalt nur dann gegen Perfonen des Beurlaubten- 
ſtandes ausüben, wenn die Letzteren in der Militäruniform 
einer der im $ 23 Nr. 2 und 3a bezeichneten ftrafbaren Hand- 
lungen ſich ſchuldig machen. 

1. Die Befugniß zur Verhängung von Disziplinarftrafen über beur: 
laubte NRefruten fteht demjenigen Bezirfsfommandeur zu, in deſſen Bezirk 
diefelben als Mannjchaften des Beurlaubtenftandes nach Maßgabe ihres 
Aufenthaltsorts Tontrolit werden. K. M. vom 25. Nov. 1880; W. O. 
8 80 Nr. I, 8 109 Nr. 4b. 

2. Die den Bezirkskommandos zugetheilten StabSoffiziere Haben nur 
über die ihrem Gejchäftsbereich zugemwiejenen Mannſchaften des Beur: 
laubtenſtandes Disziplinarftrafgemalt, nicht aber über die Unteroffiziere 
und Mannichaften des Stammes des Bezirfäfommandos. A. K. O. vom 
9. Mai 1876; K. M. vom 14. Juli 1890. 

3. Die Bezirkdoffiziere haben die Disziplinarftrafgewalt über die 
ihnen unterftellien Unteroffiziere und Mannfchaften des Stammes des 
Bezirtsfonmandos, ſowie über Unteroffiziere und Gemeine des Beur: 
laubtenjtandes nach Maßgabe der 88 12,28. A. K. D. vom 26. März 1888 
und vom 20. Febr. 1890 (U. B. Bl. 1888 ©. 59 und 18% ©. 33, 34). 

4. Mit dem Uebertritt eines Mannes zur Neferve geht die Zuftän: 
digfeit ſowohl zur Feitjegung als zur Vollftredung der von ihm wegen 
einer vor diefem Zeitpunfte verwirkten Disziplinaritrafe auf den Bezirks: 
fommanbeur, in deſſen Kontrole der Schuldige fich befindet, und auf die 
diefem vorgejegten höheren Milttärbefehlshaber über. K. M. von 
11. Febr. 1886; 20. Dez. 1893; 11. Dez. 1894. 
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. 5. Entfernung eines Gefreiten des Beurlaubtenftandes non dieſem 
Dienftgrade während der Beurlaubung als gebotene Berwaltungsmaßregel: 
M. St. G. B. $ 42 Anm. 3,4. 


8 25. Befteht der Ungehorfam ($ 23 Nr. 1) in der 
Nichtbefolgung der Einberufungsordre zu einer Uebung, jo darf 
nur dann die Beftrafung im Disziplinarwege erfolgen, wenn 
entiveder der Einberufene nur zu fpät fi an dem ihm be- 
ftunmten Orte geftellt hat, oder wenn die Umftände ſonſt eine 
milde Beurtheilung zulaffen. 

Nah R. M. G. 8 38 gehören die zur Uebung einberufenen Mann: 
ſchaften des Beurlaubtenftandes vom Tage, zu welchem fie einberufen 
find, bis zum Ablauf des Tages der Wiederentlafjung zum altiven Heere 
(B1). Das nur zu fpäte Seitellen am bejtimmten Orte oder das gänz: 


liche Fernbleiben fann fih demnah al3 unerlaubte Entfernung oder 
Fahnenflucht darftellen. Dal. M. St. G. B. 88 64 ff. 


8 26. Iſt eine zur Disziplinarbeftrafung geeignete Hand- 
{ung von im Dienft befindlichen Mannfchaften des Beurlaubten- 
ftandes während der Dauer einer Kontrolverfjammlung oder 
während eines anderen Dienftes, für welchen die Verpflegungs— 
fonıpetenz nicht gewährt wird, begangen, jo darf die deshalb 
zu verhängende Arreitftrafe die Dauer von drei Tagen ge- 
linden oder mittleren Arreft nicht überfteigen. 

Eraächtet der zur Disziplinarbeftrafung berechtigte Militär- 
befehlshaber eine Arreftftrafe von folcher Dauer nicht für aus— 
veichend, fo hat er die Einleitung der gerichtlichen Unterfuchung 
zu veranlaffen. | 

Die zur Kontrolverſammlung einberufenen Perjonen de3 Beur: 


(aubtenftandes find während des betreffenden ganzen Tages als zum 
aktiven Dienft gehörig anzujehen. K. M. vom 18. Mai 1887. 


8 27. Die über Mannjchaften des Beurlaubtenjtandes 
wegen der im 8 23 aufgeführten, außer dem Dienft von ihnen 
begangenen militärifchen Vergehen im Disziplinarwege zu ver- 
hängende Strafe darf dag Maß von drei Tagen gelinden oder 
mittleren .Arreft in folgenden Fällen nicht überjteigen: 

1. wenn der Ungehorjan (8 23 Nr. 1) beiteht: 

a) in der Nichtbefolgung der Berufung zur Kontrolver- 
fammlung oder zu einem anderen Dienft, für welchen 
die Verpflegungsfompetenz nicht gewährt wird, 

b) in der Abweichung von dem vorgejchriebenen Dienft- 
wege bei Anbringung von Gejuchen in militärifchen 
Dienftangelegenheiten; | 
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2. wenn ber Beurlaubte bei Verübung eines’ der im 8:23 
Nr. 2 genannten: Vergehen ſich nicht im der Meilitär- 
uniform befunden hat. 

Erachtet der zur Disziplinarbeftrafung berechtigte Militär- 
befehlshaber eine Arreftftrafe von: folcher Dauer nicht für aus- 
veichend, jo hat er die Einleitung der gerichtlichen Unterfuchung 
zu veranlaffen. 


8 28. Zuwiderhandlungen gegen die zum Zwecke der 
Aufrehthaltung der militärifchen Kontrole ertheilten Dienft- 
borjchriften über Meldung des Aufenthaltsort3 und der Woh- 
nung in diefem Orte fowie über Meldung einer jeden Ber: 
änderung des Aufenthalt3ort3 oder der Wohnung werden an 
Mannjchaften des Beurlaubtenftandes wahlweife mit Geldbuße 
von ein Drittheil bis zu zwanzig Thalern, oder mit Haft von 
Einem bis zu acht Tagen geahndet. 

Die Feſtſetzung diefer Strafen gejchieht durch das Land— 
wehr-Bezirfsfommando; die Vollftredung auf Requiſition des- 
af durch die Civilbehörde des Aufenthalt3ortes des Ber 
ſtraften. 


8 29. Auf die zum Beurlaubtenſtande gehörenden 
Offiziere finden die Beftimmungen der 88 26 und 27 mit 
der Maßgabe Anwendung, daß die über fie zu verhängende 
Disziplinarftrafe, infofern fie in Arreft befteht, das Maß von 
ſechs Tagen Stubenarreft nicht überfteigen darf. 

In den Fällen des 8 28 ift gegen Offiziere feine andere 
Strafe als Stubenarreit bis zu der. vorangegebenen Dauer 
zuläſſig. Die Vollftredung diefer Strafe liegt dem Landwehr: 
Bezirfsfommandeur ob. | 


8 30. Die in diefem Abſchnitt über Disziplmarbeftrafung 
der Offiziere des Beurlaubtenftandes ertheilten Vorſchriften 
finden auf die Offiziere gleichmäßig Anwendung, welche mit 
Penfion zur Dispofition geftellt, ſowie auf diejenigen, welche 
mit dem Vorbehalt der gefeglichen Dienftverpflichtung aus dem 
aktiven Dienfte entlaffen find. 

Stab3offiziere 3. D. unterftehen nicht der Strafgewalt des Bezirks- 
fommanbdeurs, jondern lediglich der des betreffenden Brigadefommandeuts, 
jedoch unbejchadet der für die höheren Vorgeſetzten aus D. St. O. $ 15 
fich ergebenden Rechte. 

A. 8. O. vom 31. Mai 1877. 


8 31. Auf die zum Beurlaubtenftande gehörenden Mit- 
glieder des Sanitätskorps kommen unter Berückſichtigung des 
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Militärranges derſelben die in den 88 23 bis 30 ‚enthaltenen 
Beitimmungen gleichfalls zur Anwendung. | 


Vierter Abſchnitt. 
von der Disziplinarbeſtrafung der Militärbeamten. 


32. Die Militärbefehlshaber find berechtigt, über 
Militärbeamte als Disziplinarftrafen Warnungen und ein- 
Iohe Verweiſe, ſowie: 


. über untere Militärbeamte die gegen Unteroffiziere, welche 

das Portepee tragen, zuläſſigen Arreſtſtrafen S 3B3, 84); 

2. über obere Militärbeamte: 

75 Geldbuße bis zu zehn Thalern, 

11) Stubenarreſt bis zu vierzehn Tagen 
zu verhängen. 

Der Stubenarreft darf jedod über diejenigen oberen 
Militärbeamten, welche ſowohl unter einem Militärbefehls- 
haber, als auch unter einem Verwaltungsvorgeſetzten (oder 
einer Verwaltungsbehörde) ftehen, nur in der Zeit verhängt 
werden, während welcher fie unter den Kriegsgeſetzen jtehen 
$ 9 des ar ärftrafgefebbudes für das Deutjche Reih vom 
0. Juni 1872). 

1. Die Roßärzte und Zahlmeifter find zwar Untergebene auch der: 
jenigen Offiziere, denen fie unmittelbar unterftellt find. Die Dis;iplinar: 
Ira (gemalt ihnen gegenüber befißt aber erjt der Regimentskommandeur. 

. vom 10. Nov. 1896. 

u Die Gouverneure, Kommandanten 2c. haben auch Disziplinar: 
ftrafgewalt über die ihnen unterftellten Givilbeamten der Militärver: 
waltung. — Beamte der Garnifonlazarethe. K. M. vom 3. Jan. 1875; 
el 8. Dez. 1874 (N. 3. Bl. 1874, ©. 240, 241); F. S SD. 


8 33. Die Militärbefehlshaber üben die Disziplinar- 
strafgewalt über die Militärbeamten nach Maßgabe des Militär- 
ranges der Letzteren innerhalb derfelben Grenzen aus, inner: 
halb deren fie nad) den Beſtimmungen der 88 8 bis 20 zur 
Derhängung der Disziplinarftrafen gegen Perfonen des Sol- 
datenjtandes zuftändig find. 

Zur Berhängung von Geldbußen find nur diejenigen 
Militärbefehlshaber befugt, welche Offiziere mit Stubenarreft, 
unter Beitimmung der Dauer desfelben, beftrafen dürfen. Die 
- fommandirenden Generale dürfen Geldbuße bis zum höchſten 
zuläffigen Betrage, die übrigen Befehlshaber nur bis zum 
Betrage von drei Thalern verhängen. 
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8 34. Militärbeamte, welche ſowohl unter einem Militär- 
befehlshaber als auch ımter einem Verwaltungsvorgeſetzten 
(oder einer DVermwaltungsbehörde) ftehen, find bei Verlegung 
der Dienftporfchriften, welche die Grundlage ihrer Amtswirf- 
ſamkeit bilden, ausfchlieglich der Disziplinarbeitrafung des 
Berwaltungsvorgejetten (oder der Bermaltungsbehörde) unter: 
worfen. 

Alle anderen zur Disziplinarbeftrafung geeigneten Hand— 
lungen jolcher Militärbeamten gehören zur Zuſtändigkeit des 
ihnen vorgejegten Militärbefehlshabers. Hierdurch wird jedoch 
die Mitaufficht der Verwaltungsvorgeſetzten (oder der Ber: 
nl über die fittlihe Führung des Beamten 
und die Befugnig, auch ihrerfeits diejerhalb, wo nöthig, im 
Disziplinarwege einzufchreiten, nicht ausgefchlofjen. | 
Wo die Grenzen diejer beiden Unterordrnungsperhältniife 
zweifelhaft fein follten, müjfen bei Ausübung der Disziplinar- 
ftrafgewalt die für die betreffenden Militärbeamten ertheilten 
befonderen Dienjtvorjchriften und Inſtruktionen berüdfichtigt 
werden. 


8335. Die Disziplinarftrafgewalt der Verwaltungspor- 
gejetten (oder der VBerwaltungsbehörden) über die im doppelten 
Unterordnungsverhältnig ftehenden Milttärbeamten regelt ſich 
nach bejonderen Beitimnmngen. 


8 36. Auf die zum Beurlaubtenftande gehörenden Militär- 
beamten fommen die in den 88 23 bis 30 ertheilten Beftim- 
mungen nad) Maßgabe ihres Militärranges zur Anwendung. 


8 37. Die Befugniß der Mitglieder des Sanitätgforps 
im Offizierrange zur Verhängung von Disziplinarftrafen über 
die zu ihrem Dienftbereich gehörenden Militärbeamten vegelt 
fih nach den bejonderen Vorjchriften und Erlaffen. 


Fünfter Abſchnitt. 


Yon der Disziplinarbefrafung der im 8 2 unter Nr. 3 und 4 
genannten Perfonen. 


8 38. Auf die im 8 2 unter Nr. 3 und 4 genannten 
Berfonen finden die für Perfonen des Soldatenftandes in diefer 
Verordnung ertheilten Vorjehriften Anwendung. Gehören fie 
nicht zum Soldatenftande, jo ift bei der Wahl der Strafart 
die Bildungsſtufe, auf welcher dieſelben ftehen, und ihre 
Stellung im bürgerlichen Leben zu berüdfichtigen. 
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Sechſter Abſchnitt. 


Yon der Ansübung der Disziplinarfrafgewalt und von der 
Vollſtreckkung der Disziplinarfrafen. 


. I Ausübung der Disziplinarfirafgeivalf. 


8 39. jeder mit Disziplinarftrafgewalt verfehene Militär: 
vorgejeßte (88 5, 22) muß mit ftrenger Unparteilichkeit ver- 
fahren, und wenn bie ftrafbare Handlung nicht mit Gemißheit 
aus feiner eigenen Wahrnehinung oder aus einer dienftlichen 
Meldung oder aus dem Geſtändniß des Beichuldigten herbor- 
geht, jowie überhaupt, wenn er über die Schuld ımd den Grad 
der Strafbarfeit zweifelhaft ift, den Hergang der Sache durd) 
mündliche oder fchriftliche Verhandlungen aufzuklären juchen. 


8 40. Die Art und das Maß der Disziplinarftrafe 
bat der Militärvorgefegte innerhalb der Grenzen feiner Diszi— 
plinarftrafgewalt, unter möglichjter Schonung des Ehrgefühls 
des zu Beitrafenden, mit Berückſichtigung der Eigenart und 
der bisherigen Führung desjelben, ſowie der Natur der zur be- 
ftrafenden Handlung und des durch diefelbe mehr oder minder 
gefährdeten Dienftinterefjes zu beftimmen. 

Wenn Militärperjonen mit Dienftftellungen betraut find, 
die über ihren Dienftgrad hinausgehen, fo ift bei der Wahl 
der Strafart auf diefe Dienftitellungen Rüdjicht zu nehmen. 


5 +. Eine und diefelbe ftrafbare Handling darf nur 
von einem Vorgejegten beſtraft und dafür nicht mehr als 
eine Disziplinarftrafe auferlegt werden. Dies fchließt jedod) 
die Befugniß wicht aus, mit einer Arreititrafe 


1. gegen Obergefreite und Gefreite die Entfernung von ihrem 

„ Dienftgrade, 

. gegen Gemeine: 

F die Entziehung der freien Verfügung über die Löhnung 
und die Ueberweiſung derſelben an einen Unteroffizier 
zur Auszahlung in täglichen Raten, 

b) inſofern ſie ſich in der zweiten Rlaffe des Soldaten- 
ftandes befinden, die Einftelflung in eine Arbeiter- 
abtheilung 

zu verbinden. 
Unter dem Ausdrud „Gemeine“ find aud bie boefreiten und Ober: 
gefreiten mitzuverftehen. KM. vom 20. Sebr. 1 

8 42. Wird nad erfolgter Dissipfinncherafang das⸗ 

ſelbe Disziplinarvergehen von dem Beſtraften wieder verübt, 





88 42—48. Vom 31. Oktober 1872. 241 


jo ift, wenn nicht Gründe für eine mildere Beurtheilung vor- 
handen find, eine härtere Strafe, als bei der Vorbeftrafung, 
zu verhängen. Ä 

8 43. Wenn ein nicht mit der höchſten Strafbefugnif 
verſehener Militärvorgefegter zwar eine Disziplinarftrafe für 
zuläfjig, die ihm zuftehende Strafbefugniß aber nicht flir auS- 
reichend erachtet, fo hat er dem nächfthöheren Vorgefegten von 
dem Straffalle zur weiteren Verfügung Meldung zu machen. 

Entjtehen bei einem mit Disziplinarftrafgewalt verfehenen 
Militärvorgejetten Bedenken darüber, ob eine jtrafbare Hand- 
lung disziplinarifch oder gerichtlich zu beftrafen fei, jo muß 
der Fall dem nächſthöheren Vorgefetten vorgetragen werden, 
welcher darüber Beitimmung zu treffen oder nöthigenfalls be- 
hufs Einholung höherer Entfcheidung weiter zu berichten hat. 


8 4. Strafbare Handlungen der Militärperfonen, 
welche nur der Disziplinarbeftrafung unterliegen ($ 1 Nr. . 
dürfen drei Monate nach der Verübung nicht mehr mit Strafe 
belegt werden. | 

Ausgenommen biervon find die im 8 28 unter Strafe 
geftellten Handlungen. 

Die Berjährungsfrift bezieht fih nur auf die Strafverfolgung. 
Hinfichtlih Verjährung der Strafvollitredung find die allgemeinen 
ftrafrechtlichen Grundfäge auf das Disziplinaritrafgebiet anzuwenden. 
M. St. ©. 3. 8 52; R. St. G. 3. 8 70 Nr. 6 und 8 72; K. M. vom 
20. Dez. 1894. 

8 45. Iſt eine ftrafbare Handlung, melche gerichtlich 
hätte beftraft werden follen, nur mit einer Disziplinarftrafe 
geahndet worden, fo iſt dadurch die Strafbarkeit nicht getilgt, 
fondern — wenn inzwijchen nicht nach den Vorjchriften der 
Strafgefege die Verjährung eingetreten ift — die gerichtliche 
Unterfuchung einzuleiten, 

1. Eine Disziplinarftrafe if, wenn fie dem Beftraften ſchon mit: 
geideitt und mit ihrer Vollftredung bereitS begonnen, von demjenigen 

orgejegten, welcher fie verhängt, überhaupt nicht mehr abzuändern oder 
aufzuheben. Eine Verfügung behufs deren weiterer gerichtlicher Ber: 
folgung darf nur von einem höheren Borgefegten getroffen werden. 
K. M. vom 7. Aug. 1879 vgl. 8 55. 

2. Die nachträgliche Einleitung einer gerichtlichen Unterfuchung 
über eine bereit3 disziplinarifch geahndete Handlung darf nur dann ftatt- 
finden, wenn deren Beitrafung im Disziplinarwege überhaupt unzuläjfig 
und ausgejchloffen war. Die rein perfönliche Anficht eines ee Bor: 
gejeßten, daß die von dem niederen innerhalb der Grenze jeiner Befug- 
u verhängte. an fich zuläjfige Strafe nur für zu gelinde erachtet und 
daher behufs jchärferer Ahndung gerichtlich hätte verfolgt werden jollen, 
berechtigt zu obigem Verfahren nit. K. M. vom 7. Aug. 1879 und 
17. Mai 1890; vgl. M. St. ©. O. 8 157. 

Kompendium über Militärrecht. 16 
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II. Bollffrerkung der Disziplinarfirafen. 


846. Die Vollftredung der Disziplinarftrafen muß, jofern 
die Umftände es geftatten, gleich nach deren Feſtſetzung erfolgen. 
ft die Strafe von einem höheren Militärvorgefegten 
verhängt, fo bleibt es feinem Ermefjen überlafjen, die Boll- 
Kredung derjelben entweder jelbft anzuorditen, oder dem nächſten 
orgejeßten de3 zu Beftrafenden zu übertragen. 

Disziplinarifch beſtrafte Mannjchaften find grundfäglich nicht vor er- 
folgter Strafvollftredung zur Reſerve zu beurlauben 

Meberfüllung der vorhandenen Arreigelen "oder nothwendig ge 
wordene Aufnahme in das Lazareth find als Hinderungsgründe nicht an: 
ce und die Entlafjung eventuell aufzufchieben. Allgemein wird in- 
deffen der Strafantritt, wenn möglich, am lebten Entlafjungstage zu 

olgen haben. K. M. vom 8. San. 1877; 27. Mai 1889; 16. Yebr. 1895. 

8 47. Beim Kafernen- oder Quartier-Arreft kann der 
zu Beitrafende zwar zum Dienft herangezogen werden, er darf 
aber außerdem die Kaferne oder das Gebäude, in welchem er 
—* Quartier hat, nebſt den dazu gehörigen Hofräumen nicht 
verlaſſen. 

Für die Vollſtreckung aller anderen Arreſtſtrafen ſind die 
beſtehenden Beſtimmungen über die Vollſtreckung gerichtlich er⸗ 
kannter Arreſtſtrafen maßgebend. 

Wenn im Felde der über Unteroffiziere und Gemeine 
verhängte gelinde, mittlere oder ſtrenge Arreſt den örtlichen 
Verhältniſſen nach weder in einem Ortsgefängniß, noch in 
einem anderen zur Arreſtvollſtreckung geeigneten Lokale ver- 
büßt werden Tann, jo ift, infofern die Strafvollftredung aus 
dienftlichen Gründen feinen Aufſchub erleidet, ftatt der ge- 
nannten Arreftitrafen für die Dauer der Strafe dem Der- 
urtheilten während feiner dienftfreien Zeit der Aufenthalt auf 
einer Wache els Arreftat, ohne Entziehung feiner Kompetenzen, 
anzumeijen. 

Hiermit wird verbunden 

1. wenn die verhängte Arreititrafe in mittlerem Arreft be= 
jteht: Die Derangiehung zu bejchwerlichen Dienftverrichtun- 
gen außer der NReibe: 

2. wenn bie verhängte Arretftefe in jtrengem Arreft beiteht: 

Anbinden, zwei Stunden täg fich. 

Bolfireium 2 * vom ug 187 —* al ©: 241) ift a wei 
e engen Arreſtes im u ewerene ⸗ 
mi —A— Satteltragens —2 Fl ‚& 5 3.822 5 

845 Das Anbinden des Arreſtaten geſchieht auf eine 

der Geſundheit desſelben nicht nachtheilige Weiſe, in auf— 
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rechter Stellung, den Rüden nach einer Wand oder einem 
Baume ꝛc. gefehrt, vergeftalt, daß er fich weder fegen noch 
nniederlegen Tann. 

Zweiftündiges Anbinden, in Verbindung mit dem Aufent- 
halt des Arrejtaten auf der Wache ($ 47), fteht einem ein- 
tägigen ftrengen Arrefte gleih. Am vierten, achten und dem- 
nächſt an jedem dritten Tage fällt das Anbinden fort. 

Die Strafvollftredung erfolgt unter militärischer Auf— 
fiht an einem vor den Augen des Publikums möglichft ge- 
ſchützten Orte. 

Die Faflung des Paragraphen ift zufolge A. K. O. vom 4. Aug. 1887 
zu & 47 eingetreten. 

32 An den nicht im Dienft befindlichen Mannſchaften 
des Beurlaubtenftandes find Arreftitrafen, unter Aufnahme 
derjelben in die Militärverpflegung des betreffenden Land» 
wehr-Bezirfsfommandos, in einem Militärarreftlofale zu voll- 
ftreden. Die militäriihe Einkleidung des zu Beitrafenden ift 
hierbei in der Regel nicht erforderlich. 

Iſt innerhalb drei Meilen vom Aufenthaltsorte des zu 
Beftrafenden ein Militärarreftlofal nicht vorhanden, fo können 
Arreititrafen unter acht Tagen auf Requifition des Landwehr: 
Bezirksfommandos durch die Civilbehörden in einem bürger- 
lihen Gefängniß vollitredt werden. 

Arreitftrafen, welche zur Uebung eingezogene Mannjchaften 
des Beurlaubtenjtandes während der Uebung oder vorher ver: 
wirft haben, find, joweit dies die Erhaltung der Disziplin 
zuläßt, erit nach Ablauf der Uebungszeit zu vollitreden. 

1. Die in den bürgerliden Gefängniffen zu verbüßenden XArreft- 
ftrafen find ftet3 mit den durch M. St. ©. B. 88 24, 25 und M. St. V. V. 
88 18—20 vorgeichriebenen Veränderungen zu vollftreden. K. M. vom 
23. San. 1889. 

2. In analoger Anwendung der K.M. vom 16. Febr. 1895 (Anm. 
zu 8 46) find die Arreſtſtrafen vor der Onttaflung zu vollitreden, 
wenn Strafantritt am legten Uebungstage erfolgen kann. K. M. vom 
30. Nov. 1897. 

S 50. Wird eine Militärperjon des Benrlaubtenftandes, 
welche in ihren Civilverhältniffen zu den im unmittelbaren 
oder im mittelbaren Staatsdienſte ftehenden Beamten gehört, 
disziplinarifch mit Arreſt beftraft, fo ift ihrer nächſtvorgeſetzten 
Dienftbehörde fogleih nach Verhängung der Strafe davon 
Nachricht zu geben. | 

Bei biejer Benaheihtigung it der Zeitpunft des Strafantritts fo 
frühzeitig anzugeben, daß die Behörde für Vertretung forgen, oder be 
gründeten Strafauffhub im dienſtlichen Interefje beantragen kann. K. M. 
vom 17. Febr. 1890. 


16* 
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8 51. Die Militär und PVerwaltungsporgefegten haben 
bon der gegen eine ihnen untergebene Militärperfon verhängten 
Disziplinarftrafe ſich gegenfeitig Mittheilung zu machen. 


Siebenter Abſchnitt. 
Von der Befchwerdeführnng über Disziplinarbeftrafung. 


S 52. Beſchwerden über eine von den zuftändigen 
Militärvorgejegten verhängte Disziplinarftrafe dürfen nur von 
einem Vorgefettten des Beitraften oder von diefem jelbit, und 
im leßteren Fall erſt nach der Strafpoliftredung und ohne 
Mitwirkung eines Dritten, in der für dienftlihe Beschwerden 
vorgejchriebenen Form angebracht werden. 


S 53. Wird diefe Beſchwerde ($ 52) für begründet er- 
achtet, fo ift der hierauf bezügliche Befcheid in die Strafbücher, 
in welche die Strafe eingetragen worden, unter Xöfchung der- 
felben, feinem Inhalte nach aufzunehmen und dem Beſchwerde⸗ 
führer davon Kenntniß zu geben. 

Unbegründete Bejchwerden unterliegen, infofern nicht nad) 

152 des Militärftrafgefeßbuches für das Deutfche Reich vom 
0. Juni 1872 gerichtliche Verfolgung geboten ift, der Dis- 
ziplinarbeftrafung. 


Achter Abſchnitt. 


Don der Beaufſichtigung der Milikärvorgeſetzten in Abſicht 
anf die richtige Anwendung der Disziplinarfirafen. 


8 54. Die höheren Militärvorgefeten haben die gerechte 
und ziwedentfprechende Anwendung der den niederen Vorgefetten 
zuftehenden Strafbefugniffe und die vorfchriftsmäßige Straf- 
vollftrefung forgfältig zu überwachen. 

Sie haben zu diefem Behuf die Strafbliher, welche bei 
den Truppentheilen, den Militärbehörden und den militärischen 
Anftalten, deren Vorfteher mit Disziplinarftrafgewalt bekleidet 
find, geführt werden müſſen, und welche den Grund, die Art 
und das Maß der Strafe, fowie den Namen des Vorgefegten, 
welcher die Strafe verhängt hat, auszuweiſen haben, genau zu 
fontroliren. 

‚_ 1. Die Kommandeure ber Fr ee denen ein Fuß⸗ 
artillerie⸗Bataillon augeibeilt ift, find nur bereditigt, ſich durch Einſicht in 
die Strafbücher von dem Stande der Disziplinarbeftrafung Kenntniß zu 
verfchaffen. Die Ueberwachung der Disziplinarftrafgewalt in dieſem 
Bataillon ftebt ihnen nicht zu. * M. vom 30. Nov. 1891. 
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2. Die Waffenvorgejetten der Spezialtruppen vom Brigadelomman- 
deur oder Inſpekteur aufwärts, haben fih, wenn fie fih auf Grund des 
nad Abſ. 2 obengenannten Paragraphen den höheren Militärvorgejegten 
auftehenden Auffichtsrechts zum Erlaß allgemeiner Anweifungen über die 
Handhabung der Disziplinarftrafgewalt veranlaßt finden, vorher jtet3 des 
Einverftänpniffes des betreffenden kommandirenden General3 zu verfichern. 
Dasjelbe ift betreffenden Falles auf dem Waffendienftwege herbeizuführen. 

A. K. O. vom 4. Jan. 1883 (A. V. Bl. S. 13); A. K. O. vom 25. März 
1899 (U. V. Bl. S.149 und 150 Anl. 4); X. K. O. vom 16. Juni 1899; 
KM. vom 16. Juni 1899 (A. V. Bl. S. 268 und 264). 


8. Bemerkungen der revidirenden Vorgeſetzten, welche al3 eine Be 
urtheilung der Dualififation der Kompagnies 2c. Chefs aufgefakt werden 
fönnen, gebören nicht in Die —— zu den ee KM. 
vom 6. März 1894; vgl. A. K. O. vom 2. März 1893. brung der 
Strafbücder. 


855. Finden die höheren Militärvorgefetten, daß 
1. eine von dem niederen Vorgefesten verhängte Disziplinar- 
afe ihrer Art oder ihrer Dauer nad) unzuläffig, oder 
2. der Strafende zu deren Verhängung nicht befugt ge- 
wefen ift, 
jo ift von ihnen die Strafe abzuändern oder aufzuheben. 

Die Disziplinar-Strafordnung geht von der Auffaffung aus, daß 
der höhere Disztplinarvorgejegte im Allgemeinen nicht in die Disziplinar: 
eh des niederen „eiehläaberg eingreifen, ihn in —* Selb⸗ 
taändigkeit nicht bejchränfen darf. Dem niederen Befehlshaber (Kom⸗ 
pagnie⸗ 2c. Chef) liegt die grundlegende militäriiche Ausbildung und 
Erziehung der ihm anvertrauten Truppe ob. 

Hierzu bedarf er eines hohen Dienftanjehens und einer Selbſtändigkeit, 
die dem Maße feiner Berantwortlichkeit entſpricht. Namentlich ift in den 
Fällen des $ 1 Nr. 1 der Disziplinar-Strafordnung dem Ermefjen des 
niederen Disziplinarvorgejegten ein weiter Spielraum — und zwar mit 
vollem Vorbedacht — eingeräumt worden, da e3 hierfür einen beftimmt 
u ten Thatbeftand nicht giebt, dieje Fälle vielmehr lediglich aus dem 
Geſichtspunkte des militäriihen Intereſſes und Bedürfniſſes beurtheilt 
werden fünnen. Wäre in allen diefen Fällen die jubjeltive Auffafiung 
des höheren VBorgejegten dafür, ob die Handlung gegen die militärifche 
Bucht und Ordnung verftößt bezw. für die Aufhebung der Disziplinarftrafe 
maßgebend, jo würden dadurch nicht nur Dienftanjehen und Einfluß des 
niederen Befehlshabers in empfindlicher Weiſe leiden, fondern auch 
feine Selbftändigteit in der Handhabung der Disziplinarftrafgewalt in 
einer dem Sinne der Disziplinar-Straforbnung zumiderlaufenden Weife 
bejchräntt werben. 

Die DiBaiplinarOftenforbnung trägt dieſen Geſichtspunkten dadurch 
Rechnung, daß ſie den höheren ee ein Eingreifen nur in be 
ftimmten, genau fejtgeitellten Fällen ($ 15) geftattet; insbeſondere, wenn 
eine zur Disziplinarbeftrafung geeignete Handlung von dem niederen 
Befehlshaber unbeftraft gelafjen worden ift, der Vorgejegte aljo nur eine 
Berjäumniß des Untergebenen nachholt. 

Bon dieſen Fällen abgejehen, ag die Handhabung der Disziplinar- 
ftrafgewalt im pflichtmäßigen Ermeſſen des niederen Berchläbabers, 
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Allerdings übt der höhere Befehlshaber auch in dieſer Beziehung 
die Dienftauffiht aus ($$ 54 u. 55). Allein fein unmittelfares Ein- 
greifen ift im $ 55 ausbrüdlich auf die Fälle beſchränkt, in denen der 
niedere Befehlähaber die Grenzen der ihm übertragenen Befugniß über: 
fchritten hat, und zwar ſowohl in objeltiver Beziehung durch Verhängung 
einer ihrer Art und Dauer nad) unzuläffigen Strafe (zum Beifpiel ftrenger 
Arreft gegen einen Unteroffizier oder Entziehung der freien Berfügung 
über die Löhnung auf länger als vier Wochen), wie in jubjektiver durch 
Webergreifen in die Befugniffe eines anderen Befehlshabers (zum Beispiel 
Beitrafung eined Mannes, der feiner Strafgewalt nicht unterworfen ift). 
Der Ausdrud „befugt“ im $ 55 Nr.2 ift daher lediglich als gleichbe- 
‚deutend mit „zuftändig” anzufjehen. 

Es Handelt jomit ein Kompagnie= 2c. Chef, welcher die Weber- 
zeugung gewonnen bat, daß ein feiner Disziplinarftrafgewalt Unter: 
morfjener eine zur Disziplinarbeitrafung geeignete Serblung begangen 
bat, und mwelder in Bezug auf Art und Dauer der Strafe die ihn ge- 
zogenen Grenzen einhält, nicht unbefugt, fondern pflichtgemäß, felbft dann, 
en ein thatjächlicher Irrthum untergelaufen oder ein Borgejegter anderer 


Für derartige ſachwidrige Disziplinarftrafen ift das Beſchwerderecht 
(SS 52, 53) gegeben. In Fällen diefer Art, in welden von dem Be 
ſchwerderecht fein Gebrauch gemadt und daher ber —* Vorgeſetzte 
nicht in die Lage verſetzt wird, die Abänderung oder Aufhebung ſachwidrig 
verhängter Strafen zu veranlafien, kann Abhülfe nur durch Anrufung 
Meiner Gnade erfolgen. A. K. D. vom 16. Nov. 1899. 


Schlußbeſtimmungen. 


856. Die Befugniß der Militärvorgeſetzten zur Ver— 
hängung von Disziplinarſtrafen in Gemäßheit der Beſtim— 
mungen dieſer Verordnung tritt auch in dem Falle ein, wenn 
die Militärperſon, welche die Disziplinarſtrafe verwirkt hat, 
einem anderen Kontingente des deutſchen Heeres angehört. 

Die Befugniß der Militärvorgeſetzten zur Verhängung von Disziplinar⸗ 
ſtrafen tritt auch ein, wenn es ſich um eine Militärperſon der Marine 
handelt. A. K. O. vom 25. März 1897 (A. V. Bl. S. 110). 

8 57. Diefe Disziplinar-Strafordnung tritt mit dem 
15. November d. %8. in Kraft. Bon diefem Tage ab find alle 
hiermit nicht in Einklang ftehenden Beitimmungen über Die 
Disziplinarbeftrafung im Heere aufgehoben. 

Ueber die Handhabung der Disziplin in den Militär- 
ftrafanftalten bleiben befondere Beitinmumgen vorbehalten. 





v. 
Beſchwerdeordnung. 


I. Vom 30. März 1895. 
II. om 14. Juni 1894. 


— — — 








Mur Ihren Bericht vom 22. März 1895 will Ich bie 
beiliegenden Beſtimmungen über die Beſchwerdeführung der 
Offiziere, Sanitätsoffiziere und Beamten des Heeres genehmigen 
und beſtimme unter gleichzeitiger Bezugnahme auf Deine Ordre 
vom 14. Yuni 1894, daß die „Vorjchriften über den Dienft- 
weg und die Behandlung von Befchiwerden der Militärperjonen 
des Heeres und der Marine, fowie der Civilbeamten der 
Militär: und Marine-Verwaltung vom 6. März 1873", foweit 
fie die Armee betreffen, nunmehr völlig außer Kraft treten. 
Auch will Ih Sie ermächtigen, etwa nothwendig werdende 
Erläuterungen der beiliegenden Beſtimmungen zu geben. 


Berlin, den 30. März 1895. 


(gez.) Wilhelm. 
(ggez.) Bronfart von Schellendorff. 


An den Kriegsminifter. 








I. 


Seflimmungen über die Befhmwerbeführung der Offiziere, 
Sanitätssflijiere uud Beamien des Hreeres.*) 
(Bejchwerdeordnung I.) 





I. Offiziere und Sanitätsoffiziere. 
A. Für den Befchwerdeführer. 


1. Offizieren und Sanitätsoffizieren, welche Grund zu 
einer Klage über Vorgefette zu haben glauben, iſt es ge- 
jtattet, wider diefe Vorgejegten Beichwerde zu führen. 

2. Die Beſchwerde Tann: 

a) eine von einen Vorgefegten verhängte Disziplinarftrafe, 

b) Handlungen des Vorgejegten, durch melde der Be— 
ſchwerdeführer 
a) perſönlich, oder in feinem berechtigten Standes— 

bemwußtfein, 

6) in feinen dienstlichen Gerechtſamen und Befugniffen 

fih verlegt oder gefchädigt fühlt, 
zum Öegenftande haben. 

3. Als ein BVorgejetter, gegen den Beſchwerden erhoben 
werden dürfen, ift anzufehen: 

a) derjenige, welcher infolge geſetzlicher Vorſchriften, Dienft- 
licher Anordnungen, allgemeiner militärificher Grundſätze 
jowie durch Rang oder Patent die Befugniß befitt, für 
den Befchwerdeführer oder deſſen Befehlsbereich Befehle 
oder Rügen zu ertheilen, oder Anordnungen zu treffen, 

b) ein jeder Offizier oder Sanitätsoffizier, welcher fich ver- 
pflichtet fühlt, gegen einen jüngeren Kameraden dienftlich 
einzufchreiten. 

Für das Vorgefettenverhältniß, welches im Sinne diefer 
Vorſchriften eine Bedingung des Beſchwerderechtes bildet, ift 


*) Auf Grund der A. K. O. vom 30. März 1895 durh K. M. vom 
5. April 1895 (A. V. Bl. S. 95) als Beichwerveordnung I eingeführt. 
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lediglich Die Zeit, zu welcher der Anlaß zur Beſchwerde ge- 
seen, ist, nicht der Zeitpunkt der Beſchwerdeführung maß- 
gebend. 


4. Eine Befchwerde darf niemals während oder un- 
mittelbar nach Beendigung des Dienftes, fondern erft am 
folgenden Tage dem Berntittler zugeführt bezw., fall eine 
Vermittelung nicht eintritt, dem entfcheidenden Vorgeſetzten 
borgetragen und, wenn fie fich gegen eine Disziplinarftrafe 
richtet, erjt nach deren Verbüßung eingebracht werden. 

Eine Ausnahme von diefer Vorſchrift iſt zuläffig, wenn: 
durch Innehaltung derjelben die Entjcheidung weſentlich er- 
jchwert wird oder eine Verzögerung erleiden würde, welche: 
in Berückſichtigung des Falles bedenklich erfcheint. 


5. Jede Beſchwerde muß innerhalb einer Friſt von drei 
Tagen, die durch Wahl und Benachrichtigung des ittlers 
gewahrt wird, eingeleitet werden: 

a) In diefe Frift wird der Tag, an dem der Anlaß zur Be- 
Ä chwerde gegeben bezw. zur Kenntniß des Befchwerbe- 
hrers gelangt ift, ſowie die ger der Verbüßung einer 

Disziplinarjtrafe, wegen der Beſchwerde geführt wird, 

nicht eingerechnet. 

b) Falls eine Vermittelung nicht einzutreten hat und die 
Beſchwerdeführung ſchriftlich gefchieht, fo genügt es, wenn 
die Beſchwerdeſchrift nachweislich innerhalb der Frift zur 

Poft gebracht wird. 


6. Gemeinfchaftliche Beſchwerden mehrerer Perfonen find- 
unftattbaft. Giebt ein und derfelbe Vorgang mehreren 
Perſonen Anlaß zur Beſchwerde, fo ift e8 jedem Betheiligten 
überlafjen, für ſich Befchwerde zu führen. 


7. Wer leichtfertig oder wider befferes Wiffen eine 
auf unwahre Behauptungen geftütte Beſchwerde anbringt, oder 
eine Bejchwerde unter Abweichung von dem borgejchriebenen 
Dienftwege oder unter Nichteinhaltung der feſtgeſetzten Frift 
einlegt, wird beitraft (vgl. I. B. 4). 


8 Offiziere und Sanitätsoffiziere, welche fich beſchweren 
wollen, haben zunächit innerhalb der in Ziffer 5 bejtimmten 
Friſt die dienftliche Vermittelung in Anſpruch zu nehmen, damit 
der zu verklagende Vorgejette Gelegenheit erhalte, unbemwußt 
oder in der Uebereilung zugefügtes Unrecht fofort abzuftellen 
oder auszugleichen. 


8—10. I. Vom 30. März 1895. 253 


Die Mmanfpruchnahme einer Vermittelung ift unzuläffig 
bei Bejchwerden, welche 
a) eine verhängte DiBgiplinarftrafe oder die Vollſtreckung 
einer folchen zum ®egenftande haben, 
b) fi} al8 weitere Befchwerden (vgl. I. A. 14) darftellen. 


9, Zur Führung der DVermittelungsverhandlungen dat 
der Beichwerdeführer eine dritte Perfon als Vermittler 
zu wählen. 


a) Der VBermittelung hat fi) zu unterziehen: 

a) bei Beichwerden der Offiziere und bei den gegen Offi- 

ziere geriäteten Beihwerden ein Offizier; 

6) bei Beſchwerden der Sanitätsoffiziere über militär- 
ärztliche Vorgejekte ein Sanitätsoffizier oder in Er- 
mangelung eines folchen ein Offizier. 

In der Regel ift al3 Vermittler ein älterer ımd 
erfahrener, im Range unter dem Verklagten, jedoch thunlichſt 
mindeftend im Range des Bejchwerdeführers ftehender 
Offizier bezw. Sanitätsoffizier zu wählen, welcher, wenn 
möglih, zu demfelben ZTruppenverbande, derjelben Be- 
hörde 2c. wie der Bejchwerdeführer oder der DVerflagte 
gehört. 

b) Bei Bejchwerden der zur Zeit weder im Truppenverbande 
noch im Verbande eines anderen Offizierforpg ftehenden 
Difiziere oder Sanitätsoffiziere, z. B. der Generalitabs- 
offiziere, Artillerie und Ingenieur⸗Offiziere vom Plak, 
der Adjutanten höherer Stäbe, der zu den Bezirks— 
fommandos gehörenden, der einzeln ablommandirten ſowie 
der in Abbüßung einer Freiheitsftrafe auf einer Feſtung 
befindlichen Offiziere 2c., hat ein zu derſelben Behörde 
oder zu demfelben Dienftbereiche gehörender Offizier, oder 
wenn ein folcher nicht vorhanden ift, ein Offizier aus 
der Garnifon des Verklagten zu vermitteln. 

Dasfelbe gilt auch, wenn ein beurlaubter Offizier 
oder Sanitätsoffizier eine Beſchwerde außerhalb der 
Garniſon ſeines Truppentheils führen muß. 

10. Nach Wahl und Benachrichtigung des Vermittlers 
hat der Beſchwerdeführer ohne Verzug von dem Beſchreiten 
des Beſchwerdeweges ſeinem nächſten Vorgeſetzten unmittelbar 
Meldung zu erſtatten. 

Weitere Meldung auf dem Inſtanzenwege bleibt, ſoweit 
ſie nöthig iſt, Sache des von Einleitung der Beſchwerde in 
Kenntniß geſetzten Vorgeſetzten. 
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Richtet ſich die Beichwerde gegen den nächſten Vorgejegten 
felbft, fo erfolgt die Meldung des DBeichwerdeführers an den 
nächſthöheren Vorgejetten, welcher dem Berflagten ent|prechende 
Mittheilung zu machen hat. Iſt der nächſthöhere Vorgeſetzte 
gleichzeitig zur Entſcheidung über die Beſchwerde zujtändig, fo 
fällt diefe Meldung meg. 


Der Bermilller, 


11. Der zum Vermittler Erwählte ift zur Uebernahme 
der Bermittelung grundjäglich verpflichtet. | 

Der Vermittler hat ſich zunächſt durch den Beſchwerde— 
an über die einzelnen Bejchwerdepunfte genau unterrichten 
zu laſſen. 

Hiernach darf er die Mebernahme einer vermittelnden 
Thätigfeit nur dann ablehnen, wenn er entweder die Beſchwerde 
in allen Punkten für vollfommen unbegründet oder die Ver- 
letzung des Beſchwerdeführers für eine jo ſchwere hält, daß er 
eine Befeitigung derfelben im Wege der Bermittelung nicht 
für thunlich erachtet. Auch neben der Ablehnung der Ueber- 
nahme einer vermittelnden Thätigkeit hat der Betreffende im 
erfteren Falle von der Einreichung der Beichwerde abzurathen, 
im leßteren dem Befchwerdeführer die direfte Eingabe der Be— 
ſchwerde anheimzuftellen. 

Der Bermittler ift berechtigt, die fchriftliche Niederlegung 
der Beichwerdepunfte und des Thatbeftandes zu fordern, und 
auch verpflichtet, die von dem Bejchwerdeführer etwa felbftändig 
angefertigte Bejchwerdefchrift anzunehmen. Er hat die Befug- 
niß, dem Befchwerdeführer etwaige Bedenken über nicht ge= 
nügende Begründung der Beſchwerde Fundzugeben. 

Wenn der Vermittler fih nicht zur Ablehnung der Ber- 
mittelung veranlaßt fieht, jo hat er das durch die Verhand- 
lungen gewonnene Material, wenn thunlih, mündlich zur 
Kenntniß des Verklagten zu bringen. 

Ob er Lekterem die fehriftliche Darftellung vorlegen darf, 
ohne den Zweck der Vermittelung zu gefährden, muß feinem 
Ermeſſen überlafjen bleiben. 

Sofern er diefe Frage verneinen muß, ift der Eim 
bie in die Klagefchrift dem Verklagten vorzuenthalten. Cr 
muß diefem auf Befragen offen feine Anficht zur Sache 
ausfprechen und deffen Entfcheidung darüber entgegennehmen, 
ob derjelbe beabfichtigt, die Veranlaffung zur Beſchwerde auf: 
zubeben ober lektere dem zuftändigen Vorgefetten zur weiteren 
Beſchlußfaſſung zuführen zu laſſen. 
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Das Ergebnig der Vermittelung ift dem Befchwerdeführer 
ohne Verzug mitzutheilen. 

Der Beichwerdeführer hat dasfelbe, jowie vorliegenden 
Falles feinen Entſchluß, die Befchwerde weiter zu verfolgen, 
fogleich feinem nächſten Vorgefegten unmittelbar zu melden. 

Für diefe Meldung gelten die Beſtimmungen der Ziffer 10. 


In gleicher Weife ift von der beabfichtigten Beſchwerde— 
führung im den Fällen, in welchen eine QVermittelung nicht 
eintritt, Meldung zu eritatten. 


12. Nach einer erfolglos gebliebenen Vermittelung ift 
der Regel nad umverzüglich die Beſchwerde weiter zu Teiten. 
Will der Beichiwerdeführer jedoch, bewogen durch die im Laufe 
der Verhandlungen gewonnene Einficht, feine Beſchwerde zurüd- 
ziehen, jo ift dies ftatthaft. 

Der Beichwerdeführer hat jede Beſchwerde, welche er ein- 
zubringen oder weiter zu verfolgen beabfichtigt, bei dem zur 
Entfcheidung derjelben zuftändigen Vorgeſetzten (vgl. Ziffer 13) 
mündlich oder fehriftlich vorzutragen und demfelben gleichzeitig 
über die ftattgehabte Vermittelung Meldung zu erftatten. 


13. Zuftändig zur Entſcheidung über eine Bejchwerde in 
erfter Inſtanz ift in der Regel der nächfte mit Disziplinar- 
ftrafgewalt verfehene Vorgefette desjenigen, gegen welchen die 
Beichwerde gerichtet ift. Ä 

Beichwerden über Vorgefette, welche einem eigenen Offizier: 
forpsverband angehören, find zur Enticheidung des Komman— 
deurs oder Direktors desfelben auch dann zu bringen, wenn 
Ihon einer feiner Untergebenen zujtändig wäre. 

a) Beſchwerden gegen foldhe Offiziere, welche Seiner Majeftät 
dem Kaiſer und König unmittelbar unterftellt find, werden 
durch eine Immediateingabe des Befchwerdeführers der 

Allerhöchſten Entfeheidung unmittelbar zugeführt. | 

b) Befchwerden gegen Offiziere der Fußartillerie, des Inge— 
nieur- und Pionierforpg, fowie der Eijenbahn-Brigade, 
joweit diefe Offiziere nicht anderen Vorgeſetzten unter: 
ftellt find, werden von den Waffenvorgefetten, im mobilen 

Berhältniffe jedoch von den mobilen Befehlshabern diefer 

Offiziere entjchieden. 

ec) Beichwerden gegen Vorgefette, für welche das Kriegs⸗ 
minifterium - oder ein ‘Departentent deöfelben bezw. der 

Generalftab die nächſte vorgeſetzte Dienftitelfe bildet, find 

der Enticheidung des Kriegsminifter8 bezw. des Departes 
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mentsdireftor8 bezw. des Chef des Generalftabes der 
Armee unterworfen. 


14: Der Beſchwerdeführer hat das Necht, gegen die liber 
feine Beſchwerde getroffene Entfcheidung innerhalb einer Frift 
von drei Tagen an den nächjthöheren DBorgefegten und fo 
fort bis zur Allerhöchſten Stelle eine weitere Beſchwerde ein- 
zulegen. 

Das Recht zur weiteren Befchwerde fteht auch dem ver- 
klagten Theil zu. | 

Die Frift für die weitere Befchwerde beginnt nach Ablauf 
des Tages, an welchem der Beichwerdeführer bezw. der BVer- 
Hagte von der Entfcheidung dienftlich Kenntniß erhält. 

Die meitere Beſchwerde gegen die Entjcheidung einer 
unteren Inſtanz ift ohne Inanſpruchnahme einer Vermittelung 
ftet3 fchriftlich vorzutragen. 

Bezüglid) der Meldung von dem Einlegen der weiteren 
Beichwerde gelten die Beitimmungen der Ziffer 10. 


15. Offiziere und Sanität3offiziere des Beurlaubtenftandes 
haben, auch während fie zum Dienfte nicht einberufen find, 
die Vorſchriften diefer Verordnung zu beachten. 

Bei Befchwerden der Sanitätsoffiziere des Beurlaubten- 
ftandes gegen militärärztliche Vorgefette kann in Ermangelung 
eines militärärztlichen Vermittler8 auch ein Offizier gewählt 
werden. 


B. Für den entfcheidenden Vorgeſetzten. 


1. Jede Befchwerde ift — gleichviel, ob fie auf dem vor- 
gefchriebenen Dienjtwege und bei Innehaltung der verorbneten 
Friſten angebracht ift oder niht — fachlich zu unterjuchen 
und zu erledigen. 

Die Entjheidung muß fo fehnell getroffen werden, als 
gen für Beurtbeilung der Beſchwerde unerläßliche Sorgfalt e3 
geitattet. 

Eine Einwirkung auf den Untergebenen behufs Zurüd- 
ziehung der Befchwerde ift unterfagt und gegen Perjonen des 
Soldatenftandes nad) Maßgabe des 8 117 des Militärftraf- 
geſetzbuchs ftrafbar. Hierdurch wird indeß die Pflicht des 
DBorgefegten nicht berührt, den Befchwerdeführer über etwaige 
unrichtige NechtSauffaffung oder unrichtige dienstliche Anfchauung 
zu belehren. Beharrt in ſolchem Falle der Befchwerdeführer 
auf feiner Klage, fo hat der Vorgeſetzte Entſcheidung zu treffen 
bezw. herbeizuführen. 
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2. Der Borgefette ift verpflichtet, in jedem Falle vor 
der Entiheidung den Hergang der Sache vermittelft münd— 
licher oder jchriftlicher Berichterftattung der Betheiligten feit- 
zuftellen. Erjcheint hierdurch der Thatbeftand nicht hinreichend 
geflärt, jo hat eine protofollarifche Vernehmung der Betheilig- 
ten und Beugen durch einen dem Verflagten im Range nahe- 
ftehenden Offizier ftattzufinden. 

3. Die Entfcheidvung über eine Beſchwerde ift ihrem 
mejentlichen Inhalte nach fchriftlich dem DBefchwerdeführer, 
fowie dem höchſten der von der Befchwerde dienftlich in Rennt- 
niß gefegten Vorgeſetzten desfelben und dem Verklagten mit: 
zutheilen, in jedem Falle jchriftlich niederzulegen und vom 
entfcheidenden Vorgefetten aufzubewahren. 


4. Sind Befchwerden als unbegründet zurüdzumeifen, fo 
wird, jomweit nicht 8 152 des Meilitärftrafgefeßbuchg Anmwen- 
dung findet, im Einzelfalle zu erwägen fein, ob die Aufrecht- 
erhaltung der Disziplin ein Einfchreiten gegen den Beſchwerde— 
führer erfordert. | 

Eine unrichtige dienftliche Anfchauung iſt an ſich nicht 

afbar. 

Nichteinhaltung der für die Anbringung der Bejchwerden 
porgefchriebenen Frift ift auf Grund des 8 1,ı der Disziplinar- 
ſtrafordnung disziplinariſch zu ahnden. 


I. Beamte. | 
5 Auf Militär- und Civilbeamte finden vorftehende Vor- 
Ichriften mit -nachftehender Maßnahme finngemäße Anwendung. 
2. Dei Beſchwerden gegen Militär- oder Verwaltungs- 
vorgefette bleibt e3 dieſen Beamten freigeftellt, fich des Weges 
der dienftlichen VBermittelung unter entjprechender Anwendung 
der vorjtehend gegebenen Grundſätze zu bedienen. Es wird 
yich diefer Weg in allen denjenigen Fällen empfehlen, wo durch 
das Betreten desfelben die Beilegung der Beſchwerde erwartet 
werden darf. 


3. Wird der Wermittelungsverfuch nicht unternommen, 
yo iſt die — Schriftliche — Beichwerde zur Entſcheidung 
des nächften zuftändigen Dienftvorgefegten des Verklagten zu 
bringen. 

Eine weitere Beſchwerde gegen die getroffene Entjheidung 
muß ftet3 bei dem nächften ‘Dienftvorgejegten desjenigen ein- 
gelegt werden, welcher in erfter Inſtanz entjchieden hat. 

Kompendium über Militärrecht, 17 
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4. Militärvorgefekte, welche vermeinen, vor der Beichluß- 
fafjung über die Befchiwerde eines ihnen allein unteritellten 
Militärbeamten dag Urtheil einer Verwaltungs: bezw. techni- 
ichen Behörde einholen zu follen, find berechtigt, fich hierwegen 
unmittelbar an die betreffende Stelle zu Wenden. 

Für die Beſchwerden der Zahlmeifter ift die etwa zum 
Gutachten aufzufordernde Dienftitelle die Korps- bezw. Die 
Divifionsintendantur, für Befchwerden der Roßärzte der Ktorps- 
roßarzt bezw. die Inſpektion des Militär-Veterinärweiens, für 
die der Büchfenmacher die Direktion einer der FTöniglichen 
Gewehrfabriten. 


5, Ordnungsſtrafen, welche Gegenftand der Beſchwerde 
geworden find, müſſen fchriftlich aufgehoben werden, wenn 
die Befchwerde für begründet erachtet wird. 

u Nr 5. Für Bejchwerden gegen Ordnungsſtafen R. B. G. 
8 83 — —S— —— Form En fe daſelbſt 
nicht vorgeſchrieben. K. M. vom 12. Dez. 1899. 

6. Falls die Beichwerden der Militärheamten, die im 
doppelten Unterordnnungsverhältniffe ftehen, das Gebiet der 
Militärdisziplin berühren (8 1 Nr. 1 der Disziplinar-Straf- 
ordnung), jo entjcheidet der Militärvorgefette, in allen anderen 
Füllen der Verwaltungsvorgeſetzte. 

Der Militärvorgefegte ift berechtigt, vor feiner Entfchei- 
dung das Gutachten der dem Bejchwerbeführer vorgefegten 
Berwaltungsbehörde einzuholen. 


7. Perſonen des Soldatenftandes, welche in Stellen von 
Beamten der Militärverwaltung Verwendung finden, haben 
bezüglich ihrer aus dem Beamtenverhältniffe hervorgehenden 
Beichwerden den Dienftweg für Beamte innezubalten. 


D. 


Auf den Mir gehaltenen Vortrag will Ich die nach— 
ſtehenden Beſtimmungen über die Beſchwerdeführung der Per— 
ſonen des Soldatenſtandes des Heeres vom Feldwebel abwärts 
genehmigen und beſtimme, daß die „Vorſchriften über den 
Dienſtweg und die Behandlung von Beſchwerden der Militär- 
perfonen des Heeres und der Marine, fowie der Eivilbeamten 
der Militär- und Marineverwaltung vom 6. März 1873", 
foweit fie die erftgenannten Perfonen betreffen, außer Kraft 
treten. Auch will Ich Sie ermächtigen, etwa nothwendig 
werdende Erläuterungen diefer Beftimmungen zu geben. 


Neues Valais, den 14. Juni 1894. 


(ge) Wilhelm. 
(gge3.) Bronſart v. Schellendorff. 


An den Kriegsminifter. 


17% 








Beſtimmungen über die Beſchuerdeführnng der Perſonen 
des Soldatenſtandes des Heeres som Seldwebel abwärts. 
(Beſchwerdeordnung II.) 


1. Für den Kefchwerdeführer. 


1. Jedem Soldaten, welcher glaubt, daß ihm durch un- 
würdige Behandlung, durch Vorenthaltung gelowerther Ge 
bührniffe oder aus einem anderen Grunde von Vorgeſetzten 
oder Kameraden Unrecht zugefügt fei, ift es geftattet, fich zu 
befchweren. 


2. Jede Beſchwerde ift dem Kompagnie⸗ 2c. Chef un- 
mittelbar und mündlich vorzutragen. 

Nichtet die Beſchwerde fich gegen diejen jelbit, fo ift fie 
bei dem nächftälteiten Offizier der Kompagnie zc. anzubringen. 
a) ft die mündliche Anbringung der Bejchwerde nicht aus- 
führbar, jo kann diefelbe fchriftlich eingereicht werden. 

b) Mannjchaften, welche einem Detachement angehören, haben 
ihre Bejchwerden bei dem Führer desfelben anzubringen. 

Nichtet ſich die Beſchwerde gegen den Führer ſelbſt, 
fo ift fie bei dem nächjtälteften Offizier, und ift em 
jolcher nicht vorhanden, bei dem nächſten Vorgeſetzten des 
Kommandoführer8 anzubringen. 

c) Ebenfo können Unteroffiziere 2c., die zur Probedienit- 
leiftung bei Civilbehörden abkommandirt find, etwaige 
militärifche Befchwerden fchriftlich bei ihrem Kompagnies zc. 
Chef anbringen. 

Eine Betheiligung der Livilbehörden bleibt aus— 
geſchloſſen. 

1. Auf Grund der A. K. O. vom 14. Juni 1894 durch K. M. vom 
5. April 1895 (A. 3. Bl. ©. 95) als Beſchwerdeordnung IL eingeführt. 


2. Bejondere Feſtſetzungen über den Beſchwerdeweg find enthalten: 
für Mannfchaften der Belleivungsämter in der Dienftanweifung für 
die Belleidungsämter 8 10 Nr. 10; 
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für Unterärzte ꝛc., Militärkrankenwärter in der Verordnung über 
die Organiſation des Sanitätskorps; 

für Arbeitsſoldaten in der Dienſtvorſchrift für die Arbeiterabthei⸗ 
lungen $ 36; 

für „ottaigefangene in der Militär-Strafvolftredungs - Vorschrift 

33, J8, 

für Gendarmen in dem Ordre⸗ und Inſtruktionsbuch für die Land⸗ 

gendarmerie 8 28. 


3. Der Soldat darf niemald während oder unmittelbar 
nad) Beendigung des Tienftes, fondern erſt am folgenden 
Tage feine Beſchwerde anbringen. 

Richtet fich die Beſchwerde gegen eine über den Soldaten 
verhängte Disziplinarjtrafe, jo darf er fich erft nach deren 
Verbüßung bejchweren. 


4. Jede Beichwerde muß innerhalb einer Frift von fünf 
Tagen angebracht werden. 

a) In diefe Friſt wird der Tag nicht eingerechnet, an dem 
der Anlaß zur Bejchwerde gegeben ift. 

b) Wird die die Befchwerde veranlafjende — oder 
die Perſon des Urhebers dem Beſchwerdeführer erſt ſpäter 
bekannt, ſo beginnt die Friſt mit dem Tage der erlangten 
Kenntniß. 

c) Bet ſchriftlicher Beſchwerdeführung genügt es, wenn Die 
Beichwerdefchrift nachweislich innerhalb der Friſt zur 
Poſt gebracht wird. 


5. Gemeinfchaftliche Beſchwerden mehrerer Perfonen find 
unftatthaft. Giebt ein und derjelbe Vorgang mehreren Per- 
fonen Anlaß zur Beſchwerde, jo ift es jedem Betheiligten über- 
laffen, für fi Bejchwerde zu führen. 


6. Wer Teichtfertig oder wider befjeres Willen eine 
auf unwahre Behauptungen geſtützte Beſchwerde anbringt, 
wird ftreng beitraft. 

Ebenjo ift der Soldat ftrafbar, welcher eine Bejchwerde 
unter Abweichung von dem vorgeichriebenen ‘Dienftwege oder 
unter Nichteinhaltung der feſtgeſetzten Friſt anbringt. 

Nichteinhaltung der Friſt bleibt in folchen Fällen ſtraffrei, 
in welchen bejondere Umftände, die außerhalb des Verſchuldens 
des Beſchwerdeführers liegen, die vorzeitige oder verfpätete 
Anbringung der Beichwerde gerechtfertigt erjcheinen laſſen. 


7. Der Soldat hat das Necht, gegen die über feine Be— 
ſchwerde getroffene Entjcheidung innerhalb einer Frift von 
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fünf Tagen an den nächjthöheren Vorgefekten und jo fort big 
zur Allerhöchiten Stelle eine weitere Beichwerde einzulegen. . 
Das Necht zur weiteren Bejchwerde jteht auch dem be- 
Hagten Theil zu. | 
Die Frift für die weitere Beichwerde beginnt nach Ablauf 
de3 Tages, an welchen der Bejchwerdeführer von der Ent- 
ſcheidung dienftlich Kenntniß erhält. | 


8. Mannſchaften des Beurlaubtenftandes haben, 
jolange fie nicht zum Dienft einberufen find, Beſchwerden, 
weiche Meilitärdienjtangelegenheiten betreffen, ihrem Bezirks— 
kommandeur vorzutragen. 

Nichtet jich die Beſchwerde gegen diefen, fo ift fie bei 
dem vorgeſetzten Bezirks- oder Kontroloffizier, wenn aber 
ein jolcher nicht vorhanden ift, bei den Bezirfsadjutanten an- 
zubringen. 

Im Mebrigen gelten auch für dieſe Mannjchaften alle 
Borjchriften dieſer Verordnung. Ä 


9, Die Vorschriften diefer Verordnung finden Anwendimg 
auch auf diejenigen Fülle, in welchen die Beichwerde gegen einen 
Beamten der Wilitärverwaltung gerichtet ijt. 


I. Nr. 9 iſt durch K. M. vom 20. Jan. 1897 (U. V. Bl. ©. 22) 
binzugetreten. | 


N. Für den entfcheidenden Vorgefeßten. 


- 1. Die Borfchriften diefer Verordnung beziehen jich auf 
alfe Bejchwerden über Handlungen, durch welche der Befchwerde- 
führer perfönlich oder in feinen berechtigten Standesbemußt- 
jein, in feinen dienſtlichen Gerechtſamen und Befugniffen ver: 
legt oder gejchädigt wird, auch dann, wenn diefe Handlungen 
ih als Zumwiderhandlungen der Vorgejegten gegen die Straf- 
gejege, 3. B. Beleidigungen, Mißhandlungen ꝛc. Untergebener 
daritellen. | 


2. Die dienftliche Pflicht der Vorgefetten, derartige 
Strafhandlungen, fofern fie auf anderem Wege zu ihrer 
Kenntniß kommen, aljo ohne daß Beſchwerde erhoben wird, zu 
verfolgen, wird hierdurd nicht berührt. (8 51 des Weilitär- 
ſtrafgeſetzbuchs.) 

3. Jede Beſchwerde iſt — gleichviel ob ſie auf dem vor— 
geſchriebenen Dienſtwege und bei Innehaltung der verordneten 
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Friſten angebracht ift oder niht — fachlich zu unterſuchen und 
zu erledigen. 

Die Entſcheidung muß fo ſchnell getroffen werden, als 
Beh für Beurtheilung der Beſchwerde unerläßliche Sorgfalt es 
geitattel. 

Eine Einwirkung auf den Uniergebenen behufs Zurüd- 
ziehung der Beſchwerde ift unterfagt und gegen Berfonen des 
Soldatenftandes nad) Maßgabe des 8 117 des Mitlitärftraf- 
geſetzbuchs jtrafbar. 

Hierdurd) wird indeß die Pflicht des Vorgefekten nicht 
berührt, den Bejchwerdeführer über etwaige umrichtige Rechts— 
auffafjung oder unrichtige dienftliche Anjchauung zu belehren. 
Beharrt in ſolchem alle der Befchwerdeführer auf feiner 
Klage, jo hat der Vorgefegte Entjcheidung zu treffen bezw. 
herbeizuführen. 


4. In erſter Inſtanz entjcheidet über eine Beſchwerde in 
der Pegel der nächte mit Disziplinarjtrafgewalt verfehene 
Vorgeſetzte desjenigen, gegen welchen die Befchwerde gerichtet ift. 

Der Vorgeſetzte ift verpflichtet, vor der Entſcheidung den 
Hergang der Sache durdy mündliche oder fchriftliche Verhand- 
lungen aufzuklären. | 

Bildet aber eine gerichtlich zu ahndende Zumiderhandlung 
gegen die Strafgefege den Gegenftand der Beſchwerde, fo hat 
der erwähnte Vorgefette fogleih nah) 8 93 der Militär- 
ftrafgerichtSordnung den vollftändigen Thatbericht anzufertigen 
und die Sache der gerichtlichen Unterfuhung und Entſcheidung 
zuzuführen. 

u Nr 4 Abi. 3. D. 5. Preuß. Militärftrafgerichtorpnung, val. 
jetzt Fe 6.0. A 153 si,” ß rrrafgerich sv 

5. Die Entfcheidung über eine Bejchwerde ift dem Be⸗ 
Ichwerdeführer und dem Verklagten ihrem wejentlichen Inhalt 
nach mitzutheilen, in jedem Falle fchriftlich niederzulegen und 
ſeitens des Bataillons ꝛc. aufzubewahren. 

a) Beſchwerden, welche gegen den Kompagnie- 2c. Chef ſelbſt 
gerichtet find und deshalb bei dem nächjtälteften Offizier 
der Rompagnie 2c. angebracht werden, find von Letzterem 
ohne Verzug zur Entfcheidung des höheren Befehlshabers 
zu bringen. Dem Kompagnie⸗ 2c. Chef ift Meldung zu 
eritatten. 

b) Bejchwerden gegen Offiziere der Fußartillerie, des In— 
genieur- und Pionierforps, fowie der Eifenbahn-Brigade, 
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foweit diefe Offiziere nicht anderen Vorgeſetzten unterftellt 
find, werden von den Waffenvorgejegten, im mobilen Ver- 
hältniffe jedoch von den mobilen Befehlshabern dieſer 
Offiziere entjchieden. 

c) Beichwerden gegen folche Offiziere, welche Seiner Dejefät 
dem Kaifer und König unmittelbar unterstellt find, werden 
durch eine Immediateingabe des Kompagnie- 2c. Chefs der 
Allerhöchften Entfcheidung unmittelbar zugeführt. 

d) Beichwerden gegen Vorgefegte, für welche das Kriegs⸗ 
minijterium bezw. der Generalitab die nächjte vorgejette 
Dienftftelle bildet, find der Entſcheidung des Kriegs⸗ 
minifter8 bezw. des Chef3 des Generaljtabes der Armee 
unterworfen. 

e) Bejchwerden von Unterärzten und einjährig-freimilligen 
Aerzten über ärztliche Vorgefekte werden durch den Kom⸗ 
pagnie- ıc. Chef zur Kenntniß des vorgefegten Stabs⸗ 
arztes bezw. Regimentsarztes gebracht, welcher das Weitere 
zu veranlafjfen bat. 

f) Beichwerden der Berfonen des Soldatenftandes über 
einen Beamten der Militärverwaliung werden dem ihm 
vorgefegten Militärbefehlshaber oder höheren Beamten 
durch den Kompagnie- zc. Chef zur weiteren Veranlaffung 
vorgelegt. 

Falls Beichwerden über Beamte, die in einem doppelten 
Unterordnnungsverhältniffe Stehen, nicht lediglich das Gebiet 
der Militärdisziplin berühren, ift der Militärvorgefegte 
berechtigt, vor feiner Entfcheidung das Gutachten der dem 
Berflagten vorgeſetzten Verwaltungsbehörde einzuholen. 
II. Rr. 5f ift duch K. M. vom 20. Jan. 1897 (A. 3. Bl. ©. 22) 

hinzugetreten. 


6. Mannſchaften, welche gegen eine Entſcheidung auf 
ihre Beſchwerde die weitere Beſchwerde einlegen, ſind von dem 
Kompagnie⸗ zc. Chef und, wenn dieſer der entſcheidende Vor⸗ 
gejette war, von dem nächſtälteſten Offizier der Kompagnie ꝛc. 
protofoflarifch zu vernehmen. 

Die weitere Bejchwerde wird ebenfalls in Gejtalt einer 
Beichwerde gegen den Vorgeſetzten, der die letzte Entfcheidung 
getroffen hat, eingelegt und ift von dem Beſchwerdeführer zu 
begründen. 


7. Das über eine etwaige weitere Beſchwerde aufzunehmende 
Protofoff mit Begründung ift von dem SKompagnie- 2c. Chef 
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bezw. dem nächjtälteften Offizier der Kompagnie zc., dem zur 
Entſcheidung zuftändigen Vorgefetten vorzulegen. 

Geht die weitere Beſchwerde ar die Allerhöchite Stelle, 
jo it das Protofoll durch eine Immediateingabe des Kom— 
pagnie= 2c. Chefs bezw. des nächjtältejten Offiziers der Aller- 
höchiten Entfcheidung zuzuführen. 


8 Sind Befchwerden al3 unbegründet zurückzuweiſen, jo 
wird, foweit nicht $ 152 des Militärftrafgejeßbuchs entfcheidend 
ist, im Einzelfalle zu erwägen fein, ob die Aufrechterhaltung 
der Mannszucht ein Einfchreiten gegen den Beichwerdeführer 
erfordert. 

Mi unrichtige dienstliche Anſchauung ift an fich nicht 
afbar. | 

Nichteinhaltung der für die Anbringung der Beſchwerden 
vorgefchriebenen Frift ift auf Grund des 8 1,ı der Disziplinar- 
ftrafordnung disziplinarifch zu ahnden. 


VI. 


Allerhöchſte Verordnung 
über die 


Ehrengerichte der Offiziere im 
Preußifchen Heere, 


vom 2. Mai 1874, 


und Grgänzungsordres. 


— — —— 


Ich befehle hierdurch, unter Aufhebung aller bisherigen 
Beſtimmungen über das ehrengerichtliche Verfahren, daß von 
jetzt ab die von Mir am heutigen Tage vollzogene Verordnung 
über die Ehrengerichte der Offiziere im Preußiſchen Heere in 
Kraft treten fol. Die Wahl der Ehrenräthe für die Ehren— 
gerichte über Hauptleute, Rittmeiſter und Subaltern-Dffiziere 
hat jedoch da, wo ein Ehrenrath ſchon befteht, erſt am 1. Sep- 
tember d. J. oder an einem der nächjtfolgenden Tage zum 
erſten Male ftattzufinden und find diejenigen ehrengerichtlichen 
Unterfuchungen, in welchen das fürmliche Verfahren bereits 
angeordnet ift, möglichit befchleunigt da zu Ende zu führen, 
wo fie eingeleitet wırden. Sollten in einzelnen Fällen über 
die Zuftändigfeit der Chrengerichte oder über die Auslegung 
und Anwendung der Borfchriften über die Behandlung der 
ehrengerichtlichen Angelegenheiten Zweifel entjtehen, fo haben 
die fommandirenden Generale diefelben zu erledigen, nöthigen 
Falls darüber unmittelbar Meine Entſcheidung einzuholen. 
Das Kriegsminifterium hat hiernach die weitere Bekannt— 
machung an die Armee zu veranlaffen. 


Berlin, den 2. Mai 1874. 


Wilhelm. 


An das Kriegsminifterium. 


* 


Jq will, daß die heute von Mir vollzogene Verordnung 
über die Ehrengerichte der Offiziere in Meinem Heere in dem 
Geiſte verſtanden und angewendet wird, der Mein Heer von 
Alters her ausgezeichnet hat. 

ch erwarte daher von dem geſammten Offizierkorps 
Meines Heeres, daß ihm, wie bisher ſo auch in Zukunft, die 
Ehre das höchſte Kleinod ſein wird; dieſelbe rein und fleckenlos 
zu erhalten, muß die heiligſte Pflicht des ganzen Standes, wie 
des Einzelnen bleiben. Die Erfüllung dieſer Pflicht ſchließt 
die gewiſſenhafte und vollſtändige Erfüllung aller anderen 
Pflichten des Offiziers in fih. Wahre Ehre kann ohne Treue 
bis in den Tod, ohne unerfchütterlichen Muth, feite Entfchloffen- 
heit, fjelbjtverleugnenden Gehorjam, lautere Wahrhaftigkeit, 
ftrenge Verſchwiegenheit, wie ohne aufopfernde Erfüllung ſelbſt 
der anfcheinend kleinſten Pflichten nicht beftehen. Sie verlangt, 
daß auch in dem äußeren Leben des Offiziers fich die Würde 
ausbrüde, die aus dem Bewußtſein hervorgeht, dem Stande 
anzugehören, dem vie Vertheidigung von Thron und Vaterland 
anvertraut ift. — Der Offizier foll beftrebt fein, nur diejenigen 
Kreife für feinen Umgang zu wählen, in denen gute Sitte 
berrfchend ift, und darf am wenigſten an öffentlichen Orten 
aus dem Auge laffen, daß er nicht bloß als gebildeter Mann, 
jondern auch als Zräger der Ehre und der gejteigerten 
Pflichten ſeines Standes auftritt. Von allen Handlungen, 
welche dem Auf des Einzelnen oder der Genofjenichaft nach— 
theilig werden können, bejonder8 von allen Ausſchweifungen, 
Trunk und Hazardipiel, von der Mebernahme folcher. Berpflich- 
tungen, mit denen auch nur der Schein unredlichen Benehmens 
verbunden ſein könnte, vom hazardmäßigen Börfenfpiel, von 
der Theilnahme an Ermwerbögefellichaften, deren Zweck nicht 
unantaftbar und deren Ruf nicht tadellos ift, ſowie überhaupt 
bon jedem Streben nad) Gewinn auf einem Wege, deſſen 
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Lauterfeit nicht Kar erkennbar ift, muß der Offizier fich weit 
abhalten. Sein Ehrenwort darf er nie leichtfinnig verpfänden. 

Je mehr anderwärts Luxus und Wohlleben um ſich 
greifen, um fo erniter tritt an den DOffizierjtand die Pflicht 
heran, nie zu vergeflen, daß es nicht materielle Güter find, 
welche ihm die Hochgeehrte Stellung im Staate und in der 
Geſellſchaft erworben haben und erhalten werden. Nicht nur, 
daß die kriegerifche Tüchtigkeit des Offiziers durch eine verweid)- 
lichende Lebensweiſe beeinträchtigt werden fünnte, ſondern völlige 
Erjchütterung des Grundes und Bodens, worauf der Offizier- 
ftand fteht, ift die Gefahr, welche das Streben nach Gewinn 
und Wohlleben mit fich bringen würde. 

Je eifriger die Offizierforps treue Kameradjchaft und ridy- 
tigen Korpsgeifi pflegen, um fo leichter werden fie Aus- 
ichreitungen vorbeugen, auf Abwege gerathende Kameraden in 
die richtigen Bahnen zurücdleiten, unnüte Händel und unwürdige 
Zänkereien vermeiden. 

Niemals darf das berechtigte —— des Offiziers 
in Mangel an Achtung oder in Ueberhebung gegen andere 
Stände ausarten. Je mehr der Offtzier feinen Beruf liebt 
und je höher er deſſen Zwecke auffaßt, um jo mehr wird er 
ermefjen, in wie hohem Grade das volle Vertrauen aller 
Stände zum Offizierftande eine Bedingung für die erfolg und 
vuhmreiche Löſung der lekten und höchſten Aufgabe des 
Heeres ift. 

h habe das Vertrauen zu den Offizieren des Beur— 
laubtenjtandes und zu den verabjchiedeten Offizieren, welchen 
Ich die Beibehaltung der äußeren Beichen des Standes be- 
willigt habe, daß, wie fte fortdauernd Antheil an der Standes- 
ehre haben, fie der Verpflichtung, für die Wahruny diefer Ehre 
zu forgen, auch in ihren bürgerlichen Berhältniffen ſtets ein- 
gedent bleiben werden. Ä 

Dafür, daß in den Offizierforps des ftehenden Heeres 
und des Beirlaubtenftandes ein geläutertes Chrgefühl fich 
lebendig erhalte, find Mir zunächft die Regimentskommandeure 
und diejenigen Befehlöhaber, welchen gleiche Pflichten obliegen, 
verantwortlich. Sie vor allen befiken in den ihnen für die 
Heranbildung der jüngeren Offiziere zu Gebot jtehenden Mitteln 
die Möglichkeit, auf die Erhaltung des Geiftes, welcher allein 
ein Heer groß macht, weit über den Bereich und Die Dauer 
ihrer eigenen Wirkfamfeit hinaus Einfluß zu üben. “Diefer 
Pflicht werden fie befonderd dann mit Erfolg genügen, wenn 
fie die jüngeren Offiziere ernftlich anhalten, den mwohlgemeinten 
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Weifungen ihrer älteren Kameraden nachzufommen, und wenn 
fie ebenjo diefe nicht im Zweifel darüber laſſen, daß es eine 
wefentliche Pflicht der älteren Offiziere ift, ihre jüngeren 
Kameraden zu überwachen und zu fich heranzubilden. 

Wenn in diefer Art durch Erziehung, Beifpiel, Belehrung, 
Warnung und;Defehl entfprechend gewirkt wird, müſſen Vor— 
fommnilfe, welche den in der Verordnung über die Ehren- 
gerichte angeordneten Spruch der Standesgenoſſen erheifchen, 
immer jeltener werden. 

Die Beftimmungen diefer Verordnung haben den Zweck, 
die Pflege der bewährten Ueberlieferungen ritterlihen Sinnes 
im Offizierftande zu fördern, und gewähren die Mittel, da, 
wo einen Dffizier der Vorwurf trifft, er habe Schaden an 
feiner Ehre gelitten, oder wo er felbit dies befürchtet, im ge- 
ordneten Wege einzufchreiten. 

Hierbei jollen die Ehrenräthe die Organe der Komman- 
deure bilden, während diefen die Leitung der Ehrengerichte und 
die Verantwortung für die richtige Behandlung der in ihrem 
Dienftbereih vorkommenden ehrengerichtlichen Angelegenheiten 
ausschlieglich obliegt. Auch follen die Ehrenräthe denjenigen 
ihrer Kameraden, welche an fie in Ehrenfachen fich wenden, 
mit fameradfchaftlihem Rath zur Seite ftehen. Indem Ich 
die Zuſammenſetzung der Ehrenräthe der Offizierforpg von der 
Wahl der Kameraden abhängig gemacht habe, ift es nicht allein 
Meine Abficht, den Kommandeuren für die oft fehmwierigen Ge- 
Ihäfte in Chrenfachen bejonders geeignete Organe zu geben, 
jondern auch die, ſolche Offiziere für diefe Dienftitellungen zu 
finden, welche das Bertrauen ihrer Kameraden in fo hohem 
Grade befiten, daß fie mit Erfolg als deren berufene Rath— 
geber in Ehrenfachen wirken können. Ich fee voraus, daß fein 
Offizier fich bei der Wahl von anderen als mit diefer Meiner 
Abſicht übereinitimmenden Beweggründen wird leiten lafjen. 

Die Chrengerichte aber haben die doppelte Aufgabe, fo- 
wohl durch ihren Spruch die Ehre des Einzelnen von unbe- 
gründeten Berdächtigungen, injoweit ihm andere ftandesgemäße 
Wege hierzu nicht offen ftehen, zu veinigen, als auch zur 
Wahrung der Ehre des Standes gegen diejenigen Mitglieder 
desjelben, deren Benehmen dem richtigen Ehrgefühl und den 
Verhältniſſen des Offizierftandes nicht entjpricht, einzufchreiten. 
Die Fälle, in denen ein ſolches Einfchreiten erforderlich werden 
kann, laſſen ſich nicht erfchöpfend voraus beftimmen; fie im 
Einzelnen zu erkennen, foll Mein vorftehend ausgefprochener 
Wille einen Anhalt geben. 

Kompendium über Militärrecht. 18 
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Zugleich halte ch hierbei Mich verfichert, daß die Be— 
fehlshaber, in richtiger Würdigung der zur Wahrung der Dis- 
ziplin und zur Aufrechthaltung ihrer Autorität ihnen verliehenen 
Strafbefugniffe ſolche Fälle, welche im Disziplinarwege füglich 
erledigt werden können, nicht zum ehrengerichtlihen Berfahren 
veriveifen werden, um die gewichtige Bedeutung eines - ehren- 
gerichtlichen Spruchs nicht herabzudrüden. 

Ber allen Verhandlungen der Ehrenräthe ımd der Ehren: 
gerichte foll neben den Rückſichten auf die Erhaltung der 
Standesehre der Sinn wechielfeitigen Wohlwollens walten. 
Das Verfahren joll auf Erörterung der Anſchuldigungspunkte 
fih befchränfen und nicht auf Nebendinge eingehen, oder durd) 
unnöthige Förmlichfeiten erjchwert und aufgehalten werden. 
Auch ift hierbei ſtets ernſtlich darauf zu halten, daß innere 
Angelegenheiten eines Dffizierforps nicht weiter aus deſſen 
Kreis hinausgetragen werden, al3 unumgänglich nöthig tft. 

n dem Bertrauen, daß edle Sitte und guter Ton in 
den Sffigierforps Meines Heeres jich heimisch erhalten, umd 
Privatftreitigfeiten und Beleidigungen der Offiziere unter- 
einander immer feltener vorfommen werden, habe Ich das 
Be die Verordnung II. vom 20. Juli 1843 vorgefchriebene 
Verfahren außer Kraft gefegt. Nur ſoll für den Offizier, welcher 
mit einem anderen Offizier in eine die Ehre berührende Privat- 
zwiſtigkeit geräth, die Verpflichtung fortbeitehen, feinem Ehren- 
rath und zwar jpätejtens, wenn er eine Herausforderung zum 
Zweikampf erläßt oder erhält, hiervon Anzeige zu machen, 
oder durch einen Kameraden Anzeige machen zu laſſen. Der 
Ehrenrath hat alsdann ſofort und möglichſt noch vor Voll— 
ziehung des Zweikampfes dem Kommandeur Meldung zu er— 
ſtatten und da, wo die Standesſitte es irgend zuläßt, einen 
Sühneverſuch vorzunehmen; falls diefer aber nicht gelingt, 
dahin zu wirken, daß die Bedingungen des Zweikampfes zur 
Schwere des Falles in feinem Mißverhältniß jtehen. Kommt 
es zum Zweikampf, fo hat der Präfes des Ehrenrath3 oder 
ein Mitglied desfelben fich al8 Zeuge auf den Kampfplatz zu 
begeben und darauf zu achten, daß bei Vollziehung des Zwei— 
kampfes die Standesfitte gewahrt wird. 

Auf ehrengerihtlichem Wege ſoll wegen eines Zweikampfes 
nur dann gegen Offiziere eingefchritten werden, wenn der Eine 
oder der Andere der Betheiligten bei dem Anlaß oder dem 
Austrag der entftandenen Privatitreitigfeit gegen die Standes- 
ehre gefehlt hat. -—— Dies muß inSbefondere in dem immerhin 
möglichen Falle gefchehen, wenn ein Offizier in frevelhafter 
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Weiſe einem Kameraden ohne jede Veranlafjung eine ſchwere 
Beleidigung zugefügt haben ſollte. Denn einen Offizier, welcher 
im Stande iſt, die Ehre eines Kameraden in frevelhafter 
Weiſe zu verlegen, werde Ich ebenjowenig in Meinem SHeere 
dulden, wie einen Offizier, welcher feine Ehre nicht zu wahren 
weiß.- 

Die Regimentsfommandeure und die ihnen gleichtehenden 
Befehlshaber haben dafür Sorge zu tragen, daß jeder neu er- 
nannte Offizier des ftehenden Heeres und des Beurlaubten- 
ſtandes von diefer Meiner Ordre Kenntniß erhält. Auch ift 
durch gelegentliches Vorlefen bei VBerfammlungen der Offizier- 
korps Mein bier ausgefprochener Wille den Offizieren Meines 
Heeres öfter in Erinnerung zu bringen. 


Berlin, den 2. Mai 1874, 


Wilhelm. 
An das Kriegsminifterium. 


J. Zwed der Chrengerichte. 


8 1. Die Ehrengerichte der Offiziere haben zum Zwed, 
die gemeinfame Ehre der Genoffenjchaft, ſowie die Ehre des 
Einzelnen zu wahren. 

Idhre Aufgabe ift e2: 

1. gegen diejenigen Offiziere, deren Benehmen dem richtigen 
Ehrgefühl oder den Verhältniffen des Offizierftandes nicht 
entfpricht, auf dem durch gegenwärtige Verordnung be- 
zeichneten Wege einzufchreiten und, wo es zur Erhaltung 
der Reinheit der Ehre des Offizierftandes nöthig, auf 
die Entfernung unwürdiger Mitglieder aus der Genoifen- 
Ihaft anzutragen; ſowie 

2. die Offiziere von unbegründeten PVerdächtigungen ihrer 
Ehrenhaftigfeit zu reinigen, infofern andere ftandesgemäße 
Wege hierzu nicht vorhanden find. 


Il. Zuftändigfeit der Ehrengerichte. 


S 2. Zur Beurtheilung der Chrengerichte gehören: 
a) alle Handlungen und Unterlaffungen von Offizieren, 
18* 
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welche dem richtigen Ehrgefühl oder den Berhältniffen 
des Offizieritandes zumider find und daher die gemein- 
ſame Ehre der Genofjenjchaft gefährden oder verleken; 


b) diejenigen Fälle, in welchen Offiziere zum Schuß ihrer 
eigenen Ehre auf einen ehrengerichtlichen Spruch antragen. 
Diejer Paragraph bezieht fich nur auf Handlungen und Unterlafiungen 
von Offizieren, mithin an ſich nicht auf Vorkommniſſe, die vor der 
Ernennung zum Offizier liegen. Solche eignen ſich jedoch inſoweit zur 
ehrengerichtlichen Beurtheilung, als fie durch en des Beireffenden 
noch fortwirfen, nachdem er Offizier geworden ift. 

Kab. Schr. vom 2. Dft. 1899. 


53. Sit eine zur Zuftändigfeit der Ehrengerichte gehö- 
rende Handlung oder Unterlafjung zugleich in den Strafgejegen 
niit Strafe bedroht und dieſerhalb ein gerichtliche Berfahren 
eingeleitet, jo darf erit nach Beendigung desfelben ehrengericht- 
liches Einfchreiten erfolgen. 

In einem folchen Falle dürfen, wenn.gerichtlic) auf Frei— 
ſprechung erfannt ift, diejenigen Xhatjachen, welche in dem ge- 
richtlihen Verfahren zur Erörterung gefommen find, nur noch 
infoweit dem Spruch eines Chrengericht3 unterftellt werden, 
als diefelben an fich eine BVerlekung der Ehre des Offizier: 
jtande3 enthalten. 

Iſt dagegen eine gerichtliche Verurtheilung erfolgt, fo 
bleibt Lediglich demjenigen Befehlshaber, welcher ein ehren- 
gerichtliche8 Verfahren anzuordnen berechtigt ift, überlaffen, 
darüber Entfcheidung zu treffen, ob außerdem noch ein ehren- 
gerichtlicher Spruch zu fällen ſei. 


S 4. Den Chrengerichten find unterworfen: 

1. alle Offiziere des aktiven Dienftjtandes; 

2. alle Offiziere des Beurlaubtenftandes (Reſerve und 
Landwehr), mit Einjchluß der unter Vorbehalt der Dienft- 
verpflichtung aus dem aftiven Dienjte entlaffenen Offi- 
ziere; 

. die Offiziere & la suite der Armee; 

. die zur Gendarmerie übergetretenen Offiziere; 

. die mit Penfion zur Dispofition geftellten, und die unter 
Berleihung der Befugniß, Militärımiform zu tragen, ver: 
abjchiedeten Offiziere. 

Die aus nichtpreußifchen Dienften in die Gendarmerie- Brigade in 
Elfaß:Lothringen übernommenen Offiziere find für die Dauer Diejes 
Dienftverhältniffes demjelben Ehrengericht, wie die & la suite der Preu— 
ßiſchen Landgendarnterie und zur Gendarmerie-Brigade in Eljaß-Lothringen 
gehörenden Offiziere zu unterftelen. A. K. DO. vom 12. Nov. 1891. 


je ET 
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I. Bildung der Ehrengerichte. 


85 An der Bildung von Chrengerichten Theil zu 
nehmen find nur diejenigen Offiziere berechtigt, welche: 
1. Mitglieder von Offizierforps find, oder 
2. auf Grund der nachftehenden Vorfchriften ($ 13) befonders 
dazu gewählt werden. 
Alle übrigen Offiziere find den Ehrengerichten unteritellt, 
ohne zur thätigen Theilnahme an denjelben berechtigt zu fein. 


8 6. Mitglieder eines Offizierforpg im Sinne der 
gegenwärtigen Verordnung find 

1. bei den Offizierforpg des aftiven Dienititandes: alle 
Offiziere, welche im Etat eines Regiments, eines felb- 
jtändigen Bataillons oder einer felbjtändigen Abtheilung 
ſtehen, ſowie diejenigen, welche die Uniform eines folchen 
Zruppentheils tragen, infofern fie nicht durch Abfommntan- 
rung in den Etat eines anderen Truppentheil3 getreten 
ind; 

2. bei den Offizierforps des Beurlaubtenftandes: der Bezirks- 
kommandeur, die bei den Bezirkskommandos im aftiven 
Dienfte wieder angeftellten Offiziere, die Bezirksoffiziere 
und alle Neferve- und Landwehroffiziere eines Landwehr— 
bezirks, ohne Unterfchied der Waffengattung. 

Inaktive Offiziere, welche im aktiven Heere in einer 
Dffiziersitelle wieder Verwendung gefunden haben, find 
für die Dauer dieſes Dienjtverhältniffes in Beziehung 
auf die Theilnahme an der Bildung der Ehrengerichte 
und auf die Unterftellung unter Ddiejelben als Offiziere 
des aktiven Dienftftandes anzufehen. ($8$ 5, 10 und 13.) 
1. Die Faffung in Nr. 2 ift zufolge A. 8. D. vom 27. Juni 1890 

eingetreten. 

2. Offiziere, welche & la suite ihrer Truppentheile ftehen und ſich 
im Etat von Behörden und Anftalten befinden, find nicht al3 Mitglieder 
derjenigen Dffizierforps, deren Uniform fie tragen, zu betrachten, jondern 
es findet auf diefelben Die Beſtimmung des 8 10 Ab. 2 Anwendung. 
A. K. O. vom 13. Dit. 1894. 

3. Die nah Anm. 2 getroffene Beſtimmung findet auch auf alle 
diejenigen Offiziere Anwendung, welche, ohne & la suite gejtellt zu jein, 
aus dem Etat ihres Truppentheild ausgejchieden und in den Etat einer 
Behörde oder Anftalt, 3.8. Unteroffizierfchulen, Kadettenanftalten und dergl., 
getreten find. Kab. Schr. vom 2. Okt. 1899. 

1. Die Ehrengerichte zerfallen in: 

1. Ehrengerichte über Hauptleute oder Rittmeiſter und 
Snbalternoffigtere; fie werden durch Offizierforps gebildet, 
und in 
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2. Ehrengerichte über Stabgoffiziere; fie werden durch be- 
jonder dazu gewählte StabSoffiziere gebildet. 


Tritt die Nothwendigkeit ein, gegen einen General oder 
einen in einer Generalsſtellung ftehenden Stabsoffizier, oder 
einen von Mir ernannten Kommandanten, oder einen Mir 
direft unterftellten Offizier, oder einen Adjutanten der Prinzen 
Meines Hauſes oder eines deutfchen Fürften, oder gegen einen 
außerhalb des Verbandes Meines Heeres ablommandirten 
StabSoffizier ehrengerichtlich einzufchreiten, jo werde Ich das 
Nöthige jedesmal bejonders beſtimmen. 


A. Bildung der Ehrengeridhte über Hauptleute oder 
Rittmeifter und Subalternoffiziere. 


ER Ehrengerichte über Hauptleute oder Nittmeifter 
und Subalternoffiziere beftehen: 

bei einem jeden Regiment, 

bei einem jeden felbjtändigen Bataillon, 

bet einer jeden felbftändigen Abtheilung, und 

in einem jeden Landwehr-Bataillonsbezirk. 

Das gefammte Offizierforpg ($ 6) bildet das Ehren: 
gericht. 

8 9. Hat das Offizierforps eines Landwehr-Bataillons 
mehr als 120 Mitglieder, jo kann es durch den Landwehr— 
Bezirtsfommandeur in fo viel Ehrengerichte getheilt werden, 
daß jedes derjelben zwifchen 60 und 120 Mitglieder zählt. 


S 10. Hauptleute oder Rittmeifter und Subalternoffiziere 
jind, fofern fie Mitglieder eines Offizierforpg find (8 6), dem 
Ehrengericht dieſes Offizierforps unterworfen. 

Sind Offiziere des vorgedachten Dienftgrades nicht Mit- 
glieder eines Offizierkorpo, jo werden fie auf Antrag ihrer 
direften Vorgejetten durch den fommandirenden General des— 
jenigen Armeekorps, in deſſen Zerritorialbezirk fie garnifoniren, 
dem Ehrengerichte eines Offizierkorps feines Befehlsbereichs 
unterjtellt. Dieje Zutheilung entweder alljährlich oder nur im 
gegebenen Falle zu beantragen, bleibt den gedachten Vorge— 
jetten tiberlafjen. Ä 

ALS Territorialbezirt des Gardekorps werden im Sinne 
der gegenwärtigen Verordnung die Städte Berlin, Potsdam, 
Charlottenburg und Spandau angefehen. 

Während des Kriegszuftandes geht die Befugnig, Offiziere 
einem CEhrengerichte ihres Befehlsbereichs zu unterftellen, auf 
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diejenigen Befehlshaber über, welche berechtigt find, ein ehren- 
gerichtliche8 Verfahren anzuordnen ($ 28). 

8 11. Hauptleute oder Rittmeifter und Subalternoffiziere 
der im $ 4 unter Nr. 5 aufgeführten Kategorien find im 
Frieden dem Ehrengerichte desjenigen Randwehr-Bataillong, in 
deffen Bezirk fie ihren Wohnſitz haben, unterftellt; während 
des Kriegszuſtandes wird auch Hinfichtlich diefer Offiziere in 
der im 8 10 angegebenen Weije verfahren. 

8 12. Das Ehrengericht eines Offizierforps des aktiven 
Dienftftandes wird von dem an der Spite desfelben ftehen- 
den (Negiments-, Bataillong-, Abtheilungs-) Kommandeur; 
das. Ehrengericht eines Offizierlorps des Beurlaubtenftandes 
von dem Landwehr-Bezirtäfommandeur geleitet. 

Wo in der gegenwärtigen Verordnung vom „Komman- 
deur“ die Rede ift, find darunter die hier genannten Kom— 
mandeure zu verjtehen. 


B. Bildung der Ehrengerihte über StabSoffiziere. 


8 13. In dem Zerritorialbezirf eines jeden Armeekorps 
wird über jämmtliche in demjelben ihre Garnifon, oder — 
jofern fie den im 8 4 unter Nr. 5 bezeichneten Kategorien 
angehören — ihren Wohnfik habende StabSoffiziere ein aus 
einem General und neun Stabsoffizieren beitehendes Chren- 
gericht über Stab8offiziere gebildet. 

Der General wird von dem kommandirenden General 
aus den aktiven ©eneralen feine Befehlsbereichs beitimmt; 
er nimmt zu dem Ehrengericht die Stellung des Kommandeur 
(8 12) ein und verfehrt mit dem kommandirenden General direft. 

Die übrigen Mitglieder des Chrengerichts und zugleich 
für einen Jeden derjelben ein Stellvertreter, werden. auf An- 
ordnung des kommandirenden Generals zu gleichen Theilen 
aus den im Xerritorialbezirt des Armeekorps garnijonirenden 
Oberjten, Oberftleutnants und Majors. des aktiven Dienſt—⸗ 
ſtandes, jedesmal auf ein Jahr, durch relative Stimmenmehr- 
heit der Art gewählt, daß fämmtliche wahlberechtigte Stabs— 
offiziere an der Wahl aller dieſer neun Mitglieder des 
Ehrengerihts und deren Stellvertreter Theil nehmen. Bei 
Stimmengleichheit entfcheidet das Dienftalter in dem Dienft- 
grade. Die StabSoffiziere der Yandgendarmerie find in De- 
zug auf die Berechtigung zur Theilnahme an der Bildung der 
Ehrengerichte über Stabsoffiziere denjenigen des aktiven Dienft- 
ftandes gleich zu achten. .. en Ä 


* 
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Die Mitglieder des Ehrengeriht3 und deren Stellver- 
treter find nad) Ablauf der Wahlperiode wieder wählbar. 

Die Wahl erfolgt am 1. September jeden Jahres oder 
an einem der mächjtfolgenden Tage. 

Während des Kriegszuftandes ift jeder mit den Gerecht- 
famen eines Tommandirenden Generals betraute Befehlshaber 
zur Bildung eines Ehrengericht3 über Stab3offiziere innerhalb 
feines Befehlsbereichs in derſelben Weije berechtigt. 

Offiziere niederen Grades find den Ehrengerichten über 
Stabsoffiziere in den Fällen unterworfen, in welchen jie mit 
Stabgoffizieren gemeinfam betheiligt find. 

Abſ. 3 betr. StabSoffiziere der Landgendarmerie hat durch A. K. O. 
vom 5. Nov. 1891 obige Faſſung erhalten. (A. B. Bl. ©. 246.) 


IV. Bom Chrenrath. 


8 14. Bei jedem Ehrengericht wird ein Ehrenrath ge— 
bildet. Derjelbe hat unter der Leitung des Kommandeur als 
deffen Organ die Gefchäfte des Ehrengerichts zu führen. 

Das ältefte Mitglied des Ehrenraths ift Präſes des 
Ehrenraths. 


8 15. Der Ehrenrath eines Ehrengerichts über Haupt—⸗ 
leute oder Rittmeiſter und Subalternoffiziere beſteht aus: 


einem Hauptmann oder Rittmeiſter, 
einem Oberleutnant und 
einem Leutnant. 


Derſelbe wird aus den Mitgliedern des Ehrengerichts 
jedesmal auf Ein Jahr durch relative Stimmenmehrheit derart 
gewählt, daß das geſammte Offizierkorps den Leutnant, die 
Stabsoffiziere, Hauptleute und Oberleutnants den Oberleut- 
nant, die Stabsoffiziere und Hauptleute den Hauptmann 
wählen. Gleichzeitig wird für jedes Mitglied des Ehrenraths 
in derſelben Weiſe ein Stellvertreter gewählt. 

Die nach Verlauf des Jahres ausſcheidenden Mitglieder 
des Ehrenraths ſind wieder wählbar. 

Sind eine oder zwei Dienſtgrade im Offizierkorps nicht 
vertreten, fo werden für fie aus dem nächſtniederen Dienſt— 
grade ein zweites und nöthigenfall3 noch ein drittes Mitglied 
des Ehrenraths und deren Stellvertreter gewählt. Iſt der 
niedrigite Dienftgrad nicht vertreten, fo wird daß für denſelben 
beftimmte Mitglied des Ehrenraths und deſſen Stellvertreter 
aus dem nächjthöheren Dienftgrad gewählt. 
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Beförderung in einen höheren Dienjtgrad bewirkt das 
Ausfcheiden des betreffenden Mitgliedes aus dem Ehrenrath. 


8 16, Haben Bataillone oder Abtheilungen eines In— 
fanterte- oder Artillerie-Regiments verfchiedene Garnifonen, fo 
wird für jedes einzeln zu garnifonivende Bataillon, bezw. jede 
ſolche Abtheilung ein bejonderer Ehrenrath gebildet. 


8 17. Die Wahl des Ehrenrath3 hat am 1. September 
jeden Jahres oder an einen der nächltfolgenden Tage, mög- 
lichjt in gemeinfamer Vereinigung der wahlberechtigten Offiziere 
ftattzufinden. 

Den Wahlaft leitet der Kommandeur; die Wahl erfolgt 
durch Abgabe bezw. Einfendung von Stimmzetteln. 

An der Wahl des Ehrenrath3 für einzeln garnifonirende 
Bataillone oder Abtheilungen nehmen nur deren Offiziere Theil. 

Tritt bei der Wahl des Ehrenraths Stimmengleichheit ein, jo ent- 


Tcheidet die Stimme des den Wahlaft leitenden Kommandeurs oder feines 
Stellvertreterd. A. K. O. vom 12. Dit. 1876. 


8 18. Erſatzwahlen für den Ehrenrath im Laufe des 
Jahres finden nur dann ftatt, wenn ein Mitglied und auch 
deſſen Stellvertreter fehlt. 

Der Ausdrud „fehlt” in diefem Paragraph bezieht ſich nicht auf 
jede vorübergehende Verhinderung eines Mitgliedes des Chrenraths, 
fondern nur auf ſolche Umstände, die das Ausicheiden au dem Ehren: 
rath an und für fi zur Folge haben oder doch eine dauernde Behin- 
derung begründen. Hierzu gehören außer den im $ 15 erwähnten Be- 
förderungen 3.3. Kommandos von längerer Dauer, Berurtheilung zu 
längerer Freiheitsftrafe 20. Wenn aber ein Mitglied und fein Stellver: 
treter gleichzeitig einen fürzeren Urlaub haben oder gleichzeitig leicht er: 
franft find, jo treffen die Vorausſetzungen des 8 18 nicht zu. Ebenſo 
wenig auch, wenn ein Mitglied dauernd, fein Stellvertreter aber nur 
vorübergehend verhindert ift. Erjcheint in folden Fällen die Sache nicht 
aufichiebbar, jo muß dur Erfuhhen an einen anderen Ehrenrath Abhülfe 
geichaffen werden. Kab. Schr. vom 2. Dft. 1899. 


8 19. Auch bei denjenigen Zruppentheilen, welche fein 
eigenes Ehrengericht zu bilden berechtigt find, jowie bei Mili— 
tärbehörden und militärifchen Anftalten kann, nad) Maßgabe 
der SS 15, 17 und 18, für Hauptleute oder Nittmeifter und 
Subalternoffiziere ein Chrenrath gebildet werden, wenn der 
Befehlshaber oder Vorſtand derfelben es für nöthig hält. 
Dieſer Ehrenrath tritt zu dem betreffenden Zruppenbefehls- 
haber bezw. zu dem Vorſtande der Behörde oder der Anitalt 
in dasfelbe Verhältniß, wie der Ehrenrath eines Ehrengerichts 
($ 14) zu dem Kommandeur. 
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Bei dem reitenden Feldjägerforps ift gleichfalls nah) Maßgabe der 
88 15, 19 und 25 ein Ehrentath zu bilden. A. K. O. vom 21. April 1877. 
Bol. 8 29 Anm. 1. 


20. Während des Kriegszujtandes können die im 8 28 
begeichneten Befehlshaber mehrere Truppentheile, die zu ſchwach 
find, um einen eigenen Ehrenrath zu bilden, einen gemein- 
jamen Ehrenrath bilden laſſen. 


8 21. Der Ehrenrath eines Chrengerichts über Stabs- 
offiziere befteht aus: 
einem Oberſten, 
einem Oberjtleutnant und 
einem Major. 
Derjelbe wird jedesmal aus denjenigen Mitgliedern des 
Ehrengericht3 gebildet, welche bei ihrer Wahl als ſolche ($ 13) 
die meiſten Stimmen erhalten haben. 


8 22. ever Offizier hat dag Recht, Handlungen und 
Unterlaffungen jedes anderen Offiziers des Deutjchen Heeres 
oder der Marine, welche die Ehre desfelben oder die des 
Standes gefährden oder verlegen, zur Kenntniß des Ehren— 
raths oder des direkten Vorgeſetzten des Bezichtigten zu bringen. 


S 23. Der Ehrenrath hat die Pflicht, fobald Hand- 
lungen oder Unterlaffungen, welche die Ehre eines Offiziers 
gefährden oder verlegen können, zu feiner Kenntniß kommen, 
dem ihm vorgefegten Kommandeur davon Meldung zu machen. 
Der Kommandeur entjcheidet dann nach Anhörung des Ehren- 
raths, ob und auf welchen Wege die Sache meiter zu ver- 
folgen it. 


824. Hält der Kommandeur Ermittelungen zur Feſt— 
jtellung des Thatbejtandes für nöthig, jo hat der Ehrenrath 
diejelben in feinem Auftrage vorzunehmen und ihm nach feiner 
Beitimmung über das Ergebniß mündlich oder fehriftlich zu 
berichten. 

Dasjelbe gilt von Vorgängen, mit deren Feititellung ber 
Kommandeur den Ehrenrath ohne vorherige Anzeige desfelben 
beauftragt. 

Befinden fich die Mitglieder des Ehrenraths nit an 
einem Orte, fo hat der Kommandeur die Berechtigung, den 
Ehrenrath, wenn es ihm geboten erfcheint, an einem von ihm 
zu beftimmenden Drte zur Erledigung der Ddemfelben über: 
tragenen Gefchäfte zujammentreten zu lafjen. — 
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825. Die von einem bei den im $ 19 bezeichneten 
Zruppentheilen, Meilitärbehörden oder militärischen Anftalten 
fungirenden Ehrenrath aufgenommenen Berhandlungen werden 
durch deſſen PVorgefegten an denjenigen Kommandeur zur 
weiteren Beichlußfafjung abgegeben, welcher das zuftändige 
Ehrengericht zu leiten hat (8 12). 


26. Jeder den Ehrengerichten unterjtellte Offizier hat 
das Necht, auf einen ehrengerichtlichen Spruch gegen fich ſelbſt 
anzutragen, ſowie die Pflicht, jedem Ehrenrath Rede zu ftehen 
und demfelben Auskunft zu ertheilen. 


V. Bon dem ehrengerichtlichen Verfahren. 


827. Findet der Kommandeur, daß die Handlung oder 
Unterlaffung eines Offizier ehrengerichtlichen Spruch erfordert, 
jo hat derfelbe nach TFeititellung des Thatbeſtandes die Ent- 
iheidung des Befehlshabers, welcher berechtigt ift, ein ehren- 
gerichtliches Verfahren über den Bezichtigten anzuordnen ($ 28), 
auf dem Inſtanzenwege einzuholen. 

Dem hiernach zu erftattenden Berichte hat der Kom— 
mandeur: | Ä 


a) die bisherigen Verhandlungen nebjt einem Gutachten des 
Ehrenraths, — zu welchem auch die Zwifcheninftanzen 
ihr Gutachten abzugeben haben — und 

b) einen Perjonalberiht (nit Dualififationzbericht) des 
Bezichtigten beizufügen, welcher zugleich über die Füh— 
rung desjelben das für den Zweck Nothwendige ent- 
halten muß. 


Kann der Kommandeur den Perjonalbericht zu I nicht 
jelbjt aufftellen, fo ift derjelbe im Wege der Requifition zu 
beichaffen. | 

Der Kommandeur erftattet neben dem Berichte nicht noch ein Gut: 
achten, alles Erforderliche ift in erfteren aufzunehmen. Eine Dualifizirung 
der durch die bisherigen Verhandlungen erwiejenen Verſchuldung ihrer 
Schwere nad und die vorgreifende Bezeichnung der ſich Hieraus er: 
gebenden Gefährdung oder Verlegung der Standesehre ift weder im 
Bericht noch in dem Gutachten zuläffig. Kab. Schr. vom 2. Oktober 1899. 


528. Das ehrengerihtliche Verfahren über einen Haupt- 
mann, Rittmeister oder Subalternoffizier anzuordnen, iſt nur 
der mit Gericht3barfeit über Offiziere betraute direkte Befehls- 
haber desjenigen Truppentheil3 berechtigt, deſſen Ehrengericht 
der Bezichtigte unterftellt iſt ($ 10). | 

Die Anordnung des ehrengerichtlichen Verfahrens. über 
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einen StabSoffizier fteht nur dem kommandirenden General 
(8 13) zu, und während des Kriegszuftandes dem nächſten mit 
gleichen Gerechtſamen betrauten, dem bezichtigten Stab3offizier 
direkt vorgejegten Befehlshaber. 

Vor Anordnung eines ehrengerichtlichen Verfahrens über 
einen Negimentsfommandenr oder im Range eines folchen 
oem Stabsoffiziers ift jedesmal Meine Entjcheidung ein- 
zubolen. 


829. Auf den Bericht des Kommandeurs (8 27) ent- 
icheidet der Befehlshaber, welcher berechtigt ift, das ehren- 
gerichtliche Verfahren anzuordnen, ob ein folches jtattfinden 
ſoll. Derſelbe feßt, falls der Offizier, über welchen das 
Verfahren eingeleitet werden foll, nicht zu feinem Befehls- 
bereich gehört, deſſen direkte Vorgeſetzte hiervon fofort in 
Kenntniß. 

| Zugleich hat derſelbe darüber Beſtimmung zu treffen, ob 
der Bezichtigte von Dienft zu juspendiren ift oder ob es bei 
der von dem Kommandeur etwa bereit3 verhängten Suspenfion 
von: Dienft das Bewenden behalten jol. Gehört der Be- 
zichtigte nicht zu feinem Dienjtbereich, fo hat er die Suspenſion 
desfelben vom Dienft, wenn er diefelbe für erforderlich erachtet, 
bei defjen zuftändigen WVorgefegten zu beantragen. 

Die nad) Borftehendem von dem Befehlshaber (8 28) zu 
treffenden Entſcheidungen erfolgen ſchriftlich. Es iſt darin, 
wenn das ehrengerichtliche Verfahren angeordnet wird, ſo be— 
ftimmt als möglich auszuſprechen, wegen welchen Verſtoßes 
gegen die Standespflichten die ehrengerichtliche Unterſuchung 
ſtattfinden ſoll. 

1. Der Chef des-reitenden Feldjägerkorps ordnet die Einleitung 
des ehrengerichtlichen Verfahrens über die Offiziere des reitenden ‘Feld: 
jägerforp® an und beantragt danach bei dem Generalfommando des 
Gardekorps unter Zufendung der Vorverhandlungen des Ehrenraths die 
Ueberweifung der Sache an das Chrengericht eines Dffizierforps des 
Gardekorps zur Führung der fürmlichen ehrengerichtlicden Unterfuchung 
und Füllung des Spruches. 

Die Einreichung des Sprudes zur Allerhöchjten Entſcheidung erfolgt 
durch den Chef des reitenden Feldjägerkorps unter Beifügung feiner 
Aeußerung und derjenigen de8 Kommandeur dieſes Korps unter Bes 
achtung des 859 diefer Verordnung A. K. D. vom 21. April 1877; 
vgl. $ 19 Anm. 

2. Die Verfügung über die Einleitung einer ehrengerichtlichen 
Inte uaung darf nur den, thatfächlichen Gegenftand der Unterjuchung 
enthalten. 

h Eine weitergehende Qualifizirung der dadurch begangenen Ver— 
ſchuldung ihrer Schwere nach und die Bezeichnung der ſich aus derſelben 
ergebenden Gefährdung oder Verletzung der Standesehre würde eine 
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gewille Beeinfluffung des EhrengerihtS zur Folge haben, wodurch das 
Urtheil des letteren über das Maß der in dem Thatbejtande ſich dar: 
Rellenben Verſchuldung vorweg bejtimmt wird. A. K. O. vom 27. Ja: 
nuar 1 


3. Für den Umfang der thatfächlichen Berhältniffe, die zum Gegen: 
jtande der ehrengerichtlichen Unterfuhung zu machen find, ift ausjchließlich 
die Verfügung des das ehrengerichtlihe Verfahren anordnenden Befehls: 
habers maßgebend. Eine Ausdehnung des Verfahrens iſt nur auf dem 
im 8 40 vorgejchriebenen Wege zuläſſig. Dagegen ift es nicht ausge: 
hlojfen, daß in dem Tenor des Erfenntniffes, je nach dem Ergebniß 
der Unterfuhung, vom Wortlaute jener Berfügung abgewichen wird. 
Kab. Schr. vom 2. Dftober 1899. 


30. Ein Rekurs gegen die Entjcheidung des im 8 28 
bezeichneten Befehlshabers ift nur dann zuläffig, wenn durch 
diefelbe der Antrag eines Offiziers auf ein ehrengerichtliches 
Verfahren gegen fich ſelbſt abgelehnt wird. 

In diefem Falle ift Meine Entjcheitung auf dem 
Inſtanzenwege einzuholen. 


831. Das ehrengerichtlihe Verfahren findet in ver 
Regel bei demjenigen Ehrengericht ftatt, dem ber Angeſchuldigte 
unterworfen iſt (88 10, 13). 

Beantragt derfelbe jedoch aus erheblichen Gründen die 
Ueberweifung der Angelegenheit an ein anderes Chrengericht, 
oder erfcheint dem das ehrengerichtliche Verfahren anorönenden 
Befehlöhaber, weil zahlreiche Mitglieder des Ehrengerichts zu 
nahe von deſſen Gegenſtand berührt find, um unbefangen 
urtheilen zu können, oder aus anderen erheblichen Gründen 
eine Abweichung von der Regel geboten, jo kann der gedachte 
Befehlshaber die Sache an ein anderes Ehrengericht feines 
Befehlsbereichs vermeijen. 


532. Wenn gegen Offiziere, welche nicht einem und 
demjelben Ehrengericht unterworfen find, wegen einer ge- 
meinfamen Handlung oder Unterlaffung ein ehrengerichtliches 
Verfahren anzuordnen ift, jo wird von ihren nächſten gemein- 
ſchaftlichen Vorgeſetzten, dem die Anordnung eines ehren- 
gerichtlichen Verfahrens zuſteht ($ 28), dag Ehrengericht eines 
dritten Offizierforpg zur Abhaltung des Chrengerichts über 
Jämmtliche Angefchuldigte bejtimmt. 

Unterftehen die Betheiligten Ehrengerichten verfchiedener 
Armeeforpg oder Ehrengerichten des Heeres und der Marine, 
jo haben die betreffenden kommandirenden Generale bezw. 
der fommtandirende General und der Chef der Aomiralität, 
darüber jich zu verjtändigen, ob ein ehrengerichtliches Ver— 
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fahren ftattfinden und welchen Chrengericht dasfelbe über- 
tragen werden foll. 

Findet hierüber feine Einigung ftatt, jo ift durch den 
Aeltejten derfelben Meine Entjcheidung einzuholen. 

An Stelle des Chefs der Admiralität tritt der betreffende zuftändige 
Marinebefehlshaber, welcher das ehrengerichtlihe Verfahren anzuordnen 
berechtigt ift. 

Die Aenderung iſt durch die Verordnung über die Ehrengerichte der 
Offiziere in der Kaiferlihen Marine bedingt 58 7, 12, 28 und 32. 
A. K. O. vom 20. März 1899 (M. 2. Bl. ©. 79). 


833. Iſt das ehrengerichtliche Verfahren angeordnet, 
jo darf e8 vor Beendigung durd einen ehrengerichtlichen Spruch 
nicht wieder eingeftellt werden. Auch wird die Zuftändigfeit 
des mit den Verfahren beauftragten Ehrengericht3 durch Ver— 
fegung oder Verabſchiedung des Angejchuldigten nicht auf- 
gehoben. 

Bei Verabſchiedungen, welche das Ausſcheiden aus den ehrengericht⸗ 
lihen Verhältniffen zur Folge haben, 3. B. Dienftentlaffung, ift ein etwa 
eingeleiteted ehrengerichtliches Berfahren einzuftellen. Kab. Schr. vom 
2. Dftober 1899. 


834. Der Kommandeur ift für die Leitung des Ver— 
fahrens verantwortlih. Von ihm erhält der Ehrenrath, dem 
die Führung der Unterfuchung obliegt, die nöthigen Direftiven. 

Die Unterfuhung wird fchriftlich geführt. Diefelbe muß 
fih, unter forgfältiger Vermeidung jeder Weiterung, auf Die 
Klarftellung der mwejentlichen Thatfachen befchränfen. 

1. Die ehrengerichtlichen Alten müfjen für fich allein die vollftändige 
Aufllärung des gefammten Sachverhalts geben. Nöthigenfall3 find aus 
anderen Akten Abfchriften zu nehmen, oder es ift ſonſt das Erforderliche 
zu den ehrengerichtlichen Akten zu vermerfen. Auch muß erfichtlich jein, 
auf welchem Wege der Anlaß der ehrengerichtlihen Unterſuchung zur 
Sprade gekommen ift. 

2. Die Einforderung von Berichten des Angefchuldigten ift im 
Vorverfahren nah Möglichkeit, im förmlichen Verfahren überhaupt zu 
vermeiden. 

3. Die Unterfuhungsführung ift auf die unbedingt nothwendigen 
Ermittelungen und Vernehmungen zu bejchränten. Dies gilt im erhöhten 
Maße, wo der intime Charakter der Sorgänge ohnehin Thon bejondere 
Zurüdhaltung fordert. Kab. Schr. vom 2. Dftober 1899. 


835. Der Kommandeur veranlaßt die Vorladung des 
Angefchuldigten und der Zeugen. Sind fie am Orte anweſend, 
jo gejchieht ‚ihre Bernehmung durch denjenigen Ehrenrath, der 
die Unterfuchung führt, anderenfall3 durch einen dazu requirirten, 
ihrem Aufetthaltsort nahen Ehrenrath oder durch ein Militär- 
oder Civilgericht. 
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Ehrenräthe, durch welche Bernehmungen zu bewirken find, 
werden durch eine Nequifition des Kommandeurs an ihren Vor— 
gejegten, Militärgerichte durch eine Requifition an den Gerichts— 
heren dazu veranlaßt. Civilgerichte werden zu demſelben Zweck 
durch ein Militärgericht vequirirt. 


06. Die VBernehmungen durch den Ehrenrath gefchehen 
protokollariſch. Zur Giltigkeit derfelben ift die Anwefenheit 
ſämmtlicher Mitglieder des Ehrenrath8 oder deren Stellvertreter 
erforderlich. 

Der Angefchuldigte wird vor feiner Vernehnung von dent 
ihm zur Laſt Gelegten in Kenntniß geſetzt. Zeugen, welche 
Deutiche Offiziere find, werden nicht vereidigt, fondern ver- 
jihern die Richtigkeit ihrer Ausfage auf Ehre und Pflicht. 
ft die Bereidigung anderer Zeugen nothwendig, fo gejchieht 
diefelbe ftet3 durch ein dazu zu requirirendes Militär- oder 
Civilgericht. 

Deutiche Offiziere int Sinne des zweiten Abjates find nur Offiziere, 
die den Vorſchriften der ehrengerichtlichen Verordnungen für das Heer 
oder die Kaiferlihe Marine oder die Schugtruppen unterworfen find. 
Sanitätsoffiziere und diejenigen verabfchiedeten Offiziere, denen das Recht 
zum Tragen der Militäruniform nicht zufteht, werden gegebenen Falles 
beeidigt. Die Verfiherung auf Ehre und Pfliht oder die Vereidigung 
I ek 9000 der Vernehmung ftattzufinden. Kab. Schr. vom 2. DE 
{1} . 


537. An die Alten des Ehrengericht3 darf, folange 
die Sache nicht erledigt ift, nur dem Angefchuldigten oder deſſen 
DBertheidiger — umd zwar nur im Beifein eines Mitgliedes 
des Ehrenraths — fowie den vorgefegten Militärbehörden 
Einficht geftattet werden. 

Den zu requirirenden Behörden darf nur dasjenige mit- 
getheilt werden, was zur Erledigung der Requifition erforderlich 
ist. — Erft nad) Beendigung der Sache kann die Mittheilung 
der Aften an andere Behörden mit — nur in unabweislichen 
Fällen zu ertheilender — Genehmigung des Befehlshabers 
erfolgen, dem die Anordnung des ehrengerichtlichen Verfahrens 
zuſtand. 

Da die nad) 8 27 der Verordnung aufzuſtellenden Berichte und Gut- 
achten einen mwejentlichen Beftandtheil der Aften bilden, darf dem An- 
gejchuldigten oder er Bertheidiger die Einficht in dieſelben nicht verjagt 
werden. Ausgeſchloſſen ift indeß die Einfiht in das gemäß $ 50 erit 
nah Schluß der Aften abzufaffende (motivirte) Gutachten. Kab. Schr. 
vom 2. Dftober 1899. 

838. In Fällen, bei denen dem ehrengerichtlichen Ver- 
fahren eine gerichtliche Interfuchung worhergegangen ift, fünnen 
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die Aften der leßteren den erfteren, ſoweit fie für deſſen Zwecke 
ausreichen, zu Grunde gelegt werden. 


839. Dei Verfchiedenheit der Anfichten innerhalb des 
Ehrenraths über das zu beobachtende Verfahren entjcheidet der 
Kommandeur. 

Derjelbe ermächtigt den Ehrenrath, die Alten zu jchließen, 
jobald er meitere Ermittelungen nicht erforderlich erachtet. 


840. Kommen im Laufe einer ehrengerichtlichen Unter- 
juhung neue Handlungen oder Unterlaffungen des An 
gejchuldigten zur Sprache, welche nach der Anficht des Kom— 
mandeurs ein ehrengerichtliches Verfahrens erfordern, jo ift 
von ihm im Inſtanzenwege bei dem Befehlshaber, welcher das 
ehrengerichtlihe Berfahren angeordnet hat, die Ausdehnung 
der Unterfuchung auf diefe Anfchuldigungspunfte zu beantragen 
und nach deffen Entſcheidung weiter zu verfahren. 


84. Bei dem Schluß der Unterfuchung ift der An- 
gejchuldigte durch den Ehrenrath darauf aufmerkſam zu machen, 
dag und in welcher Weife er fich vertheidigen darf. 

Es ift ihm geftattet, dem Ehrenrath feine Vertheidigung 
zu Protokoll zu geben oder eine felbjt verfaßte Vertheidigungs- 
jchrift einzureichen, auch demnächſt vor verſammeltem Ehren: 
gericht mündlich feine Vertheidigung zu wiederholen oder zu 
ergänzen. 

Auch kann der Angejchuldigte ſich durch einen anderen 
Offizier, der aber einen niedereren Dienftgrad als er felbft 
nicht befleiden darf, fchriftlich vertheidigen Lafjen. 

Zur Einreichung einer Vertheidigungsichrift ift eine Prä- 
Eufivfrift von acht Tagen zu bewilligen, die nur mit Genehmi- 
gung des Kommandeur verlängert werden darf. 

1. Da der Angejchuldigte feine Vertheidigung mündlih nur führen 
fann, wenn ihn Drt, Tag und Stunde der Spruchſitzung befannt find, 
jo muß aus den Akten hervorgehen, daß diefe Bekanntmachung an ihn 
rechtzeitig erfolgt if. Sie kann unterbleiben, wenn der Angejchuldigte 
auf die Anweſenheit in der Spruchfigung und die mündliche Vertheidigung 
verzichtet hat, was aus den Akten erſichtlich fein muß. 

2. Die Präkluſivfriſt zur Cinreihung einer Bertheidigungsjchrift 
von acht Tagen umfaßt acht volle Kalendertage und beginnt mit dem auf 
die ftattgefundene Belehrung des Angefchuldigten über feine Bertheidigungs: 
befugniffe folgenden Tage. Kab. Schr. vom 2. Dftober 1899. 

842. Sodann wird in einer dazu von dem Kom— 
mandenr zu berufenden Verſammlung der Mitglieder des 
Ehrengeriht3 zum Spruch gejchritten. Zweck derjelben iſt, 
die Mitglieder des Ehrengericht3 über die Sachlage vollftändig 


88 4246. Dom 2. Mai 1874. 289 


zu unterrichten, ihnen die Möglichkeit zu geben, durch Austauſch 
der Anfichten ihre Ueberzeugung zu Hären und diefe in einem 
Spruch zum Ausdrud zu bringen. 


843. Zur Sprucdfigung eines Chrengerichts über 
Hauptleute oder Nittmeifter und Subalternoffiziere werden 
alle jtimmberechtigten Mitglieder des Ehrengerichts jo eingeladen, 
daß auch auswärtige Mitglieder die Möglichkeit erhalten, an 
derfelben Theil zu nehmen. _ 

Stimmberedtigt find alle Mitglieder des Offizierforps 
einſchließlich der Stabsoffiziere und des Kommandeurs (8 6). 


8 44. Bei einem Infanterie⸗ oder Artillerie-Regiment, 
welches verfchiedene Garniſonen bat, findet zuerſt in derjenigen 
Garniſon, in welcher ſich der Ehrenrath befindet, der die 
Unterſuchung geführt hat, eine Spruchſitzung ftatt. Demnächſt 
werden die Akten den anderen Bataillonen oder Abtheilungen 
zugefchict, um dort ebenfalls zum Spruch zu fehreiten. ‘Der 
Kommandeur kann ſich in folhen Fällen in die Garnifonen 
diefer Bataillone und Abtheilungen begeben, um der Sprud)- 
figung beizumohnen. 


8 45. Zur Spruchſitzung eines Ehrengerichts über Stabs⸗ 
offiziere werden die Mitglieder bezw. die nöthigen Stellver- 
treter an einem Orte vereinigt. 


8 46. Etwaige Anträge auf Ausfchliefung einzelner 
Mitglieder des Ehrengericht3 von der Abftimmung find von 
dem Angefchuldigten (8 31) fo zeitig anzubringen, daß darüber 
no) vor der Spruchfigung von dem zur Anordnung des ehren- 
gerichtlichen Verfahrens berechtigten Befehlshaber entjchieden 
werden Tann. 

Diefe Entſcheidung ift eine endgültige. 

Außerdem find dur den Kommandeur von der Theil⸗ 
nahme am Spruch des Ehrengericht3 auszufchließen: Ankläger, 
Zeugen, Vertheidiger, nahe Verwandte und Schwäger des An- 
geichuldigten, ſowie diejenigen, welche fich felbjt in einer ge- 
rihtlichen oder ehrengerichtlichen LUnterfuchung befinden. Zu 
den nahen Verwandten werden nur gezählt: der Vater, Die 
Söhne, Brüder, rechte Onfel, rechte Neffen und die rechten 
Geſchwiſterkinder. 

Mitglieder des Ehrengerichts, welche hiernach von der 
Theilnahme an dem Spruch nicht ausgeſchloſſen, an dem Orte, 
wo die Spruchſitzung ſtattfindet, anweſend und weder krank 
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noch durch den Dienft verhindert find, dürfen fich der Bethei- 
ligung am Spruch des Ehrengeriht3 nicht entziehen. 


8 47. Zu einem gültigen Spruch ift die Theilnahme 
von mindeftens neun ftimmfähigen Mitgliedern, den Komman- 
deur mit inbegriffen, erforderlich. 

Können vorausſichtlich nicht mindeftens neun Mitglieder 
des Ehrengeriht3 in der Spruchſitzung anweſend Bu jo ift 
die Unterſuchung nad) der darüber einzuholenden Beftimmung 
desjenigen Befehlshaber, welcher das ehrengerichtlihe Ver⸗ 
fahren angeordnet hat, einem anderen Chrengericht feines 
Dienſtbereichs zum Spruch zu überweijen. 

Dies muß auch dann gejchehen, wenn zur Spruchſitzung 
des Ehrengerihht3 eines Yandwehr-Bataillong nicht neun ftimm- 
berechtigte Mitglieder desfelben im Stabsquartier fih in 
nächſter Beit vereinigen lafjen. 

8 48. Während des Sriegszuftandes können diejenigen 
Befehlshaber, welche ein ehrengerichtliches Verfahren anzu— 
ordnen berechtigt find, mehrere einzelne zu ſchwache Offizier⸗ 
korps ihres Dienſtbereichs zur Fällung eines ehrengerichtlichen 
Spruchs zujammentreten laſſen. 


8 49. Von jeder von der Regel abweichenden Seſtim⸗ 
mung oder Zuſammenſetzung eines Ehrengerichts zur Fällung 
des Spruchs iſt dem Angeſchuldigten Nachricht zu geben, um 
ihn in den Stand zu ſetzen, noch vor der Spruchſitzung ſeine 
Gründe für etwaige Ablehnung einzelner Mitglieder desſelben 
zur Kenntniß des Befehlshabers zu bringen, welcher eine folche 
Anordnung getroffen bat. 


50. Die Mitglieder des Ehrengerichts werden nicht 
vereidigt; fie find aber vor der Abftimmumg von dem Kom⸗ 
mandeur aufzufordern, als Ehrenmänner, ohne Leidenfchaft, 
nach Pflicht und Gewilfen und mit Erwägung der einwirtenden 
befonderen Verhältnifie, ihre Stimme abzugeben. 

Demnädft find die Alten vom Ehrenrath vollftändig vor- 
zulejen. Sieran Ichließt fich die Vertheidigung an (8 41), bis 
zu deren Beendigung der Angefchuldigte in der Spruchligung 
gegenwärtig fein darf. 

Nachdem fodann eine vom Kommandeur zu leitende, 
durch Vortrag eines fchriftlichen Gutachtens des Ehrencatps 
zu eröffnende Berathung ftattgefunden bat, giebt jede8 Mit- 
glied des Ehrengerihts dem Ehrenrath feine Stimme münd⸗ 
ih ab. Der Ehrenrath bat über die ganze Verhandlung ein 
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Protokoll zu führen. In demfelben muß die Abſtinwuns jedes 
einzelnen Mitgliedes erſichtlich gemacht und die betreffende 
Stelle des Protokolls von dieſem ſelbſt unterſchrieben werden. 

Wenn Mitglieder des Ehrengerichts an der Abſtimmung 
Theil zu nehmen verhindert ſind, ſo ſind dieſelben unter An— 
gabe des Hinderungsgrundes am Schluß des Protokolls nam⸗ 
haft zu machen. 

1. Die Ermahnung des Kommandeurs erfolgt erſt nach Verleſung 
bike und nach der gemeinfchaftlichen Berathung unmittelbar vor der 

mung. 

2. Macht der Angefchuldigte von dem Rechte, ſich zu Protofoll oder 
fchriftlich zu vertheidigen oder ſich durch einen Dritten jchriftlich verthei- 
digen zu lafjen, Gebrauch, fo hat das (motivirte) Gutachten des Chren- 
raths, welches erſt nach Eingang der Bertheidigungsfchrift abzufaſſen ift, 
auch auf die darin vorgebracdhten Vertheidigungdgründe einzugehen; daß 
dies geichehen fann, ift bei Anberaumung der Spruchfigung zu berüd- 
fihtigen. Kab. Schr. vom 2. Dit. 1899. 


8 51. Der Sprud des Ehrengerichts kann lauten: 

1. auf Unzuftändigfeit, wenn das Ehrengericht der An- 
fiht ift, daß der Fall ſich überhaupt nicht zur ehren- 
gerichtlichen Behandlung eigne, oder daß ein anderes 
Ehrengericht das zuftändige ſei; 

2. auf Bervollftändigung der Unterfuhung, wenn 
dag Ehrengericht eine ſolche, um fich eine beftimmte 
ce bergeuguing bilden zu können, für nöthig und möglich 
ält; 


7 

3. auf Freiſprechung, wenn das Ehrengericht der Ueber⸗ 
zeugung iſt, daß die dem Angeſchuldigten zur Laſt gelegte 
Gefährdung oder Verletzung der Standesehre nicht ftatt- 
gefunden habe; 

4. auf Schuldig der Gefährdung der Standesehre 
unter Beantragung der Ertheilmg einer Warnung, 
wenn dag Chrengericht der Veberzeugung ijt, daß der 
Angefchuldigte durch das ihm zur Laſt fallende Verhalten 
nicht unwürdig geworden iſt, im Dienſt belaſſen zu 
werden; 

5. auf Schuldig der Verletzung der Standesehre 
unter Beantragung der Entlaſſung mit ſchlichtem 
Abſchied, wenn das Ehrengericht der Ueberzeugung iſt, 
daß der Angeſchuldigte in feiner Dienſtſtellung nicht be> 
lajfen werden Tann; 

6. auf Schuldig der PBerlekung der Standesehre 
unter erfchwerenden Umftänden unter Beantragung 
der Entfernung aus dem Offizierftande, wenn das 


19* 


2923 Allerh. Berordnung über die Ehrengerichte der Offiziere 2c. 88 51—53. 


Ehrengericht der Meberzeugung ift, daß der Angeichuldigte 
dem Dfftzierftande ferner anzugehören unmwürdig ge- 
worden ift. 


1. Wenn neben der PVerurtheilung wegen eines Anſchuldigungs⸗ 
punktes außerdem Freiſprechung in einem anderen Punkte erfolgt, muß 
dieſes ſowohl bei der Abſtimmung wie im Tenor des Erkenntniſſes zum 
Ausdrud kommen und darf nicht Tilfiepmeigend übergangen werden. Kab. 
Schr. vom 2. Okt. 1899. | 

2. Die Mitglieder des Ehrengerichts haben neben dem kamerad⸗ 
ſchaftlichen Wohlwollen vor Allem die Erhaltung der Standesehre feft im 
Auge zu behalten und demgemäß lediglich auf Grund des mit allen zu⸗ 
gehörigen Nebenumftänden ermittelten Thatbeitandes genau nad Pflicht 
und Gewiſſen zu urtheilen. Findet aber das Chrengericht, daß in der 
Perſon des Angefchuldigten oder in den die That begleitenden befonderen 
Umftänden und Berhältniffen Milderungsgründe liegen, welche den Ans 
eſchuldigten einer gendenweiten Berüdfichtigung würdig erjcheinen laffen, 
o bleibt es demſelben unbenommen, die Allerhöchſte Gnade durch einen 
befonderen Antrag anzurufen und denjelben den Spruchverhandlungen bei- 
zufügen. Niemals aber darf das Ghrengeriht durch feinen Sprud in 
das der Allerhöchſten Perfon allein zuftehende Gnadenrecht eingreifen. 
A. K. O. vom 31. Jan. 1885. 


8 52. Die Entlaffung mit fehlichtem Abſchied hat den 
Verluſt der Dienftitelle; die Entfernung aus dem OÖffizier- 
ftande außerdem nod) den Verluſt des Offiziertiteld zur uns 
mittelbaren Folge. 


1. In dem Ueberweiſungsberichte des Generallommandos 2c. zu 
—— Sprüchen iſt in jedem einzelnen Falle eine Allerhöchtte 
nifcheidung darüber zu beantragen, ob neben dem auf Entfernung aus 
dem Dffizierftande 2c. lautenden Sprude der Berluft der Orden und 
Ehrenzeichen einzutreten hat. Iſt in der den Beſtätigung eines 
auf Entfernung aus dem Offizierftande oder auf Verluft des Offiziertitels 
lautenden Spruches die Belaflung der Orden ꝛc. ausdrüdlich genehmigt, 
jo ift hiermit auch die Belaffung der Kriegsdenkmünzen mitverftanden. 

Befindet fi) der Beſtrafte nur im Beſitz von Kriegshenkmüngen, jo 
find dieſelben zu belafien, falls nicht eine anderweitige Beftimmung aus: 
drüdlich getroffen ift. Kab. Schr. vom 28. März 1882. 

2. Wenn der Spruh auf Entfernung aus dem Offizterftande oder 
auf Verluft des Offiziertitel3 Tautet, ift in Betreff der Orden und Ehren⸗ 
zeichen nicht nur die Allerhöchfte Enticheidung zu beantragen, ſondern 
jedesmal ein beftimmter Antrag auf Verluſt oder Belaffung zu ftellen. 
Kab. Schr. vom 28. März 1882. 

Die Erinnerungsmedaille an des Kaiſers und Königs Wilhelm des 
Großen Majeftät ift als Dentmünze im Sinne von Kriegsdenkmünzen 
anzufehen. Kab. Schr. vom 2. Dit. 1899. 


é 53. Bei inaktiven Offizieren (84 Nr. 5) tritt an 
die Stelle der Entlaſſung mit ſchlichtem Abſchied der Verluſt 
des Rechts, die Militäruniform zu tragen, an die Stelle der 
Entfernung aus dem Offizierſtande außerdem noch der Verluſt 
des Offiziertitels. 
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8 54. Die Abftimmung gefchieht derart, daß zuerft der 
Ehrenrath, dann ſämmtliche übrige anweſende Mitglieder des 
Ehrengeriht8 nach ihrem Dienjtalter von unten an, zulett 
der Kommandeur, ihre Stimme dem Ehrenrath abgeben. 

Haben mehrere Handlungen oder Unterlaffungen des- 
felden Offizier den Gegenftand der Unterfuchung gebildet, fo 
iſt gegen den Angefchuldigten, falls er für jchuldig befunden 
wird, ſtets nur auf eine der in den SS 51, 53 angegebenen 
Strafen anzutragen. 

Dat das Ehrengericht über mehrere Offiziere einen Spruch 
zu fällen, fo wird zuerft die Abitimmung über einen abge- 
Tchloffen und dann die über den andern begonnen. 

Jedes Mitglied des Ehrengeriht3 iſt verpflichtet, ein 
den Beitimmungen der SS 51, 53 entjprechendes Votum ab- 
zugeben. Iſt die Anficht vertreten, Daß das Ehrengericht 
nicht zuftändig ſei oder daß die Verhandlungen zu vervoll- 
ftändigen feien, jo ift zuerſt hierüber abzuftimmen. 


8 55. Hält die Miehrheit der Stimmenden dag Ehren- 
gericht für nicht zuftändig, fo ift auf dem Inſtanzenwege Meine 
Entjcheidung einzuholen. 

Sit nur eine Minderheit der Stimmenden diefer Anficht, 
fo find diefelben dennoch verpflichtet, über Schuld oder Nicht: 
Tchuld des Angefchuldigten nach Maßgabe der SS 51, 53 ihre 
Stimme abzugeben. 


8 56. Hält die Mehrheit der Stimmenden dafür, daß 
die Unterfuchung zu vervollftändigen fei, jo ijt das hiernach 
Erforderliche durch den Kommandeur zu veranlaffen und die 
definitive Abftimmung, bis dies gejchehen, auszufegen. 

Iſt nur die Minderheit der Stimmenden dieſer Anficht, 
fo find dieſelben dennoch verpflichtet, über Schuld oder Nicht- 
fhuld des Angefchuldigten nad) Maßgabe der SS 51, 53 ihre 
Stimme abzugeben. 


8 57. Ein giltiger Spruch des Ehrengerichts entjteht, 
wenn mehr als die Hälfte der Stimmenden ein gleichlautendes 
Votum abgegeben haben. St dies nicht der Yall, jo werden 
die für die Dürtefte Anficht abgegebenen Stimmen der oder den 
nächſt milderen bis zur Erlangung der abjoluten Stimmen- 
mehrheit zugezählt, und gilt alsdann das auf diefe Weije er- 
langte Ergebniß als Spruch des Ehrengerichts. 

Bei Stimmengleichheit entjcheidet die Stimme des Kom: 
mandeur®. 
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858. Das Ergebniß der Abftimmung wird dem Ehren> 
gericht fofort mitgetheilt. Die Mitglieder vdesfelben werden 
jodann zur Verjchwiegenheit über die Verhandlungen bis nad) 
erfolgter Bekanntmachung des Spruchs an den Angefchuldigten 
mit dem eg aufgefordert, daß, wer biergegen handelt, 
eine Pflicht des Offizierjtandes verlegt; das Protofoll wird 
gejchloffen und die Berfammlung entlaffen. 


859. Demnächſt läßt der Kommandeur durch den Ehren- 
rath den Spruch des Ehrengerihts in Form eines Erfennt- 
niſſes ausfertigen. 

Die Ausfertigung muß außer dem Sprud des Ehren- 
gericht die nöthigen Nachrichten über die perjönlichen Verhält- 
niffe des Angefchuldigten, eine Darftellung des Sachverhalts 
und die Angabe der Entjcheidungsgründe enthalten. Dieſelbe 
wird, nebſt den Alten und einem kurzen Aftenauszug durch 
denjenigen Befehlshaber, der das Chrengericht angeoronet 
hatte, im Inſtanzenwege Meiner Entſcheidung unterbreitet. 

Die Befehlshaber, durch deren Hand die Ausfertigung 
des Spruch8 des Ehrengericht3 hierbei geht, haben ſich darüber, 
ob fie demjelben beitreten oder nicht, eingehend zu äußern und 
zugleich ihre etwaigen wefentlichen Ausftellungen gegen die 
formelle Behandlung der Sache zu Meiner Kenntniß zu 
bringen. 


8 60. Die Entjcheidung, welche Jh auf Grund des 
Mir vorgelegten Spruchs des Ehrengerichts treffe, ift dem 
Angeichuldigten gleichzeitig mit demjelben befannt zu machen. 

Lautet Meine Entſcheidung auf Freiſprechung oder auf 
eine Warnung, fo erfolgt die Bekanntmachung durch den Kom: 
mandeur in Gegenwart de3 Chrenraths; in allen anderen 
Fällen erfolgt diefelbe durch den Ehrenrath. 

In den Fällen, wo der Angejchuldigte mit dem Kommandeur und 
dem Ehrenrath nicht an demfelben Orte befindlich ift, ift dem Angefchul- 
digten der ehrengerichtliche Spruch nebit der Allerhöchften Entjcheidung, fofern 
dieſelbe Freiſprechung oder auf Warnung lautet, durch den Komman⸗ 
deur mittelſt Ueberſendung beglaubigter Abſchrift durch die Poſt zu eröffnen. 
In allen anderen Fällen hat die Publikation auf das vom Kommandeur 
zu ſtellende Erſuchen durch den dem Aufenthaltsort des Angeſchuldigten 
am nächjten befindlichen Ehrenrath, eventl. das nächſte Militärgericht 
mündlich zu Protokoll zu erfolgen. 

Geſchieht die Publikation mittelſt Zuſendung durch die Poſt, ſo iſt 
darüber eine Beiheinigung zu den Alten zu bringen. 

A. K. O. vom 5. Febr. 1878. 


8 61. Nach der Bekanntmachung an den Angejchuldigten 
erfolgt durch den Kommandeur die Mittheilung des Spruchs 
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des Ehrengerichts nebft Meiner Entjcheidung (8 60) und, 
wenn es gewünscht wird, der Alten an diejenigen Militär⸗ 
vorgefegten des Angejchuldigten, welche bei dem Chrengericht 
nicht mitgewirkt haben. Iſt der Angejchuldigte ein inaftiver 
8 4 Nr. 5) oder ein dem Beurlaubtenſtande angehöriger 
ffizier, der zugleich als Beamter im Reichs⸗ oder Staats⸗ 
dient angeftellt ift, jo ift eine Abfchrift der Ausfertigung des 
Spruchs des Ehrengerichts und Meiner Entjcheidvung der ihm 
vorgejegten Dienftbehörde zu überſenden und auf Verlangen 
Keen Auskunft über die Veranlaffung des Spruchs zu er⸗ 
theilen. 
Außerdem ift dem Offizierforps, welches den ehrengericht- 
fihen Spruch gefällt hat, von Meiner Entjcheidung Kenntniß 
zu geben; auch Tann auf bejonderen Antrag denjenigen Dffi- 


zieren, die an der Unterfuchung als Ankläger oder Zeugen 


Theil genommen haben, und denjenigen Behörden, von denen 
etwa die Anfchuldigung ausgegangen ift, von dem Ausgang 
der Sade Kenntniß gegeben werden. 

Die Mittheilung an die Civilbehörde ift in der Regel auf eine Ab- 
fchrift des Spruchtenord (ohne Gründe) und der Allerhöchſten chei⸗ 
dungsordre zu beichränten. Wird nähere Auskunft über die Veranlaſſun 
des Spruches verlangt, jo iſt nur der thatſächlich feftgeftellte Sachverhalt 
der Unterſuchung mitzutheilen, aber nicht im Form einer Abichrift des be 
treffenden Inhalts der Spruchausfertigung. Eine Mittheilung der Gründe, 
welche die von dem — * getroffene Entſcheidung motiviren, tft 
dagegen unter allen Umſtänden zu vermeiden. 

Kab. Schr. vom 24. Juni 1880. 


Eee Gegen einen ehrengerichtlichen Spruch, über welchen 
Ich Enticheidung getroffen habe, ift nur mit Meiner Geneh—⸗ 
migung ein weiteres Verfahren zuläffig, und behalte Ich Mir 
vor, darüber eintretenden Falls das Weitere zu bejtimmen. 
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Beilage I. 


Beitimmungen 
über die 


Dernehmung des Angeihuldigten. 





Die Borladung des Angejhuldigten erfolgt, nad) ſeitens des 
Kommandeurs erhaltenem Auftrage, durch den Ehrenrath. 

Wenn die Suspenjion des Angejchuldigten vom Dienft 
nicht eingetreten ift, jo ift dem direkten Vorgejegten desfelben 
von der gejchehenen Borladung Kenntnig zu geben. 

Bor der Vernehmung ift der Angefchuldigte zur Ausfage 
der Wahrheit zu ermahnen. 

Die Ausſage ift in direkter Redeform niederzujchreiben. 

Iſt die Einleitung der (förmlichen) ehrengerichtlichen 
Unterſuchung angeorönet, jo tft dem Angeſchuldigten durch 
Borlejen der bezüglichen Verfügung befannt zu machen, welche 
jtrafbaren Handlungen ihm zur Laſt gelegt werden und den 
Gegenstand der Unterfuchung bilden follen. 

Nachdem durch Aufnahme der Beweife der Thatbeftand 
völlig Elargeftellt ift, ift der Angejchuldigte mit dem Ergebniß 
der Unterfuhung durch Mittheilung des wejentlichen Inhalts 
der Alten bekannt zu machen und zu befragen, ob er noch 
etwas zur Sache anzuführen habe oder die Akten für gefchloffen 
halte. Gleichzeitig ift ihm zu eröffnen, bei welchem Ehren⸗ 
gericht über ihn gejprochen werden joll, und er darüber zu 
vernehmen, ob er Einwendungen gegen Mitglieder des Ehren- 
gericht3 zu erheben bat. 

Schließlich ift der Angejchuldigte nad) Anleitung des 8 41 
der Verordnung darüber zu belehren, daß und in welcher Weile 
er fich vertheidigen darf. Daß dies gejchehen, iſt in dem 
Schlußprotofoll zu vermerken. 
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Beilage II. Mufter zur Vorladung von Zeugen. 
Ort und Datum. 
An 
den Kaufmann Herrn R. 
Wohlgeboren 
bier. 
Straße Nr. 


In der Unterſuchungsſache wider den Leutnant B. iſt Ihre 
ernehmung als Zeuge erforderlich, und werden Sie daher 
zu dem am 7. d. Mts., vormittags 10 Uhr, in der Wohnung 
des Hauptmanns P. —Straße Wr... anberaumten Termin 
unter der Verwarnung vorgeladen, daß im Falle Ihres Nicht— 
erſcheinens die gefeglichen Folgen eintreten würden. 


Das Gericht 
des xtn..... Regiments Nr.... 
v. N., v. Z., 
Oberſt und Regiments⸗ Leutnant und Gerichts⸗ 
ommandeur. offizier. 


Wird dieſer Vorladung keine Folge geleiſtet, ſo iſt die 
Geſtellung des Zeugen durch das Gericht, bei welchem derſelbe 
ae en perjünlichen Gerichtsſtand Hat, zu veran» 
aſſen. 
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Beilage III. 
Beftimmungen 
über die 
Dernehmung von Seugen durch den Ehrenrath. 





ffigiere, welche als Zeugen vernommen werden, verſichern 
die Nichtigkeit ihrer Ausſagen auf Ehre und Pflicht; alle 
anderen Zeugen haben ihre Ausjagen erforderlichen Falls durch 
Ableiftung des vorgefchriebenen Eides zu befräftigen. “Die 
Vereidigung gejchieht durch ein Militär (Negiments-) Gericht 
oder dazu zu requirirendes Civilgericht. 

Bor der Vernehmung ift der Zeuge zur Ausjage der 
Wahrheit zu ermahnen, auf die Heiligleit des Eides zu ver- 
weijen, vor dem Meineide zu veriwarnen, mit den allgemeinen 
Beugenfragen befannt und bejonders darauf aufmerfjam zu. 
machen, daß der von ihm zu leiftende Zeugeneid fich auch auf 
die Beantwortung der allgemeinen Zeugenfragen erſtrecke. Dem⸗ 
nächſt iſt der Zeuge zur Sache zu vernehmen und hierbei 
darauf zu achten, daß er nur über ihm bekannte Thatſachen 
ausſagt. Betrifft die Ausſage Thatſachen, die er nicht aus 
eigener Wahrnehmung kennt, ſo iſt derſelbe darüber zu be— 
fragen, wie und auf welche Weiſe ihm dieſelben bekannt ge- 
worden find. 

Die Ausfage ift in direkter Redeform niederzufchreiben. 

Am Schluß hat der Zeuge zur Ableiftung des Eides fich- 
zu erbieten. " 

Wird ein bereits vereidigter Zeuge nochmal vernommen, 
fo braucht er den Zeugeneid nicht zum zweiten Mal zu leiften, 
ſondern nır am Schluß der Vernehmung zu erklären, daß er 
die Richtigkeit feiner neuen Ausſage auf den bereit3 geleiteten 
Beugeneid verfichert. 

Sind mehrere Zeugen zu vernehmen, fo dürfen ihnen ge- 
meinſchaftlich nur die allgemeinen eugenfragen vorgelegt 
werden, dagegen ift ein Jeder zur Sadje felbjt allein zu 
vernehmen. 

ei NRequifitionen an Gerichte um Vernehmung von 

eugen ift in der Nequifition genau anzugeben, über welche 

unfte die Vernehmung erfolgen foll, jowie ob die Zeugen 
nur pro informatione oder eidlich zu vernehmen jind. 
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Beilage IV. Mufter zu einem Protokoll über die 
eg ernehmung des Angejchuldigten. 


Berhandelt (Ort und Datum). 


Auf Befehl des Königlichen Oberften und Kommandeurs des 
xten...... Regiments, Herrn v. N., erſcheint heute vor 
dem unterzeichneten Ehrenrath der Leutnant B. und läßt ſich, 
mit der wider ihn erhobenen Anklage befannt gemacht, zur 
Ausfage der Wahrheit ermahnt, vernehinen, wie folgt: 

Zur PBerfon: Ich heiße Guftav B., bin. . Jahre alt, 
evangelifch, Sohn des Majors B., auf dem Symnafum zu ö. 


gebildet, am . tm. ...... 18 . . ald dreijährig Frei— 
wilfiger in das xte ........ Regiment Nr... . ein- 
getreten, am . .tn . 2.2.2... 18... zum Fähnrich und 
am ..tn...... 18... zum Offizier Gefördert, 


(E3 folgen nunmehr die von dem Angefhuldigten erfor- 
derten Angaben: ob und an welchen Feldzuge er Theil ge- 
nommen; ob und welche Orden oder Ehrenzeichen er befite; 
ob und wie er bereit$ gerichtlich, ehrengerichtlich oder diözipfi- 
narif en jet.) 

Sade: 


%. ꝛc. 


Vorgeleſen, genehmigt und unterſchrieben. 


B. 
Geſchehen wie oben. 
Der Ehrenrath des ........... 


Hauptmann (Rittmeiſter). Oberleutnant. Leutnant. 
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Beilage V. Mufter eines Protokolls über die 
en Bernepmung eines Zeugen. 


Berhandelt (Ort und Datum). 


N der Unterfuchungsfache wider den Xeutnant B. vom 

...... Regiment erſcheint heute, um als Zeuge ver- 
hoimmen zu werben, der Kaufmann R. 

Mit dem Gegenftande feiner Vernehmung befannt ge 
macht, zur Ausfage der Wahrheit ermahnt und befonders 
darauf hingewieſen, daß der von ihm zu leiftende Beugeneid 
jih auch auf die ihm befannt gemachten allgemeinen Beugen- 
fragen erftrede, jagt derjelbe Folgendes aus: 

Zur Perjon: Ich heiße Wilhelm R., bin 40 Jahre alt, 
evangelifch, befinde mich im Genuß der bürgerlichen Ehren- 
rechte und verneine die allgemeinen Yeugenfragen. 

Zur Sade: 


%. %. 


Borgelefen, genehmigt und unterjchrieben. 


R. 
Kaufmann. 


Geſchehen wie oben. 


Der Ehrenrath. 


NN. NN. NN. 
Hauptmann (Rittmeifter). Oberleutnant. Leutnant. 
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Beilage VI. Mufter zu einer ehrengerichtlichen 
—ezege prucwerhanblung ü 


Berhandelt (Ort und Datum). 


Auf Befehl des Königlichen Oberjten und Kommandeurs des 
xin ...... Regiment? Nr... ..., Herrn v. N., verjammelte 
fi) Heute in B. das Offi ierforps des Regiments, um in der 
ehrengerichtlichen —— wider den Leutnant B. des 
xten Regiments Nr... Spruch zu fällen. 

Nach vouſtandiger — der Akten, ſowie der von 
dem Ehrenrath verfaßten ſchriftlichen Darſtellung des Sach— 
verhaltes und des motivirten Gutachtens fand die gemeinſame 
Berathung unter Leitung des Herrn Regimentskommandeurs 
ſtatt. Derſelbe ermahnte ſodann die Mitglieder des Ehren⸗ 
gerichtes, nach Pflicht und Gewiſſen, ohne Leidenſchaft als 
Ehrenmänner ihre Stimmen abzugeben, worauf die Einzelnen 
in der beſtimmungsmäßigen Reihenfolge ihr Votum, wie folgt, 
abgaben: 

1. dauxtmann (Rittmeiſter) dv. F. als Präſes des Ehren⸗ 

rat 
Dhuldig der Verletzung der Standesehre unter 
Beantragung der Entlaſſung mit ſchlichtem Abſchied. 


Unterſchrift. 
2. Oberleutnant v. D. als Mitglied des Ehrenraths: 


wie vor. 
Unterſchrift. 
3. Leutnant v. C. als Mitglied des Ehrenraths: 
wie vor. 
Unterſchrift. 


(Hierauf folgen die Stimmabgaben jämmtlicher anweſenden 
Mitglieder des Ehrengerichts nach ihrem Dienftalter von unten 
an, zulegt der Kommandeur. 
Das Refultat der erfolgten Abftimmung ergab hiernad), 

daß von 38 anweſenden Offizieren 

36 auf Entlaffung mit fchlichtem Abjchiede, 

2 auf Warnung 
botirten. 
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Es lautet aifo der Spruch des Ehrengericht3 dahin: 
daß der Angefhuldigte der Berlegung der Standes- 
ee ſchuldig und deshalb feine 
„Entlaſſung mit (lichte Abſchiede 
zu beautragen iſt. 
Demmächſt wurde die Sibung geſchloſſen, nachdem den 


Mitgliedern des Ehrengerichts die Geheimhaltung des Spruchs 
bis nad) erfolgter Publikation desſelben zur Pflicht gemacht war. 


Der Chrenrath 


des xtin...... Regiment Nr... 
AN. NN. AN 
Hauptmann (Rittmeifter) Oberleutnant. Leutnant. 
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Beilage VII. 


Aamentliche Liſte 


derjenigen Offiziere des xten...... Regiments Nr... ., 
welhe an dem Ührengericht über den Xeutnant B. des 
xten....... Regiments Nr... nicht Theil genommen 
haben. 
Abkommandirt: 


1. Deupemanm (Rittmeifter) G., zum ....... 
2. Oberleutnant ©. zur ....... 


Krank: 
Leutnant 3........ 


Beurlaubt: 


1. Major D. ....... 
2. Leutnant N........ 
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Beilage VIII. Mufter zur Ausfertigung eines 
ehrengerichtlichen Spruch. 


In der ehrengerichtlichen Unterſuchung wider den Leutnant B. 


des xten...... Regiments Nr.... bat das Ehren⸗ 
gericht des genannten Regiments in der Spruchſitzung vom 
.ten....... 18.. dahin erkannt: 


daß der Leutnant B. wegen unpaſſenden Benehmens 

an öffentlichem Orte und Verletzung der Standes- 

ehre für fchuldig zu erachten, und beantragt 
Entlaffung mit ſchlichtem Abſchiede. 


Gründe. 

(Hier find die perfünlichen Verhältniffe des Angefchul- 
digten, eine Darftellung des Sachverhaltes und die Entjchei- 
dungsgründe genau anzuführen. 

Die Vollziehung der Ausfertigung des Spruch erfolgt 
am Schluß durch den Ehrenrath in folgender Art:) 

(Ort und Datum.) 


Der Ehrenrath 
des xten....... Regiments. 


Hauptmann (Rittmeifter) Oberleutnant. Leutnant. 
und Präjeg. 
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Beilage IX. Mufter_ zu einem Altenauszuge. 
Alten Auszug 


ehrengerichtlichen Unterfugungsfade wider den Leut— 
nant B. vom xtn ....... Regiment Nr.. 


Der Leutnant DB. ift durch den vom Ehrengericht des 
xten Regiments gefällten Sprud vom ..ten März d. %8. 


megen unpaffenden Benehmens an einem öffent- 
lihen Orte 

der Verlegung der Standesehre für fchuldig erachtet 

und deshalb 
die Onttaffung desjelben mit fchlichtem 
Abfchiede 

vom Shrengeriät beantragt worden. 

| Spruch: einftimmig (oder 36 Stimmen wie vor umd 

2 Stimmen auf Warnung). 

Leutnant B. ift 1848 zu B., Provinz Sachſen, geboren, 
Sohn eines Majors a. D., auf dem Gymnaſium zu H. ge 
bildet, am 15. April 1867 in das xte....... Regiment 
Nr... . eingetreten, am 14. November 1867 zum Fähnrich 
und am 9. Februar 1869 zum Offizier befördert. An den 
Feldzügen 1870/71 hat er Theil genommen und ift mit dem 
Eifernen Kreuz 2. Klaffe deforirt. In Unterfuchung hat fich 
derjelbe früher nicht befunden, iſt aber disziplinariſch beftraft 
wie folgt: 

1. Mit....... wegen»... .... ꝛc. 


u! ortlaut des Führungsatteſtes.) 
ie Verurtheilung beruht auf folgender thatſächlicher Feſt⸗ 


ran folgt eine genaue aftenmäßige Darftellung der 
dem Angeſchuldigten zur Laft fallenden jrofbaren Handlungen, 
wie folhe durch deſſen eigenes Geftändnig und jonftige Be⸗ 
weije als feftgeftellt anzujehen find. 
Unterzeichnet wird der Alten-Auszug vom 
Ehrenrath 


in u) Weiſe, wie die Ausfertigung des ehrengerichtlichen 
Spruchs 


Kompendium über Militärrecht. 20 
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Beilage X. 


Bemerkungen über Anlegung der Akten. 


Die Alten müfjen über Alles, was in der Unterfuchung ges 
ſchehen ift, vollftändige Auskunft geben. Deshalb ift es inS- 
befondere auch nothwendig, daß die Konzepte der an Be— 
hörden ꝛc. erlaffenen Schreiben und NRequifitionen zu den 
Akten gebracht werden, oder doch wenigftens der Anhalt vder- 
jelben darin vermerkt wird. 

Die erfte Seite eines jeden Blattes der Akten erhält 
eine fortlaufende Ziffer. 

Die Akten find zu Heften und mit einem vom Ehrenvath 
zu vollziehenden Inhaltsverzeichniſſe zu verjehen. 

Erfenntniß und Akten-Auszug find den Alten nicht bei— 
zubeften, jondern loſe mit einzufenden. 


Seflimmmngen zur Ergänzung der Einführnngsordre 


zu ber 


Verordnung 
| über bie 


Ehrengerichte der Offiziere im Preußiſchen Heere. 


Bom 2. Mai 1874. 


— — — — — 


20* 


JIch laſſe dem Kriegsminiſterium beifolgend die heute von 
Mir vollzogenen Beſtimmungen zur Ergänzung der Einfüh— 
rungsordre zu der Verordnung über die Ehrengerichte der 
Offiziere im Preußiſchen Heere vom 2. Mai 1874 mit dem 
Auftrage zugehen, ſolche der Armee mit dem Hinzufügen bekannt 
zu machen, daß auch dieſe Beſtimmungen den Offizieren durch 
die Kommandeure öfters in Erinnerung zu bringen ſind. 


Neues Palais, den 1. Januar 1897. 


gez. Wilhelm. 


An das Kriegsminiſterium. 


Jch will, daß Zweikämpfen Meiner Offiziere mehr als 
bisſsher vorgebeugt wird. Die Anläſſe find oft geringfügiger 
Natur, Privatftreitigleiten und Beleidigungen, bei denen ein 
a Ausgleih ohne Schädigung der Standesehre mög- 
lich ift. 

Der Offizier muß e8 als Unrecht erfennen, die Ehre eines 
Anderen anzutaften. Hat er biergegen in Webereilung oder 
Erregung gefehlt, fo handelt er ritterlich, wenn er an feinem 
Unrecht nicht fefthält, fondern zu gütlichem Ausgleiche die 
Hand bietet. Nicht minder muß derjenige, dem eine Kränfung 
oder Beleidigung widerfahren ift, die zur Verſöhnung ge- 
boten Di annehmen, ſoweit Standesehre und gute Sitte 
es zulaſſen. 

Es iſt deshalb Mein Wille, daß der Ehrenrath hinfort 
grundſätzlich bei dem Austrage von Ehrenhändeln mitwirken 
ſoll. Er bat ſich dieſer Pflicht mit dem gewiſſenhaften Be- 
jtreben zu unterziehen, einen gütlichen Ausgleich herbeizuführen. 

Um hierzu den Weg vorzuzeichnen, beftimme Ich, in Er⸗ 
gänzung der Einführungsordre zu der Verordnung über die 
Ehrengerichte der Offiziere im Preußiſchen Heere vom 2. Mai 
1874, Folgendes: 


L 


Kommen zwiihen Offizieren Privatftreitigfeiten und Be— 
feidigungen vor, die nicht al3bald auf gütlichem Wege ftandes- 
gemäß beglichen werden, jo find die Betheiligten verpflichtet, 
unter Unterlafjung aller weiteren Schritte ihrem Chrenrathe 
jofort Anzeige zu machen. 


I. 


Der Ehrenrath bat dann unter Leitung des Kommandeurs 
den Sachverhalt ungejäumt durch mündliche oder fchriftliche 
Berhandlungen aufzuklären und nach dem Ergebniffe der Er- 
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mittelungen fowie nach Anhörung der Betheiligten jchriftlich 
entweder 
1. einen Ausgleihsvorfchlag aufzuftellen, oder 
2. zu erflären, daß er fih nach Lage der Sache außer 
Stande fehe, einen Ausgleich vorzufchlagen, daß vielmehr 
ein ehrengerichtliches Verfahren nothwendig fei, oder aber 
3. fejtzuftellen, daß die Ehre der Beteiligten für nicht be- 
rührt zu erachten und deshalb weder ein Grund zur Auf⸗ 
ftellung eines Ausgleichsvorſchlags noch auch zu einem 
ehrengerichtlichen Verfahren vorhanden fei. Bx 

Der Ausgleichsvorſchlag hat fich auch über Art und Frift 
der Ausführung auszufprechen. 

Nach Lage des Falles ift insbeſondere feftzulegen, ob die 
Ausführung, außer vor dem Kommandeur und Ehrenrath, vor 
Zeugen, ob fie jchriftlich zu erfolgen habe ꝛc. — Ein Ausgleich 
ist anzuftreben, foweit e8 die Standesfitte irgendivie zuläßt. 


II. 


Der Beſchluß des Ehrenraths (II.) bedarf der fchriftlichen 
Beftätigung durch den Kommandeur. | 
Bei den Ehrengerichten von Landwehrbezirken, deren 
Kommandeur nit den Rang eines Regimentskommandeurs 
befittt, erfolgt die Beitätigung durd) den Brigadelommandeur, 
dem die Verhandlungen und der Beichluß des Ehrenraths 
mit einem Gutachten des Kommandeur’ des Landwehrbezirks 
vorzulegen find. 
Der zur Beftätigung Berechtigte ift befugt: 
1. den Ausgleihsvorfchlag abzuändern, . nn 
2. in den Fällen zu I. 2 und 3 feinerfeit3 einen Ausgleichs⸗ 
vorſchlag fchriftlich aufzustellen, 
3. dem Ausgleich8vorjchlage oder der TFeftitellung zu II. 3 
die Beftätigung zu verfagen und feinerjeit3 die Erklärung. 
nad) II. 2 abzugeben. 


IV. 


Den Betheiligten fteht gegen den Ausgleichsvorſchlag oder 
die Feſtſtellung zu II. 3 binnen drei Zagen die beim Kom— 
mandeur anzubringende Berufung zu. Die Vorgefetten haben. 
9 hierzu gutachtlich zu äußern und Meine Entſcheidung ein⸗ 
zubolen. 


Ergänzungsordres. 8313 


V. 


Durch die Ausführung des Ausgleichsvorſchlags oder die 
Feſtſtellung zu II. 3 findet der Streitfall ſelbſt zwiſchen den 
Betheiligten jowie dem Offizierforps gegenüber feine vollftän- 
dige Erledigung. | 

ern) ist indeß nicht ausgefchloffen, das ehrengericht- 
liche Verfahren folgen zu laffen, fofern das Verhalten eines 
ber DBetheiligten hierzu Veranlaſſung gegeben hat. 


VI. 


Wird ein Ausgleichsvorſchlag nicht aufgeftellt oder die 
Erflärung zu II. 3 nicht abgegeben, fo ift ungefäumt nad) 
8 27 IR der Verordnung vom 2. Mai 1874 zu verfahren. 
Das Gleiche hat zu gefchehen, wenn der endgültig feftgeftelite 
Ausgleichsvorſchlag nicht ausgeführt wird. 


VIL 


Ueber einen Offizier, der 
unter Umgehung des Ehrenraths, 


oder 
vor endgültiger Entfcheidung über den Beichluß des 
Ehrenraths, 
oder 
unter Nichtachtung des endgültig feftgeftellten Ausgleichs⸗ 
j vorſchlags oder der Feſtſtellung zu LI. 3, 
oder | 


FAN Meiner Entfcheidung auf den ehrengerichtlichen 
ru 


p 
einen anderen Offizier zum Zweikampf herausfordert oder die 
Herausforderung eines anderen Offiziers zum Zweikampf an⸗ 
nimmt, iſt Mir ſofort zu berichten. 


VM. 


Iſt einer der Betheiligten ein General, fo bleibt die Be- 
ſtimmung des Kommandeur und der Mitglieder des Ehren- 
raths Meiner Entjcheidung vorbehalten. 

ft einer der Beteiligten ein Stabsoffizier, fo ift der 
Ehrenrath des Ehrengerichts der Stabsoffiziere zuftändig. 

Im UVebrigen wird, wenn die Betheiligten verjchiedenen 
Ehrengerichten unterftehen, der fiir die Ausgleichsverhandlungen 
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zuftändige Ehrenrath durch den nächjten gemeinfchaftlichen Vor- - 
gejetten (Dienftweg nad) $ 27 der Verordnung vom 2. Mai 
1874) und, fall8 ein folcher nicht vorhanden ift, durch Verein- 
barung der fommandirenden Generale (bezw. mit dem Tom- 
mandirenden Admiral der Marine) beftimmt. Wenn nöthig, 
it Meine Entjcheidung anzurufen. 

An Stelle des fommandirenden Admirald der Marine tritt der be 
treffende zuftändige Marinebefehlähaber, welcher das ehrengerichtliche Ber: 
fahren anzuordnen beredtigt i 

Bergl. VI. 832 Anm. 


IX. 


Geräth ein Offizier mit einem den Ehrengerichten nicht 
unterworfenen Offizier oder mit einer Civilperfon in einen 
Ehrenhandel, fo ift er — fofern nicht alsbald auf gütlichem 
Wege ein ftandesgemäßer Ausgleich ftattfindet — gleichfalls 
zur umgehenden Anzeige an den Ehrenrath verpflichtet. Lebterer 
bat auch hier, foweit e8 die Umftände geftatten, unter Leitung 
des Kommandeurs auf einen Ausgleich binzumwirken. 


Neues Palais, den 1. Januar 1897. 


gez. Wilhelm. 


Ich laſſe dem Kriegsminiſterium anliegend Abſchrift 
Meiner an den Reichskanzler gerichteten Ordre vom heutigen 
Tage, betreffend die Verordnung über die Ehrengerichte der 
Offiziere der Kaiſerlichen Schutztruppen mit dem Auftrage zu- 
gehen, diejelbe zur Kenntniß der Armee zu bringen. 


Neues Palais, den 15. ‘uni 1897. 


gez. Wilhelm. 


An das Rriegsminifterium. 


- Verordnung 
über die 


Chrengerichte der Offiziere der Kniferlihen Schuhtruppen. 





Auf den Mir gehaltenen Vortrag befehle Ich hiermit, 
unter Aufhebung aller entgegenftehenden Beſtimmungen, ins— 
bejondere der Verordnung vom 16. Juni 1891 (Marine-Ber- 
ordnungsblatt Nr. 14 vom 3. Juli 1891, ©. 133), daß die 
Verordnung über die Ehrengerichte der Offiziere im Preußifchen 

eere vom 2. Mai 1874 fowie Meine Ordre vom 1. Januar 

897 auf die Offiziere Meiner Schugtruppen mit folgenden 

Maßgaben Anwendung zu finden hat: Ä 

1. Mitglieder des Offizierforpg im Sinne der Verordnung 
vom 2. Mat 1874 find die deutjchen Offiziere, welche al3 
jolhe im Etat einer Schuttruppe ftehen oder die Uniform 
einer folchen tragen. | 

2. Ehrengerihte über Hauptleute und Subalternoffiziere 
beftehen bei denjenigen Schuttruppen, zu welchen außer 
dem Kommandeur mindeftens ſechs ftimmberechtigte Mit: 
glieder gehören. 

3. Die in Deutſchland fich aufhaltenden Schutruppenoffiziere 
werden durch den fommandirenden General des Garde- 
korps (vgl. Nr. 9) einem Chrengerichte feines Befehls- 
bereichs unterſtellt. 

4. Kommandeure im Sinne des 8 12 der Verordnung vom 
2. Mai 1874 find bei den Schutztruppen für Oſt⸗ bezw. 
Südmweft-Afrifa, falls Ich nicht anders beftimme, die 
Kommandeure diefer Schuttruppen. 

5. Die StabSoffiziere der Schugtruppen unterjtehen dem 
Ehrengerichte der StabSoffiziere des Gardekorps. 

6. Die Wahl des Ehrenraths hat bei den Schuktruppen am 
erften November jeden Jahres oder an einem der nächſt- 
folgenden Zage, im Uebrigen thunlichft nach) Maßgabe des 
$ 17 der Verordnung vom 2. Mai 1874 zu erfolgen. 

Der neue Chrenrath tritt in Thätigkeit, fobald die 

Wahl durch den Kommandeur feitgeftellt ift. 


318 Alerh. Verordnung über die Ehrengerichte der Difiziere :c. 


7. Bei Schußtruppen, die ein eigenes Ehrengericht nicht 
bilden können, Tann ein aus zwei Offizieren — möglichſt 
aus einem Hauptmann und einem Leutnant beitehender — 
Ehrenrath gebildet werden, welcher zu dem Kommandeur 
der Schugtruppe in dasſelbe Verhältnig tritt, wie der 
Ehrenrath eines Ehrengerichts zu dem Kommandeur. 

8. Auch wenn bei einer Schubtruppe ein Ehrengericht nicht 
befteht, bat der Kommandeur die erforderlich werdenden 
Ermittelungen durch den Ehremath (vgl Nr. 7) oder, 
fall3 auch ein folcher nicht befteht, in geeigneter Weiſe 
(vgl. insbeſondere Nr. 11) foweit zu bewirken, daß er in 
der Lage ift, nach Maßgabe des 8 27 der Verordnung 
vom 2. Mai 1874 Bericht zu erftatten. 

9. Sofern Ich nicht einem Gouverneur oder Landeshaupt- 
mann die Dienftftellung des zur Anordnung des ehren- 
gerichtlichen Verfahrens berechtigten Befehlshabers über- 
trage, übt Ddiefelbe der Tommandirende General des 
Gardekorps aus. Mit diefer Einfchränfung find dem 
Zetteren in ehrengerichtlichen Angelegenheiten die Kom- 
mandeure der Schuttruppen ummittelbar unterftellt. 

10. Bor Anordnung eines ehrengerichtlichen Verfahrens über 
den ei einer Schugtruppe ift Meine Entfcheidung 
einzuholen. 

11. Die Kommandeure und Ehrenräthe, jowie die Gerichte 
des Heeres, der Marine und der Schugtruppen haben 
den gegenfeitigen Erjuhen um Vernehmungen und um 
jonftige Gewährung von Rechtshülfe Folge zu geben. 

12. Zur Sprudjfigung eines Ehrengerichts über Hauptleute 
und Subalternoffiziere genügt die Anweſenheit des Kom⸗ 
mandeurs und jechs ftimmberechtigter Mitglieder, falls die 

eranziehung einer größeren Zahl von Mitgliedern wefent- 
ihen Zeitaufwand erfordern würde. 

13. Bon der Anordnung der fürmlichen ehrengerichtlichen Unter- 
juhung gegen einen Offizier der Schuktruppe ift dem 
Reichskanzler durch den zuftändigen Befehlshaber (Nr. 9) 
ungejäumt Renntniß zu geben. Ä 


Neues Palais, den 15. Juni 1897. 


gez. Wilhelm. 


Zur Regelung der ehrengerichtlichen Verhältniſſe der nach 
Preußen kommandirten Königlich Württembergiſchen Offiziere 
und der nach Württemberg kommandirten Offiziere Meiner 
Armee beſtimme Ich hierdurch im Einverſtändniß mit Seiner 
Majeſtät dem Könige von Württemberg Nachſtehendes: 

1. Die nach Preußen kommandirten Königlich Württem⸗ 

bergiſchen Offiziere werden unterſtellt: 

a) die Stabsoffiziere dem Ehrengericht der Stabsoffiziere 
des betreffenden Armeekorps mit aktivem und paſſivem 
Wahlrecht; 

b) die Hauptleute, Rittmeifter und Subalternoffiziere, 
fofern fie zu einem Truppentheil fommandirt find, 
dem Chrengericht des Offizierforps dieſes ZTruppen- 
theil8 mit aftivem und paſſivem Wahlrecht, in allen 
anderen Fällen einem von dem fommandirenden General 
des Territorialbezirks auf Grund des $ 10 Abjak 2 
der Verordnung vom 2. Mai 1874 alljährlich zu be- 
ftimmenden Chrengericht. 

. Nach Vorftehendem ergangene ehrengerichtliche Sprüche 
über Königlich Württembergifche Offiziere find Mir mit 
den Gutachten der Vorgeſetzten vorzulegen. Ich werde 
fie dann Seiner Majeftät dem Könige von Württemberg 
zur Entfcheidung zugehen Laffen oder, wenn Sprüche gegen 
Königlich Wiürttembergifche Offiziere und foldhe Meiner 
Armee gemeinfam gefällt find, eine Vereinbarung über die 
Entfcheidung herbeiführen. 

3. Die nad) Württemberg fommandirten und die den Feſtungs⸗ 
behörden in Ulm angehörenden Offiziere Meiner Armee 
unterftehen: 

a) die Sreoffgiere dem Ehrengericht der Stabgoffiziere 
des XII. (Königlich Württembergifchen) Armeelorps 
mit aktivem und paffiven Wahlrecht; 


— 
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b) die Hanptleute, Rittmeifter und Subalternoffiziere, 
fofern fie zu einem Truppentheil fommandirt find, 
dem Ehrengericht des Offizierlorps dieſes Truppen⸗ 
theil3 mit aftivem und paffivem Wahlrecht, in allen 
anderen Fällen einem von dem Tommandirenden 
General des XIII (Königlich Württembergiſchen) 
Armeekorps auf Grund des 8 10 Abfat 2 der Ber- 
ordnung vom 2. Mai 1874 alljährlich zu beſtimmenden 
Ehrengeridht. Ä 

4. Die Entſcheidung auf hiernady ergangene ehrengerichtliche 
Sprüche, welche Seine Majeftät der König von Württem⸗ 
berg Mir wird zugehen laſſen, behalte Ih Mir vor; 
ebenfo werden Seine Majeftät der König von Württem- 
berg bei gemeinfam gegen Meine und Königlich Württem- 
bergifche Offiziere gefällten Sprüchen eine Vereinbarung 
über die Entjcheidung herbeiführen. 

5. Hinfichtlich der ae IV Meiner Ordre vom 1. Yanuar 
1897 beftimme Ich, daß Mir die Berufungen Königlich 
MWiürttembergifcher Offiziere in allen Fällen vorzulegen 
find, in denen ein Ehrenrath Meiner Armee zuftändig 
war. Seine Majeftät der König von Württemberg wollen 
Mir in diefen Fällen die Entſcheidung überlaffen, während 
Allerhöchitdiefelben auf die Berufungen von Offizieren 
Meiner Armee entfcheiden werden, wenn ein Königlich 
Württembergiſcher Ehrenrath zuftändig war. 


Ich beauftrage das Kriegsminiſterium, Vorjtehendes der 
Armee befannt zu machen. 


Marmor-PBalais, den 16. September 1898. 


gez. Wilhelm R. 


An das Kriegäminijterium. 


VII. 


Strafgeſetzbuch für das Deulſche 
Reich. 


Vom 15. Mai 1871. 


— — — 


Kompendium über Militärrecht. 1 
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b) die Hauptleute, Nittmeifter und Subalternoffiziere, 
fofern fie zu einem Truppentheil fommandirt find, 
dem Chrengericht des Offizierlorps dieſes Truppen 
theil3 mit aktivem und paflivem Wahlrecht, in allen 
anderen Fällen einem von dem Tommandirenden 
General des XIII. (Königlich Württembergiſchen) 
Armeekorps auf Grund des 8 10 Abſatz 2 der Ver— 
ordnung vom 2. Mai 1874 alljährlich zu beſtimmenden 
Ehrengericht. 

4. Die Entſcheidung auf hiernach ergangene ehrengerichtliche 
Sprüche, welche Seine Majeſtät der König von Württem⸗ 
berg Mir wird zugehen laſſen, behalte Ich Mir vor; 
ebenſo werden Seine Majeſtät der König von Württem- 
berg bei gemeinfam gegen Meine und Königlich Württem- 
bergiſche Offiziere gefällten Sprüchen eine Vereinbarung 
über die Enticheidung herbeiführen. | 

5. Hinfichtlich der Ziffer IV Meiner Ordre vom 1. Januar 
1897 beftimme Ich, daß Mir die Berufungen Königlich 
Wiürttembergiicher Offiziere in allen Fällen vorzulegen 
find, in denen ein Ehrenrath Meiner Armee zuftändig 
war. Seine Majejtät der König von Württemberg wollen 
Mir in diefen Fällen die Entfcheidung überlaffen, während 
Allerhöchftdiefelben auf die VBerufungen von Offizieren 
Meiner Armee entfcheiden werden, wenn ein Königlich 
Württembergiſcher Ehrenrath zuftändig war. 


Ich beauftrage dag Kriegsminifterium, Vorſtehendes der 
Armee befannt zu machen. 


Marmor-Palais, den 16. September 1898. 


gez. Wilhelm R. 


An das Kriegsminiſterium. 


VII. 


Strafgeſetzbuch für das Deulſche 
Reich. 
Vom 15. Mai 1871. 


— — — 


Kompendium über Militärrecht. 1 


Einführungsgefrhe. 


1. Einführungsarfc zum Strafgefehbud für den Nord- 
deutfchen Bund vom 31. Mai 1870. 
(8. ©. 8. S. 1%.) 


81. Das Strafgeſetzbuch fir den Norddeutſchen Bund 
tritt im ganzen Umfange des Bundesgebietes mit dem 
1. Januar 1871 in Kraft. 


82. Mit diefem Tage tritt das Bundes⸗ und Landes- 
ftrafrecht, inſoweit dasfelbe Materien betrifft, welche Gegen 
Ye w ee eae etzbuchs für den Norddeutihen Bund find, 


außer Kra 

n Kraft bleiben die befonderen Vorſchriften des Buddes— 
und Yandesftrafrecht3, namentlich über grafbare Berlegungen 
ber Preßpolizei-, Poſt⸗, Steuer-, % ⸗, Fiſcherei⸗, Jagd⸗, 
Forſt⸗ und Feldpolizei⸗Geſetze, über Mißbrauch des Vereins⸗ 
und Verſammlungsrechts und über den Holz⸗(Forſt⸗)Diebſtahl. 


83 Wenn in Landesgeſetzen auf ſtrafrechtliche Vor⸗ 
ſchriften, welche durch das Strafgeſetzbuch fir den Nord» 
deutſchen Bund außer Kraft geſetzt ſind, verwieſen wird, ſo 
treten die entſprechenden Vorſchriften des letzteren an die 
Stelle der erſteren. 


4. Bis zum Erlaſſe der in den Artikeln 61 und 68 
der Verfaſſung des Norddeutſchen Bundes vorbehaltenen 
Bundesgeſetze ſind die in den 88 81, 88, 90, 307, 311, 312, 
315, 322, 323 und 324 des Strafgeſetzbuchs für den Nord- 
deutihen Bund mit lebenslänglihem Zuchthaus bedrohten 
Verbrechen mit dem Tode zu beftrafen, wenn fie in einem 
Theile des Bundesgebietes, welchen der Bundesfeldherr in 
Kriegszuftand (Art. 68 der Verfafjung) erklärt bat, oder 
während eines gegen den Norddeutichen Bund ausgebrochenen 
Krieges auf dem Kriegsichauplage begangen werben. 


21* 


394 Strafgeſetzbuch für das Deutſche Reich vom 16. Mai 1871. E.G.1—4. 


landesgeſetzlichen Vorfchriften über Materien, 

wel : ai t Gegenftand des Seraigeienbuc® für den Norb- 

de und find, darf nur Gefängniß bis zu zwei Jahren, 

wi Geföftrafe, Einziehung einzelner Gegenftände und die 
ziehung öffentlicher Aemter — werden. 


6. Vom 1. Januar 1871 ab darf nur auf die im 
Strafgefegbuche fir den Norddeutihen Bund enthaltenen 
Strafarten erfannt werben. 

Wenn in Landesgefeken anftatt der Gefängniß⸗ oder 
Geldſtrafe Forſt- oder Gemeindearbeit angedroht oder nad 
gelafjen ift, jo behält es Hierbei fein Bewenden. 


87. Dom 1. Januar 1871 ab verjähren Zuwider⸗ 
handlungen gegen die Vorfchriften über die Entrichtung der 
a heut, der Bierfteuer und der Poftgefälle in drei 

8 8. Der Landesgeſetzgebung bleibt vorbehalten, Ueber- 
gung be Kung gen zu treffen, um bie in Kraft bleibenden 

andesftrafgejege mit den Vorjchriften des Strafgeſetzbuchs 
für den Norddeutſchen Bund in Mebereinftimmung zu bringen. 


‘ 





2. Geſeth. betreffend die Redaktion des Strafgefeßbuchs 
für den Norddeutihen Bund als Strafgefekbuch für das 
Deutſche Reid. Vom 15. Mai 1871. (R. ©. Bl. ©. 127.) 


Einziger Paragraph Da: Das Strafgeiegbug für den Nord» 

deutihen Bund vom 870 erhält unter der Be 

geihmung als „Steafgefegbudh fr das Deutſche Reich“ vom 
1. Januar 1872 an die beiliegende Faſſung. 





3. Durch Geſetz vom 30. Auguft 1871 (Gejegblatt für 
Elfaß-Lothringen ©. 255 ff.) ift das Reichsſtrafgeſetzbuch in 
Elfaß-Lothringen mit dem 1. Oktober 1871 in Kraft getreten. 





Für die Deutſchen Schußgebiete beftimmt ſich das 
Stufe nad den —— 100 Geſetzes über die Lonſular- 
. Ku 
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treffend die Nechtsverhältniffe der Deutſchen Schußgebiete vom 
19. März 1888 (R. ©. BL ©. 75 ff.). 


d. Durch A. V. vom 22. März 1891 (R. ©. Bl. ©. 21 ff), 
betreffend die Einführung von neihagelenen in Helgoland, ift 
das Neichsftrafgefegbuh am 1. Aprit 1891 auf der Inſel 
Helgoland in Kraft getreten. 





6. In den Konfulargerichtsbezirten gelten für die der 
Konſulargerichtsbarkeit unterworfenen Perfonen‘ gemäß 8 19 
Nr. 2 des Geſetzes vom 7. April 1900 (R. ©. Bl. ©. 213), 
foweit nidht in diefem Geſetz ein Anderes vorgeſchrieben ift, 
die dem Strafrecht angehörenden Vorfchriften der Reichsgeſetze. 


Strafgefehbud für das Dentſche Reit 
vom 15. Mai 1871. 
(R. ©. Bl. ©. 128.) 


Einleitende Beſtimmungen. 


81. Eine mit dem Xode, mit Zuchthaus ober mit 
Feſtungshaft von mehr als fünf Jahren bedrohte Handlung 
it ein Verbrechen. 

Eine mit Feſtungshaft bis zu fünf Jahren, mit Ge 
fängniß oder mit Geldftrafe von mehr als einhundertfünfzig 
Mark bedrohte Handlung ift ein Vergehen. 

Eine mit Haft oder mit Gefbftrafe bi8 zu einhundert» 
fünfzig Mark bedrohte Handlung ift eine Webertretung. 


8 2. Eine Handlung kann nur dann mit einer Strafe 
belegt werden, wenn diefe Strafe gefetlich beſtimmt war, be⸗ 
vor die Handlung begangen wurde. 

Bei Verfchiedenheit der Geſetze von der Beit der bes 
gangenen Handlung bis zu deren Aburtheilung ift das milder 
Geſetz anzuwenden. 


8 3. Die Strafgejege des Deutjchen Reichs finden An- 
wendung auf alle im Gebiete desjelben begangenen ftrafbaren 
Handlungen, auch wenn der Thäter ein Ausländer ift. 


4. Degen der im Anslande begangenen Berbrechen 
und Vergehen findet in der Regel keine Verfolgung ftatt. 
Jedoch Tann nach den Strafgejegen des Deutjchen Reichs 
ver werden: 

1. ein Deutfcher oder ein Ausländer, welcher im Auslande 
eine bochverrätheriiche Handlung gegen daS Deutſche 
Reich oder einen Bundesſtaat, oder ein Mlünzverbrechen, 
oder als Beamter des Deutſchen Reichs oder eines 
Bundesitaats eine Handlung begangen bat, die nach den 
Gejegen des Deutſchen Reichs als Verbrechen oder Ver⸗ 
gehen im Amte anzufehen ift; 
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23, ein Deutjcher, welcher im Auslande eine landesverräthe- 
riſche Handlung gegen das Deutiche Reich oder einen 

Bundesitaat oder eine Beleidigung gegen einen Bundes» 
fürften begangen bat; 

3. ein Deuticher, welcher im Auslande eine Handlung be 
gangen bat, die nach den Geſetzen des Deutjchen Reichs 
als Verbrechen oder Vergehen anzufehen und durd) die 
Geſetze des Orts, an welchem fie begangen wurde, mit 
Strafe bedroht ift. 

Die Verfolgung ift auch zuläffig, wenn der Thäter 
bei Begehung der Handlung noch nicht Deutfcher war. 
In dieſem Falle bedarf es jedoch eines Antrages der 
zuftändigen Behörde des Landes, in welchem die ftraf- 
bare Handlung begangen worden, und das ausländijche 
Strafgefeg ift anzuwenden, foweit diejes milder ift. 


85. Im Falle des 84 Nr. 3 bleibt die Verfolgung 
ausgeichloffen, wenn . 

1. von den Gerichten des Auslandes über die Handlung 

rechtskräftig erfannt und entweder eine Freiſprechung er⸗ 
folgt oder die ausgefprochene Strafe vollzogen, . . 

2. die Strafverfolgung oder die Strafvollitrefung nad) 
den Geſetzen des Auslandes verjährt oder die Strafe er- 
laſſen, oder . 

3. der nad) den Gejeken des Auslandes zur Verfolgbarfeit 
der Handlung erforderliche Antrag des DVerlegten nicht 
geftellt worden ift. 


8 6. Im Auslande begangene Mebertretungen find nur 
dann zu beitrafen, wenn dies durch bejondere Gejege oder 
durch Verträge angeordnet ift. 


87. Eine im Auslande vollzogene Strafe ift, wenn 
wegen derjelben Handlung im Gebiete des Deutjchen Reichs 
abermals eine Verurtheilung erfolgt, auf die zu erfennende 
Strafe in Anrechnung zu bringen. 


8 8 Ausland im Sinne diefes Strafgejetes ift jedes 
nicht zum Deutſchen Neich gehörige Gebiet. 


9. Ein Deutſcher darf einer ausländifchen Regierung 
zur Berfolgung oder Beftrafung nicht überliefert werden. 


8 10. Auf deutſche Militärperfonen finden die allge 


meinen Strafgefeße des Reichs inſoweit Anwendung, als nicht 
die Militärgefege ein Anderes beftimmen. 
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8 U. Kein Mitglied eines Landtags oder einer Kammer 
eines zum Reich gehörigen Staats darf außerhalb der Ber- 
jammlung, zu welcher da8 Mitglied gehört, wegen feiner Ab- 
ftimmung oder wegen der in Ausübung feines Berufes ge 
thanen Aeußerung zur Verantwortung gezogen werden. 


8 12. Wahrheitsgetreue Berichte über Verhandlungen 
eines Landtags oder einer Kammer eined zum Reich gehörigen 
Staats bleiben von jeder Verantwortlichkeit frei. 





Eriter Theil. 


Yon der Sefirafung der Verbrechen, Vergehen und 
Heberirelungen im Allgemeinen. 





Erfter Abſchnitt. 
Strafen. 
> 13. Die Tobesftrafe ift durch Enthauptung zu voll- 
en. 


8,1 14. Die Zuchthausſtrafe ift eine lebenslängliche oder 
e 


zeitige. 
Der Höchſtbetrag der zeitigen Zugthansſtrafe iſt fünf⸗ 
zehn El ihr Mindeſtbetrag Ein 
o das Gefet die Zuchthausftrafe nit ausdrücklich als 
eine Iebenslängliche androht, ift diefelbe eine zeitige. 


8 15. Die zur Zuchthausſtrafe Verurtheilten find in 
ber Strafanftalt zu den eingeführten Arbeiten anzubalten. 

Sie können auch zu Arbeiten außerhalb der Anftalt, in3- 
bejondere zu öffentlichen oder von einer Staatsbehörde beauf- 
fichtigten Arbeiten verwendet werden. Dieje Art der Beſchäf—⸗ 
tigung ift nur dann zuläjfig, wenn die Gefangenen dabei von 
anderen freien Arbeitern getrennt gehalten werden. 


16. Der Höchſtbetrag m Gefängnißſtrafe ift fünf 
Safe ihr Dh etrag Ein T 
Die zur Gefängnißftrafe Berurtbeiften tönnen in einer 
Sefangenanftalt auf eine ihren Fähigkeiten und Verhältniſſen 
angemefjene Weile beichäftigt werben; auf ihr Verlangen find 
fie in diefer Weife zu bejchäftig 
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.. Eine Beihäftigung außerhalb der Anftalt (8 15) ift nım 
mit ihrer Zuftimmung zuläſſig. 


8 17. Die Feſtungshaft ift eine. lebenslängliche oder 
eine zeitige. 

Der Höchſtbetrag der zeitigen Feſtungshaft ift fünfzehn 
Jahre, ihr Mindeftbetrag Ein Tag. 

Wo das Geſetz die Feitungshaft nicht ausbrüdlich als 
eine lebenslängliche androht, ift diejelbe eine zeitige. 

Die Strafe der Feftungshaft befteht in yreiheitsentziehung 
mit Beauffichtigung der Beichäftigung und Lebensweiſe der 
Gefangenen; fie wird in Feſtungen oder in anderen dazu be- 
ftimmten Räumen vollzogen. 


8 18. Der Höchſtbetrag der Haft ift ſechs Wochen, ihr 
Mindeſtbetrag — den 
‚_ Die Strafe ber Haft befteht im einfacher Freiheitsent⸗ 
ziehung. | 
8 19. Bei reiheitsftrafen wird der Tag zu vierund- 
zwanzig Stunden, die Woche zu fieben Tagen, der Monat 
und das Jahr nach der Kalenderzeit gerechnet. 
Die Dauer einer Zuchthausitrafe darf nur nach vollen 
Monaten, die Dauer einer anderen Sreiheitsitrafe nur nad) 
vollen Tagen bemeffen werden. 


20. Wo das Gefe die Wahl zwifchen Zuchthaus 
und Feſtungshaft geftattet, darf auf Zuchthaus nur dann er- 
kannt werden, wenn fejtgeftellt wird, daß die ftrafbar be- 
fundene Handlung aus einer ehrlofen Gejinnung entjprungen ift. 


& 21. Achtmonatliche Zuchthausſtrafe ift einer einjähri- 
gen —— — achtmonatliche Gefängnißſtrafe einer ein- 
jährigen Feſtungshaft gleich zu achten. 


8 22. Die Zuchthaus und Gefängnißſtrafe können fo- 
wohl für die ganze Dauer, wie für einen Theil der erfannten 
Strafzeit in der Weiſe in Einzelhaft vollzogen werden, daß 
der Gefangene unausgeſetzt von anderen Gefangenen gejondert 
gehalten wird. | 

Die Einzelhaft darf ohne Zuftimmung des Gefangenen 
die Dauer von drei Jahren nicht überfteigen. 

8 23. Die zu einer Tängeren Buchthaus- ober Ge 
fängnipftrafe Verurtbeilten können, wenn fie drei Viertheife, 
mindeftens aber Ein Jahr der ihnen auferlegten Strafe ver- 
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büßt, fih auch während diefer Zeit gut geführt haben, mit 


ihrer Buftimmung vorläufig entlaffen werben. 


8 24 Die vorläufige Entlaſſung Tann bei fchlechter 
Führung des Entlaffenen oder, wenn derfelbe den ihm bei der 
Entlaffung auferlegten Verpflichtungen zumwiderhandelt, jederzeit 
widerrufen werden. 

Der Widerruf bat die Wirkung, daß die feit der vor- 
läufigen Entlafjung bis zur Wiedereinlieferung verflofjene Zeit 
auf die feſtgeſetzte Strafdauer nicht angerechnet wird. 


8 25. Der Beihluß über die vorläufige Entlaffung, 
jowie über einen Widerruf ergeht von der oberften SXuftiz« 
Auffichtsbehörde. Vor dem Beſchluß über die Entlaffung iſt 
die Gefängnißverwaltung zu hören. 

Die einftweilige Feſtnahme vorläufig Entlaffener kann 
aus dringenden Gründen des öffentlichen Wohl von der 
“ Bolizeibehörde des Orts, an welchem der Entlafjene fich auf- 
hält, verfügt werden. Der Beichluß über den endgültigen 
Widerruf ift fofort nachzufuchen. 

Führt die einftweilige Feſtnahme zu einem Widerrufe, jo 
gilt dieſer als am Zage der Feitnahme erfolgt. 


8 26. Iſt, die feſtgeſetzte Strafzeit abgelaufen, ohne 
daß ein Widerruf der vorläufigen Entlaffung erfolgt ift, fo 
gilt die Freiheitsſtrafe als verbüßt. 


8 27. Der Mindeftbetrag der Geldftrafe ift bei Ver- 
brechen und Vergehen drei Mark, bei Uebertretungen Eine Marf. 


8 28. Eine nicht beizutreibende Geldftrafe iſt in Ge— 
fängniß und, wenn fie wegen einer Webertretung erkannt 
worden ijt, in Haft umzuwandeln. 

ft bei einem Vergehen Gelditrafe allein oder an erfter 
Stelle, oder wahlweiſe neben Haft angedroht, fo kann die 
Gelditrafe in Haft umgewandelt werden, wenn die erfannte 
Strafe nicht den Betrag von ſech Shundert Mark und die an 
ine Stelle tretende Freiheitsftrafe nicht die Dauer von ſechs 

ochen überfteigt. 

War neben der Geldftrafe auf Zuchthaus erfannt, fo ift 
die an deren Stelle tretende Gefängnißftrafe nach Maßgabe 
des 8 21 in Zuchthausftrafe umzuwandeln. 

Der PVerurtheilte kann fich durch Erlegung des Strafe 
betrages, foweit diefer durch die erftandene Freiheitsſtrafe noch 
nicht getilgt ift, von der letteren freimachen. oo 
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29. Bei Umwandlung einer wegen eines Berbrechens 
oder Vergehens erfannten Geldſtrafe ift der Betrag von drei 
bis zu fünfzehn Mark, bei Umwandlung einer wegen einer 
Uebertretung erfannten Geldftrafe der Betrag von Einer bis zu 
fünfzehn Mark einer eintägigen Freiheitsſtrafe gleich & adften. 

Der Mindeſtbetrag der an Stelle einer Geldſtrafe 
tretenden Freiheitsſtrafe a Ein Zag, ihr Höchftbetrag bei 
Haft ſechs Wochen, bei Gefängniß Ein Jahr. Wenn jedoch 
eine neben der Geldſtrafe wahlweiſe angedrohte TFreiheitsftrafe 
ihrer Dauer nach den vorgedachten X jtbetrag nicht erreicht, 
fo darf die an Stelle der Gelditrafe tretende Freiheitsſtrafe 
F angedrohten Höchſtbetrag jener Freiheitsſtrafe nicht über⸗ 

eigen. 

8 30. In den Nachlaß kann eine Geldſtrafe nur dann 
vollſtreckt werden, wenn das Urtheil bei Lebzeiten des Ver⸗ 
urtheilten rechtskräftig geworden war. 


8 31. Die Verurtheilung zur Zuchthausſtrafe hat die 
dauernde Unfähigkeit zum Dienſte in dem Deutſchen Heere 
und der Kaiſerlichen Marine, ſowie die dauernde Unfähigkeit 
zur Bekleidung ffentficer Aemter von Rechtswegen zur Folge. 

Unter öffentlichen Aemtern im Sinne dieſes Strafgejeßes 
find die Advofatur, die Anwaltſchaft und das Notariat, jowie 
der Gejchworenen- und Schöffendienft mitbegriffen. 


8 32, Neben der Todesſtrafe und der Zuchthausftrafe 
kann auf den Verluft der bürgerlichen Ehrenrechte erkannt 
werden, neben der Gefängnißftrafe nur, wenn die Dauer der 
erfannten Strafe drei Monate erreicht und entweder das 
Geſetz den Verluſt der bürgerlichen Ehrenrechte ausdrüdlich 
zuläßt oder die Gefängnißftrafe wegen Annahme mildernder 
Umftände an Stelle von Zuchthausftrafe ausgefprochen wird. 

Die Dauer diejes Verluftes beträgt bei zeitiger Zucht: 
Hausftrafe mindeftens zwei und höchſtens zehn Jahre, bei 
Sefängnißftrafe mindeftens Ein Jahr und höchſtens fünf Jahre. 

33. Die Aberfennung der bürgerlichen Ehrenrechte 
bewirkt den dauernden Verluft der aus öffentlichen Wahlen 
[ir den Berurtheilten hervorgegangenen Rechte, ingleichen den 

auernden Verluft der öffentlichen Aemter, Würden, Titel, 
Orden und Ehrenzeichen. | 


34. Die Aberfennung der bürgerlichen Ehremedite 
irkt ferner die Unfähigkeit, während der im Urtheile be- 
ftinunten Beit * 
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. die Landeskokarde zu tragen; | 

. in das Deutſche Heer oder in die Kaiferliche Marine ein⸗ 

zutreten; | 

. öffentliche Yemter, Würden, Titel, Orden und Ehrew 

in au Den A nheit hie 

. in öffentlichen Angelegenheiten zu ſtimmen, zu wählen 
oder gewählt zu werden oder andere politiiche Rechte 
erıe Bei Alf hm rkund ſein 

.Zeuge bei ahme von U en zu ſein; 

. Vormund, Gegenvormund, Pfleger, eiftand der Mutter, 

Mitglied eines Familienraths oder Kurator zu fein, es 

jei denn, daß es ſich um Verwandte abfteigender Linie 

handele und die obervormundſchaftliche Behörde oder ber 

Tamiltenrath die Genehmigung ertheile. 


8 35. Neben einer Gefängnißftrafe, mit welcher Die 
Aberfennung der bürgerlichen Ehrenrechte überhaupt hätte ver- 
bunden werden können, Tann auf die Unfähigkeit zur Beklei⸗ 
dung Öffentlicher Aemter auf die Dauer von Einem bis zu 
fünf ren erkannt werden. 

ie Aberfennung der Fähigkeit zur Bekleidung öffent» 
ficher Aemter hat den dauernden Verluft der befleideten Aemter 
von Rechtswegen zur Folge. 


8 36. Die Wirkung der Aberfennung der bürgerlichen 
Ehrenrechte überhaupt, fowie der Fähigkeit zur Bekleidung 
Öffentlicher Aemter ingbejondere, tritt mit der Rechtskraft des 
Urtheil8 ein; die Zeitdauer wird von dem ‘Qage berechnet, 
an dem die Freiheitsftrafe, neben welcher jene Aberfennung 
ausgeſprochen wurde, verbüßt, verjährt oder erlafjen ift. 


8 37. At ein Deuticher im Auslande wegen eines 
Verbrechens oder Vergeben beftraft worden, welches nad den 
Geſetzen des Deutfchen Reichs den Verluft der bürgerlichen 
Ehrenrechte überhaupt oder einzelner bürgerlicher Ehrenrechte 
zur Folge bat oder zur Folge haben kann, fo ift ein neues 
Strafverfahren zuläffig, um gegen den in diefem Berfahren 
für ſchuldig Erklärten auf jene Folge zu erkennen. 


38. Neben einer Freiheitsftrafe Tann in den durch 
das Geſetz vorgefehenen Fällen auf die Zuläffigleit von Polizei- 
aufficht erfannt werden. J 

e höhere Landespolizeibehörde erhält d ein folches 
Erkenntniß die Befugniß, nah Anhörung der Gefängnißver 


> dom 


na 
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waltung den Verurtheilten auf die Zeit von höchſtens fünf 
Jahren unter Polizetaufficht zu ftellen. 

-  Diefe Zeit wird von dem Qage berechnet, an welchem 

die Freiheitsſtrafe verbüßt, verjährt oder erlaffen ift. 

8 39. Die Polizeiauffiht hat folgende Wirkungen: 

1. dem Verurtheilten Tann der Aufenthalt an einzelnen dbe- 
ftimmten Orten von der höheren. Tandespolizeibehörd 
unterjagt werden; | 

‚2. die höhere Landespolizeibehörde ift befugt, den Ausländer 
aus dem Bundesgebiete zu vermeijen; 

3. Hausfuchungen unterliegen feiner Beſchränkung Hinfichtlich 
der Zeit, zu welcher fie ftattfinden dürfen. | 

8& 40. Gegenftände, welche durch ein vorfägliches Ver- 
brechen oder Vergehen hervorgebracht, oder welche zur Be⸗ 
gehung eines vorfätlichen Verbrechens oder Vergehens gebraucht 
oder beftimmt find, können, fofern fie dem Thäter oder einem 
Theilnehmer gehören, eingezogen werden. 

Die Einziehung ift im Urtheile auszujprechen. 

8 4, Wenn der Inhalt einer Schrift, Abbildung oder 
Darftellung ftrafbar ift, jo ift im Urtheile auszusprechen, daß 
alle Exemplare, ſowie die zu ihrer Herſtellung beftimmten 
Platten und Formen unbrauchbar zu machen find. 

Diefe Vorfehrift bezieht fich jedoch nur auf die im Be- 
ſitze des Verfaſſers, Druders, Herausgebers, Verlegers oder 
Buchhändlers befindlichen und auf die öffentlich ausgelegten 
oder öffentlich angebotenen Exemplare. 

Iſt nur ein Theil der Schrift, Abbildung oder Darſtellung 
en jo ift, injofern eine Ausjcheidung möglich ift, auszus 
prechen, daß nur die ftrafbaren Stellen und derjenige Theil 
der Platten und Formen, auf welchen ſich diefe Stellen be 
finden, unbrauchbar zu machen find. 

8 42. St in den Fällen der 88 40 ımd 41 die DBer- 
folgung oder die Verurtheilung einer beftimmten Perſon nicht 
ausführbar, jo können die dafelbft vorgefchriebenen Maßnahmen 
jelbftändig erkannt werben. 


Zweiter Abſchnitt. 
verſuch. 


8 43. Wer den Entſchluß, ein Verbrechen oder Ver⸗ 
geben zu verüben, durch Handlungen, welche einen Anfang 
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Der Anbikirumg, Diefeß Berbreihend uber Dergchens enthalten, 
bethätigt bat, wenn das beabſichtigte Verbrechen o 
Ber a m 


Der Berfudß eines Bergehens wird jedoch nur in dem 
are a — 
44. Das verjuchte Verbrechen oder Vergehen if milder 
afen als dus" vollendete. 
das vollendete Verbrechen mit dem Tode oder mit 
—* uchthaus bebreh, jo tritt at 
nicht unter ein, neben er ont 


Zuläffigfeit 

von —— — erkannt werden kann. 
Iſt das vollendete Verbrechen lebenslãnglicher 
Haft bedroht, fo tritt ——— nicht unter drei 


a Den Airgen Sen Tann die Eiaf bis auf ein 

Biertheil des Mindeftbetrages der auf das vollendete Ver⸗ 

brechen oder Bergehen angedrohten Freiheits⸗ und Geldftrafe 

ermäßigt werden. Iſt hiernach Zuchthausftrafe unter Einem 
ahre verwirkt, fo ift diefelbe nach Maßgabe des 8 21 in 
efängniß zu verwandeln. 

8 45. Wenn neben der Strafe de vollendeten Ber- 
brechens oder Vergehens die Abertennung der bürgerlichen 
ee Are —* geboten Ha u“ zu — **— 
von Polizeiaufſi annt o 
der Verſuchsſtrafe. 


8 46. Der Verfud) als folcher bleibt fraflos, wenn 


1. bie "Ausführung der beabfidhtigten Handlung aufgegeben 
bat, ohne daß er an diefer Ausführung durch Umftände 
ebindert worden Si welche von feinem Willen unab- 
ängig waren, o 

2. zu einer Beit, zu ne nefiher die Handlung noch nicht ent- 
et war, den Eintritt des zum Vollendung des Ver⸗ 
brechens oder wergehene gehörigen Erfolges durch eigene. 
Thätigfeit abgewenbet hat. 


Dritter Abſchnitt. 
Ehrilnahme. 


47. Wem M df 
ſchaftlich ausführen, fo in eben lb Ehlbr Beier emein 
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8 48. Als Anftifter wird beftraft, wer einen Anderen 
zu der von demielben begangenen Srafbaren Handlung durch 
Geſchenke oder Verfprechen, durch Drohung, durch Mißbrauch 
des Anſehens oder der Gewalt, durch abfichtliche Herbei⸗ 
führung oder Beförderung eines Irrthums oder durch andere 
Mittel vorfätlich beftimmt bat. 

Die Strafe des Anftifters ift nach demjenigen Gefeke 
feftzufegen, welches auf die Handlung Anwendung findet, zu 
welcher er wifjentlich angeftiftet hat. 


49, Als Gehülfe wird beftraft, wer dem Thäter zur 
Begehung des Verbrechens oder Vergehen? durch Nath oder 
That wiſſentlich Hilfe geleitet bat. 

Die Strafe des Gehülfen iſt nach demjenigen Geſetze feft- 
zujeten, welches auf die Handlung Anwendung findet, zu 
welcher er wiljentlich pätte geleiftet hat, jedoch nach den über 
die Beitrafung des Verſuches aufgeftellten Grundjägen zu 
ermäßigen. 


8 495. Wer einen Anderen zur Begehung eines Ber- 
brechens oder zur Theilnahme an einem Verbrechen auffordert, 
oder wer eine folche Aufforderung annimmt, wird, ſoweit 
nicht das Gejet eine andere Strafe androht, wenn das Ver⸗ 
brechen mit dem Tode oder mit lebenslänglicher Buchthaus- 
ftrafe bedroht ift, mit Gefängniß nicht unter drei Monaten, 
wenn das Verbrechen mit einer geringeren Strafe bebroht 
ift, mit Gefängniß bis zu zwei Sabren oder mit Feſtungshaft 
von gleicher Dauer beitraft. 

Die gleiche Strafe trifft denjenigen, welcher fih zur Be 
gehung eine8 Verbrechens oder zur Theilnahme an einem 

erbrechen erbietet, jowie denjenigen, welcher ein folches Er- 
bieten annimmt. 

Es wird jedoch das Lediglich mündlich ausgedrückte Auf 
fordern oder Erbieten, fowie die Annahme eines joldhen nur dann 
beftraft, wenn die Aufforderung oder das Erbieten an die Ges 
währung von Vortheilen irgend welcher Art geknüpft worden ift. 

Neben der Gefängnißitrafe kann auf Verluft der bürger- 
lichen Ehrenzeite und auf Zuläſſigkeit von BPolizeiaufficht 

nt werden. Ä 


850. Wenn das Geſetz die Strafbarkeit einer Hand- 
lung nad) den perſönlichen Eigenfchaften oder Verhältniffen 
desjenigen, welcher diefelbe begangen bat, erhöht oder ver- 
mindert, jo find diefe befonderen Thatumftände dem Thäter 
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der d igen Xheiln Mitthäter, Anftifter, 
erehnen, bei —— —— Baal) 


Vierter Abſchnitt. 
Gründe, welche die Strafe ausfchließen oder mildern. 


8 51. Eine ftrafbare Handlung ift nicht vorhanden, 
wenn der Thäter zur Zeit der Begehung der Handlımg ich 
in einem Zuftande von Bewußtloſigkeit oder krankhafter Störung 
der Geiftesthätigfeit befand, durch welchen feine freie Willeng- 
beftimmung ausgejchloffen war. 

52. Eine ftrafbare Handlung ift nicht vorhanden, 
von. ber Xhäter — —Eæ oder durch 
eine Drohung, welche mit einer gegenwärtigen, auf andere 
Weiſe nicht abwendbaren Gefahr für Leib oder Leben ſeiner 
ſelbſt oder eines Angehörigen verbunden war, zu der Handlung 
genöthigt worden iſt. 

Als Angehörige im Sinne dieſes Strafgejetes find an- 
aufehen Verwandte und Verſchwägerte auf und abfteigender 

inie, Adoptiv. und Pflege-Eltern und Finder, Ehegatten, 
Geſchwiſter und deren Ehegatten, und Berlobte. 

8 53, Eine ftrafbare Handlung ift nicht vorhanden, 
wenn die Handlung a hot ofen war. 

Nothwehr ift diejenige Vertheidigung, welche erforderli 
ift, um einen gegenwärtigen, rechtswidrigen Angriff von fi 
oder einem Anderen abzuwenden. 

Die Ueberjchreitung der Nothwehr ift nicht golden, 
wenn der Thäter in Deltirgung, Furt oder Schreden über 
die Grenzen der Vertheidigung binausgegangen ift. 


8 54. Eine ftrafbare Handlung ift nicht vorhanden, 
wenn die Handlung außer dem Falle der Nothwehr in einem 
unverfchuldeten, auf andere Weife nicht zu befeitigenden Noth- 
Sande zur Rettung aus einer gegenwärtigen Gefahr für 

eib oder Leben des Thäters oder eines Angehörigen begangen 
worden ift. 

8 55. Wer bei Begehung der Handlung das zwöffte 
Lebensjahr nicht vollendet bat, kann wegen derfelben nicht 
ftrafrechtlich verfolgt werden. 

Gegen denjelben können jedoch nad) Maßgabe der landes- 
gejetlichen Borjchriften die zum Beſſerung und Beauffichtigung 
geeigneten Maßregeln getroffen werden. v 
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Die Unterbringung in eine Familie, Erziehungsanftalt 
oder Beſſerungsanſtalt Tann nur erfolgen, nachdem durch 
Beichluß des PVormundichaftsgerichte8 die Begehung der 
Denblung feftgeftellt und die Unterbringung für zuläſſig 
erflärt ift. 


8 56. Ein Angefchuldigter, welcher zu einer Zeit, als 
er das zwölfte, aber nicht das achtzehnte Lebensjahr vollendet 
hatte, eine ftrafbare Handlung begangen hat, ift freizufprechen, 
wenn er bei Begehung derfelben die zur Erfenntniß ihrer 
Strafbarkeit erforderlihe Einficht nicht bejaß. 

In dem Urtheile ift zu beftimmen, ob der Angejchuldigte 
feiner Familie überwiefen oder in eine Erziehungs: oder 
Beilerungsanftalt gebracht werden fol. In der Anftalt ift 
er jo lange zu behalten, al3 die der Anſtalt vorgejegte Ber: 
waltungsbehörde ſolches für erforderlich erachtet, jedoch nicht 
über daS vollendete zwanzigfte Lebensjahr. 


S 57. Wenn ein Angefchuldigter, welcher zu einer Zeit, 
als er das zmölfte, aber nicht das achtzehnte Lebensjahr voll- 
endet hatte, eine ftrafbare Handlung begangen hat, bei Be— 
gehung derjelben die zur Erfenntniß ihrer Strafbarfeit er- 
forderliche Einfiht bejaß, jo kommen gegen ihn folgende 
Beitimmungen zur Anwendung: | 

1. ift die Handlung mit dent Tode oder mit Lebenglänglichem 
Zuchthaus bedroht, fo ift auf Gefängniß von drei bis zu 
fünfzehn Jahren zu erfennen; 

2. iſt die Handlung mit lebenslänglicher Feſtungshaft be- 
droht, jo ift auf Feitungshaft von drei bis zu fünfzehn 
Jahren zu erfennen; 

3. ift die Handlung mit Zuchthaus oder mit einer anderen 
Strafart bedroht, jo iſt die Strafe zwiſchen dem ge- 
jeglichen Meindeftbetrage der angedrohten Strafart und 
der Hälfte des Höchſtbetrages der angedrohten Strafe zu 
beftimmen. 

Iſt Die jo beftimmte Strafe Zuchthaus, jo tritt Ge- 
fängnißftrafe von gleicher Dauer an ihre Stelle; 

4. ift die Handlung ein Vergehen oder eine Uebertretung, 

jo kann in bejonder3 leichten Fällen auf Verweis erfanıt 
werden; 

5. auf Verluft der bürgerlihen Ehrenvechte überhaupt oder 
einzelner bürgerlichen Ehrenrechte, jowie auf Zuläffigfeit 
von Polizeiaufjicht ift nicht zu erkennen. 
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Die Freiheitsftrafe ift in befonderen, zur Verbüßung vor 
Strafen jugendlicher Perjonen beftimmten Anftalten oder 
Räumen zu vollziehen. 


8 58. Ein Zaubftummer, welcher die zur Erfenntniß 
der Strafbarfeit einer von ihm begangenen Handlung erforder- 
liche Einficht nicht beſaß, ift freizufprechen. 


59. Wenn Jemand bei -Begehung einer ftrafbaren 
Handlung das Vorhandenfein von Thatumftänden nicht Tannte, 
welche zum gefetlichen Ihatbeftande gehören oder die Straf: 
barfeit erhöhen, fo find ihm diefe Umftände nicht zuzurechnen. 

Bei der Beftrafung fahrläffig begangener Handlungen 
gilt diefe Beftimmung nur infomweit, als die Unkenntniß jelbft 
nicht durch Fahrläſſigkeit verfchuldet ift. 


8 60. Eine erlittene Unterfuchungshaft kann bei Fällung 
des Urtheils auf die erfannte Strafe ganz oder theilweife an⸗ 
gerechnet werden. 


8 61. Eine Handlung, deren Verfolgung nur auf An- 
trag eintritt, ift nicht zu verfolgen, wenn der zum Antrage 
Berechtigte es unterläßt, den Antrag binnen drei Monaten zu 
ſtellen. Dieje Frift beginnt mit dem Tage, feit welchem der 
zum Antrage Berechtigte von der Handlung und von der 
Perjon des Thäters Kenntniß gehabt hat. 


8 62. Wenn von mehreren zum Antrage Berechtigten 
einer die dreimonatliche Friſt verfäumt, jo wird hierdurch das 
Necht der übrigen nicht ausgeſchloſſen. 


8 63. Der Antrag Tann nicht getheilt werden. Das 
gerichtliche Verfahren findet gegen fämmtliche an der Dand- 
lung Betheiligte (Thäter und Theilnehmer), fowie gegen den 
Begünftiger ſtatt, auch wenn nur gegen eine diefer Perfonen 
auf Beftrafung angetragen worden ift. 


64. Die Zurüdnahnme des Antrages ift nur in den 
gefetlich bejonders vorgefehenen Fällen und nur bis zur Ver- 
fündung eines auf Strafe lautenden Urtheils zuläffig. 

Die — Zurücknahme des Antrages gegen eine 
der vorbezeichneten Perſonen hat die Einſtellung des Der- 
fahrens auch gegen die anderen zur Folge. 


65. Der Verletzte, welcher das achtzehnte Lebensjahr 
vollendet bat, ift ſelbftändig zu dem Antrage auf Beſtrafung 
berechtigt. So lange er minderjährig iſt, hat unabhängig 
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von feiner eigenen Befugniß auch fein gefeglicher Vertreter 
das Recht, den Antrag zu ftellen. 

B der Verletzte geichäftsunfähig oder hat er das 
achtzehnte Lebensjahr noch nicht vollendet, fo ift fein ge- 
jeglicher Vertreter der zur Stellung des Antrages Berechtigte. 


8 66. Durch Verjährung wird die Strafverfolgung und 
die Strafpollftredung ausgeſchloſſen. Ä 
8 67. Die Strafverfolgung von Verbrechen verjährt, 
wenn jie mit dem Tode oder mit lebenslänglihem Zucht- 
haus bedroht find, in zwanzig Jahren; 
wenn fie im Höchitbetrage mit einer Freiheitsftrafe von 
einer längeren als zehnjährigen Dauer bedroht find, in 
fünfzehn Jahren; 
wenn jie mit einer geringeren Freiheitsſtrafe bedroht find, 
in zehn Jahren. 

Die Strafverfolgung von Vergehen, die im Höchftbetrage 
nit einer längeren als dreimonatlichen Gefängnißſtrafe be- 
droht find, verjährt in fünf Jahren, von anderen Vergehen 
. in drei Jahren. 

Die Strafverfolgung von Uebertretungen verjährt in drei 
Monaten. 

Die Verjährung beginnt mit dem Tage, an welchen die 
Handlung begangen ift, ohne Rückſicht auf den Zeitpunkt des 
eingetretenen Erfolges. 

8 68. Jede Handlung des Richters, welche wegen der 
begangenen That gegen den Xhäter gerichtet ift, unterbricht 
die Verjährung. 

Die Unterbredjung findet nur rücjichtlich desjenigen ftatt, 
auf welchen die Handlung jich bezieht. 

Nach der Unterbrechung beginnt eine neue Verjährung. 

Dal. E. G. z. M. St. G. O. 810. 

69. Die Verjährung ruht während der dei, in welcher 
auf Grund gefeglicher Vorſchrift die Strafverfolgung nicht be- 
gonnen oder nicht fortgefegt werden kann. Iſt der Beginn 
oder die Fortjekung eines Strafverfahrens von einer Vorfrage 
‚abhängig, deren Enticheidung in einem anderen Verfahren er- 
folgen muß, fo ruht die Verjährung bis zu deifen Beendigung. 

ft zur Strafverfolgung ein Antrag oder eine Ermächti⸗ 
gung nach dem Strafgeſetz erforderlich, fo wird der Lauf der 
Berjährung dur den Mangel des Antrages oder der Er- 
mächtigung nicht gehindert. 

22* 
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8 70. Die Vollftredung rechtskräftig erfannter Strafen 
verjährt, wenn 

1. auf Tod oder auf lebenslängliche8 Zuchthaus oder auf 
lebenslängliche Feſtungshaft erkannt ift, in dreißig Jahren; 

2. auf Zuchthaus oder Feitungshaft von mehr als zehn 
Jahren erkannt ift, in zwanzig Jahren; 

3. auf Zuchthaus bis zu zehn Jahren oder auf Feitungs- 
haft von fünf bis zu zehn Jahren oder Gefängniß von 
mehr als fünf Jahren erkannt ift, in fünfzehn Jahren; 

4. auf Feltungshaft oder Gefängnig von zwei bis zu fünf 

Jahren oder auf Geldftrafe von mehr als jechstaufend 
Mark erkannt ift, in zehn Jahren; 

5. auf Teltungshaft oder Gefängniß bis zu zwei Jahren 
oder auf Gelditrafe von mehr als einhundertfünfzig bis 
zu jechstaufend Mark erkannt ift, in fünf Jahren; 

6. auf Haft oder auf Geldftrafe bis zu einhundertfünfzig 
Mark erkannt ift, in zwei Jahren. 

Die Verjährung beginnt mit dem Tage, an welchem das 

Urtheil rechtskräftig geworden ift. 


8 71. Die Vollftredung einer wegen derjelben Handlung 
neben einer Freiheitsſtrafe erkannten Geldftrafe verjährt nicht 
früher als die Bollftredung der Freiheitsſtrafe. 


872. Jede auf Vollftredung der Strafe gerichtete Hand- 
lung derjenigen Behörde, welcher die Vollitredung obliegt, 
fowie die zum Zwecke der Vollitredung erfolgende Feſtnahme 
des PVerurtheilten unterbriht die Verjährung. 

Nach der Unterbrechung der Volljtredung der Strafe bes 
ginnt eine neue Verjährung. 


Fünfter Abjchnitt. 
Zuſammentreffen mehrerer firafbarer Handlungen. 


873. Wenn eine und diefelbe Handlung mehrere Straf- 
geſetze verlett, jo Fommt nur dasjenige Geſetz, welches die 
jchwerfte Strafe, und bei ungleichen Strafarten dasjenige Ge- 
je, welches die ſchwerſte Strafart androht, zur Anwendung. 


S 74. Gegen denjenigen, welcher durch mehrere jelb- 
jtändige ganhungen mehrere Verbrechen oder Vergehen, oder 
dasfelbe Verbrechen oder Vergehen mehrmals begangen und 
dadurch mehrere zeitige Freiheitsſtrafen verwirkt bat, ift auf 
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eine Gefammtftrafe zu erkennen, welche in einer Erhöhung der 
verwirften ſchwerſten Etrafe bejteht. 

Bei dem Zufammentreffen ungleichartiger Freibeitsftrafen 
tritt diefe Erhöhung bei der ihrer Art nad) jchwerften Strafe ein. 

Das Map der Gefammtftrafe darf den Betrag der ver- 
wirkten Einzelſtrafen nicht erreichen und fünfzehnjähriges 
Zuchthaus, zehnjähriges Gefängniß oder fünfzehnjährige 
Feſtungshaft nicht überfteigen. 

875. Trifft FeftungShaft nur mit Gefängnig zuſammen, 
fo ift auf jede diefer Strafarten gefondert zu erfennen. 

Iſt Feſtungshaft oder Gefängniß mehrfach verwirkt, fo 
iſt hinfichtlic) der mehreren Strafen gleicher Art jo zu ver- 
fahren, al3 wenn diejelben allein verwirft wären. 

Die Gefammtdauer der Strafen darf in diefen Fällen 
fünfzehn Jahre nicht überfteigen. 


S 76. Die Verurtheilung zu einer Gejammtjtrafe jchließt 
die Aberfennung der bürgerlichen Ehrenrechte nicht aus, wenn 
diefe auch nur neben einer der verwirkten Einzelitrafen zuläffig 
oder geboten if. 

Ingleichen kann neben der Geſammtſtrafe auf Zuläfjig- 
feit von Bolizeiaufficht erkannt werden, wenn diefes auch nur 
wegen einer der mehreren ftrafbaren Handlungen ſtatthaft ift. 


8 77. Zrifft Haft mit einer anderen Freiheitäftrafe zu- 
jammen, jo ijt auf die erftere gefondert zu erfennen. 

Auf eine mehrfach verwirfte daft it ihrem Geſammt⸗ 
betrage nach), jedoch nicht über die Dauer von drei Monaten 
zu erfennen. 


878. Auf Geldftrafen, welche wegen mehrerer ftrafbarer 
Handlungen allein oder neben einer Freiheitsftrafe verwirft 
jind, ift ihrem vollen Betrage nad) zu erfennen. 

Bei Umwandlung mehrerer Gelöftrafen ift der Hödjit- . 
betrag der an die Stelle derjelben tretenden Freiheitsſtrafe 
zwei Jahre Gefängniß und, wenn die mehreren Geldftrafen 
nur wegen Uebertretungen erfannt worden find, drei Mo— 
nate Haft. 


8 79. Die Vorſchriften der SS 74 bis 78 finden auch 
Anwendung, wenn, bevor eine erkannte Strafe verbüft, ver- 
jährt oder erlafjen ift, die Verurtheilung wegen einer ftrafbaren 
Handlung erfolgt, welche vor der früheren Verurtheilung bes 
gangen war. 
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Zweiter Theil. 


Yon den einzelnen Jerbrechen, Vergehen und Hebertretungen 
und deren Befrafung. 





Erſter Abſchnitt. 
Bochverrath ‚und Landesverrath. 


8 80. Der Mord und der Verſuch des Mordes, welche 
an dem Kaiſer, an dem eigenen Landesherrn oder während 
des Aufenthalt3 in einem Bundesftaate an dem Landesherrn 
dieſes Staats verübt worden find, werden al8 Hochverrath 
mit dem ode beftraft. 


8 81. Wer außer den Fällen des 8 80 es unternimmt: 
1. einen Bundesfürften zu tödten, gefangen zu nehmen, in 
Teindes Gewalt zu liefern oder zur Regierung unfähig 
zu machen, 
2. die Verfaffung des Deutjchen Neich3 oder eines Bundes⸗ 
ſtaats oder die in demjelben beftehende Thronfolge ge= 
waltfam zu ändern, 
3. das Bundesgebiet ganz oder theilweie einem fremden 
Staate gewaltfam einzuverleiben oder einen Theil des— 
jelben vom Ganzen loszureißen, oder 
4. das Gebiet eines Bundesftaat3 ganz oder theilweife einem 
anderen Bundesitaate gewaltfam einzuverleiben oder einen 
Theil desjelben vom Ganzen loszureißen, | ' 
wird megen ——— mit lebenslänglichem Zuchthaus oder 
lebenslänglicher Feſtungshaft beftraft. 

Sind mildernde Umstände vorhanden, jo tritt Feſtungs⸗ 
haft nicht unter fünf Jahren ein. 

Neben der Feſtungshaft Tann auf Verluft der beffeideten 
öffentlichen Aemter, jowie der aus öffentlichen Wahlen hervor: 
gegangenen Rechte erfannt werden. 


S 82. Als ein Unternehmen, durch welches das Ver⸗ 
brechen des Hochverrath8 vollendet wird, iſt jede Handlung 
anzufehen, durch welche das Vorhaben unmittelbar zur Aus- 
führung gebracht werden foll. 


& 83. Haben Mehrere die Ausführung eines hochver- 
rätherifchen Unternehmens verabredet, ohne daR es zum Beginn 
einer nach 8 82 ftrafbaren Handlung gefommen ift, jo werden 
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diejelben mit Zuchthaus nicht unter fünf Jahren oder mit 
Teitungshaft von gleicher Dauer ne 
Sind mildernde Umftände vorhanden, fo- tritt Feftungs- 
Haft nicht unter zwei Jahren ein. Ä 
Neben der Feſtungshaft kann auf Verluft der befleideten 
öffentlichen Aemter, ſowie der aus öffentlichen Wahlen hervor- 
gegangenen Rechte erkannt werden. 


S 84. Die Strafvorichriften des 8 83 finden auch gegen 
denjenigen Anwendung, welcher zur Vorbereitung eines Hoch⸗ 
verraths entweder ſich mit einer auswärtigen Negierung ein- 
{äßt oder die ihm von dem Reich oder einen Bundesftaate 
anvertraute Macht mißbraucht oder Mannjchaften anmirbt 
oder in den Waffen einübt. 


8 85. Wer öffentlich vor einer Menjchenmenge, . oder 
wer durch Verbreitung oder öffentlichen Anfchlag oder öffent- 
liche Ausftelung von Schriften oder anderen Darftellungen 
zur Ausführung einer nah 8 32 ftrafbaren Handlung auf- 
fordert, wird mit Zuchthaus bis zu zehn Jahren oder 
Feſtungshaft von gleicher Dauer bejtraft. | 

Sind mildernde Umstände vorhanden, fo tritt Feftungs- 
haft von Einem bis zu fünf Jahren ein. 


8 86. Jede andere, ein hochverrätherifches Unternehmen 
vorbereitende Handlung wird mit Zuchthaus bis zur drei Jahren 
oder Feſtungshaft von gleicher Dauer beftraft. 

Sind mildernde Umftände vorhanden, fo tritt Yeftungs- 
baft von ſechs Monaten bis zu drei Jahren ein. 


S 87. Ein Deutjcher, welcher fich mit einer ausländiichen 
Regierung einläßt, um diefelbe zu einem Kriege gegen das 
Deutſche Neid) zu veranlafjen, wird wegen Landesverraths 
mit Zuchthaus nicht unter fünf Jahren und, wenn der Krieg 
ausgebrochen ift, mit lebenslänglichem Zuchthaus beitraft. 

Sind mildernde Umftände vorhanden, jo tritt Yeitungs- 
Haft von ſechs Monaten bis zu fünf Jahren und, wenn der Krieg 
ausgebrochen ift, Feſtungshaft nicht unter fünf Jahren .ein. 

Neben der Feſtungshaft kann auf Verluft der befleideten 
öffentlichen Aemter, fowie der aus öffentlichen Wahlen hervor- 
gegangenen Rechte erfannt werden. 


8 88. Ein Deutjcher, welcher während eines gegen das 
Deutjche Weich ausgebrochenen Krieges in der feindlichen 
Kriegsmacht Dienfte nimmt oder die Waffen gegen das Deutjche 
Reich oder deſſen Bundesgenofjen trägt, wird wegen Landes- 
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verraths mit lebenslänglichem Zuchthaus oder Tebenslänglicher 
Sefungsbaft betraf, 

ernde Umftände vorhanden, fo tritt Feftungs- 
haft mt unter fünf Jahren ein. 

Ein Deutjcher, welcher ſchon früher in fremden Kriegs- 
dienften ftand, wird, wenn er nach Ausbruch des Krieges in 
der feindlichen Kriegsmacht verbleibt oder die Waffen gegen 
das Deutſche Reich oder deſſen Bundesgenofjen trägt, wegen 
Landesverraths mit Zuchthaus von zwei bis zu zehn Jahren 
oder mit Feitungshaft von gleicher Dauer beftrafl. Sind 
mildernde Umftände vorhanden, jo tritt Feſtungshaft bis zu 
zehn agahren ein. 

eben der Feſtungshaft Tann auf Berluft der befleideten 
öffentlichen Aemter ſowie der aus öffentlichen Wahlen hervor- 
gegangenen Rechte erfannt werden. 


8 89. Ein Deutjcher, welcher vorjäglicdh während eines 
gegen das Deutliche Neid ausgebrochenen Krieges einer feind- 
gen Macht Vorſchub leiſtet oder der Kriegsmacht des 

Deutjchen Reichs oder der Bundesgenoffen desſelben Nachtheil 
zufügt, wird wegen Landesverraths mit Sudtbans bis zu zehn 
Jahren oder mit Feſtungshaft von gleicher Dauer beitraft. 
Sind mildernde Umftände —— ſo tritt Feſtungshaft bis 
zu zehn Jahren ein. 

Neben der Feſtungshaft kann auf Verluſt der bekleideten 
Öffentlichen Aemter ſowie der aus öffentlichen Wahlen hervor: 
gegangenen Rechte erfannt werden. 


8 90. Lebenslängliche tZuchthausftrafe tritt im Falle des 
889 ein, wenn der Thäter 

1. Feſtungen, Päſſe, beſetzte Plätze oder andere Vertheidi— 
gungspoſten, ingleichen Theile oder Angehörige der 
deutſchen oder einer verbündeten Kriegsmacht in feindliche 
Gewalt bringt; 

2. Feſtungswerke, Sale oder Fahrzeuge der Kriegsmarine, 
öffentliche Gelder, Vorräthe von Waffen, Schießbedarf 
oder anderen Kriegsbebürfniffen, jowie Brüden, Eijen- 
bahnen, Telegraphen und Transportmittel in feindliche 
Gewalt bringt oder zum Bortheile des Feindes zerftört 
oder unbrauchbar mad; 

3. dem Feinde Mannſchaften zuführt oder Angehörige der 
deutfchen oder einer verbündeten Kriegsmacht verleitet, 
zum Feinde überzugehen; 
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4. Operationspläne oder Pläne von Feſtungen oder feften 
Stellungen dem Feinde mittheilt; 
5. dem Feinde als Spion dient oder feindliche Spione auf- 
nimmt, verbirgt oder ihnen Beiſtand leiftet, oder 
6. einen Aufftand unter Angehörigen der deutjchen oder einer 
verbündeten Kriegsmacht erregt. 
In minder fchweren Fällen kann auf Zuchthaus nicht 
unter zehn Jahren erkannt werden. 
Sind mildernde Umstände vorhanden, fo tritt Feitungd- 
haft nicht unter fünf Jahren ein. 
Neben der Feſtungshaft kann auf Verluſt der befleideten 
öffentlichen Aemter fowie der aus Öffentlichen Wahlen hervor: 
gegangenen Rechte erkannt werden. 


S 91. Gegen Ausländer ift wegen der in den 88 87, 
89, 90 bezeichneten Handlungen nad) dem Kriegsgebraucde zu 
verfahren. 

Begehen fie aber folche Handlungen, während fie unter 
dem Schutze des Deutfchen Reichs oder eines Bundesftaats 
ſich innerhalb des Bundesgebietes aufhalten, fo fommen die in 
den SS 87, 89 und 90 beftimmten Strafen zur Anwendung. 


200 Wer vorſätzlich | 

1. Staatsgeheimniffe oder Feitungspläne, oder foldhe Ur- 
funden, Aktenſtücke oder Nachrichten, von denen er weiß, 
daß ihre Geheimhaltung einer anderen Regierung gegen- 
über für das Wohl des Deutichen Reich oder eines 
Bundesstaat erforderlich ijt, dieſer Regierung mittheilt 
oder öffentlich befannt macht; 

2. zur Gefährdung der Rechte des Deutichen Reichs oder 
eine Bundesftaat3 im Berhältniß zu einer anderen Re- 
gterung die über folche Rechte fprechenden Urkunden oder 
Beweismittel vernichtet, verfälſcht oder unterdrüdt, oder 

3. ein ihm von Seiten des Deutfchen Reichs oder von 
einem Bundesftaate aufgetragenes Staatsgejchäft mit einer 
anderen Regierung zum Nachtheil deifen führt, der ihm 
den Auftrag ertheilt hat, 

wird mit Zuchthaus nicht unter zwei Jahren beftraft. 
Sind mildernde Umftände vorhanden, fo tritt Feitungs- 
haft nicht unter ſechs Monaten ein. 


8 93. Wenn in den Fällen der 88 80, 81, 83, 84, 
87 bis 92 die Unterfuhung eröffnet wird, fo kann bis zu 
deren rechtöfräftiger Beendigung das Vermögen, welches der 
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Zweiter AtiSmiı 
Seleidigung des Landcesherra. 
8 34. Ber einer Tbatublen gegen tem Kaijer, gegen 
feinen Landesberru cder wihreud ſeines Aventbalts im einem 


Bundesſtaate einer Thãtlicleit gegen Deu Landesberra vieles 
Staats fih ibuldig macht, wirt mit lebenslinzlidem Zucht⸗ 


ft fanı auf Berluit der befleiteten ötrentfichen Aemter, jowie 
der ud öftentlihen Wahlen bervergegangenen Nechte erfanmt 
en 

Zind mildernde Umftände vorhanden, jo tritt Feſtungs⸗ 
haft nicht unter — —* ein. 

8 95. Ber den Kaijer, jeinen Yandesberrn oder während 
feines Aufenthalts in einem Bundesftaate defien Landesherrn 
beleidigt, wird mit Gefängniß nicht unter zwei Monaten oder 
mit Feftungshaft von zwei Monaten bis zu fünf beitraft. 

Neben der —— faın auf B der beflei- 
deten öffentlichen Aemter, fowie der aus öffentlihen Wahlen 
Hervorgegangenen Rechte erfannt werben. 


8 96. Wer einer Thätlichfeit gegen ein Mitglied des 
landesherrlichen Haufes feines Staat3 ober gegen den Regenten 
feines Staats oder während feines Aufenthalts in einem 
Bundesftante einer Thätlichfeit gegen ein Mitglied des Tandes- 
herrlichen Hauſes dieſes Staat? oder gegen den Regenten 
diejed Staats fich ſchuldig macht, wird mit Zuchthaus nicht 
unter fünf Jahren oder mit Feſtungshaft von gleicher Dauer, 
in minder fchweren Fällen mit Zuchthaus bis zu fünf Jahren 
oder mit Feſtungshaft von gleiher Dauer beitrait. 

Sind mildernde Umftände vorhanden, jo tritt Feſtungs⸗ 
haft von Einem bis zu fünf Jahren ein. 


8 97. Wer ein Mitglied des landesherrlichen Hauſes 
eines Staats oder den Regenten ſeines Staats oder während 
—* Aufenthalts in einem Bundesſtaate ein Mitglied des 
landesherrlichen Hauſes dieſes Staats oder den Regenten 
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dieſes Staats beleidigt, wird mit Gefängniß von Einem Monat 
bis zu drei Jahren oder mit Feftungshaft von gleicher Dauer 
beftraft. _ 


Dritter Abſchnitt. 
Keleidigung von Bundesfürften. 


8 98. Wer außer dem Falle des 8 94 fih einer Thät- 
fichfeit gegen einen Bundesfürften ſchuldig macht, wird mit 
‚Zuchthaus von zwei bis zu zehn Jahren oder mit Feſtungs⸗ 
haft von gleicher Dauer beftraft. | 

Sind mildernde Umstände vorhanden, jo tritt Feſtungs— 
‘haft von ſechs Monaten bis zu zehn Jahren ein. 

8 99. Wer außer dem* Falle des 8 95 einen Bundes» 
fürften beleidigt, wird mit Gefängniß von Einem Monat 
bis zu drei fahren oder mit Feſtungshaft von gleicher Dauer 
beſtraft. 

— Die Verfolgung tritt nur mit Ermächtigung des Belei⸗ 
digten ein. 


8 100. Wer außer dem Falle des S 96 fich einer 
Thätlichfeit gegen ein Mitglied eines bundesfürftlichen Haufes 
oder den Negenten eines Bundesſtaats ſchuldig macht, wird 
mit Zuchthaus bi zu fünf Jahren oder mit Feitungshaft von 
‚gleicher Dauer beitraft. | 

Sind mildernde Umftände vorhanden, jo tritt Feltungs- 
haft von Einem Monat bis zu drei Jahren ein. 


8 101. Wer außer dem Falle des S 97 den Regenten 
‚eines Bundesftaat3 beleidigt, wird mit Gefängniß von Einer 
Woche bis zu zwei Jahren oder mit Feſtungshaft von gleicher 
Dauer beftraft. | 

Die Verfolgung tritt nur mit Ermächtigung des Belei- 
digten ein. 


Bierter Abſchnitt. 
Seindliche Handlungen gegen befreundete Staaten. 


8 102, Ein Deutjcher, welcher im Inlande oder Aus- 
lande, oder ein Ausländer, welcher während feines Aufenthalts 
im Inlande gegen einen nicht zum Deutjchen Reich gehörenden 
Staat oder deffen Landesherrn eine Handlung vornimmt, die, 
‘wenn er fie gegen einen Bundesftaat oder einen Bundesfürften 
begangen hätte, nach Vorfchrift der SS 31 bi 86 zu betrafen 
fein würde, wird in den Fällen der SS 31 bis S4 mit Feitungs- 
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Angeſchuldigte befitt, oder welches ihm ſpäter anfällt, mit 
Beichlag belegt werden. | 


Zweiter Abſchnitt. 
Keleidigung des Landesherrn. 


8 94. Wer einer Thätlichkeit gegen den Kaijer, gegen 
einen Zandesheren oder während feines Aufenthalt? in einem 
Bundesftaate einer Thätlichfeit gegen den Landesherrn diejes 
Staats ſich fehuldig macht, wird mit lebenslänglidem Zucht⸗ 
haus oder Tebenslänglicher Feſtungshaft, in minder fchweren 
Fällen mit Zuchthaus nicht unter fünf Jahren oder mit 
Feltungshaft von gleicher Dauer beftraft. Neben der Feſtungs⸗ 
Mh fann auf Verluft der befleideten öffentlichen Aemter, ſowie 
der au öffentlihen Wahlen hervorgegangenen Rechte erkannt 
werden. 

Sind mildernde Umstände vorhanden, jo tritt Yeftungs- 
haft nicht unter fünf Jahren ein. 


S 95. Wer den Kaijer, feinen Yandesherrn oder während 
feines Aufenthalt3 in einem Bundesftaate deſſen Landesherrn 
beleidigt, wird mit Gefängniß nicht unter zwei Monaten oder 
mit Fejtungshaft von zwei Monaten bis zu fünf Jahren beſtraft 

Neben der Gefängnißſtrafe kann auf Verluſt der beklei— 
deten öffentlichen Aemter, ſowie der aus öffentlichen Wahlen 
bervorgegangenen Rechte erkannt werden. 


8 96. Wer einer Thätlichfeit gegen ein Mitglied des 
landesherrlichen Haufes feines Staat3 oder gegen den Regenten 
feines Staats oder während feines Aufenthalt in einem 
Bundesftaate einer Thätlichkeit gegen ein Mitglied des landes- 
herrlichen Hauſes dieſes Staats oder gegen den Regenten 
dieſes Staats ſich fehuldig macht, wird mit Zuchthaus nicht 
unter fünf Jahren oder mit Feſtungshaft von gleicher Dauer, 
in minder jchweren Fällen mit Zuchthaus bis zu fünf Jahren 
oder mit Feitungshaft von gleicher Dauer beftraft. 

Sind mildernde Umftände vorhanden, jo tritt Feitungs- 
haft von Einem bis zu fünf Jahren ein. Ä 

S 97. Wer ein Mitglied des landesherrlichen Haufes 
feines Staat3 oder den Regenten feines Staats oder während 
feines Aufenthalt3 in einem Bundesftaate ein Mitglied des 
Iandesherrlichen Haufes dieſes Staat oder den Wegenten 
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dieſes Staats beleidigt, wird mit Gefängnig von Einem: Monat 
bis zu drei Jahren oder mit Feftungshaft von gleicher Dauer 
beftraft. 


Dritter Abſchnitt. 
Beleidigung von Bundesfürften. 


& 98. Wer außer dem Falle des 8 94 fi) einer Thät- 
Tichkeit gegen einen Bundesfürjten ſchuldig macht, wird mit 
‚Zuchthaus von zwei big zu zehn Jahren oder mit Feſtungs⸗ 
haft von gleicher Dauer beftraft. | 

Sind mildernde Umſtände vorhanden, jo tritt Feſtungs— 
haft von jehs Monaten bis zu zehn Jahren ein. 


8 99. Wer außer den Falle des 8 95 einen Bundes- 
fürften beleidigt, wird mit Gefängnig von Einem Monat 
bi8 zu drei Jahren oder mit Feſtungshaft von gleicher Dauer 
beitraft. | 

Die Verfolgung tritt nur mit Ermächtigung des Belei⸗ 
Digten ein. 


8 100. Wer außer dem alle des S 96 fi einer 
Thätlichfeit gegen ein Mitglied eines bumdesfürftlichen Hauſes 
oder den Negenten eines Bundesſtaats jchuldig macht, wird 
mit Zuchthaus bis zu fünf Jahren oder mit Feſtungshaft von 
‚gleicher Dauer beftraft. | 

Sind mildernde Umftände vorhanden, jo tritt Feitungs- 
baft von Einem Monat big zu drei Jahren ein. 


8 101. Wer außer dem alle des 8 97 den Pegenten 
eines Bundesſtaats beleidigt, wird mit Gefängniß von Einer 
Woche bis zu zwei Jahren oder mit Feſtungshaft vor gleicher 
Dauer bejtraft. | 

Die Verfolgung tritt nur mit Ermächtigung des Belei- 
digten ein. 


Bierter Abjchnitt. 
Seindliche Handlungen gegen befreundete Staaten. 


8 102. Ein Deutjcher, welcher im Inlande oder Aus- 
lande, oder ein Ausländer, welcher während feines Aufenthalts 
im Inlande gegen einen nicht zum Deutjchen Reich gehörenden 
Staat oder defjen Landesheren eine Handlung vornimmt, die, 
‘wenn er fie gegen einen Bundesstaat oder einen Bundesfüriten 
begangen hätte, nad) Vorſchrift der SS 81 bis 86 zu beftrafen 
fein würde, wird in den Fällen der SS 31 big S4 mit Feſtungs⸗ 
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haft von Einem bis zu zehn Jahren oder, wenn mildernde 
Umftände vorhanden find, mit Feſtungshaft von ſechs Monaten 
bis zu zehn Jahren, in den Fällen der SS 85 und 86 mit 
Feſtungshaft von Einem Monat bis zu drei Jahren beitraft, 
jofern in dem anderen Staate dem Deutichen Reich die Gegen- 
jeitigfeit verbürgt ift. 

Die Verfolgung tritt mr auf Antrag der auswärtigen 
Negierung ein. Die Zurüdnahme des Antrages ift zuläflig. 


8 103. Wer fich gegen den Landesheren oder den Re- 
genten eines nicht zum Deutſchen Reich gehörenden Staats 
einer Beleidigung ſchuldig macht, wird mit Gefängnik von 
Einer Woche bis zu zwei Jahren oder mit Feitungshaft von 
gleicher ‘Dauer beftraft, jofern im diefem Staate dem Deutjchen 
Reich die Gegenfeitigfeit verbürgt ift. 

Die Verfolgung tritt nur auf Antrag der auswärtigen 
Negierung ein. Die Zurücknahme des Antrages ift zuläflig. 


8 1038. Wer ein öffentliches Zeichen der Autorität 
eines nicht zum Deutfchen Reich gehörenden Staat? oder ein 
Hoheitszeichen eines ſolchen Staats bösmwillig wegnimmt, zer- 
jtört oder befhädigt oder befehimpfenden Unfug daran verübt, 
wird mit Geldftrafe bis zu jechshundert Mark oder mit Ge⸗ 
fängniß bis zu zwei Jahren beftraft. | 


8 104. Wer fich gegen einen bei dem Reich, einem 
bundesfürftlichen Hofe oder bei dem Senate einer der freien 
Sanfeftäbte beglaubigten Gefandten oder Gejchäftsträger einer 

eleidigung ſchuldig macht, wird mit Gefängniß bis zu Einem 
Jahre oder mit Feſtungshaft von gleiher Dauer beſtraft. 

Die Verfolgung tritt nur auf Antrag des Beleidigten 

ein. Die Zurücknahme des Antrages iſt zuläſſig. 


Fünfter Abſchnitt. 
Verbrechen und Vergehen in Beziehnng auf die Ausübung 
Anatsbürgerlicher Rechte. 


- 8 105. Wer e8 unternimmt, den Senat oder die Bürger- 
haft einer der freien Hanjeftädte, eine gejeßgebende Verjamm- 
lung des Reichs oder eines BundesftaatS auseinander zur 
fprengen, zur Yafjung oder Unterlaffung von Beichlüffen zu 
nöthigen oder Mitglieder aus ihnen gewaltfam zu entfernen, 
wird mit Zuchthaus nicht unter fünf Jahren oder mit Feſtungs⸗ 
haft von gleicher Dauer beitraft. | 
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Sind mildernde Umstände vorhanden, fo tritt Feſtungs⸗ 
baft nicht unter Einem Jahre ein. 


8 106. Ber ein Mitglied einer der vorbezeichteten 
Verfammlungen dur” Gewalt oder durch Bedrohung mit 
einer ftrafbaren Handlung verhindert, fi) an den Ort der 
Berfammlung zu begeben oder zu ftimmen, wird mit Zucht- 
haus bis zu fünf Jahren oder mit Feſtungshaft von gleicher 
Dauer beftraft. 

Sind mildernde Umstände vorhanden, fo tritt Feſtungs⸗ 
baft bis zu zwei Jahren ein. 


8 107. Wer einen Deutfchen durch Gewalt oder durch 
Bedrohung mit einer ftrafbaren Handlung verhindert, in Aus- 
übung feiner ftaatsbürgerlichen echte zu wählen oder zu 
ſtimmen, wird mit Gefängniß nicht unter ſechs Monaten oder 
mit Feſtungshaft bis zu fünf Fahren beftraft. 

Der Verſuch ift ftrafbar. 


8 108. Wer in einer öffentlichen Angelegenheit, mit der 
Sammlung von Wahl- oder Stimmzetteln oder Zeichen oder 
mit der Führung der Beurfundungsverhandlung beauftragt, ein 
unrichtige8 Ergebniß der Wahlhandlung vorjäglich herbeiführt 
oder das Ergebniß verfälicht, wird mit Gefängniß von Einer 
Woche bis zu drei Jahren beftraft. 

Wird die Handlung von Jemand begangen, welcher nicht 
mit der Sammlung der Zettel oder Zeichen oder einer anderen 
Berrihtung bei dem Wahlgejchäfte beauftragt ift, fo tritt ©e- 
fängnißjtrafe bis zu zwei Jahren ein. 

Auch kann auf Verluſt der bürgerlichen Ehrenrechte er- 
kannt werden. 


8 109. Wer in einer öffentlichen Angelegenheit eine 
Wahlitimme kauft oder verkauft, wird mit Gefängniß von 
Einem Monat bis zu zwei Jahren beftraft; aud kann auf 
Berluft der bürgerlichen Ehrenrechte erfannt werden. 


Sechſter Abſchnitt. 
Widerſtand gegen die Staatsgewalt. 


8 110. Wer öffentlich vor einer Menſchenmenge, oder 
wer durch Verbreitung oder öffentlichen Anfchlag oder öffent— 
liche Ausftellung von Schriften oder anderen Darftellungen 
zum Ungehorſam gegen Gejete oder rechtsgültige Verordnungen 
oder gegen die von der Obrigkeit innerhalb ihrer Zuftändig- 
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feit getroffenen Anordnungen auffordert, wird mit ©elditrafe 
bis zu fechshundert Mark oder mit Gefängniß bis zu zwei 
Jahren beitraft. 

8 111. Wer auf die vorbezeichnete Weife zum Begehung, 
einer ftrafbaren Handlung auffordert, ift gleich dem Anftifter 
zu beftrafen, wenn die Aufforderung die ftrafbare Handlung 
oder einen jtrafbaren Verſuch derfelben zur Folge gehabt hat. 

Iſt die Aufforderung ohne Erfolg geblieben, fo tritt Geld- 
itrafe bis zu ſechshundert Marf oder Gefängnißftrafe bis zu 
Einem Jahre ein. Die Strafe darf jedoch, der Art oder dem 
Make nach, Leine jchwerere fein als die auf die Handlung 
jelbjt angedrohte. 


112, Wer eine Perfon des Soldatenſtandes, es fei 
des Deutjchen Derrei oder der Raiferlihen Marine, auffordert 
oder anreizt, dem Befehle des Oberen nicht Gehorfam zu 
leiften, wer insbefondere eine Perſon, welche zum Beurlaubten- 
ftande gehört, auffordert oder anreizt, der Einberufung zum 
Dienfte nicht zu folgen, wird mit Gefängniß bis zu zwei 
Kahren beitraft. 

j 113. Wer einem Beamten, welcher zur Vollitredung 
von Geſetzen, von Befehlen und Anordnungen der Verwaltungs- 
behörden oder von Urtheilen und Verfügungen der Gerichte 
berufen ift, in der rechtmäßigen Ausübung feines Amtes durch 
Gewalt oder durch ‚Sebrohung mit Gewalt Widerftand leiftet, 
oder wer einen folchen Beamten während der rechtmäßigen 
Ausübung feines Amtes thätlich angreift, wird mit Gefängniß 
von vierzehn Tagen biß zu zwei Jahren beftraft. 

Sind mildernde Umftände vorhanden, jo tritt Gefängniß- 
ftrafe bi8 zu Einem Jahre oder Gelvftrafe bis zu eintaufend 
Mark ein. 

Diejelben Strafvorfchriften treten ein, wenn die Hand— 
fung gegen Perfonen, welche zur Unterftügung des Beamten 
zugezogen waren, oder gegen Mannfchaften der bewaffneten 
Macht, oder gegen Mannfchaften einer Gemeinde-, Schug- oder 
Bürgerwehr in Ausübung des ‘Dienftes begangen wird. 


84* Wer es unternimmt, durch Gewalt oder Drohung 
eine Behörde oder einen Beamten zur Vornahme oder Unter- 
laffung einer Amtshandlung zu nöthigen, wird mit Gefängniß 
nicht unter drei Monaten beftraft. 

Sind mildernde Umftände vorhanden, fo tritt Gefängnif- 
ftrafe bis zu zwei Jahren ein. 
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8 115. Wer an einer öffentlichen Zufammenrottung, bet 
welcher eine der in den 88 113 und 114 bezeichneten Hand⸗ 
lungen mit vereinten Kräften begangen wird, Theil nimmt, 
wird wegen Aufruhr: mit Gefängniß nicht unter ſechs Mo- 
naten beitraft. 

Die Rädelsführer, fowie diejenigen Aufrührer, welche eine 
der in den SS 113 und 114 bezeichneten Handlungen begehen, 
werden mit Zuchthaus bis zu zehn Jahren beftraft; auch Tann 
auf Zuläffigfeit von BPolizeiaufficht erkannt werden. Sind 
mildernde Umftände vorhanden, fo tritt Gefängnißftrafe nicht 
unter ſechs Monaten ein. 


8 116. Wird eine auf öffentlichen Wegen, Straßen oder 
Plägen verfammelte Menfchenmenge von dem zujtändigen 
Beamten oder Befehlshaber der bewaffneten Macht aufgefor- 
dert, fich zu entfernen, fo wird jeder der Verfammelten, welcher 
nach der dritten Aufforderung fich nicht entfernt, wegen Auf- 
lauf mit Gefängniß bis zu drei Monaten oder mit Geld- 
ftrafe bi$ zu eintaufendfünfhundert Mark beftraft. 

Iſt bei einem Auflaufe gegen die Beamten oder die be— 
waffnete Macht mit vereinten Kräften thätlicher Widerſtand 
geleiftet oder Gewalt verübt worden, jo treten gegen diejenigen, 
welche an diefen Handlungen Theil . genommen haben, die 
Strafen des Aufruhr ein. 


8 117. Wer einem Forſt⸗ oder Jagdbeamten, einem 
Waldeigenthümer, Forſt- oder Jagdberechtigten, oder einem 
von diefen beftellten Auffeher in der rechtmäßigen Ausübung 
feines Amtes oder Rechtes durch Gewalt oder durch Bedrohung 
mit Gewalt Widerjtand leijtet, oder wer eine diejer Perjonen. 
während der Ausübung ihres Amtes oder Rechtes thätlich an- 
greift, wird mit Gefängniß von vierzehn Tagen bis zu drei 
Jahren beitraft. 

jt der Widerftand oder der Angriff unter Drohung mit 
Schießgewehr, Aerten oder anderen gefährlichen Werkzeugen 
erfolgt, oder mit Gewalt an der Perſon begangen worden, jo 
tritt Oefängnißftrafe nicht unter drei Monaten ein. 

Sind mildernde Umftände vorhanden, fo tritt in den 
Fällen des Abſatz 1 Gefängnißftrafe bis zu Einem Jahre, in. 
Ha Fällen des Abſatz 2 Gefängnißftrafe nicht unter Einem 

onat ein. 


8 118. Iſt durch den Widerjtand oder den Angriff eine 
Körperverletzung deffen, gegen welchen die Handlung begangen 
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Zweiter Theil. 


Yon den einzelnen Berbreigen, Bergehen und Hebertreiungen 
und Deren Sehrafung. 





Erſter Abſchnitt. 
Bochverrath uud Landesverrath. 


8 80. Der Mord und der Verſuch des Mordes, welche 
an dem Raifer, an dem eigenen Landesheren oder während 
des Aufenthalt3 in einem Bundesſtaate an dem Landesherrn 
dieſes Staats verübt worden find, werden als Hochverrath 
mit dem Tode beitraft. 


5 81. Wer außer den Fällen des 8 80 es unternimmt: 
1. einen Bundesfürjten zu tödten, gefangen zu nehmen, in 
nt Gewalt zu liefern oder zur Regierung unfähig 
zu machen, 
2. die Berfaffung des Deutichen Reichs oder eines Bundes- 
ftaatS oder die in demſelben beftehende Thronfolge ge= 
waltjam zu ändern, 
3. dad Bundesgebiet ganz oder theilweije einem fremden 
Staate gewaltjam einzuverleiben oder einen Theil des- 
jelben vom Ganzen loszureißen, oder 
4. das Gebiet eined Bundesstaat? ganz oder theilweife einem 
anderen Bundesftaate gemaltjam einzuverleiben oder einen 
Theil desjelben vom Ganzen loszureißen, 
wird wegen Hochverraths mit lebenslänglichem Zuchthaus oder 
lebenslänglicher Feſtungshaft beſtraft. 

Sind mildernde Umſtände vorhanden, ſo tritt Feſtungs⸗ 
haft nicht unter fünf Jahren ein. 

Neben der Feſtungshaft kann auf Verluſt der bekleideten 
öffentlichen Aemter, ſowie der aus öffentlichen Wahlen hervor⸗ 
gegangenen Rechte erkannt werden. 


8 82. Als ein Unternehmen, durch welches das Ver—⸗ 
brechen des Hochverraths vollendet wird, iſt jede Handlung 
anzufehen, durch welche das Vorhaben unmittelbar zur Aus- 
führung ah werden foll. 


Haben Mehrere die Ausführung eines hochver- 
cäthenfcen Unternehmens verabredet, ohne dab e3 zum Beginn 
einer nach $ 82 ftrafbaren Handlung gefommen ift, jo werden 
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diefelben mit Zuchthaus nicht unter fünf Jahren oder mit 
Feſtungshaft von gleicher Dauer ante 
Sind mildernde Umftände vorhanden, fo tritt Yeftungs- 
Haft nicht unter zwei Jahren ein. Ä 
Neben der Feitungshaft kann auf Verluft der befleideten 
Öffentlichen Aemter, ſowie der aus öffentlichen Wahlen hervor- 
gegangenen Rechte erkannt werden. 


8 84. Die Strafporfchriften des 8 83 finden auch gegen 
denjenigen Anmendung, welcher zur Vorbereitung eines Hod)- 
verraths entweder ſich mit einer auswärtigen Regierung ein- 
1läßt oder die ihm von dem Reich oder einen Bundesftaate 
anvertraute Macht mißbraucht oder Mannjchaften anmirbt 
oder in den Waffen einübt. ’ 


S 85. Wer öffentlich vor einer Menjchenmenge, oder 
wer durch Verbreitung oder Öffentlichen Anfchlag oder öffent- 
diche Ausstellung von Schriften oder anderen Darftellungen 
zur Ausführung einer nach) 8 82 ftrafbaren Handlung auf- 
fordert, wird mit Zuchthaus bis zu zehn Jahren oder 
Feſtungshaft von gleicher Dauer bejtraft. 

Sind mildernde Unftände vorhanden, fo tritt Feitungs- 
haft von Einem bis zu fünf Jahren ein. 


8 86. Yede andere, ein hochverrätheriiches Unternehmen 
vorbereitende Handlung wird mit Zuchthaus bis zu drei Jahren 
oder Feſtungshaft von gleicher Dauer beftraft. 

Sind mildernde Umstände vorhanden, fo tritt Feitungs- 
Haft von ſechs Monaten bis zu drei Jahren ein. 


8 87. Ein Deutjcher, welcher fich mit einer ausländiichen 
Regierung einläßt, um diefelbe zu einem Kriege gegen das 
Deutiche Reich zu veranlaffen, wird wegen Landesverraths 
mit Zuchthaus nicht unter fünf Jahren und, wenn der Krieg 
ausgebrochen ift, mit lebenslänglihem Zuchthaus beftraft. 

Sind mildernde Umftände vorhanden, jo tritt Feſtungs⸗ 
Haft von ſechs Monaten bis zu fünf Kahren und, wenn der Krieg 
ausgebrochen ift, Feſtungshaft nicht unter fünf Jahren ein. 

Neben der Feſtungshaft kann auf Verluſt der befleideten 
öffentlichen Aenıter, ſowie der aus öffentlihen Wahlen hervor» 
gegangenen Rechte erfannt werden. 


8 88. Ein Deutfcher, welcher während eines gegen das 
Deutiche Reich ausgebrochenen Krieges in der feindlichen 
Kriegsmacht Dienfte nimmt oder die Waffen gegen das Deutſche 
Reich oder deſſen Bundesgenofjen trägt, wird wegen Landes⸗ 
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verraths mit lebenslänglichem Zuchthaus oder Lebenslänglicher 
Feſtungshaft beftraft. 

Sind mildernde Umstände vorhanden, jo tritt Feftungs- 
haft nicht unter fünf Jahren ein. 

Ein Deuticher, welcher ſchon früher in fremden Kriegs— 
dienften ftand, wird, wenn er nach Ausb des Krieges in 
der feindlichen Kriegsmacht verbleibt. oder die Waffen gegen 
das Deutſche Reich oder defjen Bundesgenofjen trägt, wegen 
Zandesverrathg mit Zuchthaus von zwei bis zu zehn Jahren 
oder mit Feſtungshaft von gleicher Dauer beftraft. Sind 
mildernde Umftände vorhanden, jo tritt Feſtungshaft bis zu 
zehn gaben ein. 

eben der Feitungshaft kann auf Verluft der befleideten 
öffentlichen Aemter ſowie der aus öffentlichen Wahlen hervor- 
gegangenen Rechte erfannt werden. 


8 89. Ein Deuticher, welcher vorjätzlich während eines 
gegen das Deutiche Reich ausgebrochenen Krieges einer feind- 
lihen Macht Vorſchub Ieiftet oder der Kriegsmacht des 
Deutjchen Reichs oder der Bundesgenofjen desjelben Nachtheil 
zufügt, wird wegen Landesverraths mit Zuchthaus bis zu zehn 
Jahren oder mit Feſtungshaft von gleicher Dauer beitraft. 
Sind mildernde Umstände vorhanden, jo tritt Feftungshaft bis 
zu zehn Jahren ein. 

Neben der Feſtungshaft kann auf Verluft der beffeibeten 
öffentlichen Aemter fowie der aus öffentlichen Wahlen hervor: 
gegangenen Rechte erfannt werden. 


890. Lebenslängliche Zuchthausftrafe tritt im Falle des 
8 89 ein, wenn der Thäter 

1. Feftungen, Päffe, bejette Pläte oder andere BVertheidi- 
gungspoften, ingleichen Theile oder Angehörige der 
deutichen oder einer verbündeten Kriegsmacht in feindliche 
Gewalt bringt; 

2. Feſtungswerke, Schiffe oder Fahrzeuge der Kriegsmarine, 
öffentliche Gelder, VBorräthe von Waffen, Schiekbedarf 
oder anderen Kriegsbedürfniſſen, ſowie Brüden, Eifen- 
bahnen, ZTelegraphen und Transportmittel in feindliche 
Gewalt bringt oder zum Vortheile des Feindes zeritört 
oder unbrauchbar madt; 

3. dem Feinde Mannjchaften zuführt oder Angehörige der 
deutſchen oder einer verbündeten Kriegsmacht verleitet, 
zum Feinde überzugehen; 
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4. Operationspläne oder Pläne von Feſtungen oder feiten 
Stellungen dem Feinde mittheilt; 
5. dem Feinde als Spion dient oder feindliche Spione auf- 
nimmt, verbirgt oder ihnen Beiſtand leijtet, oder 
6. einen Aufftand unter Angehörigen der deutjchen oder einer 
verbündeten Kriegsmacht erregt. 
In minder fchweren Fällen kann auf Zuchthaus nicht 
unter zehn Jahren erfannt werden. 
Sind mildernde Umstände vorhanden, fo tritt Feſtungs⸗ 
haft nicht unter fünf Jahren ein. 
Neben der Feſtungshaft Tann auf Berluft der beffeideten 
öffentlichen Aemter ſowie der aus öffentlichen Wahlen hervor: 
gegangenen Rechte erkannt werden. 


8 91. Gegen Ausländer ift wegen der in den 88 87, 
89, 90 bezeichneten Handlungen nad) dem Kriegsgebraudhe zu 
verfahren. 

Begehen fie aber jolche Handlungen, während fie unter 
dem Schutze des Deutfchen Reich oder eine Bundesſtaats 
fi innerhalb des YBundesgebietes aufhalten, jo fommen die in 
den SS 87, 89 und 90 beftimmten Strafen zur Anwendung. 


2,00 Wer vorjäglich 

1. Staatögeheimnifjfe oder Feitungspläne, oder jolche Urs 
funden, Aftenftüde oder Nachrichten, von denen er meiß, 
daß ihre Geheimhaltung einer anderen Regierung gegen- 
über für das Wohl des Deutichen Reichs oder eines 
Bundesftaats erforderlich ift, dieſer Negierung mittheilt 
oder öffentlich befanınt macht; 

2. zur Gefährdung der Rechte des Deutichen Reichs oder 
eines Bundesftaats im Berhältniß zu einer anderen Re—⸗ 
gierung die über jolche Rechte fprechenden Urkunden oder 
Beweismittel vernichtet, verfälicht oder unterdrüdt, oder 

3. ein ihm von Geiten des Deutfchen Reich oder von 
einem Bundesftaate aufgetragenes Staatsgejchäft mit einer 
anderen Regierung zum Nachtheil deſſen führt, der ihm 
den Auftrag ertheilt hat, 

wird mit Zuchthaus nicht unter zwei Jahren beitraft. 
Sind mildernde Umjtände vorhanden, fo tritt Feitungs- 
haft nicht unter ſechs Monaten ein. 


93. Wenn in den Fällen der 88 80, 81, 83, 84, 
87 bis 92 die Unterfuchung eröffnet wird, fo kann bis zu 
deren rechtskräftiger Beendigung das Vermögen, welches der 
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Angeſchuldigte befist, oder welches ihm fpäter anfällt, mit 
Beichlag belegt werden. 


Zweiter Abſchnitt. 
Keleidigung des Laudesherrn. 


8 94. Wer einer Thätlichfeit gegen den Kaifer, gegen 
feinen Landesherrn oder während feines Aufenthalts in einem 
Bundesftaate einer Thätlichfeit gegen den Landesherrn diefes 
Staats fi fehuldig macht, wird mit lebenslänglichem Zucht- 
haus oder Iebenslänglicher Feftungshaft, in minder fchweren 
Fällen mit Zuchthaus nicht unter fünf Jahren oder mit 
Feſtungshaft von gleicher Dauer bejtraft. Neben der Yeftungs- 
Dan kann auf Verluft der befleideten öffentlichen Aemter, ſowie 
der aus öffentlichen Wahlen hervorgegangenen Rechte erfannt 


werden. 
Sind mildernde Umftände vorhanden, jo tritt Feſtungs⸗ 
haft nicht unter fünf Jahren ein. 


S 95. Wer den Kaiſer, feinen Landesherrn oder während 
feines Aufenthalt3 in einem Bundesftaate deſſen Landesherrn 
beleidigt, wird mit Gefängniß nicht unter zwei Monaten oder 
mit Feftungshaft von zwei Monaten bis zu fünf Jahren beftraft. 

Neben der Gefängnißftrafe Tann auf Verluft der beflei- 
deten öffentlichen Aemter, jowie der aus öffentlichen Wahlen 
bervorgegangenen Rechte erfannt werben. 


S 96. Wer einer Thätlichfeit gegen ein Mitglied des 
landesherrlichen Haufes feines Staat3 oder gegen den Regenten 
ſeines Staat3 oder während feines Aufentbalt8 in einem 
Bundesftaate einer Thätlichkeit gegen ein Mitglied des Tandes- 
herrlichen Hauſes dieſes Staats oder gegen den Negenten 
diefes Staats ſich ſchuldig macht, wird mit Zuchthaus nicht 
unter fünf Jahren oder mit Feitungshaft von gleicher ‘Dauer, 
in minder fehmweren Fällen mit Zuchthaus bis zu fünf Jahren 
oder mit Feſtungshaft von gleicher Dauer beitraft. 

Sind mildernde Umftände vorhanden, fo tritt Feſtungs⸗ 
haft von Einem bis zu fünf Jahren ein. 

8 97. Wer ein Mitglied des landesherrlichen Hauſes 
ſeines Staat3 oder den Regenten feines Staat3 oder während 
jeines Aufenthalts in einem Bundesſtaate ein Mitglied des 
landesherrlihen Haujes dieſes Staat oder den Regenten 
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dieſes Staat3 beleidigt, wird mit Gefängniß von Einem Monat 
bis zu drei Jahren oder mit Feitungshaft von gleicher Dauer 
beitraft. _ 


Dritter Abfchnitt. 
Keleidigung von Bundesfürften. 


8 98. Wer außer dem Falle des S 94 fih einer Thät- 
lichkeit gegen einen Bundesfürften ſchuldig macht, wird mit 
‚Zuchthaus von zwei bis zu zehn Jahren oder mit Feſtungs⸗ 
haft von gleicher Dauer bejtraft. | 

Sind mildernde Umjtände vorhanden, jo tritt Yeitungs- 
haft von ſechs Monaten bis zu zehn Jahren ein. 

S 99. Wer außer den Falle des 8 95 einen Bundes⸗ 
fürften beleidigt, wird mit Gefängniß von Einem Monat 
bie zu drei Jahren oder mit Feſtungshaft von gleicher Dauer 

eitraft. | 

Die Verfolgung tritt nur mit Ermächtigung des DBelei- 
Digten ein. 


8 100. Wer außer dem alle des $ 96 fich einer 
Thätlichkeit gegen ein Mitglied eines bundesfürftlichen Haufes 
oder den Negenten eines Bundesjtaat3 ſchuldig macht, wird 
mit Zuchthaus bis zu fünf Jahren oder mit Feitungshaft von 
gleicher Dauer beftraft. | 

Sind mildernde Umftände vorhanden, jo tritt Feitungs- 
haft von Einem Monat bis zu drei Jahren ein. | 


8 101. Wer außer dem alle des S 97 den Regenten 
eines Bundesjtaat3 beleidigt, wird mit Gefüngniß von Einer 
Woche bis zu zwei Jahren oder mit Feſtungshaft von gleicher 
Dauer beftraft. | 

Die Verfolgung tritt nur mit Ermädtigung des Belei- 
digten ein. | 


Bierter Abſchnitt. | 
Seindlihe Handlungen gegen befreundete Staaten. 


8 102. Ein Deutſcher, welcher im Inlande oder Aus—⸗ 
lande, oder ein Ausländer, welcher während feines Aufenthalts 
im Inlande gegen einen nicht zum Deutfchen Neich gehörenden 
Staat oder deifen Landesherrn eine. Handlung vornimmt, die, 
‘wenn er fie gegen einen Bundesſtaat oder einen Bundesfürften 
begangen hätte, nad) Vorſchrift der 88 81 bis 86 zu beftrafen 
‚fein würde, wird in den Fällen der SS 31 bis 34 mit Feftungs- 
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haft von Einem bis zu zehn Jahren oder, wenn mildernve 
Umftände vorhanden find, mit Feſtungshaft von ſechs Monatert 
bis zu zehn fahren, in den Fällen der SS 85 und 86 mit 
Feſtungshaft von Einem Monat bis zu drei Jahren beitrait, 
jofern in dem anderen Staate dem Deutſchen Reid) die Gegen- 
jeitigleit verbürgt ft. - 
Die Berfolgung tritt nur auf Antrag der auswärtigen 
Regierung ein. Die Zurüdnahme des Antrages ift zuläſſig. 
8 103. Wer fid) gegen den Landesherrn oder den Re- 
genten eines nicht zum Dentichen Reich gehörenden Staats 
einer Beleidigung ſchuldig macht, wird mit Gefänguik von 
Einer Woche bis zu zwei Jahren oder mit Feitungshaft von 
gleicher Dauer beftraft, fofern in diefem Staate dem Deutſchen 
Reich die Gegenfeitigfeit verbürgt if. 
Die Verfolgung tritt nur auf Antrag der auswärtigen 
Regierung ein. Die Zurücknahme des Antrages ift zuläflig- 
8 103a. Wer ein öffentliches Zeichen der Autorität 
eines nicht zum Deutſchen Reich gehörenden Staat? oder ein 
Hoheitszeichen eines ſolchen Staats böswillig wegnimmt, zer- 
ftört oder bejchädigt oder beichimpfenden Unfug daran verübt, 
wird mit Geldftrafe bis zu jechshundert Mark oder mit Ge⸗ 
fängniß bis zu zwei Jahren beftraft. 
104. Wer fih gegen einen bei dem Reich, einem 
bundesfürftlichen Hofe oder bei dem Senate einer der freien 
anfeftädte beglaubigten Gejandten oder Geſchäftsträger einer 
eleidigung fchuldig macht, wird mit Gefängniß bis zu Einem 
Jahre oder mit Feitungshaft von gleicher Dauer beitraft. 
Die Verfolgung tritt nur auf Antrag des Beleidigtenr 
ein. Die Zurüdnahme des Antrages ift zuläjlig. 


Fünfter Abjchnitt. 
Verbrechen und Vergehen in Beziehung auf die Ausübung 
Raatsbürgerlicher Rechte. 


: 8 105. Wer e8 unternimmt, den Senat oder die Bürger- 
ſchaft einer der freien Hanfeftädte, eine gejeßgebende Berfamm- 
fung des Reichs oder eines Bundesſtaats auseinander zır 
iprengen, zur Faſſung oder Unterlaffung von Bejchlüffen zu 
nöthigen oder Mitglieder aus ihnen gewaltfam zu entfernen, 
wird mit Zuchthaus nicht unter fünf Jahren oder mit Feſtungs⸗ 
haft von gleicher Dauer beitraft. | 
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Sind mildernde Umfjtände vorhanden, fo tritt Feſtungs⸗ 
baft nicht unter Einem Jahre ein. 


8 106. Wer ein Mitglied einer der vorbezeichneten 
Berfammlungen durch Gewalt oder durch Bedrohung mit 
einer ftrafbaren Handlung verhindert, ſich an den Ort der 
Berfammlung zu begeben oder zu ftimmen, wird mit Zucht- 
haus bis zu fünf Jahren oder mit Feſtungshaft von gleicher 
Dauer beitraft. 

Sind mildernde Umstände vorhanden, fo tritt Feſtungs— 
baft bis zu zwei Jahren ein. 

8 107. Wer einen Deutfchen dur) Gewalt oder durd) 
Bedrohung mit einer ftrafbaren Handlung verhindert, in Aus- 
übung feiner jtaatsbürgerlichen Rechte zu wählen oder zu 
ftimmen, wird mit Gefängniß nicht unter ſechs Monaten oder 
mit Feſtungshaft bis zu fünf Fahren beitraft. 

Der Verſuch ift ftrafbar. 

8 108. Wer in einer öffentlichen Angelegenheit, mit der 
Sammlung von Wahl- oder Stimmzetteln oder -Zeichen oder 
mit der Führung der Beurkundungsverhandlung beauftragt, ein 
unrichtige8 Ergebniß der Wahlhandlung vorjäglich herbeiführt 
oder das Ergebniß verfälicht, wird mit Gefängniß von Einer 
Woche bis zu drei Sgahren beftraft. 

Wird die Handlung von Jemand begangen, welcher nicht 
mit der Sammlung der Zettel oder Zeichen oder einer anderen 
Verrichtung bei dem Wahlgefchäfte beauftragt ift, fo tritt Ge— 
fängnißſtrafe bis zu zwei Jahren ein. 

Auh kann auf Verluſt der bürgerlichen Ehrenrechte er- 
fannt werden. 


8 109. Wer in einer öffentlichen Angelegenheit eine 
Wahlitimme Tauft oder verfauft, wird mit Gefängniß von 
Einem Monat bis zu zwei Jahren beftraft; auch kann auf 
Verluſt der bürgerlichen Ehrenrechte erfannt werden. 


Sechſter Abſchnitt. 
Widerſtand gegen die Staatsgewalt. 


8 110. Wer öffentlich vor einer Menſchenmenge, oder 
wer durch Verbreitung oder öffentlichen Anfchlag oder öffent- 
liche Austellung von Schriften oder anderen Darftellungen 
zum Ungehorjam gegen Gejete oder rechtsgültige Verordnungen 
oder gegen die von der Obrigkeit innerhalb ihrer Zuftändig- 
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feit getroffenen Anordnungen auffordert, wird mit Geſdſtrafe 
bis zu fehShundert Mart oder mit Seränguik bis zu zwei 
Jahren beftraft. | 

8 111. Wer auf die vorbezeichnete Weite zur Begehung 
einer ſtrafbaren Handlung auffordert, iſt gleich dem Anititter 
zu beftrafen, wenn die Aufforderımg die firafbare Hantlung 
oder einen ftrafbaren Verſuch derfelben zur Folge gebabt hat. 

ft die Aufforderung ohne Erfolg geblieben, jo tritt &eld- 
ftrafe bis zu fechshundert Mark cder Gefängnißſtrafe bie zu 
Einem Jahre ein. Tie Strafe darf jedoch, der Art oder dem 
Maße nad), keine ſchwerere jein als die auf die Handlung 
jelbft angedrohte. 

112. Wer eine Perfon des Soldatenſtandes, es fei 
des Teutichen Deere oder der Raiferlihen Marine, auffordert 
oder anreizt, dem Befehle des Oberen nicht Gehorfam zu 
leiften, wer insbejondere eine Perfon, welche zum Beurlaubten- 
ftande gehört, auffordert oder anreizt, der Einberufung zum 
Dienfte nicht zu folgen, wird mit Gefängniß bi zu zwei 
Jahren beftraft. 

113. Wer einem Beamten, welcher zur Bollftredtung 
von Geſetzen, von Befehlen und Anordnungen der Verwaltungs- 
behörden oder von Urtheilen und Verfügungen der Gerichte 
berufen ift, in der rechtmäßigen Ausübung feines Amtes durd) 
Gewalt oder durd) Debroßung mit Gewalt Widerftand leiftet, 
oder wer einen folchen Beamten während der rechtmäßigen 
Ausübung feines Amtes thätlich angreift, wird mit Gefängnik 
von vierzehn Tagen bis zu zwei fahren beftraft. 

Sind mildernde Umſtände vorhanden, fo tritt Gefängniß- 
ftrafe bis zu Einem Jahre oder Gelditrafe bis zu eintaufend 
Mark ein. 

Diefelben Strafvorfchriften treten ein, wenn die Hand- 
fung gegen Berfonen, welche zur Unterftügung des Beamten 
zugezogen waren, oder gegen Mannfchaften der bewaffneten 
Macht, oder gegen Mannichaften einer Gemeinde», Schutz⸗ oder 
Biürgerwehr in Ausübung des Dienstes begangen wird. 


843* Wer es unternimmt, durch Gewalt oder Drohung 
eine Behörde oder einen Beamten zur Vornahme oder Unter- 
laffung einer Amtshandlung zu nöthigen, wird mit Gefängniß 
nit unter drei Monaten beftraft. 

Sind mildernde Umftände vorhanden, jo tritt Gefängnif- 
ftrafe bis zu zwei Jahren ein. 
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8 115. Wer an einer öffentlihen Zufammenrottung, bet 
welcher eine der in den SS 113 und 114 bezeichneten Hand» 
lungen mit vereinten Kräften begangen wird, Theil nimmt, 
wird megen Aufruhr mit Gefängniß nicht unter ſechs Mo- 
naten beftraft. 

Die Rädelöführer, fowie diejenigen Aufrührer, welche eine 
ber in den 88 113 und 114 bezeichneten Handlungen begehen, 
werden mit Zuchthaus bis zu zehn Jahren beftraft; auch Tann 
auf Zuläffigfeit von Polizeiaufficht erkannt werden. Sind 
mildernde Umftände vorhanden, jo tritt Gefängnißftrafe nicht. 
unter ſechs Monaten ein. 


S 116. Wird eine auf öffentlichen Wegen, Straßen oder 
Plägen verjammelte Menjchenmenge von dem zuftändigen 
Beamten oder Befehlähaber der bewaffneten Macht aufgefor- 
dert, fich zu entfernen, fo wird jeder der Verſammelten, welcher 
nad) der dritten Aufforderung fih nicht entfernt, wegen Auf- 
lauf mit Gefängniß bis zu drei Monaten oder mit Geld- 
ftrafe bis zu eintaufendfünfhundert Mark beftraft. 

Iſt bei einem Auflaufe gegen die Beamten oder die be= 
waffnete Macht mit vereinten Kräften thätlicher Widerſtand 
geleiftet oder Gewalt verübt worden, fo treten gegen diejenigen, 
welche an diefen Handlungen Theil genommen haben, die 
Strafen des Aufruhrs ein. 


8 117. Wer einem Forft- oder Jagdbeamten, einem. 
Waldeigenthümer, Forjt: oder Jagdberechtigten, oder einem 
von diefen bejtellten Auffeher in der rechtmäßigen Ausübung. 
feines Amtes oder Nechtes durch Gewalt oder durch Bedrohung 
mit Gewalt Widerftand leiftet, oder wer eine diefer Perſonen 
während der Ausübung ihres Amtes oder Rechtes thätlich an- 
greift, wird mit Gefängniß von vierzehn Tagen bis zu drei 
Jahren beftraft. 

ft der Widerftand oder der Angriff unter Drohung mit 
Schießgewehr, Aerten oder anderen gefährlihen Werkzeugen 
erfolgt, oder mit Gewalt an der Perfon begangen worden, fo 
tritt Gefängnißftrafe nicht unter drei Monaten ein. 

Sind mildernde Umftände vorhanden, fo tritt in den 
Fällen des Abſatz 1 Gefängnißitrafe bis zu Einem Jahre, in. 
m Fällen des Abſatz 2 Gefängnißitrafe nicht unter Einem 

onat ein. 


8 118. Iſt durch den Widerftand oder den Angriff eine 
Körperverlegung deffen, gegen welchen die Handlung begangen 
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ift, verurſacht worden, fo iſt auf Zuchthaus bis zu zehn Jahren 
zu erfennen. 

Sind mildernde Umstände vorhanden, jo tritt Gefängniß- 
ftrafe nicht unter drei Monaten ein. 


8 119. Wenn eine der in den SS 117 und 118 be- 
zeichneten Handlungen von Mehreren gemeinfchaftlich begangen 
worden ift, fo kann die Strafe bis um die Hälfte des an- 
gedrohten Höchftbetrages, die Gefängnißftrafe jedoch nicht über 
fünf Jahre erhöht werden. 

8 120. Wer einen Öefangenen aus der Gefangenanftalt 
oder aus der Gewalt der bewaffneten Macht, de8 Beamten 
oder desjenigen, unter deifen Beauffichtigung, Begleitung oder 
Bewachung er fich befindet, vorjätlich befreit oder ihm zur 
Gelbftbefreiung vorjäglich behüfflich ift, wird mit Gefängniß 
bis zu drei Jahren beftraft. 

Der Verſuch ift jtrafbar. 

8 121. Wer vorfäßlich einen Gefangenen, mit deſſen 
Beaufjihtigung oder Begleitung er beauftragt ift, entweichen 
läßt oder deſſen Befreiung befördert, wird mit Gefängniß bie 
zu drei Jahren beſtraft. 

Iſt die Entwerchung durch Yahrläffigfeit befördert worden, 
jo tritt Gefängnißftrafe bi3 zu drei Monaten oder Geldftrafe 
bis zu dreihundert Mark ein. 


8 122. Gefangene, welche fich zufammenrotten und mit 
vereinten Kräften die Anftalt3beamten oder die mit der Beauf- 
fihtigung Beauftragten angreifen, denjelben Widerftand leiften 
oder es unternehmen, fie zu Handlungen oder Unterlaffungen 
zu nöthigen, werden wegen Meuterei mit Gefängniß nicht unter 
ſechs Monaten beitraft. 

Gleiche Strafe tritt ein, wenn Gefangene fi) zufammen- 
rotten und mit vereinten Kräften einen gewaltfamen Ausbruch 
unternehmen. 

Diejenigen Meuterer, welche Gewaltthätigfeiten gegen die 
Anftaltsbeamten oder die mit der Beauffichtigung Beauftragten 
verüben, werden mit Zuchthaus bis zu zehn Jahren beſtraft; 
auch kann auf Zuläffigkeit von Polizeiaufjicht erfannt werden. 


Siebenter Abſchnitt. 
Verbrechen und Vergehen wider die öffentliche Ordnung. 


8123. Wer in die Wohnung, in die Gefchäftgräume 
oder in das befviedete Beſitzthum eines Anderen oder in ab- 
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gejcehloffene Räume, welche zum öffentlichen Dienſt beftimmt 
find, widerrechtlich eindringt, oder wer, wenn er ohne Befugniß 
darin verweilt, auf die Aufforderung des Berechtigten ich 
nicht entfernt, wird wegen Hausfriedensbruches mit Gefängniß 
bis zu drei Monaten oder mit Geldftrafe bis zu dreihundert 
Mark beitraft. 
Die Verfolgung tritt nur auf Antrag ein. 

ft die Handlung von einer mit Waffen verjehenen 
Perjon oder von Mehreren gemeinſchaftlich begangen worden, 
jo tritt Gefängnißftrafe von Einer Woche bis zu Einem 
Jahre ein. 


8 124. Wenn fi) eine Menſchenmenge öffentlich) zu— 
fammenrottet und in der Abficht, Gewaltthätigfeiten gegen 
Perjonen oder Sachen mit vereinten Kräften zu begehen, in 
die Wohnung, in die Geſchäftsräume oder in das befriedete 
Befisthum eines Anderen oder in abgejchloffene Räume, welche 
zum öffentlichen Dienft beſtimmt find, widerrechtlich eindringt, 
jo wird Jeder, welcher an diefen Handlungen Theil nimmt, 
mit Gefängniß von Einem Monat bis zu zwei ‘fahren beftraft. 


8125 Wenn fi eine Menfchenmenge öffentlich zu- 
jammenrottet und mit vereinten Kräften gegen Perjonen oder 
Sachen Gemaltthätigfeiten begeht, jo wird Jeder, welcher an 
diefer Zufammenrottung Theil nimmt, wegen Landfriedeng- 
bruches mit Gefängniß nicht unter drei Monaten beftraft. 

Die Rädelsführer, jowie diejenigen, welche Gewaltthätig- 
feiten gegen Berjonen begangen oder Sachen geplündert, ver- 
nichtet oder zerjtört haben, werden mit guhtbans bis zu zehn 
Jahren beftraft; auch kann auf Zuläffigfeit von Polizeiaufficht 
erfannt werden. Sind mildernde Umftände vorhanden, fo tritt 
Gefängnißftrafe nicht unter ſechs Monaten ein. 


8 126. Wer dur Androhung eines gemeingefährlichen 
Verbrechens den öffentlichen Frieden ftört, wird mit Gefängniß 
bis zu Einem Jahre beſtraft. 


8 127. Wer unbefugterweiſe einen bewaffneten Haufen 
bildet oder befehligt oder eine Mannſchaft, von der er weiß, 
daß ſie ohne geſetzliche Befugniß geſammelt iſt, mit Waffen 
oder Kriegsbedürfniſſen verſieht, wird mit Gefängniß bis zu 
zwei hen beftraft. | 

er ſich einem ſolchen bewaffneten Haufen anfchließt, 
wird mit Gefängniß bis zu Einem Sabre beitraft. 
Kompendium über Militärsedt. 23 
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128. Die Theilnahme an einer Berbindung, deren 
Dafein, Berfaffung oder Zwed vor der Staatäregierung ge- 
beim gehalten werden joll, oder in welcher gegen 
Dbere Gehorfam oder gegen befannte Dbere unbedingter &e- 
horſam verjprochen wird, ift an den Mitgliedern mit Gefängniß 
bi3 zu ſechs Monaten, an den Stiftern und Borftehern der 
Verbindung mit Gefängnig son Einem Monat bi3 zu Einem 
Jehre zu beſtrafen. 

Segen Beamte kann auf Verluſt der Fähigkeit zur Be- 
Heidung öffentlicher Aemter auf die Dauer von Einem bis zu 
fünf Jahren erfannt werden. 


129. Die Theilnahme an einer Verbindung, zu deren 
Zweden oder Beichäftigungen gehört, Maßregeln der Ber- 
waltung oder die Vollziehung von Geſetzen durch ungefegliche 
Drittel zu verhindern oder zu entfräften, ift an den ı Mitgliedern 
mit Gefängniß bis zu Einem Jahre, an den Stiftern und 
Vorftehern der Verbindung mit Gefängniß von drei Monaten 
bis zu zwei “jahren zu beftrafen. 

Gegen Beamte Tann auf Berluft der Fähigkeit zur Be⸗ 
Heidung öffentlicher Aemter auf die Dauer von Einem bi$ zu 
fünf Jahren erkannt werden. 


8 130. Wer in einer den öffentlichen Frieden gefähr- 
denden Weife verjchiedene Klafien der Bevölkerung zu Gewalt⸗ 
thätigfeiten gegen einander öffentlich anreizt, wird mit Geld— 
ſtrafe bis zu fechshundert Mark oder mit Gefängniß bis zu 
zwei Jahren beitraft. 


8 1302. Ein Geiftlicher oder anderer Religionsdiener, 
welcher in Ausübung oder in Beranlaffung der Ausübung 
feines Berufes öffentlich vor einer Menſchenmenge, oder welcher 
in einer Kirche oder an einem anderen zu religiöfen Berfamm- 
lungen beftimmten Orte vor Mehreren Angelegenheiten des 
Staats in einer den öffentlichen Frieden gefährdenden Weile 
zum Gegenftande einer Verkündigung. oder Erörterung macht, 
be aut Gefängniß oder Feſtungshaft bis zu zwei Jahren 
eſtraft 

Gleiche Strafe trifft denjenigen Geiſtlichen oder anderen 
Religionsdiener, welcher in Ausübung oder in Veranlaſſung 
der Ausübung ſeines Berufes Schriftſtücke ausgiebt oder ver⸗ 
breitet, in welchen Angelegenheiten des Staats in einer den 
öffentlichen Frieden gefährdenden Weiſe sum Gegenftande ei einer 
Verkündigung oder Erörterung gemacht find. 
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8 131. Wer erdichtete oder-entjtellte Thatſachen, wifjend, 
daß fie erdichtet oder entftellt find, öffentlich behauptet oder 
verbreitet, um dadurch Staatseinrichtungen oder Anordnungen 
der Obrigfeit verächtlich zu machen, wird mit Geldftrafe bis 
zu ſechshundert Mark oder mit Gefängniß bis zu zwei Jahren 
beitraft. | | 

8 132. Wer unbefugt fi) mit Ausübung eines öffent- 
lichen Amtes befaßt oder eine Handlung vornimmt, welche nur 
fraft eines öffentlichen Amtes vorgenommen werden darf, wird 
mit Gefängniß bis zu Einem Jahre oder mit Geldftrafe bis 
zu dreihundert Mark beitraft. | 


8 133. Wer eine Urkunde, ein Regiſter, Akten oder 
einen fonftigen Gegenstand, welche fich zur amtlichen Auf- 
dewahrung an eimem dazu bejtimmten Orte befinden, oder 
welche einem Beamten oder einem Dritten amtlich übergeben 
worden find, vorfätlich vernichtet, bei Seite fchafft oder be- 
ſchädigt, wird mit Gefängniß beitraft. 

ft die Handlung in gewinnjüchtiger Abficht begangen, 
fo tritt Gefängnißftrafe nicht unter drei Monaten ein; auch 
ann auf Verluſt der bürgerlichen Ehrenrechte erfannt werden. 


8 134. Wer öffentlich angefchlagene Bekanntmachungen, 
Berordnungen, Befehle oder Anzeigen von Behörden oder Be- 
amten böswillig abreißt, bejchädigt oder verunftaltet, wird mit 
Geldſtrafe bi3 zu dreihundert Mark oder mit Gefängniß bis 
zu ſechs Monaten beftraft. 


8 135. Wer ein öffentliches Zeichen der Autorität des 
Reichs oder eines Bundesfürjten oder ein Hoheitszeichen eines 
Bundesſtaats böswillig wegnimmt, zerjtört oder beichädigt oder 
bejchimpfenden Unfug daran verübt, wird mit Geldftrafe bis 
zu fech3hundert Mark oder mit Gefängniß bis zu zwei Jahren 
beitraft. Ä 

S 136. Wer unbefugt ein amtliches Siegel, welches von 
einer Behörde oder einem Beamten angelegt ift, um Sachen 
zu verfchließen, zu bezeichnen oder in Beichlag zu nehmen, 
vorfäglich erbricht, ablöſt oder beſchädigt oder den durch ein 
ſolches Siegel bewirkten amtlichen Verſchluß aufhebt, wird mit. 
Gefängniß bis zu ſechs Monaten beftraft. 

5 137. Wer Sachen, welche durch die zuftändigen Be— 
börden oder Beamten. gepfändet oder in Beichlag genommen 
worden find, vorfäßlich bei Seite fchafft, zerjtört oder in 

23* 
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wra mit bis x ma Ronaten 1 
Tasieite gilt von em Sachwerſtãndi weidter zum 
wersrinhter it. 
Tie auf ab Nichterichei Jeiegten I rtmmmpSitraten 
werten such verfichense Srzarbeikimmung richt auägerhioten. 


5139. Ber von dem Eorbaben eines Heochnexraths, 
Laubesverraths, Diünzvertrecens, Nexdes, Raubes, Meuiden- 


it Anzeige zu 
fe Beh desielben begangen worben ik, mit Ge- 
fängniß vr beſtrafen 
51 Wegen Berletzung der Wehrpflicht wird beitrait: 
1. ein Wehrpflichtiger, welcher in der Abficht, fi dem Ein- 
tritte in den Tienft des ftehenden Heeres oder ber Siotte 
zu entziehen, ohne Erlaubnik entweder das Bundesgebi 
bersäßt oder nad erreichten milstärpflichtigen Alter fi 
ak des Bundesgebietes aufhält: mit Geldſtrafe 
dertflinizig bis zu dreitaufend Mark oder mit 
—7— Hr von Einem Monat bis zu Einem Jahre; 
ein Offizier oder im Offizierrange ftehender Arzt des Be- 
urlaubtenftandes, welcher ohne Erlaubniß ausmandert: 
mit Geldſtrafe bis zu dreitaufend Markt oder mit Haft 
oder mit Sefängniß bis zu ſechs Monaten; 
ein jeder Wehrpflichtige, welcher nad) öffentlicher Belannt- 
mahung einer vom Kaifer für die Zeit eines Krieges 
oder einer Kriegsgefahr erlaffenen bejonderen Anordnung 
in Widerfpruch mit derſelben auswandert: mit Gefängniß 
bis zu zwei SXahren, neben welchem auf Geldftrafe bis zu 
dreitaufend Mark erkannt werden kann. 

Der Verſuch ift ftrafbar. 

Das Vermögen des Angeſchuldigten kann, infoweit 
als es nach dem Ermeſſen des Richters zur Dedung der 
den Angeſchuldigten möglichermeife treffenden höchſten 
Selb afe und der Roten des Verfahrens erforderlich it, 
mit Beſchlag belegt werden. 


= 
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8 141. Wer einen Deutſchen zum Milttärdienfte einer 
ausländiichen Macht anwirbt oder den Werbern der lekteren 
zuführt, ingleihen wer einen deutichen Soldaten vorjäglich zum 
Defertiren verleitet oder die Dejertion desfelben vorſätzlich be- 
fördert, wird mit Gefängniß von drei Monaten biß zu drei 

Jahren beitraft. 
| Der Verſuch ift ftrafbar. 

8 142. Wer fi vorſätzlich durch Selbſtverſtümmelung 
oder auf andere Weile zur Erfüllung der Wehrpflicht untaug- 
fih macht oder durch einen Anderen untauglich machen läßt, 
wird mit Gefängniß nicht unter Einem Jahre beftraft; auch 
kann auf Verluſt der bürgerlichen Ehrenrechte erfannt werben. 

Dieſelbe Strafe trifft denjenigen, welcher einen Anderen 
BP en Verlangen zur Erfüllung der Wehrpflicht untauglich 
macht. 


8 143. Wer in der Abjicht, fich der Erfüllung der 
Wehrpflicht ganz oder theilweije zu entziehen, auf Täufchung 
berechnete Mittel anwendet, wird mit Gefängniß beftraft; auch 
kann auf Berluft der bürgerlichen Ehrenrechte erfannt werben. 

„oiefelbe Strafpvorſchrift findet auf den Zheilnehmer Ans 
wendung. 


8 144. Ber e3 fid) zum Geſchäfte macht, Deutſche 
unter Vorſpiegelung falfcher Zhatjachen oder wiſſentlich mit 
unbegründeten Angaben oder durch andere auf Täufchung be- 
vechnete Mittel zur Auswanderung zu verleiten, wird mit Ge⸗ 
fängniß von Einem Monat big zu zwei Jahren beftraft. 

8 145. Wer die vom Kaijer 

zur Verhütung des Zuſammenſtoßens der Schiffe auf See, 

über daS Berhalten der Schiffer nach einem Zujammenjtoße 
von Schiffen auf See, oder 

in Betreff der Noth⸗ und Lootjenjignale für Schiffe auf 

See und auf den Küſtengewäſſern 
erlaffenen Verordnungen übertritt, wird mit Geldftrafe bis zu 
eintaujendfünfhundert Mark beitraft. 


S 145a. Wer im Anlande Schuldverfchreibungen . auf 
den Inhaber, in denen die Zahlung einer beſtimmten Geld— 
jumme verfprochen wird, ohne die erforderliche ftaatliche Ge— 
nehmigung ausftellt und in den Verkehr bringt, wird mit 
einer Geldftrafe beftraft, die dem fünften Theile des Nenn- 
werths der ausgegebenen Schuldverfchreibungen gleichlommen 
kann, mindeftend aber dreihundert Mark beträgt. 


358 Strafgeſetzbuch für das Deutfche Reich v. 15. Mai 1871. 88 146-150. 


Achter Abſchnitt. 
Münzverbrechen und Münzvergehen. 


Aa Wer inländijches oder ausländiſches Metaligeld 
oder Papiergeld nachmacht, um das nachgemadjte Geld als 
echte3 zu gebrauchen oder ſonſt in Verkehr zu bringen, oder 
wer in gleicher Abficht echtem Gelde durch Veränderung an 
demfelben den Schein eines höheren Werth oder verrufenem 
Gelde durch Veränderung an demfelben das Anfehen eines 
noch geltenden giebt, wird mit Zuchthaus nicht unter zwei 
Jahren beitraft; auch ift Polizeiaufficht zuläſſig. 

Sind mildernde Umftände vorhanden, fo tritt Gefängnif- 
ftrafe ein. | 

8 147. Diefelben Strafbeitimmungen finden auf den- 
jenigen Anwendung, welcher das von ihm auch ohne die vor— 
bezeichnete Abficht nachgemachte oder verfälfchte Geld als echtes 
in Verkehr bringt, ſowie auf denjenigen, welcher nachgemachtes 
oder verfälichtes Geld fich verfchafft und folches entweder in 
Verkehr bringt oder zum Zwecke der Verbreitung aus dem 
Auslande einführt. 


8 148. Wer nachgemachtes oder verfälichtes Geld als 
echtes empfängt und nad) erfannter Unechtheit als echtes im 
Berfehr bringt, wird mit Gefängniß bis zu drei Monaten oder 
mit Geldſtrafe bis zu dreihundert Mark beftraft. 

Der Verſuch ift ftrafbar. | 


8 149. Dem Papiergelde werden gleich geachtet die auf 
den Inhaber Tautenden Schuldverfchreibungen, Banknoten, 
Aftien oder deren Stelle vertretende Interimsſcheine oder 
Quittungen, fowie die zu diefen Papieren. gehörenden Zins-, 
Gewinnantheilg- oder Erneuerungsfcheine, welche von dem 
Reich, dem Norddeutichen Bunde, einem Bundesſtaate oder 
fremden -Staate oder von einer zur Ausgabe, folcher Bapiere 
berechtigten Gemeinde, Korporation, Geſellſchaft oder Privat- 
perſon ausgeftellt find. 


8 150. Wer echte, zum Umlauf beftimmte Metallgeld- 
ftüde durch Beſchneiden, Abfeilen oder auf andere Art ver- 
ringert und als vollgültig in Verkehr bringt, oder wer jolche 
verringerte Münzen gemohnheitsmäßig oder im Einverftändnifie 
mit dem, welcher fie verringert hat, als vollgültig in Verkehr 
bringt, wird mit Gefängniß beftraft, neben welchem auf Geld- 
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itrafe bi3 zu dreitanfend Mark, jowie auf Verluſt der bürger⸗ 
lichen Ehrenrechte erkannt werden kann. 
Der Verſuch iſt ſtrafbar. 


8 151. Wer Stempel, Siegel, Stiche, Platten oder 
andere zur Anfertigung von Metallgeld, Papiergeld oder dem 
letzteren gleich geachteten Papieren dienliche Formen zum Zwecke 
eines Münzverbrechens angeſchafft oder angefertigt hat, wird 
mit Gefängniß bis zu zwei Jahren beſtraft. 


8 152. Auf die Einziehung des nachgemachten oder ver⸗ 
fälſchten Geldes, ſowie der im 8 151 bezeichneten Gegenſtände 
iſt zu erkennen, auch wenn die Verfolgung oder Verurtheilung 
einer beſtimmten Perſon nicht ſtattfindet. 


Neunter Abſchnitt. 
Meineid. 


8 153. Wer einen ihm zugeſchobenen, zurückgeſchobenen 
oder auferlegten Eid wiſſentlich falſch ſchwört, wird mit Zucht— 
haus bis zu zehn Jahren beſtraft. 


8 154. Gleiche Strafe trifft denjenigen, welcher vor 
einer zur Abnahme von Eiden zuftändigen Behörde wiſſentlich 
ein faljche8 Zeugniß oder ein faljche8 Gutachten mit einem 
Eide bekräftigt oder den vor feiner Vernehmung geleifteten 
Eid miſſentuc durch ein falſches Zeugniß oder ein falſches 
Gutachten verletzt. 

Iſt das falſche Zeugniß oder Gutachten in einer Straf- 
jahe zum Nachtheile eines Angejchuldigten abgegeben und 
diefer zum Tode, zu Zuchthaus oder zu einer anderen mehr 
als fünf “Jahre betragenden Freiheitsſtrafe verurtheilt morben, 
jo tritt Zuchthausſtrafe nicht unter drei Jahren ein. 


8 155. Der Ableiſtung eine3 Eides mird gleich ge- 
achtet, wenn 


1. ein Mitglied einer Religionsgeſellſchaft, welcher das Ge⸗ 
ſetz den Gebrauch gewiſſer Betheuerungsformeln an Stelle 
des Eides geſtattet, eine Erklärung unter der Betheuerungs⸗ 
formel ſeiner Religionsgeſellſchaft abgiebt; 

2. derjenige, welcher als Partei, Zeuge oder Sachverftänbige 
einen Eid geleiftet hat, in gleicher Eigenſchaft eine Ver- 
fiherung unter Berufung auf den bereit3 früher. in der- 
jelben Angelegenheit geleijteten Eid abgiebt, oder ein 
Sachverſtändiger, welcher als jolcher ein- Tür allemal 
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vereidet ift, eine Verjicherung auf den von ihm geleifteten 
Eid abgiebt; 

3. ein Beamter eine amtliche Verficherung unter Berufung 
auf feinen Dienſteid abgiebt. 


8 156. Wer vor einer zur Abnahme einer Verficherung 
an Eidesſtatt zuftändigen Behörde eine ſolche Verficherung 
wiljentlich kalt abgiebt oder unter Berufung auf eine ſolche 
Berficherung wiffentlich falſch ausfagt, wird mit Gefängniß 
von Einem Monat bis zu drei Jahren beftraft. 


8 157. Hat ein Zeuge oder Sachverſtändiger fich eines 
Meineides REN 155) oder einer falſchen Verficherung an 
Eidesftatt ſchuldig gemacht, jo ift die an ſich verwirfte Strafe 
auf die Hälfte bis ein Viertheil zu ermäßigen, wenn 
1. die Angabe der Wahrheit gegen ihn felbft eine Verfolgung 
wegen eines Verbrechens oder Vergehens nach ſich ziehen 
fonnte, oder 
2. der Ausjagende die falihe Ausfage zu Gunften einer 
Perſon, rückſichtlich welcher er die Ausfage ablehnen durfte, 
erftattet hat, ohne über fein Necht, die Ausſage ablehnen 
zu dürfen, belehrt worden zu jein. 
Iſt hiernach Zuchthausftrafe unter Einem Jahre verwirkt, 
jo ift viefefbe nad) Maßgabe des 8 21 in Gefängnißftrafe zu 
verwandeln. 


8 158. Gleiche Strafermäßigung tritt ein, wenn der- 
jenige, welcher ſich eines Meineides oder einer faljchen Ver⸗ 
ficherung an Eidesftatt ſchuldig gemacht hat, bevor eine An- 
zeige gegen ihn erfolgt oder eine Unterſuchung gegen ihn 
. eingeleitet und bevor ein Nechtsnachtheil für einen Anderen aus 
der falſchen Ausfage entftanden iſt, dieſe bei derjenigen DBe- 
hörde, bei welcher er fie abgegeben hat, widerruft. 


8 159. Wer es unternimmt, einen Anderen zur DBe- 
gehung eines Meineides zu verleiten, wird mit Zuchthaus bis 
zu fünf Jahren, und wer es unternimmt, einen Anderen zur 
wiffentlichen Abgabe einer falſchen Verſicherung an Eidesftatt 
zu verleiten, mit Gefängniß bis zu Einem Jahre beftraft. 


8 160. Wer einen Anderen zur Ableitung eines falfchen 
Eides verleitet, wird mit Gefängniß bis zu zwei ren be- 
ftraft, neben welchem auf Berluft der bürgerlichen Ehrenrechte 
erfannt werden kann, und wer einen Anderen zur Ableiftung 
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einer falihen Verfiherung an Eidesftatt verleitet, wird mit 
Gefängniß bis zu ſechs Monaten beſtraft. 
Der Verſuch iſt ſtrafbar. 


8 161. Bei jeder Verurtheilung wegen Meineides, mit 
Ausnahme der Fälle in den 88 157 und 158, iſt auf Ver—⸗ 
{uft der bürgerlichen Ehrenrechte und außerdem auf die 
dauernde Unfähigkeit des Verurtheilten, als Zeuge oder Sad): 
verftändiger eidlich vernommen zu werden, zu erfennen. 

In den Yällen der 88 156 bis 159 kann neben der Ge- 
fängnikftrafe auf Verluſt der bürgerlichen Ehrenrechte erfannt 
werden. 


& 162. Wer vorfätlich einer durch eidliches Angelöbniß 
vor Gericht beftellten Sicherheit oder dem in einem Offen- 
barung3eide gegebenen Verfprechen zumiderhandelt, wird mit 
Gefängniß bis zu zwei Jahren beitraft. 


8 163. Wenn eine der in den SS 153 bis 156 bezeich- 
neten Handlungen aus Fahrläſſigkeit begangen worden ift, jo 
tritt Gefängnißitrafe bis zu Einem Jahre ein. 

Straflofigfeit tritt ein, wenn der Thäter, bevor eine 
Anzeige gegen ihn erfolgt oder eine Unterfucdhung gegen ihn 
eingeleitet und bevor ein Rechtsnachtheil für einen Anderen 
aus der falſchen Ausſage entjtanden ift, diefe bei derjenigen 
Behörde, bei welcher er fie abgegeben bat, widerruft. 


Zehnter Abſchnitt. 
Falſche Anfchuldigung. 


S 164. Wer bei einer Behörde eine Anzeige macht, 
duch welche er Jemand wider beſſeres Wiffen der Begehung 
einer ftrafbaren Handlung oder der Verlegung einer Amts— 
pflicht befehufdigt, wird mit Gefängniß nicht unter Einem Monat 
beftraft; auch kann gegen denfelben auf Verlujt der bürger- 
lichen Ehrenrechte erkannt werden. 

Solange ein infolge der gemachten Anzeige eingeleitetes 
Derfahren anhängig ift, foll mit dem Verfahren und mit 
der eetſcheidung über die falſche Anſchuldigung inne gehalten 
werden. 

8 165. Wird wegen falſcher Anſchuldigung auf Strafe 
erkannt, ſo iſt zugleich dem Verletzten die Befugniß zuzuſprechen, 
die Verurtheilung auf Koſten des Schuldigen öffentlich bekannt 
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zu machen. Die Art der Bekanntmachung, fowie die Frift 
an berjelben, ift in dem Urtheile zu beftimmen. 

Dem Berlegten ift auf Koften des Schuldigeit eine Aus⸗ 
fertigung des Urtheils zu ertheilen. 


Elfter Abſchnitt. 
Vergehen, welche ſich auf die Religion bezichen. 


8166. Wer dadurch, daß er öffentlich in beichimpfenden 
Aeußerungen Gott läftert, ein Aergerniß giebt, oder wer 
öffentlich eine der chriftlichen Kirchen oder eine andere mit 
Korporationsrechten innerhalb des Bundesgebietes beftehende 
Religionsgefellihaft oder ihre Einrichtungen oder Gebräuche 
befhimpft, ingleichen wer in einer Kirche oder in einem an- 
deren zu religiöfen Berfammlungen beitimmten Orte be= 
Winpfende Unfug verübt, wird mit Gefängniß bis zu drei 
Jahren beſtraft. 


8 167. Wer durch eine Thätlichkeit oder Drohung 
Jemand hindert, den Gottesdienft einer im Staate beſtehenden 
Religionögejellichaft auszuüben, ingleichen wer in einer Kirche 
oder in einem anderen zu religiöſen Berfammlungen beftimmten 
Orte durch Erregung von Lärm oder Unordnung den Gottes- 
dienst oder einzelne gottesdienjtliche Berrichtungen einer im 
Staate bejtehenden Religionsgejellichaft vorſätzlich verhindert 
oder ftört, wird mit Gefängniß bis zu drei Jahren beftraft. 


5 168. Wer unbefugt eine Leiche aus dem Gemwahrjam 
der dazu berechtigten Perſon wegnimmt, ingleichen wer un- 
befugt ein Grab zerftört oder bejchädigt, oder wer aı einem 
Grabe beichimpfenden Unfug verübt, wird mit Gefängniß bis 
zu zwei Jahren beftraft; auch fann auf Verluft der bürger- 
lichen Ehrenrechte erfannt werden. | 


Zwölfter Abſchnitt. 
vVerbrechen und Vergehen in Beziehung auf deu 
Derfonenftand. 
8 169. Wer ein Kind unterfchiebt oder vorfäßlich ver- 
wechfelt, oder mer auf andere Weije den Perfonenitand eines 


Anderen vorjätlich verändert oder unterdrüdt, wird mit Ge— 
füngniß bis zu Drei Jahren und, wenn die Handlung in 
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gewinnfüchtiger Abficht begangen murde, mit’ Zuchthaus bis 
zu sehn Jahren beftraft. | 
Der Verſuch ift ftrafbar. 

5 170. Wer bei Eingehung einer Ehe dem anderen 
Theile ein geſetzliches Ehehinderniß argliſtig verſchweigt, oder 
wer den anderen Theil zur Eheſchließung argliſtig mittelſt 
einer ſolchen Täuſchung verleitet, welche den Getäuſchten be— 
rechtigt, die Gültigkeit der Ehe anzufechten, wird, wenn aus 
einem dieſer Gründe die Ehe aufgelöft morden if, mit Ge⸗ 
fängniß nicht unter drei Monaten beftraft. 

Die Verfolgung tritt nur auf Antrag des geräufchten 
Theil ein. | 


Dreizehnter Abſchnitt. 
Verbrechen uud Vergehen wider die Sitklichkeit. 


8 171. Ein Ehegatte, welcher eine neue Ehe eingeht, 
bevor feine Ehe aufgelöft oder für nichtig erflärt worden ift, 
ingleihen eine unverheirathete Perſon, welche mit einem Che- 
gatten, wiſſend, daß er verheirathet ift, eine Ehe eingeht, wird 
mit Zuchthaus big zu fünf Jahren beitraft. 

Sind. mildernde Umftände vorhanden, jo tritt Sefängniß- 
ftrafe nicht unter ſechs Monaten ein. 

Die Verjährung der Strafverfolgung beginnt mit dem 
Zage, an welchem eine der beiben Ehen aufgelöft oder für 
nichtig erklärt worden ift. 


& 172. Der Ehebruch. wird, wenn wegen besfelben die 
Ehe gejchieden ift, an dem ſchuldigen Ehegatten, ſowie deſſen 
Mitſchuldigen mit Gefängniß bis zu ſechs Monaten beſtraft. 
Die Verfolgung tritt nur auf Antrag ein. 


8 173. Der Beiſchlaf zwiſchen Verwandten auf⸗ und 
abſteigender Linie wird an den erſteren mit Zuchthaus bis 
zu fünf Jahren, an den letzteren mit Gefängniß bis zu zwei 
—** beſtraft. 

Der Beiſchlaf zwiſchen Verſchwägerten auf- und ab— 
ſteigender Linie, ſowie zwiſchen Geſchwiſtern wird mit Ge— 
fängniß bis zu zwei Jahren beſtraft. 

Neben der Gefängnißſtrafe kann auf Verluſt der bürger— 
lichen Ehrenrechte erkannt werden. 

Verwandte und Verſchwägerte abſteigender Linie bleiben 
a wenn fie das achtzehnte Lebensjahr nicht vollendet 
aben 
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8 128. Die Theilnahme an einer Verbindung, deren 
Dafein, Berfaffung oder Zweck vor. der Staatöregierung ge⸗ 
Dem gehalten werden foll, oder in welcher gegen unbekannte 

bere Gehorfam oder gegen befannte Obere unbedingter Ge⸗ 
horſam verfprochen wird, ift an den Mitgliedern mit Gefängniß 
bis zu ſechs Monaten, an den Stiftern und Vorſtehern der 
Verbindung mit Gefängniß von Einem Monat bis zu Einem 
Jahre zu betrafen. 

Gegen Beamte kann auf Berluft der. Fähigkeit zur Be— 
Heidung öffentlicher Aemter auf die Dauer von Einem bis zu 
fünf Kahren erkannt werden. 


129. Die Theilnahme an einer Verbindung, zu deren 
Zwecken oder Bejchäftigungen gehört, Maßregeln der Ber- 
waltung oder die Vollziehung von Geſetzen durch ungejetliche 
Mittel zu verhindern oder zu entkräften, ift an den Mitgliedern 
mit Gefängniß bis zu Einem Jahre, an den Stiftern und 
Boritehern der Verbindung mit Gefängniß von drei Monaten 
bi3 zu zwei Jahren zu beitrafen. 

Gegen Beamte Tann auf Berluft der Fähigkeit zur De- 
Kleidung öffentlicher Aemter auf die Dauer von Einem big zu 
fünf Jahren erfannt werden. 


8130. Wer in einer den öffentlichen Frieden ‚gefähr- 
denden Weife verjchiedene Klaſſen der Bevölferung zu Gewalt- 
thätigfeiten gegen einander öffentlich anreizt, wird mit ©eld- 
jtrafe bis zu jechshundert Mark oder mit Gefängniß bis zu 
zwei Jahren beftraft. | 


8 1302. Ein Geiftlicher oder anderer Neligionsdiener, 
welcher in Ausübung oder in Beranlafjung der Ausübung 
feines Berufes öffentlich vor einer Menſchenmenge, oder welcher 
in einer Kirche oder an einem anderen zu religiöfen Berfamm- 
lungen bejtimmten Orte vor Mehreren Angelegenheiten des 
Staats in einer den Öffentlichen Frieden gefährdenden Weife 
zum Gegenftande einer Verkündigung. oder Erörterung macht, 
wir mit Gefängniß oder Feitungshaft bis zu zwei Jahren 
beitraft. | — 

— Gleiche Strafe trifft denjenigen Geiſtlichen oder anderen 
Religionsdiener, welcher in Ausübung oder in Veranlaſſung 
der Ausübung feines Berufes Schriftſtücke ausgiebt oder ver- 
breitet, in welchen Angelegenheiten des Staats in einer den 
öffentlichen Frieden gefährdenden Weife zum Gegenftande einer 
Berfündigung oder Erörterung gemacht find. u 
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8 131. Wer erdichtete oder entftellte Thatſachen, wifjend, 
daß fie erdichtet oder entftellt find, öffentlich behauptet oder 
verbreitet, um dadurch Staatseinrichtungen oder Anordnungen 
der Obrigkeit verächtlich zu machen, wird mit Geldftrafe bis 
zu ſechshundert Mark oder mit Gefängniß bis zu zwei Jahren 
beftraft. | | | 

8 132. Wer unbefugt fih mit Ausübung eines öffent- 
lichen Amtes befaßt oder eine Handlung vornimmt, welche nur 
fraft eines öffentlichen Amtes vorgenommen werden darf, wird 
mit Gefängniß bis zu Einem Jahre oder mit Gelditrafe bis 
zu dreihundert Mark bejtvaft. | 


8 133. Wer eine Urkunde, ein Regifter, Alten oder 
einen fonftigen Gegenftand, welche fich zur amtlichen Auf- 
bewahrung an einem dazu beftimmten Orte befinden, oder 
weldhe einem Beamten oder einem Dritten amtlich übergeben 
worden find, vorſätzlich vernichtet, bei Seite fchafft oder be- 
ſchädigt, wird mit Gefängniß beitraft. | 

ft die Handlung in gewinnfüchtiger Abficht begangen, 
fo tritt Gefängnißftrafe nicht unter drei Monaten ein; auch 
kann auf Verluſt der bürgerlichen Ehrenrechte erfannt werden. 


8 134. Wer öffentlich angefchlagene Bekanntmachungen, 
Berordnungen, Befehle oder Anzeigen von Behörden oder Be- 
amten böswillig abreißt, belegt oder verunitaltet, wird mit 
Geldſtrafe bis zu dreihundert Marf oder mit Gefängniß bis 
zu ſechs Meonaten beftraft. 


8 135. Wer ein öffentliches Zeichen der Autorität de3 
Reichs oder eines Bundesfürften oder ein Hoheitszeichen eines 
Bundesſtaats böswillig wegnimmt, zeritört oder bejchädigt oder 
befchimpfenden Unfug daran verübt, wird mit Geldftrafe bis 
zu jechShundert Mark oder mit Gefängniß bis zu zwei Jahren 
beftraft. 

8 136. Wer unbefugt ein amtliches Siegel, welches von 
einer Behörde oder einem Beamten angelegt ift, um Sachen 
zu verfchließen, zu bezeichnen oder in Beichlag zu nehmen, 
vorſätzlich erbricht, ablöjt oder bejchädigt oder den durd ein 
ſolches Siegel bewirkten amtlichen Verſchluß aufhebt, wird mit. 
Gefängniß bis zu ſechs Monaten beftraf. 

8 137. Wer Sachen, welche durch die zuftändigen Be— 
börden oder Beamten. gepfändet oder in Beichlag genommen 
worden find, vorfäßlich bei Seite ſchafft, zerftört oder in 


23* 
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anderer Weife der BVerftridung ganz oder theilmeife entzieht, 
wird mit Gefängniß bis zu Einem SXahre beftraft. 

8 138. Wer als Zeuge, Gefchworener oder Schöffe be- 
rufen, eine unmwahre Thatſache als Entſchuldigung vorſchützt, 
wird mit Gefängniß bis zu zwei Monaten beſtraft. 

Dasſelbe gilt von einem Sachverftändigen, welcher zum 
Erſcheinen gejeglich verpflichtet ift. 

Die auf das Nichterfcheinen geſetzten Ordnungsſtrafen 
werden durch vorftehende Strafbeftimmung nicht ausgejchloffen. 


8 139. Wer von dem Vorhaben eines Hochverraths, 
Zandesverraths, Münzverbrechens, Mordes, Raubes, Menfchen- 
raubes oder eines gemeingefährlichen Verbrechens zu einer Zeit, 
in welcher die Verhütung des Verbrechens möglich ift, glaub- 
hafte Kenntniß erhält und es unterläßt, hiervon der Behörde 
oder der durch das Verbrechen bedrohten Perjon zur rechten 
Zeit Anzeige zu machen, ift, wenn das Verbrechen oder ein 
ftrafbarer Verſuch desfelben begangen worden iſt, mit Ge⸗ 
fängniß zu beftrafen. 

8 140. Wegen Berlekung der Wehrpflicht wird beftraft: 

1. ein Webrpflichtiger, welcher in der Abficht, fih dem Ein- 
tritte in den Dienft des ftehenden Heeres oder der Flotte 
zu entziehen, ohne Erlaubniß entweder das Bundesgebiet 
verläßt oder nach erreichtem militärpflichtigen Alter fich 
außerhalb des DBundesgebietes aufhält: mit Geldftrafe 
von einhundertfünfzig bis zu dreitaufend Marf oder mit 
Gefängniß von Einem Monat bis zu Einem Sabre; 

2. ein Offizier oder im Offizierrange ftehender Arzt des Ber 

-  urlaubtenftandes, welcher ohne Erlaubniß auswandert: 
mit Gelditrafe bis zu dreitaufend Mark oder mit Haft 
oder mit Gefängniß bis zu ſechs Monaten; 

‚3. ein jeder Wehrpflichtige, welcher nach öffentlicher Bekannt⸗ 
mahung einer vom Kaifer für die Zeit eines Strieges 
oder einer Kriegsgefahr erlafjenen befonderen Anordnung 
in Widerfpruch mit derfelben auswandert: mit Gefängniß 
bis zu zwei Jahren, neben welchem auf Geldftrafe bis zu 
dreitaufend Markt erkannt werden Tann. 

Der Verſuch ift ftrafbar. | 

Das Bermögen des Angejchuldigten kann, injoweit 
als e8 nad) dem Ermeffen des Richters zur Dedung der 
den Angejchuldigten möglicherweife treffenden höchſten 

Geld afe und der Koften des Verfahrens erforderlich ift, 

mit Beichlag belegt werden. 
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8 141. Wer einen Deutſchen zum Milttärdienfte einer 
ausländischen Macht anwirbt oder den Werbern der letzteren 
zuführt, ingleichen wer einen deutſchen Soldaten vorjäglich zum 
Defertiven verleitet oder die Dejertion desſelben vorfäßlich be- 
fördert, wird mit Gefängniß von drei Monaten bis zu drei 
Jahren beitraft. 

Der Verſuch iſt ftrafbar. 


8 142. Wer fih vorſätzlich durch Selbtverftümmelung 
oder auf andere Weife zur Erfüllung der Wehrpflicht untaug- 
ih macht oder durch einen Anderen untauglich machen Täßt, 
wird mit Gefängniß nicht unter Einem Sabre beftraft; auch 
kann auf Berluft der bürgerlichen Ehrenrechte erfannt werden. 

Diefelbe Strafe trifft denjenigen, welcher einen Anderen 
Ber] en Verlangen zur Erfüllung der Wehrpflicht untauglich 
macht. 


8 143. Wer in der Abſicht, ſich der Erfüllung der 
Wehrpflicht ganz oder theilweiſe zu entziehen, auf Täuſchung 
berechnete Mittel anwendet, wird mit Gefängniß beſtraft; auch 
kann auf Verluſt der bürgerlichen Ehrenrechte erfannt werden. 

Dieſelbe Strafvorſchrift findet auf den Theilnehmer An- 
wendung. 


8 14. Wer es ſich zum Geſchäfte macht, Deutſche 
unter Vorſpiegelung falſcher Thatſachen oder wiſſentlich mit 
unbegründeten Angaben oder durch andere auf Täuſchung be— 
rechnete Mittel zur Auswanderung zu verleiten, wird mit &e- 
fängnig von Einem Monat bis zu zwei Jahren beftraft. 


8 145. Wer die vom Raifer 
zur Verhütung des Zufanmenjtoßens der Schiffe auf See, 
über das Verhalten der Schiffer nach einem Zujammenftoße 
von Schiffen auf See, oder 
in Betreff der Noth- umd Lootjenjignale für Schiffe auf 
See und auf den Küſtengewäſſern 
erlajjenen Verordnungen übertritt, wird mit Geldftrafe bis zu 
eintaujendfünfhundert Mark beftraft. 


8 145a,. Wer im Inlande Schuldverfchreibungen auf 
den Inhaber, in denen die Zahlung einer bejtimmten Geld— 
jumme verfprochen wird, ohne die erforderliche ftaatliche Ge- 
nehmigung ausftellt und in den Verkehr bringt, wird mit 
einer ©eldftrafe bejtraft, die dem fünften Theile des Nenn- 
werths der ausgegebenen Schuldverjchreibungen gleichlommen 
fann, mindeftend aber dreihundert Mark beträgt. 
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Achter Abſchnitt. 
Aünzverbrechen und Aünzvergehen. 


acer Wer inländifches oder ausländiiches Metallgeld 
oder Papiergeld nachmacht, um das nachgemadjte Geld als 
echte8 zu gebrauchen oder fonft in Verkehr zu bringen, oder 
wer in gleicher Abficht echtem Gelde durch Veränderung an 
bemfelben den Schein eines höheren Werth oder verrufenem 
Gelde dur Veränderung an demfelben das Anfehen eines 
nody geltenden giebt, wird mit Zuchthaus nicht unter zwei 
„Jahren beftraft; auch ift Polizeiaufficht zuläffig. 

Sind mildernde Umftände vorhanden, fo tritt Gefängnif- 
ftrafe ein. 

8 147. Diefelben Strafbeftinmungen finden auf den- 
jenigen Anwendung, welcher das von ihm auch ohne die vor- 
bezeichnete Abficht nachgemachte oder verfälfchte Geld als echtes 
in Verkehr bringt, fowie auf denjenigen, welcher nachgemachtes 
oder verfälfchtes Geld fich verſchafft und folches entweder in 
Verkehr bringt oder zum Zwecke der Verbreitung au dem 
Auslande einführt. 


8 148. Wer nachgemachtes oder verfäljchtes Geld als 
echtes empfängt und nach erfannter Unechtheit als echtes in 
Berfehr bringt, wird mit Gefängniß bis zu drei Monaten oder 
mit Geldftrafe bis zu dreihundert Mark beitraft. 

Der Verſuch ift ftrafbar. | 


8 149. Dem Papiergelde werden gleich geachtet die auf 
den Inhaber lautenden Schuldverfchreibungen, Banknoten, 
Aktien oder deren Ctelle vertretende Interimsſcheine oder 
Quittungen, fowie die zu diefen Papieren gehörenden Zins-, 
Gewinnantheils- oder Erneuerungsicheine, welche von dem 
Reich, dem Norddeutichen Bunde, einem Bundesitaate oder 
fremden Staate oder von einer zur Ausgabe, folcher Papiere 
berechtigten Gemeinde, Korporation, Gejellichaft oder Privat- 
perjon ausgeftellt find. 


8 150. Wer echte, zum Umlauf beftimmte Mtetallgeld- 
jtüde durch Beſchneiden, Abfeilen oder auf andere Art ver- 
ringert und als vollgültig in Verfehr bringt, oder wer ſolche 
verringerte Münzen gemohnheitSmäßig oder im Einverftändniife 
mit dem, welcher fie verringert hat, als vollgültig in Verkehr 
bringt, wird mit Gefängniß beftraft, neben welchen auf Geld- 
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itrafe bis zu dreitanfend Mark, jowie auf Verluft der bürger⸗ 
lichen Ehrenrechte erkannt werden kann. 

Der Verſuch iſt ſtrafbar. | 

8 151. Wer Stempel, Siegel, Stiche, Platten oder 
andere zur Anfertigung von Metallgeld, Papiergeld oder dem 
letzteren gleich geachteten Papieren .dienliche Formen zum Zwecke 
eines Münzverbrechens angeſchafft oder angefertigt hat, ‚wird 
mit Gefängniß bis zu zwei Jahren beftraft. | 


8 152. Auf die Einziehung des nachgemachten oder ver⸗ 
fälſchten Geldes, ſowie der im 8 151 bezeichneten Gegenſtände 
iſt zu erkennen, auch wenn die Verfolgung oder Verurtheilung 
einer beſtimmten Perſon nicht ſtattfindet. 


Neunter Abſchnitt. 
Meineid. 


8 153. Wer einen ihm zugeſchobenen, zurückgeſchobenen 
oder auferlegten Eid wiſſentlich falſch ſchwört, wird mit Zucht⸗ 
haus bis zu zehn Jahren beſtraft. 


8 154. Gleiche Strafe trifft denjenigen, welcher vor 
einer zur Abnahme von Eiden zuftändigen Behörde wiſſentlich 
ein falſches Zeugniß oder ein faljches Gutachten mit einem 
Eide befräftigt oder den vor feiner Vernehmung ‚geleifteten 
Eid ilenttih durch ein Taljches Zeugniß oder ein faljches 
Gutachten verlekt. 

Iſt das falſche Zeugniß oder Gutachten in einer Straf- 
jache zum Nachtheile eines Angefchuldigten abgegeben und 
diefer zum Tode, zu Buchthaus oder zu einer anderen mehr 
als fünf “Jahre betragenden Freiheitsſtrafe verurtheilt worden, 
jo tritt Zuchthausſtrafe nicht unter drei Jahren ein. 


8 155. Der Ableiftung eine3 Eides mird gleich ge- 
achtet. wenn 


1. ein Mitglied einer Religionsgeſellſchaft, welcher das Ge: 
jeg den Gebrauch gewiſſer Betheuerungsformeln an Stelle 
des Eides geitattet, eine Erflärung unter der Betheuerungs- 
formel feiner Religionsgejellfchaft abgiebt; 

2. derjenige, welcher als Partei, Zeuge oder Sachverſt ändiger 
einen Eid. geleiſtet hat, in gleicher Eigenſchaft eine Ver⸗ 
fiherung unter Berufung auf den bereit früher. in der—⸗ 
jelben Angelegenheit geleifteten Eid abgiebt, oder ein 
Sachverſtändiger, welcher als jolcher ein- Tür allemal 
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vereidet ift, eine Verſicherung auf den von ihm geleifteten 
Eid abgiebt; 

3. ein Beamter eine amtliche Verfiherung unter Berufung 
auf feinen Dienfteid abgiebt. 


8 156. Wer vor einer zur Abnahme einer Verficherung 
an Eidesftatt zuftändigen Behörde eine ſolche Verjicherung 
wiffentlich faljch abgiebt oder unter Berufung auf eine ſolche 
Verficherung wiſſentlich falſch ausfagt, wird mit Gefängniß 
von Einem Monat big zu drei Jahren beftraft. 


8 157. Hat ein Zeuge oder Sachverſtändiger ſich eines 
Meineives (88 154, 155) oder einer falſchen Verficherung an 
Eidesitatt ſchuldig gemacht, fo ift die an fich verwirfte Strafe 
auf die Hälfte bis ein Viertheil zu ermäßigen, wenn 

1. die Angabe der Wahrheit gegen ihn jelbft eine Verfolgung 
wegen eines Verbrechens oder Vergehens nad fich ziehen 
fonnte, oder 

2. der Ausjagende die falſche Ausſage zu Gunften einer 

Perjon, vücjichtlich welcher er die Ausfage ablehnen durfte, 

erftattet hat, ohne über fein Recht, die Ausfage ablehnen 

zu dürfen, belehrt worden zu fein. 

Iſt hiernach Zuchthausftrafe unter Einem Jahre verwirkt, 
jo iſt biejelbe nah Maßgabe des 8 21 in Gefängnißftrafe zu 
verwandeln. 


8 158. Gleiche Strafermäßigung tritt ein, wenn der- 
jenige, welcher fich eines Meineides oder einer falfchen Ver— 
fiherung an Eidesſtatt ſchuldig gemacht hat, bevor eine An- 
zeige gegen ihn erfolgt oder eme Unterſuchung gegen ihn 
. eingeleitet und bevor ein Rechtsnachtheil für einen Anderen aus 
der falfehen Ausfage entftanden ift, dieſe bei derjenigen Be- 
hörde, bei welcher er fie abgegeben hat, widerruft. 


8 159. Wer e8 unternimmt, einen Anderen zur DBe- 
gehung eines Meineides zu verleiten, wird mit Zuchthaus bis 
zu fünf Jahren, und wer es unternimmt, einen Anderen zur 
wiffentlihen Abgabe einer faljchen Verſicherung an Eidesftatt 
zu verleiten, mit Gefängniß bis zu Einem Jahre beſtraft. 


8 160. Wer einen Anderen zur Ableiftung eines faljchen 
Eides verleitet, wird mit Gefängniß bis zu zwei Jahren be- 
ftraft, neben welchem auf Verluft der bürgerlichen Ehrenrechte 
erfannt werden kann, und wer einen Anderen zur Ableiftung 
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einer faljchen Verficherung an Eidesitatt verleitet, wird mit 
Gefängniß bi3 zu ſechs Monaten beftraft. 
Der Verfuch ift ftrafbar. 


8 161. Bei jeder DVerurtheilung wegen Meineides, mit 
Ausnahme der Fälle in den SS 157 und 158, ift auf Ver—⸗ 
luſt der bürgerlichen Ehrenrechte und außerdem auf die 
dauernde Unfähigkeit des Verurtheilten, al3 Zeuge oder Sad)- 
verftändiger eidlich vernommen zu werden, zu erkennen. 

In den Yällen der SS 156 bis 159 kann neben der Ge- 
fängnißftrafe auf Verluſt der bürgerlichen Ehrenrechte erkannt 
werden. 


8 162. Wer vorfäglich einer durch eidliches Angelöbniß 
vor Gericht beftellten Sicherheit oder dem in einem Offen- 
barungseide gegebenen Verſprechen zumwiderhandelt, wird mit 
Gefängniß bis zu zwei Jahren beitraft. | 


S 163. Wenn eine der in den 88 153 bis 156 bezeich- 
neten Handlungen aus Yahrläffigfeit begangen worden ift, fo 
tritt Gefängnißftrafe bi3 zu Einem Jahre ein. 

Straflofigfeit tritt ein, wenn der Thäter, bevor eine 
Anzeige gegen ihn erfolgt oder eine Unterfuchung gegen ihn 
eingeleitet und bevor ein Rechtsnachtheil für einen Anderen 
aus der falfchen Ausfage entitanden ift, Ddieje bei derjenigen 
Behörde, bei welcher er fie abgegeben hat, widerruft. 


Zebnter Abſchnitt. 
Falſche Auſchuldigung. 


8 164. Wer bei einer Behörde eine Anzeige macht, 
durch welche er Jemand wider beſſeres Wiffen der Begehung 
einer ftrafbaren Handlung oder der Verlegung einer Amts— 
pflicht befchuldigt, wird mit Gefängniß nicht unter Einem Monat 
beftraft; auch kann gegen denjelben auf Verluft der bürger- 
lichen Ehrenrechte erfannt werden. 

Solange ein infolge der gemachten Anzeige eingeleitetes 
Derfahren anhängig ift, foll mit dem Verfahren und mit 
der „utipeibung iiber die falſche Anfchuldigung inne gehalten 
werden. 

S 165. Wird wegen falfcher Anſchuldigung auf Strafe 
erfannt, fo ift zugleich dem Verletzten die Befugniß zuzufprechen, 
die Verurtheilung auf Koften des Schuldigen öffentlich befannt 
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zu machen. Die Art der Belanntmahung, fowie die Frift 
zu derjelben, ift in dem Urtheile zu beftinmmen. 

Dem Berlegten ift auf Koften des Schuldigeit eine Aus—⸗ 
fertigung des Urtheil8 zu ertheilen. 


Eifter Abſchnitt. 
Vergehen, weldye ſich auf die Religion beziehen. 


8 166. Wer dadurch, daß er Öffentlich in beſchimpfenden 
Aeußerungen Gott Täftert, ein Aergerniß giebt, oder wer 
Öffentlich eine der chrijtlichen Kirchen oder eine andere mit 
Korporationsrechten innerhalb des YBundesgebietes bejtehende 
Religionsgefellichaft oder ihre Einrichtungen oder Gebräuche 
beihimpft, ingleichen wer in einer Kirche oder in einem an- 
deren zu veligiöfen Verſammlungen beftimmten Orte be= 
ichimpfenden Unfug verübt, wird mit Gefängniß bis zu drei 
Jahren beftraft. 


8 167. Wer durh eine Thätlichfeit oder Drohung 
Jemand hindert, den Gottesdienst einer im Staate bejtehenden 
Religionsgefellichaft auszuüben, ingleichen wer in einer Kirche 
oder in einem anderen zu religiöjen Berfammlungen beftimmten 
Orte durch Erregung von Lärm oder Unordnung den Gottes- 
dienst oder einzelne gottesdienjtliche Verrichtungen einer im 
Staate beftehenden Religionsgejellichaft vorſätzlich verhindert 
oder ftört, wird mit Gefängniß bis zu drei Jahren beſtraft. 


8 168. Wer unbefugt eine Leiche auß dem Gewahrſam 
ber dazu berechtigten Perſon wegnimmt, ingleichen wer un- 
befugt ein Grab zerftört oder bejchädigt, oder wer an einem 
Grabe beihimpfenden Unfug verübt, wird mit Gefängniß bis 
zu zwei Jahren beftraft; auch kann auf Verluft der bürger- 
lichen Ehrenrechte erfannt werden. | 


Zwölfter Abſchnitt. 
‚Verbrechen und Vergehen in Beziehung anf den 
0 Perſonenſtand. 
8 169. Wer ein Kind unterſchiebt oder vorſätzlich ver— 
wechjelt, oder wer auf andere Weife den Perfonenitand eines 


Anderen vorjätlid) verändert oder unterdrüdt, wird mit Ge— 
fängniß bis zu drei Jahren und, wenn die Handlung im 
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gewinnfüchtiger Abficht begangen wurde, mit Buchthaus bis 
zu zehn Jahren beſtraft. 
Der Verſnuch iſt ſtrafbar. 


8 170. Wer bei Eingehung einer Ehe dem anderen 
Theile ein geſetzliches Ehehinderniß argliſtig verſchweigt, oder 
wer den anderen Theil zur Eheſchließung argliſtig mittelſt 
einer ſolchen Täuſchung verleitet, welche den Getäuſchten be— 
rechtigt, die Gültigkeit der Ehe anzufechten, wird, wenn aus 
einem diefer Gründe die Ehe aufgelöjt worden ift, mit Ge⸗ 
fängniß nicht unter drei Monaten beftraft. 

Die Verfolgung tritt nur auf Antrag des getüuſchren 
Theils ein. 


Dreizehnter Abſchnitt. 
Verbrechen und Vergehen wider die Sittlichkeit. 


8 171. Ein Ehegatte, welcher eine neue Ehe - eingeht, 
bevor feine Ehe aufgelöft oder für nichtig erflärt worden ift, 
ingleihen eine. unverheirathete Perſon, welche mit einem Che- 
gatten, wiſſend, daß er verheirathet ift, eine Ehe eingeht, wird 
mit Zuchthaus bis zu fünf Jahren beitraft. 

Sind. mildernde Umftände vorhanden, jo tritt Sefängniß- 
firafe nicht unter ſechs Monaten ein. 

Die Verjährung der Strafverfolgung beginnt mit dem 
Zage, an welchem eine der beiden Ehen aufgelöft oder für 
nichtig erklärt worden ift. 


& 172. Der Ehebruch wird, wenn wegen desfelben die 
Ehe gejchieden ift, an dem ſchuldigen Ehegatten, ſowie deſſen 
Mitſchuldigen mit Gefängniß bis zu ſechs Monaten beſtraft. 
Die Verfolgung tritt nur auf Antrag ein. 


8 173. Der Beiſchlaf zwiſchen Verwandten auf- und 
abſteigender Linie wird an den erſteren mit Zuchthaus bis 
zu fünf Jahren, an den letzteren mit Gefängniß bis zu zwei 
—5* beſtraft. 

Der Beiſchlaf zwiſchen Verſchwägerten auf- und ab- 
teigender Linie, ſowie zwiſchen Geſchwiſtern wird mit Ge⸗ 
fängniß bis zu zwei Jahren beſtraft. 

Neben der Gefängnißſtrafe kann auf Verluſt der bürger- 
lichen Ehrenrechte erfannt werden. 

Verwandte und Berjchwägerte abjteigender Linie bleiben 
an wenn fie das achtzehnte Lebensjahr nicht vollendet 
aben. Ä 
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aft: 

1. Vormünder, welche mit ihren Pflegebefohlenen, Adoptiv⸗ 
und Pflegeeltern, welche mit ihren Kindern, Geiftliche, 
Lehrer und Erzieher, welche mit ihren minderjährigen 
nehmen: oder Zöglingen unzüchtige Handlungen vor- 
nehmen; 

2. Beamte, die mit Perfonen, gegen welche fie eine Unter- 
juchung zu führen haben oder welche ihrer Obhut an- 
vertraut find, unzüchtige Handlungen vornehmen; 

3. Beamte, Aerzte oder andere Medizinalperjonen, welche 
in Gefängniffen oder in öffentlichen, zur Pflege von 
Kranken, Armen oder anderen Hülflojen beftimmten An- 
ftalten bejchäftigt oder angeftellt find, wenn fie mit den 
in das Gefängnig oder in die Anftalt aufgenommenen 
Perjonen unzüchtige Handlungen vornehmen. 

Sind mildernde Umftände vorhanden, fo tritt Gefängniß- 
ftrafe nicht unter ſechs Monaten ein. 


8 175. Die widernatürliche Unzucht, welche zwifchen 
Berjonen männlihen Geichleht3 oder von Menjchen mit 
Thieren begangen wird, ift mit Gefängniß zu beftrafen; aud) 
kann auf Verluft der bürgerlichen Ehrenrechte erkannt werden. 


8 176. Mit Zuchthaus bis zu zehn Jahren wird be- 
ftraft, wer 

1. mit Gewalt unzüchtige Handlungen an einer Tyrauens- 
perjon vornimmt oder diejelbe durch Drohung mit gegen- 
wärtiger Gefahr für Leib oder Leben zur Duldung un- 
züchtiger Handlungen nöthigt; 

2. eine in einem willenlofen oder bemwußtlofen Zuftande be- 
findliche oder eine geiſteskranke Frauensperſon zum außer: 
ehelichen Beifchlafe mißbraucht, oder 

3. mit Perjonen unter vierzehn Jahren unzüchtige Hand- 
fungen vornimmt oder diejelben zum Verübung oder Dul- 
dung unzüchtiger Handlungen verleitet. 

Sind mildernde Umftände vorhanden, fo tritt Gefängniß- 
ftrafe nicht unter ſechs Monaten ein. 


8 177. Mit Zuchthaus wird beftraft, wer durch Ge- 
walt oder durch Drohung mit gegenwärtiger Gefahr für Leib 
oder Leben eine Frauensperfon zur Duldung des außer: 
ehelichen Beifchlaf3 nöthigt, oder wer eine Frauensperſon zum 
außerehelichen Beijchlafe mißbraucht, nachdem er fie zu diefem 
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—* in einen willenloſen oder bewußtloſen Zuftand ver- 
etzt bat. 

Sind mildernde Umftände vorhanden, jo tritt Gefängniß- 
ftrafe nicht unter Einem Jahre ein. 

178. Iſt durch eine der in den SS 176 und 177 
bezeichneten Handlungen der Tod der verlegten Perſon ver- 
urjacht worden, jo tritt Zuchthausſtrafe nicht unter zehn Jahren 
oder Tebenslängliche Zuchthausftrafe ein. 

179. Wer eine Frauensperfon zur Geftattung des 
Beiſchlafs dadurch verleitet, daß er eine Trauung vorfpiegelt 
oder einen anderen Irrthum in ihr erregt oder benukt, in 
welchem fie den Beifchlaf für einen ehelichen bielt, wird mit 
Zuchthaus bis zu fünf Jahren beftraft. 

Sind mildernde Umftände vorhanden, fo tritt Gefängnif- 
ſtrafe nicht unter ſechs Monaten ein. 
Die Verfolgung tritt nur auf Antrag ein. 


8 180. Wer gemwohnheit3mäßig oder aus Eigennuß 
durch feine Vermittelung oder durch Gewährung oder DVer- 
ihaffung von Gelegenheit der Unzucht Vorſchub Ieiftet, wird 
wegen pelei mit Gefängniß nicht unter Einem Monate 
beftraft; auch Tann zugleich auf Geldftrafe von einhundert- 
fünfzig bis zu fechStaufend Mark, auf Verluft der bürgerlichen 
Ehrenrechte fowie auf Zuläſſigkeit von Polizeiauffiht erkannt 
werden. Sind mildernde Umjtände vorhanden, fo kann die 
Gefängnißftrafe bis anf Einen Tag ermäßigt werden. 


181. Die Kuppelei ift, jelbft wenn fie weder ge- 
wohnheitmäßig noch aus Eigennuß betrieben wird, mit Zucht- 
haus bis zu fünf Jahren zu betrafen, wenn 

1. um der Unzucht Vorſchub zu leiften, Hinterliftige Kunft- 
griffe angewendet werden, oder 
2. der Schuldige zu der verfuppelten Perfon in dem Ver⸗ 
gun iſſe des Ehemann zur Ehefrau, von Eltern zu 
indern, von Vormündern zu Pflegebefohlenen, von Geift- 
lichen, Lehrern oder Erziehern zu den von ihnen zu unter- 
ri'htenden oder zu erziehenden Perſonen steht. 

Neben der Zuchthausitrafe ift der Verluft der bürgerlichen 
Ehrenrechte auszusprechen; auch kann zugleich auf Geldftrafe 
von einhundertfünfzig bis zu fechstaufend Mark ſowie auf 
Zuläffigkeit von Polizeiaufficht erkannt werden. | 

Sind im Falle des Abi. 1 Nr. 2 mildernde Umftände 
vorbanden, fo tritt Gefängnißitrafe ein, neben welcher auf 
Geldftrafe bis zu dreitaufend Mark erkannt werden Tann. 
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8 181a. Eine männliche Perfon, welche von einer Frauens⸗ 
perjon, die gewerbsmäßig Unzucht treibt, unter Ausbeutung 
ihres unfittlichen Erwerbe3 ganz oder theilweije den Lebens 
unterhalt bezieht, oder welche einer ſolchen Frauensperſon 
gewohnbeitmäßig oder aus Eigennutz in Bezug auf die Aus- 
übung des unzüchtigen Gewerbes Schu gewährt oder fonft 
förderlich ift (Zubälter), wird mit Gefängniß nicht ımter 
Einem Monate beitraft. | 

ft der Zuhälter der Ehemann der Frauensperſon, oder 
hat der Zuhälter die Frauensperſon unter Anwendung von 
Gewalt oder Drohungen. zur Ausübung des unzüchtigen Ge- 
werbes angehalten, fo tritt Gefängnißftrafe nicht unter Einem 
Jahre ein. | 

Neben der Gefängnißftrafe kann auf Verluft der bürger- 
tihen Ehrenvechte, auf HZuläffigkeit von Polizeiaufficht ſowie 
auf Ueberweijung an die Qandespolizeibehörde mit den im 
8 362 Abf. 3 und 4 vorgefehenen Folgen erkannt werden. 


: 182. Wer ein unbejcholtenes Mädchen, welches das 
fechzehnte Lebensjahr nicht vollendet hat, zum Beijchlafe ver- 
führt, wird mit Gefängniß bis zu Einem Syahre beftraft. 

Die Verfolgung tritt nur auf Antrag der Eltern oder 
des Vormundes der DVerführten ein. 

F 183. Wer durch eine unzüchtige Handlung öffentlich 
ein Aergerniß giebt, wird mit Gefängniß bis zu zwei Jahren 
oder mit Geldſtrafe bis zu fünfhundert Mark beſtraft. 

Neben der Gefängnißſtrafe kann auf Verluſt der bürger⸗ 
lichen Ehrenrechte erkannt werden. 


8 184. Mit Gefängniß bis zu Einem Jahre und mit 
Geldſtrafe bis zu eintauſend Mark oder mit einer dieſer 
Strafen wird beſtraft, wer | | 

1. unzüchtige Schriften, Abbildungen oder Darftellungen 
feilhält, verkauft, vertheilt, an Orten, welche dem Publi- 
fum zugänglich find, ausftellt oder anſchlägt oder fonft 
verbreitet, fie zum Zwecke der Verbreitung herftellt oder zu 
demjelben Zwecke vprräthig hält, anfündigt oder anpreift; 

2. unzüchtige Schriften, Abbildungen oder Darftellungen 
einer Perfon unter jechzehn Jahren gegen Entgelt über: 
läßt oder anbietet; | 

3. Gegenſtände, die zu unzüdhtigem Gebrauche bejtimmt find, 

- an Orten, welche dem Publikum zugänglich find, ausftellt 
oder folche Gegenftände dem Publikum anfündigt oder 
anpreiit; | EEE 
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4. öffentliche Ankündigungen erläßt, welche dazu bejtimmt 
find, unzüchtigen Verkehr herbeizuführen. | 
Neben der Gefängnißftrafe fann auf Verluft der bürger- 
tihen Chrenrechte jowie auf Zuläfjigkeit von Polizeiaufjicht 
erfannt werden. | 


8184a. Wer Schriften, Abbildungen oder Darftellungen, 
welche, ohne ungzüchtig zu fein, dag Schamgefühl gröblich ver- 
leßen, einer Perſon unter jechzehn Jahren gegen Entgelt über- 
läßt oder anbietet, wird mit Gefängniß bis zu ſechs Monaten 
oder mit Geldftrafe bis zu jechShundert Mark beftraft. | 


| 8184b. Mit Geldftrafe bis zu dreihundert Mark oder mit 

Gefängniß bis zu ſechs Monaten wird beftraft, wer aus Ge— 

richtSverhandlungen, für welche wegen Gefährdung der GSitt- 

lichfeit die Oeffentlichkeit ausgefchloffen war, oder aus den 

diefen Verhandlungen zu Grunde liegenden amtlichen Schrift: 

ie öffentlich Mittheilungen macht, welche geeignet find, 
ergerniß zu erregen. 


Bierzehnter Abjchnitt. 
Keleidigung. 

8 185. Die Beleidigung wird mit Geldſtrafe bis zu 
ſechshundert Mark oder mit Haft oder mit Gefängniß bis zu 
Einem Jahre und, wenn die Beleidigung mittels einer Thät- 
Tichfeitt begangen wird, mit Geldſtrafe bis zu eintaufend- 
fünfhundert Mark oder mit Gefängniß bis zu zwei SKahren 
beitraft. Ä 


8 186. Wer in Beziehung auf einen Anderen eine 
Thatſache behauptet oder verbreitet, welche denfelben verächtlich 
zu machen oder in der öffentlichen Meinung herabzumürdigen 
geeignet ift, wird, wenn nicht diefe Thatjache erweiglich wahr 
ist, wegen Beleidigung mit Geldftrafe bis zu ſechshundert Mark 
oder mit Haft oder mit Gefängniß bis zu Einem Jahre md, 
wenn die Beleidigung öffentlich oder durch Verbreitung von 
Schriften, Abbildungen oder Darjtellungen begangen ift, mit 
Gelditrafe bis zu eintaufendfilnfhundert Mark oder mit Ge- 
fängniß bis zu zwei Jahren bejtraft. | | 

8 187. Wer wider befjeres Wilfen in Beziehung auf 
einen Anderen eine unwahre Thatſache behauptet oder ver- 
breitet, welche denjelben verächtlich zu machen oder in der 
öffentlihen Meinung herabzumwilrdigen oder deſſen Kredit: zu 
gefährden geeignet ift, wird wegen verleumderiſcher Beleidigung 
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mit Gefängniß bis zu zwei Jahren und, wenn die Ber- 
leumdung öffentlich oder durch Verbreitung von Schriften, 
Abbildungen oder Darftellungen begangen ift, mit Gefängniß 
nicht unter Einem Monat beftraft.- 

Sind mildernde Umftände vorhanden, jo kann die Strafe 
bis auf Einen Tag Gefängniß ermäßigt, oder auf Geldftrafe 
bis zu neunhundert Mark erkannt werden. 


8 188. In den Fällen der SS 186 und 137 kann auf 
Berlangen des Beleidigten, wenn die Beleidigung nachtheilige 
Folgen für die Vermögensverhältniffe, den Erwerb oder das 
Fortkommen des Beleidigten mit ſich bringt, neben der Strafe 
auf eine an den Beleidigten zu erlegende Buße bis zum Be- 
trage von jechstaufend Mark erfannt werden. 

Eine erkannte Buße fchließt die Geltendmachung eines 
weiteren Entihädigungsanfpruches aus. 


8 189. Wer das Andenken eines Verftorbenen dadurch 
beſchimpft, daß er wider beſſeres Wiffen eine unmwahre That- 
fahe behauptet oder verbreitet, welche denfelben bei feinen 
Lebzeiten verächtlich zu machen oder in der Öffentlichen “Mei- 
nung herabzumwürdigen geeignet gewejen wäre, wird mit Ge— 
fängniß bis zu ſechs Monaten beftraft. | 

Sind mildernde Umftände vorhanden, fo kann auf ©eld- 
jtrafe bis zu neunhundert Mark erkannt werden. 

Die Verfolgung tritt nur auf Antrag der Eltern, der 
Kinder oder des Ehegatten des DVerftorbenen ein. 


8 190. Iſt die behauptete oder verbreitete Thatſache 
eine ftrafbare Handlung, fo ift der Beweis der Wahrheit 
als erbracht anzufehen, wenn der Beleidigte wegen dieſer 
Handlung rechtskräftig verurtheilt worden if. Der Beweis 
der Wahrheit ift dagegen ausgefchloffen, wenn der Beleidigte 
wegen diefer Handlung vor der Behauptung oder Verbreitung 
rechtskräftig freigefprochen worden ift. 


191. Iſt wegen der jtrafbaren Handlung zum Zwecke 
der Herbeiführung eines Strafverfahrens bei der Behörde 
Anzeige gemacht, jo ift bis zu dem Befchluffe, Daß die Eröffnung 
der Unterfuhung nicht ftatifinde, oder bis zur Beendigung 
der eingeleiteten te mit dem Berfahren und der 


. 


Entſcheidung über die Beleidigung inne zu halten. | 

8 192. Der Beweis der Wahrheit der behaupteten 
oder verbreiteten Thatſache fchließt die: Beftrafung nach Vor⸗ 
ſchrift des 8 185 nicht aus, wenn das Vorhandenſein einer 
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. Beleidigung aus der Form der Behauptung oder Verbreitung 
oder aus den Umftänden, umter welchen fie gejchah, hervorgeht. 


8 193. Zadelnde Urtheile über wiffenfchaftliche, künſt— 
lerifche oder gewerbliche Xeiftungen, ingleichen Aeußerungen, 
welche zur Ausführung oder Bertheidigung von Rechten oder 
zur Wahrnehmung berechtigter Intereſſen gemacht werden, 
jowie Vorhaltungen und Rügen der Vorgefegten gegen ihre 
Untergebenen, dienftlihe Anzeigen oder Urtheile von Seiten 
eined Beamten und ähnliche Fälle find nur infofern ftrafbar, 
als das VBorhandenfein einer Beleidigung aus der Form der 
Aeußerung oder aus den Umftänden, unter welchen fie gefchah, 
hervorgeht. | 

194. Die Verfolgung einer Beleidigung tritt nur 
auf Antrag ein. Die Zurüdnahme des Antrages (88 185 
bi3 193) ift zuläffig. | 

8 195. Iſt eine Ehefrau beleidigt worden, jo hat 
ſowohl fie als ihr Ehemann das Necht, auf Beitrafung an- 
zutragen. et | 

8 196. Wenn die Beleidigung gegen eine Behörde, 
einen Beamten, einen Neligionsdiener oder ein Mitglied der 
bewaffneten Macht, während fie in der Ausübung ihres 
Berufes begriffen find, oder in Beziehung auf ihren Beruf 
begangen iſt, jo haben außer den unmittelbar Betheiligten 
auch deren amtliche Vorgejegte das Recht, den Strafantrag 
zu Stellen. u | VBG 

8 197. Eines Antrages bedarf es nicht, wenn die 
Beleidigung gegen eine geſetzgebende Verſammlung des Reichs 
oder eines Bundesſtaates, oder gegen eine andere politiſche 
Körperſchaft begangen worden iſt. Dieſelbe darf jedoch nur 
mit Ermächtigung der beleidigten Körperſchaft verfolgt werden. 

8 198. ft bei wechſelſeitigen Beleidigungen von einem 
Theile auf Beitrafung angetragen worden, fo ift der andere 
Theil bei Verluſt feines Rechts verpflichtet, ven Antrag auf 
Beitrafung ſpäteſtens vor Schluß der Verhandlung in erjter 
Inſtanz zu ftellen, hierzu aber auch dann berechtigt, wenn zu 
jenem Beitpunfte die dreimonatliche Friſt bereit3 abgelaufen: ift. 

8 199. Wenn eine Beleidigung auf der Stelle eriwidert 
wird, jo kann der Richter beide Beleidiger oder einen dei 
felben für ftraffrei erflären. 

S 200. Wird wegen einer öffentlich oder durd) Ver— 
breitung von Schriften, Darftellungen oder Abbildungen be- 
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gangenen Beleidigung auf Strafe erkannt, fo ift zugleich dem 
Beleidigten die Befugniß zuzufprechen, die VBerurtheilung auf - 
Koſten des Schuldigen öffentlich befannt zu machen. Die Art 
. der Bekanntmachung, jowie die Friſt zu derjelben it in dem 
Urtbeile zu beftimmen. 

Erfolgte die Beleidigung in einer Zeitung oder Zeit« 
Schrift, fo ift der verfügende Theil des Urtheils auf Antrag 
des Beleidigten durch die öffentlichen Blätter befannt zu machen, 
und zwar wenn möglich durch diefelbe Zeitung oder Zeitjchrift 
und in denselben Theile und mit derjelben Schrift, wie der 
Abdruck der Beleidigung gejchehen. 

Dem Beleidigten ift auf Koften des Schuldigen eine 
Ausfertigung des Urtheild zu ertbeilen. 


Fünfzehnter Abfchnitt. 
Zweikampf. 


5 201. Die Herausforderung zum Zweikampf mit tödt— 
lihen Waffen, fowie die Annahme einer folchen Herausforde- 
rung wird nit Feſtungshaft bis zu ſechs Monaten beitraft. 


8 202. Feſtungshaft von zwei Monaten bis zu zwei 
Jahren tritt ein, wenn bei der Herausforderung die Abjicht, 
daß einer von beiden Theilen daS Leben verlieren foll, ent- 
weder ausgefprochen ift oder aus der gewählten Art des Zwei— 
fampfes erhellt. | 


8 203. Diejenigen, welche den Auftrag zu einer Heraus- 
forderung übernehmen und ausrichten (Kartellträger), werden 
mit Feſtungshaft bis zu ſechs Monaten beftraft. 


S 204. Die Strafe der Herausforderung und der 
Annahme derfelben, ſowie die Strafe der Kartellträger fällt 
weg, wenn die Parteien den Zweikampf vor deſſen Beginn 
freiwillig aufgegeben haben. 


S 205. Der Zweifampf wird mit Feitungshaft von 
drei Monaten bis zu fünf “fahren beitraft. 


8 206. Wer feinen Gegner im Zweikampf tödtet, wird 
mit Feitungshaft nicht unter zwei fahren, und menn der 
Zweikampf ein folcher war, welcher den Tod des einen von 
Beiden herbeiführen follte, mit Feſtungshaft nicht unter drei 
Jahren beitraft. | n— 


S 207. Iſt eine Tödtung oder Körperverlegung mittels 
vorfäßlicher Uebertretung der vereinbarten oder hergebrachten 
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Regeln des Zweikampfes bewirkt worden, fo ift der. Uebertreter, 
jofern nicht nach den “vorhergehenden Beftimmungen eine 
härtere Strafe verwirft ift, nad) den allgemeinen Vorfchriften 
über da8 Verbrechen der Tödtung oder der Körperverlegung 
zu beitrafen. Ä 


8 208. Hat der Zweifampf ohne Sefundanten ftatt- 
gefunden, jo kann die vermwirfte Strafe bi8 um die Hälfte, 
jedoch nicht über fünfzehn Jahre erhöht werden. 


8 209. Karteliträger, welche ernſtlich bemüht geweſen 
jind, den Zweikampf zu verhindern, Sefundanten, fowie zum 
Zweikampf zugezogene Zeugen, Aerzte und Wundärzte find 
ſtraflos. 


210. Wer einen Anderen zum Zweikampf mit einem 
Dritten abſichtlich, inſonderheit durch Bezeigung oder An— 
drohung von Verachtung anreizt, wird, falls der Zweikampf 
ſtattgefunden hat, mit Gefängniß nicht unter drei Monaten 
beſtraft. 


Sechzehnter Abſchnitt. 
Verbrechen und Vergehen wider das Leben. 


8 211. Wer vorſätzlich einen Menſchen tödtet, wird, 
wenn er die Tödtung mit Ueberlegung ausgeführt hat, wegen 
Mordes mit dem Tode beſtraft. 


8 212. Wer vorſätzlich einen Menſchen tödtet, wird, 
wenn er die Tödtung nicht mit Ueberlegung ausgeführt hat, 
wegen Todtſchlages mit Zuchthaus nicht unter fünf Jahren 
beſtraft. 


| 8 213. War der Todtichläger ohne eigene Schuld durch 

eine ihm oder einem Angehörigen zugefügte Mißhandlung oder 
ſchwere Beleidigung von dem Getödteten zum Zorne gereizt 
und hierdurch auf der Stelle zur That Hingeriffen worden, 
oder find andere mildernde Umstände vorhanden, fo tritt Ge— 
fängnißftrafe nicht unter ſechs Monaten ein. 


8 214. Wer bei Unternehmung einer ftrafbaren Hand- 
lung, um ein der Ausführung derſelben entgegentretendes 
Hindernig zu befeitigen oder um fi der Ergreifung auf 
friiher That zu entziehen, vorfäglich einen Menfchen tödtet, 
wird mit Zuchthaus nicht. unter zehn Jahren oder mit. lebens- 
länglichem Zuchthaus beftraft. 

24* 
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zu machen. Die Art der. Befanntmachung, fowie bie Frift 
zu derjelben, ift in dem Urtheife zu beftimmen. 

Dem Berletten ift auf Koften des Schuldigeit eine Aus- 
fertigung des Urtheils zu ertheilen. 


Eifter Abſchnitt. 
Vergehen, welche fi) auf die Religion bezichen. 


8166. Wer dadurch, daß er öffentlich in beſchimpfenden 
Aeußerungen Gott Täftert, ein Mergerniß giebt, oder ‚wer 
öffentlich eine der chrijtlichen Kirchen oder eine andere mit 
Korporationsrechten innerhalb des Bundesgebietes beftehende 
Peligionageſenſchat oder ihre Einrichtungen oder Gebräuche 
beſchimpft, ingleichen wer in einer Kirche oder in einem ans 
deren zu religiöfen Berfammlungen beitimmten Orte be= 
ihimpfenden Unfug verübt, wird mit Gefängniß bis zu drei 
Jahren beſtraft. 


8 167. Wer durch eine Thätlichkeit oder Drohung 
Jemand hindert, den Gottesdienſt einer im Staate beſtehenden 
Religionsgeſellſchaft auszuüben, ingleichen wer in einer Kirche 
oder in einem anderen zu religiöſen Verſammlungen beſtimmten 
Orte durch Erregung von Lärm oder Unordnung den Gottes⸗ 
dient oder einzelne gottesdienftliche Berrichtungen einer im 
Staate beftehenden Religionsgejellichaft vorfäglich verhindert 
oder ftört, wird mit Gefängniß bis zu drei Jahren beitraft. 


8 168. Wer unbefugt eine Leiche aus dem Gewahrjam 
der dazu berechtigten Perfon wegnimmt, ingleichen wer uns 
befugt ein Grab zerftört oder befchädigt, oder wer an einem 
Grabe beihimpfenden Unfug verübt, wird mit Gefängniß bis 
zu zwei Jahren beftraft; auch fann auf Verluſt der bürger- 
lichen Ehrenrechte erkannt werden. | 


Zwölfter Abjchnitt. 
‚Verbrechen und Vergehen in Beziehung auf den 
| Perſonenſtand. 
169. Wer ein Kind unterſchiebt oder vorſätzlich ver- 
wechjelt, oder wer auf andere Weife den Perfonenftand eines 


Anderen vorfäglich verändert oder unterdrückt, wird mit Ge— 
fängniß bis zu drei Jahren und, wenn die Handlung in 
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gewinnfüchtiger Abficht begangen murde, mit Zuchthaus bis 
zu zehn „Jahren beitraft. | 
Der Verſuch ift ſtrafbar. 


8 170. Wer bei Eingehung einer Ehe dem anderen 
Theile ein gejetliches Chehinderniß argliftig verfchweigt, oder 
wer den anderen Xheil zur Chefchliefung argliftig mittelft 
einer ſolchen Täuſchung verleitet, melde den Getäujchten be- 
rechtigt, die Gültigkeit der Ehe anzufechten, wird, wenn aus 
einem bdiejer Gründe die Ehe aufgelöjt worden ift, mit Ge⸗ 
fängniß nicht unter drei Monaten bejtraft. 

Die Verfolgung tritt nur auf Antrag des getäuſchten 
Theils ein. 


Dreizehnter Abſchnitt. 
Verbrechen und Vergehen wider die Sittlichkeit. 


8 171. Ein Ehegatte, welcher eine neue Ehe eingeht, 
bevor feine Ehe aufgelöft oder für nichtig erklärt worden ift, 
ingleichen eine. unverheirathete Perjon, welche mit einem Che- 
gatten, wiflend, daß er verheirathet ift, eine Ehe eingeht, wird 
mit Zuchthaus bis zu fünf Jahren beſtraft. 

Sind mildernde Umſtände vorhanden, ſo tritt Gefängniß⸗ 
ſtrafe nicht unter ſechs Monaten ein. 

Die Verjährung der Strafverfolgung beginnt mit dem 
Zage, an welchem eine der beiden Ehen aufgelöft oder für 
nichtig erklärt worden ift. 


8 172. Der Ehebruch wird, wenn megen desjelben die 
Ehe gejchieden ift, an dem ſchuldigen Ehegatten, ſowie deſſen 
Mitſchuldigen mit Gefängniß bis zu ſechs Monaten beſtraft. 
Die Verfolgung tritt nur auf Antrag ein. 


8 173. Der Beiſchlaf zwiſchen Verwandten auf- und 

—A— Linie wird an den erſteren mit Zuchthaus bis 

u fünf Jahren, an den letzteren mit Gefängniß bis zu zwei 
Safe beitraft. 

Der Beiſchlaf zwifchen Verſchwägerten auf- und ab- 
teigender Linie, ſowie zwiſchen Gejchwiftern wird mit Ge— 
fängniß bis zu zwei Jahren bejtraft. \ 

Neben der Gefängnißitrafe kann auf Berluft der bürger- 
lichen Ehrenrechte erkannt werden. 

Verwandte und Verſchwägerte abfteigender Linie bleiben 
an wenn fie das achtzehnte Lebensjahr nicht vollendet 
aben 
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1. Vormünder, welche mit ihren Pflegebefohlenen, Adoptiv⸗ 
und Pflegeeltern, welche mit ihren Kindern, Geiſtliche, 
Zehrer und Erzieher, welde mit ihren minderjährigen 
nehmen: oder Zöglingen unzüchtige Handlungen vor- 
nehmen; 

2. Beamte, die mit Perfonen, gegen welche fie eine Unter- 
juhung zu führen haben oder welche ihrer Obhut an- 
vertraut find, unzüchtige Handlungen vornehmen; 

3. Beamte, Aerzte oder andere Medizinalperjonen, welche 
in Gefängniffen oder in öffentlichen, zur Pflege von 
Kranken, Armen oder anderen Hülflofen beftimmten An- 
ftalten beſchäftigt oder angeftellt find, wenn fie mit den 
in das Gefängnig oder in die Anftalt aufgenommenen 
Perjonen unzüchtige Handlungen vornehmen. 

Sind mildernde Umftände vorhanden, fo tritt Gefängniß⸗ 
ftrafe nicht ımter ſechs Monaten ein. 


8 175. Die widernatürlihe Unzucht, welche zwijchen 
Berjonen männlichen Geſchlechts oder von Menfchen mit 
Thieren begangen wird, ift mit Gefängniß zu beftrafen; auch 
fann auf Verluft der bürgerlichen Ehrenrechte erfannt werden. 


8 176. Mit Zuchthaus bis zu zehn Jahren wird be- 
ftraft, wer 

1. mit Gewalt ımzüchtige Handlungen an einer Frauens— 
perjon vornimmt oder diejelbe durch Drohung mit gegen- 
wärtiger Gefahr für Leib oder Leben zur Duldung un- 
züchtiger Handlımgen nöthigt; 

2. eine in einem willenlojen oder bewußtlojen Buftande be- 
findliche oder eine geiftesfranfe Frauensperfon zum außer- 
ehelichen Beifchlafe mißbraucht, oder 

3. mit Perjonen unter vierzehn Jahren unzüchtige Hand- 
{ungen vornimmt oder diejelben zur Verübung oder Dul- 
dung unzüchtiger Handlungen verleitet. 

Sind mildernde Umftände vorhanden, jo tritt Gefängniß- 
ftrafe nicht unter ſechs Monaten ein. 


8 177. Mit Zuchthaus wird beftraft, wer durch Ge⸗ 
walt oder dur Drohung mit gegenwärtiger Gefahr für Leib 
oder Leben eine Frauensperſon zur Duldung des aufßer- 
ehelihen Beiſchlafs nöthigt, oder wer eine Frauensperſon zum 
außerehelichen Beijchlafe mißbraucht, nachdem er fie zu diefem 
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EAN in einen willenlojen oder bemußtlojen Zuftand ver- 
jest hat. 

Sind mildernde Umftände vorhanden, jo tritt Gefängniß- 
ftrafe nicht unter Einem Jahre ein. 

178. St dur) eine der in den SS 176 und 177 
bezeichneten Handlungen der Tod der verlegten Perjon ver- 
urjacht worden, fo tritt Zuchthausftrafe nicht unter zehn Jahren 
oder Tebenslängliche Zuchthausſtrafe ein. 

179. Wer eine Frauensperfon zur Geftattung des 
Beiſchlafs dadurch verleitet, daß er eine Trauung vorfpiegelt 
oder einen anderen Irrthum im ihr erregt oder benugt, in 
welchem fie den Beijchlaf I einen ehelichen bielt, wird mit 
Zuchthaus bis zu fünf Jahren beitraft. 

Sind mildernde Umstände vorhanden, jo tritt Gefängnif- 
ſtrafe nicht unter ſechs Monaten ein. 

Die Verfolgung tritt nur auf Antrag ein. 

S 180. Wer gewohnheitsmäßig oder aus Eigennutz 
durch feine Vermittelung oder durch Gewährung oder Ver- 
ihaffung von Gelegenheit der Unzucht Vorfchub leiftet, wird 
wegen Quppefei mit Gefängniß nicht unter Einem Monate 
beftraft; auch kann zugleih auf Geldftrafe von einhundert- 
fünfzig bis zu fechstaufend Mark, auf Verluft der bürgerlichen 
Ehrenrechte ſowie auf Zuläſſigkeit von Polizeiaufficht erkannt 
werden. Sind mildernde Umftände vorhanden, fo kann die 
Gefängnißftrafe bi8 auf Einen Tag ermäßigt werden. 


181. Die Kuppelei ift, ſelbſt wenn fie weder ge- 
wohnheitsmäßig noch aus Eigennuß betrieben wird, mit Zucht- 
haus bis zu fünf Jahren zu beftrafen, wenn 

1. um der Unzucht Vorſchub zu leiften, binterliftige Kunft- 
griffe angewendet werden, oder 
2. der Schuldige zu der verfuppelten Perfon in dent Ver- 
ältniffe des Ehemann zur Ehefrau, von Eltern zu 
indern, von Vormündern zu Pflegebefohlenen, von Geift- 
lichen, Lehrern oder Erziehern zu den von ihnen zu unter- 
richtenden oder zu erziehenden Perfonen fteht. 

Neben der Zuchthausſtrafe ift der Verluft der bürgerlichen 
Ehrenrechte auszufprechen; auch kann zugleich auf Geldftrafe 
von einhumdertfünfzig bis zu fechstaufend Mark fowie auf 
Zuläffigfeit von Polizeiaufficht erkannt werden. 

Sind im Falle des Abi. 1 Nr. 2 mildernde Umftände 
vorhanden, fo tritt Gefängnißftrafe ein, neben welcher auf 
Geldftrafe bis zu dreitaufend Mark erkannt werden Tann. 
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8 1812. Eine männliche Perſon, welche von einer Frauens⸗ 
perfon, die gewerbsmäßig Unzucht treibt, unter Ausbeutung 
ihres unfittlihen Erwerbe3 ganz oder theilweile den LXebens- 
unterhalt bezieht, oder welche einer ſolchen Frauensperſon 
gewohnheitsmäßig oder au Eigemmug in Bezug auf die Aus⸗ 
übung des unzüchtigen Gewerbes Schuß gewährt oder. fonft 
förderlich ift (Zuhälter), wird mit Gefängniß nicht unter 
Einem Monate beitraft. | 

Iſt der Zuhälter der Ehemann der Frauensperſon, oder 
hat der Zuhälter die Frauensperſon unter Anwendung von 
Gewalt oder Drohungen. zur Ausübung des unzüchtigen Ge— 
werbes angehalten, fo tritt Gefängnißftrafe nicht ımter Einem 
Jahre ein. | 

Neben der Gefängnißftrafe kann auf Verluft der bürger- 
lichen Ehrenrechte, auf Zuläffigfeit von Polizeiaufficht ſowie 
auf Ueberweilung an die Landespolizeibehörde mit den im 
8 362 Abf. 3 und 4 vorgefehenen Folgen erkannt werden. 


182. Wer ein unbejcholtened® Mädchen, welches das 
fechzehnte Lebensjahr nicht vollendet hat, zum Beifchlafe ver- 
führt, wird mit Gefängniß bis zu Einem Sgahre beftraft. 

Die Verfolgung tritt nur auf Antrag der Eltern oder 
des Vormundes der Berführten ein. 

183. Wer durch eine unzüchtige Handlung öffentlich) 
ein Aergerniß giebt, wird mit Gefängniß bis zu zwei Jahren 
oder mit Geldftrafe bi zu fünfhundert Mark beſtraft. 

Neben der Gefängnißſtrafe kann auf Verluft der bürger- 
lichen Ehrenrechte erfannt werden. 


8 184. Mit Gefängniß big zu Einem Jahre und mit 
Geldftrafe bis. zu eintaujend Mark oder mit einer diefer 
Strafen wird beitraft, wer Ä | 

1. unzüchtige Schriften, Abbildungen oder Darftellungen 
feilhält, verfauft, vertheilt, an Orten, welche dem Publi- 
fum zugänglich find, ausſtellt oder anjchlägt oder fonft 
verbreitet, fie zum Zwecke der Verbreitung beritellt oder zu 
demfelben Ziwede vorrätbig hält, anfündigt oder anpreift; 

2. unzüchtige Schriften, Abbildungen oder Darftellungen 
einer Perfon unter fechzehn Jahren gegen Entgelt über- 
läßt oder anbietet; | | 

3. Gegenstände, die zu unzüchtigem Gebrauche beſtimmt find, 

‚an Orten, welche dem Publikum zugänglich ſind, ausſtellt 

oder folche Gegenftände dem Publiftum anfündigt oder 


anpreiit; 
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4. öffentliche Ankündigungen erläßt, welche dazu beftimmt 
find, unzüchtigen Verkehr herbeizuführen. | 

Neben der Gefängnißftrafe kann auf Verluft der bürger- 
lichen Ehrenrechte ſowie auf Zuläſſigkeit von Polizeiaufſicht 
erkannt werden. 

8 1843. Wer Schriften, Abbildungen oder Darſtellungen, 
welche, ohne unzüchtig zu ſein, das Schamgefühl gröblich ver— 
letzen, einer Perſon unter ſechzehn Jahren gegen Entgelt über- 
läßt oder anbietet, wird mit Gefängniß bis zu ſechs Monaten 
oder mit Geldſtrafe bis zu ſechshundert Mark beſtraft. 


8184h. Mit Geldſtrafe bis zu dreihundert Mark oder mit 
Gefängniß bis zu ſechs Monaten wird beſtraft, wer aus Ge— 
richtsverhandlungen, für welche wegen Gefährdung der Sitt- 
tichfeit die Deffentlichfeit ausgefchloffen war, oder aus ven 
diejen Verhandlungen zu Grunde liegenden amtlichen Schrift- 
Kücen öffentlich Mittheilungen macht, welche geeignet find, 
ergerniß zu erregen. 


Vierzehnter Abjchnitt. 
Beleidigung. 

8 185. Die Beleidigung wird mit Geldtrafe bis zu 
ſechshundert Mark oder mit Haft oder mit Gefängniß bis zu 
Einem Jahre und, wenn die Beleidigung mittel3 einer Thät— 
lichkeit begangen wird, mit Gelditrafe bis zu eintaufend- 
fünfhundert Mark oder mit Gefängniß bis zu zwei Jahren 
beftraft. Ä 

186. Wer in Beziehung auf einen Anderen eine 
Thatjache behauptet oder verbreitet, welche denfelben verächtlich 
zu machen oder in der öffentlichen Meinung herabzumürdigen 
geeignet ift, wird, wenn nicht diefe Thatjache erweisfich wahr 
it, wegen Beleidigung mit Oeldftrafe big zu ſechshundert Mark 
oder mit Haft oder mit Gefängniß bis zu Einem Jahre und, 
wenn die Beleidigung öffentlich oder durch Verbreitung von 
Schriften, Abbildungen oder Darftellungen begangen ift, mit 
Geldftrafe bis zu eintaufendfünfhundert Mark oder mit Ge- 
fängniß bis zu zwei Jahren beftraft. | | 

8 187. Wer wider befjeres Wiffen in Beziehung auf 
einen Anderen eime unwahre Thatſache behauptet oder ver- 
breitet, welche denjelben verächtlich zu machen oder in der 
öffentlichen Meinung berabzumürdigen oder deifen Kredit ‚zu 
gefährden geeignet ift, wird wegen verleumderiſcher Beleidigung 
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mit Gefängniß bis zu zwei Jahren und, wenn die Ber- 
leumdung öffentlih oder durch Verbreitung von Schriften, 
Abbildungen oder Darftellungen begangen ift, mit Gefängnik 
nicht unter Einem Monat beftraft.: 

Sind mildernde Umstände vorhanden, jo Tann die Strafe 
bis auf Einen Tag Gefängniß ermäßigt, oder auf Geldftrafe 
bis zu neunhundert Mark erfannt werden. 


8 188. In den Fällen der SS 186 und 187 kann auf 
Verlangen des Beleidigten, wenn die Beleidigung nachtheilige 
Folgen für die Vermögensverbältniffe, den Erwerb oder das 
Fortkommen des DBeleidigten mit fich bringt, neben der Strafe 
auf eine an den Beleidigten zu erlegende Buße bis zum Be- 
trage von ſechſstauſend Mark erkannt werden. 

Eine erkannte Buße fchließt die Geltendmachung eines 
weiteren Entſchädigungsanſpruches aus. 


8 189. Wer das Andenken eines Verftorbenen dadurd) 
befhimpft, daß er wider beſſeres Wiſſen eine unwahre That- 
ſache behauptet oder verbreitet, welche denſelben bei feinen 
Lebzeiten verächtlich zu machen oder in der öffentlichen Mei— 
nung herabzumürdigen geeignet geweſen wäre, wird mit Ges 
fängnig bis zu ſechs Monaten beftraft. | 

Sind mildernde Umftände vorhanden, jo kann auf Geld- 
ftrafe bis zu neunhundert Mark erfannt werden. 

Die Berfolgung tritt nur auf Antrag der Eltern, der 
Kinder oder des Ehegatten des DVerftorbenen ein. 


8 190. Iſt die behauptete oder verbreitete Thatſache 
eine ftrafbare Handlung, fo ift der Beweis der Wahrheit 
als erbracht anzufehen, wenn der DBeleidigte megen dieſer 
Handlung rechtskräftig verurtheilt worden it. Der Beweis 
der Wahrheit ift dagegen ausgejchloffen, wenn der Beleidigte 
wegen diefer Handlung vor der Behauptung oder Verbreitung 
rechtskräftig freigefprochen worden ift. 


191. ft wegen der jtrafbaren Handlung zum Zwecke 
der NHerbeiführung eines Strafverfahrens bei der Behörde 
Anzeige gemacht, fo ift bis zu dem Bejchluffe, daß die Eröffnung 
der Unterfuchung nicht ftatifinde, oder bis zur Beendigung 
der eingeleiteten Unterfuchung mit dem Verfahren und der 
Entſcheidung über die Beleidigung inne zu halten. | 

S 192, Der Beweis der Wahrheit der behaupteten 
oder verbreiteten Thatſache ſchließt die Beitrafung nad) Vor: 
ſchrift des 8 185 nicht aus, wenn das Vorhandenſein einer 
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. Beleidigung aus der Form der Behauptung oder Verbreitung 
oder aus den Umständen, unter welchen fie gefchah, hervorgeht. 


8 193. Tadelnde Urtheile über wifjenfchaftliche, künſt— 
ferifche oder gewerbliche Leiſtungen, ingleichen Aeußerungen, 
welche zur Ausführung oder Vertheidigung von Rechten oder 
zur Wahrnehmung berechtigter Intereſſen gemacht werden, 
jowie Vorhaltungen und Rügen der Vorgefegten gegen ihre 
- Untergebenen, dienftliche Anzeigen oder Urtheile von Seiten 
eines Beamten und ähnliche Fälle find nur injofern ftrafbar, 
als das Vorhandenfein einer Beleidigung aus der Form der 
Aeußerung oder aus den Umständen, unter welchen fie gefchah, 
hervorgeht. 

194. Die Verfolgung einer Beleidigung tritt nur 
anf Antrag ein. Die Zurücknahme des Antrages (88 185 
big 193) iſt zuläflig. 

8 195. Iſt eine Ehefrau beleidigt worden, fo bat 
ſowohl fie al3 ihr Ehemann dag Recht, auf Beitrafung an- 
zutragen. u E | 

8 196. Wenn die Beleidigung gegen eine Behörde, 
einen Beamten, einen Religionsdiener oder ein Mitglied der 
bewaffneten Macht, während fie in der Ausübung ihres 
Berufes begriffen find, oder in Beziehung auf ihren Beruf 
begangen iſt, jo haben außer den unmittelbar Betheiligten 
auch deren amtliche Vorgejegte das Recht, den Strafantrag 
zu ftellen. Ä nn | 

8 197. Eines Antrages bedarf es nicht, wenn die 
Beleidigung gegen eine gefeßgebende Verſammlung des Reichs 
oder eined Bundesstaates, oder gegen eine andere politijche 
Körperjchaft begangen worden if. Diefelbe darf jedoch nur 
mit Ermächtigung der beleidigten Körperjchaft verfolgt werden. 

8 198. Iſt bei wechfeljeitigen Beleidigungen von einem 
Theile auf Beitrafung angetragen worden, jo ift der andere 
Theil bei Verluſt feines Rechts verpflichtet, den Antrag auf 
Beitrafung ſpäteſtens vor Schluß der Verhandlung in- erjter 
Inſtanz zu ftellen, hierzu aber auch dann berechtigt, wenn zu 
jenem Beitpunfte die dreimonatliche Friſt bereit3 abgelaufen ift. 

8 199. Wenn eine Beleidigung auf der Stelle erwidert 
wird, jo kann der Richter beide Beleidiger oder einen der- 
felben für jtraffrei erklären. 

8 200. Wird wegen einer öffentli oder durch Ver— 
breitung von Schriften, Darftellungen oder Abbildungen be- 
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gangenen Beleidigung auf Strafe erkannt, fo ift zugleich dem 
Beleidigten die Befuguiß zuzufprechen, die Berurtheilung auf - 
Koſten des Schuldigen öffentlich befannt zu machen. Die Art 
. der Bekanntmachung, ſowie die Friſt zu berfelben it in dem 
Urtheile zu bejtimmen. 

Erfolgte die Beleidigung in einer Zeitung oder Zeit— 
\chrift, jo ift der verfügende Theil des Urtheils auf Antrag 
des Beleidigten durch die öffentlichen Blätter befannt zu machen, 
und zwar wenn möglich durch Diejelbe Zeitung oder Beitjchrift 
und in demſelben Theile und mit derfelben Schrift, wie der 
Abdruck der Beleidigung gejcheben. 

Dem Beleidigten ift auf Koften des Schuldigen eine 
Ausfertigung des Urtheils zu ertheilen. 


Fünfzehnter Abjchnitt. 
Bweikampf. 


8 201. Die Herausforderung zum Zweilampf mit tödt- 
lichen Waffen, jowie die Annahme einer ſolchen Herausforde⸗ 
rung wird mit Feſtungshaft bis zu ſechs Monaten beitraft. 


8 202. Feſtungshaft von zivei Monaten bis zu zwei 
Jahren tritt ein, wenn bei der Herausforderung die Abficht, 
daß einer von beiden Theilen das Leben verlieren fol, ent- 
weder ausgefprochen ift oder aus ber gemählten Art des Zivei- 
fampfes erhellt. 


8 203. Diejenigen, welche den Auftrag zu einer Heraus- 
forderung übernehmen und ausrichten (Kartellträger), werden 
mit Feſtungshaft bis zu ſechs Monaten beſtraft. 


8 204. Die Strafe der Herausforderung und der 
Annahme derſelben, ſowie die Strafe der Kartellträger fällt 
weg, wenn die Parteien den Zweikampf vor deſſen Beginn 
freiwillig aufgegeben haben. 


8 205. Der Zweikampf wird mit Feſtungshaft von 
drei Monaten bis zu fünf Jahren beſtraft. 


8 206. Ber feinen Gegner im Zweikampf tödtet, wird 

mit Feſtungshaft nicht unter zwei “Jahren, und wenn der 

weikampf ein folcher war, welcher den Tod des einen von 

eiden herbeiführen follte, mit Feſtungshaft nicht unter drei 
Jahren beſtraft. 


8 207. Iſt eine Tödtung oder Korperverletzung mittels 
vorſätzlicher Uebertretung der vereinbarten oder hergebrachten 
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Regeln des Zweikampfes bewirkt worden, fo ift der Uebertreter, 
ſofern nicht nach den “vorhergehenden Beftimmungen eine 
härtere Strafe verwirft ift, nad) den allgemeinen Vorſchriften 
über das Verbrechen der Todtung oder der Korperverletzung 
zu beſtrafen. 


8 208. Hat der Zweikampf ohne Sekundanten ſtatt⸗ 
gefunden, ſo kann die verwirkte Strafe bis um die Hälfte, 
jedoch nicht über fünfzehn Jahre erhöht werden. 


8 209. Kartellträger, welche ernſtlich bemüht geweſen 
ſind, den Zweikampf zu verhindern, Sekundanten, ſowie zum 
See zugezogene Zeugen, Aerzte und Wundärzte find 
ſtraflos | 


210. Wer einen Anderen zum Zweikampf mit einem 
Dritten abſichtlich, infonderheit durch DBezeigung oder An— 
drohung von Verachtung anreizt, wird, fall3 der Zweikampf 
ſtatgeſunden hat, mit Gefängniß nicht unter drei Monaten 
beftraft. 


Sechzehnter Abjchnitt. 
Verbrechen und Vergehen wider dns Leben. 


8 211. Wer vorjäglih einen Menſchen tödtet, wird, 
wenn er die Tödtung mit Ueberlegung ausgeführt hat, wegen 
Mordes mit dem Tode beſtraft. 


8 212. Wer vorjäglich einen Menfchen tödtet, wird, 
mern er die Tödtung nicht mit Weberlegung ausgeführt hat, 
wegen Zodtfchlages mit Zuchthaus nicht unter fünf Jahren 
beitraft. 
| 8 213. War der Zodtichläger ohne eigene Schuld. durch 

eine ihm oder einem Angehörigen zugefügte Mißhandlung oder 
jchwere Beleidigung von dem Getödteten zum Zorne gereizt 
und hierdurch auf der Stelle zur That Hingeriffen worden, 
oder find andere mildernde Umstände vorhanden, fo tritt ©e- 
fängnißftrafe nicht unter ſechs Monaten ein. 


8 214. Wer bei Unternehmung einer ftrafbaren Hand- 
fung, un ein der Ausführung derſelben entgegentretendes 
Hinderniß zu befeitigen oder um fi) der Crgreifung auf 
friſcher That zu entziehen, vorfäglich einen Menfchen tödtet, 
wird mit Zuchthaus nicht, unter zehn Jahren oder mit. [ebens- 
länglihem Zuchthaus beitraft. 

24* 
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g 215. Der Todtſchlag an einem Verwandten auf— 
ſteigender Linie wird mit Zuchthaus nicht unter zehn Jahren 
oder mit lebenslänglichem Zuchthaus beſtraft. 


216. Iſt Jemand durch das ausdrückliche und ernſt⸗ 
liche Verlangen des Getödteten zur Tödtung beſtimmt worden, 
ſo iſt auf Gefängniß nicht unter drei Jahren zu erkennen. 


8 217. Eine Mutter, welche ihr uneheliches Kind in 
oder gleich nach der Geburt vorſätzlich tödtet, wird mit Zucht- 
haus nicht. unter drei Jahren bejtraft. 

Sind mildernde Umftände vorhanden, jo tritt Gefängniß⸗ 
ſtrafe nicht unter zwei Jahren ein. 


8 218. Eine Schwangere, welche ihre Frucht vorſätzlich 
abtreibt oder im Mutterleibe tödtet, wird mit Zuchthaus bis 
zu fünf Jahren beſtraft. 

Sind mildernde Umſtände vorhanden, jo tritt Gefängniß— 
ſtrafe nicht unter ſechs Monaten ein. 

Diejelben Strafoorjchriften finden auf denjenigen An- 
wendung, welcher mit Einwilligung der Schwangeren die 
Mittel zu der Abtreibung oder Tödtung bei ihr angewendet 
oder ihr beigebracht hat. 


8 219. Mit Fa bis zu zehn Jahren wird be- 
ftraft, wer einer Schwangeren, melde ihre Frucht abgetrieben 
oder getödtet hat, gegen Entgelt die Mittel hierzu verſchafft, 
bei ihr angewendet oder ihr beigebracht hat. 


8 220. Wer die Leibesfrucht einer Schwangeren ohne 
deren Wiſſen oder Willen vorſätzlich abtreibt oder tödtet, 
wird mit Zuchthaus nicht unter zwei Jahren beſtraft. 

Iſt durch die Handlung der Tod der Schwangeren 
verurſacht worden, ſo tritt Zuchthausſtrafe nicht unter zehn 
Jahren oder lebenslängliche Zuchthausſtrafe ein. 


8 221. Wer eine wegen jugendlichen Alters, Gebrech— 
lichkeit oder Krankheit hülflofe Perjon ausfekt, oder wer eine 
jolhe Perfon, wenn diefelbe unter feiner Obhut ſteht oder 
wenn er für die Unterbringung, Fortſchaffung oder Aufnahme 
berjelben zu forgen hat, in hülflofer Lage vorſätzlich verläßt, 
wird mit Gefängmß nicht unter drei Monaten beftraft. 

Bird die Handlung von leiblihen Eltern gegen ihr 
Kind begangen, fo tritt Gefängnißftrafe nicht unter ſechs 
Monaten ein. 

St durch die Handlung eine jchwere Körperverlegung 
der ausgeſetzten oder verlafjenen Perſon verurjacht worden, 
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jo tritt Zuchthausftrafe bis zu zehn Jahren und, wenn durch 
die Handlung der Tod verurfacht worden ift, Auchthausftrafe 
nicht unter drei Jahren ein. 


8 222. Wer durch Fahrläſſigkeit den Tod eines Menſchen 
verurſacht, wird mit Gefängniß bis zu drei Jahren beſtraft. 

Wenn der Thäter zu der Aufmerkſamkeit, welche er aus 
den Augen ſetzte, vermöge feines Amtes, Berufes oder Ges 
werbes bejonders verpflichtet war, fo kann die Strafe bis auf 
fünf Jahre Gefängniß erhöht werden. 


Siebzehnter Abſchnitt. 
Körperverlekung. 


8 223. Wer vorfäglicd einen Anderen körperlich miß- 
handelt oder an der Gejundheit bejchädigt, wird wegen Körper- 
verlegung mit Gefängniß bis zu drei Jahren oder mit Geld- 
itrafe bi8 zu eintaufend Mark beftraft. 

Iſt die Handlung gegen Verwandte auffteigender Linie 
begangen, jo iſt auf Gefängniß nicht: unter Einem Monat zu 
erfennen. 


S 2238. Sit die Körperverlegung. mittels einer Waffe, 
inZbejondere eines Meſſers oder eines anderen gefährlichen 
Werkzeuges, oder mittel3 eines hinterliftigen Ueberfalls, oder 
von Mehreren gemeinfchaftlich, oder mittels einer das Xeben 
gefährdenden Behandlung begangen, jo tritt Gefängnißitrafe 
nicht unter zwei Monaten ein. 


$ 224. Hat die Körperverlegung zur Folge, daß der 
Verletzte ein wichtiges Glied des Körpers, das Sehvermögen 
anf einem oder beiden Augen, das Gehör, die Sprache oder 
die Zeugungsfähigfeit verliert, oder in erheblicher Weije dauernd 
entjtellt wird, oder in Siechthum, Lähmung oder Geiſtes— 
krankheit verfällt, ſo iſt auf Zuchthaus bis zu fünf Jahren 
oder Gefängniß nicht unter Einem Jahre zu erkennen. 


5 225. War eine ber vorbezeichneten Folgen beab— 


ſichtigt und eingetreten, fo ift auf Zuchthaus von zwei bis zu 
zehn Jahren zu erkennen. 


8 226. Iſt durch die Körperverletzung der Tod des 


Verletzten verurſacht worden, ſo iſt auf Zuchthaus nicht unter 
drei Jahren oder Gefängniß nicht unter drei Jahren zu erkennen. 


8 227. Iſt durch eine Schlägerei oder durch einen von 
Mehreren gemachten Angriff der Tod eines Menſchen oder 
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eine ſchwere Körperverlegung (8 224) verurfacht worden, fo 
ift Jeder, welcher fih an der Schlägerei oder dein Angriffe 
betheiligt hat, jchon wegen diefer Betheiligung mit Gefängniß 
bis zu drei „Jahren zu beftrafen, falls er nicht ohne fein Ver— 
ichulden bineingezogen worden ift. 

ft eine der vorbezeichneten Folgen mehreren Verlegungen 
zuzufchreiben, welche diejelbe nicht einzeln, jondern nur durch 
ihr Zufammentreffen verurjacht haben, jo iſt Jeder, welchem 
eine diefer Verlegungen zur Laſt fällt, mit Zuchthaus big zu 
fünf Jahren zu beftrafen. 

8 228. Sind mildernde Umftände vorhanden, fo ift in 
den ‘Fällen des 8 223 Abſatz 2 und des 8 223a auf Ge- 
fängniß big zu drei Jahren oder Gelditrafe bis zu eintaufend 
Markt, in den Füllen der 88 224 und 227 Abfat 2 auf Ge- 
fängniß nicht unter Einem Monat, und im alle des 8 226 
auf Gefängniß nicht unter drei Monaten zu erkennen. 


8 229. Wer vorfäglich einem Anderen, um deſſen Ge— 
fundheit zu befchädigen, Gift oder andere Stoffe beibringt, 
welche die Gejundheit zu zerftören geeignet find, wird mit 
Zuchthaus bis zu zehn fahren beftraft. 

Iſt durch die Handlung eine ſchwere Körperverlegung ber- 
urfacht worden, fo iſt auf Zuchthaus nicht unter fünf Jahren 
und, wenn durch die Handlung der Tod verurjacht worden, 
auf Zuchthaus nicht unter zehn Jahren oder auf lebensläng- 
liches Zuchthaus zu erkennen. 

8 230. Wer durch Fahrläſſigkeit die Körperverlegung 
eines Anderen verurjacht, wird mit Gelditrafe bis zu neun- 
hundert Mark oder mit Gefängniß bi3 zu zwei Jahren beitraft. 

War der Thäter zu der Aufmerffamkeit, welche er aus 
den Augen ſetzte, vermöge feines Amtes, Berufes oder Ge 
werbes beſonders verpflichtet, fo Tann die Strafe auf Drei 
Jahre Gefängniß erhöht werden. 

231. In allen Fällen der Körperverlegung kann auf 
Berlangen des Verletzten neben der Strafe auf eine an den- 
jelben zu erlegende Buße bis zum Betrage von fechstaufend 
Markt erfannt werden. 

Eine erfannte Buße jchließt die Geltendmachung eines 
weiteren Entichädigungsanfpruches aus. 

Für diefe Buße haften die zu derjelben Verurtheilten al 
Gejammtfchuldner. | 

8 232. Die Verfolgung leichter vorfätlicher, ſowie aller 
durch Fahrläſſigkeit verurfachter Körperverlegungen (88 223, 
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230) tritt nur auf Antrag ein, infofern nicht die Körperver- 
letzung mit Uebertretung einer Amts-, Berufs- oder Gewerbs⸗ 
pfliht begangen worden ift. 

Iſt das Vergehen gegen einen Angehörigen verübt, jo ijt 
die Zurüdnahme des Antrages zuläffig. 

Die in den SS 195, 196 und 198 enthaltenen Vor⸗ 
ſchriften finden auch hier Anwendung. 

8 233. Wenn leichte Rörperverfegungen mit ſolchen, 
Beleidigungen mit leichten Körperverletzungen oder letztere mit 
erſteren auf der Stelle erwidert werden, ſo kann der Richter 
für beide Angeſchuldigte, oder für einen derſelben eine der Art 
oder dem Maße nach mildere oder überhaupt keine Strafe ein— 
treten laſſen. 


Achtzehnter Abſchnitt. 
Verbrechen und Vergehen wider die perſönliche Freiheit. 


5 234. Wer ih eines Menſchen durch Lift, Drohung 
oder Gewalt bemächtigt, um ihn in hülflofer Lage auszuſetzen 
oder in Sklaverei, Leibeigenjchaft oder in auswärtige Kriegs- 
oder Schiffsdienfte zu bringen, wird wegen Menfchenraubes 
mit Zuchthaus beitraft. 

5 235. Wer eine minderjährige Perjon durch Lift, Dro- 
hung oder Gewalt ihren Eltern, ihrem Vormunde oder ihrem 
Pfleger entzieht, wird mit Gefängniß und, wenn die Hand- 
fung in der Abficht gefchieht, die Perjon zum Betteln oder zu 
gewinnfüchtigen oder unfittlichen Zwecken oder Beichäftigungen 
zu gebrauchen, mit Zuchthaus bis zu zehn Jahren beitraft. 

8 236. Wer eine Frauensperfon wider ihren Willen 
duch Liſt, Drohung oder Gewalt entführt, um fie zur Un- 
zucht zu bringen, wird mit Zuchthaus bis zu zehn Jahren 
und, wenn die Entführung begangen wurde, um die Entführte 
zur Che zu bringen, mit Gefängniß beitraft. 

Die Verfolgung tritt nur auf Antrag ein. 

8 237. Wer eine minderjährige, unverehelichte Frauens⸗ 
perſon mit ihrem Willen, jedoch ohne Einwilligung ihrer Eltern, 
ihres Vormundes oder ihres Pflegers entführt, um ſie zur 
Unzucht oder zur Che zu bringen, wird yıit Gefängniß beftraft. 

Die Verfolgung tritt nur auf Antrag ein. 

S 238. Hat der Entführer die Entführte geheirathet, fo 
findet die Berfolgung nur ftatt, nachdem die Ehe für nichtig 
erklärt worden it. 
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8 239. Wer vorfäglich und widerrechtlich einen Menſchen 
einfperrt oder auf andere Weile des Gebrauches der perfün- 
lichen reiheit beraubt, wird mit Gefängniß beitraft. 

Wenn die Freiheitsentziehung über eine Woche gedauert 
hat, oder wenn eine ſchwere Körperverlegung des der Freiheit 
Beraubten durch die Freiheitsentziehung oder die ihm während 
derfelben widerfahrene Behandlung verurfacht morden ift, fo 
ift auf Zuchthaus bis zu zehn „Jahren zu erfennen. Sind 
mildernde Umftände vorhanden, fo tritt Gefängnißftrafe nicht 
unter Einem Monat ein. 

ft der Zod des der Freiheit Beraubten durch die Frei- 
heitsentziehung oder die ihm während derjelben widerfahrene 
Behandlung verurſacht worden, jo ift auf Zuchthaus nicht 
unter drei Jahren zu erfennen. Sind mildernde Umftände vor- 
handen, jo tritt Gefängnißitrafe nicht unter drei Monaten ein. 


240. Wer einen Anderen widerrechtlich durch Gewalt 
oder durch Bedrohung mit einem Verbrechen oder Vergehen zu 
einer Handlung, Duldung oder Unterlaffung nöthigt, wird mit 
Gefängnig bis zu Einem Kahre oder mit Gelditrafe bis zu 
ſechshundert Mark beitraft. 

Der Verſuch ift ftrafbar. 
241. Wer einen Anderen mit der Begehung eines 


5. 
Verbrechens bedroht, wird mit Gefängniß bis zu ſechs Mo- 
naten oder mit Gelöftrafe bis zu dreihundert Marf beitraft. 


Neunzehnter Abſchnitt. 
Diebſtahl und Unterſchlagung. 


8. 242. Wer eine fremde bewegliche Sache einem An- 
deren in dev Ahficht wegnimmt, dieſelbe fich rechtswidrig zu- 
zueignen, wird wegen Diebſtahls mit Gefängniß beſtraft. 

Der Verſuch iſt ſtrafbar. 

8 243. Auf Zuchthaus bis zu zehn Jahren iſt zu er- 
fennen, wenn 

1. aus einem zum Gottesdienfte beftimmten Gebäude Öegen- 
jtände geftohlen werden, welche dem Gottesdienfte gewid- 
met find; 

2. aus einem &ebähde oder umjfchloffenen Raume mittels 

Einbruchs, Einfteigens oder Erbrechens von Behältniffen 
geſtohlen wird; 

3. der Diebftahl dadurch bewirkt wird, daß zur Eröffnung 
eines Gebäudes oder der Zugänge eines umſchloſſenen 
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Raumes, oder zur Eröffnung der im Snnern befindlichen 
Thüren oder Behältniffe falſche Schlüffel oder andere zur 
ordnungsmäßigen Eröffnung nicht beftimmte Werkzeuge 
angewendet werden; 

4. auf einem öffentlichen Wege, einer Straße, einem öffent- 
lichen Plage, einer Wafferftraße oder einer Eifenbahn, 
oder in einem Boftgebäude oder dem dazu gehörigen Hof: 
raume, oder auf einem Eifenbahnhofe eine zum Reife- 
gepäd oder zu anderen Gegenftänden der Beförderung 
gehörende Sache mittel Abſchneidens oder Ablöfeng der 
Befeftigungs- oder Vermahrungsmittel, oder durch Anmwen- 
dung faljcher Schlüffel oder anderer zur ordnunggmäßigen 
Eröffnung nicht beftimmter Werkzeuge geftohlen wird; 

5. der Dieb oder einer der Theilnehmer am Diebitahle bei 
Begehung der That Waffen bei jich führt; 

6. zu dem Diebjtahle Mehrere mitwirken, welche jich zur 
fortgefegten Begehung von Raub oder Diebitahl ver- 
bunden haben, oder 

«. der Diebftahl zur Nachtzeit in einem bewohnten Gebäude, 
in welches ſich der Thäter in diebifcher Abjicht einge» 
ſchlichen, oder in welchem er fich in gleicher Abficht ver- 
borgen hatte, begangen wird, auch wenn zur Zeit des 
Diebſtahls Bewohner in dem Gebäude nicht anweſend 
ind. Einem bewohnten Gebäude werden der zu einem 
bewohnten Gebäude gehörige umfchlojjene Raum und die 
‚in einem folchen befindlichen Gebäude jeder Art, ſowie 
Schiffe, welche bewohnt werden, gleich geachtet. 

Sind mildernde Umftände vorhanden, jo tritt Gefängniß- 
jtrafe nicht unter drei Monaten ein. 


S 244. Ver im Inlande al3 Dieb, Räuber oder gleich 

einem Räuber oder als Hehler beftraft worden ijt, darauf 
abermals eine diefer Handlungen begangen hat und wegen 
derfelben beftraft worden ift, wird, wenn er einen einfachen 
Diebitahl (8 242) begeht, mit Zuchthaus bis zu zehn Jahren, 
wenn er einen ſchweren Diebftahl (8 243) begeht, mit Zucht- 
haus nicht unter zwei Jahren beitraft. \ 
Sirnd mildernde Umftände vorhanden, fo tritt beim ein- 
fachen Diebftahl Oefängnißftrafe nicht unter drei Monaten, 
beim ſchweren Diebftahl Gefängnißitrafe nicht unter Einem 
Jahre ein. 

8 245. Die Beitimmungen des 8 244 finden Anwen— 
dung, auch wenn die früheren Strafen nur theilweife verbüßt 


318 Strafgeſetzbuch für das Deutſche Reich v. 15. Mai 1871. 88 245—249. 


oder ganz oder theilweije erlaffen find, bieiben jedoch aus- 
gefchloffen, wenn jeit der Verbüßung oder dem Erlaſſe der 
letzten Strafe bis zur Begehung des neuen Diebftahlg zehn 
Jahre verfloffen jind. 

8 246. Wer eine fremde bewegliche Sade, die er in 
Beiig oder Gewahrfam bat, fich rechtswidrig zueignet, wird 
wegen Unterjchlagung mit Gefängniß bis zu drei Jahren und, 
wenn die Sache ihm anvertraut ift, mit Gefängniß bis zu 
fünf Jahren beftraft. 

Sind mildernde Umstände vorhanden, jo kann auf Geld- 
jtrafe biS zu neunhundert Mark erfannt werden. 

Der Verſuch ift jtrafbar. 


8 247. Wer einen Diebftahl oder eine Unterfchlagung 
gegen Angehörige, Bormünder oder Erzieher begeht, oder wer 
einer Perjon, zu der er im Lehrlingsverhältnifie jteht, oder in 
deren häuslicher Gemeinschaft er als Gefinde fich befindet, 
Saden von unbedeutendem Werthe ftiehlt oder unterjchlägt, 
it nur auf Antrag zu verfolgen. Die Zurüdnahme des An- 
trages ift zuläffig. 

Ein Diebftahl oder eine Unterjchlagung, welche von Ber: 
wandten auffteigender Linie gegen Verwandte abfteigender Linie 
oder von einem Ehegatten gegen den anderen begangen worden 
ift, bleibt ſtraflos. 

Dieje Beftimmungen finden auf Theilnehmer oder Be— 
günftiger, welche nicht in einem der vorbezeichneten perfönlichen 
Berhältniffe ftehen, feine Anwendung. 


8 248. Neben der wegen Diebitahl3 oder Unterfchlagung 
erfannten Gefängnißitrafe kann auf Verluft der bürgerlichen 
Ehrenredhte, und neben der wegen Diebitahls erfannten Zucht- 
hausſtrafe auf Zuläffigfeit von Polizeiaufjicht erfannt werden. 


Zwanzigfter Abſchnitt. 
Raub uud Erpreffung. 


8 249, Wer mit Gewalt gegen eine Perfon oder unter 
Anwendung von Drohungen mit gegenmwärtiger Gefahr für 
Leib oder Leben eine fremde bewegliche Sache einem Anderen 
in der Abficht wegnimmmt, fich diejelbe rechtswidrig zuzueignen, 
wird wegen Raubes mit Zuchthaus beitraft. 

Sind mildernde Umftände vorhanden, jo tritt Gefängnif- 
jtrafe nicht unter fechg Monaten ein. 
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8 250, . Auf Zuchthaus nicht unter fünf Jahren ift zu 
erfennen, wenn 

1. der Räuber oder einer der Theilnehmer am Raube bei 
Begehung der That Waffen bei jich führt; 

2. zu dem Raube Mehrere mitwirken, welche jich zur fort- 
gefegten Begehung von Raub oder Diebitahl verbunden 
haben; 

3. der Raub auf einem öffentlichen Wege, einer Straße, 
einer Eiſenbahn, einen -öffentlithen Plage, auf offener 
See oder einer Waſſerſtraße begangen wird; 

4. der Raub zur Nachtzeit in einem bewohnten &ebäude 
($ 243 Nr. 7) begangen wird, in welches fich der Thäter 
zur Begehung eines Raubes oder Diebjtahls eingefchlichen 
oder jich gewaltfam Eingang verfchafft, oder in welchen: 
er ſich in gleicher Abficht verborgen hatte, oder 

5. der Räuber bereit3 einmal ala Räuber oder gleich einen: 
Räuber im Inlande beftraft worden if. Die in 8 245 
enthaltenen Vorfchriften finden auch bier Anwendung. 
Sind mildernde Umftände vorhanden, jo tritt Gefängniß- 

ftrafe nicht unter Einem Jahre ein. 

251, Mit Zuchthaus nicht unter zehn Yahren oder 
mit lebenslänglichem Zuchthaus wird der Räuber beſtraft, 
wenn bei dem Raube ein Menſch gemartert oder durch die 
gegen ihn verübte Gewalt eine ſchwere Körperverletzung oder 
der Tod desſelben verurſacht worden iſt. 

8 252. Wer, bei einem Diebſtahl auf friſcher That be— 
troffen, gegen eine Perſon Gewalt verübt oder Drohungen mit 
gegenwärtiger Gefahr für Leib oder Leben anwendet, um ſich 
im Beſitze des geſtohlenen Gutes zu erhalten, iſt gleich einem 
Räuber zu beſtrafen. 

8 253. Wer, um ſich oder einem Dritten einen recht3- 
widrigen Bermögensvortheil zu verfehaffen, einen Anderen durch 
Gewalt oder Drohung zu einer Handlung, Duldung oder 
Unterlafjung nöthigt, ift wegen Erpreffung mit Gefängniß nicht 
unter Einem Monat zu beftrafen. 

Der Verſuch ift ftrafbar. 

8 254. Wird die Erpreifung durch Bedrohung mit 
Mord, mit Brandftiftung oder mit Verurſachung einer Weber- 
ſchwemmung begangen, jo ift auf Zuchthaus bis zu fünf 
Jahren zu erfennen. | 

8 255. Wird die Erpreffung durch Gewalt gegen eine 
Perſon oder unter Anwendung von Drohimgen mit gegen: 
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wärtiger Gefahr für Leib oder Leben begangen, jo iſt ver 
Thäter gleich einem Räuber zu beftrafen. 


8 256. Neben der wegen Erpreffung erkannten Gefäng- 
nißftrafe kann auf Verluſt der bürgerlichen Ehrenrecdhte und 
neben der wegen Raubes oder Erprejjung erfannten Bucht- 
hausftrafe auf Zuläffigfeit von Bolizeiaufficht erfannt werden. 


Einundzwanzigfter Abſchnitt. 
Begänflignng nnd Hehlerei. 


8 257. Wer nad) Begehung eines Verbrechens oder 
Vergehens dem Thäter oder Theilnehmer wiſſentlich Bei- 
ſtand leiſtet, um denſelben der Beſtrafung zu entziehen oder 
um ihm die Vortheile des Verbrechens oder Vergehens zu 
ſichern, iſt wegen Begünſtigung mit Geldſtrafe bis zu ſechs⸗ 
hundert Mark oder mit Gefängniß bis zu Einem Jahre und, 
wenn er dieſen Beiſtand ſeines Vortheils wegen leiſtet, mit 
Gefängniß zu beſtrafen. Die Strafe darf jedoch, der Art 
oder dem Maße nach, keine ſchwerere ſein, als die auf die 
Handlung felbft angedrohte. 

Die Begünftigung ift ftraflos, wenn diejelbe dem Thäter 
oder Theilnehmer von einem Angehörigen. gewährt worden ift, 
um ihn der Beitrafung zu entziehen. | 

Die Begünftigung ift als Beihülfe zu bejtrafen, wenn 
jie vor Begehung der That zugefagt worden ift. Dieſe Be- 
jtimmung leidet auch auf Angehörige Anwendung. 


8 258. Wer feines Vortheild wegen fich einer Be— 
günftigung fchuldig macht, wird als Hehler beftraft, wenn der 
Begiünftigte 

1. einen einfachen ‘Diebftahl oder eine Unterfchlagung be— 
gangen bat, mit. Gefängniß, 

2. einen jchweren Diebftahl, einen Raub oder ein den Raube 
gleich zu beftrafendes Verbrechen begangen hat, mit Zucht- 
haus bis zu fünf Jahren. 

Sind mildernde Umftände vorhanden, jo tritt Gefängniß- 
itrafe nicht unter drei Monaten ein. 

Diefe Strafvorfchriften finden auch dann Anwendung, 
wenn der Hehler ein Angehöriger ift. 


8 259. Wer feines Vortheils wegen Sachen, von denen 
er weiß oder den Umftänden nad) annehmen muß, daß fie 
mittels einer ftrafbaren Handlung erlangt find, verheimlicht, 
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ankauft, zum Pfande nimmt oder fonft an fich bringt oder 
zu deren Abjate bei Anderen mitwirkt, wird als Hehler mit 
Gefängniß beitraft. 

8 260. Wer die Hehlerei gewerbs- oder gewohnheits- 
mäßig betreibt, wird mit Zuchthaus big zu zehn fahren beftraft. 


S 261. Wer im Inlande wegen Sehlerei einmal und 
wegen darauf begangener Hehlerei zum zweiten Male beftraft 
worden ijt, wird, wenn ſich Die abermals begangene Sehlerei auf 
einen jchweren Diebjtahl, einen Raub oder ein dem Raube 
gleich zu bejtrafendes Verbrechen bezieht, mit Zuchthaus nicht 
unter zmwei Jahren beftraft. Sind mildernde Umftände vor- 
handen, fo tritt Gefängnißjtrafe nicht unter Einem Jahre ein. 

Bezieht fi) die Hehlerei auf eine andere ftrafbare Hand- 
lung, fo ift auf Zuchthaus bis zu zehn Jahren zu erfennen. 
Sind mildernde Umftände vorhanden, fo tritt Gefängnikitrafe 
nicht unter drei Monaten ein. | 

Die in dem 8 245 enthaltenen Vorſchriften finden auch 
hier Anwendung. 


8 262, Neben der wegen Hehlerei erfannten Gefängniß- 
jtrafe kann auf Verluft der bürgerlichen Ehrenrechte und neben 
jeder PVerurtheilung megen Hehlerei auf YZuläffigfeit von 
Polizeianfjicht erfannt werden. | 


Zweiundzwanzigiter Abfchnitt. 
Betrug nnd Untrene. 


8 263. Wer in der Abficht, fich oder einem Dritten 
einen rechtswidrigen Vermögensvortheil zu verichaffen, das 
Vermögen eines Anderen dadurch bejchädigt, daß er durch 
Borjpiegelung falfcher oder durch Entjtellung oder Unterdrüdung 
wahrer Thatjachen einen Irrthum erregt oder unterhält, wird 
wegen Betruges mit Gefängniß beftraft, neben welchem auf 
Geldſtrafe bis zu dreitaufend Mark, ſowie auf Verluft der 
bürgerlichen Ehrenrechte erfannt werden kann. 

Sind mildernde Umstände vorhanden, jo kann ansfchlieh- 
(ih auf die Geldftrafe erfannt werden. 

Der Berfuch tft ftrafbar. 

Wer einen Betrug gegen Angehörige, Vormünder oder 
Erzieher begeht, ift nur auf Antrag zu verfolgen. Die Zurüd- 
nahme des Antrages it zuläflig. 

8 264. Wer im Inlande wegen Betruges einmal und 
wegen darauf begangenen Betruges zum zweiten Male beftraft 
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worden ift, wird wegen abermals begangenen Betruges mit 

Zuchthaus bis zu zehn Jahren und zugleich. mit Geldftrafe 

von einhundertfünfzig bis zu fechstaufend Mark beftraft. 

- Sind mildernde Umftände vorhanden, fo tritt Gefängniß- 
jtrafe nicht unter drei Monaten ein, neben welcher zugleich 
auf Gelditrafe bis zu dreitaufend Mark erkannt werden Tann. 

Die im 8 245 enthaltenen Borjchriften finden auch hier 
Anwendung. 

8 265. Wer in betrügerifcher Abficht eine gegen Feuers— 
gefahr verficherte Sache in Brand fett, oder ein Schiff, 
welches als folches oder in feiner Ladung oder in feinem 
Frachtlohn verfichert ift, finfen oder ftranden macht, wird mit 
Zuchthaus bis zu zehn Jahren und zugleich mit Gelditrafe 
von einhundertfünfzig bis zu fechstaufend Mark beftraft. 

Sind mildernde Umftände vorhanden, jo tritt Gefängniß- 
ftrafe nicht unter fech Monaten ein, neben welcher auf Geld- 
jtrafe bi zu dreitaufend Mark erfannt werden Tann. 

8 266. Wegen Untreue werden mit Gefängniß, neben 
welchem auf Verluft der bürgerlichen Ehrenrechte erfannt werden 
kann, beitraft: 

1. VBormünder, Kuratoren, Güterpfleger, Seqyeiter, Mafjen- 
verwalter, Bollftreder Tettwilliger Verfügungen und Ber- 
walter von "Stiftungen, wenn fie abfichtlih zum Nach— 
theile ger ihrer Aufficht anvertranten Perſonen oder Sachen 
handeln; 

‚2. Bevollmächtigte, welche über Forderungen oder andere 
Vermögensſtücke des Auftraggebers abfichtlich zum Nach— 
theile desfelben verfügen; 

3. Feldmeſſer, VBerfteigerer, Mäkler, Güterbeftätiger, Schaffner, 
Wäger, Meſſer, Brader, Schauer, Stauer und andere 
zur Betreibung ihres Gewerbes von der Obrigkeit ver- 
pflichtete Perjonen, wenn fie bei den ihnen übertragenen 
Geſchäften abfichtlich diejenigen benachtheiligen, deren Ge— 
ſchäfte fie bejorgen. | 
Wird die Untreue begangen, um jich oder einem Anderen 

einen Vermögensvortheil zu verjchaffen, jo Tann. neben der 

Gefängnißitrafe auf Geldftrafe bis zu dreitaujfend Mark erkannt 

werden. | 

Dreiundzwanzigſter Abjchnitt. 
Urkundenfälfchung. 

8 267. Wer in rechtswidriger Abficht eine inländifche 

oder ausländifche öffentliche Arfunde oder eine folche Privat- 
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urfunde, welche zum Beweiſe von Rechten oder Rechtsverhält- 
niffen von Erheblichkeit ift, verfälfcht oder fälfchlich anfertigt 
und von derjelben zum Zwecke einer Täuſchung Gebrauch macht, 
wird wegen Urfundenfälfchung mit Gefängnik beftraft. 


8 268. Eine Urkundenfälfchung, welche in der Abficht 
begangen wird, ſich oder einem Anderen einen Vermögens- 
vortheil zu verjchaffen oder einem Anderen Schaden zuzufügen, 
wird beitraft, wenn 

1. die Urkunde eine Privaturfunde ift, mit Zuchthaus bis zu 
fünf Jahren, neben welhem auf Geldjtrafe bis zu drei- 
taufend Mark erkannt werden fann; . 

2. die Urkunde eine öffentliche ift, mit Zuchthaus bis zu zehn 
Yahren, neben welchem auf Geldftrafe von einhundert- 
fünfzig bis zu jechstaufend Mark erfannt werden fann. 
Sind mildernde Umstände vorhanden, fo tritt Gefängnip- 

jtrafe ein, welche bei der Fälfchung einer Privaturkunde nicht 
unter einer Woche, bei der Fälfchung einer öffentlichen Ur—⸗ 
funde nicht unter drei Monaten betragen foll. Neben der 
Gefängnißitrafe kann zugleich auf Gelditrafe bis zu dreitaufend 
Mark erfannt werden. Ä 


8 269. Der fäljchlichen Anfertigung einer Urkunde wird 
e3 gleich geachtet, wenn Jemand einem mit der Unterjchrift 
eines Anderen verſehenen Papiere ohne deſſen Willen oder 
dejjen Anordnungen zuwider durch Ausfüllung einen urfund- 
lichen Inhalt giebt. 


8 270. Der Urkundenfälſchung wird es gleich geachtet, 
wenn Jemand von einer faljchen oder verfälichten Urfunde, 
wiſſend, daß fie faljch oder verfälfcht ift, zum Zwecke einer 
Täuſchung Gebrauch macht. 


8 271. Wer vorfäglicd) bewirkt, daß Erklärungen, Ver— 
handlungen oder Thatfachen, welche für Rechte oder Rechts- 
verhältnifje von Erheblichkeit find, in öffentlichen Urkunden, 
Büchern oder Regijtern als abgegeben oder geſchehen beurfundet 
werden, während fie überhaupt nicht oder in anderer Weife 
oder don einer Perſon in einer ihr nicht: zuftehenden Eigen- 
Ihaft oder von einer anderen Perſon abgegeben oder gejchehen 
iind, wird mit Gefängniß bis zu ſechs Monaten oder mit 
Geldftrafe bis zu dreifundert Marf beftraft. 

8 272. Wer die vorbezeichnete Handlung in der Abficht 


begeht, jich oder einem Anderen einen Vermögensvortheil zu 
verihaffen oder. einem Anderen Schaden zuzufügen, wird mit 
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yupand big zu zehn Jahren beftraft, neben welchem auf 
eldftrafe von einhundertfünfzig bis zu fechstaufend Mark 
erfannt werden Tann. 

Sind mildernde Umstände vorhanden, jo tritt Gefängniß- 
jtrafe ein, neben welcher auf Geldftrafe bis zu dreitaufend 
Mark erfannt werden Fann. 


8 273. Wer wiffentlich von einer falſchen Beurkundung 
der im $ 271 bezeichneten Art zum Zwecke einer Täufchung 
Gebrauch macht, wird nad) Vorfchrift jenes Paragraphen und, 
wenn die Abficht dahin gerichtet war, ſich oder einen Anderen 
einen Vermögensvortheil zu verichaffen oder einem Anderen 
Schaden zuzufügen, nach Vorfchrift des 8 272 beitraft. 

8 274. Mit Gefängniß, neben welchem auf Geldftrafe bis 
zu dreitaufend Mark erkannt werden Tann, wird beftraft, wer 

1. eine Urkunde, welche ihm entweder überhaupt nicht oder 
nicht ausfchließlich gehört, in der Abficht, einem Anderen 

Nachtheile zuzufügen, vernichtet, befchädigt oder unter- 

drückt, oder 

2. einen Örenzftein oder ein anderes zur Bezeichnung einer 
Grenze oder eines Wafferjtandes bejtimmtes Merkmal 
in der Abjicht, einem Anderen Nachtheil zuzufügen, weg- 
nimmt, vernichtet, unfenntlich macht, verrüdt oder fälſch— 
lich ſetzt. 
275. Mit Gefängniß nicht unter drei Monaten wird 
beſtraft, wer | 
1. wiſſentlich von falfchem oder gefälichtem Stempelpapier, 
von faljchen oder gefälfchten Stempelmarfen, Stempel- 
blanketten, Stempelabdrüden, Poſt- oder Xelegraphen- 

Freimarken oder geftempelten Briefkuverts Gebrauch macht, 

2. unechte8 Stempelpapier, unechte Stenipelmarfen, Stentpel- 
blanfette oder Stempelabdrüde für Spielfarten, Pälfe 
oder fonftige Drudjachen oder Schriftſtücke, ingleichen wer 
unechte Poft- oder Telegraphen-Freimarken oder geftempelte 

Briefkuverts in der Abficht anfertigt, fie als echt zu ver- 

wenden, oder 

3. echte® Stempelpapier, echte Stempelmarken, Stempel- 
blanfette, Stempelabdrüde, Poft- oder Telegraphen-Frei- 
marfen oder geftempelte Briefkuverts in der Abficht 
verfälfcht, fie zu einem höheren Werthe zu verwenden. 


8 276. Wer wiljentlich ſchon einmal zu fteinpelpflichtigen 
Urkunden, Schriftftüiden oder Formularen verwendetes Stempel- 
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papier oder ſchon einmal verwendete Stempelmarfen oder 
Stempelblantette, ingleichen Stempelabdrüde, welche zum Zeichen 
ftattgehabter Verſteuerung gedient haben, zu ftenpelpflichtigen 
Schriftſtücken verwendet, wird, außer der Strafe, welche durch 
die Entziehung der Stempelftener begründet ift, mit Geldftrafe 
bis zu jechshundert Mark beftraft. 

Gleiche Strafe trifft denjenigen, welcher wifjentlich fchon 
einmal verwendete Poft- oder  ermertlöngne nad 
gänzlicher oder theilweiſer Entfernung des Entwerthungszeichens 
zur Frankirung benutzt. Neben diefer Strafe ift die etwa 
wegen Entziehung der Poft- oder Telegraphengebühren begrün- 
dete Strafe verwirft. 


8 277. Wer unter der ihm nicht zuftehenden Bezeich- 
nung als Arzt oder als eine andere approbirte Medizinal- 
perfon oder unberechtigt unter dem Namen folcher Perjonen 
ein Zeugniß über feinen oder eines Anderen Gefundheitszuftand 
ausftellt oder ein derartiges echte8 Zeugniß verfälicht und 
davon zur Täufchung von Behörden oder Verficherungsgefell- 
Ichaften Gebrauch macht, wird mit Gefängniß bis zu Einem 
Sabre beftraft. 

8 278. Aerzte und andere approbirte Medizinalperjonen, 
welche ein unrichtige8 Zeugniß über den Gejundheitszuftand 
eine Menfchen zum Gebrauche bei einer Behörde oder Vers 
jiherungsgefellichaft wider beſſeres Wiſſen ausftellen, werden 
mit Gefängniß von Einem Monat bis zu zwei Jahren beftraft. 

8 279. Wer, um eine Behörde oder eine Verficherungs- 
gefellichaft über feinen oder eines Anderen Gefundheitszuftand 
zu täujchen, von einem Zeugniffe der in den SS 277 und 278 
bezeichneten Art Gebraud) ar wird mit Gefängniß bis zu 
Einem Jahre beftraft. 

S 280, Neben einer nach Vorjchrift der 88 267, 274, 
275, 277 bis 279 erkannten Gefsnmmiinrafe kann auf Ver⸗ 
luſt der bürgerlichen Ehrenrechte erkannt werden. 


Vierundzwanzigſter Abſchnitt. 


Bankerutt. 
Di 281—283 find d Konkurs⸗Ord 209 - 214 
(88 Pr der San A . Fi 898). nung 66 
K. O. 8 239. Schuldner, welche ihre Zahlungen ein- 
geftellt haben, oder über deren Vermögen das Konkursverfahren 
Kompendium über Militärrecht. 95 
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eröffnet worden ift, werden wegen betrüglichen Banferutt3 mit 
Zuchthaus beftraft, wenn fie in der Abficht, ihre Gläubiger zu 
benachtheiligen, 

1. Bermögenzftüde verheimlicht oder bei Seite gejchafft 


2. Schulden oder Rechtsgeſchäfte anerfannt oder aufgeitellt 
haben, weldye ganz oder theilweife erdichtet find, 

3. Handelsbücher zu führen unterlaffen haben, deren Führung 
ihnen gefeglich oblag, oder 

4. ihre Handel3bücher vernichtet oder verheimlicht oder fo 
geführt und verändert haben, daß diejelben Teine Ueber- 
fiht de3 Vermögenszuftandes gewähren. 
Sind mildernde Umstände vorhanden, jo tritt Gefängniß- 

ftrafe nicht umter drei Monaten ein. 


K. O. 8240. Schuldner, welche ihre Jahlungen einge⸗ 
ſtellt haben, oder über deren Vermögen das Konkursverfahren 
eröffnet worden iſt, werden wegen einfachen Bankerutts mit 
Gefängniß beſtraft, wenn ſie 

1. durch Aufwand, Spiel oder Wette, oder durch Differenz- 
handel mit Waaren oder Börfenpapieren übermäßige 
Summen verbraucht haben oder jchuldig geworden find; 

2. in der Abficht, die Eröffnung des Konfursverfahrens hin⸗ 
auszuſchieben, Waaren oder Werthpapiere auf Kredit 
entnommen und dieſe Gegenftände erheblich unter dem 
Werthe in einer den Anforderungen einer ordnungsmäßigen 
Wirthſchaft widerfprechenden Weife veräußert oder fonft 
weggegeben haben; 

3. Handelsbücher zu führen unterlaffen haben, deren Führung 
ihnen geſetzlich oblag, oder dieſelben verheimlicht, ver- 
nichtet oder jo unordentlich geführt haben, daR fie feine 
Ueberficht ihre8 Vermögenszuftandes gewähren, oder 

4. es gegen die Beitimmung des Handelsgeſetzbuchs unter- 
laffen haben, die Bilanz ihres Vermögens in der vor- 
gefchriebenen Zeit zu ziehen. 

Neben der Gefängnißftrafe kann in den Fällen der Wr. 1, 
2 auf Verluſt der bürgerlihen Ehrenrechte erkannt 
werden. 

Sind mildernde Umftände vorhanden, fo kann auf 
Geldftrafe bis zu fechstaufend Mark erfannt werden. 


K. O. 8 241. Schuldner, welche ihre Zahlungen ein- 
Al haben, oder über deren Vermögen das Konfursver- 
fahren eröffnet worden ift, werden mit Gefängniß bis zu zwei 
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Jahren beftraft, wenn fie, obwohl fie ihre Zahlungsunfähig- 
feit fannten, einem Gläubiger in der Abficht, ihn vor den 
übrigen Gläubigern zu begünftigen, eine Sicherung oder Be- 
friedigung gewährt haben, welche derfelbe nicht oder nicht in 
der Art oder nicht zu der Zeit zu beanjpruchen hatte. 

Sind mildernde Umftände vorhanden, fo fann auf Geld 
ftrafe bis zu fechstaufend Mark erkannt werden. 

K. O. 8 242, Mit Zuchthaus bis zu zehn Jahren wird 
beitraft, wer 

1. im Intereſſe eines Schuldners, welcher feine Zahlungen 
eingeftellt hat, oder über deſſen Vermögen das Konfuröver- 
fahren: eröffnet worden ift, Vermögensſtücke desjelben ver- 
heimlicht oder bei Seite gejchafft hat, oder 

2. im Intereſſe eines ſolchen Schuldners, oder, um fid) 
oder einem Anderen Vermögensvortheil zu verjchaffen, in dem 
Verfahren erdichtete Forderungen im eigenen Namen oder 
durch vorgefchobene Perjonen geltend gemacht hat. 

Sind mildernde Umftände vorhanden, jo tritt Gefängniß- 
ſtrafe oder Geldftrafe bis zu fechstaufend Marl ein. 


K. O. 8 243. Ein Gläubiger, welcher fid) von dem 
Gemeinſchuldner oder anderen Perfonen befondere Bortheile 
dafür hat gewähren oder verfprechen Laffen, daß er bei den 
Abftimmungen der Konfursgläubiger in einem gewiffen Sinne 
jtimme, wird mit Geldftrafe bis zu dreitaufend Mark oder 
mit Gefängniß bis zu Einem Jahre beſtraft. 

K. O. 8 244. Die Strafvorjchriften der 88 239—241 
finden gegen die Mitglieder des Borftandes einer Aftien- 
gejellihaft oder eingetragenen Genoſſenſchaft und gegen die 
Liquidatoren einer Handelsgejellihaft oder eingetragenen Ge⸗ 
noffenjchaft, welche ihre Zahlungen eingeftellt hat, oder über 
deren Vermögen das Konfursverfahren eröffnet worden ift, 
Anwendung, wenn fie in diefer Eigenfchaft die mit Strafe 
bedrohten Handlungen begangen haben. 


Fünfundzwanzigfter Abſchnitt. 
Strafbarer Eigennub und Verlekung fremder Geheimniffe. 
S 284. Wer aus dem Glücksſpiele ein Gewerbe macht, 
wird mit Gefängniß bis zu zwei Jahren beftraft, neben 
welchem auf Geldftrafe von dreihundert bis zu ſechstauſend 
Mark, fowie auf Verluſt der bürgerlichen Ehrenrechte erkannt 
werden Tann. | | 


25* 
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ft der Verurtheilte ein Ausländer, fo ift die Landes⸗ 
polizeibehörde befugt, venjelben aus dem YBundesgebiete zu 
verweilen. 

8 285. Der Inhaber eines öffentlichen Verfammlungs- 
orts, welcher Glücksſpiele daſelbſt geftattet oder zur Ber- 
heimlichung folcher Spiele mitwirkt, wird mit Geldſtrafe bi 
zu eintaufendfinfhundert Mark beftraft. 


8 286. Wer ohne obrigfeitlihe Erlaubniß öffentliche 
Lotterien veranftaltet, wird mit Gefängniß bis zu zwei Jahren 
oder mit Gelditrafe bis zu dreitaufend Mark befkaft, 

Den Lotterien find öffentlich veranflaltete usfpielungen 
beweglicher oder unbeweglicher Sachen gleich zu achten. 


287. Statt 1% R. G. über Markenſchutz vom 30. Rov. 1874 
R. G. Bl. S.143 85 14 ff. und (ab 1. DE. 1898 ausſchließlich) NR. ©. 

zum Schu der Waarenbezeihnungen vom 12. Mai 1894 R. ©. Bl. 

&.441 88 14—19, 24. 

8 288. Wer bei einer ihm drohenden Zwangsvollſtreckung 
in der Abficht, die Befriedigung des Gläubigers zu vereiteln, 
Beitandtheile ſeines Vermögens veräußert oder bei Seite 
Ichafft, wird mit Gefängniß bis zu zwei Jahren beftraft. 

Die Verfolgung tritt nur auf Antrag des Gläubigers ein. 


8 289. Wer feine eigene bewegliche Sache, oder eine 
fremde bewegliche Sache zu Gunſten des Eigenthümerg der- 
jelben, dem Nutznießer, Pfandgläubiger oder demjenigen, 
welchem an der Sache ein Gebrauchs⸗- oder Zurücdbehaltungs- 
recht zufteht, in rechtswidriger Abſicht wegnimmt, wird mit 
Gefängniß bis zu drei Jahren oder mit Geldftrafe bis zu 
neunhundert Mark beitraft. 

Neben der Gefängnißftrafe kann auf Verluft der bürger- 
lihen Ehrenrechte erfannt werden. 

Der Verſuch ift ftrafbar. 

Die Verfolgung tritt nur auf Antrag ein. 

Die Beitimmungen des 8 247 Abfat 2 und 3 finden 
auch hier Anwendung. 


290. Deffentlihe Pfandleiher, welche die von ihnen 
in Pfand genommenen Gegenftände unbefugt in Gebrauch 
nehmen, werden mit Gefängniß bis zu Einem Jahre, neben 
welchem auf Geldftrafe bis zu neunhundert Mark erkannt 
werden kann, beitraft. 


8 291. Wer die bei den Mebungen der Artillerie ver- 
ſchoſſene Munition, oder wer Bleikugeln aus den Kugelfängen 
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der Schießjtände der Truppen fich widerrechtlich Queignet, wird 
mit Gefängniß bis zu Einem Yahre oder mit Geldftrafe big 
zu neunhundert Darf beftraft. 


8 292. Wer an Orten, an denen zu jagen er nicht 
berechtigt ift, die Yagd ausübt, wird mit Geldftrafe bis zu 
an ert Mark oder mit Gefängniß bis zu drei Monaten 
eitraft. 

ft der Thäter ein Angehöriger des Jagdberechtigten, fo 
tritt die Verfolgung nur auf Antrag ein. Die Zurüdnahme 
des Antrages ift zuläffig. 


8 293. Die Strafe Tann auf Gelditrafe bis zu fechg- 
hundert Mark oder auf Gefängniß bis zu Äh 3 Monaten 
erhöht werden, wenn. dem Wilde nicht mit Schteßgewehr oder 

unden, fondern mit Schlingen, Neben, allen oder anderen 

orrichtungen nachgeftellt oder, wern das Vergehen während 
ber geſetzlichen Schonzeit, in Wäldern, zur Nachtzeit oder 
gemeinfchaftlich von Mehreren begangen wird. 

8 294. Wer umnberechtigte8 Jagen gemwerbsmäßig bes 
treibt, wird mit ©efängniß nicht unter drei Monaten be⸗ 
le auch kann auf Verluſt der bürgerlichen Ehrenrechte, 
owie auf Zuläffigfeit von Bolizetaufficht erkannt werden. 


295. Neben der durch das Jagdvergehen verwirften 
Strafe ift auf Einziehung des Gewehrs, des Jagdgeräths 
und der Hunde, welche der Thäter bei dem unberechtigten 
Sagen bei fich geführt bat, ingleichen der Schlingen, Netze, 
Fallen und anderen Vorrichtungen zu erkennen, ohne Unter: 
ſchied, ob fie den Verurtheilten gehören oder nicht. 


8 296. Wer zur Nachtzeit, bei Fackellicht oder unter 
Anwendung fchädlicher oder erplodivender Stoffe unberedhtigt 
fifcht oder krebſt, wird mit Gelditrafe bis zu ſechshundert 
Mark oder mit Gefängniß bis zu ſechs Monaten beitraft. 


8 2968. Ausländer, welche in Deutfchen Küftengewäflern 
unbefugt fijchen, werden mit Geldftrafe bis zu ſechshundert 
Markt oder mit Gefängniß bis & ſechs Monaten beitraft. 

Neben der Geld» oder Gefängnißftrafe ift auf Ein- 
ziehung der Fanggeräthe, welche der Xhäter bei dem un- 
befugten Fiſchen bei ſich geführt Hat, ingleichen der in dem 
Fahrzeug enthaltenen Fiſche zu erkennen, ohne Unterſchied, 
> d a aaewälhe und Filhe dem Verurtheilten gehören 
oder nicht. 
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8297. Ein Reifender oder Schifjsmann, welcher ohne 
Borwilfen des Schiffers, ingleihen ein Schiffer, welcher ohne 
Vorwiſſen des Rheders Gegenftände an Bord nimmt, welche 
das Schiff oder die Ladung gefährden, indem fie die Beichlag- 
nahme oder Einziehung des Schiffes oder der Ladung ver- 
anlaffen können, wird mit Gelditrafe bis zu eintaufend- 
fünfhundert Mark oder mit Gefängniß bis zu zwei Jahren 
beftraft. 

8 298. Ein Sciffsmann, welcher mit der Heuer ent- 
läuft, oder fich verborgen hält, um fi) dem übernommenen 
Dienfte zu entziehen, wird, ohne Unterjchied, ob das Ver—⸗ 
gehen im Inlande oder im Auslande begangen worden ift, 
mit Gefängniß bis zu Einem Yahre beftraft. 

299. Wer einen verjchloffenen Brief oder eine andere 
verjchloffene Urkunde, die nicht zu feiner Kenntnißnahme be- 
ftimmt iſt, vorſätzlich und unbefugter Weiſe eröffnet, wird 
mit Geldftrafe bis zu dreihumdert Mark oder mit Gefängniß 
bis zu drei Monaten beitraft. 

Die Verfolgung tritt nır auf Antrag ein. 

8 300. Rechtsanwalte, Advolaten, Notare, Vertheidiger 
in Straffahhen, Aerzte, Wundärzte, Hebammen, Apotheker, jo- 
wie die Gehülfen diefer Perſonen werden, wenn fie unbefugt 
Privatgeheimniffe offenbaren, die ihnen Traft ihres Amtes, 
Standes oder Gewerbes anvertraut find, mit Gelditrafe big 
zu eintaufendfünfhundert Mark oder mit Gefängniß bis zu 
drei Monaten beftraft. 

Die Verfolgung tritt nur auf Antrag ein. 

8 301. Wer in gewinnjüchtiger Abficht und unter Be⸗ 
nugung des Leichtfinns oder der Unerfahrenheit eines Minder- 
jährigen ſich von demjelben Schulofcheine, Wechfel, Empfangs- 
befenntniffe, Bürgjchaftsinftrumente oder eine andere, eine 
Verpflichtung enthaltende Urkunde ausftellen oder auch nur 
mündlich) ein Zahlungsverſprechen ertheilen läßt, wird mit 
Gefängniß bis zu ſechs Monaten oder mit ©eldftrafe bis zu 
eintaufendfünfhundert Mark beftraft. Ä 

Die Verfolgung tritt nur auf Antrag ein. 

8 302. Wer in gewinnfüchtiger Abficht und unter Be— 
nugung des Leichtfinns oder der Unerfahrenheit eines Minder⸗ 
jährigen fich von demfelben unter Verpfändung der Ehre, auf 
Ehrenwort, eidlich oder unter Ähnlichen DVerjicherungen oder 
Betheuerungen die Zahlung einer Geldjumme oder die Er- 
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füllung einer anderen, auf Gewährung geldwerther den 
gerichteten Verpflichtung aus einem Nechtsgejchäfte verjprechen 
läßt, wird mit Gefängniß bis zu Einem Jahre oder mit 
Geldftrafe bis zu breitaufend Mark beitraft. oo 

Neben der Gefängnißftrafe kann auf Verluſt der bürger- 
lichen Ehrenrechte erfannt werden. 

Diefelbe Strafe trifft denjenigen, welcher fich eine Forde⸗ 
rung, von der er weiß, daß deren Berichtigung ein Meinder- 
jähriger in der vorbezeichneten Weile veriprochen bat, ab⸗ 
treten läßt. 

Die Verfolgung tritt nur auf Antrag ein. 


S 3028. Wer unter Ausbeutung der Nothlage, des 
Leichtfinnd oder der Unerfahrenheit eines Anderen mit Be- 
zug auf ein Darlehn oder auf die Stundung einer Geld- 
forderung oder auf ein anderes zweiſeitiges Nechtögefchäft, 
welches denſelben wirtbichaftlichen Zwecken dienen foll, fich 
oder einem Dritten Vermögensvortheile verjprechen oder ge— 
währen läßt, welche den üblichen Zinsfuß dergeftalt über- 
jchreiten, daß nach den Umftänden des Falles die Vermögens 
vortheile in auffälligem Mißverhältniß zu der Xeiftung ftehen, 
wird wegen Wuchers mit Gefängniß bis zu ſechs Monaten 
umd zugleich mit Geldſtrafe bis zu dreitaufend Mark be» 
ſtraft. Auch kann auf Verluſt der bürgerlichen Chrenrechte 
erfannt werden. | | 

| 302). Wer fich oder einem- Dritten die twucherlichen 
Vermögensvortheile (8 3028) verjchleiert oder wechſelmäßig 
oder unter Derpfändung der Ehre, auf Ehrenmwort, eidlich 
oder unter ähnlichen Verficherungen oder Bethenerungen ver: 
ſprechen Läßt, wird mit Gefängniß bis zu Einem Jahre und 
Angleic) mit Geldſtrafe bis zu fechstaufend Mark beitraft. 
zu ann auf Verluſt der bürgerlichen Ehrenrechte erfannt 
werden. 

8 302c. Diejelben Strafen (8 302a, 8 302b) treffen 
denjenigen, welcher mit Kenntniß des Sachverhalts eine Forde- 
rung der vorbezeichneten Art erwirbt und entweder diefelbe 
weiter veräußert oder die mucherlichen Vermögensvortheile 
geltend macht. 

8 302d. Wer den Wucher (8$ 3022 bis 302c) ge- 
werbs⸗ oder gemohnheitsmäßig betreibt, wird mit Gefängniß 
nicht unter drei Monaten und zugleich mit Gelditrafe von 
einhundertfünfzig bis zu fünfzehntaufend Mark beftraft. Auch 
ift auf Verluſt der bürgerlichen Ehrenrechte zu erfennen. 
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8 302e. Diefelbe Strafe (8 302d) trifft Denienigen, 
welcher mit Bezug auf ein Rechtsgeichäft als der 
im 8 302a bezeichneten Art gewerb3- oder gewohnbeit3- 
mäßig unter Ausbeutung der Notblage, des Leichtfinns oder 
der Unerfahrenheit eines Anderen ſich oder einem Dritten 
Vermögensvortbeile verfprechen oder gewähren läßt, welche 
den Werth der Leiftung dergeftalt überjchreiten, daß nach den 
Umftänden de3 Falles die VBermögensvortheile in auffälligen 

ißverhältniß zu der Leiftung Reben. 


Schsundzwanzigfter Abſchnitt. 
Sachbeſchüdigung. 


8 303. Wer vorſätzlich und rechtswidrig eine fremde 
Sade beſgadigt oder zerſtört, wird mit Geldſtrafe bis zu ein- 
benkarı art oder mit Gefängniß bis zu zwei Jahren 

eitraft. 

Der Verſuch ift ftrafbar. 

Die Verfolgung tritt nur auf Antrag ein. 

das Vergehen gegen einen Angehörigen verübt, jo 
ift die Zurücknahme des Antrages zuläffig. 


8 304. Wer vorfäglih und rechtswidrig Gegenftände 
der Verehrung einer im Staate beftehenden NReligionsgejell« 
haft, oder Sachen, die dem Gottesdienfte gewidmet find, 
oder Grabmäler, öffentliche Denkmäler, Gegenftände der Kunſt, 
der Wifjenjchaft oder des Gewerbes, welche in öffentlichen 
Sammlungen aufbewahrt werden oder öffentlich aufgeftellt 
find, oder Gegenftände, welche zum öffentlichen en, oder 
ir Berjchönerung öffentlicher Wege, Pläte oder Anlagen 
tenen, befchädigt oder zerftört, wird mit ©efängniß bis zu 
drei Jahren oder mit ©eldftrafe bis zu eintaufendfünfhundert 
Mark beitraft. 

Neben der Gefängnißftrafe kann auf Verluft der bürger- 
lichen Ehrenrechte erfannt werden. 

Der Verſuch ift ftrafbar. 

8 305. Wer vorjäglich und rechtswidrig ein Gebäude, 
ein Schiff, eine Brüde, einen Damm, eine gebaute Strafe, 
eine Eijenbahn oder ein andere8 Bauwerk, welche fremdes 
Eigenthbum find, ganz oder theilmeije zerjtört, wird mit 
Gefängniß nicht unter Einem Monat beftraft. 

Der Verſuch iſt ftrafbar. 
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Siebenundzwanzigfter Abſchnitt. 
Gemeingefährlihe Verbrechen und Vergehen. 


5 306. Wegen Brandftiftung wird mit Zuchthaus be- 
ftraft, wer vorjätlich in Brand ſetzt: 

1. ein gi gottesdienftlichen Verſammlungen beftimmtes Ge⸗ 
äude, 

2. ein Gebäude, ein Schiff oder eine Hütte, welche zur 
Wohnung von Menſchen dienen, oder 

3. eine Räumlichkeit, welche zeitweiſe zum Aufenthalt von 
Menſchen dient, und zwar zu einer Zeit, während welcher 
Menſchen in derſelben ſich aufzuhalten pflegen. 


8 307. Die Brandſtiftung (8 306) wird mit Zucht⸗ 
Haus micht unter zehn Jahren oder mit Tebenslänglichem 
Zuchthaus beitraft, wenn Ä 
1. der Brand den Tod eines Menſchen dadurch verurfacht 

bat, daß diefer zur Zeit der That in einer der in Brand 

gefegten Räumlichkeiten fich befand, 

2. die Brandftiftung in der Abficht begangen worden ift, um 
unter Begünftigung derjelben Mord oder Raub zu be- 
gehen oder einen Aufruhr zu erregen, oder 

3. der Branditifter, um das Xöfchen des Feuers zu ver- 
hindern oder zu erjchweren, LXöfchgeräthichaften entfernt 
oder unbrauchbar gemacht hat. 


8 308. Wegen Brandftiftung wird mit Zuchthaus bis 
zu zehn gaben beitraft, wer vorſätzlich Gebäude, Schiffe, 
Hütten, Bergwerke, Magazine, Waarenvorräthe, welche auf 
dazu beftimmten öffentlichen Pläßen lagern, Vorräthe von 
lIandwirtbichaftlichen Erzeugniffen oder von Baus oder Brenn- 
materialien, Yrüchte auf dem Felde, Waldungen oder Torf: 
moore in Brand ſetzt, wenn diefe ©egenftände entweder 
fremdes Eigenthum find, oder zwar dem Brandftifter eigen- 
thümlich gehören, jedoch ihrer Beichaffenheit und Lage na 
geeignet find, das Feuer einer der im 8 306 Nr.1 big 
bezeichneten Räumlichkeiten oder einem der vorftehend bezeich- 
neten fremden Gegenstände mitzutheilen. 

Sind mildernde Umftände vorhanden, fo tritt Gefängnif- 
ftrafe nicht unter ſechs Monaten ein. 

8 309. Wer duch Fahrläffigfeit einen Brand der in 
den SS 306 und 308 bezeichneten Art berbeiführt, wird mit 
Gefängniß big zu Einem Jahre oder mit Geldftrafe bis zu 
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neunhundert Mark und, wenn durch den Brand der Tod eines 
Menichen verurfacht worden ift, mit Gefängniß von Einem 
Monat bis zu drei Jahren beftraft. 

8 310. Hat der Thäter den Brand, bevor derjelbe ent- 
dedt und ein weiterer als der durch die bloße Inbrandſetzung 
bewirfte Schade entjtanden war, wieder gelöſcht, fo tritt 
Straflofigfeit ein. 

8 31. Die gänzliche oder theilweife Zerſtörung einer 
Sache durch Gebrauch von Pulver oder anderen erplodirenden 
Stoffen ift der Inbrandſetzung der Sache gleich zu achten. 

S 312, Wer mit gemeiner Gefahr für Menfchenleben 
vorfäßlich eine Ueberſchwemmung herbeiführt, wird mit Zucht- 
haus nicht unter drei Jahren und, wenn durch die Ueber- 
ſchwemmung der Tod eines Menſchen verurſacht worden ift, 
mit Zuchthaus nicht unter zehn Jahren oder mit lebensläng- 
lichem Zuchthaus beftraft. 

8 313. Wer mit gemeiner Gefahr für das Eigenthum 
vorjätlich eine Ueberſchwemmung herbeiführt, wird mit Zucht 
haus beitraft. 

J jedoch die Abſicht des Thäters nur auf Schutz ſeines 
Eigenthums gerichtet geweſen, ſo iſt auf Gefängniß nicht unter 
Einem Jahre zu erkennen. 


8 314. Wer eine Ueberſchwemmung mit gemeiner Ge— 
fahr für Leben oder Eigenthum durch Fahrläſſigkeit herbei— 
führt, wird mit Gefängniß bis zu Einem Jahre und, wenn 
durch die Ueberſchwemmung der Tod eines Menſchen verur⸗ 
ſacht worden iſt, mit Gefängniß von Einem Monat bis zu 
drei Jahren beſtraft. | 


8 315. Wer vorfäglic Eifenbahnanlagen, Beförderungs- 
mittel oder fonjtiges AR derfelben dergeftalt beſchädigt, 
oder auf der Fahrbahn durch falfche Zeichen oder Signale 
oder auf andere Weife folche Hinderniffe bereitet, daß dadurch 
der Transport in Gefahr gejegt wird, wird mit Zuchthaus 
bis zu zehn Jahren beftraft. 

ft durch Die Handlung eine ſchwere Körperverlegung ver- 
urſacht worden, fo tritt Se Menden nicht unter fünf Jahren 
und, wenn der Tod eines Menjchen verurfacht worden iſt, 
Zuchthausſtrafe nicht unter zehn Jahren oder Tebenslängliche 
Zuchthausſtrafe ein. 


8 316. Wer fahrläffigerweife durch eine der vorbezeich— 
neten Handlungen den Transport auf einer Eifenbahn in Ge— 
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fahr fett, wird mit Gefängniß bis zu Einem Jahre oder mit 
Geldftrafe bis zu neunhundert Markt und, wenn durch die 
Denotung der Tod eines Menfchen verurjacht worden ift, mit 
efängnig von Einem Monat bis zu drei Jahren beftraft. 

Gleiche Strafe trifft die zur Leitung der Eifenbahnfahrten 
und zur Aufficht über die Bahn und den Beförderungsbetrieb 
angeftellten Perjonen, wenn fie durch Bernachläffigung der 
ihnen obliegenden Pflichten einen Transport in Gefahr jegen. 


8 317. Wer vorjäglih und rechtswidrig den Betrieb 
einer zu öffentlichen Zwecken dienenden Zelegraphenanlage 
dadurch verhindert oder gefährdet, daß er Theile oder Zu- 
behörungen derfelben bejchädigt oder Veränderungen daran 
vornimmt, wird mit Gefängniß von Einem Monat bis zu drei 
Jahren beſtraft. 

8 318. Wer fahrläſſigerweiſe durch eine der vorbezeich— 
neten Handlungen den Betrieb einer zu öffentlichen Zwecken 
dienenden ZTelegraphenanlage verhindert oder gefährdet, wird 
mit Gefängniß bis zu Einem Jahre oder mit Geldftrafe bis 
zu neunhundert Mark beftraft. 

Gleiche Strafe trifft die zur Beauffichtigung und Bedie- 
nung der XZelegraphenanlagen und ihrer Bubehörungen an- 
geftellten Perſonen, wenn fie durch Vernachläffigung der ihnen 
obliegenden Pflichten den Betrieb verhindern oder gefährden. 


8 3183. Die Vorfchriften in den SS 317 und 318 finden 
gleichmäßig Anwendung auf die Verhinderung oder Gefährdung 
de Betriebes der zu öffentlichen Zwecken dienenden Rohrpoft- 
anlagen. 

Unter Zelegraphenanlagen im Sinne der 88 317 und 318 
{ind Fernfprechanlagen mitbegriffen. 

8 319. Wird einer der in den SS 316 und 318 er- 
wähnten Angeftellten wegen einer der in den 88 315 bis 318 
bezeichneten Handlungen verurtheilt, fo kann derjelbe zugleich 
für unfähig zu einer Beichäftigung im Eijenbahn- oder Tele 
graphendienfte oder in beftimmten Zweigen diefer Dienite er- 
flärt werden. 

® 320. Die Vorſteher einer Eifenbahngefellfchaft, ſowie 
die Vorfteher einer zu Öffentlichen Zwecken dienenden Tele— 
graphenanftalt, welche nicht fofort nad) Mittheilung des vechtS- 
fräftigen Erkenntniſſes die Entfernung des Verurtheilten be- 
wirken, werden mit Geldftrafe bis zu dreihundert Mark oder 
mit Gefängniß bis zu drei Monaten beitraft. 
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neunhundert Mark und, wenn durch) den Brand der Tod eines 
Menſchen verurfacht worden ift, mit Gefängniß von Einem 
Monat bis zu drei Jahren beftraft. 

8 310. Hat der Thäter ven Brand, bevor derſelbe ent: 
deckt und ein weiterer al3 der durch die bloße Inbrandſetzung 
bewirkte Schade entjtanden war, wieder gelöfcht, jo tritt 
Straflofigfeit ein. 

& 311. Die gänzliche oder theilweife Berftörung einer 
Sache durch Gebrauch von Pulver oder anderen erplodirenden 
Stoffen ift der Inbrandſetzung der Sache gleich zu achten. 

8 312. Wer mit gemeiner Gefahr für Menjchenleben 
vorfäglich eine Ueberſchwemmung herbeiführt, wird mit Zucht- 
haus nicht unter drei Jahren und, wenn durch die Ueber- 
Ihwenmung der Tod eines Menfchen verurfacht worden ift, 
mit Zuchthaus nicht unter zehn Jahren oder mit lebensläng— 
lichem Zuchthaus beftraft. 

8 313. Wer mit gemeiner Gefahr für das Eigenthum 
vorfätlich eine Ueberſchwemmung herbeiführt, wird mit Zucht« 
haus beſtraft. 

Iſt jedoch die Abficht des Thäters nur auf Schuß feines 
Eigenthums gerichtet gemwejen, fo ift auf Gefängniß nicht unter 
Einem Jahre zu erfennen. 


8 314. Wer eine Ueberſchwemmung mit gemeiner Ge— 
fahr für Leben oder Eigenthum durch Fahrläffigfeit herbei- 
führt, wird mit Gefängniß bis zu Einem Jahre und, wenn 
durch die Ueberſchwemmung der Tod eines Menjchen verur- 
acht worden ift, mit Gefängniß von Einem Monat bis zu 
drei Jahren beitraft. | 


8 315. Wer vorfäglic Eifenbahnanlagen, Beförderungs- 
mittel oder fonftiges BSH derfelben dergeſtalt beſchädigt, 
oder auf der Fahrbahn durch falſche Zeichen oder Signale 
oder auf andere Weiſe ſolche Hinderniſſe bereitet, daß dadurch 
der Transport in Gefahr geſetzt wird, wird mit Zuchthaus 
bis zu zehn Jahren beſtraft. 

Iſt ur die Handlung eine ſchwere Körperverlekung ver- 
urfacht worden, fo tritt Se Merten nicht unter fünf Jahren 
und, wenn der Tod eines Menichen verurſacht worden iſt, 
Zuchthausſtrafe nicht unter zehn Jahren oder lebenslängliche 
Zuchthausſtrafe ein. 


8 316. Wer fahrläffigermeife durch eine der vorbezeich— 
neten Handlungen den Transport auf einer Eifenbahn in Ge— 
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fahr fett, wird mit Gefängniß bis zu Einem Jahre oder mit 

Geldſtrafe bis zu neunhundert Marf und, wenn durch die 

—— der Tod eines Menſchen verurſacht worden iſt, mit 
eflingniß von Einem Monat bis zu drei Jahren beſtraft. 

Gleiche Strafe trifft die zur Leitung der Eiſenbahnfahrten 
und zur Aufſicht über die Bahn und den Beförderungsbetrieb 
angeſtellten Perſonen, wenn ſie durch Vernachläſſigung der 
ihnen obliegenden Pflichten einen Transport in Gefahr ſetzen. 

8 317. Wer vorſätzlich und rechtswidrig den Betrieb 
einer zu öffentlichen Zwecken dienenden Zelegraphenanlage 
dadurch verhindert oder gefährdet, daß er Theile oder Zu— 
behörungen verjelben bejchädigt oder Veränderungen daran 
vornimmt, wird mit Gefängniß von Einem Monat biß zu drei 
Jahren beftraft. | 

8 318. Wer fahrläffigerweife durch eine der vorbezeich— 
neten Handlungen den Betrieb einer zu öffentlichen Zwecken 
dienenden Telegraphenanlage verhindert oder gefährdet, wird 
mit Gefängniß bis zu Einem Jahre oder mit Geldftrafe bis 
zu neunhundert Mark beftraft. 

Gleiche Strafe trifft die zur Beauffichtigung und Bedie— 
nung der Telegraphenanlagen und ihrer Zubehörungen an— 
geftellten Perſonen, wenn fie durch Vernadhläffigung der ihnen 
obliegenden Pflichten den Betrieb verhindern oder gefährden. 


S 318a. Die Vorfchriften in den 88 317 und 318 finden 
gleichmäßig Anwendung auf die Verhinderung oder Gefährdung 
bei Betriebes der zu öffentlichen Zwecken dienenden Rohrpoft- 
anlagen. 

Unter Zelegraphenanlagen im Sinne der SS 317 und 318 
find Fernſprechanlagen mitbegriffen. 

8 319. Wird einer der in den SS 316 und 318 er- 
wähnten Angeftellten wegen einer der in den SS 315 bis 318 
bezeichneten Handlungen verurtheilt, fo Tann derjelbe zugleich 
für unfähig zu einer Beihäftigung um Eifenbahn- oder Tele⸗ 
graphendienfte oder in beftimmten Zweigen diefer Dienfte er: 
flärt werden. 

® 320. Die Vorfteher einer Eifenbahngefellfchaft, ſowie 
die Vorfteher einer zu öffentlihen Zwecken dienenden Tele— 
geapbenanftcht, welche nicht fofort nad) Mittheilung des rechts⸗ 
fräftigen Erfenntniffes die Entfernung des Verurtheilten be- 
wirken, werden mit Geldftrafe bis zu dreihundert Mark oder 
mit Gefängniß bis zu drei Monaten beftraft. | 
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Gleiche Strafe trifft denjenigen, welcher für unfähig zum 
Eifenbahn- oder ZTelegraphendienfte erklärt worden ift, wenn 
er jich nachher bei einer Eifenbahn- oder Zelegrapbenanftalt 
wieder anftellen Täßt, ſowie diejenigen, welche ihn wieder an- 
geftellt haben, obgleich ihnen die erfolgte Unfähigkeitserklärung 
befannt war. 

S 321. Wer vorjätlih Wafferleitungen, Schleufen, 
Wehre, Deihe, Dämme oder andere Wafferbauten, oder 
Brücken, Fähren, Wege oder Schutiwehre, oder dem Derg- 
werföbetriebe dienende Vorrichtungen zur Waſſerhaltung, zur 
Wetterfübrung oder zum Ein- und Ausfahren der Arbeiter 
zeritört oder beſchadigt oder in ſchiffbaren Strömen, Flüſſen 
oder Kanälen das Fahrwaſſer ſtört und durch eine dieſer 
Ar Gefahr für das Leben oder die Geſundheit Anderer 
Fa wird mit Gefängniß nicht unter drei Monaten 
eitraft. 

Iſt durch eine diefer Handlungen eine jchmere Körper: 
verleßung verurſacht worden, fo tritt Zuchthausſtrafe bis zu 
fünf Jahren und, wenn der Zod eines Menfchen verurſacht 
worden tft, Zuchthaugftrafe nicht unter fünf Jahren ein. 

8 322. Wer vorfäklich ein zur Sicherung der Schifffahrt 
beftimmtes Feuerzeichen oder ein anderes zu dieſem Zwecke 
aufgeftellte8 Zeichen zerftört, wegſchafft oder unbrauchbar macht, 
oder ein folches Feuerzeichen auglöfcht oder feiner Dienftpflicht 
zuwider nicht aufftellt, oder ein falfches Zeichen, welches geeig- 
net ijt, die Schifffahrt unficher zu machen, aufitellt, insbeſon⸗ 
dere zur Nachtzeit auf der Strandhöhe Feuer anzündet, welches 
die Schifffahrt zu gefährden geeignet ift, wird mit Zuchthaus 
bis zu zehn Jahren beitraft. 

dur) die Handlung die Strandung eined Schiffes 
verurſacht worden, fo tritt Zuchthausftrafe nicht unter fünf 
Kahren und, wenn der Tod eines Menſchen verurjacht worden 
it, Zuchthausſtrafe nicht unter zehn Jahren oder lebensläng- 
liche Zuchthausftrafe ein. 

8 323. Wer vorfäglich die Strandumg oder das Sinfen 
eines Schiffes bewirkt und dadurch Gefahr für das Leben eines 
Anderen berbeiführt, wird mit Zuchthaus nicht unter fünf 
Jahren und, wenn durch die Handlung der Tod eines Menſchen 
verurſacht worden ift, mit Zu ons nicht unter zehn Jahren 
oder mit lebenslänglichem Zuchthaus beftraft. 

8 324. Wer vorjäglicd Brunnen- oder Wafjerbebälter, 
welche zum Gebrauche Anderer dienen, oder Gegenftände, welche 
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zum öffentlichen Verkaufe oder Verbrauche beftinunt find, ver- 
giftet oder denfelben Stoffe beimifcht, von denen ihm bekannt 
ift, daß ſie die menfchliche Geſundheit zu zerftören geeignet 
find, ingleihen wer ſolche vergiftete oder mit gefährlichen 
Stoffen vermifchte Sachen wilfentlih und mit Verſchweigung 
diefer Eigenſchaft verkauft, feilhält oder ſonſt in Verkehr bringt, 
wird mit Zuchthaus bis zu zehn Jahren und, wenn durch die 
andlung der Tod eines Meenfchen verurfacht worden ift, mit 
uchthaus nicht unter zehn Jahren oder mit lebenslänglichem 
uchthaus beitraft. 


8 325. Neben der nach den Vorfchriften der SS 306 
bis 308, 311 bis 313, 315, 321 bis 324 erfannten Zucht⸗ 
hausſtrafe kann auf Zuläſſigkeit von Polizeiaufficht erkannt 
iwerden. 


8 326. Iſt eine der in den 88 321 bis 324 bezeid- 
neten Handlungen aus Yahrläffigkeit begangen worden, fo ift, 
wenn durch die Handlung ein Schaden verurfacht morden it, 
auf Gefängniß bis zu Einem Jahre und, wenn der Tod eines 
Menſchen verurfacht worden ift, auf Gefängniß von Einem 
Monat bis zu drei Jahren zu erfennen. 


327. Wer die Abfperrungs- oder Auffichtsmaßregeln 
oder Einfuhrverbote, welche von der zuftändigen Behörde zur 
Verhütung des Einführen oder Verbreitens einer anitedenden 
Krankheit angeordnet worden find, wiſſentlich verlegt, wird 
mit ©efängniß bis zu zwei Jahren beftraft. 

ft infolge diefer Verlegung ein Menſch von der an- 
jtedenden Krankheit ergriffen worden, fo tritt Gefängnißftrafe 
von drei Monaten bis zu drei Jahren ein. 


328. Wer die Abfperrungs- oder Auffichtsmaßregeln 
oder Einfuhrverbote, welche von der zuftändigen Behörde zur 
Verhütung des Einführens oder Verbreitens von Viehſeuchen 
angeordnet worden find, wifjentlich verlegt, wird mit Gefäng: 
niß bis zu Einem Jahre beſtraft. 

Iſt infolge diefer Verlegung Vieh von der Seuche er- 
griffen worden, jo tritt Gefängnißftrafe von Einem Monat bi 
zu zwei Jahren ein. 

8 329. Wer die mit einer Behörde gejeoffenen Liefe⸗ 
rungsverträge über Bedürfniſſe des Heeres oder der Marine 
zur Zeit eines Krieges, oder über Lebensmittel zur Abwendung 
oder Beſeitigung eines Nothſtandes vorſätzlich entweder nicht 
zur beſtimmten Zeit oder nicht in der vorbedungenen Weiſe 
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erfüllt, wird mit Gefängniß nicht unter ſechs Monaten beftraft; 
ac) fann auf Verluft der bürgerlichen Ehrenrechte erkannt 
werden. 

Liegt der Nichterfüllung des Vertrages Fahrläſſigkeit zum 
Grunde, fo ift, wenn durch die Handlung ein Schaden ver- 
urjacht worden ift, auf Gefängniß bis zu zwei Jahren zu er- 
ennen. | 

Diefelben Strafen finden auch gegen die Unterlieferanten, 
Vermittler und Bevollmächtigten des Lieferanten Anwendung, 
welche mit Stenntniß des Zweckes der Lieferung die Nicht- 
erfüllung derjelben vorfätlich oder aus Fahrläffigfeit ver- 
urjachen. 

8 330. Wer bei der Leitung oder Ausführung eines 
Baues wider die allgemein anerkannten Negeln der Baukunſt 
dergeftalt handelt, daß hieraus für Andere Gefahr entfteht, 
wird mit Geldftrafe bis zu neunhundert Mark oder mit Ge— 
fängnig bis zu Einem Jahre beſtraft. 


Ahtundzwanzigfter Abſchnitt. 
Verbrechen und Vergehen im Amte. 


8 331. Ein Beamter, welcher für eine in fein Amt ein- 
ſchlagende, an fich nicht pflichtwidrige Handlung Geſchenke oder 
andere Vortheile annimmt, fordert oder fich verjprechen läßt, 
wird mit Geldftrafe bis zu dreihundert Mark oder mit Ge- 
fängniß bis zu fechd Monaten beftraft. 


S 332. Ein Beamter, welcher für eine Handlung, die 
eine Verlegung einer Amts- oder Dienftpflicht enthält, Ge— 
Ihenfe oder andere Vortheile annimmt, fordert oder ſich ver- 
ſprechen läßt, wird wegen Beftechung mit Zuchthaus bis zu 
fünf Jahren beftraft. 

ind mildernde Umftände vorhanden, fo tritt Gefängniß- 
itrafe ein. 


S 333. Wer einem Beamten oder einem Mitgliede der 
bewaffneten Macht Gefchenfe oder andere Vortheile anbietet, 
verfpricht oder gewährt, um ihn zu einer Handlung, die eine 
Verlegung einer Amts- oder Dienftpflicht enthält, zu beftimmen, 
wird wegen Beftechung mit Gefängniß beftraft; auch kann auf 
Berluft der bürgerlichen Ehrenrechte erfannt werden. 

ind mildernde Umftände vorhanden, fo kann auf Geld⸗ 
ftrafe bi zu eintaufendfünfhundert Mark erfannt werden. . 
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Ss 334. Ein Richter, Schiedsrichter, Gejchworener oder 
Schöffe, welcher Gejchenfe oder andere Vortheile fordert, an- 
nimmit oder fich veriprechen läßt, um eine Nechtsfache, deren 
Leitung oder Entſcheidung ihm obliegt, zu Gunften oder zum 
Nachtheile eines DBetheiligten zu leiten oder zu entjcheiden, 
wird mit Zuchthaus beftraft. 

Derjenige, welcher einem Richter, Schiedsrichter, Geſchwo— 
renen oder Schöffen zu dem vorbezeichneten Zwecke Gejchenfe 
oder andere Vortheile anbietet, verjpricht oder gewährt, wird 
mit Zuchthaus beftraft. Sind mildernde Umftände vorhanden, 
fo tritt Gefängnißftrafe ein. Ä | 


S 335. In den Fällen der SS 331 bis 334 ift im 
Urtheile das Empfangene oder der Werth desfelben für dem 
Staate verfallen zu erklären. 


S 336. Ein Beamter oder Schiedsrichter, ‘welcher fich 
bei der Leitung oder Entfcheidung einer Rechtsſache vorſätzlich 
zu Gunften oder zum Nachtheile einer Partei einer Beugung 
des Nechtes fehuldig macht, wird mit Zuchthaus bis zu fünf 
Jahren beitraft. 


S 337. Ein Geiftlicher oder anderer Weligionsdiener, 
welcher zu den religiöjen eierlichfeiten einer Eheſchließung 
jchreitet, bevor ihm nachgewiefen worden ift, daß die Ehe vor 
dem Standesbeamten gejchloffen fei, wird mit ©elditrafe bis 
zu dreihundert Mark oder mit Gefängniß bis zu drei Mo- 
naten beitraft. 

Eine ftrafbare Sardcung ift nicht vorhanden, wenn der 
Geiftliche oder der Neligionsdiener im alle einer lebens— 
gefährlichen, einen Aufſchub nicht geftattenden Erkrankung eines 
Fr Verlobten zu den religiöfen Feierlichkeiten der Eheſchließung 

reitet. 


8 338. Ein Religionsdiener oder Perjonenftandsbeanter, 
welcher, mifjend, daß eine PBerfon verheirathet ift, eine neue 
a nen Schließt, wird mit Zuchthaus bis zu fünf Jahren 

eitraft. 


8 339. Ein Beamter, welcher duch Mißbrauch feiner 
Amtsgewalt oder durch Androhung eines beftimmten Miß- 
brauchs derjelben Jemand zu einer Handlung, Duldung oder 
Unterlaffung widerrechtlich nöthigt, wird mit Gefängniß beitraft. 

Der Verſuch ift ftrafbar. ' 

In den Fällen der 88 106, 107, 167 und 253 tritt die 
bafelbit angedrohte Strafe ein, wenn die Handlung von einem 
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Beamten, wenn auch ohne Gewalt oder Drohung, aber durch 
Mißbrauch feiner Amtsgewalt oder Androhung eines beftimm- 
ten Mißbrauchs derfelben begangen ift. 

8 340. Ein Beamter, welcher in Ausübung oder in 
Veranlaffung der Ausübung feines Amtes vorjäglih eine 
Körperverlegung begeht oder begehen läßt, wird mit Gefäng- 
niß nicht unter drei Monaten beftrafl. Sind mildernde Um- 

nde vorhanden, fo Tann die Strafe bis auf Einen Tag Ge— 
ängniß ermäßigt oder auf Geldftrafe bis zn neunhundert Marf 
erfannt werden. 

Iſt die Körperverletzung eine ſchwere, fo ift auf Zucht⸗ 
haus nicht unter zwei Jahren zu erkennen. Sind mildernde 
Umftände vorhanden, jo tritt Gefängnißftrafe nicht unter 
drei Monaten ein. 

8 341. Ein Beamter, welcher vorjäglich, ohne hierzu 
berechtigt zu fein, eine Verhaftung oder vorläufige Ergreifung 
und Feſtnahme oder Zwangsgeſtellung vornimmt oder vor- 
nehmen läßt, oder die Dauer einer Freiheitsentziehung ver- 
längert, wird nach Vorfchrift des 8 239, jedoch mindefteng 
mit Gefängniß von drei Monaten beftraft. 

8 342, Ein Beamter, der in Ausübung oder in Ver⸗ 
zualaſuns der Ausübung ſeines Amtes einen Hausfriedensbruch 
($ 123) begeht, wird mit Gefängniß bis zu Einem Jahre 
oder mit Geldftrafe biß zu neunhundert Mark beftraft. 

S8 343. Ein Beamter, welcher in einer Unterjuchung 
Ziwangsmittel anwendet oder anwenden läßt, um Geſtändniſſe 
oder Ausfagen zu erpreffen, wird mit Zuchthaus bis zu fünf 
Jahren beftraft. 

8 344. Ein Beamter, welcher vorjäglich zum Nachtheile 
einer Perjon, deren Unſchuld ihm befannt ift, die Erd 
oder Fortjegung einer Unterfuchung beantragt oder beichliekt, 
wird mit Zuchthaus beftraft. 

8 345. Gleiche Strafe trifft den Beamten, welcher 
vorfäglich eine Strafe vollftreden läßt, von der er weiß, daß 
fie überhaupt nicht oder nicht der Art oder dem Maße nad) 
volfftredt werden darf. 

Iſt die Handlung aus Fahrläffigleit begangen, fo tritt 
Gefängnißftrafe oder Feftungshaft bis zu Einem Jahre oder 
Geldftrafe bis zu neunhundert Mark ein. 

$ 346. Ein Beamter, welcher vermöge feines Amtes 
bei Ausübung der Strafgewalt oder bei Voliftredung ber 
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Strafe mitzumwirten bat, wird mit Zuchthaus bis zu fünf 
ahren beftraft, wenn er in der Abficht, Jemand der gejek- 
lichen Strafe recht3widrig zu entziehen, die Verfolgung einer 
ftrafbaren Handlung unterläßt oder eine Handlung begeht, 
welche geeignet ift, eine Freiſprechung oder eine dem Gefeke 
nicht entjprechende Beftrafung zu bewirken, oder die Voll- 
ftredung der ausgefprochenen Strafe nicht betreibt, oder eine 
gelindere als die erkannte Strafe zur Vollftredung bringt. 
Sind mildernde Umftände vorhanden, jo tritt Gefängniß- 
ftrafe nicht unter Einem Monat ein. 


347. Ein Beamter, welcher einen Gefangenen, deſſen 
Beauffichtigung, Begleitung oder Bewachung ihm anvertraut 
ift, vorjätlich entweichen läßt oder deſſen Befreiung vorjäglich 
bewirkt oder befördert, wird mit Zuchthaus bis zu fünf Jahren 
beftraft. Sind mildernde Umstände vorhanden, fo tritt Ge⸗ 
fängnißftrafe nicht unter Einem Monat ein. 

Iſt die Entweihung durch Fahrläffigfeit befördert oder 
erleichtert worden, fo tritt Gefängnißftrafe bis zu ſechs Mo⸗ 
naten oder Geldftrafe bis zu ſechshundert Mark ein. _ 

8 348. Ein Beamter, welcher, zur Aufnahme öffent- 
licher Urkunden befugt, innerhalb feiner Zuftändigfeit vorjäß- 
lich eine rechtlich erhebliche Thatſache falfch beurfundet oder 
im öffentliche Negifter oder Bücher falſch einträgt, wird mit 
Gefängniß nicht unter Einem Monat beftraft. 

Dieſelbe Strafe trifft einen Beamten, welcher eine ihm 
amtlich anvertraute oder zugängliche Urkunde vorfäglich ver- 
nichtet, bei Seite jchafft, beichädigt oder verfälfcht. 

8 349. Wird eine der im $ 348 bezeichneten Hand- 
lungen in der Abficht begangen, ſich oder einem Anderen einen 
Vermögensvortheil zu verichaffen oder einem Anderen Schaden 
zuzufügen, fo ift auf Zuchthaus bis zu zehn SYahren und zu- 
gleich auf Geldftrafe von einhundertfünfzig bis zu dreitaufend 
Mark zu erkennen. 

8 350. Ein Beamter, welcher Gelder oder andere 
Sachen, die er in amtlicher Eigenichaft empfangen oder in 
Gewahrſam hat, unterfchlägt, wird mit Gefängniß nicht unter 
drei Monaten beftraft; auch kann auf Verluft der bürgerlichen 
Ehrenrechte erkannt werden. 

Der Verſuch ift ftrafbar. 

8 351. Hat der Beamte in Beziehung auf die Unter- 
ſchlagung die zur Eintragung oder Kontrole der Einnahmen 
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oder Ausgaben beftimmten Rechnungen, Regiſter oder Bücher 
unrichtig geführt, verfälicht oder unterdrüdt, oder umrichtige 
Abſchlüſſe oder Auszüge aus diefen Rechnungen, Regiftern 
oder Büchern, oder unrichtige Beläge zu denfelben vorgelegt, 
oder ift in Beziehung auf die Unterihlagung auf Fäſſern, 
Beuteln oder Padeten der Geldinhalt fälſchlich bezeichnet, fo 
ift auf Zuchthaus bis zu zehn Jahren zu erkennen. 

Sind mildernde Umftände vorhanden, fo tritt Gefängniß- 
ftrafe nicht unter ſechs Monaten ein. 


8 352. Ein Beamter, Advokat, Anwalt oder fonftiger 
Nechtsbeiftand, welcher Gebühren oder andere Vergütungen 
für amtliche Verrichtungen zu feinem Vortheile zu erheben hat, 
wird, wenn er Gebühren oder Vergütungen erhebt, von denen 
er weiß, daß der Zahlende fie überhaupt nicht oder nur in 
eringerem Betrage verjchuldet, mit Geldſtrafe bis zu drei- 
hundert Mark oder mit Gefängniß bis zu Einem Sabre 


eftraft. 

Der Berfud) ift ftrafbar. 

8 353. Ein Beamter, weldher Steuern, Gebühren oder 
andere Abgaben für eine öffentliche Kaſſe zu erheben hat, wird, 
wenn er Abgaben, von denen er weiß, daß der Zahlende fie 
überhaupt nicht oder nur in geringerem Betrage verjchuldet, 
erhebt und das rechtswidrig Erhobene ganz oder zum heil 
nicht zur Kaffe bringt, mit Gefängniß nicht unter drei Monaten 


eftraft. 

Gleiche Strafe trifft den Beamten, welcher bei amtlichen 
Ausgaben an Geld oder Naturalien dem Empfänger vorjäglich 
und rechtswidrig Abzüge macht und die Ausgaben als voll- 
ftändig geleijtet in Kedmumg ſtellt. 


8 3533. Ein Beamter im Dienſte des Auswärtigen 
Amtes des Deutſchen Reichs, welcher die ıntSverfehtwiegenbeit 
dadurch verlegt, daß er ihm anıtlich . anvertraute oder zu- 
gänglihe Schriftftüde oder eine ihm von feinem Vorgeſetzten 
ertheilte Anmeijung oder deren Inhalt Anderen widerrechtlich 
mittheilt, wird, fofern nicht nach anderen Beftimmungen eine 
Schwerere Strafe vermirft if, mit Gefängniß oder mit Geld- 
itrafe bi8 zu fünftaufend Mark beſtraft. 

Gleiche Strafe trifft einen mit einer auswärtigen Miffton 
betrauten oder bei einer folchen befchäftigten Beamten, welcher 
den ihm durch feinen Vorgeſetzten amtlich ertheilten Ans 
weiſungen vorjäglid) zumiderhandelt, oder welcher in der 
Abficht, feinen Vorgefegten in deſſen amtlichen Handlungen 
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8 354. Ein BPoftbeamter, welcher die der Boll an⸗ 
vertrauten Briefe oder Packete in anderen, als den im Geſetze 
vorgeſehenen Fällen eröffnet oder unterdrückt oder einem 
Anderen wiſſentlich eine ſolche Handlung geſtattet oder ihm 
dabei wiſſentlich Hülfe leitet, wird mit Gefängniß nicht unter 
drei Monaten beitraft. 


8 355. Zelegraphenbeamte oder andere mit der Beauf- 
fichtigung und Bedienung einer zu öffentlichen Zwecken dienen- 
den Zelegraphenanftalt betraute Perjonen, welche die einer 
Zelegraphenanftalt anvertrauten Depeſchen verfälichen oder in 
anderen, als in den im Geſetze vorgejehenen Fällen eröffnen 
oder unterdräden, oder von ihrem Inhalte Dritte rechtswidrig 
benachrichtigen, oder einem Anderen wiſſentlich eine folche 
Handlımg geftatten oder ihm dabei wifjentlich Hilfe Leiften, 
werden mit Gefängniß nicht unter drei Monaten beftraft. 


S 356. Ein Advokat, Anwalt oder ein anderer Nechts- 
beiftand, welcher bei den ihm vermöge feiner amtlichen Eigen- 
haft anvertrauten Angelegenheiten in vderfelben Nechtsfache 
beiden Parteien durch Kath oder Beistand pflichtwidrig dient, 
wird mit Gefängniß nicht unter drei Monaten beftraft. 

Handen derſelbe im Einverſtändniſſe mit der Gegenpartei 
zum Nachtheile ſeiner Partei, ſo tritt Zuchthausſtrafe bis zu 
fünf Jahren ein. 


S 357. Ein Amtsvorgeſetzter, welcher feine Unter⸗ 
gebenen zu einer ftrafbaren Handlung im Amte vorſätzlich 
verleitet oder zu verleiten unternimmt oder eine joldhe ftraf- 
bare Handlung feiner Untergebenen wiffentlich geſchehen läßt, 
bat die auf diefe ftrafbare Handlung angedrohte Strafe 
verwirkt. 

Dieſelbe Beſtimmung findet a einen Beamten Anwen⸗ 
dung, welchem eine Aufficht oder Sontrole über die Amts- 
geichäfte eines anderen Beamten übertragen ift, fofern die von 
diefem legteren Beamten begangene ftrafbare Handlung die 
zur Aufjicht oder Kontrole gehörenden Gejchäfte betrifft. 


S 358. Neben der nach Vorſchrift der SS 331, 339 
bis 341, 352 bis 355 und 357 erkannten ©efängnißftrafe 
fann auf DVerluft der Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher 
Herner auf die Dauer von Einem bis zu fünf fahren erkannt 
werden. | | 


26* 
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8 359. Unter Beamten im Sinne dieſes Strafgefees 
find zu verftehen alle im Dienfte des Reichs oder in um- 
mittelbarem oder mittelbarem ‘Dienfte eines Bundesſtaats auf 
Lebenszeit, auf Zeit oder nur vorläufig angeftellte Perjonen, 
ohne Unterſchied, ob fie einen Dienfteid geleiftet haben oder 
nicht, ingleihen Notare, nicht aber Advokaten und Anwalte. 


Neunundzwanzigfter Abjchnitt. 
Uebertretungen. 
8 360. Mit Geldftrafe bis zu einhundertfünfzig Mark 
oder mit Haft wird beftraft: 

1. wer ohne bejondere Erlaubniß Riffe von Feſtungen oder 
einzelnen Feſtungswerken aufnimmt oder veröffentlicht; 

2. wer außerhalb feine® Gewerbebetriebes heimlich oder 
wider das Verbot der Behörde Vorräthe von Waffen 
oder Schießbedarf aufjammelt; 

3. wer als beurlaubter Refervift oder Wehrmann der Land- 
oder Seewehr ohne Erlaubniß ausmwandert, ebenfo wer 
als Erſatzreſerviſt erfter Klaſſe auswandert, ohne von 
feiner bevorftehenden Auswanderung der Militärbehörde 
Anzeige erftattet zu haben; 

4. wer ohne fohriftlichen Auftrag einer Behörde Stempel, 
Siegel, Stiche, Platten oder andere Formen, weldhe zur 
Anfertigung von Metall» oder Papiergeld, oder von 
ſolchen Papieren, welche nad) 8 149 dem BPapiergelde 
gleich geachtet werden, oder von Stempelpapier, Stempel- 
marfen, Stempelblanfetten, Stempelabdrüden, Poft- oder 
ZTelegraphenwerthzeichen, öffentlichen Bejcheinigungen oder 
Beglaubigungen dienen können, anfertigt oder an einen 
Anderen als die Behörde verabfolgt; 

5. wer ohne Igriftlicen Auftrag einer Behörde den Abdrud 
der in Nr. 4 genannten Stempel, Siegel, Stiche, Platten 
oder Formen, oder einen Drud von Formularen zu den 
dafelbft bezeichneten öffentlichen Papieren, Beglaubigungen 
oder Beicheinigungen unternimmt, oder Abdrüde an einen 
Anderen als die Behörde verabfolgt; 

6. wer Waaren-Empfehlungsfarten, Ankündigungen oder 
andere Drudfachen oder Abbildungen, welche in der Form 
oder Berzierung dem Papiergelde oder den dem Papier- 
gelde nach $ 149 gleich geachteten Papieren ähnlich find, 
anfertigt oder verbreitet, oder wer Stempel, Stiche, 
Platten oder andere Formen, welche zur Anfertigung 
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aan jolhen Drudjachen oder Abbildungen dienen können, 

anfertigt; 

7. wer unbefugt die Abbildung des Kaiferlichen Wappens 
oder von Wappen eines Bundesfürften oder von Landes- 
wappen gebraucht; 

8. wer unbefugt eine Uniform, eine Amtskleidung, ein Amts⸗ 
zeichen, einen Orden oder ein Ehrenzeichen trägt oder 
Titel, Würden oder Adelsprädifate annimmt, ingleichen 
wer fich eines ihm nicht zukommenden Namens einem 
zuftändigen Beamten gegenüber bedient; 

9. wer gefeßlichen Beitimmungen zumwider ohne Genehmigung 
der Staatsbehörde Ausitener-, Sterbe- oder Wittwen- 
fafjen, Berficherungsanftalten oder andere dergleichen Ge- 
jellfchaften oder Anjtalten errichtet, welche beſtimmt find, 
gegen Zahlung eines Einfaufsgeldes oder gegen Leiſtung 
von Geldbeiträgen beim Eintritte gewilfer Bedingungen 
oder Friften, Zahlungen an Kapital oder Rente zu leiften; 

10. wer bei Unglüdsfällen oder gemeiner Gefahr oder Noth 
von der Polizeibehörde oder deren Stellvertreter dur 
Hülfe aufgefordert, Teine Folge leiftet, obgleich er der 
„ufferderung ohne erhebliche eigene Gefahr genügen 
onnte; 

11. wer ungebührlicherweife rubeftörenden Lärm erregt ober 
wer groben Unfug verübt; 

12. wer al3 Pfandleiher oder Rüdfaufshändler bei Ausübung 
feines Gewerbes den darüber erlaffenen Anordnungen 
zuwiderhandelt, insbeſondere den durch Landesgeſetz oder 
Anordnung der zuftändigen Behörde beftimmten Zinsfuß 
überjchreitet; 

13. wer öffentlich oder in Aergerniß erregender Weile Thiere 
boshaft quält oder roh mißhandelt; 

14. wer unbefugt auf einem öffentlichen Wege, einer Straße, 
einem öffentlichen Plage oder in einem öffentlichen DBer- 
Sammlungsorte Glücksſpiele hält. 

In den Fällen der Nummern 1, 2, 4, 5, 6 und 14 
fann neben der Gelditrafe oder der Haft auf Einziehung der 
Riſſe von Feitungen oder Feſtungswerken, der Vorräthe von 
Waffen oder Schießbedarf, der Stempel, Siegel, Stiche, Platten 
oder anderen Formen, der Abdrücke oder Abbildungen, oder 
der auf dem Spieltifche oder in der Bank befindlichen Gelder 
erkannt werden, ohne Unterjchied, ob fie dem Berurtheilten 
gehören oder nicht. 
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8 361. Mit Haft wird beftraft: 

1. wer, nachdem er unter Bolizeiaufficht geftellt worden ift, 
den infolge derfelben ihm auferlegten Beſchränkungen zu- 
widerhanvelt; 

2. wer, nachdem er des Bundesgebietes oder des Gebietes 
eines Bundesſtaats verwieſen if, ohne Erlaubniß zu- 
rückkehrt; 

3. wer als Landſtreicher umherzieht; 

4. wer bettelt oder Kinder zum Betteln anleitet oder aus⸗ 
ſchickt, oder Perſonen, welche ſeiner Gewalt und Aufſicht 
untergeben ſind und zu ſeiner Hausgenoſſenſchaft gehören, 
vom Betteln abzuhalten unterläßt; 

5. wer ſich dem Spiel, Trunk oder Müßiggang dergeſtalt 
hingiebt, daß er in einen Zuſtand geräth, in welchem zu 
ſeinem Unterhalte oder zum Unterhalte derjenigen, zu deren 
Ernährung er verpflichtet iſt, durch Vermittelung der Be- 
hörde fremde Hülfe in Anſpruch genommen werden muß; 

6. eine WeibSperton, welche wegen gewerbsmäßiger Unzucht 
einer polizeilichen Aufjicht unterftellt ift, wenn fie den in 
diefer Hinficht zur Sicherung der Gejundheit, der öffent- 
lihen Ordnung und des öffentlichen Anſtandes erlafjenen 
polizeilichen Vorfchriften zumiderhandelt, oder welche, ohne 
einer ſolchen Aufjicht unterftellt zu fein, gewerbsmäßig 
Unzucht treibt; 

T. wer, wenn er aus öffentlichen Armenmitteln eine Unter- 
ftügung empfängt, fi) aus Arbeitsſcheu weigert, die ihm 
von der Behörde angewiejene, feinen Kräften angemefjene 
Arbeit zu verrichten; 

8. wer nach Verluſt feines bisherigen Unterfommens binmen 
der ihm von der zuftändigen Behörde beftimmten se 
fih fein amdermweitiges Unterfommen verfchafft hat im 
auch nicht nachweifen Tann, daß er folches der von ihm 
angewandten Bemühungen ungeachtet nicht vermocht habe; 

9. wer Kinder oder andere unter feiner Gewalt ftehende 
Perjonen, welche feiner Aufficht untergeben find und zu 
feiner Hausgenoffenfchaft gehören, von der Begehung von 
Diebftählen, fowie von der Begehung ftrafbarer DVer- 
letzungen der Zoll- oder Steuergefeke, oder der Geſetze 
zum Schute der Forſten, der Feldfrüchte, der Jagd oder 
der Fiſcherei abzuhalten unterläßt. Die VBorfchriften 
dieſer Geſetze über die Haftbarkeit für die den Thäter 
treffenden Gelditrafen oder anderen Geldleiftungen werden 
hierdurch nicht berührt; 
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10. wer, obſchon er in der Lage ift, diejenigen, zu deren Er- 
nährımg er verpflichtet ift, zu unterhalten, fich der Unter- 
ae ern troß der Aufforderung der zuftändigen Be⸗ 

örde derart entzieht, daß durch Vermittelung der Behörde 

fremde Hülfe in Anspruch genommen werden muß. 

In den Fällen der Nr. 9 und 10 Tann ftatt der daft 
auf Geldftrafe bis zu einhundertfünfzig Mark erfannt werden. 


8 362. Die nach Vorſchrift des 8 361 Nr. 3 bis 8 
Berurtheilten können zu Arbeiten, welche ihren Fähigkeiten 
und Verhältniſſen angemeſſen find, innerhalb und,  fofern fie 
von anderen freien Arbeitern getrennt gehalten werden, auch) 
außerhalb der Strafanftalt angehalten werden. 

Bei der Berurtheilung zur Haft kann zugleih erkannt 
werden, daß die verurtheilte Perjon nach verbüßter Strafe der 
Zandespolizeibehörde zu überweifen fei. Im alle des 8 361 
Nr. 4 tft diefes jedoh mr dann zuläflig, wenn der Ber- 
urtheilte in den legten drei Jahren wegen diefer Webertretung 
mehrmals rechtskräftig verurtheilt worden ift, oder wenn der- 
felbe unter Drohungen oder mit Waffen gebettelt hat. 

Durch die Ueberweiſung erhält die Landespolizeibehörde 
die Befugniß, die verurtheilte Perſon bis zu zwei Jahren ent- 
weder in ein Arbeitshaus unterzubringen oder zu gemeinnütigen 
Arbeiten zu verwenden. Im alle des S 361 Nr. 6 kann die 
Zandespolizeibehörde die verurtheilte Perjon jtatt in ein Arbeits- 
aus in eine Beſſerungs- oder Erziehungsanftalt oder in ein 

ſyl unterbringen; die Unterbringung in ein Arbeit3haus ift 
unzuläffig, falls die verurtheilte Perfon zur Zeit der Ver- 
urtheilung das achtzehnte Lebensjahr noch nicht vollendet hat. 
ft gegen einen Ausländer auf Ueberweifung an die 
Landespolizeibehörde erkannt, fo kann neben oder an Stelle 
der Unterbringung Verweifung aus dem Bundesgebiet eintreten. 


363. Wer, um Behörden oder Privatperfonen zum 
Zwede feines bejjeren Fortkommens oder des beſſeren Fort- 
kommens eined Anderen zu täufchen, Päfje, Militärabichiede, 
Wanderbücher oder jonftige Legitimationspapiere, Dienft- oder 
Arbeitsbücher oder fonftige auf Grund befonderer Vorfchriften 
auszuftellende Zeugniffe, fowie Führungs» oder Fähigfeitszeug- 
niffe falſch anfertigt oder verfäljcht, oder wifjentli von einer 
jochen faljchen oder verfälichten Urkunde Gebrauch macht, wird 
befr Haft oder mit Geldftrafe bis zu einhundertfünfzig Marf 

aft. 
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Gleiche Strafe trifft denjenigen, welcher zu demjelben 
Bwede von folchen fir einen Anderen auögeftellten echten Ur- 
funden, als ob fie für ihn ausgeftellt ſeien, Gebrauch macht, 
oder welcher jolche für ihn ausgeftellte Urkunden einem Anderen 
zu dem gedachten Zwecke überläßt. 


8 364. Mit Gelditrafe bis zu einhundertfünfzig Marf 
wird beitraft, wer wifjentlich ſchon einmal verwendetes Stempel- 
papier nach gänzlicher oder theilweifer Entfernung der darauf 
gejeßten Schriftzeichen, oder fchon einmal verwendete Stempel- 
marfen, Stempelblanfette oder ausgefchnittene oder ſonſt abge- 
trennte Stempelabdrüde der im 8 276 bezeichneten Art ver- 
äußert oder feilhält. 

Gleiche Strafe trifft denjenigen, welcher wiſſentlich ſchon 
einmal verwendete Poft- oder Telegraphenwerthzeichen nad 
gänglicher oder theilweijer Entfernung des Entwerthungszeichens 
veräußert oder feilhält. 


8 365. Wer in einer Schanfftube oder an einem öffent- 
fihen Vergnügungsorte über die gebotene Polizeiftunde hinaus 
verweilt, ungeachtet der Wirth, fein Vertreter oder ein Polizei- 
beamter ihn zum Fortgehen aufgefordert hat, wird mit Geld- 
ſtrafe bis zu fünfzehn Mark beitraft. 

Der Wirth, welcher das Verweilen feiner Gäfte über 
die gebotene Polizeiftunde hinaus duldet, wird mit Geldftrafe 
bis zu fechzig Mar oder mit Haft bis zu vierzehn Tagen 
beftraft. 

8 366. Mit Geldſtrafe bis zu fechzig Mark oder mit 
Haft bis zu vierzehn Tagen wird beftraft: 

1. wer den gegen die Störung der Feier der Sonn- und 
Teittage erlajfenen Anordnungen zumiderhandelt; 

2. wer in Städten oder Dörfern übermäßig fchnell fährt oder 
reitet, oder auf öffentlichen Straßen oder Pläken der 
Städte oder Dörfer mit gemeiner Gefahr Pferde einfährt 
oder zureitet; 

3. wer auf öffentlichen Wegen, Straßen, Plätzen oder Waſſer⸗ 
ftraßen das Vorbeifahren Anderer muthwillig verhindert; 

4. wer in Städten mit Schlitten ohne feite ‘Deichjel oder 
ohne Geläute oder Schelle fährt; 

5. wer Thiere in Städten oder Dörfern, auf öffentlichen 
Wegen, Straßen oder Pläßen, oder an anderen Orten, 
wo jie durch Ausreißen, Schlagen oder auf andere Weife 
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10. 


Schaden anrichten Tünnen, mit Vernadhläffigung der er- 
forderlichen Sicherheitsmaßregeln ftehen läßt oder führt; 


. wer Hunde auf Menfchen hetzt; 


wer Steine ober andere harte Körper oder- Unrath auf 
Menfchen, auf Pferde oder andere Zug- oder Laftthiere, 
gegen fremde Häujer, Gebäude oder Einjchließungen, oder 
in Gärten oder eingejchloffene Räume wirft; 


. wer nach einer öffentlichen Straße oder Waſſerſtraße, 


oder nad Orten hinaus, wo Menjchen zu verlehren 
pflegen, Sachen, durch deren Umftürzen oder Derabfatten 
Jemand befchädigt werden kann, ohne gehörige Befeftigung 
le ui oder aufhängt, oder Sachen auf eine Weiſe aus— 
giept oder auswirft, daß dadurch Jemand befchädigt oder 
verunreinigt werden Tann; 

wer auf öffentlichen Wegen, Straßen, Pläten oder Waſſer⸗ 
ftraßen Gegenftände, durch welche der freie Verkehr ge 
hindert wird, aufftellt, hinlegt oder liegen läßt; 

wer die zur Erhaltung der Sicherheit, Bequemlichkeit, 


NReinlichkeit und Ruhe auf den öffentlichen Wegen, 


Straßen, Plägen oder Waflerftraßen erlaffenen Polizei- 
verordnnungen übertritt. 


8 3668, Wer die zum Schuge der Dünen und der 


Fluß⸗ und Meeresufer, fowie der auf denfelben vorhandenen 
Anpflanzungen und Anlagen erlaffenen Polizeiverordnungen 
übertritt, wird mit Geldftrafe bis zu einhundertfünfzig Mart 
oder mit Haft beftraft. 


8 367. Mit Geldftrafe bis zu einhundertfünfzig Mark 


oder mit Haft wird beftraft: 
1. wer ohne Borwiffen der Behörde einen Leichnam beerdigt 


oder bei Seite jchafft, oder wer unbefugt einen Theil 
einer Leiche aus dem Gewahrfam der dazu berechtigten 
Perjonen wegnimmt; 


. wer den polizeilichen Anordnungen über vorzeitige Beerdi- 


gungen entgegenhandelt; 


. wer ohne polizeiliche Erlaubniß Gift oder Arzneien, 


jomweit der Handel mit denfelben nicht freigegeben ift, zu- 
bereitet, feilhält, verkauft oder fonft an Andere überläßt; 


. wer ohne die vorgejchriebene Erlaubniß Schießpulver oder 


andere erplodirende Stoffe oder Feuerwerke zubereitet; 


. wer bei der Aufbewahrung oder bei der Beförderung von 
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11. 


12. 


13. 


14. 
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Giftwaaren, Schießpulver oder Feuerwerken, oder bei der 
Aufbewahrung, Beförderung, VBerausgabung oder Ber- 
wendung von Sprengftoffen oder anderen erplodirenden 
Stoffen, oder bei Ausübung der Befugniß zur Zubereitung 
oder Feilhaltung diefer Gegenstände, fowie der Arzneien 
die deshalb ergangenen Verordnungen nicht befolgt; 

wer bei Verfendung oder Seförberung von leicht ent- 
ginbüigen oder ätzenden Gegenftänden durch die Poft die 
deshalb ergangenen Verordnungen nicht befolgt; 


. mer Waaren, Materialien oder andere Vorräthe, welche 


fih leicht von felbft entzünden oder leicht Teuer fangen, 
an Orten oder in Behältniffen aufbewahrt, wo ihre Ent- 
zündung gefährlich werden Tann, oder wer Stoffe, die 
nicht ohne Gefahr einer Entzündung bei einander liegen 
fönnen, ohne Abfonderung aufbewahrt; 


. wer verfälichte oder verdorbene Getränfe oder Eßwaarkn, 


insbeſondere trichinenhaltiges Fleiſch feilhält oder verkauft; 


.wer ohne polizeiliche Erlaubniß an bewohnten oder von 


Menſchen befuchten Orten Selbftgeichoffe, Schlageijen oder 
Tußangeln legt, oder an folchen Orten mit Feuergewehr 
oder anderem Schießwerkzeuge jchießt oder Feuerwerks⸗ 
förper abbrennt; 


. wer einem gefeglichen Verbot zuwider Stoß⸗, Hieb- oder 


Schußwaffen, welde in Stöden oder Röhren oder in 
ähnlicher Weife verborgen find, feilhält oder mit fich führt; 
wer bei einer Schlägerei, in welche er nicht ohne jein 
Berfchulden hineingezogen worden it, oder bei einem An- 
griff fich einer Waffe, insbejondere eines Meſſers oder 
eines anderen gefährlichen Werfzeuges bedient; - 

wer ohne polizeiliche Erlaubniß gefährliche wilde Thiere 
hält, oder wilde oder bösartige Thiere frei umberlaufen 
läßt, oder in Anſehung ihrer die erforderlichen Vorfichts« 
maßregeln zur Verhütung von Beſchädigungen unterläßt; 
wer auf öffentlichen Straßen, Wegen oder Pläßen, auf 
Höfen, in Häufern und überhaupt an Orten, an welchen 
Menſchen verkehren, Brunnen, Keller, Gruben, Oeffnungen 
oder Abhänge dergeftalt unverdedt oder unverwahrt läßt, 
daß daraus Gefahr für Andere entjtehen Tann; 

wer troß der polizeilichen Aufforderung es unterläßt, 
Gebäude, welche den Einfturz drohen, auszubefiern oder 
niederzureißen; 

wer Bauten oder Ausbefferungen von Gebäuden, Brummen, 
Brüden, Schleufen oder anderen Bauwerken vornimmt, 
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15. 


16. 


ohne die von der Polizei angeordneten oder fonft erfor- 
derlichen SicherungSmaßregeln zu treffen; 

wer als Bauherr, Baumeifter oder Bauhandwerker einen 
Bau oder eine Ausbefferung, wozu die polizeiliche Ge⸗ 
nehmigung erforderlich ift, ohne dieſe Genehmigung oder 
mit eigenmächtiger Abweichung von dem durch die Behörde 
genehmigten Bauplane ausführt oder ausführen läßt; 
wer den über das Abhalten von öffentlichen Verfteige- 
rungen und über das VBerabfolgen geiftiger Getränfe vor 
und bei Öffentlichen Verfteigerungen erlafjenen polizeilichen 
Anordnungen zumwiderhandelt. 

In den Fällen der Nr. 7 bis 9 kann neben der Geld- 


ftrafe oder der Haft auf die Einziehung der verfäljchten oder 
verdorbenen Getränke oder Eßwaaren, ingleichen der Selbit- 
gejchoffe, Schlageifen oder Fußangeln, ſowie der verbotenen 
Waffen erkannt werden, ohne Unterjhied, ob fie dem DVerur- 
theilten gehören oder nicht. 


8 368. Mit Geldftrafe bis zu fechzig Mark oder mit 


Haft bis zu vierzehn Tagen wird beftraft: 
1. wer den polizeilichen Anordnungen über die Schließung 


der Weinberge zuwiderhandelt; 


. wer das durch gefegliche oder polizeiliche Anordnungen 


gebotene Raupen unterläßt; 


. wer ohne poligeifihe Erlaubniß eine neue Feuerſtätte 
er 


errichtet oder eine 
Ort verlegt; 


eits vorhandene an einen anderen 


. wer e3 unterläßt, dafür zu forgen, daß die Feuerftätten 


in feinem Haufe in baulichem und brandficherem Zuſtande 
unterhalten, oder daß die Schornfteine zum rechten Seit 
gereinigt werden; 


. wer Scheunen, Ställe, Böden oder andere Räume, welche 


zur Aufbewahrung feuerfangender Sachen dienen, mit 
unverwahrtem euer oder Licht betritt oder fich denjelben 
mit unverwahrtem euer oder Licht nähert; 


. wer an gefährlichen Stellen in Wäldern oder Haiden, 


oder in gefährlicher Nähe von Gebäuden oder feuer- 
fangenden Sachen Feuer anzündet; 


. wer in gefährlicher Nähe von Gebäuden oder feuer- 


fangenden Sachen mit Feuergewehr fchießt oder Feuer⸗ 
werfe abbrennt; 
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8. 


10. 


wer die polizeilich vorgefchriebenen Feuerlöſchgeräthſchaften 
überhaupt nicht oder nicht in brauchbarem Zuſtande hält 
oder andere feuerpolizeilihe Anoronungen nicht befolgt; 


. wer unbefugt über Gärten oder Weinberge oder vor be- 


endeter Ernte über Wiefen oder beftellte Aecker oder über 
jolche Weder, Wiefen, Weiden oder Schonungen, welche 
mit einer Einfriedigung verfehen find, oder deren Betreten 
durch Warnungszeichen unterjagt Ei oder auf einem durch 
Warnungszeichen gefchloffenen Privativege gebt, fährt, 
reitet oder Vieh treibt; 

wer ohne Genehmigung des Jagdberechtigten oder ohne 
fonftige Befugnig auf einem fremden yagdgebiete außer: 
halb des öffentlichen, zum gemeinen Gebrauche beftimmten 


. Weges, wenn aud) nicht jagend, doch zur Jagd ausge- 


11. 


rüftet, betroffen wird; 
wer unbefugt Eier oder Junge von jagdbarem Federwild 
oder von Singvögeln ausnimmt. 


ft bis zu vier Wochen werden beftraft: 


Fi 369. Mit Geldftrafe bis zu einhundert Mark oder 
mit Ha 


1. 


Schloffer, welche ohne obrigfeitliche Anweiſung oder ohne 
Genehmigung, des Inhabers einer Wohnung Schlüffel zu 
Simmern oder Behältniffen in der leßteren anfertigen oder 
hlöffer an denfelben öffnen, ohne Genehmigung des 
außbefiger8 oder feine® Stellvertreter8 einen Haus- 
hlüffel anfertigen, oder ohne Erlaubniß der Polizeibehörde 
Nachſchlüſſel oder Dietriche verabfolgen. 


. Gewerbtreibende, bei denen zum Gebrauche in ihrem &e- 


werbe geeignete, mit dem gefetzlichen Aichungsftenipel nicht 
verſehene oder umrichtige Maße, Gewichte oder Waagen 
vorgefimden werden, oder welche fich einer anderen Ber- 
legung der Vorfchriften über die Maß- und Gemwichts- 
polizei fchuldig machen; 


. Gewerbtreibende, welche in euer arbeiten, wenn fie die 


Vorſchriften nicht befolgen, welche von der Bolizeibehörde 
wegen Anlegung und Verwahrung ihrer TTeuerftätten, ſo⸗ 
wie wegen der Art und der Zeit, fich des Feuers zu 
bedienen, erlaffen find. 


Im alle der Nr. 2 ift neben der Geldftrafe oder der 


Haft auf die Einziehung der vorjchriftswidrigen Maße, Ge- 
wichte, Waagen oder fonjtigen Meßwerkzeuge zu erkennen. 
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8 370. Mit Gelöftrafe bis zu einhumdertfünfzig Mark 
oder mit Haft wird beftraft: 

1. wer unbefugt ein fremdes Grundſtück, einen öffentlichen 
oder Privatweg oder einen Grenzrain durch Abgraben 
oder Abpflügen verringert; 

2. wer unbefugt von öffentlichen oder Privatwegen Erde, 
Steine oder Raſen, oder aus Grundſtücken, welche einem 
Anderen gehören, Erde, Lehm, Sand, Grand oder Mergel 
gräbt, Plaggen oder Bülten haut, Rafen, Steine, Mine- 
ralien, zu deren Gewinnung es einer Verleihung, einer 
Konzeffion oder einer Erlaubniß der Behörde nicht bedarf, 
oder ähnliche Gegenjtände wegnimmt; | 

3. wer von einem zum Dienftftande gehörenden Unteroffizier 
oder Gemeinen des Heeres oder der Marine ohne die 
Schriftliche Erlaubniß des vorgejegten Kommandeurs Mon 
tirungs⸗ oder Armaturſtücke fauft oder zum Pfande nimmt; 

4. wer umberechtigt fiſcht oder Frebit; 

5. wer Nahrungs- oder Genußmittel von unbedeutendem 
Werthe oder in geringer Menge zum alSbaldigen Ber: 
brauche entwendet. 

Eine Entwendung, welche von Verwandten auffteigender 
Linie gegen Verwandte abfteigender Linie oder von einem 
Ehegatten gegen den anderen begangen worden tft, bleibt 
ſtraflos; 

6. wer Getreide oder andere zur Fütterung des Viehes be- 
ftimmte oder geeignete Gegenftände wider Willen des 
Eigenthümers wegnimmt, um deſſen Vieh damit zu füttern. 
In den Fällen der Nr. 5 und 6 tritt die Verfolgung 

au Fi Antrag ein. Die Zurüdnahme des Antrages ift 
zuläſſig. 


Sarhregifter. 
Es bedeutet: — 


I. Militarſtrafgerichtsordnung. 
oO. Mililarſtrafgeſetzbuch. 
III. Kriegsartikel. 
IV. Disziplinarſtrafordnung. 
V. L. OH. Beſchwerdeordnung I. und IL Zeil. 
VI. Allerhöchſte Verordnung über die 


gänzungsordre vom 1. Januar 1897 (A), vom 16. — 
(B), vom 16. September 1898 (0). 


A 


VII Reichsſtrafgeſetzbuch. 
Die Zahlen bezeichnen bie 
titel, bei V und VI, A, B, C die 


Paragraphen der Konkursordnung (8. D.). 


R. 


Abänderung, der Anklageverfüs 
gung I 272; eines Befehls: bei 
egöverrath HD 58 Nr. 7, im 
——— —2 55. 
3 en 
Abbildung, dadurd: Fe 
11 91, VII186, 187, 200, Miß⸗ 
vergnü en erregen I 102; Uns 
brauchbarmachen VII 41, 49; uns 
züchtige VII 184; papiengelbähn, 
lie VII 860 Nr. 6; von appen 
VII 860 St. 7. 
Abdruck, unbefugter VIIS60 Nr. B. 
Aberfennung, ſ. Ehrenrechte. 
antun ‚ der Urtheile I 336. 
Abga er Unterſuchung: nach 
ſchluß des Ermittelungsver⸗ 
fahrens J 250, infolge Verände⸗ 
rungen I 259, neberhebung durch 
Beamte VII 358. 
Abgelehnter Richter, dienftliche 
eußerung I 128; Vornahme un- 
suffgiebbarer Handlungen I 138, 


210. 
Abgeordnete, Straflofigfeit VII 


einen Bar 


bei III die Ar 
mmern, bei VIL 24. Abfchnitt die 
E. Einführungsgefeg. 


41; Gewalt VII 105, 106; Amts 
mißbraud; VI 339. 
angraben, unbefugte® VII 370 


abhalten, von der Beſchwerde⸗ 
brung II 117. 
4 nänge, unverwahrte VII 367 


AsHülfe, auf Rechtsbeſchwerde I 


Ablommandirte, Zuſtändigkeit 

un Disziplinarbeftrafung IV 20 
Abſ. 2; ſ. Beſchwerde. 

Abkommen, von der Truppe II 


65. 
Abkurzung, der Friſt 1266 Abi. 4. 
Ablehnung, des Dolmetf er? I 

121; des Richter I 124 ff.; der 

Gerichtäoffiziere u. Kriegsgerichts- 

räthe außerhalb der Hauptverband» 

lung 1130; des uniüegeriäe- 
chreibers I 182; der Sachver⸗ 
ndigen I 210, 299 Abf. 3; von 
eweisanträgen 1 298; einzeln er 

Mitglieder des Ehrengerichts VI 

46, 49; ſ. Ausſchließung. 
Ablehnungsgeſuch, Zulaſſigkeit 


Sachregiſter. 


1 125ff.; Begründung I 126; 
Berwerfung I 127, 130 Abi. 4; 
Entjcheidung I 128; Anfechtung 
I 12; zurüdweijende Verfügung 
I . 

Ablehnungsgrund, Glaubhaft 
machen 1126, 127; Selbftanzeige 
I . 

Ablehnungsreht, wem es zus 
fteht 1124 Abſ. 8; bis wann es 
zuläffig ift I 125 Abſ. 1, 295. 

Ablieferung, eines Feſtgenomme⸗ 
nen I 181; eines Berhafteten I 
184; von Beute II 128. 

Ablöfen, amtlicher Siegel VII136. 

Ablöjung, von Bord I 434. 

Abmahung, j. Einwirkung. 

Abndthigung, von Saden: ber 
Landeseinwohner II 129 Nr.1, der 
Kranken oder Verwundeten IT134. 

Abptlugen, unbefugtes VII 370 


Abreißen, öffentlicher Bekannt⸗ 
machungen VII 134. 

Abjchluß, des Ermittelungsver: 
Inhreng- Bortrag I 173, 243 ff., 

ervollitändigung I 244, Entjchei- 
dung des Gerichtäheren I 245, 
Beſcheidung von der Einftellung 
ber erfolgung 1246, 247, Ber: 

gung der Anklage I 250. 

Abſchrift, von Enticheidungen und 
Verfügungen I 137; der Anklage⸗ 
verfügung u. Anklagejchrift I 256. 

Abſperrungsmaßregeln, Ber: 
legung VII 327, 328; gegen 
Viehſeuchen VII 328. 

Abftimmung, bei dem Reichs⸗ 
militärgeriht I 87; bei der Ur- 
theilsfindung I 320, 321, 322; 
bei den Stand- u. Kriegägerichten 
I 824; Anmefenheit und Still 
chweigen I 325; bei den Ober⸗ 

egägerichten I 394 el: 2; in 
der Spruchfigung des Chrenges 
HER VI 580, Mff. 

Abtheilung, jelbitändige, in ber 
Marine 119; Kommandeur |. 
Bataillonskommandeur und Bes 
jebtäbaber. 

Abtreibung, Dear und Strafe 
VII 218; mit Einwilligung VII 
218; En ie Beihülfe VII 

219; ohne Wifien VII 220. 
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Abtreten, der Zeugen 1297 Abf.1; 
des Angellagten I 301. 
Abtretung, von Forderungen: ge- 
gen Minderjährige VIL302 Abſ. 8, 
ei Wucher VII 302 e. 
Aburtheilung, zweifadhe E. 114; 
nad) mündlicher Verhandlung I 
260 ; Herbeiführung mittels Rechts: 
ülfe I 262 ff.; wenn der Ange 
lagte noch einer anderen That 
beſchuldigt iſt I 319. 
Abwehr, eines Angriff II 124. 
Abweichung, bei Vollitredung von 
Arreititrafen II 28; vom Dienft: 
wege bei Bejchwerden II 152; 
. Beſchwerdeweg. 
Abmwendung, des Erfolgs bei Ber- 
jus VII 46 Nr. 2. 
Abwejenheit, Zuftellung I 137 ff.; 
in der Hauptverhandlung: Ent: 
bindung vom Erſcheinen I 280, 
in der Berufungsinftanz I 389, 
in der Reviſionsinſtanz I 408; 
des Befchuldigten: Begriff I 356, 
Verfahren I 357, Benachrichtigung 
1358, Aufforderung zur Geitellung 
I 359, Bermögensbefchlagnahnte 
Fe deren Aufhebung I 360, 
Abzüge, rechtswidrige VII 353. 
Achtungsverlegung, Begriff und 
Strafe I 89; III 16, 17. 
Adelsprädikate, unbefugte An- 
nahme VII 360 Nr. 8. 
Adjutant,ded Bezirtsfommandeurs 
f. Beſchwerde; höherer Stäbe |. 
Bermittelung; der Brinzen, ehren- 
ae Einichreiten VI 7 


Admirale, Gerichtsbarkeit I 20 
Nr. 2, 21, 31; Entſcheidung bei 
Verbindung von Straffaden I 
854; Vernehmung old Zeuge I 
207; Berufung des Gericht? I 
261, (18); Gerichtäherren der Bes 
rufungsinftang I 387; Einthei⸗ 
Iung II 5 Anl. A. 

Admiralität, Chef, Verftändigung 
mit dem fommandirenden General 
"VI 32 Abf. 2. 

Adoptiveltern, Angehörige VII 
on i Unzudt mit den Kindern VII 


7 
Advokat, j. Anwalt. 
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Adegkguur, iſt öffentliches Amt 


Unzucht VII 183, durch Thier⸗ 
quälerei VII 360 Ar. 18. 

Aerzte, ſ. Arzt. 

Aeitlige Atteſte, Berlefung I 


a gensmpel, fehlende VII 


Alten, Duraficht 1113; Einfidt: 
durch den Serictäheren I 167, 
durch Sachverftändige I 216, durch 
den Beriheibiger I 344. Beichlag: 
nahme I 221; Einfenbung: bei 


Meinungsverjchievenheiten I 97, 
bei Berufung I 384, bei Rev en 
T 406; ehrengerichtliche: 


u 
\egenbe erchttiche VIBB, Schluß 
Berjendung an 
Batoilone 2c. VI 44, vollftändige 
Berlefung VI 50 abi. 2, Aus; 
VI Bell. IX, Anlegung VI Bei 


X; Miütheil ung ‚an an fremde Re 
gierung VII 1; Vernich⸗ 
tung VII 133. 


Altenkundig, werden gemadt: der 
Strafantrag I 152, eine das Ein- 
fchreiten able nende Berfügung I 
156 Abf. 8, Ermittelungen I 162, 
die verdunkelungsgef t I 176 
Nr. 4, der Antrag des Unter 
ſuchungsführers I 

Altennermert, im Ermittelung3 
verfahren I 168. 

Altien, Nahahmung und Sertäb 
{hung VII 149, 860 Nr. 6 

Attiner Dienitftand, den 
Arieggele en unterworfen II 10 

1; it den Ehrengerichten 
—— — Theilnahme an Bil⸗ 
dung der Ehrengerichte VIANr. 1, 
6 Nr. 1; VIC 


Aktives Heer, Zugeöri eit 11; 
Berfündung von Entj eidungen 
I 137; Geſtellung: als Beſchul⸗ 
digte I 171, als Zeugen ꝛc. I 
185, 208, zur Hauptverhandlung 
I 50a: eugnibuerweigerum I 

Belanntmacdhung der 


Sadıregifter. 


ee 


Allerhoͤchſte Entigeibung Ein- 
bolung bei Zweifeln VI Einf. D., 


gegen 
Algemeine Strafgeje: 
wendbarkeit: auf milit 


TH Einfuß auf Be 
er ohne 
ſtrafun Thaters II 


Amt, ——— dur Bekleidung ou 
34; den oder 
Ber gehen: ——e eit der bür- 

gerigen Str —— 18, 
ung von Berfonen des Sol: 

Bes andes II 145; Berluft €. 
VII 5; VII 38; unbefugte Aus: 
übung vu 132; "Beleidigung und 
— — — 
im ahn⸗ u egrap 
dienſt VII 319, 320. 

Amtsanmaßung, Begriff VII182. 

Amtsenthebung, der Oberkriegs⸗ 
gerichtgräthe und der Kriegäge- 
richtsräthe I 96. 

Amtsgericht, Verpflihtung 3 
Rechts €.112, zu eigen 
Anordnungen I 153 Ab. 8 
Anordnung von Beihlagnabtzen 
und —— 7 I 239. 

Amtsgewalt, Mißbrauch VII 339. 


Amtstletd, uxbefugtes Tragen 
VI 360 


Amtspfli t, ®:Berlegung: bei 
Wiederau ahme des Verfahrens 
—*— —* ra 

er uldigung 

bei fahrläffiger Tötung VII 222, 


Sachregiſter. 


ee arlaffiger Körperverlegung 
Amtörihlen Verp ichtung: zu 


I 
rel 3m —— and⸗ 
u en 223, 


Amtsſitz, auswärtiger der Kriegs⸗ 
erichtsraͤthe J 95. 

Amtsverluft, Strafe gegen Mili⸗ 
tärbeamte: überhaupt II 48, ins; 
bejondere ftatt Verſetzung in die 
2. afle des Solbatenftandes u 


Amts verſchwiegen heit, 835 
nißverweigerung I 188, 
Bruch VII 300, Pa 
Amtsvor 8— —— 
3535; Amtsverbrechen VII 357. 
Amtögeihen, anbefugte8 Tragen 


An a mmenbung der Bor 


en 

Ans und Abmeldung, der Per 
fonen des Beurlaubtenftandes, 
Strafen und Be etung IV 28, 
29; |. Vollſtrecku 

Anbin en, iByipfinarftafe: An⸗ 
ordnung IV 47 f. 4 Mr. 2, 
Vollſtreckung IV 48 Abſ. 1, Der: 
damiß zur Arreſtſtrafe IV 48 


Andenten, Zerſtorbener beſchim⸗ 


pfen VIL 1 
anbrohung, | Drobung. 
Aneignung, |. Plünderung. 
Anerlennung, der Leiche I 226. 
Anfechtung, der Entſcheidung über 

Ablehnungsgeſuch I 129; des 

Urtheild I 382. 
Angehörige, 

rungsrecht I 187, 1 

Vertheidigers I 857 An. 8; 

beraufnafmeantrag I at Begriff 

vu 52 Abi. geft aͤhrliche Be⸗ 

drohung na 53. thitand VII 

54; Todtichlag vo 213; Körpers 

verlegung VII 232, 64; Diebftahl, 

—— VII 247, 64; or 

nd, 
eh —* Sr a; Ir 
vergehen a 
* VII 303 —28 
VO 370 Re. 5 
Kompendium über aanene 


Ge iges 
Wahl des 
Dies 
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Angellagter, vor der 


panblung: —— 
—— —— at Bde 
m achung er Anklage ., 
Veraͤnderung in der herr ſtſtellung 
1 259, ee und F ung I 
266, i emerBanträge I 
269, 388, Bena richtigung über 
tommiflaiiche, 9 ugen (gelten, 
nahme I 201, 968 


280, 
408 Ab. 1 — wegen 
ebühr J 290, dinmeis auf das 
H. t der Ablehnun I 295, Ber: 
nejmung I 297 Abſ. 2, 891 
Abſ. 2, zeitweiſes Abtreten 1 801, 
8392, vefra agen zur eh 
vernehmung 811, 392, 
wort I 312, 398, ‚409, —* 
auf Veränderung des tigen 
Gefgtäpunttes 818, Belehrung 
über Berufung I 827 Abi. 8; 
und Bertheidiger: Annahme 
837, Antrag und Wunſche sei 
Beftellung 1 889, 842, Verkehr I 
845; und Berufung: Einlegung I 
sel, 882, Bekanntgabe des zer 


j 388 961 6, Sean chluß —58*— 


* u verhn en I 389; 
euiflon nwefenheit in 
—— nicht — 
1408, Vernehmung über Ans 
he I 409; Vernehmung vor 
der Beftätigung ber Urtheile ber 
Feld⸗ und geri te I 428. 
edle enheit, in dienſtlicher die 
Ummaßche agen II 90; in Bers 
jamımlun militärifche berathen II 
O1; öffentlie: Derluft des 
Stimmrechts VII 34 Nr. 4, Er: 
örterung VII 130a. 
Angetöbniß, eidliche8, Bruch VII 


An eteltte, eines Satfles, Ge 


— — — 


chtsſtand . 8; II 166. 
| Angriff, eine Boriefetten: Straf: 
27 
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beftimmung II 97, Abwehr II 
124; Borausfegung der Nothwehr 
VII 53; auf Bollftredungsbeainte 
VII 113; bei Forft: oder Jagd: 
beamten VII 117, 118; auf Ans 
ftaltSbeamte VII 122; Mehrerer 
mit ſchwerem Erfolg VII 227; 
mit Waffen VII 367 Nr. 10. 
Antläger (Zeugen, Bebhörben), 
Kenntnißgabe von dem Audgang 
der Sache VI 61 Abf. 2. 
Anklage, Foridauer des Militärs 
erichtsftandes I 10 Abſ. 2; Er⸗ 
—* 1243 ff.; vorläufige3 Abs» 


Antlageerbebung, Begriff I258; 
Wirkung I 262. i 
Anklageſchrift, Verbot der Ber: 
öffentlihung E. J 18; Anfertigun 
und Mittheilung: an den Beſ 
255, 256 Abſ. 4, an den 
Vertheidiger I 256 Abi. 6. 
Antlagener Tagung, erfolgt durch 


tsherrn I 250; vor 
ängige Berichterftattung I 252 
158); Inhalt I 254; Belannts 


madung und Mittheilung I 255 
bi3 257; als Anklageerhebung I 
258; Abänderung und LZurüds 
nahme I 272; Berlefung I 297 
Abf. 2; Gegenftand der Urtheils⸗ 
findung 1 317; Abweichungen in 
8 Hauptverhbandlung I 818, 

Antündigungen, dem Papiergeld 
ä nlice VII 860 Nr. * - 

Anlagen, Beſchädigung öffentlicher 
VII 804; an Ufern VII 366a. 

Anleitung, zum Betteln VII 861 

4, 862 Ab 


Nr. 4, .2. 
Anmaßung, von Befehlähefugniß 
oder Strafgemalt DI 120; öffent 
lihen Amtes VII 132. 
Annahme, verbotene von Ges 
fchenten II 114. 
Annahme an Kindesftatt, Auss 
Intiebung vom Richteramt I 122 
. 3; Beugnißverweigerung I 
187, 190, 191, 200. 
Anordnung, Kaiſerliche für Voll⸗ 


Sachregiſter. 


Feng gr tie 

e . 

Anordnungen, die feinen Auf: 
ſchub geftatten I 153 Abſ. 3; 
obrigfettlihe: Aufforderung zu 
Ungehorfam VII 110, verädtlich 

Anreon VII 21. 
nrehnung, der Freiheitsſtrafe 
auf die Dienftzeit IT 18; der 
auslandiſchen Strafe VII 7; der 
Unterſuch haft VII 60. 

Anreizung, Untergebenen zu 
Snjubordination II 98; einer und 
mehrerer Berjonen des Soldaten; 
ftandes IT 99, 100; zum Hoch⸗ 
verrath VII 85; zu militärifchem 
Ungehorfam VII 112; zu en- 
fampf VII 180; zu Zweikampf 
VII 210. 

Anföle , öffenttigger VIE 85, 110, 

Anſzuldigung, falſche VII 164, 

Anſehen, Mißbrauch bei Anſtiftung 
VII 48. 

—— Penſion. 

Anſtalt, Beſchäftigung von Verur⸗ 
theilten I 15 Abſ. 2; Ehrenrath 


bei militäriicher VI 19, 25; ge 
jegribrige Erridtung VII 860 
r. 


Anſtaltsbeamte, Widerſtand Ge⸗ 
fangener VII 122; Unzucht VII 
174 Nr. 8. 

Anftedende Krankheiten, Maß 
regeln zur Verhütung VII 827. 
Anftellung, der Wilitärgerichtss 
ſchreiber 20. 1108; Koran efegung 
ber Beamteneigenfchaft VII 359; 

. Ernennung. 

Anftifter, der nenflucht II 72 
Abf. 2; der Widerfegung II 99 
Abi. 1; des Aufruhrs: im Al 
gemeinen II 107, vor dem Fei 
U108; ihm gleich zu b 
II 110; ver ftrafbaren re 


g VI III. 

Antrag, auf Strafverfolgung: Ans 
bringen I 151 ff., Beſcheidung des 
Antragfteller3 J 247; auf gericht 
liche Entſcheidung; Anbringen 


Sachregifter. 


1247 a 2, 248, 249, Koften 

I 249 ee 2; auf Beftellu 
eined Vertheidigers I 339; auf 
Reoifion 1408; auf Miederaufs 
me des Verfahrens I 436 ff.; 
Entihädigung im Wiederaufs 
nahmeverjahren Sreigefprodener 
1468; nicht erforderlich bei Ber- 
folgung militärifcher Vergehen: 
‚m Allgemeinen U 51, insbeſon⸗ 
im Felde bei Diebftahl, 

—e — Körperverlegung, 
Bergehen 2c. wider die Sitlich 
feit II 127; der ausländifchen 
. Behörde vu 4; nad auslän⸗ 
diſchem Recht vo 5; Erforder: 
niß VII 61 ff.; Stift VIL GI, 623; 
Berziht VII 61; Berechtigte 
Min 61, 65; Untheilbarkeit Vu 
68 ——— VII Mer Ans 
agB: und Verjährungsfrift VII 

69 Abi. 2. 


Antragäbelikte, ae des 

ntrages trafperfolgung 1 
152; vorläufige Yeftnahme oder 

Berhaftun des Beihuldigten I 
182; Beihlagnagme I 254. 

Antra fteller, Beſcheidung bei 
Ablehnung des Antrags I 247; 
—— — zum Erſatz entftans 
dener Koften 1 471. 

Anwalt, öffentliches Amt VII 31; 
unbefugte Offenbarung von Pris 
vatgeheimnifien VII 300; Ges 
bübrenüberbebung VII352; Pflicht 
widrige Bedienung beider Pars 
teien ara 356; ift fein Beamter 


"VO 
Anmeiinng, ‚des niederen Gerichts: 


Anwerben, zu Hodiverratb VII 
84 ; zu ausländ. Dienften VII141. 
Xnmelenhelt, des Beichuldigten: 
bei Unterfudhungshandlungen I 
165, Ausjchließung I 166; des 
ungelingien: in der Hauptver- 
bandlung I 278 ff., in der Bes 
eufungsinftanz I 389 ff., in der 
Revifionsinfton; nicht erforderlich 
I 408; von Berjonen bei der 
Urtheilöberatfung I 825. 
Aneige, ftrafbarer Handlungen, 
ngen I 151 ff.; über nicht 
natürliche Tobesfälle oder. Auf 
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finden eines Leichnam ung: Be 
Koften 1470; en ihtung: dä 
Kriegäverrath, I 60, 
Fahnenflucht II 77, bei Sauter 
I 104, 105; Abreißen öffent 
licher VII 134; unterlaffene von 
Berbrechen VII 139. 

Anzug, der Richter: Offiziere, rich: 
terlide Militärjuftizbeamte I 
273; Militärgerichtöfchreiber, Mi: 
Hitärgerichtöboten 1108, 273; der 
Perſonen des Solbatenftandes ꝛe. 
als Beſchuldigte, ied gen ꝛe. I 
171; des Vertheidigers in der 
Hauptverhandlung I 341. 

Apotheker, unbefugte Offenbarung 
von Privatgeheimnifjen VII 300; 
Berlehr mit Giften, Arzneien vo 
367 Nr. 3,6. 

Arbeit, —*— als Folge 
Selbſiverſtummeilung 181 

Arbeiterabtheilun Eufelung 
als Diösiplinarftrate 
Nr. 4; Befugniß zur Ueberwei⸗ 
fung IV 14 Abſ.2; Verbindung 
mit Arreftitrafen IV 41 Rr.2b, 

Abchabüger, Salldung VII 


Arbeit3baug, Unterbringung VII 


Arbeitsſcheu, Unterflügter VII 
361 Nr. 7, 362. 
Arbeitszwang, dor und Ge⸗ 
meindearbeit E. 6; bei 
uchthausſtrafe VII *— bei Ge⸗ 
ängniß VII 16; bei Haft vo 


862. 
Armaturftüde, Anlauf VII 870 


Arme, art in Armenanftalten 
VII 174 Nr. 8. 

Arreft, Dauer: im Disziplinar⸗ 
wege E. 113 Abſ.8, Ivaaıı. 2, 
im Uebrigen UI 17; Arten II 19, 
2, 22—26; gegen Kränfliche II 

im Selbe II 28; ift gleich 
der Haft bei Veriährung II 52; 
Berhältniß ber Arten zu einander 
II 54 Abi. 2; gegen höhere Be: 
fehlshaber, —* IV Einf. O.; 
gegen Staatsbeamte als Pe onen 
des Beurlaubtenſtandes, Nachricht 


IV 50. 
Arreſtbruch, Begriff VII 187. 
97% 


e von 
.2. 
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Arreſtſtrafen, Afſq der Bol 


Artillerie, 
Off ‚vom nt ſ. Ber 
Feilhalten Vo 367 3, 6. 


140 Rr.2; Unzucht mit ⸗ 
infaflen VI 174 R. 8; bei 
Be faljeje Zeug- 

unbefugte 


enbarung Ton —— — 
en VII 300. 
fi enzärzte f. Sanitätstorpe. 


— ‚anttine, — 
—— 


—— 
— 


kund ich 
Aufenthaltsbefhräntungen, 
bei Polize t VII 89. 
Aufenthaltsort, des Beſchul⸗ 
en, ftändigfeit 1 380; der 
angenen, Antraftjegung 
der ögejege II 9 Nr. 4. 
Aufforderung, zur er ift 
— I Sana 
olgung zur e 
der Mobilmachung oder Kriegs⸗ 
bereitſchaft II 68; zum Ungehor⸗ 
fam ıc.: eines Einzelnen II 99, 
VII 110, Mebrerer II 100; zum 
Gehorfam bei militäriichem f 
ruhr II 110 Nr. 1; zu Verbrechen 


Sedregifer. 


Aufruhr , wiltärifer: @ 
ef 119 ee 
eo IT 106 


und Anftifter II 107, 
vor dem Feinde I1108, Rüdkehr 
zur U 109, wer 


autiniebende Wirkung, einer 
Rechtsbeſchwerde I 217 is 8, 


4 eh, ber 6 Oftredung 
ufihu 
Irneg Sul ———— 
[.8, 455457, a 
—* des Antrags 1 


34 über die Ausübung ber 
N ltärftenfgerictäbanteit I 113; 


Ihtense, fi er Kinder 2c. VIL 361 
Aufiihtsbeamte, im Eiſenbahn⸗ 











d VI 316; im m zeiegraphen 


dient VII 318; Amtöverbrechen 

VII 857. 
Auffihdtsmaßregeln ſ. Abfper- 

zungsmaßregeln. 


Aufſagz— vegung €. MUA; 
—2 u de vonsachen 
Auftraggee, Untreue VII 266 
ufiegefung, Begriff II 100; 


Augenſcheinseinnahme, Zuzie⸗ 

— es Gerichtsſchreibers 1163 

; Anweſenheit des Beſchul⸗ 

ie Verihei ers 1165; Feſt⸗ 

des Sachbeſtandes I 222; 

onm riſche 1 270, 271; Vers 
fung des Vrotofollz I 308. 

ausheljerung unterlaffene von 

% ebäuben x VO 367 Re. 13, 


1 
Ausbeutung, der Nothlage VII 
802 a. 


Ausblei en, des Zeugen I 186; 
De Sachverſtaͤndigen I 213; in 
Hauptverhandlung: des An- 
—— 1267 Abſ. 1, 278, 389 
f. 2, de Vertheidigers I 346, 
389 Abf. 
Ausbrud, sefangener VII 122. 
Ausdehnung, der Gerichtäbarfeit 
€. 17; 137; des Ermittelungs⸗ 
verfahtens 1 ‚168; der Aburthei⸗ 
lung 1 319; der Beurtheilung 
des Revifionägerichts 1402; des 
Revifionsurtheild I 414. 
Ausfertigung, der Urtheile I 
836; des Strafurtheils für Vers 
legten VII 165, 200. 
Ausführung, eines Befehls: ver 
legt ein Strafgejeb, II 47, ges 
waltſames Hindern II 96. 
Ausfüllung, eined mit der Unter 
HA an Andern verjehenen 


Xusgeng, hs be — Mit⸗ 
ac veninteinigenbe8 VIE 


3 
Aus leihäuorfälag, Kuffter 
kurs x. VIA ff; VIC 


Ausgrabung, von eichen 1225. 


Sadıregifter. 
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Ausla en, baare, Verpflichtung 
zur Erſtattung, hestöhe chwerde 


1470, AL, 
uftellungen: an altive 
onen I * an andere 


7, 298; Begriff VII 8; bei 
feindlichen Handlungen gegen bes 
freundete Staaten VII 102; un 
werben zum Militärbienft VIL 
144; Entführen zu demſelben 
Smwed VI I 234. 

Ausländer, Abänderung des Ver⸗ 
fahrens in Kriegszeiten €. 1 3; 
Militärgeritsftand I 5 Nr. 4: 
ftrafbare „anbbungen: im Allges 
meinen II 160, gegen deutſche 
Truppen IL 161; Beftrafung vu 
3, 4 Nr. 1; Ausweilung Vu 89 
Nr. 2, 284, 861 Nr. 2, 862; 
feindliche Handlungen gegen ha 
freundete Staaten VII 102; 


rüftengen ewäfllern VII 2968. 
Ausländifhe, Offiziere m 


friegführenden 
Ausländiſches Geld, Nachmachen 
VIE 146, 147. 
Ausländiihesßtrafgefeh, Ans 
wenbbarfeit VII 
Auslegung, des Hetpeie, Erledis 
g von a; be eln, —* 
* Eine. 


Ausliefe ang, von Beweismitteln 
ꝛc. 1 230; von Alten 2c. I 231. 
Ausnehmen, von Eiern 2c. VII 
368 Nr.11. 
Ausjage, der Offiziere: Seide 
zung auf Ehre und Pflicht VI 
86 ff. 2, der Angejchuldigten VI 
Beil. I; ; widerrufene vVII158,168, 
erpreßte VII 343. 
a ſtändiger Richter I 
3, 68; eines beförderten Mit⸗ 
Re aus dem Chrenrathb VI 


Aus — 38* ſtrafbarer Stellen 


Ausfoliehu der Dolmeticher 
1121; vom Kgteramt Kan de 
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ſetzes I 122, 123; außerhalb ber 
Hauptverhandlang I 130; wenn 
diefe zweifelhaft ift I 131; der 
Militärgerichtsfchreiber 1132; des 
Beihuligten von der Anwefen- 
heit in der Verhandlung I 166; 
des 5° verftändigen I 210, 249 
Abi. 2; der Strafverfolgung: bei 
im Auslande begangenen Bers 
brechen VII 4,5, wegen Bewußt⸗ 
lofigteit VII 51 ff., wegen Ber 
jäbrung VII 67—69; der Straf 
ung wegen "Verjährung 
VII 70 
Ausſchluß, der Deffentlichkeit: im 
Allgemeinen I 283, 390, 409 
Ab. 4, bei Verfündung der Urs 
teil r lub 1 oe 284, Verhandlung 
u 
Ausfegunn der Berbigung der 
eugen I 195; der Hauptver⸗ 
andlung: auf Antrag I 275, 
90, 409 Abj.4, Feitnahme des 
Angeflagten I 277, zum Swede 
der Beweisaufnahme I 298 Ab].2, 
800, Abſ. 2, zur Erhebung der 
Civilflage I Be Abi. 2, 394 
Abf. 2, infolge veränderter Sad 
lage I 318 Abf. 3, infolge Aus- 
bleibens des Bertheidiger 1346; 
des DVollzuges bei eingelegtet 
Rechtsbeſchwerde I 875; Sr 
Iofer VII 221; bei 


VII 224. 
Ausfpielungen, ohne — 
VII 286. 


Ausfeuerkafien, ngohne 
Genehmigung VII 360 Nr. 9 
Ausübung, —E— —— 
barkeit I 12ff.; der Auflicht der 
Militärjuftigvermaltung I 112; 
des Richteramt3 und Ausfchliegung 
davon I 122; des Dienftes: 
Trunkenheit II 49 Abf.2, ſtraf⸗ 
bare Handlungen II Nr. 2, 
Diebftahl II 138; gefegwibrigen 
Einfluſſes auf die Rechtäpflege 
I 119; Berhinderung ftaatss 
bürgerlicher Rechte VII 107. 

Auswärtige Regierung, Eins 
laſſen mit diefer VII 84; Straf 
antrag VII 102, 108. 

Auswärtiges Amt, Strafbarkeit 
der Beamten VII 88. 
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Ausmoht, ber Sacverftändigen 


Kusmanderung, Mehrpflichtiger 
VII 140; betrügliche Verlei 
VII 144; unerlaubte von Refers 
viften und Landmehrmännern VII 
60 Nr. 3. 


Ausmeifung, Rückkehr ohne Er⸗ 
laubniß VII 361 Nr.2, |. Aus⸗ 
länder. 

Auszüge, aus Kichenbücdern und 
PVerfonenftandsregiftern I 308; 
der Urtheile I 386; Mittheilung 
aus Signalbüdern ift Kriegs⸗ 
verrath II 58 Nr 

Außerkrafttreten, milit 


frgeßrechtlicher Vorſchriften 


——— — ngſetzen, 

fügung des Gerichtsherrn I 245 

Autoritätszeihen, Yerftörung: 
folder ausmwärtiger Staaten VII 
103a, des Neiched oder eines 
Bundesftants VII 138. 

Auszeichnungen, Berluft der: 
jelden ald Chrenftrafe II 32 


Art, Wiverftand 5 gegen Forftbeamte 
sc. VII 117 Abj. 2. 


Bande, bei Diebftahl VII 243 
Nr.6; bei Raub VII 250 Nr.2. 
Bankerutt, Strafbeitimmungen 
VII 24 Abſch K. O.; —e— 
239; einfacher 240; Begünftigun 
von Gläubigern 24; Handlun gen 


Dritter 242; Stimmentauf ; 
von Gefelffcaften 24. 
Banknoten, PBerfälihung VII 


— Nachahmung VII 860 


Bataillon, jelbftändiges, Gericht2- 
barfeit I 19; ommanbeur, Dis- 
Siplinarftrofgemalt nicht felbftäns 
diger IV 10, felbftändiger IV 11, 
detadhirter IV 12, Verhängung 
von Geldbußen IV 83 Abi. 2. 

Batteriechef |. Kompagniedef. 

Bau, Baupolizei, zeiung a 
wider die Negeln der Baufunft 
VII 830; Borfchriften VII 367 
Nr. 13—15, 868 Nr. 8, 8. 
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Baumaterialien, vorfätliches in 
Brand jesen VII 808. 
Bauwerke, fremde zerflören VII 


Bayern, Anwendung der M. St. 
S: D. u. oberſtes Militärgericht 


. 183. 

Beamte, Uebergangsbeſtimmungen 
E. 1 26ff.; des Polizei: und 
Sicherheitsdienſtes: Weitergabe 
von Anzeigen I 153, Berhältniß 
zum Unterjuchungsführer I 161; 
ald Zeugen I 189; als Sachver⸗ 

ndige I 212 Ab. 2; als Ver 
onen des Soldatenitande II 
145; im Reichs und Staatöpienft, 
Benachrichtigung der Dienſtbe⸗ 
örde vom Spruch VI 61; Wider⸗ 
tand, Nötbigung VII 113, 114, 
117, 122; amtliche Berficherung 
auf den Dienfteid VII 155; Ins 
zucht mit anvertrauten Perſonen 
VO 174 Nr.2 u. 8; dienſtliche 
Anzeigen VII 193; Beleidigung, 
Körperverlegung VII 196, 232; 
Verbrechen 2c. im Amte VII 
881 ff.; Begriff VII 359. 

Beamtenverhältniß,derSenats- 
präfidenten und Räthe beim Reichds 
militärgericht I 81; der Kriegs⸗ 
un Dbertviegägerichtärätße I 94 


Beaufjihtigung, von Gefange⸗ 
on 144; von Untergebenen 
u 147. 


Bedingungen, der Entlaffung 
eines SKriegägefangenen II 159. 
Bebrobung, bei Ausübung bür- 
gerliher Rechte VII 106, 107; 
geaen Beamte VIL113,114; bei 

usübung des Gottesdienftes VII 
167; bei Vornahme upzuchiger 
Handlungen VII 176; bei Noth⸗ 
zudt VII 177; bei Entführung 
VII 284; mit Berbrechen und 
Bergehen VII 240, 241; bei 
Diebitahl auf friiher That VII 

262; beim Betteln VII 362. 

Bedrüdung, der Landedeinmohner 
im Felde II 135. 

Beeidigung, der Richter und 
deren Stellvertreter I 42, 68; des 
Praͤſidenten des Reichsmilitär⸗ 
gerichts I 76, der militärifchen 
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Mitglieder ebenbafelbft 1 82; der 
Gerichtöoffigiere I 101; von 
erjonen, welde der beutichen 
prache nicht mächtig find 1118; 
der Dolmetjher 1119, 120 Sag 2; 
der en2c. 1191, 195 ff., 196, 
299 Abſ. 3, 208; der verhinderten 
FE xc. 1195 Ab. 2, 208; 
elner zur Zeugniß⸗ ꝛc. Ver 
meigerung Berechtigter 1200, 208, 
212, 299 Abf. 8; Anordnung der 
Haft I 208; der Landesherren 
und Mitglieder der landesherr⸗ 
lichen ꝛe. Familien I 206; der 
Sacdpverftändigen I 215; der nicht 
ftändigen Richter I 296; darf 
Anierbleiben bei Zeugen I 299 


Beendigung, des die Militärs 
Krufoeriptöbnetet begründenden 
erhältnifjes, Einfluß auf die 
Militärſtrafgerichtsbarkeit 110,11. 
Beerdigung, auf Grund ſchrift⸗ 
liher Genehmigung I 154 bj. 2; 
ohne Vorwiſſen der Behörve 
VII 867 Nr. 1; vorzeitige VII 
867 Nr. 2. 

Beiangenpeit, beafihtera 11905 
des Gerichtäheren I 135; |. Ab⸗ 
lehnnung. 

Befehl, der ein Strafgeſetz vers 
legt II 47; in Dienſtſachen, Un 
ehorſam II 92ff.; ſ. Dienftbes 
Eh: des militäriiden Oberen 
VII 112. 

Beichtöbefugniß, Mißbrauch I 


Befehlähaber, Beftätigungss, 
Milderungsredt I 418; feet 
Plätze, Beitrafung wegen Ges 
ährdung der Kriegsmacht im 

elde II 63; Pflichtverlegungen 
IH 141; Duldung von ftrafbaren 

andlungen II 143; einer Wache 

eht dem Offizier der Wache bei 
der Marine gleich II 162; ver 
das Chrengericht anordnet und 
leitet VI 12, 50, 59. 

Befeftigungsmittel, Diebftabl 
durch Abſchneiden VII 248 Nr. 4. 

Delarberungägegenflände, 
ftehlen VII 248 Nr. 4. 

Befreiung, Oefangener: aus Vor⸗ 
fag oder —— II 144, 
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VII 120 ff., dur Beamte VII 
347; |. elbftbefreiung. 


Befreundete Staaten, feindliche 
Derhtungen gegen diefe en VOL 


3 iß, lau 
—BA——— 
und —** Gerichtsherrn I 
263; Mißbrauch zur Aufüfrung 
8; 1. Dierfigemek 
er der a Deehanblung 1 
Beglaubigung, der Abfchrift des 


uiglenden Schriftftüds I 139 
Be Nanbun des Ablehnungs⸗ 
neue 1 136; von Entigeibun. 


gen und Verfügung en I 186; 
der Berufung I 882; der Res 
pilon I 898; des Antrages auf 


Wichereufname des Verfahrens 


ee, 0: ai 


Begänfigu gung, eng VII 63; 
von und Vergehen 
VII 257; eines Bortheild wegen 
vu 268; der Gläubiger VII 24 
Abſch. — D.; als Amtövers 
brechen VII 846. 
Begutautung, der im Felde und 
Bord ergangenen Friege 
rihttichen Urtheile I 42 — 
et nicht ſtatt bei Urtheilen 
— und Bordſtandgerichte I 


Behäitniffe (ie, Sienfteht: 2 duch 
De hin "nitters alſcher Schlüffel 
vo 24 48 Nr. 8, raid ’ * 


Behandlung, vo chri 
prei zur Inſubordination er 
98, Beftrafung II 121; unvors 
fihtige von Waffen IL 148. 
Behauptung, unwahre bei Bes 
ſchwerden II 152; f. Berleums 


dung. 
Behörden, des Polizei⸗ und 
a Fa Berpflichtu 
AR We Sa Fnordringen un 
eigen 54, um Er⸗ 
ſuchen des —— — —— 
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genügen I 161; bürgerliche: 


—— I —— * 
ung in 
Dienftgebäuden I bad: Be 

und Vertretung von Guinipten 


I 310; Strafvolfftredung: durch 
militärif e I 15 Abf. 1, durch 
bürgerlide II 15 bi. 8; An: 
zeige des Kriegsverraths in 61; 
Vergehen gegen eine tm Auslande 
eingefegte II 161; Nötbigung 
VII 114; Abreihen von Fr 
zeigen 2c. VII 134ff.; Beleidi⸗ 
ng VII 19%; Täuſchung VII 
7280, 363; Bertragäbrud 
; Anfertigung von Stem- 
VI 860 Rr. 4 
YIr 257 a. 
Begünjtigung Ö 3. 
Beiſchlaf, unter Blutsverwandten 
VII 173; mit einer willenloſen 
De kranken Perjon VII 176 
Nr. 2; gemaltfamer bei Nothzucht 
VI 177; Berleitung durch Ur 
fpiegelung einer —— * 
179; V rung eines Maͤdchens 
unter 16 Jahren VII 182. 
Beijeite haffen,vonlirkundenze, 
VL 133, 348, 349; von gepfän 
deten Saden vü 137; von 
—— bei drohender 
spolfftredung VII 288; 
EN e VII 867 Re. 1. 
Beifiger, tere: als Richter im 
Sta gericht 1 88, 41, 44, Bus 
ziehung im Ermittelun gu verfahren 
88 at —8 > Mutter, Unfähigteit 
eiftand, der 
VII 34 Rt. 6. 


Bekanntmachung, 
nungen und Verfügungen: durch 
ndung I 137 m 1, durch 
Suftel tellung ſ. 2 139 
; der Stedbriefe 1 1183; 
der 1 [a geverfü ung und Ans 
Hager 1258 ff. ; des Termins 
auptoerhandiung: an an yagt 
Angel ten I 266 Abi. 3 
ertheidiger I 268, 568, 
der Bermögensbeichlagna hme und 
— — ſowie der 
hebung dieſer Beſchlüſſe I 
860, 862; der Sordre 
im ordentlichen Verfahren I 416; 
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elde und an VBorb ers | Benaqhrichtigung, 
chuldi 


der im 
theilten Beſtaͤtigung I 431; ber 
Freiſprechung im Bieveraufs 
nahmeverfahren I 449; Berbrei- 
tung feindlicher im Heere ift 
Kriegsverrath II 58 Nr. 9; ver 
Allerhöchiten Entſcheidung und 
des Spruces des Ehrengerichts 
VI 60, 61; von Geheimniſſen 
VOL 92, 300, 358aff.; Beichädis 
Fr öff ffentlicher vr 134; des 
eild: bei wiffentlich 
—— ufgulbigung VI 165, 
bei Beleidigung VII 200. 
Betleibungögegenflänbe, An- 
ung im Felde II 130; 111 32 


Belräftigungsformel, beim 
Eide I 42 Abi. 8. 


B ee erungsdzuftand, f. Kriegds 


gu 
Belehrung, über das Recht: der 
Beunifvermeigerung g1187Qb].2, 
Abf. 3, der Gihesnermeige 
zung I 200 Abi. 2, 299 Abf. 3; 
des Angeklagten: über Sriftver: 
legung I 275 Abj. 3, über Eins 
legung der Berufung 1 327, über 
Erhebung des Einfpruchs bei 
8 Irnn gungen ed 
ele gung eitige: 
richtsſtand en se 


ade Ey yu 108, des milis 


rgeſehlen: eines 
früheren I 11, überhaupt II 91; 
eines Untergebenen U 121; 
licher Ausgleich VI A Einl. Abf. 8; 
des Kaiſers und des Landesherrn 
VO 94—97; des Bundesfüriten 
vu 98-101; ausmärtiger 
Sanbeäherven und Regenten VII 
- 108; der Gefandten VII 104; 
anderer Perjonen VII 185ff.; 
eines Berftorbenen VII 189; 
Wahrheitsbeweis VII 190-192: 
berechtigte Interefien VII193; der 
Frauen VII 195; ber bewaffneten 
Macht und der Behörden VII 
196; einer gefeggebenden Der 
jemmtung ober politiichen Körpers 
Vu 197; der Stelle 
— vu 199; Publikations⸗ 
b VII 200. 


Bemannung, |. Beſatzung. 
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des Bes 
en 2c. vom Termin: zur 
gen GeinseinnaßmeI16590[8, 
zur kommiſſariſchen Vernehmung 
I 271, im Abweſenheitsver⸗ 
fahren I 858. 
Beobachtung, der vorgeſchriebenen 
Fbrmuchkeiten 1 334, 335. 
Berathung, des Urtheils: Lei 
tung ıc. 320, 394 Abi. 2, Suteik 
I 325, 394 Abi. 2,6 tigmeigen 
1 325 Abſ. 2, 394 Abi. 2; milis 


Heijger Angelegenheiten x. U 


Bereönung, der Friſten I 146ff.; 
der Strafeit: bei verhängter 
Unterfuchungshaft I 468ff, beim 
Aufenthalt in SKtanfenanftalt I 
460, bei entftandenen meifeln 
I 464, überhaupt VII 19, 21. 

"8000 exte, Brandftiftung vu 

; Befchädigung VII 321 


Beriäte, Abſtattung unrichtiger 
IM 139; über Landtags⸗ und 
Rammerverhandlungen VU 12. 

Berihteritattung, bei Hoch⸗ 
vera) 2C. ars 1 801: in Der 

ngsinftanz 1; in der 
—e—úù — 1409 (87 Abf.2). 

Berlin, Regelung der Gerichts⸗ 
barleit 1 87; Sig des Reichs⸗ 
militärgerichts I 72; zum Terri- 
torialbezirt des Gardekorps ges 
börig VI 10 Abf. 8. 

Berufspflicht, des Soldaten III 
li fahrläffige Verlegung VII 


Berufung, ujammentritt der er: 
fennenden Gerichte I 18 vol. 3 
und 4, 262, 388 Abi. 45 auf 
über — SeugenS ad): 

ändigeneid I 201, 15; ala 
* ter: — — 8 den 
⸗und 


Rechtohulfe ı 262, 388" Abſ. 1 
als Rechtsmittel: en Sand, 
geri erichtäurtheile I 62, 878, gegen 
viegögerichtöurtheile I 65, 308, 
Belehrung über Butäffigtei 
827 Abſ. 8, Einlegung, oem 
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868ff., 878ff., Yurldnahme I 
871, Unzuläjfigleit der Zurück⸗ 
nahme nad) Beginn der Haupt⸗ 
verbandlung I 372, 1 8379, 
hemmt die Rechtskraft des Urtheild 
1 888, Vorlegung der Alten und 
Gegenerlärung I 884, BZurüds 
weiſung als unzuläffig I 885, 
Verfahren nad) Bulafiung I 386, 
Auswahl der Zeugen und Sad: 
verftändigen I 388, Urtheil I 
394, 395, Belchräntung in der 
Strafbemeifung zu Gunften des 
Angeklagten I 396, findet im 
Felde 0 an Bord nicht ftatt 
I 419, nad) Webertritt in den 
immobilen Verband I 483 Abi 2, 
na Demobilmagjung I 435 
Abf. 2; gegen den Ausgleichs: 
vorihlag VI A IV; VI CB. 
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Strafantrags I 234; Anordnung: 
bei aktiven Militärperſonen I 238, 
in anderen Fällen I 289; einft- 
weilige I 240; Verwahrung der 
Gegenftände 1241; Nüdgabe an 
den Berlegten I 242; gegen Ab- 
mejende: Beihlug I 360ff.; 
Wirkung 1361, Aufhebung I 362; 
des Bermögend: bei Hochver- 
tath 2c.: VII 93, bei Berlegung 
der Wehrpfliht VII 140; Ent 
ziehung VII 187. 


Beſchluß, des Ehrenraths, Be 
IH. 


ftätigung VI A 


Befhneiden, echter Metallgeld- 
ftüde VII 150. "9: 
Beichuldigter, Anmejenheit bei 


Berufungsinftang, Antrag auf 
Beitelung eined Bertheidigers 
1839; Vorlage der Alten an den 


Gerichtsherrn I 884; Umfang und 
Bekanntgabe der Beweisaufnahme 
1888; Hauptverhandlung I 389 ff. 


Beſatzung, Gerichtäbarteit I 27; 
— 


Bejhädigung, der Geſundheit 
durch Mißhandlung II 122; eines 
Dienftgegenftandes II 137; eines 
Schiffes II 142; von Urkunden 
VII 133, 274, 848, 849; öffent- 
licher Befanntmachungen VII134; 
von Autoritätäzeihen VII 185; 
amtlicher "Siegel VII 136; von 
Gräbern VII 168; fremder Sachen 
VII 308; öffentlider Denkmäler 
VII 304; von Gebäuden 2c. VII 
305; von Wafferleitungen, 
Scleufen VII 321, 326; von 
gdifffahrts Feuerzeichen VIT 322, 


Beſchäftigung, des Verurtheilten: 
in Militärſtrafanſtalten II 15 
Abſ. 2, im Zuchthaus VII 15, 
im Gefängniß VII 16, in der 
Feſtungshaft VII 17. 
Bejchimpfung, von Hoheitäzeichen 

VII 103a, 135; der Kirche oder 
von Retigionägeieligaften vo 
166; des Andenkens Berftorbener 
VII 189. 


Beſchwerde, 


Unterſuchungshandlungen J 165, 
166; ſ. Anweſenheit und Ver⸗ 
nebmung; Geſtellung, Ladung 
und Vorführung I 171-173; 
Dienftenthebung I 174; Unter 
fuhungshaft I 175ff.; Benach⸗ 
rihtigung bei Einftellung der 
—— 1 Karl — 
machung der agev 

I 255ff.; Zuſtellung ver — 
verfügung I 850; Erklärung auf 
die Einlegung 2c. von Rechts⸗ 
mitteln I 369. 

über verweigerte 
Rechtshülfe E. I 11 Abſ 2, 12 
Beh 8, 18; Worbringung vor 
Beltätigung der Urtheile der Feld⸗ 
und Bordgeridte I 423; laute 
II 89; Sammeln von Unter 
ſchriften II 101; widerrechtliches 
Abhalten II 117; Anbringen: 
Derleumberiher II 152, III 22, 
23, unter Abweichung vom Dienft- 
mege II 152, der Offiziere 2c. 
V, IIA 4, 5,12 bj. 2, der 
Beamten V, I 11 8, der Mann- 
fhaften V, II 1, 2,4 V, II 
It 4, der Detachirten V, II I 2b, 
der bei Civilbehörden Abkom⸗ 
mandirten V, IL I 2c, der er 


fonen des Solbatenftandes 
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un A: y 
] 
willigen ente vu Big * 


vu 16, a7 noDn8; 
er Disziplinarftrafen IV 62, 
‚IIA 2a, 4; v, n r 3 

en 9; Ontigeibung: jachliche 
V‚IıBLV 2 1u3, ſchnelle 
V‚IıBi Abſ 2; V, Un 
2, Feſtſtellung des Hergang 
A B 2; V, IIm4 Abi. 2, 


ftändipteit a r em 
RR v‚Iı * 


V, 1111, 3 "oo. Fr "genein 
Ichaftlide mehrerer Perſonen 
V, IIA6; V, III 5; über 
Ordnungsſtrafen V, In 8; Ver⸗ 
mittelun und Bermittler f. ebenda; 
weitere: orım VII A145). 4, 
1nm3 Abi. 2, V, II u 6,7, 
MI IIA14; V, 17 
Meldung V, II A 14 Ni 5; 
Buftänpigfeit zur Entſcheidung: 
im Allgemeinen V, II A 13, 
v,‚Indff,, VJIL I 4,5, gegen 
Sr. Majeftät unmittelbar unter 
ftellte Offiziere V, Tı A 13a, 
V, II U de, gegen Offiziere der 
Sußartillerie, des Ingenieur: und 
Pionierlorpd, der Eifenbahns 
Brigade, des Kriegsminifteriums, 
des Generalftabe8 V, II A 
13b c, V, Inu 5b d, gegen 
Kompagniechef, Meldung v, U 
ba, gegen Beamte V, II T 9; 
Beichwerb geibung. 
Beiämerbefrift, ringung V 
IA6; VIII4; Riötinne 
— und Beſtrafung ei Di 
iren VIIA7,V, * B4 
ſ. 8, bei Mannicaften V ‚uU 
16 äbſ. 2 und 8, v‚uu8 


Abi. 3. 

Beſchwerdeführer, Meldungen 
V, IIA 10, 11, 12 Abſ. 2,14 
Abi. 5; Erfolg der Berm 
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V, IT A 11 bf. 8; fchriftliche 
Niederlegung ni Beſchwerde⸗ 
puntte V, Ir A LLAbſ. 4 und 
6; Vortrag: der Offiziere zc. V, 
I1A 12 Abf, 2, der Beamten 
Y I n 3, der Mannicaften ꝛc. 
Il, 2: Rittheilung von ke 
—* v‚IıBB; 


* D meibemeg, Bezeichnung |. 
Beichwerde-An ringen und Be⸗ 
ſchwerdeführer Vortrag; Abwei⸗ 
qung und Jeſtreſung V, IIA7T, 

Lır 1ff.; V, IIIG Abi. 2; 
MA ſ. — ——— Melduns 
gen |. Beſchwerd eführer. 

Befigihum, befriedetes, wider 
rechtlihes&@indringenVII 123,124. 

Bejorgniß, vor perfönlicher Ge 
1 erlegung der Dienftpflichten 

en, Unterbrins 


gung VII 55, 

Bejtätigung, der im ordentlichen 
Verfahren —— Urtheile 
I 416ff.; findet bei Strafver⸗ 
Inaungen nicht ftatt I 417; der 

rtheile der Feld⸗ und Bordge: 
richte: Zuftändigleit I 422, Ber: 
nehmung über eſchwerden 1423, 
durch den Kaiſer I 424, 
Drum eines Rechts achtens 
1 425, 426, Bernollitändigung 
— — 
agung eidun 
I 430, Vermerk und Befannt, 
madung I 481, Aufhebung und 
Berufung eined neuen Gericht? 
1432; —* Beichluffes des Ehren⸗ 
raths VIA III. 
Beſtätigungsordre, Form und 
ekanntmachung I 416; zuſtän⸗ 
dige Stelle J 418. 

Beſtechung, als militäriſches Ver⸗ 

Drehen Il 140; paffive VII 332; 

e VII 338; von Richtern 
Yı 354; Berfall des Empfans 
genen VII 835. 

Beitellung, ver Rigter: ri das 

Stan —— —— et 
Kriegägericht I ., 
Berufung, für das Oberkriegs⸗ 

ericht I68, im Felde und an 
ord 144, 59, 98; der Gerichts: 
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hebige 199, 100; eine Ben 

ers: vor Unterbringung des 

ngell lagten in öffentliche — 
enter 1 217, Ent. 1.089 301.8 
839, 342, 846 Abi. 1, 389 Abf. 8 

Beftimmung, des Gerichtsh ern 
für den einzelnen Sal Tal 121; — 
Untergebenen zur Verübung ſtraf⸗ 

8 * Sanblungen IT een 
eſtürzung, reitung 
der Nothwehr VII 53. 

Beju ‚ Annahme bei Stuben 

I 80 Abi. 2. 


} 
Beipeiligte, Strafloſigkeit bei 
Anzeige: eined Kriegsverraths 
II 61, der Meuterei II 106, Bes 


Strafantrags VII 63, 64. 
Betheuerungs ormel, an Stelle 
des Eides bei en I 198, 29 


ftandes II 42; Begriff VII 263 ff. 

Betteln, Entführungsgru nd VII 
235; Begriff VIL36L EX 4, 362. 

Beugung, des Rechte VII 336. 

Beurfundung, von Erklärungen 
des Gerichts ern bei Einl ng 
von Rechtsmitteln I 368; faliche: 
im Allgemeinen VII ff; ; but 
Beamte VII 348, 349. 


Beuslaubtenftant, Gerichtsftand 
und Sugebö et 11,65, 9; 
mann er ilitärgefeße unters 


II 6; mann den Kriegäges 
en II 10 Nr. 2; Folgen der 
erfannten € venftrafen II 43 
Abſ. 1; beſonderes Verfahren 
wegen entehrenber Bergeben II 
42 Ab. 2; en bei 
—— 
flucht II 69; ergehen F en die 
Unterordnung II 113; gen ve 
der Dienftgewalt II 126; Dia 
plinarbe — im Allgemeinen 

IV 3 8 igkeit IV 
24, Nichtbefolgen der Einberu⸗ 
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fungsordre IV * bei Kontrol⸗ 
IV 26, Uebertretung 
hriften IV 28, 
Beſtrafung von ieren IV 29; 
. Beichwerbe, Bermiüttelung, Boll 

; Aufforderung zum Un- 

gehorfam VII 112; Auswande⸗ 
rung VII 140 Wr. 2, 360 Nr. 3. 
—— eigenmächtigeß uU 


128; III 80 ff. 
Bevölterungstlaffen, Anrei⸗ 


zung VII 130. 
Bevollmächtigte, Untreue VII 
266 Nr. 2 
Bildung 


Bewaffnete Macht, vorläufige 
me im Difigiervange ſte⸗ 

ender Angehöriger 180; 
iverftand VII 113, 116: Ge⸗ 
fangenenbefreiung vo 1%; Be 
106,208 Körperverlegung. VII 
196, 232 Abſ. 3; Beſtechung VII 


Bew erande, eines Selbſtmords 


Beweis, der Wahrheit VII 190, 
192; — von Urkunden 
VII 


Beweis anträge, des Angeklagten: 
33 ve ung in ders 1 269, 
in ac Haupt- 

Derhanblung 1 I 
Bemeisaufnahme, ide der Haupts 


verhandlung: im Allgemeinen I 
2 298 ff., 390, 392, Ku ffaren 


Bemaffnete Haufen, 
voii 


Berfabren I 445. 
Beweife, von 


Muth, Strafaus- 
Ihfießungsgrund nad) Feigdeit I 


Beweismittel, Beihlagnahune, 
Sicherung, Verwahrung I 229; 


as von 399, auf 


ira 1 269, 298 a. 3, Ger ätehe 
I 300, 392, von Urkunden und 
Sch den 803, neuer in der 
B ngsinſtanz 1888, im Wie⸗ 
deraufnahmeverfahren J 442. 
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Beweiswürdigung, freie 183185, 
394 Abſ. 2. gung, fr 


Bemußifofe, Strafausſchlie 
VD 51; Frauensperſon un 
zucht VIL 176 Rr. 2, 177, 178. 
Beelänung, der Milttärgerichte 


Bezirk, veadiotfionsfommanbeund, 
Gerichtöbarkeit I 80. 

Bezirtstommandeur f. Lands 
wehrbezirkskommandeur. 

Bierkeuervergehen, ‚Berjährung 


Bigamie, Begriff VII 171; Unter 
ftügung durch Religionäbiener . 
Vu 338; |. Doppelehe. 

Bilanz, ı unietaffen VO 24 Abſch. 
240 aR 


Bildung, des Serge: im Allges 
meinen I 295 ff., dur Rechts⸗ 
hülfe I 262. 

Biwakskommandant, . Kanton 
nementsältejte. 

Blantett, ſ. Stempelblantett. 

Bleilugeln, Bueignung VII 291. 

Blutfhande, Begriff VII 173. 

Böden, Betreten mit Lit VII 
868 Nr. 5. 


Börfenpapiere, oa Teen handel 
VI 24 Abſch 


LRK. O. 
Bord, an B., riff €. 16; nie⸗ 
dere Gerihtäba eit I 15 Anl. 8, 
16 Nr. 1 Abſ. 2, 16 Nr. 3 a. 3 


63; Verſetz in die 2. ale 


ff, 59, 64, 


98; Gerichtsoffizier I 100; Ges 
richtsfchteiber 1109; ; Ermittelungs« 
verfahren I 170; 


a een 
einnahme I 222 anf. eichen⸗ 
Offnung I 224 Abi. ß Befchlag⸗ 

e und Durdfugun ung I 239 
a. 4; vorläufige Abjtandnahme 
von der ar, eerhebung I 258 


u: ge „ Anta sn hide I 208 
nklagev 

6; —— Er 

Ye bes Angeklagten I 26, a 
8; Vertheidigung I 

Fr Rechtsmittel, Beniigung 

und Aufhebung bei we en I 

419 ff.; Rechtskraft I 420; Be 
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gutadhung der Urtheile der Bord⸗ 
egögerichte I 424—428. 
Borgen von Geld, bei Unter: 
gebenen €. II 8 Nr. 2; IL 114. 
Brader, Untreue VII 266 Nr. 8. 
Brandfliftung, im Kriegdzuftand 
€. VII 4; damit bedrohen VII 
254; betrügerifche VII 265; vor 
fägliche VIL 306—308; fahrläffige 
VII 309; thätige Reue VII 310; 
durch Explo ion VII 311. 
Branntweinfteuer, Zuwider⸗ 
handlung, Berjährung €. VILT. 
Be — 1 233; un⸗ 
gte a5 efmung: im Allgemeinen 
vir’20 , durch Poſtbeamte VII 


Brieituvertß, Salldung VII 


Brigabefommanbeur, Disziplis 
gewalt: Zuftändigleit und 
Um ang IV 14, 15; VBerhän ng 
von Geldbußen IV 33 Ab\. 
Beitätigung des Beſchluſſes des 
Ehrenraths VI A III Abſ. 2. 
Bruch, des Ehrenwortes, Jens 
Kriegägefangener II 159 Abi. 1 
Brüden, Zerſtörung ıc. €. vII2: 
VII % Nr. 2, 805, 821, 826: 
ungejicherter Bau VIL 867 Nr.14. 
Brunnen, Vergiftung VII 824, 
826; unperbedte VI 367 Rr.12; 
ungeficherter Bau VII 367 Nr. 14. 
Be ‚ Schriften ftrafbaren 


Salfdung: intellektuelle 
— durch Beamte VII 848, 
; ſ. dandelsbůcher. 
Bügfenmager An eines 
Gutadter8 V In 4 Abi. 2 
Baltendauen, unbefugte® VII 
870 Nr. 
Bürgerlige Behörden, |. Be 


—— Ehrenrechte, ſ. 
Bürgerliche Gerichte, Reh: 
gübe €. e I 12, 13; 


Uung 
—* durch ein Militärgericht 
E. 1 14; Zuftändigfeit bei Milt- 
tä erjonen I 2, 8, 4, 7, 8,9 
Ab}. 2; Berhängung der Unier⸗ 
fu ungegaft et eine Militär: 
perſon 
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Advokatur, ift öffentliches Amt 
VII 31. 

Aeder, unbefugtes Betreten VII 
368 Nr. 9 


Aergerniß, Öffentliches: durch 
Öottesläfterung VII 166, dur 
Unzucht VII 183, durch Thier⸗ 
quälerei VII 360 Nr. 13. 

Aerzte, ſ. Arzt. 

Werislige Altefte, Verleſung I 

Aigungaſtempel, fehlende VII 
369, Nr. 2. 

Alten, Durchſicht J 113; Einſicht: 
durch den Gerichtsherrn J 167, 
durch Sachverſtändige I 216, durch 
den Vertheidiger I 344; Beſchlag⸗ 
nahme I 281; Cinjendung: bei 
Meinungsverjchiedenheiten I 97, 
bei Berufung I 884, bei Revifion 
IT 406; ebrengerichtlihe: Einficht 
und Mütheilung VI 87, zu runde 
liegende gerichtliche VI 38, Schluß 
VI 39, Berfendung an andere 
Bataillone 2c. VI 44, vollftändige 
Berlefung VI 50 Abi. 2, Auszu 
VI Beil. IX, Anlegung VI Be 
X; Mitheilung an fremde Re 
gierung VII 92 Nr. 1; Vernich⸗ 
tung VII 133. 

Altentundig, werden gemacht: der 
Strafantrag I 152, eine das Ein- 
ſchreiten ablehnende Verfügung I 
156 Abſ. 3, Ermittelungen I 162, 
die Berdunfelungsgefahr I 176 
A 4, F Antrag des Unter⸗ 
uchungsführers I 

Aktenvermerk, im Ermittelungs⸗ 
verfahren I 168. 

Altien, Nachahmung und Berfäls 
jung VII 149, 360 Nr. 6. 

Altiver Dienftftand, ift den 
Kriegsgeſetzen untermorfen II 10 
Nr. 1; it den Ehrengerichten 

erworfen, Theilnahme an Bil- 
dung der Ehrengerichte VIA NE. 1, 
6 Nr. 1; VIC1 


Aktives Heer, Zugehörigkeit 11; 
Berfündung von Enticheidungen 
I 137; Geſtellung: als Beichul: 
digte I 171, als Zeugen ꝛc. I 
185, 208, zur Hauptverhandlung 
I 266; Zeugnißverweigerung I 
202; Belanntmachung der 
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klageſchrift JI 256; Ladung von 
Bangen 2c. I 269; Situngspolizei 


Allerböchfte Entſcheidung, Ein- 
holung bei Bmeifeln VI Einf. D., 
gegen Regimentd:2c. Kommandeur 
VI 28 Abf. 8, bei Rekurs VI 30 
Abf. 2, bei nicht gelungener Einis 
gung VI 382 Ab}. 8, wenn fi 
das Ehrengericht für unzuftändig 
halt VI 55 Abſ. 1, auf Grund 
des Spruchs VI 59 ff, VIC 4, 
bei Berufunggegenden Ausgleichs: 
vorfhlag VI A IV, VICE, 
gegen Generale VI A VIIL 

Allgemeine Strafgejege, An- 
wendbarkeit: auf milttärige Ber: 
brechen und Vergehen II 2, gegen 
Milttärperfonen bei nichtmilitäri- 
fchen Verbrechen und Vergeben IL 
8, bei widerrechtlichen Handlungen 
im Felde II 186, bei Diebftahl 
II 138 Abſ. 2, bei Verbrechen im 

Aiter, iR ohne Einfluß auf @ 
ter, ift ohne e⸗ 
ſtrafung des Thaͤters II 50. 

Amt, — zur Bekleidung II 
84; VII 31 ff.; Verbrechen oder 
Vergehen: —z33— der bür⸗ 

erlichen Strafgerichtsbarkeit 13, 

egehung von Perſonen des Sol⸗ 
datenſtandes II 145; Verluſt E. 
VII 5; VII 83; unbefugte Aus⸗ 
übung VII 132; Beleidigung und 
in Gifenb ung gu 1%, 
m Eifenbahn: und Telegraphen- 
dienft VII 319, 320. 

Amtsanmaßung, Begriff VII132. 

Amtsentbebung, der Oberkriegs⸗ 
gerichtäräthe und der Kriegsge⸗ 

a a I 88 füchtung 
mtsgericht, Verpfli zur 
R * E. 1 12, zu eiligen 
Anordnungen I 153 Abſ. 3, zur 
Anordnung von Beſchlagnahmen 
und Duchingungen I 239. 

Amtsgewalt, Mißbrauch VII 339. 

Amtskleid, unbefugtes Tragen 
VII 360 8 


360 Nr. 8. 

Amtspfliht, Verlegung: bei 
Wiederaufnahme des Verfahrens 
falfoer Ankduibigung VIE 164 

ei gung ‚ 

bei fahrläffiger Tödtung VII 222, 
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—A Korperverletzung 


VII 230 
Amtsrihlen Verp tung: 
ſchleunigen bands 
ungen I 18 Abſ. 8 5, vu Beiden 
— — 
Amtsſitz, auswärtiger der Kri 
gerichtsräthe I 95. er 
Amtsverluft, Strafe gegen Mili- 
tärbeamte: überh t II 43, ins⸗ 
bejondere ftatt Verſetzung in Die 
alle des Soldatenftandes II 


Amtsverjhwiegenheit, Sn 
nißverweigerung I 188, 
Bruch VII 300, 359a—358. 
Amtsvor eſehie, an BES. 
3538; misverbrechen VO 357. 
neiden, anbefugted Tragen 


An Bord, GG moenbung der Bor 
ſchriften €. I 6. 

Ans und Kömeldung, der Per 
fonen des Beurlaubtenftandes, 
Strafen und Feitfegung IV 28, 
29; , our tredun 

Anbin en, iBziplinarftrafe: Ans 
ordnung IV 47 Abi. 4 Nr. 2, 
Vollſtreckung IV 48 Abi. 1, Ber: 
Anh zur Arreſtſtrafe Iv 48 


Andenten, ag Tborbener beſchim⸗ 


— — 
ndrobung, ro 
——— 


Aneignung, 
Anerkennung, der Leiche I 226. 
Anfediung, der Entjeheidung über 


be goseſuch 1 129; des 


Urtheild I 882 
Angehörige eugnißverweiges 
rungsrecht I 187 * 190: Wahl des 


Vertheidigers 1357 Abf. 8; Wie: 
deraufnahmeantrag I 437; Begri 
VII 52 Abi. 2; wiüsrlige Bes 
drohung VII 63; othſtand VII 
54; Todtſchlag vo 218; Körper 
— — 64; Diebftahl, 
247, 64; Be 


—— —— VE AI 
—— * a 
vo 370 Rr. 5 

Kompendium Aber Maanene 


= 


se 
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Angellagter, vor ber Jeuptven 
janblung: Beobachtung in öffent 
icher Irrenanſtalt 1217, Bekannt: 
Bene 18 Bindung , 
Beränderung in ber 
I 259, Geftellu ung 7 
266, 267, 888, emeiontehge I 
269, 888, Benadri rihtigung über 
tommiffatifche enſcheinsein⸗ 
nahme I 271, 388; in der Haupt⸗ 
perhanblung: ei auf Ausſe er, 

I 275 Ab 


j. 2 
318 Abi. 8, 200: eftnahnie I 
277, 390, Ausbleiben und Vor 


u 3%, "Entbindung I 
‚ Sertze 
208 Abf. 1 


ng 1281, 389, 
Beitrafung wegen 
ebührI 290, Hinweis aufs das 
Heine der ablehmung T 298 295, Ber 
nehmung I 297 Abſ. 891 
an 2, "2 iimeifes —8 I 801, 
392, Befragen zur au gen 
vernehmung N 3ll, oe chluß⸗ 
wort I 812, 893, , Hinweis 
auf Veränderung bes reqhitichen 
geſichpuntn⸗ 1318, del zung 


* Vertheidiger: 
837, Antrag und Wunſche bei 
Beftellung I 889, 842, Verkehr I 
345; und Berufung: Einlegung I 
‚Sal, 882, Bekanntgabe des zer 
ur 833 auptver handlun 
288 201.6 chluß —R 
zu verha I 1 889; und 
it hate 
—2 n order⸗ 
1408, Vernehmung über An⸗ 
— 8 x 409; der Gele, vor 
etätigun er eile der 
Feld» und Ögerk te I 428 
—28 enheit, in dienſtlicher die 
Unwahrheit agen II 90; in in Ders 
fammlung militärifche berathen II 
101; Me Berluft des 
Stimmrehts VII 34 Nr. 4, Er- 
örterung VII 130a. 
Angelöbniß, eidliches, Bruch VII 


6 
An eRellte, eines Schiffes, Ge 


htäftand I 1 Rr. 8; II 168. 
| Angriff, eineh Borgefegten: Gtraf- 
27 
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beftimmung Abwehr II 
124; —eS —— 
VII 3 auf Vollſtreckungsbeamte 
vu 113; i Forft: oder Jagd» 
beamien VII 117, 118; Rn An- 
ftaltsbeamte VII 19: Mebrerer 
mit chwerem Erfolg VII 227; 
affen VII 367 Wr. 10. 
Anlläger (Zeugen, Behörven), 
Kenntnißgabe von dem Ausgang 
der Sache VI 61 Abi. 2. 
Anklage, Yortdauer des Militär 
erichtsſtandes I 10 Abf. 2; Er⸗ 
—* g 1243 ff.; vorläu es Ab: 
ehen wegen Unmefentlich eit und 
un 1 253; Bertretung I 
256 Abi. 2 268° Abf. 2, 271, 
886; Fragerecht bes Berireterd I 


Antla eerbebung, B 1258; 
Anger! u 8, Begriff 1258; 


Antlage Geil, Berbot der Ber: 
öffent ng €. 118; Anfertigu ng 
Mittheilung: an den Beſch 
—** 255, 256 Abſ. 4, an den 
„erbeiige I 256 —* durth 
n N gung, gt du 
den Gerichtäheren I 250; vors 
ännige Verichterftattung I 202 
ee); ; Inhalt I 254; Belannts 
madhun 7 und Mittheilung I 255 
bi3 257; als Antlageerhebung I 
258; Abänderung und Burüds 
name I 272; Berlefung I 297 
ſ. 2; Gegenftand der Urtheilss 
—* I 817; Abweichungen in 
5 Hauptverhandlung I 818, 


Ankündigungen, dem Jnpiergeld 
ähnlihe VII 860 Nr 
Anlagen, Befhäbigung Sfentficher 
804; an Ufern VII 366a. 
a a zum an VII 361 
r 
Anmokun von Befehlsbefugniß 
ober Str gemalt u 300; 9 
lichen Amtes VIII 
Annahme, — von Ge⸗ 
ſchenken II 114. 
Annahme an Kindesſtatt, Aus⸗ 
Ipiebung vom Richteramt I 122 
Beugnißverweigerung I 
187, 190, 191, 
Anordnung, Kaijerliche für Voll⸗ 
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Feen 

Fa ana: die feinen Aufs 
{hub geftatten I 153 Abſ. De 
obrigkeitlihe: Aufforderung 
Ungehorſam VII 110, —— 

—— er Freiheitsftrafe 
auf bie Dienftzeit IT 18; ber 
ausländijgen Strafe VII T; der 
Unterju 


— des er 


Rande II 99, 100; 
verrath VII 85; zu ——* 
Ungehorſam vu 112; zu Ki 


—A 180; zu Smeilumpf 
Anſchlag, Öffentlicher VII 85, 110, 
Anfgulbigung, falfde VIL 164, 
anfeben, Mißbrauch bei Anftiftung 


Antprüde, Benfion. 
Anſtalt, Se ng von Verur⸗ 
theilten II 15 Abf. 2; Ehrenrath 
bei militärijher VI 19, 235; ge 
jegrbbrige Errichtung vo 860 


r. 9. 
Antalisheamte, —— —— Ge⸗ 
fangener VII 122; Unzucht VII 
174 Nr. 8. 

Anftedende Krankheiten, Maß 
regeln zur Verhütung VII 827. 
Anftellung, der Militärgerichtds 
fchreiber 2c. 1108; Borausfegung 
ee —— VII 369; 


unit, > be nenfludht II 72 
2; der egung u 9% 
Fr 1; des Aufru im All 


gemeinen II 107, vor "dem inde 
I1 108; ihm gleich zu b 

u 110; der ftenfbaren Handlung 
eines Untergebenen II 115; e 
Betheiligte; Begriff VII 4850, 
63, 64; durch ffentliche Auffors 
derung VII 111. 

Antrag, auf Strafverfolgung: Ans 
bringen I 151 ff., Befcheidung des 
Antragftellerö I 47; auf gericht 
lihe Entſcheidung; Anbringen 
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I 247 S): 2, 248, 249, SKoften 
I 249 8* 2; auf Beſtellun 
eines Vertheidigers I 339; au 
Revifion I 403; auf Wiederaufs 
nahme des Verfahrens I 486 ff.; 
Entihädigung im Wiederaufs 
nahmenverfahren — 
1468; nicht erforderlich bei Ver⸗ 
[olgung militärifcher Vergehen: 
Allgemeinen II 51, insbejon- 
dere im Felde bei Diebftahl, 
Unterſchlagung, Körperverlegung, 
Bergehen 2c. wider die Sittlichs 
feit II 127; der ausländifchen 
: Behörde VII 4; nad auslän- 
diſchem Recht VII 5; Erforder⸗ 
niß VII61FF.; Frift VII 61, 62; 
Berziht VII 61; Berechtigte 
VII 61, 65; Untheilbarfeit VII 
68; ——— VII Mer Ans 
ans: und Berjährungsfrift VII 

69 Abj. 2 


Antragsdelitte, Feſtſtellung des 
Antrages Strafverfolgung 1 
152; vorläufige Feſtnahme oder 
Verhaftung des Beichuldigten I 
182; — I 234. 

Antragfteller, Beſcheidung bei 
—2 — des m Ortes entflon 

erpflihtung zum Erſatz tan- 
dener Koften 1 471. 

Anwalt, Öffentliches Amt VII31; 
unbefugte Offenbarung von Pris 
vatgeheimnifen VII 300; Ge⸗ 
bübrenüberhebung VII352; pflicht- 
widrige Bedienung beider Par 
teien VII 356; iſt fein Beamter 


VII 859. 
Anmeiinug,bed niederen Gerichts: 
1 24. 


Anwerben, zu Hochverrath VII 
84; zu ausländ. Dienften VII141. 

Anmwejenbeit, des Beihuldigten: 
bei Unterfuhungshandlungen I 
165, Ausjchließung I 166; des 
eingellagien: in der Haupter⸗ 
bandlung I 278 ff., in der Be 
eufungsinftanz I 389 ff., in der 
Reviſionsinſtanz nicht erforderlich 
1 408; von Berjonen bei der 
Urtheiläberatbung I 325. 

Anzeige, ftrafbarer Handlungen, 
Anbringen I 151ff.; über nicht 
natürliche Todesfälle oder Auf: 
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finden eine3 Leichnamd I 154 ff.; 
Koften 1470; Verpflichtung: bei 
Kriegäverratb II 60, 61, bei 
Fahnenflucht II 77, bei Meuterei 
U 104, 105; Abreißen öffent 
licher VII 134; unterlafiene von 
Verbrechen VII 139. 

Anzug, der Richter: Offiziere, rich: 
terlihe Militärjuftigbeamte I 98, 
273; Militärgerihtsfchreiber, Mi- 
Iitärgerichtöboten 1108, 273; der 
Perſonen des Soldatenftandes ꝛc. 
als Beichuldigte, Zeugen ꝛc. I 
171; des Bertheidigerd m der 
SHauptverhandlung I 341. 

Apotheker, unbefugte Offenbarung 
von Privatgeheimniflen VII 300; 
Verkehr mit Öiften, Arzneien VII 
867 Nr. 8,5 


Arbeit, Unfähigkeit als Solge von 
Selbftverftünmelung II81 Abſ. 2. 
Arbeiterabtheilung, Einftellung 
als Dissipfinarftrafe IV 86. 
Nr. 4; a efugniß zur Ueberwei⸗ 
fung IV 14 Qbj.2; Verbindung 
mit Arreitftrafen IV 41 Rr.2b. 
Arbeitsbüder, Fälſchung VII 


863. 
a gitshaus, Unterbringung VII 
6 


Arbeitsſcheu, Unterſtützter VII 
361 Nr. 7, 362. 

Arbeitszwang, Forft und Ge 
meindearbet E. VII 6; bei 
Zuchthausſtrafe VII 15; bei Ge- 
Kngnib VII 16; bei Haft VII 

Armaturftüde, Anlauf VII 870 

Arme, Unzucht in Armenanftalten 
VO 174 Nr. 8. 

Arreft, Dauer: im Disziplinar: 
wege E. II3 Abi. 8, IV 4 Abj.2, 
im Uebrigen II17; Arten II 19, 
20, 22—26; gegen Kränflicde II 
27; im Felde II 28; iſt gleich 
der Haft bei Verjährung II 52; 
Verbältniß der Arten zu einander 
II 54 Abj. 2; gegen höhere Be- 
fehlshaber, Meldung IV Einf.D.; 


gegen Staatsbeamte ald Berjonen 
des Beurlaubtenftandes, Nachricht 


IV 80. 
Arreftbrud, Begriff VII 137. 
27% 
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Arzehrafen, Ta der Voll 
ftredung Disziplinar⸗ 
beſtrafung; deren die einzelnen 
Militärperjonen IV 8, bei Kon⸗ 
teolverfammlungen IV 26, wegen 
Ungehorſams zc. IV 27, der Offi⸗ 
F— des Beurlaubtenftandes IV 

en Militärbeamte IV 32, 
Be ung anderer Strafen IV 

41; Bollftredung: I dung 
IV’46 ff., im Felde IV 47, durch 
Civil: 2c. Behörde IV 

Meiillerie, Kbtheilungstomman- 

deur |. Bataillonskommmandeur, 
Dffiere vom Pla |. Vers 
mittelung; Munition, Zueignung 
verjchoffener VII 291. 

Arzneien, unbefugtes Zubereiten, 
Seilhalten VII 367 Nr. 8, 5. 

Arzt, Beugnißpermeigerung I 188 
Nr. 3; bei Leihenfhau und 
Leihenöffnung I 223, 224; b 
Bergiftung I 228; vom Deus 
laubtenftand, Auswanderun 
140 Rr.2; Unzudt mit X 
infaflen VII 174 Mr. 8; bei 
Zweikampf VIL209; falfche. eug⸗ 
niſſe VII 277, 280; unbefugte 

enbarung von Privatgeheims 
niflen VII 300. 

ati tenzärzte |. Sanitätskorps. 

Aitejte, ärztliche, über Körpern 
letzungen I 310; ſ. Dienftatiefte 
und Zeugniſſe. 

Auditeur, Reicht: oder landes⸗ 
rechtliche —5 — anderer ju⸗ 
riſtiſchen Geſchaͤfte E. I 20. 

Aufbewahrung, amtlicher Ur 
funden u. Bernichtung VII 1383. 

Hufentpaltöbef öräntungen, 
bei Polizeiaufjiht VII 8 

enthaltaort, des Belgub 

—— eit I 30; ber 
Kriensg angenen, Sntraftjeung 
egögejege II 9 Rr 
un zur Flu fı if 
Kriegsverratd II 58 
Nichtbefolgung zur Shelluns A 
der Mobilmahung oder Kriegs 
bereitichaft II 68; zum Ungehors 
fam 2c.: eines Einzelnen I 99, 
VI 110, Mehrerer IL 100; zum 
Sehorfam bei militäriſchem Aufs 
ruhr II 110 Nr. 1; zu Verbrechen 


Sagıregifter. 


Vo 49a; 8; 
zu —— Sorblungen 


—— 1411, 414, der Jelb- 
und Borbgerichte I 419 ff., 430, 
erfahren 


432, im Biederaufnahmen 

und defien Belanntma I 

447 ff. vonse Diszipl 

freien IV , ariktide von 
8 


num 
Aufpebungereät, Den es zu⸗ 


Entſcheidung 
es B Bhabers 1430; Ber 
Iohen 6 Aufhebung des Vxtheil 


yuflauf, © VII 116. 
ruf, des 


Aufruhr, militärifcher: "Geltung 

der if un Oi e III Nr. 3, Be 
Bere 
elörührer n 

vor dem Feinde IT 108 —— 

zur Ordnung II 109, wer F 

dem A zu beſirafen ou 

110; Thatbeftand VII 115; 0 

seaen bu re Brandſtifumg & 


Xufsußngeiden ‚Beoierungber 
Aufruhrs II 110 Nr. 2. 
Auffhiebende Wirfung, einer 
Rechtsbeſchwerde I 217 Abſ. 8, 
290 Abf. 5. 


. 
be Aue Pf m olfftredung 
en Sul euftnahine 
ſ. 8, 15 Ahr ‚464; 
Alena des Antrags "1464 
Aufficht, über die Ausübung der 
Milttärktraf erichtsbarkeit I 112; 
ehlende, über Kinder 2c. VII 861 


.9. 
Aufjidtsbeamte, im Eiſenbahn⸗ 
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.d VO 816; im Telegrapbens 
dient VII 818; Amtöverbrechen 
VII 867. 
Auffihtsmaßregeln ſ. Abſper⸗ 
Mi fand, Gmeg &. v4; 
ufitan tregung 
VO 9% Rr. 6. 


auffelien, a ee dehvonGaden 
Kufteaggeber, Untreue VII 266 
Aufmiegelung, Begriff II 100; 


ne heindeinnahme, Zuzie⸗ 
—— es Gerichtsſchreibers 1163 
2; Anwe — des Beſchul⸗ 
bien, Verthei ers 1166; Feſt⸗ 
10 des Sachbeſtandes I 222; 
Tom riſche I 270, 271; ver⸗ 
leſung des Protokolls I 308. 
Ausbe eiferung, unterlafjene von 
en 2. VII 867 Nr. 13, 


1. 15 
Ausbeutung, der Nothlage VII 
802 a 


Ausblei en, des Zeugen I 186; 
des Sacverftändigen I 213; in 
der Hauptverhandlung: des An⸗ 
geogr 1267 Abf.1, 278, 389 

3 deʒ Vertheidigers I 346, 


Ausbruch, Gefangener VII 122. 

Ausd ehnung, der Gerichtöbarkeit 
€. 17; 137; des Ermittelungs- 
verfahrens I ‚168; der Aburthei⸗ 
lung I 319; der Beurtheilung 
de3 Revifionögericts | I 402; de3 
Reviſionsurtheils I 414. 

Ausfertigung, der Urtheile I 
836; des eB Strafurtbeitß für Vers 
letsten VII 165, 200. 

Ausführung, eined Befehls: vers 
legt ein Strafgejeg II 47, ges 
waltſames —E 96. 

Ausfüllung, eines mit der Unter⸗ 
chrift eined Andern verjehenen 

VII 269. 


ap 

Ausgang, 2 Ye. ꝰerfahrens, Mit⸗ 

use, chen va veninteinigenbeß VIE 
368 Nr. 8. 

nd on Auffter 


vIAU 
Ausgrabung, von eihen 1205. 


Ausla en, baare, Verpflichtung 
zur tung, Rechtsb —* 


uſtellungen: an aktive 
Militärpe onen I 143, an andere 
Verfonen I 144; Beftrafung: 
ftrafbarer Handlungen der Mili⸗ 
tärperjonen II 7, dortſelbſt be⸗ 
es. Handlungen VIL4—7, 
7, 298; Begriff VII 8; bei 
feindlichen Handlungen gegen bes 
freundete Staaten VII 102; An- 
werben zum Militärdienft. vu 
144; Gntführen gu demſelben 
Zwect VII 234. 

Ausländer, Abänderung des Ver⸗ 
fahrens in Kriegszeiten ©. I 8; 
Militärgerihtsftand I 5 Nr. 4; 
ftrafbare Handlungen: im Allges 
meinen II 160, g en beutiche 
Truppen II 161; trafung vo 
8, 4 Nr.1; Ausweiſung VII 89 
Nr. 2, 284, 861 Nr. 2, 362; 
fertige Handlungen gegen bes 
5 uns Slide VII — den 

ugtes Fiſchen in en 
Rüftengen ewällern VII 296a. 

Ausländifdhe, Dffiziere beim 
friegführenden Heere II 157. 

Ausländiſches Geld, Nachmachen 
VII 146, 147. 


1 
Ausländi! ee ejeg, Ans 
—— 
Auslegung, 8* ucheils, Erledi⸗ 
ng von Zweifeln, Rechtsbe⸗ 
werde I * er Vorſchriften 
VI Einf. 
Aus Liefekung, von Deweißunidietn 
2c. 1 230; von Alten ze. I 231. 
Ausnehmen, von Eiern ꝛc. VII 
A Hi Se * Offizi Verſich 
us ſage, der ere: iche⸗ 
a auf Ehre und Pflicht VI 
36 36 Al. 2, der Angefchuldigten VI 
Beil; ; widertufene vVII158,163, 
erpreßte VII 343. 
Ausigeiben, ftändiger Richter I 
43, 68; eines beförderten Mit- 
len aus dem Chrenratb VI 


Aust 1 eidung, ftrafbarer Stellen 


Ausfotiehu der Dolmeticher 
1121; vom Hepteramt Kalt de 
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fees I Hat 8; en der 

Hauptverhandlang wenn 

diefe zweifelhaft ift I 131; der 
Militär töjchreiber 1132; des 
Beichuldigten von der Anmwefens 

heit in ber Berhandlung I 166; 
nes Sacverftändigen I 210, 249 
Abſ. 2; der Strafverfolgung: bei 
im Auslande begangenen Ber: 
brechen VII 4,5, wegen Bewußt⸗ 
Iofigteit VII 61 ff., wegen Ber: 
jährung VII 67-69; der Strafs 
vollftredung wegen "Verjährung 
VII 70 -72. 

Ausſchluß, der Deffentlichkeit: im 
Allgemeinen I 283, 3%, 409 
Abi. 4, bei Verfündung der Urs 
ieils nde I 284, h Verhandlung 

eſchluß I 285 

Ausfesung der Beeidigung der 

95; der Hauptver: 

a, Antrag I 275, 

4, Seftnahme des 

Bingeltagten. I 277, zum Zwecke 

der Beweisaufnahme 1298 Abſ.2, 

800, Abſ. 2, zur Erhebung der 

Giviltfage I Bis Abi. 2, 394 

Abi. 2, infolge veränderter Sad) 

lage I 318 Abſ. 3, infolge Aus- 

bleibens des Vertheidigers I 346; 

des Vollzuges bei eingelegter 

Nechtäbeidmerbe I 875; Hülf 

Lie VII 221; bei Entführung 


Ausfpielungen, ohne Erlaubniß 
VII 286. 


Ausſteuerkaſſen, Ertngohne 
Genehmigung VII 360 Nr. 9 

Ausübung,derMilitärftra erichts⸗ 
barkeit I 12 ff.; der Auflicht der 
Militärjuftigvermaltung I 112; 
des Richteramtis und Ausschliekung 
davon I 122; des Dienftes: 
Truntenbeit IT 49 Abſ. 2, ſtraf⸗ 
bare Handlungen II 55 Nr. 2, 
Diebftahl II 138; geſetzwidrigen 
Einfluffes auf die Reihtöpflege 
II 119; Berhinderung ftaatss 
bürgerlicher Rechte VII 107. 

Auswärtige Regierung, Eins 
lafien mit diefer VII 84; Straf: 
antrag VII 102, 108. 

Auswärtiges Amt, Strafbarkeit 
der Beamten VII 353a. 
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Husmwahl, ber Sacnerftänbigen 


Auswanderung, Mehrpflichtiger 
VII 140; betrügliche Berleitung 
VII 144; unerlaubte von Reſer⸗ 
viften und sunnwehrmännern vo 

, 860 Nr. 8 


Ausmeifung, Rückkehr ohne Er: 
laubniß VII 861 Nr.2, |. Aus⸗ 
länder. 

Auszüge, aus Kirchenbüchern und 
Perjonenftandsregiftern I 303; 
der Urtheile I 336; Mittdeilung 
aus Signolküdern iſt Kriegs⸗ 
verrath II 58 Nr 

ae e —— 


frgzeßrechtlicher Vorſchriften 


ezzg ngiegen, 

gung des Gerichtäherrn I 245. 

autorifätsgeihen, Berftörung: 
folder ausmärtiger Staaten VII 
1033, de8 Reiches oder eines 
Bundesftants VII 185. 

Auszeihnungen, Derluft der: 
ben als Ehrenſtrafe I 32 


Art, Widerſtand o gegen Forſtbeamte 
ꝛc. VII 117 Abſ. 2. 


Bande, bei Diebftahl VIT 243 
Nr.6; bei Raub VII 250 Nr. 2. 

Banterutt, Strafbeftimmungen 
VII 24 AÄöſch. K. O.; betrüglicher 
239; einfacher 240; Begünftigung 
von Gläubigern 241; Handlun en 
Dritter 242; Stimmenfauf 
von Gefellfaften 24. 

Banknoten, Verfälſchung VII 
199; s, Nachahmung VII 360 


Bataillon, jelbftändiges, Gerichts⸗ 
barkeit I 19; ommandeur, Dis⸗ 
ziplinarftrafgewait: nicht felbflan⸗ 
diger IV 10, ſelbſtändiger IV 11, 
detacdhirter IV 12, Verhängung 
von Geldbußen IV 83 Abi. 2. 

Batteriechef |. Kompagnie *.. 

Bau, Baupolizei, Leitun 
wider die Regeln der Bau 
VII 830; Vorſchriften VII Fri 
Nr. 13—15, 368 Wr. 8, 8. 


Sachregifter. 


Baumaterialien, zzgaliches in 
Brand jesen vu VII 
Banner e, fremde erfören vo 


Bayern, — * Fri kr 
u. oberites tHärgericht 
€. 183. 

Beamte, Uebergangäbeitimmungen 
€. I 36 ff.; des Polizei⸗ und 
Sicherheitodienftes: Weitergabe 
von Anzeigen I 153, Verhältniß 
zum Unt uchungsführer I 161; 
al3 Zeugen I 189; als Sachver⸗ 

ündige I 212 Abf. 2: als Per 
onen des Solbatenitanves II 
145; im Reichs⸗ und Staatsdienft, 
Venachrich ung der Dienſtbe⸗ 
örde vom Spruͤch VI 61; Wider⸗ 
and, Fthigun VII 118, 114, 
117, 19; de Berficherung 
auf den Sienfteib VIL155; Uns 
zudt mit anvertrauten Perjonen 
VO 174 Re. 2 u. 8; dienſtliche 
Anzeigen VII 19; Beleidigung, 
Körpervertegung VIL 196, 232; 
en ıc. im Amte VII 

881 ff.; Begriff VII 359. 

Beamtenverhältniß, der Senats⸗ 
praſidenten und Räthe beim Reichs» 
militär ser ht I 81; der Kriegs⸗ 
ar D erfriegägerichtäräihe 1 94 


Beauffigtigung. von Gefanges 
II 144; von Untergebenen 
1 "1a. 

Bedingungen, der Entlaffung 
eines Kriegägefangenen II 159. 

Webrohung, bei Ausübung bütr- 
gerliher Rechte VII 106, 107; 
gegen Beamte VII113, 114; bei 

usübung des Sottesdienftes vo 
167; bei Vornahme A 
Handlungen VII 176; bei Noth⸗ 
mut VII 177; bei Entführun 
VII 284; mit Verbrechen u 
gehen VII 240, 241; bei 
ſtahl auf feifcher Til vo 
252; beim Betteln VII 

Bedrüdung, —— — 
im Felde II 136. 

Beeidigung, der Richter und 
deren Stellvertreter I 42, 68; des 
Präfiventen des Reichämilitär- 
gerihtd I 75, der militärifchen 
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au lieder ebendafelbft I 82; der 
chtsoffiziere I 101; von 
—* welche der deutſchen 
Sprache nicht maͤchtig find I 118; 
der Dolmetfcher 1119, 120 Sa$2; 
der en2c. 1191, 195 ff., 196, 
299 Abſ. 8, 208; der verhinderten 
eugen ꝛc. I 195 Abi. 2, 208; 
nzelner zur Zeugniß⸗ ꝛc. Ver 
weigerung Berechtigter 1200, 208, 
212, 299 Ab]. 8; nordnung der 
dort I 203; bet Landesherren 
und Mitglieder der landesherr⸗ 
lichen 2c. Familien I 206; der 
Sachverſtändigen I 215; der nicht 
ftändigen Richter I 2 296; darf 
A on, bei Zeugen 1299 


Beendigung, des die Militär 
Krafs gerichtöbarleit begründenden 
erhältnifjes, Einfluß auf die 
Militarſtrafgerichtsbarkeit I 10,11. 
Beerdigung, auf Grund ſch rift⸗ 
licher Genehmigung I 154 Abſ.2; 
ohne Vorwiſſen der Behörde 
VII AR Nr.1; vorzeitige VII 
867 Nr. 2 
Befan ngenheit, des Richters 1124; 
de htsherrn I 185; ſ. Ab- 


lehnu 
Befehl. bder ein Strafgeſetz ver⸗ 
legt II 47; in Dienſtſachen, Uns 
ehorfam I 92 ff.; |. Dienftbes 
Ist; [; des militärifchen Oberen 


Bejehtsbefugntß, Mißbrauch II 


Befehläpaber, Beftätigungss, 
Milderungsredt I 418; fee 
Fb Beltrafung wegen Ges 

ung der —E im 
—* I 68; Pflichtverfegungen 
I 141; Dulvung von ftrafbaren 
Sarblungen II 143; einer Wade 

t dem Offizier der Wade bei 
der Marine glei II 162; der 
da3 Gorengerigt gowna und 

8 VI 12, 50 Diebſtahl 
efeſtigun — 28 

ih Sb fneid neiden VII 243 Nr. 4. 

Befürberungsnegenfiände 
ftehlen VII 

Befreiung, Gefangener: aus Vor⸗ 
fag oder Fahrläſſigkeit I 144, 
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Vo 120 duch Beainte VII 


fibefreiung. 
„ir; 1 Eel Staaten, einblide 
Sorotungen gegen Diele 


Seh niß, zur v en 
an 180; des 


.2;, |. Di 

Be inn, der Se tmerhanblung I 

* nt? der Abjchrift des 
eglaubigung, der 

fein h en 6 Schriftftüds I 139 


Benründu %. des Ablehmungs- 


gehugs I I 
en und 


vifion I 398: des Anka es auf 
Wieberaufnagme des Verfahrens 


8. ünftiger, wereid als 
———— 


ann nintegs Vo 63; 
von Verbr und Vergehen 
Vo 257; Feines Vortheils wegen 
vu 258; der Gläubiger VII 24 
Abſch. —8 D.; als Amts ver⸗ 
brechen VII 846. 

Begutahtung, der im Felde und 
an Bord ergangenen kriegsge⸗ 

tlihen Urtheile I 425 
et nicht ftatt bei Urtheilen de 
und Borbftandgerichte I 


29. 
Behältntjfe, Diebftahl: durch Er⸗ 
—— 
m 
VIL 248 Nr. 8 teten 9 


Be andlung, chriftswidrige: 
Fa zur „eejöcfanie u 
98, Beitrafung II 121; unvors 
fichtige von Waffen II 148. 
Behauptung, Tr bei Bes 
[erben I 162; ſ. Verleums 


bung. 
Behörden, des * und 
erheilsdienfies: Verpflichtu 
„ 1gteunigen Anordnungen un 
nzeigen I 158, 154, um Ex 
fuchen des Unterfugungsfühters 


Sachregiſter. 


zu — I 12 —— F 
Buftänd —— 


27-280, 368; äujung, VII 
VU 329; von Stem: 
peln eine VI 360 Nr. 4. 
Be e, B VII 49; durch 


Begün VO 257 ab. 8. 
Beiſchlaf, unter Blut3verwandten 
VII 173; mit einer willenlofen 
Er kranken Perſon VOL 176 
Nr. 2; gewaltſamer bei Nothzucht 
vu 177; Verleitung durch Bor- 
fpiegelung einer Xrauung VII 
179; 8 tung eines Mädchens 
unter 16 Jahren VII 182. 
Beileiteinoffen, von Urfundenze, 
VII 133, 348, 349; von gepfän- 
deten Saden vo 137; von 
—æe— bei drohender 
svollſtreckung VII 288; 
geg eiche VII 867 Re. 1J. 
Beil ee ‚ Offülere: ai Rigter im 
Standgericht I 88, 
—**— im ——— 
I 167 Abſ. 2. 
Beilland ee Mutter, Unfähigkeit 


Befonntmagung, von Entſchei⸗ 
ngen und Be en: durch 
N, , durch 
2 139 
1m ; der — I 185; 
der U fageverfü ung 
sehe I De des Termine 
auptverhandlung: an den 
Angel! en I 266 Abi. 8, 888, 
an den ertheibi er 1268, 388; 
der Bermögensbe hlagnahme und 
ee a fowie der 
bebung diefer Bejchlüffe I 
860, 862; der Beitätigungsorbre 
im ordentlichen Verfahren I 416; 
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der im Felde und an Bord er | Benachrichtigung, 


theilten Beftätigung I 431; ber 
Freifpredung im Wiederauf⸗ 
nahmeverfahren I 449, Verbrei- 
tung feindlicher im deere iſt 
Kriegsverrath II 58 Nr. 9; der 
Allerhöchſten Entſcheidung und 
— Spruches des Ehrengerichts 
VI 60, 61; von Geheimniſſen 
Vo 92, 800, 858aff.; Beſchaͤdi⸗ 
gung öffentlicher vo 184; des 
a bei wiffentlich 
faljcher nautbigung VL 165, 
bei Beleidigung VII 200. 
Beileibungsgegenitänbe, Ans 
ung im Selbe II 130; 1132 


Beträftigun Sformel, 
Eive 1 9 abf. 8 
Belagerungsgufens, ſ. Kriegs⸗ 


zu 
ezig, über das Recht: der 
Benanikoermeigerung 1187 %b).2, 
f der iheinermeige 
Aung 1 200 Abf. 2, 299 Abi. 3; 
des Angellagten: über Sriftver- 
legung I 275 Abſ. 3, über Ein- 
legung der Berufung 1 827, über 
Erhebung des Einfprud8 bei 
Strafverfügungen I 361. 
Bereibigung, zpegielieiige: Ge⸗ 
chtsſtand I 4, Strajſantragsbe⸗ 
a g VII 198; des mili⸗ 
den Dorgefegien: eines 
früheren I 11, überhaupt II 91; 
eines Untergebenen od 121; güts 
licher Auögleich VI A Einl. Abf.3; 
des Raifers und des Zandesheren 
vo 94—97; des Bundesfürften 
vu 98—101; ausmwärtiger 
Landeöherren und Regenten VII 
- 108; der Gefanbten VII 104; 
anderer Perfonen VII 186ff.; 
eined PBeritorbenen VII 189; 
Wahrheitsbeweis VII 190-192: 
berechtigte Sintereffen VII193; der 
Drauen VII 195; der bewaffneten 
acht und der Behörden VII 
196; einer geſetzgebenden Ber- 
ammlung ober politiichen Körper: 
daft VIL 197; ber Stelle 
erwiderte —* 199; Publikations⸗ 
befu VII 200. 


gniß 
Bemannung, ſ. Beſatzung. 


beim 
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des Be⸗ 
chuldigten 2c. vom Termin: zur 
gen geinseinnaßmeL 1654613, 
zur kommiſſariſchen Vernehmung 
271, im Abweſenheitsver⸗ 
fahren I 858. 
Beobantung, dervorgefchriebenen 
Förmlichkeiten I 334, 335. 
une des Urt iR Lei⸗ 


tung ꝛc. 320, 394 Abſ. 2, Zutritt 
I 825, 894 Abſ 2,6 Nömeigen 
I 325 Abi. 2, 394 Abſ. 2; milis 


alien Ungelegenheiten x. I 


Bereönung, der Friſten I 146ff.; 
der Strafzeit: bei verhängter 
Anterfughungähan I 458ff., beim 

Aufenthalt ntenanftalt I 
460, bei entftandenen weifeln 
I 464, überhaupt VII 19, 21. 
"850 exte, Brandftiftung vo 

309; Bejhädigung VII 821 


Beriäte, Abftattung unrichtiger 
I 139; über Landtags und 
Kammerverhandlungen VII 12. 

Berichterjtattung, bei Hoch—⸗ 
verrath 2c. I 158, 252; in ber 
ven ngsinftang 1 391; in der 

nsinftanz I 409 (87 Abf.2). 

Bein re der Gerichts⸗ 
barkeit I 37; ig des Nele: 
militärgerichts I 72; zum Terri⸗ 
torialbezirt des Gardekorps ges 
hörig VI 10 Abi. 8. 

Ba Spflicht, des Soldaten III 

—X e Verletzung VOI 


Berufung, Zulemmenteit der er- 
fennenden Gerichte I 18 Fe 3 


und 4, 262, 388 Abi. 1; be 
früber geleifteten a 

verftänbigeneib I 201, 215; pr 
Richter: vertretungsweiſe für den 


einzelnen Yal im Stand: und 
Oberkriegsgericht I 43 Abf. 2, 68 
Abf. 2, jr dem Kriegägericht I 
261 abf. 2 ‚ 388 Abf. 1, milters 
Rechtshülfe I 262, 888 bj. 1 
ald Rechtsmittel: — Stand, 
x erichtSurtheile I 978, gegen 
Rriegögerihtäurifeile I 65, 878, 
Belehrung über Buläffigkeit I 
827 Abſ. 8, Einlegung, Form 
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371 Ungullfigteht der Burtd: 
u e 
nahme nad Beginn der Seat 
verbandlung I 372, I 379, 
hemmt die echtskraft es urtheiis 
I 888, Vorlegung der Alten und 
Gegenerklärung I Ba Surud 
weiſung als unzuläfftg J 885, 
Verfahren nad) Zulaſſung I 386, 
Auswahl der Zeugen u Sach⸗ 
verftändigen I 388, Urtheil I 
994, 395, ———— in der 
Strafbemeff ung zu Gunften des 
An Magten I 896, findet im 
er an Bord nicht ſan 
I 419, nad) Uebertritt in d 
tmmobifen Verband I 488 2, 
af An ven nn 

2; en den gli 

vorfölag I A IV; 


Beſchluß, 


Sachregifter. 
Beſchlagnahme, im Allgemeinen 
I 201; 


elegranıs 
men I 233; vor Stellung des 
Strafantrags 1234; Anoronung: 
bei altiven Militärperfonen 1288, 
in anderen ällen I 289; ent 
weilige I ; Verwahrun 
Gegenftände I 241; Rüdgade * 
den Verletzten J 249; gegen Ab- 
weſende: Beihlug I 860ff.; 
Wirkung 1361, Aufhebung I 362; 
des Vermögens: bei dochver⸗ 
rath 2c.: VII 93, bei Verletzung 
der Wehrpflicht vo 140; Ent 
jiehbung VII 187. 


yes Ehrenraths, Be⸗ 
äfigung VI AI 


Beihneiden, echier Metallgeld⸗ 


ftüde VII 150 
Befchuldigter, Anweſenheit bei 


Paeruchungebedunse I 165, 


Berufungsinfiang, —* jr 
Beitelung eines Vertheidigers 
Pack ae 84 ent an ben 
erichts herrn I mfang u 
Belanntgabe der Bemweisaufnahme 66; anne enbeit und Ber 
1888; Hauptverhanblung 1389 ff. nehm 10: ellung, Ladung 


orführung I — 
Befapung, Geriäibartet 177; —— — 28 
fuhungshaft I 176ff.; Benach⸗ 
richtigung bei Ei telın —* 
Verfolgung I 246; 
madung der Anklag om 
I 255ff.; Zuftelung. —* 


— —— der Geſundheit 
durch Mißhandlung II 122; eines 
Dienſtgegenſtandes II 137; eines 
Schiffes II 142; von Urkunden 


VII 133, 274, 848, 849; öffent- Y cild 

licher Belanntmadungen VII 134; veri ung 1 360; rung uf 
von Autorität3zeichen VII 136; mitteln I 369. 

amtlicher "Siegel VII 136; von Beſchwerde, über verweigerte 


Gräbern VII 168; fremderSacden 
VII 303; öffentlicher Denkmäler 
VII 304; von Gebäuden 2c. VII 
305; von Wafjerleitungen, 

Scleufen VII 8321, 326; von 
Saiffahets’Seuergeigen VII 322, 


Beisäftigung, des Beruttheilten: 
Wiltäeftrafonftalten u 15 
ai. 2 ‚ im Zuchthaus VII 15, 
im Gefängniß VII 16, in der 
Feſtungshaft VII 17. 
Beihimpfung von Sobeitähel en 
VO 103a, 135; der Kirche oder 
von Reli ionägefelignften vo 
166; 2 ndenkens Berftorbener 
vu 


Rechtshülfe E. I 11 Abſ 2, 12 
Abi. 8, 18; Borbringung vor 
B tätigung der Urtheile der Feld⸗ 
und Bordgerichte I 423; laute 
II 89; Sammeln von Unter 
Schriften II 101; wiverrechtliches 
Abbalten II 117; Anbringen: 
Derleumberijer II 152, III 22, 
23, unter Abweichung vom Dienft 
mege II 152, der affaiere 2 
V, IIA4, 6, 12 Abi. 2 
Beamten V, 1ı8, der Ahanm 
ſchaften V, Tı 1,2, 4, V, II 
II 4, der Detadjirten V, Iı ab, 
der bei Cinilbehörten 9 Ahlom- 
mandirten V, IL I 2c Ber 


fonen des Solbetentanbes” I 
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Bea en V, I ıı 7, ber V, I A 11 Mbf. 8; ſchriftliche 
Unterärzte und einjährig s frei- Nieverlegung der Beſchwerde⸗ 
willigen Yerzte V, IL u Be des punkte V, Drau Abi. 4 und 
deurlaubrenſtandes V‚IrıA15, 6; Vortrag: der tere ꝛe. V, 
„IIIS, gegen den Begirts⸗ IrA12 Abſ. 2, der Beamten 


ommanbeut v‚mı8 :Mbf. 2; 
Beitrafung: bei Offizieren V, I 
ıA7T,V,IıBA4, bei Mann- 
hie V, 1116, VO 18; 
er Disziplinarftrafen 1V 52, 

; V., IIA 2a, 4; v,0ı8 
Abf. 2; Cntjelbung: fachliche 
Wii 1313 ‚I11n8, ſchnelle 
1 abf. 2; V, 1u8 
Ab). 9, Seitftellung des Hergange 
V‚IıB3; v‚iım4 vo, 2 


N 5; "Genein 
" Mehrerer Perſonen 
V. IIAs; V, II ; über 
Ordnungsſtrafen Y, Iu b; Ders 
mittelun und Bermittler f. ebenda: 
weitere: Form VII A14Qbf. 4, 
v‚1n3 %j. 2, V, IM 6,7, 
Friſt V,II A146; V, 17, 

Meldung V, II A 14 Abi 5 
Suftänbigtei zur Entfcheidung: 
im Allgemeinen V, II A 18, 
v,‚1n8ff, V,II 11 4,5, gegen 
Sr. Majeftät unmittelbar untere 
ftelte Offiziere V, Iı A 13a, 
V, II I de, gegen Offiziere der 
Fußartillerie, des Ingenieurs und 
Pionierkorpo, der Eifendbahn- 
Brigade, des Kriegsminifteriumg, 
des Generalſtabes V, II A 
18b c, V, IIu 5b d, gegen 
Kompagniede, Meldung v, In 
ba, gegen Beamte V, II 19; ſ. 

Beſchwerdeentſ — — 

Beihmerbefrift, ber bringung V, 
IIAb; VI Nichtinnes 
haltung und geftrofing, bei Of⸗ 
fairen VIIA7,V,IıB4 
nal 8, bei Ponnfiaften vu 
Abſ. 2 um 8, V, IN 8 


a, 8. 
Beihwerdeführer, De hungen 
V, IIA 10, 11, 12 Abſ. 2 

abi. b; Erfolg der Bermielung 


V, In 3, der Mannhaften ic. 
vo 1, 2; Mittbeilung von der 
Entjeidung V‚IıB8; VO 
Be D werbeme Bezeichnung 
it eſchwerde⸗A ringen und * 
ſchwerdeführer Vortrag; Abwei⸗ 
Yung und Beitrafung V, II A 7, 
gift Bei —— 
t eſchwerde e un⸗ 
gen ſ. Beſchwerdeführer. 
— befriedetes, wider⸗ 
rechtliches Eindringen VII 123, 124. 
Beſorgniß, vor perfönlicher Ge 
fahr, a Le der Dienftpflichten 


| EST Dei, Unterbrins 
gung VII 55, 56. 
Bejtätigung, der im ordentlichen 
Berfahren ergangenen Urtheile 
I 416ff.; findet bei Gtrafver- 
Heel nicht pe I 417; der 
eile der Feld⸗ und Bordge 
ndigfeit I 422, 12 


I 480, Bermert und Belannt- 
madung I 431, Aufhebung und 
Berufung eines neuen Gericht3 
I 432; es Seqlufſes des Ehren⸗ 
raths VI A III. 
Behätigunggurber, Form und 
efanntmadung I 416; zuftän- 
dige Stelle I 418. 
Beitegung, als militäriiches Vers 
Drehen II 140; pajfive VII 832; 
e VII 333; von Richtern 
vr 334; Verfall des Empfan⸗ 
genen VII 836. 
——— der Fihtz ri das 
I 41, A 


er I 68, im —* und an 
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offigtere I 99, 100; eineß Ders 
theidi ipeva: vor Unterbringung des 
Angeklagten in öffentliche Irren⸗ 
anftalt I 217, überhaupt I 8 
339, 342, 346 Abſ. 1, 389 Abſ. 3 

Beftimmung, des Gerichtäherrn 
für den einzelnen Sal I 21; eines 
Untergebenen zur Verübung ftrafs 
barer Handlu II 116. 

Beftürzung, bei Weberjchreitung 
der Nothwehr VII 53. 

Beſuch, Annahme bei Stuben 

II 80 Abi. 2. 


Betheiligte, Straflofigkeit bei 
Anzeige: eines Kriegsverraths 
II 61, der Meuterei IL 105; Bes 


fttafung: bei Aufrubr II 106 ff., 
108, wenn fie zur Ordnung zus 


Strafantrags VII 63, 
Betheuerungs ormel, an Stelle 
des Eides bei Zeugen I 198, 299 
Abi. 8; eidesgleiche VII 155. 
Betrug, nen mitrafe: Berfegung 
es Soldaten⸗ 
—8 ar ei Abi. 2 Nr. 2, 
tenftentlaffun oder Degtadation 
bei Perſonen des Beurlaubten- 
ftandes II 42; Begriff VII 263 ff. 
Betteln, Entführung Sgrund VII 
; Begriff vııaeı Fr. 4, 362. 
Beugung, des Rechtes VII 336. 
Beurkundung, von Erklärungen 
des Gerichts erın bei Einle ung 
von Rechtsmitteln I 368; faliche: 
im Allgemeinen VII 271ff.; dur 
—6 — ee 
eurlaubtenitan ichtsſtand 
und Sugehörigteit I 1,5, 9; 


wann er ilitärgefege unter- 
liegt IL 6; wann ben riegsge⸗ 
ſetzen II 10 Nr. 2 Folgen der 


erfannten € enftrofen nu 2 
Abſ. 1; beſonderes Berfahren 
wegen entehrenber Bergehen II 
42 abi. 2; Biötgefel bei 
—— —2*8* 
flucht II 69; ergehen en bie 
Unterorbnung II 113; — * 
der Dienſtgewalt II 196; Diszis 
plinorbe ae: im Allgemeinen 
27, Zuftändigfeit IV 
2, ——— der Einberu⸗ 
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fun orbre IV 26, bei Rontrol 
mung IV 26, Uebertretung 

Der. Konto riften IV 28, 
Beftrafung von teren IV 29; 

. Beichwerbe, Bermittelung, Boll- 

; Aufforderung zum Un- 

gehorfam VU 112; YAuswande 
rung VII 140 Rr. 9, 860 Rr. 3. 
Beutemaden, eigenmächtiges u 


128; . 
Benölterungskiafien, Anreis 
ung VII 130. 
Bevollmäcdtigte, Untreue VII 
266 Nr. 2. 
Bewaffnete Haufen, Bildung 
VII 127. 
Bemwaffnete m Dh vorläufige 
tnahme im ierrange ſte⸗ 
ender Angehöriger I 180; 
iderftand VII 113, 116; &e 
fangenenbefreiung vo 1%; Be 
leidigu Aörperneriegung vu 
196, 232 Abf. 8; Beſtechung VII 


Bew ment gründe, eines Selbſtmords 


Beweis, der Wahrheit VII 190, 
192; Erxheblichteit von Urkunden 
VII 267. 


Beweisanträge,ded Angellagten: 
vor der Hauptverhandlung I 269, 
888, ee 200 der Haupt: 
verhandlung I 

Bemeiäaufnahme, in der aupt⸗ 
De Bi Ba nen I 

892, Umfang I 
209, ) Bere — auälcgen 
Schu I 812, 
mein über Ergebmiß I 95, 
in der Berufungsinſtanz I 388, 
891; bei Wieberau abe des 
Verfahrens I 445. 

Beweije, von Muth, Strafaus: 

hliegungdgrund nad) Feigheit II 


Beweismittel, Beſchlagnahme, 
— I 229; 

etharrung: von Amtsw 
265, 298 Abf. 8, 8 auf An 


—* 1 260 298 Abf. 8, 3 nechätet 
1 800, 392, von rtunden und 
Sch tüden I 803, neuer in ber 
Berufungsinftang I 888, im Wie 
deraufnahmeverfahren I 442. 
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Beweiswürdigung, freie 1315, 
394 Abſ. 2. sung, fr 


Bewußtloje, Strafausfchlie 
Vo 51; Frauensperſon un 
zucht vu 176 Nr. 2, 177, 178. 

Begehung, der Militärgerichte 


Bezirk, deDriſignzommandeurs, 
Gerichtöbarteit I 30. 

Bezirtsfommandeur f. Lands 
wehrbezirks kommandeur. 

B iertienero ergeben, Berjährung 


Bigamie, Begriff VII 171; Unter 
ftügung durch Religionsdiener ꝛc. 

; |. Doppelehe. 
Bilanz, untelaffen VII 24 Abſch. 
240 Nr. 4 Kk 


Bildung, des Sega: im Allge⸗ 
meinen I 295 ff., durch Rechls⸗ 
hülfe I 262. 

Biwakskommandant, |. Kantons 
nementsältejte. 

Blantett, j. Stempelblantett. 

Bleifugeln, Bueignung VII 291. 

Blutſchande, Begriff VII 173. 

Böden, Betreten mit Lit VII 
868 Nr. 5. 

wörienpapiere, Differenzhandel 

24 Abi. 240 


.LK. D. 
Bord, an B. Begriff Fe. 16; nie 
dere Gerichtsba eit 1 15 Abt. 8 
16 Nr. 1 bj. 2, 16 Rr. wi 9, 
68; Verſetzung in die 2. alcfe 
des Soldatenftandes I 15 Ab}. 8 
Berufung der Richter im Stand» 
icht I 44, 48; Beſetzung ber 
Briegägerie I baff. 69, 64, 
—5*— I 100; Ge⸗ 
—— 5 er1109 ; Ermittelungs⸗ 
verfahren I 170; Au hen 
einnahme I 222 anf. eichens 
Öffnung I 224 Abf. 8 ; Beichlag ⸗ 
ae und Durchfuchun 1 034 
vorläufige Abſtandnahme 
von der Anklageerhebung I 253 


| dung bed Angeogen 1 266, 267 
Abf. 8; V 


49f,; —— 14%; Be 
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gi tachtung ber  Untheite der Bord» 
egögerichte I 424—428. 
Borgen von Gelb, bei Inter: 
gebenen ©. II 8 Nr. 2; II 114. 
Brader, lintreue VII 266 Nr. 8. 
Brandfliftung, im Kriegszuſtand 
€. VII 4; damit bedrohen VII 
254; betrügerifche VII 265; vor 
fäglihe VIL 306—308; fahrläffige 
VI 309; thätige Reue VII 310; 
durd) Erplo tion VII 811. 
Branntweinfteuer, Fer 
handlung, Berjährung €. VOLT. 
Be Beſchlagnahme I 233: uns 
efugte Ks mung: im Allgemeinen 


vi 299, durch Poftbeamte VII 
Brieftuv erts, Fälſchung VII 
An ſchung 


Brigadekommandeur, Diszipli⸗ 
narſtrafgewalt: Zuſtändigkeit und 
Umfang IV 14, 15; Verhän ng 
von Gelobußen IV 3 Ab). 
Beitätigung des Belhtues des 
Ehrenraths VI A III Abi. 2. 

Bruch, des Ehrenwortes, feitend 
Kriegägefangener II 159 Abf. 1. 

Brüden, Zeritörung ıc. E. VII2; 
VII 90 Sr. 2, 805, 321, 826; 
ungeficherter Bau VIL867 Rr.14. 

Brunnen, Vergiftung VII 324, 
826 ; unverbedte VII 367 Nr. 12; 
ungeficherter Bau VII 867 Nr. 14. 

Buchhändler, Zqriften ſtrafbaren 
Inhalts VII 41. 

Bücher, Fäaͤlſchung: intellektuelle 

Tal durch Beamte VII 848, 
; ſ. dandelsbucher. 

Bücfeimaner, Anhörung eines 
Gutachters V In 4 Abi. 2. 

Baendauen, unbefugte® VOL 

7 


ihn. Behörden, |. Be 
Bürgerline Ehrenrechte, |. 


Bürgerlide Gerichte, Rechts⸗ 
Güte €. I 12, 13; Aburtheilung 
zugleich but ein Wilttärgericht 
E. 114; Zuftändigfeit bei Mili- 
tã onen 1 2, 8, 4, 7, 8, 
Abſ. ;Vverhangung der unter⸗ 
ſu ungegef et eine Militär: 
perjon 
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Bür ertine Rechtsverhält⸗ 
niſſe, Entſcheidung und Außs 
fegung I 316, 394 Abſ. 2. 

Bürgerliche Strafgerigtöbars 
feit, Zuſtändigkeit bei Militär: 
perfonen 12, 8 Qbj.1, 4,7, 8 
9 Abi. 2. 


'. 

Bürgerlide Verbrechen oder 
Bergehen, die allgemeinen Be- 
fimmungen darüber gelten auch 

e militär ‚de Verbrechen 2c. II 
; Beurtheilung jolcher Verbrechen 
der Milttärperfonen nad) den all- 
gemeinen Strafgefegen II 8; der 
ntergebenen auf Befehl des Vor: 
ejegten IT 47 Nr. 2; Qulemmen 
len mit militärif hen erbrechen 
2c. II 54; gegen Kameraden ꝛc. 
II 138; der Verfonen ded Sol 
datenftandes bei Wahrnehmung 
eined Amtes II 145; der Mili⸗ 
tärbeamten II 154; im bejetten 
ausländiichen Gebiete II 161. 

Bargeri Sat, der Hanfeftädte, 
Gewalt VII 105, 106. 
Widerſtand VOL 

Bürgihaft, Minderjähriger VII 


Bunbesfürft, Hochverrath E. vn 
4; VOL 81 Nr. 1; im Auslande 
VII 4 Rt. 2; Thätlichteit VII 

98; Beleidigung VII 99; Zeichen 

der Autorität VII 135; Wappen 

VII 360 Nr. 7. 

aus, Thät 


Bürgerwehr, 


Bundesfürſtliches 
lichkeit gegen Mitglieder VII 100. 
Bundesgebiet, Verweiſung VII 
89, 284, 361 Nr. 2, 362; gemalt: 
ame Einverleibung VII 81 Nr. 8, 
eligionsgejellichaft VII 166. 

Bundesdgenoffen, feindliche dand 
4; VII 88-90. 


lungen ©. 

Bundesrath, Borfchlag zur Er⸗ 
nennung: er Senatspräfidenten 
und der NRäthe des Reichsmilitär⸗ 
gericht? I 80, des Obermilitär⸗ 
onmalts und der Militäranwälte 
I 107; Bernehmung der Mit 
glieder" ald Zeugen I 207. 

Bundesftaat, godverret VII SI 
Nr. 2 und Nr. 4 ährdung 


der Rechte VII zet —*— zeichen 


VII 135; Fälfcpung von Papiers 


Giotiver on, 
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geld VII 149; Verweiſung VII 
861 Nr. 2. 

Buße, erhängung: bei Beleivi- 
guy Ju1188, eiftörperverlegung 


ehestettensun, gehört zum 
os ezirt des Gardekorps 


Chef, eine eimiſchen Marine⸗ 
ſtation, Gerichtsbarkeit 120 Nr. 2, 
30; der a a Bi 
in gerichtöherrlicher Bezie 
a ee reg: en 

e eftätigungs t 1 
lıs; der Aomiralität |. ebende; 
des Generalftabes Beſchwerde⸗ 
aan V114 180; voı 


enefärgte, Dißgiplinarftrafgemalt 
En änbigert Suaichung ala Sad: 
shrintige Ride, Beſchimpfung 


Sioilbendeng,1 Angeig Kr 
Tode JF ehren perion I 
Givildienk, Suftänbigteit der bürs 
gerlihen Strafgerichtäbarteit bei 
eiliger 7 Berwendung 1 8; 
An tellu 
8 


III 54. 
eins erichte, Mitwirkung VI 85, 


Civilgerichtsurtheil, Aus⸗ 
Gng —— — 1 
iederaufnahmeverfahren n 
Aufhebung I 436 Nr. 4. 
Eivilklage, Erhebung ai 
ung I 316 Abf. 2 


Angellagter, Be 
es Kriegsgerichts I 57, 


jegung 
69. 
P. 
—S Zerſtörung VII 805, 321, 
Darlehn, wucheriſches VII 302. 


Darſtellungen, Unbrauchbar 
machen ſtrafbarer VIL41 ; dadurch 
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Auffordern: zum Hochverrath VII 
85, zum Ungehorſam 110, 
zu anderen ftrafbaren Handlun en 
VII 111; üungüdtige VII 1 
beleidigende VD 186, 187, 200. 

Dauer, der Freiheitsſtrafe: der 
zeitigen I 16, der Arreititrafen 
II 17, des freng en Krreftea 124. 

Definitive Abftimmung, Aus: 
fegung VI 56. 

Degradation, der höheren Ge 
richtsbarkeit vorbehalten I m 
Abi. 2; Erlaß bei Beitäti 
des Urtheils I 418; Ehre fe 
gegen Uinteroffiziere: im Allge 
meinen II 80 Nr. 4, Verhältniß 
zur Dienftentlaffung II 34, Ber 
han ng II 40, Folgen II 41, 

eurlaubienftande II 42. 

Deice, Zerftörung VII 821, 326. 

Demobilmahung g, Wirkungen I 
Do: Geltung der Kriegsgeſetze 


T10N 
Dentmäler, Beihädigung VII 


Departementsdireltor, im 
Ariegam inifterkum, eſchwerde⸗ 
inſtanz VIıAl 

Depeſchen, —ES— Berfäls 
hung VII 358. 

Dejertion, Begriff II 69; III 4; 
\ Jehnenflucht; Verleitung vii 


Deiaäirte Theile, Anordnungen 
im Kriegsfall ©. I 7; Unter 
ellung unter anderen Gerichts: 
dern 1 28; Offiziere, Diszipli⸗ 
naritrafgemalt IV 13; zuppens 
abtheilungen, Begriff IV 
Deutſche, Dffiziere als 8 eigen 
Berfiherung auf Ehre * Pr icht 
VI 386; jtrafbare Handlungen im 
Auslande VII 4 Nr. 2 und 8; 
feine Auslieferung VII 9; bür- 
gerlige Ehrenredte VII 31, 37; 
andesverrath 2c. VII 87 ff., 102; 
Raatäbürgerige Rechte VII 107; 
nmwerben VII 141; Berleitung 
zur Auswanderun VII 144. 
rs Beer, 1 njübigfeit zum 
Dienft VII 81, 84 
DE ehe  beiihtöfpradie 
erjegung an Unkundige 
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Dieb ebl, Grenftrnfe: Berfegung 
in Klafſe des * 
— * 87 Mi. 2 Nr. 2, 
Dienftentlaflung ober Degrabation 
bei Berfonen des Beurlaubten- 
* II 42; im Dee ohne 


gegen 
Angehörige VII 247; mit gemalt 
und Drohung Men 232; Begün ee 
und Hehlerei ; 
—— VII 291; Kinder 
davon abhalten VII 361 Nr. 9; 
an Nahrungsmitteln VII 870 
Nr. 5; an Biehfutter VII 870 
Nr. 6: . Entwenbung. 
Dienftf. 2 erpflitung zum D 
verjammelte Manntchaft Fl 
Vergeben vor ober nad E 
II 15; Perluft der erworbenen 
Anfprüdje oO 41; ftrafbare Hands 
ungen. bei Ausübung ou 49 
so 2 ; Erhöhung der Strafe II 
Widerjeg en I 97; Ans 
ehbbarteh auf Berjonen, bes bes 
Beurlaubtenſtandes: 
meinen II 6, bei Snfuborbinaken 
sc. II 113, bei Mißbrauch der 
Dienftgewalt ID 126; Diebftahl 
II 188; Vergehen Borgejegte u 
141; Truntenbeit ou 
Dienitalter, ältere: bei Ber: 
baftung IV 7, bei Abftimmung 
VI 54 Abi. 1. 
Dienftaniprüde, Verluſt der⸗ 
jerben wegen ebrenrübr er Rn 
ungen II 32 Rr. 1 
Sienhattene, —S8 II 139. 
Dienjtbefehl, Abänderu * 
Ungehorſam: im Felde iſt 
verrath II 58 Nr. 7, im Aue 
meinen II 92; zur Rede ftellen 
II 94; gewaltfames Hindern der 
Ausfi brung I 9%. 
Dienftbebörde, Genehmigung: 
gut Beugnißabgabe I 189, zur 
hr als Sacjverftänbiger 
I 212, zur orlegung von Alten: 
ftüden I 231, zur Uebernahme 


der Bertheidigung I 341 Abf. 2; 
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digtem Boerrath IL GL, von 
——— II 108, f. aud) Anzeige; 


eines B 
Diennbüger, \, Beamer vu 


Dienfteib, falſcher VII 155; für 
Beamteneigenichaft nicht erforber- 
Iih VII 359 


Dienfteintritt, vorher begangene 
en, Zuftändig 


[bare ⸗ 
keit IGff. 
Dienitenthedung, einftweilige 
Gerichtsherrn I 174; 
—ã darüber VI 29 Abſ. 2 
VI Beil. I Abi. 2. 


Dienftentlaffung, Ueberg 
Strafvoll ng II 15 Abi. Fr 


g : 
Allgemeinen II 30 Nr. 2, Ber: 
II 84, Folgen I 55, 
enfionirte II 36, im Bes 
urfau I 42 Abi. 2. 
Dien gegenfland, elöäbigung, 


Dienitgewalt, 
Auöfieungftrofbarer Qanbl 
nu 55 Nr. 2, der dienftli 
Stellung II 11 fü, I 17; ; 
Ueberjchreitung II 38. 
Dienftgrad, der als Richter zu 
berufenden Offiziere I 88, 50, 51, 
67, 79; Eintritt des nächfthöheren 
oder nachſiniederen I 89; ent 
fprechender der Marine I 54; des 
Defreien,, —8 Iv3 CB; 
al 2 5 een 
erer bei Verhaftung 73 ſ. 
und —— 


Dienſtalter 
Dienſthandlung, 
1egung 8189; gewaltfames Hin- 


Dienfttige uitellung, en 
Empfa Suche nigung I 1 
Dienftpflidt, Beriegung: ein 
mititärifepen ſchließt elhftrafe 
aus II 29, Strafgumefjungdgrund 
DI 49, im e durch Begünfti- 
des Feindes II 62, aus 
Frucht II 87, durch Annahme 
von Geſchenken II 140, III 41, 
bei Schiffögefährdung VII 822. 
Dienftrang, höherer: bei Beleidi⸗ 
gung II 91, bei Herausforderung 


Achtungsver⸗ 


Sachregiſter. 


I 112; bödfter unter deu An⸗ 
teen II 110 Rr. 8. 


enfträume, ſ. ; 
vo 123, 124. 
Dienftftand, altiver unter 
den ögefegen H 10 Rr. 1. 
Dienititelfe, übergangene, Wel- 
dung I 158; Berluft: bei Ent- 
fernang aus dem Heere II ” 
Nr. 1, bei D 
35, bei ſchlichtem —— vi m. 
Dienfiffellung, des Beigubigen 
eränderung I 259; von 
—* im Auslande u 
5: Benanne ge Entfernung HI 
erdfitigung bei Eine 
obmeffung Iv 40 Abſ. 2; 
Öouverneurd und —E— 
manns V 
Dienftitel, „Belofng bei Dienf 
entlaffung II 
——— 81—83; 
durch Truntenbeit II 151. 
Dienftnerhättnib, gemeinjames 
mit Militärperfonen verbündeter 


Staaten II 8; Strafvoliftredung 
bei Köfung IE 1 I Hk zum Unter 


—— tigung II 118: 
iebſtahl unter Verlegung II 
138; V Sverhältniß:imfriege 


u 155, Aufhebung II 156, vor 
übergehenbes im Kriege |. aud 


B 
Dienftvertehr, mit Berjonen des 
Beurlaubtenfta tandes: Inſubordi⸗ 
nation II 118, Mißbrauch der 
Dienfigewal II 126. 
Dienftverp ihtung, ſ. Verpflich⸗ 
tung zum Dienſt. 
Dien errichtung, lich» 
machen II 151; außer der Reihe 
IV3B2, ei; im Felde IV 
47 Ab. EN 
Dientinkeihmiegenheit, Pflicht 
der Zeugen I 189. 
Dienftvorgefegte, j. Vorgeſetzte. 
Dienftvorfchriften, Zuwider⸗ 
ER duch die Befehld- 
aber ꝛc. II 141. 
ER ): Beiämerbeweg, 
Dienitzeit Inre gnung einer 
heitsſtrafe I1 


Sadıregiiter. 


Dienftzeugnitie, Fälſchung VIL 

363. 

Dietriche, verabfolgen VII 369 
Nr. J. 

Differenzhandel, Strafbeſtim— 


mung VII 24 Abſch. 240 K. O. 
des Kommandeurs | 


Direftiven, 
VI 34. 
Direftoren, eines eigenen Offi: 
zierforpsverbandes, Beſchwerde— 

inftanz V, Iı A 13 Abi. 2. 


Disziplin, f.mititärifhe Disziplin, | 
ei 


Disziplinarbeftrafung, 
Zeugnißverweigerung I 202; nad) 
Abſchluß des Ermittelungsver: 
fahreng I 250, 251; wegen Un: 
gebühr I 290; ſ. Disziplinarweg; 
Anwendbarkeit: Gegenſtand IV 1, 
bei Militärperfjonen des Heeres 
IV 2 Nr. 1, bei Offizieren à la 


suite IV 2 Nr. 2, bein Troß im . 


Kriege IV 2 Nr. 3, bei Kriegs: 
efangenen IV 2 Nr. 4, bei Ber: 


onen des Beurlaubtenftandes IV - 


23, bet Militärbeamten IV 32—37; 


Aufklärung des Thatbeftandes IV | 
39; Verbindung mehrerer Strafen ' 
IV 41; gerichtliche Ahndung IV 


45; bei Bejchwerden IV 58; |. 
Srläwerde; Beauffichtigung IV 


Diszi linarftrafe, mehrmalige, 
höchiten Grades IT 38 Abi. 2; 


zuläffige: für Offiziere IV 3 A, 


für Unteroffiziere IV 3 B, für 
Genteine IV 3 C, für Mitglieder 
des Sanitätsforpg IV 3 D, für 
Verjonen des Beurlaubtenftandes 
IV 26—29, für Militärbeamte 
IV 32; Verbindung mehrerer IV 
41; anftatt gerichtlicher Ahndung 
IV 45; Bollftredung: im Allge: 
meinen IV 46—51, insbejondere 
im Felde IV 47; Beichwerden 
IV 52; Aufhebung oder Abände: 
rung IV 55. 
Disziplinarftrafgewalt, Gegen: 
tand IV 1; Anmwendung auf be 
timmte Berfonen IV 2; Zuftän- 
digkeit: der Militärbefehlshaber 
im Allgemeinen IV 5—8, des 
Kompagnie: 2c. Chefs IV 9, des 
nicht jelbjtändigen Bataillon: 
fommandeurs IV 10, des jelb: 


Kompendinm tiber Milttärrecht. 
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ftändigen und des Regiments: 
fommandeurs IV 11, der deta- 
chirten Stabsoffiziere, Hauptleute 
und Rittmeifter IV 12, der höhe: 
ren Militärbefehlshaber IV 14ff., 
der Mitglieder des Sanitätsforps 
IV 22, 37, der Militärbeamten 
IV 34, der Verwaltungsvorge⸗ 
jegten IV 34, 35; über Troß IV 
38; Ausübung IV 39-45; Be: 
denfen über Anmenbbarfeit IV 
43; Beauffichtigung IV 54; gegen 
Angehörige anderer Kontingente 
IV 56. 


Disziplinarvergehen, Bezeich: 
nungIV 1; insbejondere der Perſo⸗ 
nen des Beurlaubtenftandes IV23; 
Verbindung mehrerer Strafen IV 
41; Wiederholung IV 42, Ber: 

‚  jährung IV 44. 

Disziplinarvorgejegter, deſſen 
Handlungen unterbrechen die Ver: 
jdhrung E. 110; Feititellung des 
Thatbeftandes I 156 Ab. 1; Ver: 
hältniß zum Gerichtäheren I 157. 

Disziplinarmweg, Ahndung: der 
Berlegung des Schweigegebot3 €. 
118, Ausſchluß gerichtlicher Straf: 
verfolgung I 157, Befinden durd) 
den Gerichtäheren I 251, bejtimm: 
ter Vergehen ©. II 3; 1. Diszi— 
plinarbeftrafung. 

Divifionsfommandeur, Ge 
richtsherr, Bezirk, Gerichtäbarfeit 
1 20, 21, 30; Disziplinaritraf: 
gewalt: Zuftändigfeit und Umfang 
IV 14, 15, Berhängung von 
Geldbußen IV 33 Abi. 2. 

Dolmetſcher, Zuziehung: im AL: 
gemeinen I 116, bei tauben oder 
ftummen Perſonen I 117, 197 
Abſ. 5, in der Hauptverhandlung 
I 313, in der Berufungshaupt: 
verbandlung I 393; Beeiwigung 
I 119, 120; Wahrnehmung des 
Dienftes durch den Militärgericht3: 
ichreiber I 120; Ausſchließung 
und Ablehnung I 121. 

Doppelehe, j. Bigamie. 

Dreizehntes Armeeforps, 
Ehrengerichte VI C 3. 

Drohung, gegen einen Vorgejep- 
ten: bei ——— 1189 
Abſ. 2, behufs Beeinfluffung einer 


23 
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8 : von beabfidh- I 112; böcfter unter deu An⸗ 

ti fen ET kunt 61, von Dienfrt I 110 Rr. 8. 

erei Anzeige; enfträume, Durdfucdhung; 

eined Beamten |. Beamter. bau vir 129, 136 
Dienfibüher, Fälſchung VII Dienft and, er ſteht unter 
di keit, faiſher VIL 155; fü den Iegögefegen II 10 9er 1. 

vente a t | Dienftftelle, üb ene, Mel⸗ 

Beamieneigenfiot nicht erforber- —8 I 153; Berufe: bei Ent: 

li fernung aus dem Heere II 32 
Dienfteinteitt, vorher begangene Nr. 1, bei Dienft 

feaibare gvendlungen, Zuftändig- | 35, bei ſchlichtem Abſchieb VI 58. 
Den Sea einftweilige Di Beränderung relpulbigien 

— den — I 174; Militärperfonen im Auslande II 

Ve Tann sevı29 301.2, 8; eigenmächtige Entfernung II 
Dienftentlaf ung, neberg der 64; Derüdfiätigung bei Straf 


Strafvoliftredung IL 15 Ab}. 3; 

Ehrenftrafe un Offiziere: im 

—— 
olgen II 

gegen Benfioniie I 86, im Be 
rlaubfenftande IL 42 Ab. 2. 

Dienfgegenfanb, B „Beſchädigung, 

Zerftörung ꝛc. 


Dienſtgewalt, Mißbr 
—2— Ki 


Gtelung II 114ff, II 47; 
neberſchreitung II 98. 
Dienftgrad, der als Nichter zu 
b enden Offiziere 1 88, 60, 51, 
67, 79; Eintritt des nächfthöheren 
oder näcjftnied eren I 89; ent 
Beer, Entfernung I B8; des 
en, IV3CB; 
ier8 und Unteroffisiers 
Alteren ie Verha ung, IV 7; ſ. 
D und 
Dienftbandlung, 


vegung u a gewaltiames Hins 
uftellung, 


D li 
ienhtig ae —— gen 


Diener licht, Berlegun einer 
infor fig, ſ licht Genfiraf 
aus II 29, Str 
DI 49, im 


8 ahrdung 
öherer: bei Beleibt 


* ehtungaver 


abmeffung IV 40 Abſ. 2; des 
Gouverneur? und Landeshaupt⸗ 
manns VIB9Y9 
Dienittitel, Peifung bei Dienfts 
entlafjung II 
Dienftanmnugliäteit, durch 
Selbſtverſtümmel Do 81—83; 
durh Truntenheit II 151. 
Dienftverhältniß, gemeinjames 
mit Militärperjonen verbündeter 
Staaten II 8; Strafvollftredung 
bei Löfu 11 15; zum Unter 
— eeintrachtigung IT 114; 
iebftahl unter Verlegung u 
Sperhältniß:imftriege 
u 166, Aufhebung II 156, vors 
ann. im Kriege |. aud 


ienftg 

Dienftverp lihtung, ſ. Verpflich 
tung zum Dienft. 

Dien errichtung, Antaugtige 
machen II 151; außer ber Reihe 
IV83B2, C1; im Felde IV 
47 Abſ. 8 Ri. 

Dieniiveriämiegenbeit, Pflicht 
der Zeugen 


Dienftvor ee * |. Vorgeſetzte. 

Dienſtvorſchriften, Zuwider⸗ 
FR lungen durch die Befehls⸗ 

D aber ꝛc. II R io 
tenftweg, ſ. Beſchw 

—R Jnn vnins ee 
beitöfttafe II 


Direftiven, 


Sachregiſter. 


Dienftzeugniiie, Fälſchung VII 

363. 

Dietrihe, verabfolgen VII 369 
Nr. 1. 


Differenzhandel, Strafbeitim- 
mung VII 24 Abſch. 240 K. O. 
des Kommandeurs 
VI 34. 

Direktoren, eines eigenen Dffi- 
zierforpsverbandes, Beſchwerde⸗ 
inftanz V, Ir A 13 Ab]. 2. 
Disziplin, |. militärische Disziplin. 


Disziplinarbeftrafung, bei 


Zeugnißvermweigerung I 202; nad) 
Abſchluß des Ermittelungsver: 
fahrens I 250, 251; wegen Un: 
gebühr 1290; ſ. Disziplinarmweg ; 
Anmwendbarfeit: Gegenftand IV 1, 
bei Militärperjonen des Heeres 
IV 2 Wr. 1, bei Offizieren a la 
suite IV 2 Nr. 2, beim Troß im 
Kriege IV 2 Nr. 3, bei Kriegs: 
efangenen IV 2 Nr. 4, bei Per: 
onen des Beurlaubtenitandes IV 
23, bei Militärbeamten IV 32—37;; 
Aufklärung des Thatbeftandes IV 
39; Verbindung mehrerer Strafen 
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ftändigen und des Regiments: 
kommandeurs IV 11, der beta: 
chirten StabSoffiziere, Hauptleute 
und Rittmeifter IV 12, der höhe: 
ren Militärbefehlshaber IV 14ff., 
der Mitglieder des Sanitätstorps 
IV 22, 37, der Militärbeamten 
IV 34, der Bermaltungsvorge: 
jegten IV 34, 35; über Troß IV 
38; Ausübung IV 39-45; Be: 
denfen über Anmenbbarteit IV 
43; Beauffichtigung IV 54; gegen 
Angehörige anderer Rontingente 
IV 56 


Disziplinarv ergehen, Bezeich- 


nungIV1; inSbejondereder Perſo⸗ 
nen des Beurlaubtenftandes IV23; 
Verbindung mehrerer Strafen IV 
41; Wiederholung IV 42; Ber: 
jährung IV 44. 


Disziplinarvorgejehter, deſſen 


Handlungen unterbrechen die Ver: 
jährung E. 110; Feititellung des 
Thatbeitandes I 156 Abf. 1; Ber: 
hältniß zum Gerichtäheren I 157. 


. Disziplinarweg, Ahndung: der 


IV 41; gerichtlihe Ahndung IV 


45; bei Beichwerden IV 58; |. 
Jeſchwerde; Beaufſichtigung IV 


Disziplinarftrafe, mehrmalige, 
höchſten Grades IT 38 Abi. 2; 
zuläjfige: für Offiziere IV 3 A, 


für Unteroffiziere IV 3 B, für 


Genteine IV 3 C, für Mitglieder 
des Sanitätöforpe IV 3 D, für 
Berjonen des Beurlaubtenftandes 


IV 26-29, für Militärbeamte 


IV 32; Berbindung mehrerer IV 
41; anftatt gerichtlicher Ahndung 
IV 45; Bollftredung: im Allge: 
meinen IV 46—51, inöbejondere 
im Felde IV 47; Beſchwerden 
IV 52; Aufhebung oder Abände: 
rung 1V 55. 

Disziplinarftrafgewalt, Gegen: 
ftand IV 1; Anwendung auf be: 


‚ Divifionsfommandeur, 


Verlegung des Schmweigegebot3 E. 
118, Ausſchluß gerichtlicher Straf: 
verfolgung I 157, Befinden durch 
den Gerichtöherrn I 251, beftimn:: 
ter Vergehen ©. II 3; ſ. Diszi: 
plinarbeitrafung. 6 
e⸗ 


richtsherr, Bezirk, Gerichtsbarkeit 
I 20, 21, 30; Disziplinarſtraf⸗ 
gemalt: Zuftändigfeit und Umfang 
IV 14, 15, Berhängung von 
Geldbußen IV 33 Abi. 2. 


olmetſcher, Zuziehung: im Al: 


gemeinen I 116, bei tauben oder 
ſtummen herſcwen I 117, 197 
Abſ. 5, in der Hauptverhandlung 
I 313, in der Berufungshaupt: 
verhandlung I 393; Beeidigung 
I 119, 120; Wahrnehmung des 
Dienftes durch den Militärgerichts- 
ichreiber I 120; Ausfchließung 
und Ablehnung I 121. 


jtimmte Berfonen IV 2; Zuftän- 
digkeit: der Militärbefehlshaber 
im Allgemeinen IV 5—8, des 
Kompagnie: 2c. Chefs IV 9, des 


Doppelebe, j. Bigamie. 
Dreizehntes Armeekorps, 
Ehrengerichte VI C 3. 
Drohung, gegen einen Vorgeſetz— 
nicht jelbftändigen Bataillons- ten: bei Achtungsverlegung II 89 
fonımandeurs IV 10, des jelb: Abſ. 2, behufs Beeintfultunn einer 


Kompendium ber Milttärrecht. 98 
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Sachregifter. 


Dienſthandlung II 96; zweds Ehre, Ehrenwort, Verpfändung 
Abhaltung von der Beichwerde- 


—— II 117; ſ. Abnöthigung; 

Pedrohung 

Drucker, Unbrauchbarmachen von 
Schriften ſtrafbaren Inhalts VII 


41, 85. 
Duell, ſ. Zweikampf. 
Dünen, Schutz VII 3664. 
Durchſicht, der Akten und Wr: 
theile I 113; der Papiere des 
- von einer Durchſuchung Betroffe: 
nen I 237 Abi. 4. 
et im Allgemeinen I 
229f}.; der Berfon, Wohnung 


und anderer Räume, ſowie von | 


Saden I 235; in zum Dienft- 
gebrauch angemwiejenen Räumen 


I 235 Abf. 2 Sat 2, 236 Abf. 2, | 
237 Ab. 1; zur Nachtzeit I 236; 


Berfahren I 237; Anordnung: 
gegen aktive Militärperfonen I 
238, in anderen Fällen I 239; 
im Felde und an Bord I 239 
Abi. 4. 


€. 


Che, Berleitung durch Täuſchung 
VII 170; Doppelte VII 171, 
338; Entführung VII 236, 238. 

Ehebruch, Strafbeftimmung VII 
172 


Ehefrau, Strafantragsvecht: bei 
Beleidigung VII 195; bei Kör: 
perverlegung VII 232. 

Ehegatte, Zeugniß- (Gutachten:) 
verweigerung I 187 Nr.2, 212, 
299 Abſ. 3; Antrag auf Wieder: 
aufnahme I 437; des Rerftorbe- 
nen, Strafantragsrecht VII 189; 
Strafeinfchränfung: bei Diebftahl 
VII 247, bei Begünftigung und 
Hehlerei VII 257, 258, bei Be: 
trug VII 263, bei ftrafbarem 
Eigennug VII 289, bei Mund: 
taub VII 370 Nr. 5. 

Ehehinderniß, argliftiges Ber: 
ſchweigen VII 170. 

Ehemann, Ausschluß vom Richter: 
amt I 122 Nr. 2. 


Eheſchließung, ohne Genehmi- 
gung TI 150. 


j 
i 


VII 302, 302b. 
Ehrengerichte, Zweck YIl; Zu 
ftändigfeit VI 2—4; Bildung: 
zur Theilnahme beredtigte VI 
5ff. über Hauptleute 2c. und 
Zeuimants VI 7, 8, 9, 12, über 
Stabsoffiziere VI 7, 13, über 
Generale und Offiziere in bejon- 
deren Stellungen VI 7, 10; Lei: 
tung VI 12; Neben eier: Er: 
gänzungsordre VIA, für Offiziere 
der Kaiferliden Schuktruppen 
VIB, für nah Preußen und 
Württemberg kommandirte würt⸗ 
tembergiſche und preußiſche Oft: 
ziere VIC. 
Ehrengerichtliches Einſchrei— 
ten, nach beendetem gerichtlichen 
Berfahren VI 3 Abi. 1. 


; Ehrengerihtlihes Verfahren, 


zu beachtende Porichriften VI 
27 


Ehrenhandel, Witwirtung des 
Ehrenraths VI A Einl. mit 
Eivilperjonen 2c. Ausgleich VI A. 

Ehrenrath, Bildung VI 14ff., 
21; Sulanmenfegtng VI 15, 
21; Wahl VI 17,21; Erſatzwahl 
VI 18; bei Behörden 2c. VI 19; 
in Kriegszeiten VI 20; Aufgabe 
v122ff.; Gutachten VI27 Abj. 2a; 
Direktiven des Kommandeurs VI 
34; Vernehmung VI35f.; Ber: 
lefung der Akten VI 50 Abſ. 2; 
Abftimmung VI54; Ausfertigung 
des Erfenntniffeg VI 59; Be: 
fanntmadhung der Entſcheidung 
VI 60; grundſätzliche Mitwirkung 
VIA Eil. 

Ehrenrechte, bürgerliche, Berluft, 
Wirkung: Entfernung aus dem 
Heere IT 31, Berfegung in die 
zweite Klaffe des Soldatenftandes 
II 37, bei Berfonen des Beur: 
laubtenftandes II 42; Berluft, 
Berbängung: bei Plünderung 
Verwundeter ıc. II 134, bei Ka: 
meradendiebftahl 2c. II 138; Zu: 
läffigfeit der Aberfennung: im 
Allgemeinen VII 32—37, bei 
Berfuh VII 45, nidt gegen 
Jugendliche VII 57, bei Ge: 
fammtftrafe VTI 76. 


Sachregiſter. 


Ehrenfrafe Gerichtsbarkeit I 15 


Abſ. 2, 16 Ab. 2; militärische: 
befondere II 30ff., bei Verſuch 
II 46, bei Gefammtftrafe II 54. 


Ehrenzeichen, Verluſt: bei Ent: 
fernung aus dem Heere ꝛc. II 32 
Nr. 2, bei Verſetzung in bie 
zweite aloſſe des Soldatenſtandes 
u 39, 
(34 Nr. 3); 
VII 360 Rr. 8. 

Chrgefühl, autigee des Sffisier 
ftandes VI Einf. O 

Ehrlofe Sefinnung, i ediſchei⸗ 


im Allgemeinen VII 33 
unbefugtes Tragen 


dend bei Zuchthausſtrafe VII 20. 


Ehrverletzung, ſ. Beleidigung. 


Eichungsſtempel ſ. Aichungs— 
ſtempel. 

Eid, als Mittel Der Glaubhaft: 
madung I 126; Hinweis auf 


nd und Heiligkeit I 196, 
299 Abſ. 3; Leiftung: raue 1 
115, 118, "Form I 197 Abi. 3 

durh Stumme I 197 Abf. 4, 5, 
bei Sormeäherten 2c. 1206 ABf. 2, 


299 Abj. 3; falſcher VII 160 |. 
Meineid. 
Eidesformel, der Richter. und 


deren Stellvertreter I 42; des 
Präfiventen des Reichemilitär- 
geriht3 I 75; der militäriichen 
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ei ger nmäcdtige3, Beutemachen IL 
1 


Eigennug, ftrafbarer VII 284 ff. 

Eigenſchaften, perjönliche, ftraf: 
erhöhende oder :permindernde 
VII 50. 

Eigenthun, widerrechtliche Hand: 
lungen im Felde: find vom 
Strafantrage unabhängig II 127, 
Beutemachen II 128, lünderung 
IT 129, 130, 131, Berheerung II 
132, unter Gewaltthätigkeit II 
133, gegen Verwundete II 134, 
Marodiren II 135, gegen Deutfche 
oder Verbündete II 136; Beſchä⸗ 
digung von Dienftgegenflänben 1 
137; Diebftahl IL 138. 

Einberufung, zum Dienft: Nicht: 
geftellung | u 68, IV 25, Fahnen: 


flucht II 
Einbruch, jr Diebftah! VII 243 


- Eindringen, ſ. Hausfriedensbruch. 


Mitglieder ebenbafelbft 182; der . 


Gerichtsoffiziere I 101; der Dol⸗ 
metſcher I 119; der Zeugen I 
197 ; der Angehörigen von Sekten 
I 198; der Sachverſtändigen I 
ie 6, der nicht ftändigen Richter 


Gidespflicht, Verlegung ald Wie- 
deraufnahmegrund I 436, 438. 
Eidesſtatt, PVerfiherung: bei 

Zeugnißvermweigerung I 191, fal: 
jhe VII 156ff., Verleitung zu 
falſcher VII 159, 160, Fahrläffige, 
falſche VII 163. 
Eidesunfähigfeit, der Zeugen 
1199 Nr. 2; darauf erfennen 
VII 161. 
Eidesverweigerung, Berechtigte 
I 200 Abſ. 2; unberedtigte I 
202, 203. 
Eidlidhes, Angelöbniß, VII 162. 
Gier, Ausnehmen VII 368 Nr. 11. 


Einfahren, von Pferden mit ge: 
meiner Gefahr VII 366 Nr. 2. 
Einfriedigung, von Wieſen ıc. 
VII 368 Nr. 9. 

Einfuhrverbote, ſ. Abſperrungs⸗ 
maßregeln. 

Eingefoiffte Verfonen, Ge: 
richtsſtand I 1 Nr. 8; Begriff 11 
163, 

Einjähria-freimillige Aerzte, 
ſ. Beſchwerde. 

Einlegung des Rechtsmittels, 
durch den erſuchenden Gerichts: 

herrn 1 263 Abſ. 1; Belehrung 
I 327 Abſ. 3; Form: ſeitens des 
Serichtöherrn, 1 368, jeitens des 
Angellagten I 369; Friſt: bei 
auaulung 1 379, bei Revifion I 
98 


Ein lief erung, zur Unterſuchungs⸗ 
haft I 177. 
des Augenſcheins, ſ. 


Einnahme, 
Augenſchein. 

Einrichtungen, militäriſche, Be— 
rathung II 101; des Staates 
VII 131; der Religionsgefell- 
ſchaften VII 166. 

Einſ Gleichen, bei Diebftahl VII 
243 Nr. 7; bei Raub VII 250 
Nr. 4. 
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Einſicht, Erkenntniß der Straf: 
barkeit VII 56-58; in Die Alten 
des Ehrengerichts VI 37. 


Einfperrung, miderredtliche: im 


Allgemeinen VII 239, durch einen 
Beamten VII 341. 
Einfprud, gegen Strafperfügung: 
it I 351 Abſ. 1, Verzicht I 
- 352, Wirtung I 354. 
Ginfteigen, bei Diebftahl VII 
243 Nr. 2 


Einftellung, der Berfolgung: . 


durh den Gerichtäheren I 245, 
Kenntnißgabe an den Belchuldig- 
ten I 246, Beſcheidung des An: 
tragftellers, defjen Rechtsbeſchwer⸗ 
de und Antrag auf gerichtliche 


Entſcheidung I 247; des Ber: 
fahrens: in der Saupiverhanbtung | 


I 314, in der 
412. 
Einwendungen, gegen Die Zu: 
aßareit der Strafvollſtreckung J 
6 


Einwilligung, in Abtreibung VII 
218; in Entführung VII 237. 
Einwirfung, auf Zurüdziehung 
der Befchwerde V, 11 B1Nbj.3; 
V, 11 ı 3 Abſ. 3. 

Einzelhaft, bei Arreſt IL 24; bei 
Zuchthaus und Gefängniß VII 22. 


evifionsinftanz I J 


Einzelitrafen, Abjtimmung 1320 | 


Abſ. 2, 394 Abſ. 2; Unzulälfig: 
feit der höheren Bemefjung I 396. 
Einziehung, jelbitändiges Er: 
fennen 
deren Beſchlagnahme, Sicherung, 


€. I 16; Gegenjtände, . 


Verwahrung und Auslieferung I ' 


229, 230; landesgeſetzliche Vor: 
ſchriften &. VII 5; VII 40; Un: 
brauchbarmachung VII 40, 41; 
im objektiven Verfahren VII 42; 
bei Münzverbrechen VII 152; bei 
Sagdvergehen VII 295; der Fang⸗ 
geräthe VII 296a ; von Feſtungs⸗ 
riffen, Waffen 2c. VII 360 Abi. 2; 
verborbener Eßwaaren, Selbſt⸗ 
geſchoſſe ꝛc. VII 367 Abſ. 2. 
Eiſenbahn, Zerſtörung: zum 
Vortheil des Feindes E. VII 4, 


VII 90 Nr. 2, ſonſtige VII 3053 


Beſchädigung und Gefährdung 
VII 315, 316; Diebſtahl, Raub 
VII 243 Nr. 4, 250 Nr. 3. 
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Eiſenbahnbeamte, Pflichtver⸗ 
letzung VII 316; Ausſchluß vom 
Amt VII 319; Handeln gegen 
Anftellungsverbot VIL 320. 

Eifenbahn:-Brigade, Offiziere, 
ſ. Beſchwerde. 

Eltern, Beiſchlaf mit Kindern VII 
173; Kuppelei VII 181 Nr. 2; 
Todtſchlag VII 215; Ausſetzung 
VII 221; Körperverletzung VII 
223, 228; Diebftahl und Unter: 
jhlagung VII 247; Betrug VII 
263; ftrafbarer Cigennuß VII 
289; Betteln, Diebftahl der Kin- 
der VII 361 Nr. 4 und 9; Mund: 
raub VII 370 Wr. 5. 

Empfangsbefenntniffe, Min: 
derjähriger VII 301. 

a —— ung, über 
Zuſtellungen I 141 ff. 

Empfehlungsfarten papiergeld⸗ 
ähnliche VII 360 Nr. 6. 

Entbindung, des Sadverftändi- 
gen von der Berpflichtung zur 
Erftattung des Gutachtens I 212; 
des Angeklagten vom Erſcheinen 
in der Hauptverhandlung I 280. 

Entdedung, des Verſuchs VIL 46 ; 
der Branditiftung VIL 310. 

Entfernung, große: Rechtshülfe I 
262, kommiſſariſche Vernehmung 
I 270; des Angeklagten aus der 
Hauptverhandlung I 279, 390; 
von der Gerichtäftelle: von Per: 
fonen wegen Ungebühr I 290, 
der Zeugen mit Genehmigung I 
302; aus dem Heere oder der 
Marine: Uebergang der Straf: 
volljtredung II 15 Abi. 3, als 
Chrenftrafe II 30 Nr. 1, Berhän: 
gung II 31, Folgen II 32, 33, 
bei Selbftverftümmelung II 81 
Abi. 2; unerfaubte: im Allge: 
meinen II 64, III 10, im Felde 
II 65—67, von der Wache oder 
dem Plage II 146; von dem 
Gefreiten: Dienftgrade: als Dis- 
ziplinarftrafe IV 3 C 3, in Ber: 
bindung mit Sirzeiitrafe IV 4 
Mr. 1; aus dem Eifenbahndienft 
VII 320. 

Entführung, Minderjähriger VII 
235; einer Frauensperjon zur 
Unzucht VI 236; mit Willen 
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VII 237; bei nachfolgender Ehe 
VII 238 


Enthauptung, Vollſtreckung I 
; VII 13. 
Enthebung, Der Oberkriegsge— 


rihtsräthe und Kriegsgerichts⸗ 

räthe von: Amte 196; einftmeilige, 

des Beſchuldigten vom Dien te 
I 174. 


Snttaffung, aus dem aktiven 
Dienft wegen vor dem Dienft- 
eintritt begangener ftrafbarer 
Handlungen I 7, 8; mit fchlidh: 
tem Abſchied VI 51 Abi. 5; vor: 
läufige, Berurtheilter VIL 23—26. 

Entihädigung, der im Wieder: 
aufnahmeverfahren Freigeſproche⸗ 
nen I 465ff.; Anfprud, bei Be: 
leivigung und Körperverlegung 
VII 188, 231. 

Entjheidungen; Bezeichnung 
E. 1 9; Abweichen von frü: 
heren eine® Senats, des Ple—⸗ 
nums, des Reichögerichts I 85, 
und PBerfügungen, Unterzeich: 
nung I 97; über Ablehnungs: 
gefuche zc. I 128, 130 Abi. 3 
131, 132; Begründung I 136; 
Verkündung oder Belanntmachung 
I 137; Zuſtellung oder Boll 


ſtredung 1138; über Geſuche um 


Wiedereinſehung in den vori—⸗ 
gen Stand I 149; des Gericht, 
timmenmehrheit I 322; über 


Anträge auf Beitellung eines : 
Vertheidigerd I 339; über das 


Rechtsmittel I 372; 
gefohtener I 375; über Rechts: 
ejäiwerden I 376, 377; in der 
Berufungsinftang I 395; in der 
Revifionsinftanz I 402, 407, 412; 
über Aufhebung eines feld: oder 
borvftandgerichtlihen Urtheils I 
430; über Wiederaufnahnte I 443, 
446: über eine Gejfammtitrafe I 
461; von Zweifeln über Aus: 
legung eines Strafurtheilg 2c. I 
464; bei Beſchwerde I} ebenda ; 
nach gerichtlichem Verfahren VI 
3 Abi. 3; über Weiterverfolgung 
V123; auf Anordnung des ehren, 
gerichtlichen Berfahrens VI 27 ff.; 
bei Berjchiedenheit der Anfichten 
im Ehrenrath VI 39; bei Stim: 


Bollzug an- 


Erkennende Geridte, 


! 
} 
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mengleichheit VI 57 Abf. 25 ſ. 
Allerh. Enticheidung. 

Entſcheidungsgründe, bei Be: 
fchlüffen I 136; bei Urtheilen I 
326; Fehlen derjelben im Urtheil 
ift Geſetzesverletzung I 400 Nr. 7. 

Entfhuldigung, vorjhüßen un: 
wahrer durch Zeugen, Schöffen ꝛc. 
VII 138. . 

Entftellung, durch SKörperver: 
legung VII 224; von Thatjachen: 
bei verächtlich machen von Staats: 
einrichtungen VII 131, bei Be: 
trug VII 263, bei Amtsverbrechen 
VII 353a. 

Eutweichen, von Gefangenen II 
79; von Kriegsgefangenen II 159. 

Entweidenlaffen, Gefangener: 
im Allgemeinen II 144, VIL121, 
dur Beamte VII 347. 

Entweihung, des Berhafteten: 
— pi gz verſuch I 178, 
Stedbrief I 183 

Ert zutetes Gut, Zueignung II 
1 


Erbieten, zu Verbrechen und An— 
nahme desfelben VII 49a. 

Erbrechen, amtlicher Siegel VII 
106, von Behältniffen VII 243 


Erbe „mbefugtes Graben VII370 
ln Thatſachen; ſ. Ent: 


Erfolg, Abwendung bei Verſuch 
VII 46; Zeitpuntt bei Verjäh— 
rung VII 67. 

Ergebniß, der Abftinunung VI 58. 

Ergreifung, durch Tödtung ſich 
entziehen VII 214; vorläufige, 
unberechtigte VII 341. 

ErhebungderAntlage, Wirkung 
bei Verbindung mehrerer re 
faden I 32 Abi. 2, 34 Abſ. 3 
35; |. Anklageverfügung 

Grhöhte Kreiheitsitrafe, Map 
und Anwendung II 53, 55. 

Einthei- 

lung und Berufung 118, 38 ff.; 

Ständigfeit I 41, 53, 

Ausſchluß von ber Ausübung des 

Richteramt3 1122 ff. Zufammen- 

tritt: in erſter Inftanz I el, 

262, in der Berufungsinftanz I 
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356, Berechtigung zu sorlänfiger 
Fermahme 127, 291; —— 


Berlefung des Brotofolls I 305; 
j. Führer, vorſchriftswidrige 
esung, Geſetesverlezung I 


Erfennini, der Strafbarkeit ſ. 
über den Spruch des 
Ehrengerichts VI 50. 
Erkrankung, eines Verlobten bei 
Eheſchließung VII 337 Abſ. 2. 
Ermädtigung, zur Verfolgung 
VII %, 101, 19. 
Ermittelungsverjahren, 
Grundlagen I 151, 153; Anord⸗ 
nung I 156; Aufgabe I 159 ff.: 
Befugniſſe des Gerichtsherrn I 
167; Begrenzung I 168; Grwei- 
terung I 169; im Felde und an 
Bord I 170; ausnahmsmeiie: 
Bereidigung von Zeugen I 1% 
yo. 2, Zuläſſigkeit der Berthei- 
bigung I 165 (337); Abſchluß 
ortrag I 173 Abi. 5, (168) 
243 ff.; Bervollftändigung I 2a. 
Rechtöbefchmerbe I 247. 
Ernennung, des Bräfidenten, der 
Senatspräfidenten, der Räthe, des 
Obermilitäranmwalts, der Militär: 
anwalte des Reich3militärgerichts 
1 74, 80, 107; der Oberkriegs⸗ 
gerichtäräthe und Kriegsgerichts⸗ 
Ha zc. 193; der Vertheidiger 


Erneuerungsſcheine, Fälſchung 
VII 149. 


Eröffnung, des Haupwerfahrens 
vor dem ienfteintritt 17 Abj.2; 
der Urtheilsgründe I 327. 

Erpreſſung, Ebrenftrafe: Ber: 


CSodamntanes I 3 Ah. 2 
Kr.2, Di = 


Erregen, son Bikvergrägen II 
102; III 24. 

Criagbebörde, Gerichtsſand Der 
bez 7 iöpoftion entlafienen Kann- 
haften I 


Erjansejersin, Auswanderung 
II 360 Rır. 3 
bei Ehrengerichten 


—8 
VI 18. 
Erfſchießen, Todesſtrafe, Boll 
1 453, II M. 
Erjegung, der Eanitätsoffiziere x 
ericht I 59, EB der 
Kriegsgerichtsräthe c. I 88. 
Eritattung, der baaren Auslagen 
I 410. 
Erjuden, des Unterjuhungsfüh:- 
Ermittelun 


rerö um gen I 160, 
161; des ichtöberrn um Ab- 
urtheifung 1262, 263, 388 Abſ. 1. 


Eriuhungsidreiben, 1 160 
Abi. 4. 

Ermwiderung, auf der Stelle: von 
Beleidigungen VII 1%, von 
Körperverlegungen VII 233. 

Erzieher, Unzudt mit Schülern 

oder Zöglingen VII 174 Nr. 1; 
Kuppelei VIL 181 Rr. 2; Dieb: 
had! xc. und Beirug vu 247, 

Srrichungsanitaft, Unterbrin: 
gung VII 55, 56. 

Erzwingen, des Zeugniſſes oder 
der Beeivigung I 208; des Ge: 
horſams II 124. 

Esfadrondef, |. Kompagniedef. 


 Etappenfommandant, j.Kanton- 


jegung in die zweite Klafje des 


nementsälteite. 

Etat, eines Regiments 2c., Mit: 
glieder eines Dffizierforps VI 6 
Nr. 1. 

Ehmwaaren, Entmendung: gegen 
Kameraden III 51, zum alsbal- 
digen Verbrauch VII 370 Nr. 5; 
verfänfohte verdorbene VII 367 
Nr. T. 
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Erplodirende Stoffe, vamir | 
fiſchen VII 296; Zerſtörung 
VII311; Aufbewahrung VIL 367 
Nr. 4, 5. 

Erterritorialität, deutfhe, Zu: 
ftelungen I 144. 


3. 


Fachbehörde, Einholung von But: 
achten I 218 Abi. 3; Zuziehung: 
bei Vergiftungen I 228 Abi. 1. 
in der Hauptverhandlung I 310. 
Fadelliht, dabei unberedtigt 
fiſchen VII 296. 
wänigteitögeugnifie, Fälſchung 


Fä ihren, Beritörung VII321, 325, 


zaltihung, einer Urkunde: als 
Wiederaufnahmegrund I 436,438, 
überhaupt VII 92 Nr. 2, 267 ff., 
348, 349; von Mahlergebnifjen 
VII 108; von Geld VII 146 ff., 
149; von Grenzen VIL274; von 
Werthzeichen zc. VII 275, 276; 
von Depeihen VII 355, 357; 
von Päſſen, Arbeitsbüchern ꝛc. 
VII 363. 

Fahne, — III 4. 

Fahneneid, Wahrung der gelobten 
Treue III 2. 

Fahnenflucht, Verfahren: Sted: 
brief I 183, Bertheidiger I 357, 
Beichlagnahme des Vermögend ıc. 
1360, Bekanntmachung und Auf: 
bebung des Beſchluſſes I 360, 
362; Strafbeftimmung: Begriff 
II 69, im Allgemeinen II 70, im 
Felde II 71, Mehrerer LI 72, von: 
Poſten vor dem Feinde oder aus 
der Feſtung II 73, Ehrenſtrafe 
II 74, Wiedergeſtellung ut 75, 
Verjährung der Strafverfolgung 
II 76, unterlafjene Anzeige II 
17, Verleitung II 78, III 5 ff.; 
ſ. Defertion. 

Fahren, übermäßig ſchnelles VII 
366 Wr.2; ohne feite Deichjel 
VIL 366 Nr 4; über Gärten ꝛc. 
VII 368 Nr. 9. 

Bahrläfjigkeit, Verlegung der 
Dienftpflidt im Felde II 62 
Sat II; bei Beichädigung eines 


\ 
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Schiffes II 142; bei Entweichen- 
lajien von Gefangenen II 144 
Abi. 2; bei Behandlung von 
Waffen II 148; bei dienjtlichen 
Meldungen IIT 40 Abf. 3; Un: 
genmiß durch Fahrläſ igfeit VII 
5 


nalen, Störung VII 321, 


Fahrzeyge, der Marine, Boll 
ftredung der Arreititrafen II 28; 
Zerftörung VII 90 Nr. 2. 

Fallen, damit dem Wilde nad): 
been VIIL 293; Einziehung VII 


Zaltüe Anihuldigung, Straf: 
beitimmung VII 164, 165. 
FRE Berleitung VII 160. 


Falſche Schlüffel, bei Diebftahl 
VII 243 Nr. 3, 4. 
Salfgmünzeres, Strafbeitim: 


mung VII 146 ff. 
Familie, Weberweilung jugend- 
licher Berfonen VII 55, 56. 
Samilienrath, Ynfähigteit Mit 
glied zu jein VII 34 
 Sangeerätbe, Einziehung VII 
Federwild, Ausnehmen der Eier 
ꝛc. VII 368 Nr. 11. 


Feiertag, allgemeiner, Einfluß auf 


die Friſtberechnung I 146; Stö⸗ 
rung der Feier VII 366 N. 1. 

Feigheit, Strafbeftimmung: 
Hluchtergreifen während des Ge: 
fechts IL 84, bei dem Bormarfche 
2c. durch Simulation ꝛc. II 85, 
bei ee nah Nachtheile II 86, 
Beweiſe von Muth nach der That 
IL 88; III 13; ſ. Beſorgniß. 

Feind, vor dem Feind, Begriff 
IL 11. 


Seindlide Handlungen, gegen 
befreundete Staaten VII 102 
FeindlicheKriegsmacht, Dienſie 
nehmen E. VII 4; VII 88; 
Vorſchub leiften €. vu 4; VII 

89-91. 

Feld, im Felde, Begriff €. 15; 
II 9, 10; 111 52; ſ. Kriegs: 
gejeke; beiondere Beftimmungen: 
niedere Gerichtäbarfeit 115 Abſ.3, 
16 Nr. 1 Abſ. 2, 16 Nr. 3 Ab}. 2, 
Verfegung in die zweite Klafie 





ee lhier ve Elm 


Rriegsgerich 
weifung der Berfolgung 16, Er: 
fegung der Ariegsgerihtäräihe 
durch Oifiziere I 


%, Geridts- 
offiziere I 100, Sper- 
fahren I 170, enf ⸗ 
nahme I 222 .4, Leiden: 
öffnung I 224 Abi.3, Beichlag- 
nahme und Turdiudung I 239 
Ab}. 4, Abjehen von der Anflage 
1 253 Abi. 2, Anklageſchrift 1 
* Abſ. 3, 256 Abi. Sei bis 

Hauptverhandlung 266 
af. 4, Ladung des Sngekfagten 
1 267 Abi. 3, Bertheidigung I 
5 Sendung und Revifion 365 

zeinfrägte, Inbrandſetzung VII 


zeig jendarmen, find als mili- 
de Wache anzujehen IT 111. 
zeingejaret, — als Kriegs⸗ 
verrath IT 58 
Ferbmeiler, 266 
Nr 

ARE SARA in Kraft blei: 
Webertretung durch 

Kinder ıc. VII 361 Nr. 9. 
Ferninzehanlagen, Gefahrdung 


zeffetung, des Berhafteten: im 
Gefängnig I 178 Abi. 4, in der 
tverhandlung I 178 Abi. 4. 
seithbalten, des Borgeführten I 


unireie VII 


172 Abſ. 5. 
Feſtnahme, „vorläufige: Berfahren 
I 180 ff., der Hauptverband: 


lung I 277, wegen ftrafbarer 
Handlungen in der Sitzung I 
291; einftweilige, vorläufig Ent: 
laſſener VII 25; zum Zwecke der 
Strafvollftredung VII 72; unbe 
redhtigte Durch Beamte VII 341. 

Seltjegung, der Strafe: Durch den 
Gerichtsherrn E. 1 19, durch das 
Gericht (Abftimmung) I 320. 

Seitftellung, des Thatbeftandes: 
bei Todesfällen I 155 Abi. 2 
bis 4, überhaupt 1 156; der Per: 
ſonnhteit vor der Leichenöffnung 
l 226. 


Feuergewehr, unerlaubtes 
Sieben VII 367 NRr. 8, 368 


Fensrlöfigerätbigäften, Ent: 
fernung 2c. dur den B 
VII 307 Rt. 3; —— Un⸗ 
terhaltung VII 8 Nr. 8 


Feuersgefahr, Berfierungäbe. 
VII 265. 


Feuerftätte, Anlage ohne Polizei: 
erlaubniß VII 368 Rr. 3; Sorge 
für bauliden Zuftand VII 368 
Nr. 4; gewerbliche VII 369 Rr.3. 

Feuerungsmittel, Aneignung II 
130; III 32 Abi. 2. 

Feuerwerke, unerlaubte Zuberei: 

. VIL 367, Nr. 4, 5, 8, 


Finanzgejege, :Berordnungen, 
Zuftändigfeit der bürgerlichen Be: 
hörden I 2. 

Fiſche, Einziehung VII 296a. 
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Fiſchen, unberechtigt: 
zeit VII 296; durch Ausländer | 
VII 296a, überhaupt VII 370 
Nr. 4. 

Fifchereigejege, -VBerordnun: 
gen, Zuftändigfeit der bürger- 
lihen Behörden I 2; in Kraft 
bleiben €. VII 2; Uebertretung 
‚dur Kinder VII 361 Nr. 9. 

Ste 9. trihinenhaltiges VII 367 


Siolte Entziehung vom Gintritt 
VII 140 Rr. 1. 

Flucht ſ. Feigbeit. 

Fluchtverdacht, iſt Grund: zur 
Unterſuchungshaft I 176 Nr. 2, 
zur vorläufigen Seftnahme I 180, 
zum Erlaß des Stedbriefes I 183. 

Flußufer, Schu VII 366a. 

Förmlidhfeiten des Berfah: 
rens, Beurkundung: bei Unter: 
fuchungshandlungen 1164, in der 
Hauptverhandlung I 333. 

Forderungen, erdichtete VII 24 
Abi. 242 K. D.; bei Untreue 
VII 266; bei Wucher VII 302e. 

Formen, Unbrauhbarmachen VII 
41, 42; zu Münzverbrechen VII 
151, 152; zu Stempeln 2c. VII 
360 Nr. 4-6. 

Sermulare, zu Bapieren VII 360 


gorfarbeit, 
gedrohte E 

Forftbeamte und Forftbered: 
tigte, Widerftand VII 117—119. 


gandesgeſetzlich an⸗ 
l 6. 


SorftdienftapL x., Gerichtsbar⸗ 
feit E16 Mr. 
Sorftpolizei- Ind Forftdieb: 


Kabtsgelede, in Kraft bleiben 


II 2; Webertretung durch 


Kinder VII 361 Nr. 9. 
Fortfommen, beileres, lang 
von Papieren VII 363 


Fortſetzung, einer unterbrochenen 


Hauptverhandlung I 376, 390. 


ae Aneignung II 130; IIT 


Fragere Ni, t, des Sadverjtändigen 
an die Zeugen I 216; 
Hauptverhandlung I 298, 390. 

Frauensperſon, unzüchtige Hanb- 


in der ! 


[ungen und Nothzucht VII 176, 


177; Entführung VII 236 ff. 
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zur Nacht- Freies Feld, Kapituliven IT 63 


Nr. 3. 

Freiheitsberaubung, Beariff 
VII 239; dur Beamte VII 341. 

Freiheitsftrafe, Bollitredung 
duch nürgerlihe Behörden €. I 
15; Vollzug und Ummandlung 
von Geloftrafen I 2, 463; VII 
28, 29; Buftändigkeit I 16, AT, 
63; Auffhub 1465; Berechnung 
I 458, 459, 460; YIL19; Arten 
und Dauer II 16, 17; vl 14ff.; 
erhöhte, Maß und Anwendung LI 
58, 55; Gejammtittafe II 54; 
VI 74 ff.; bei jugendlichen Per: 
onen VII 57. 

Freilaſſung, des verhafteten An- 
eflagten I 179; des vorläufig 
Feftgenommenen I 181; wider: 
rechtliche, Kriegägefangener iſt 
Kriegsverrath Il 58 Nr. 11. 

Freimarken, Gebraud faljcher ꝛc. 
VII 275. 

unge Freilafjung des 
verhafteten An — 1179; 
im Urtheil 1314; Urtheilsg runde 
I 326 St 4, 394 Abſ.2; in der 
Revifionsinftanz 1412; im Wieder: 
aufnahmeverfahren: darauf erken⸗ 
nen, Wirkung I 447, 449, Ent- 
ſchabigung 1 465 ff.; im gericht: 
lichen Verfahren VI3 a 2; im 
ehrengerichtlichen 2c. Verfahren 
VI 51 Nr. 3, 60; im Auslande 
VIILS Nr. 1; Begünftigung durch 
Beamte VIL 346 (257 ff.). 


Sreimillige Gerichtsbarkeit, 
Sumeifung und Uebertragung ©. 
1 20, 21 


Frieden, Öffentlicher, Störung und 
Gefährdung VII 126, 130, 130a. 

Friſche That, ift Grund: zu vor: 
läufiger Feſtnahme I 180, zu 
Durdfuchungen I 236. 

Srift, Berechnung I 146; Verfäu- 
mung 1147; für Wiedereinfehung 
in den vorigen Stand I 148; 
dem Angellagten vor der Haupt- 
verhandlung zuftehende I 266, 
267; zur Fortfegung der Haupt: 
verhandlung I 276, 390; zur 
Berfündung des Urtheil 1 327 
Abf.1, 394 Abſ. 2, 413; für den 
Antrag auf Beftellung eines Ber: 
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theidigers I 339 Abi. 3, für Ein: 


legung: der Berufung i 379, der 
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G. 


Revifion I 398; richterlihe im | Bärten, Werfen von Steinen VII 


Wiederaufnahmeverfahren I 444 
al. 2; bei Strafaufihub I 456 
Abf. 2; für Antrag auf Entſchä— 
Digung 1 468 Abi. 1 ſ. Wahrung 
der Friſt. 
Frucht, Abtreibung VII 218 bis 
220. 


Früchte, Inbrandſetzen VIL 308 ji. 


sührer, Führung, der Verband: 


lung: im Kriegsgericht I 61, im 
Dberfriegägeriht I 69, in den 
Senaten 183 Ab}. 1, im Plenum 
I 86 Abi. 4, im Standgericht I 
292 Abi. 2; Befugnifie be Füh— 
rers: VernehmungdesAngeflagten, 
Aufnahme der Beweile I 292 
Ab). 1, Fragerecht der Vertheidi— 
gers 1293 Abſ. 1, Zurückweiſung 
ungeeigneter Fragen 1293 Ab}. 2, 
Beeidigung der Richter im Kriegs: 
gericht I 296, Hinweis auf Ber: 
änderung des rechtlichen Geſichts⸗ 
punttes 2c. 1 318 Abj. 1 und 2, 
Leitung der Urtheilsberathbung I 
320, Abjtimmung I 324, Verfün- 
dung des Urtheils im Kriegs: 
gericht I 327, Unterfchrift des 
Protofoll3 I 331, Anordnung der 
vollitändigen "Niederichreibung 
eines Vorgangs ꝛc. I 333 Abi. 3, 
Urtheilsausfertigung im Kriegs- 
gericht 1336 Ab}. 4; ſ. erfennende 
Gerichte; ehrenhafte II 2; Be: 
rüdfihtigung bei Strafabmefjung 


IV 40; jchlechte, vorläufig Ent: 


(affener VII 24. 


Sührungsgeugniß, Verlefung in 


der Hauptverhandlung I 310; 

Fälſchung VIL 363 |. Zeugniß. 

sürjorge, unterlaffene für die 

Ssertegung ift Kriegsverrath II 
10 


suhrtoiten, für Vertheidiger 1 
347. 


Furcht, bei Nothiwehr VII 53. 
Fußangeln, unerlaubtes Legen 
VII 367 Nr. 8. 
Sußartilterieoffigiere, ſ. Be 
werde 


Fütterung, des Viehes, Wegnahme 
von Getreide VII 370 Wr. 6. 


366 Nr. 7; unbefugtes Gehen VII 
368 Nr. 9. 

Gäſte, Verweilen über die Bolizei- 
ftunde VII 368. 

Garnijonätteiter, Erlaß von 
Stedbriefen I 183; Disziplinar- 
ſtrafgewalt: Zuftändigfeit und Um: 
fang IV 17, 19, gegen Perjonen 
des Beurlaubtenftandes IV 24 
Abi. 2. 

Gebäude, Diebſtahl, Raub VII 
243, 250; Zerftörung VII 305; 
Brandftiftung VII 306ff.; Werfen 
von Steinen VII 366 Nr. 7; 
Baufälligkeit, Ausbeflerung vii 
367 Nr. 13—15. 

Geberden, dadurch den Ungehor: 
jam zu erfennen geben II 94. 
Gebräude, der Religionsgejell- 

ſchaften VII 166. 

Gehraudärent, Verlegung VII 


Geoͤrechlichkeit, kommiſſariſche 
Vernehmung I 270; Ausſetzung 
VII 221 


Gebühren, der Vertheidiger E. J 
17; I 347; der Dolmetſcher I 
116; der Zeugen I 205; der 
Sachveritändigen I 208; Weber: 
bebung VII 352, 353. 

Gedächtniß, Berlefen von Aus: 
jagen zur Unterftügung 1307, 392. 

Gefährdende Behandlung, des 
Lebens VII 223a. 

Gefährdung, der Ordnung der 
Staatsficherheit bei Ausſchluß der 
Deffentlichfeit ©. I 18; I 283; 
der Kriegsmacht im Felde 11 62; 
der Dffizierftandesehre VI 51 
Nr. 4; der Rechte des Deutjchen 
Heihs VII 92 Nr. 2; des öffent: 
lien Friedens VII 130, 130a. 

Gefängniß, Beſchäftigung II 15 
Abſ. 2; VIL 16 Abi. 2, 3; Dauer 
II 16, 17; VII 16, 19; wahl: 
weife angedroht II 21; Wirkung: 
Entfernung aus dem Heere II 
31 Abi. 3, Degradation II 40 
Abi. 1 Nr. 1, Abi. 2 Nr. 1. 

Sefängnißftrafe, Gefammtftrafe 
II 54; VII 74ff.; landesgeſetz⸗ 


Sachregiſter. 


liche E. VII 5, 6; Geltungsver- 
hältniß VII 21; Einzelhaft VII 


22; vorläufige Entlafjung VII 
23 ff.; Umwandlung von Gelb: 
ftrafe VII 28, 29, 78; bei Ju: 
gendliden VII 57; Verjährung 
VII 67, 70; Zufanmentreifen 
nit Feftungshaft VII 75. 
Gefängnißverwaltung, Anhö— 
rung vor der vorläufigen Ent: 
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der beſchlagnahmten T 237, Rüd: 
gabe entzogener I 242. 
Gegenüberitellung, der geugen 
I 192 Ab]. Abj. 
Gegenvormund, Unfähigkeit vo 
34 Nr. 6. 
Gegenwart, ununterbrocddene in 
der Hauptverhandlung I 273, 390. 


Geheimverbindung, Theilnahme 


lafjung und vor der Stellung 


unter Polizeiauffiht VII 25, 38. 
Gefahr, im Berzuge: beivorläufiger 
Feſtnahme I 180, bei Durch— 
judung I 236, bei Beſchlagnahme 

R „eh; fttafgerichtlicher Berfol: 
bei Zeugen I 190, bei 
Sacerftändigen I 212; Furcht 

bei Verlegung der Dienftpflicht II 


49; bereiten für die Truppen II 
62; Beſorgniß bei Feigheit IT 


87; 

durch Ungehorſam II 93; drin⸗ 

endſte bei Erzwingung des Ge: 

Borfams II 124; dur Pflicht: 

verlegung im Felde II 141; bei 

Kotbiiane VII 54; gemeine bei 

Ueberfhwenunung VII 312 ff.; 

durch Zerftörung von Deichen ıc. 

VIL 321; dur Bewirken der 

Strandung VII 323; durch Ber: 

mweigerung der Hülfe VII 360 

Nr. 10. 

Geangeng Selbſtbefreiung II 
79; Befreiung; Entweichen⸗ 
(offen. Meuterei VII 122; Un: 
zucht VII 174 Wr. 2 und 3. 

Gefecht, Fliehen II 8 Feighei 
beim Vormarſche II 

Gefolge, ausl. —5*— Miltär- 
gerichtsftand I 1 Nr. 8; fteht 
unter Militärgejegen II 157. 

Gefreite und bergefreite, 
an iplinarbeitrafung_ IV 3 C; 

ernung aus dem Dienftgrade: 
im Allgemeinen IV 3 C 3, neben 
Arreftftrafen IV 41 Nr. 1. 

Gegenertlärung, einreichen: bei 
Berufung I 384 Abf. 3, bei Re: 
vifion I 407 Abi. 2. 

Gegenjeitigfeit, Verbürgung VII 
102, 103. 

Gege nft ünd e Borlegungdienftlich 
verwahrter I 231; Verzeichniß 


eines erhebliden Nachtheils 


| 


VII 128. 

Geheimhaltung, des in der 
Sitzung Berhandelten: Berlegung 
der Pflicht E. 118, Verpflichtung 
I 286, bei Beratung und Ab: 
jtimmung I 326. 

Geheimniß, des Poſtens, Verrath 
als Kriegsverrath II 58 Nr. 
des Staates, Verlegung VII 92; 
von Privaten und unbefugte dffen⸗ 
barung VII 300. 

Gehorfam, Pflicht des Soldaten 
1II 2, 16; Verweigerung: im All⸗ 
gemeinen II 94, vor —— 
Mannſchaft 11 95 Abſ. 1, vor 
dem Feinde II 95 Abſ. 2, Anreiz 
durch Borgejegte II 98, Auffor: 
derung 2c. gegen Vorgeſetzte II 
99, durch Aufwiegelung II 100, 
durch Meuterei II 103, durch Zu⸗ 
jammenrottung (Aufruhr) IL 106, 
gegen eine Wade II 111, Er: 
zwingung II 124; ſ. Un ehorjam. 

Gehör, Berluft infolge Örperver: 
legung VII 224. 

Gehülfe, der That VII 49, 50; 
nah der That VII 257; des 
Rechtsanwalts 2c. VII 300. 

Geiftesfrante, Unzurechnungs: 
fähigfeit VII 51; Strafantrag 
durch Den Vormund VIL 65; 
Unzudt VII 176, 178. 

Geiſteskrankheit, Berfall: Ber: 
leſung der Ausjagen von Zeugen 
I 305, Erneuerung der Haupt: 
verhanblung I 447, Bollftredung 
eines Todesurtheilg I 452, Auf- 
ſchub der Sirafvollftredung I 455; 
als Folge der Körperverlegung 
VIL 224. 

Geifteszuftand, Gutadten I 217. 

Geiftliche, Zeugnißverweigerung I 
188 Nr. 1; Gefährdung des Frie- 
dens VII 1308; Unzucht mit 
Schülern VII 174 Nr. 1; Kuppe: 
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lei VIT 181 Rt. 2; Beleidigung 
x. und Antragärenht des Borge: 
jeßten VII 196, 232; ungejegliche 
Eheſchließung vu 7; Beihülfe 
zur Doppelehe V 

Geld, Borgen von Untergebenen 
e 1 3 Rr. 2; II 114; Metall: 
geld |. Munzverbrechen. 

Geldbuße, Disziplinarftrafe und 
Feſtſetzung: gegen Perjonen des 


Geldforderung, wucherijche VII 
3023 fi. 


Geldftrafe, Geridhtsftand I 2, 16, 
47, 63; gegen nid erichienene 


des Zeugn 

Gutachtens I 213; Bollftredung 
I 462; Ummandlung in Yrei- 
beitöftrafe T 463, (2); VII 28, 
29; Berlegung einer militä- 
riſchen Dienftpflicht II 29; landes⸗ 
geſetzliche E. VII 5, 6; Rindeft 
beirag VII 27; Volftredung in 

achlaß vi 30; Berjährung 
VII 70 ff. ; mehrfach verwirkte VII 


oo - 


78; fünfter Theil des Nennwerths _ 


VII 145a. 
Gelinder Arreft, YFreiheitäftrafe: 
zeitige II 16, auer II 17, An: 


wendung II 20, 22, Einzelhaft 
II 24, Seltungsverhältniß zu an 
deren Arreftgraden II 54 Abi. 2; 
> Bsiptinarfirafe: Zuläffigkeit IV 
3* 3a, C 2a, im Felde IV 
T. 
Gemeindearbeit, landesgejetlich 
angedrohte E. VII 6. 
Gemeindebebörde, Pflicht zur 
Anzeige vom Tode einer Militär: 
perfjon I 154. 
Gemeindeweht, Widerftand VII 
13 


Gemeine, Berzeihniß II 5, An: 
lage A III; Befchäftigung in Ge: 
fängnifien Bi 15; Zuläjfigteit: 
von Arreftftrafen II 20, von 
Ehrenitrafen II 30 Wr. 1 und 3, 
31, 37 NE der Disziplinarbeitra- 
fung I v3C. 

Gemeingefährlide Berbre: 
hen, Androhung VII 126; unter: 
lafiene Anzeige VII 139. 


| Generalftansnen. 


Genoſſenſchaft, 


Genußmittel, 


Sachregifter. 


Gemeinſame, Borftelung Be 
rer „us: Vergeben, 


IV 19: —— 2C., 

Beftimmung des Chrengeridts 

vI 32 Abſ. 1. 

Gemeint daft, —— Dei Ge 
Diebitahl VII 


Gemeinihaftlide Austas- 


Handlungen: 
Vorgeſetzter und Tinter: 
gebener II 55 Rr. 1, Mehrerer 
II 55 Rr. 3; der Fabnenfluct 
II 72; Verweigenung des Gehor⸗ 
jams II 103; Theilnahme VII 
47; Sausfriedensbruch VII 13; 
Körperverlekung VII 2238; Dieb: 
ſtahl DE AB Rt. 6; Raub VIL 
250 Nr. 
Bemeinthaftliger Dertheini: 
ger, Angellagten 
Gendarmen, |. 
und Zandgendarmen ; 
gerichte VI 4 Rr. 4. 
Genehmigung, zur Beerdigung I 
154 Abi. 2; der Protokolle I 
164, 333 ; zur Zeugenvernehmung 
189, 299 Abf. 3; zur Ueber: 
nahme der Bertheidigung I 341; 
zur Berheirathung II 150. 
General, Berufung der Gerichte, 
der Richter I 18 Abi. 4, 261 
Ab. 2; Beftimmung des Gerichts: 
berrn für einen ſolchen, ſoweit 
die allgemeinen Borjchriften nicht 
ausreihen I 21; Chrengerichte 
v17; Auögleichsverhandlung VI 
&viii Abſ. 1; Vorſitzender des 
Ehrengerichts über Stabsoffiziere 
VI 13 Abi. 2; ſ. Ehrengerichte. 
Disgiplinar- 
ftrafgewalt IV 22 Nr. 1 
Generafftaboffigiere, ſ. Be: 
jhwerde und Bermittelung. 
Ehre, gemein: 
fame und Gefä 1, 2. 
Entwendung VII 
370 Nr. 5; Verfälfhung |. Nah: 
rungsmittelgefeb. 
Gerichte, ſ. erfennende Gerichte. 
Gerihtlihe Entjheidung, An: 
trag I 247 ff. 
Gerichtliche Strafverfolgung, 
Ausſchluß I 157. 


Sadıregifter. 


Gerichtsbarkeit, Regelung: nie 
dere I 14—16, 19 höhere 117, 20, 
in Feitungen (Oouverneure, Kom: 
mandanten) 1 22, 26, 27; Um: 
fang im Allgemeinen I 25; Be: 
grindung der Zuftändigfeit: durch 
etachirung I 28, durch vorüber: 
gehende Neberweifung 129, durd) 
den Aufenthalis-. oder Thatort I 
30, durch Vebertragung feitens 
des Gerichtsherrn der Berufungs: 
inftanz I 31, durch Zufammen: 
bang I 32--85; Ausdehnung ꝛc. 
und in Berlin E. 17; I 37. 
Gerichtsherr, Unterbrechung der 
Verjährung &. I 10; Feltfegung 
der Strafe €. 1 19; Zuftimmung 
des Höheren zur Unterſuchungs⸗ 
haft I 9; nieberer I 13, 19; 
höherer I 13, 20; Stellvertretung 
"123, 135; höherer und Unter: 
gebener I 24; Zuftändigfeit: im 
Allgemeinen I 25, im Bejonderen 
ſ. Gerichtsbarkeit; Entſcheidung 
von Zweifeln I 36; Beitelhung 
der Richter des Standgerichts I 
41, 43; Berufung der Dffigiete 
des Kriegögerichts I 50ff.; Be: 
ftellung der Offiziere des Oben, 
kriegsgerichts I 68; Beeidigung 
der Richter I 68 (42); 
zu dem Kriegsgerichtörath ꝛc. I 
97, 102; Ausjchliegung von 
Richteramt I 122 Rr. 4, Ent 
Iheidung über Ablehnung des 
beauftragten Gerichtsoffiziers ꝛc. 
30 Abſ. 3; so eihmerbe, 
Entieibung 1130 abi. 4; 
fangenheit I 135; im eilt 
lungsverfahren: Einficht der Alten 
1 167, Enthebung vom Dienft I 


m — nn —— ———— — — — — — — — — — 


Stellung 


Gerichtsoffizier, 
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Veranlafſung der Ladungen ꝛc. I 
265; Beitellung des Vertheidigers 
I 338, 839; Erlaß von Straf 
verfügungen 1349; Benachrichti⸗ 
gung des Abweſenden I 358 
Abi. 2; Beichlagnahme und 
Fahnenfluchtserklärung I 360; 
Einlegung von Recdtsmitteln I 
365, 367, 368; Zurücknahme des 
Rechtsmittels I 871; in der Be: 
rufungsinftang: Einlegung der 
Berufung I 380, Vorlage der 
Alten I 384, Zurüdweifung der 
Berufung ala unzuläffig I 385, 
Berufung des erfennenden Gerichts 
I 386ff.; Einjendung der Revi- 
fionsanträge und Alten an die 
Revifionsinftanz I 406; Beitäti- 
gungsrecht 1416 ff. |. Beltätigung;; 
Antrag auf Wiederaufnahmener: 
fahren I 441; Anordnung und 
fgub & der Strafoollftre ng I 
451 ff., 464; im Wiederaufnahnte: 
verfahren Freigeiprochener 1468; 
Auferlegung von Koften 1 470. 
Beitellung I 
99; im Felde und an Bord I 
100; Beeidigung I 101; Ber: 
hältniß zum GerichtSheren I 102; 
austhliehung, Ablehnung f. eben- 
da; Bornahme Ichleuniger richter: 
licher ander 
im Notbfalle I 153; Thätigkeit 
im Ermittelungsverfahren 1156 ff.; 
ununterbrochene Gegenwart in 
der Hauptverhandlung I 273; 
Beicheinigung bei Zeugen: ꝛc. 


‘ Gebühren I 469. 
Gerichtsperſonen, Ausfchließung 


und Ablehnung I 122 ff. 


174, Erlaß des Haftbefehls I 
175, Erlaß von Stedbriefen I 
183, Beranlaffungder Leichenfchau 
1 293, Anorbnung von Beſchlag⸗ 
nahmen und Durchſuchungen I 
238, Anordnung der Vervollſtän-⸗ 
digung I 244, Entſcheidung nad Gejammtitrafe, 
Abſchluß I 245, Vorbereitung der 320 Abi. 2, 394 
Hauptverhandlung I 261 ff., Er: 

juden un Zumeijung fehlender 

Richter und um Aburtheilung I | 
262, eftjegung von Ort und Zeit 
der Haupiverhandlung 1 264, | 


GE j. Militär: 

gerichtsſchreib 

Garichugſprache, Deutſche I 115 
121. 


Seridtönerfaffung, ‚Eintheilung 
ı 1}. 


Abftimmung 1 
; Nachtragsent⸗ 
7a I 461; Begriff II 54; 


Gefandte, Beleidigung VII 104; 
Verlegung der Amtspflicht vu 
359. 
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Dienfthandlung II 96; zmweds 


Abhaltung von der Beſchwerde⸗ | 


— 11 117; ſ. Abnöthigung; 
Pedrohung 
Drucker, Unbrauchbarmachen von 


Scheiten ftrafbaren Inhalts VIL 
5 


41 
Duell, ſ. Zmweifampf. 
Dünen, Schut VII 366a. 
Durchſicht, der Alten und Ute: 
theile I 113; der Papiere des 
von einer Durcfugung Betroffe: 
nen I 237 Abi. 
Durajugung, | im Allgemeinen I 
.; der Berfon, Wohnung 
und anderer Räume, ſowie von 
Saden I 235; in zum Dienft- 
gebrauch angewiejenen Räumen 
I 235 2. 2 Sat 2, 236 Abſ. 2, 
237 Abſ. 1; zur Nachtzeit I 236; 
Berfahren I 237; Anordnung: 
gegen aktive Militärperjonen 1 
238, in anderen Fällen I 239; 
im Felde und an Bord I 239 
Abf. 4. | 


€. 


Che, Berleitung durch Täuſchung 
VII 170; doppelte VIEL 171, 
338; Entführung VII 236, 238. 
Ehe et ruch, Strafbeftimmung VII 


E efrau, Strafantragsrecht: bei 
Beleidigung VII 195; bei Kör 
perverlegung VII 232. 

Ehegatte, Zeugniß- (Öutachten:) 
vermweigerung I 187 Nr. 2, 212, 
299 Abi. 3; Antrag auf Wieder: 
aufnahme I 437; des Berftorbe- 
nen, Strafantragsrecht VII 189; 
Strafeinfchränkung: bei Diebſtahi 
VII 247, bei Begünſtigung und 
Hehlerei VII 257, 258, bei Be: 
trug VII 263, bei ftrafbarem 
Eigennuß VII 289, bei Mund: 
taub VII 370 Nr. 5. 

Ehehinderniß, argliftige8 Ber: 
ſchweigen VII 170. 

Chemann, Ausſchuß vom Richter⸗ 
amt I 122 N 

Shefhtichung, hne Genehmi— 
gung I 


Sadhregifter. 


Ehre, Ehrenwort, PVerpfändung 
VII 302, 302b. 
Chrengerichte, Zwed YIl; Zu: 
ftändigfeit VI 2-4; Bildung: 
zur Theilnahme berechtigte VI 
5ff. über Hauptleute 2c. und 
Leumants VI 7, 8, 9, 12, über 
Stabsoffiziere VI 7, 13, über 
Generale und Offiziere in beſon⸗ 
deren Stellungen VI 7, 10; Pi 
tung VI 12; Nebengefege: 
gänzungsordre VIA, für — 
der Kaiſerlichen Schußtruppen 
VIB, für nad Preußen und 
Württemberg fommandirte würt⸗ 
tembergijhe und preußiſche Offi⸗ 
ziere VIC. 
Ehrengerichtliches Einſchrei— 
ten, nach beendetem gerichtlichen 
Verfahren vI3 Abſ. 1 
Ehrengerichtliches Berfahren, 
a beachtende Vorſchriften VI 


27f. 

Ehrenhandel, Mitwirkung des 
Ehrenraths VI A Einl. mit 
Civilperjonen ꝛc. Ausgleih VIA. 

Ehrenrath, Bildung VI 14ff., 
21; Zujammenfegung VI 15, 
21; Wahl VI 17, 21; Erfagwahl 
VI 18; bei Behörven ꝛc. VI 19; 
in Kriegszeiten VI 20; Aufgabe 
vI22ff.; Gutachten VL27 Abj.2a; 
Direktiven des Rommandeurs VI 
34; Bernehmung VI35ff.; Ver: 
leſung der Akten VI 50 Abf. 2; 
Abftimmung VI 54; Ausfertigung 
des Erfenntnifjes VI 59; Be: 
fanntmachung der Eniſcheidung 
VI 60; grundſätzliche Mitwirkung 
VIA GEni. 

Ehrenrechte, bürgerliche, Verluſt, 
Wirkung: Entfernung aus dem 
Heere II 31, Verſetzung in die 
zweite Klaffe des Soldatenjtandes 
II 37, bei Berjonen des Beur: 
(aubtenftandes II 42; Berluft, 
Berhängung: bei Plünderung 
Verwundeter 2c. II 134, bei Ka: 
meradendiebjtahl 2c. TI 138; Zu: 
läffigfeit der Aberfennung: im 
Allgemeinen VII 32—37,: bei 
Verſuch VII 45, nicht gegen 
Jugendliche VII 57, bei de: 
jammtftrafe VII 76. 


Sachregiſter. 


Ehrenfirafe, Gerichtsbarkeit I 15 
Abſ. 2, 16 Ab. 2; militärifche: 
befondere II 30ff., bei Berjud 
II 46, bei Gefammtftrafe II 54. 


Ehrenzeichen, Berluft: bei Ent: 
fernung aus dem Heere 2c. II 32 
Nr. 2, bei Verſetzung in Die 
is Rlaffe des Soldatenftandes 
I 
(34 Nr. gr unbefugte8 Tragen 
VII 360 Nr. 8. 

Chrgefühpl, Ticptiges des Offizier: 
ftandes® VI Einf. O. VI 2 

Ehrloſe Gefinnung, ift ediſchei⸗ 

end bei — VII2O. 


Ehrverlegung, ſ. Beleidigung. 
Eiäungäftempel ſ. Aichungs⸗ 


Eid, * Mittel der Glaubhaft⸗ 
machung 1 126; Hinweis auf 
a ng und Heiligfeit I 196, 
299 Abi. 3; Leiftung: rund I 
115, 118, "Form I 197 Abſ. 3 
durh Stumme I 197 Ab]. 4, 5, 
bei Saneäherren 2c. 1206 Abi. 2, 


299 al. 3 ; falfcher VII 160 |. 
Meineid, 
Gidesformel, der Richter und 


deren Stellvertreter I 42; des 
Präfidenten des Reichamititär- 
gerihtö I 75; der militärifchen 
Mitglieber. ebendafelbft 182; der 
Gerichtsoffiziere I 101; der Dol- 
metſcher I 119; der Zeugen I 
197 ; der Angehörigen von Selten 
I 198; der Sachverſtändigen I 
215: 6, der nicht ftändigen Richter 


Eidespflicht, Verlegung als Wie- 
deraufnahmegrund I 436, 438. 


Eidesftatt, PVerficherung: bei 
Zeugnißverweigerung I 191, fal: 
ſche VII 156ff., Verleitun: zu 
falfcher VII 159, 160, Faheläffige, 
falſche VII 163. 

Eidesunfähigkeit, der Zeugen 
1199 Nr. 2; darauf erkennen 
VII 161. 

Eidesvermweigerung, Berechtigte 
I 200 Abſ. 2; unberedtigte I 
202, 203. 

Eidliches, Angelöbniß, VII 162. 

Gier, Ausnehmen VII 368 Nr. 11. 


im Allgenteinen VII 33 
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" Eigenmädtiges, Beutemachen II 
128 


Eigennuß, ftrafbarer VII 284 ff. 

Eigenfhaften, perjönlide, ftraf- 
erhöhende oder =vermindernde 
VII &. 

Eigenthun, widerrechtliche Hand: 
lungen im Felde: find vom 
Strafantrage unabhängig II 127, 
Beutemachen II 128, Plünderung 
11129, 130, 131, Verheerung u 
132, unter Gewaltthätigfeit II 
133, gegen Verwundete II 134, 
Marodiren II 135, gegen Deutfche 
oder Verbündete II 136; Bejchä- 
digung von Dienftgegenftänden II 
137; Diebftahl IT 138. 


Einberufung, zum Dienft: Nicht: 
geftellung II 68, IV 25, Fahnen: 
II 69. 


flucht 
Einoruch, bei Diebſtahl VII 243 


Nr. 
| Gindringen, ſ. Hausfriedensbruch. 
Einfahren, von Pferden mit ge: 


meiner Gefahr VIL 366 Nr. 2. 


Einfriedigung, von Wiefen ıc. 
VIL 368 Rr. 9. 

Ginfubrnerbote, ſ. Abſperrungs⸗ 
maßregeln. 

Eingeſchiffte Perſonen, Ge— 
richtsſtand I 1 Nr. 8; Begriff Il 
163, 166. 

Sinjäprig-freimillige Aerzte, 
ſ. Beſchwerde. 

Einlegung des Rechtsmittels, 
durch den erſuchenden Gerichts: 

Hherrn I 263 Abi. 1; Belehrung 
1327 Abi. 3; Form: ſeitens des 
Gerichtäherrn, 1 368, feitend des 
Angeklagten I 369; Friſt: bei 
as ulung I 379, bei Revilion I 
398. 


Ein lieferu ng, zur Unterfuchung3- 
, des Augenſcheins, ſ. 


Einrichtungen, militäriſche, Be— 
rathung 11 101; des Staates 
VII 131; der Religionsgefell: 
Ichaften VII 166. 

Einſchleichen, bei Diebftahl VII 
243 Nr. 7; bei Raub VII 250 
Nr. 4. 


28* 
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Einſicht, Erkenntniß der Gtraf- 
baren VII 56-58; in die Alten 
Ehrengerichts VI 37. 
Einfperzung, miberehtlice: 
Allgemeinen V 


I 239, durd) einen 
PR inpru 3, VII Mon 
infprud, gegen erfügung 
N m ‚351 Abſ. 1, Verzicht I 
ng I 354. 
einteigen, ei Diebftabl VII 
Einftellung, der Verfolgung: 
dur) den Gerichtsherrn I 245, 
Kenntnißgabe an den Beihuldig- 
ten I 246, Beſcheidung des An. 
tragftellers, deſſen Rehtäbeldwer- 
de und Antrag auf gericht 
Entſcheidung I 247; des Ber: 
fahrens: in der auptverhandlung 
I 314, in der Revifionsinftanz I 
412. 
Einwendungen, gegen die Zu: 
Afgreit der Strafvollftredung I 


Simmilfigung, 
218; in Entfi ihrung VII 237. 
Einwirkung, auf Zurüdziehung 
der Beichwerde V,Iı B1 Abſ. 3; 

v‚In3 Abſ. 3. 

Einzelhaft, bei Arreft IL 24; bei 
Zuchthaus und Gefängnik VII 22. 

Kinzelitrafen, Abitimmung 1320 
Abi. 2, 394 Abf. 2; Unzuläſſig— 
feit der höheren Bemeſſung I 396. 

Einziehung, jelbftändiges Cr: 
fennen €. I 16; Gegenitände, 
deren Beichlagnahme, Sicherung, 


Berwahrung und Auslieferung I J 


229, 230; landeögejeglidhe Bor: 
fchriften E. VII 5; VII 40; Un 
brauchbarmachung VII 40, 41; 
im objeltiven Verfahren VII 42; 
bei Müngverbrechen VII 152; bei 
Jagdvergehen VII 295; der Fang⸗ 
geräthe VII 296a ; von Feitungs: 
riffen, Waffen ꝛc. VII 360 Abi. 2; 
verborbener Eßwaaren, Selbſt— 
geſchoſſe ꝛc. VII 367 Abſ.2 

Eiſenbahn, Zerſtörung: zum 
Vortheil des Feindes €. VII 4, 
VII 90 Nr. 2, jonjtige VII 305; 
Beihädigung und Gefährdung 
VII 315, 316; Diebitahl, Raub 
VII 243 Nr. 4, 20 Nr. 3. 


in Abtreibung VII 


Sadıregifter. 


Eiſenbahnbeamte, Pflichwer⸗ 
letzung VIl 316; Ausſchluß vom 
Amt VII 319; Handeln gegen 
Anftellungsverbot VII 320. 

en :Brigade, Üffiiere, 


Eltern, Beiſchlaf mit Kindern VII 
173; Kuppelei VII 181 Rr. 2; 
Todtichlag VII 215; Ausfegung 
VII 221; Körperverlegung vo 
223, 298; Diebftahl und Unter: 
Ihlagung vu 218 Betrug VII 

ftr Eigenmug VII 
289: Betteln, Diebftap der Kin⸗ 
der VIL 361 Rr. 4 und 9; Mund: 
raub VII 370 Wr. 5. 

Empfangsbekenntniſſe, 
derjähriger VII 301. 

Empjangsbeigeimi ung, über 
Zuftellungen I —* 

Empieblungskarten, papiergeld- 
ähnliche VII 360 Wr. 6. 

Entbindung, des Sadyverftändi- 
gen von der Berpflidtung zur 
Erftattung des Gutachten? I 212; 
des Angeflagten vom Erfcheinen 
in der Hauptverhandlung I 280. 


Nin- 


Entbezung, des Verſuchs VII 46 ; 


der Brandftiftung VI 310. 

Entfernung, große: Rechtshülfe I 
262, kommiſſariſche Bernehmung 
I 270; des Angellagten aus der 
Hauptverhandhun I 279, 390; 
von der Gericdhtöftelle: von Ber: 
jonen wegen lngebühr I 290, 
der Zeugen mit Genehmigung I 
302; aus dem Heere oder der 
Marine: Webergang der Straf: 
vollitredung II 15 Abſ. 3, ale 
Chrenftrafe II 30 Nr. 1, Berhän- 
gung II 31, Folgen II 32, 88, 
bei Selbfto tümmelung II 81 
Abi. 2; unerlaubte: im Allge: 
meinen II 64, III 10, im Felde 
II 65-67, von der Wade oder 
den Plage II 146; von dem 
Gefreiten- Dienftgrade: ald Dis: 
ziplinarftrafe IV 3 C 3, in Ber: 
bindung mit Arre tftrafe IV 4 
Nr. 1; aus dem Eifenbahndienft 
VII 320. 

Entführung, Minderjähriger VII 
235; einer Frauensperſon zur 
Anzucht VI 236; mit Willen 


Sachregiſter. 


VII 237; bei nachfolgender Ehe 
VII 238 


Enthauptung, Vollſtreckung J 
454; VII 13. 
Enthebung, der Oberkriegsge— 


richtsräthe und Kriegögertiht3- 

räthe vom Amte I 96; einftweilige, 

des Zeſchuldigten vom Dienfte 
I 17 


Entlajjung, aus dem aftiven 
Dienft wegen vor dem Dienft- 
eintritt begangener jtrafbarer 
Handlungen I 7, 8; mit jchlid: 
tem Abſchied VI 51 Abi. 5; vor: 
läufige, Berurtheilter VIL 23—26. 

Entihädigung, der im Wieder: 
aufnahmeverfahren Freigeiproche: 
nen I 465ff.; Anſpruch, bei Be: 
leidigung und Körperverlegung 
VII 188, 231 

Entiheidungen; Bezeichnung 
E. I 9; Abweichen von frü: 
heren eines Senats, des Ple— 
nums, des Reichsgerichts I 85, 
und Verfügungen, Unterzeic): 
nung I 97; über Ablehnuns⸗ 
geſuche ꝛc. I 128, 130 Abſ. 3, 
131, 132; Begründung I 136; 
Verkündung oder vekanntmachung 
I 137; Zuſtellung oder Boll 
ſtredung 1138; über Geſuche um 
Wiebereinſehung in den vori- 
gen Stand I 149; des Gerichts, 

timmenmehrheit I 322; über 
Anträge auf Beftellung. eines 
Bertheidigerd I 339; über das 
Rechtsmittel I 372; Vollzug an- 
gefodtener I 375; über Rechts: 
eichwerden I 376, 377; in der 
Berufungsinitang I 395; in der 
Revifionsinftanz 1402, 407, 412; 


l 
| 





über Aufhebung eines feld⸗ oder 
bordftandgerichtlichen Urtheild I 


430; über Wiederaufnahme I 448, 


446: über eine Gefammtftrafe I 


461; von Zweifeln über Aus: 
legung eines Strafurtheilß ꝛc. I 
464; bei Bejchwerde h ebenda ; 
nad gerichtlichem Verfahren VI 


3 Abi. 3; über dnung bed ehtene Ä 


VI23; auf Anordnung des ehren: 
gerichtlichen Verfahrens VI 27 ff.; 
bei Berjchiedenheit der Anfichten | 
im Ehrenrath VI 39; bei Stim— 


! 
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mengleichheit VI 57 Abſ. 2; ſ. 
Allerh. Entſcheidung. 
Entſcheidungsgründe, bei Be— 
ſchlüſſen I 136; bei Urtheilen I 
326; Fehlen derjelben im Urtheil 
iſt Geſetzesverletzung I 400 Nr. 7. 

Entfhuldigung, vorfhügen un: 
wahrer durch Zeugen, Schöffen ıc. 
vIt 138. 

Entftellung, durch Körperver: 
legung VII 224; von Thatjachen: 
bei verächtlich machen von Staats⸗ 
einrichtungen VII 131, bei Be 
trug VII 263, bei Amtsverbrechen 
VII 353a. 

Entweichen, von Gefangenen II 
79; von Kriegsgefangenen IL 159. 

Entweidenlaffen, Gefangener: 
im Allgemeinen II 144, VIL121, 
durch Beamte VII 347. 

Entweihung, des Berhafteten: 
Feſſelung bei Berfuh I 178, 
Stedbrief I 183. 

Erbeutete8 Gut, Zueignung II 
128 


Erbieten, zu Verbrechen und An— 


nahme desfelben VII 49a. 
Erbreden, amtlicher Siegel VII 
136; von Behäliniffien VII 243 
Nr. 2. 
E e mnbefugtes Graben VII370 


r. 2. 

Erdichtete, Thatſachen; ſ. Ent: 
ſtellung. 

Erfolg, Abwendung bei Verſuch 
VII 46; Zeitpunkt bei Verjäh— 
rung VII 67. 

Ergebniß, der Abjtimmung VI 58. 

Ergreifung, durch Tödtung fich 
entziehen VII 214; vorläufige, 
unberedhtigte VII 341. 

ErhebungderAntlage, Wirkung 
bei Verbindung mehrerer Straf: 


fadhen I 32 Abi. 2, 34 Abſ. 3, 
35; j. Antlageverfügung. 
Grhöhte Sreiheitältrafe, Map 


und Anwendung II 53, 55. 
Erkennende Gerichte, Einthei- 
lung und Berufung 118, 38 ff.; 
Ständigfeit I 41, 58, 
Ausſchluß von der Ausübung dei 
Richteramt3 1122 ff. Zufammen: 
tritt: in erfter Snftanz I 2öl, 
262, in der Berufungsinftanz I 
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386; Berechtigung zu vorläufiger 
Feſtnahme I 277, 291; Sigungs: 
polizeigewalt: Entfernu und 
Orönungsftrafen I 290, Feſtſtel⸗ 
fung ftrafjbarer Handlungen I 
291; |. Borfigender; Entſcheidung 
bei Führung der Haupwerhand⸗ 
lung: Beanftandung der Sad): 
leitung I 292 Abi. 3, „Zweifel 
über Zuläffiglet von ragen I 
293 Abi. 3, Ablehnung, von Be: 
eanrägen x. I 298 Abi. 2, 
318 Ab}. 3, Ladung von Zeugen 
x. I 28 Abſ. 3, Unterlaffung 
der Beeidigung I 299 Abi. 4, 
ri des Protofolls I 305; 

Führer; vorfhriftswidrige 
—* Geſetzesverletzung I 


Sefenntniß, der Strafbarteit ſ. 
Einfiht; über den Sprud) des 
Ehrengeridts VI 59. 

Erfrantung, eines een bei 
Eheſchließung VII 337 Abi. 2 

Ermädtigung, zur Verfolgung 
VII 9, 101, 197. 

Ermittelungsverfahren, 
Grundlagen I 151, 153; Anorp: 
nung I 156; Aufgabe I 159 ff.; 
Befugniffe des Gerichisheren I 
167, Begrenzung I 168; Erwei⸗ 
terung I 169; im Felde und an 
Bord I 170; ausnahmsmweile: 
Bereidigung von Zeugen 1 195 
Abi. 2, Zuläffigkeit der Berthei: 
digung I 165 (337); Abſchluß 
und Bortrag I 173 Abi. 5, (1681 
243 ff.; Bervollitändigung I 244; 
Rechtsbejchwerde I 247. 

Ernennung, des Präfidenten, der 
Senatsprälidenten, der Räthe, des 
Obermilitäranwalts, der Militär: 


| Erziehungsanitalt, 
56. 


anwalte des Reihsmilitärgerichts | 


I 74, 80, 107; der Oberkriegs⸗ 
gerichtSräthe und Kriegägerichts: 
räthe zc. I 93; ver Bertheidiger 
I 341 


Seneuerungsigeine, Fälſchung 


VIILI 
———— des Hauptverfahrens 
vor dem Dienfteintritt 17 Abj.2; 


der Urtheildgründe I 327. 
Erprejjung, Ebrenftrafe: Ber: 
jegung in die zweite Klaſſe des 


Sachregiſter. 


Soldatenſtandes II 37 Abi. 2 
Rr.2, Dienftentlafiung oder De: 
gradation bei Perjonen des Be 
urlaubtenftandes II 42; Begriff 
VII 253 - 255; durch Beamte: 
im Allgemeinen VII 339, von 
Geſtändniſſen, Ausſagen VII 
343. 


Erregen, von Mißvergnügen II 
102; III 24. 

Erjagbehörde, Gerichtsſtand der 
zur Dispofition entlaflenen Mann⸗ 
Ichaften I 8. 

Erjagrejervift, Auswanderung 
VII 360 Nr. 3 


Eriapmahl, bi Chrengerichten 
vIii 
Srigiehen, Zodesitrafe, Boll: 


jtredung I 453; II 14. 

Erjegung, der Sanitätsoffiziere ıc. 
im Kriegsgeriht I 59, 60; der 
Kriegsgerichtsräthe ꝛc. I 98, 

Erſtattung, der baaren Auslagen 

1410. 

Erſuchen, des Unterſuchungsfüh— 
ters um Ermittelungen I 160, 
161; des Gerichtöherrn um Ab- 
urtheilung 1262, 263, 388 Abj.1. 

Srjugungsigreiben, I 160 
Ab}. 

Grmiberung, auf der Stelle: von 
Beleidigungen VII 199, von 
Körperverlegungen VII 233. 

Erzieher, Unzudt mit Schülern 
oder Zöglingen VII 174 Rr.1; 
Kuppelei VII 181 Rr. 2; Dieb: 
ſtahl 2c. und Betrug VI 247, 
203 


Unterbrin: 
gung VII 55, 

Erzwingen, des Zeugnijjes oder 
der Beeidigung I 203; des Ge- 
horſams II 124. 

Estadrondef, |. Kompagniedei. 


Ctappenfommandant, ſ. n- 
nementsältefte. 
Etat, eines Regiments ıc., Wit: 


glieder eines Offizierkorps VI 6 
Nr. 1. 


Ehmwaaren, Entwendung: gegen 
Kameraden III 51, zum alsbal: 
digen Berbrauh VII 370 Nr. 5; 
verfäljchte verborbene VII 367 
Nr. 7. 


Sachregiſter. 


Explodirende Stoffe, damit 
fiſchen VII 296; Zerſtörung 
VIIBII; Aufbewahrung VII 367 
Nr. 


Exterritorialität, deutſche, Zu: 
ſtellungen I 144. 


3. 


Fachbehörde, Einholung von Gut: 

achten I 218 Abſ. 3; Sutehung: 

bei Vergiftungen I 28 Abi. 1 

in der Hauptverhandflung I 310. 
Sadelliht, Dabei unberecdtigt 

fiſchen VII 296. 
wähigteitägeugnifie, Fälſchung 

II 36 


sähren, Berftörung VIL321, 325, 


zalfhung, einer Urkunde: als 
MWiederaufnahmegrund I 436, 438, 
überhaupt VII 92 Nr. 2, 267 ff., 
348, 349; von Wahlergebnifjen 
VII 108; von Geld VII 146 ff., 


149; von Grenzen VII274; von ' 


Werthzeichen 2c. VII 275, 276; 
von Depeichen VII 355, 357; 
von Fuſſen, Arbeitsbüchern ꝛe. 
VII 363 

Fahne, — II 4. 

Fahneneid, Wahrung der gelobten 
Treue I 

Sohnenfluct, Verfahren: Sted: 
brief 1 183, Bertheidiger I 357, 
Beihlagnahme des Vermögen ıc. 
1360, Bekanntmachung und Auf: 
hebung des Beſchluſſes I 360, 


| 


362, Strafbeftimmung: Begriff Ä 


II 69, im Allgemeinen II 70, im 
Felde II 71, Mebrerer LI 72, vom 
Poſten vor dem Feinde oder aus 
der Feitung II 73, Ehrenftrafe 
IL 74, Wiedergeftellung IL 75, 
Verjährung der Strafverfolgung 
II 76, unterlajfene Anzeige II 
77, Berleitung II 78, II 5 ff.; 
ſ. Dejertion. 


dahren, übermäßig jchnelles VIL | 


366 Nr. 2; ohne feite Deichſel 
VII 366 Rt 4; über Gärten ıc. 
VII 368 Rr. 9. 
Bahrläfjigfeit, Verlegung der 
Dienftpfliht im Felde II 62 
Sag II; bei Beihädigung eines 


| Sanggeräthe, 
296a 
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Schiffes II 142; bei Entweidhen- 
laſſen von Gefangenen II 144 
Abi. 2; bei Behandlung von 
Waffen IT 148; bei dienftlichen 
Meldungen III 40 Abi. 3; Un: 
gynmiß durch Fahrläſſigkeit VII 


Sahtmaffer, Störung VII 321, 


Zabrjenge, der Marine, Boll: 
jtredung der Arreitftrafen I 28; 
Zerftörung VII 90 Nr. 2. 

Fallen, damit dem Wilde nad): 
hellen VII 293; Einziehung VII 


zalfäe Anſchuldigung, Straf: 
beſtimmung VII 164, 165. 

Falſcheid, Verleitung VII 160. 

Falſche I he bei Diebftahl 


vmi2 . 
Falſchmünzerei, Strafbeſtim⸗ 
mung VIL 146 ff. 
Familie, Ueberweiſung jugend: 


licher Berfonen VII 55, 56. 
Gamilienrath, Unfähigkeit Mit: 

glied zu jein VII 34 Nr. 6. 
Einziehung VII 


Kederw ild, Auänehmen der Eier 
ꝛc. VII 368 Nr. 

Feiertag, Olgemeinei, Einfluß auf 
die Friſtberechnung I 146; Stö: 
rung der Feier VII 366 Rr.1. 

Feigheit, Strafbeftimmung: 
Sluchtergreifen während des Ge: 
fechts IL 84, bei dem Vormarſche 
ꝛe. durch Simulation ꝛc. II 85, 
bei erheblihem Nachtheile II 86, 
nemeile von Muth nach der That 
II 88; III 13; |. Beſorgniß. 

Sein. vor dem Feind, Begriff 

t 11. 


Zeindlige Handlungen, gegen 
befreundete Staaten VII 102 
FeindlicheKriegsmacht, Dien te 
nehmen € VI 4; VII 88; 
Zyrſqub leiſten E. VII 4; vo 

89 — 


Feld, * Felde, Begriff €. 15; 
II 9,10; ıl 52; ſ. Kriegs: 
geſehe; beſondere Beftimmungen: 
niebere Gerichtsbarkeit I 15 Abſ.3, 
16 Nr. 1Abſ. 2, 16 Nr. 3 Abi. 2, 
Verſetzung in die zweite Klaffe 
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des Soldatenftandes I 15 Ab]. 3, 
Berufung der Richter des Stand: 
ericht3 I 44, 48, Bejegung der 

erichte I 55, 59, ‚eben 


offiziere I 100, Ermittelungäver: 


fahren 1 170, Au enfpeinsein- ' 
I 222 Le 


nahme eichen⸗ 
öffnung 1 224 Abi. g, Beſchlag⸗ 
nahme und Durchſuchung 1 239 
Abſ. 4, Abſehen von der Anklage 
1 253 Abi. 2, Anklageſchrift I 
255 Abi. 3, 256 Abi. 5, Friſt bis 
zur tverhandlung I 266 
Abſ. 4, Ladung des Angellagten 
I 267 "Abi. 3, Bertheidigung I 
348, Berufung und Revifion 365 
Abi. 2, 419. 
Feldfrüchte, Inbrandſetzung VII 
308 


Feldgendarmen, ſind als mili— 
täriice Wache anzujehen IT 111. 

serngelmrel, Sarah als Kriegs: 
verrath II 58 

sahmeiler, 266 


ATI NZ in Kraft blei: 

ben E. VII2; Webertretung durd) 
Kinder ıc. VIL 361 Rr. 9. 

Ferninreihanlagen, Öefährbung 


zei n elung, des Verhafteten: im 
Gefängniß I 178 Abf. 4, in der 
auptverhandlung I 178 Abi. 4. 
seithalten, des Vorgeführten I 
172 Abi. 5. 
Feſtnahme, vorläufige: Verfahren 
IL 180 ff., in der Haupmerhand: 


—* VII 


lung I 277, wegen ſtrafbarer 


Handlungen in der Sitzung I 
291; einftweilige, vorläufig Ent: 
(offener VII 25; zum Zwecke der 
Strafvollftrefung VII 72; unbe: 
rechtigte Dur Beamte vIt 341. 
Feſtſetzung, der Strafe: Durch den 


Sacregiüter. 


Feſttage, Störung der eier VII 
366 Rr.1. 


Feſtung, im Felde E. 15 Rr. 2; 
Heine, große I 19, 20; Gerichts 
batteit I 22, 26, 27, W, 3; 


mittelung bei auf dieſen befi 
lihen Offizieren V Iı A 9b; 
Landesverrath €. VII 4; VII 
90 Nr. 1, 2, 4 92 Rr.1; unbe: 
rechtigte Aufnahme von Riten 
VII 360 Rr.1. 

Feſtungshaft, Tauer II 16, 17; 
VII 17; wahlweije mit Zucht: 
haus VII; ® 
zu —8 vi 21; bei Ber: 
juh VII 44; als Strafe Jugend- 
liher VII 57; bei Berjährung 
VII 70 Re. 1—5; bei Gefammt- 
ftrafe VII 74, 75. 

seftungsfommandant, Zuftän- 
eigteit I 19, 20, 22, 26, 27, 
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Gerichtsherrn E. 119, dur das 


Gericht (Abftimmung) I 320. 
seitftellung, des Thatbeftandes: 
bei Todeslällen I 155 Abi. 2 
bis 4, überhaupt I 156; der Per: 
Vönlichteit vor der Leichenoffnung 
l 226 


322; Aufbewahrung feuer: 
fangender Gegenftände VII 367 
Rr. 6, unverwahrte® VII 368 
Nr. 5; Anzünden in Wäldern ıc. 
VII 368 Nr. 6; Webertretung 
feuerpolizeiliher Anordnungen 
VII 368 Nr. 8, 369 Nr. 3. 

Feuergewehr, unerlaubtes 

Fhießen VII 367 Nr. 8, 368 


Feuerlöſchgeräthſchaften, Ent: 
fernung 2c. durch den Brandftifter 
VII 307 Nr. 3; unterlafjene Un: 
terbaltung VII 368 Nr. 8. 

Feuersgefahr, Berfiderungsbe- 
trug VII 265. 

Feuerftätte, Anlage ohne Polizei: 
erlaubniß VII 368 Nr. 3; Sorge 
für baulichen Zuftand VII 368 
Nr. 4; gewerbliche VII 369 Rr.3. 

Feuerungsmittel, 0 "eignung II 
130; III 32 Abſ.2 

Feuerwerke, unerlaubte 
tung 2c. VII 367, Nr. 4, 5, 8, 
368 Nr. 7. 

Finanzgeſetze, Verordnungen, 
Sftändigteit der bürgerlichen Be: 
hörden I 

Fiſche, Sinsiehung VII 296a. 


Sachregiſter. 


F iſchen, 
zeit VII 296; durch Ausländer 
VII 296a, überhaupt VII 370 
Nr. 4. 

Filchereigejeße, -Berordnun: 
gen, Zuftändigfeit der bürger: 

ichen Behörden I 2; in Kraft 
bleiben €. VII 2; Webertretung 

. dur Kinder VIL 361 Nr. 9. 
Seil 9. tridinenhaltiges VII 367 


SIolie, Entziehung vom Gintritt 
VII 140 Re. 1. 
Flucht ſ. Feigheit. 
Flugtverdamt, iſt Grund: zur 
Unterſuchungshaft I 176 Nr. 2, 
zur vorläufigen Feſtnahme I 180, 
zum Erlaß des Steckbriefes I 183. 
Flußufer, Schub VII 366a. 
Förmlichkeiten des Berfah: 
rens, Beurkundung: bei Unter: 
ſuchungshandlungen I 164, in der 
Hauptverhandlung I 333. 
Forderungen, erdichtete VII 24 
Abſch. 242 8. O.; bei Untreue 
VII 266; bei Wucer VII 302e. 
Formen, Unbrauchbarmaden VII 
41, 42; zu Münzverbrechen VII 
151, 152; zu Stempeln 2c. VII 
360 Nr. 4-6. 


Sormulare, zu Papieren VII 360 
Nr. 5 | 


Sorkarbeit, 
gedrohte E 
Forftbeamte und Foritbered: 
tigte, Widerftand VII 117—119. 


anbeögefegtid an: 
I 6. 


Forftdiebftahl 2c., Gerichtäbar: 
feit E 16 Nr. 5 
Forſtpolizei— nd Forftdieb- 


kahlegeiege, in Kraft bleiben 
E. VII 2; Webertretung durch 
finder VII 361 Nr. 9. 
Fortkommen, beflereg, Daun 
von Papieren VII 363 
Yortjegung, einer unterbrochenen 
Hauptverhandlung I 376,390. 


ee Aneignung II 130; III : 


jragercht, des Sacdverftändigen 
an die Zeugen I 216; 
Hauptverhandlung I 298, 3. 

Frauensperſon, Aingüchtige Hand- 
lungen und Nothzucht VII 176, 
177; Entführung VII 236 ff. 


in der ' 
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unberedtigt: zur Nacht: | Freies Feld, Kapituliren II 63 


Nr. 3 

Sreipeitsberaußung, Begriff 
VII 239; dur Beamte VII 341. 

sreipeitäftrafe, Bollitredung 
durch bürgerliche Behörden €. I 
15; Vollzug und Ummandlung 
von ae ofrvafen I 2, 463; VII 
28, 29 Zuftändigfeit I 16, 47, 
63; Auff hub 1455; Berechnung 
I 458, 459, 460; vii 15 Arten 
und Dauer I 16, 17; vuI 14ff.; 
erhöhte, Maß und Anwendung LI 
53, 55; Gejammtitrafe II 54; 
VII 74 ff.; bei jugendlichen Ber: 
jonen VII 57. 

Sreilaffung, des verhafteten An- 
eflagten I 179; des vorläufig 
Feftgenommenen I 181; wider: 
rechtliche, Kriegägefangener ift 
Kriegsverrath IL 53 Nr. 11. 

Freimarken, Gebraud faljcher zc. 
VII 275. 

eaung, Freilafiung des 
verhafteten An een 1 179; 
im Urtheil T 314; Urtheilögründe 
I 326 Abj.4, 3 394 Abſ.2; in der 
Revifionsinftanz 1412; im Wieder: 
aufnahmeverfahren: darauf erfen- 
nen, Wirkung I 447, 449, Ent: 
ſchadigung I 465 ff.; im gericht: 
lihen Verfahren VI 8 Abi. 2; im 
ehrengerichtlichen ꝛc. Verfahren 
VI 51 Nr. 3, 60; im Auslande 
VIIS Nr. 1; Jgunſtigung durch 
Beamte VIL 346 (257 ff.). 

Sreimillige Gerihtöbarteit, 
Zumeifung und Uebertragung E. 
120, 21 


Frieden, öffentlicher, Störung und 
Gefährdung VII 126, 130, 130a. 

Friſche That, ift Grund: zu vor: 
läuft ger Teltnahme I 180, zu 
Durchſuchungen I 236. 

Friſt, Berechnung I 146; Verſäu⸗ 
mung 1147; für Wiedereinfegung 
in den vorigen Stand I 148; 
dem Angeflagten vor der Haupt- 
verhandlung zuftehende I 266, 
267; zur Fortſetzung der Haupt: 
verhandlung I 276, 3%; zur 
Verkündung des Urtheild I 327 
Ab. 1, 394 Abj.2, 413; für den 
Antrag auf Beitellung eines Ver: 
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theidigers I 339 Abi. 3; für Ein: 
legung: der Berufung 1 379, der 
Revifion I 398; richterlide im 
Wiederaufnahmeverfahren I 444 
Abf. 2; dei Strafaufihub I 456 
Abi. 2; für Antrag auf Entſchä— 
bigung 1 468 Xi. 1 |. Wahrung 


er greift. 
zeug. Abtreibung VII 218 bis 


zrügte, Inbrandſetzen VII 308 HF. 
sübrer, Führung, der Verhanp: 
lung: im Kriegägericht 1 61, im 
Oberfriegsgeriht I 69, in den 
Senaten I 83 Abi. 1, im Plenum 
I 86 Abi. 4, im Standgericht I 
292 Abi. 2; Befugnifle des Füh— 
ters : BernehmungdesAngeflagten, 
Aufnahme der Beweife I 292 
Abd}. 1, Fragerecht der Bertheidi- 
gers 1 293 Abſ. 1, Zurückweiſung 
ungeeigneter Fragen 1293 Abi. 2, 
Veeidigung der Richter im Kriegs: 
gericht I 296, Hinweis auf Ber: 
änderung des rechtlichen Gefichts: 
punttes 2c. I 318 Abi. 1 und 2, 
Xeitung der Urtheildberathung I 
320, Abftimmung I 324, Berfün- 
dung des Urtheils im Kriegs: 
ht I 327, Unterſchrift Des 
—& 1331, Anordnung der 
vollſtãändigen Niederſchreibung 
eines Vorgangs ꝛc. I 333 Abi. 3, 
Urtheildausfertigung im Kriegs: 
gericht 1336 Abt. &; |. erfennende 
Gerichte ; ehren hafte III 2; Be— 
rüdfichtigung bei Strafabmefiung 


LV 40; ſchlechte, vorläufig Ent: 


laſſener VII 24. 
Führungszeugniß, Verlejung in 
der Hauptverhandlung I 310; 
Fälſchung VII 363 ſ. Zeugniß. 
Fürſorge, unterlaffene für die 
Zerleguns iſt Kriegsverrath II 

58 Nr. 10. 


Sutrtoften, für DVertheidiger 1 
F — bei Nothwehr VII 53. 


Fußangeln, unerlaubtes Legen 
VII 367 Nr. 8. 

Sußartillerieoffiziere, j. Be: 
ſchwerde. 


Fütterung, des Viehes, Wegnahme 
von Getreide VII 370 Nr. 6. 


Zadregiiter. 


G. 

Gärten, Werfen von Steinen VII 
366 Rr. 7; unbejugtes Geben VII 
368 Nr. 9. 

Gäſte, Berweilen über die Rolizei- 
ftunde VIL 368. 
Sarnijonältefter, Erlaß ‚von 

Stedbriefen 1183; ⸗ 


ſtrafg 

fang IV 17, 19, gegen Berfonen 

Por Saul aubtenfiandes Iv 24 
ſ. 2. 

Gebäude, Tiebitahl, Raub VIL 
243, 250; Zerftörung VII 305; 
Brandftiftung VIL 306 FF. ; Werfen 
von Steinen VII 366 Nr. 7; 
Baufälligkeit, Ausbeflerung VII 
367 Nr. 13—15. 

Geberden, dadurd den Ungebor: 
jam zu erfennen — II 94. 


Gebräude, igionsgejell- 
ſchaften Yırı 
Yehraugsrent, Verletzung VII 
289. 
Gebrechlichkeit, kommiſſariſche 
ernehmung I 270; Ausſetzung 
VII 221. 


Gebühren, der Bertheidiger €. I 
17; I a der Dolmeticher I 
116; der Zeugen I 205; der 
Sadverftändigen I 208; -ͤeber⸗ 
hebung VII 452, 353. 

Gedächtniß, Berlefen von Aus: 
jagen zur Unterftügung 1307, 392. 

Sefährdende Behandlung, des 
Lebens VII 223a. 

Gefährdung, der Drbnung der 
Staatzfiherpeit bei Ausjchluß der 

Oeffentlichkeit €. I 18; I 283; 
der Kriegsmacht im Felde II 62; 
der Offizierftandesehre VI 5L 
Nr. 4; der Rechte des Deutichen 
Reichs VII 92 Nr. 2; des öffent: 
lichen Friedens VII 1%, 130a. 

Gefängniß, Beidäftigung II 15 
Abf. 2; VII 16 Abi. 2,3; Dauer 
II 16, 17; VII 16, 19; wahl: 
weife angedroht II 21; Wirkung: 
Entfernung auß dem Heere II 
31 Abſ. 3, Degradation II 40 
Abi. 1 Nr. 1, Abi. 2 Nr. 1. 

Gefängnißitrafe, Gejammtitrafe 
IE 54; VII 74ff.; landesgeſetz⸗ 


Sachregiſter. 


liche €. VII 5, 6; Geltungsver⸗ 
hältniß VII 21; Einzelhaft VII 
22; vorläufige Entlaſſung VII 
Zijf; Umwandlung von Gelb- 
ftrafe VII 28, 29, 78; bei Ju: 


gendlihen VIL 57; Verjährung | 


VII 67, 70; Zufammentreffen 
meit Seftungshaft VII 75. 
Gefängnigvermaltung, Anh: 
rung vor der vorläufigen Ent: 
lafjung und vor der Stellung 


unter Polizeiaufficht VII 25, 38. 


Gefahr, im Verzuge: beivorläufiger 
Feftnahme I 180, bei Durch— 
ſuchung I 236, bei Beſchlagnahme 
I 238ff. ſtrafgerichilicher Verfol⸗ 
gung: bei eugen I 190, bei 
Sa verftändigen I 212; Furcht 
bei Verlegung der Dienftpflicht II 
49; bereiten für die Truppen II 


62; Bejorgniß bei Feigheit IE 
87; eines erheblichen Nachtheils 


durch Ungehorſam II 93; drin: 
endjte bei Erzwingung des Ge: 
Borfams II 124; durch Pflicht: 
verlegung im Felde II 141; bei 
— VII 54; gemeine bei 
Ueberſchwemmung VII 312ff.; 
durch Zerſtörung von Deichen ꝛc. 
VII 321; durch Bewirken der 
Strandung VII 323; durch Ber: 
meigerung der Hülfe VIEL 360 
10 


Gefangene, Selbitbefreiung II 
19; ſ. Befreiung; Entweichen: 
lafien; Meuterei VII 122; Un: 
zucht VII 174 Wr. 2 und 3. 

Gefecht, Fliehen II 84; Feigheit 
beim Bormarjche II 85 Nr. 1. 

Gefolge, ausl. Offiziere, Militär: 
gerichtsftand I 1 Nr. 8; fteht 
unter Militärgefegen II 157. 

Gefreite und Obergefreite, 
Disgiplinarbeftrafung IV 3; 

Entfernung aus dem Dienftgrade: 
im Allgemeinen IV 3C3, neben 
Arreftitrafen IV 41 Nr. 1. 

Gegenerflärung, einreichen: bei 
Berufung I 384 st: 3, bei Re: 
vifion I 407 Abi. 2 

Gegenjeitigfeit, Verbürgung VII 
102, 103. 


Se genftä nde, Boriegung dienſtlich 
verwahrter i 231; Verzeichniß 
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der beſchlagnahmten 1 237; Rüd: 
gabe entzogener I 242. 
Segenüberttellung, der Zeugen 
I 192 Abſ. 2, 299 Abſ. 
Gegenvormund, Unfähigfeit VII 
34 Nr. 6. 


Gegenwart, ununterbrochene in 
der Hauptverhandlung 1273, 3%. 

Gebeimverbindung, Theilnahme 
VII 128. 

Geheimhaltung, des in Der 
Sigung Verhandelten: Verlegung 
der Pflicht E. I 18, Verpflichtung 
I 286, bei Berathung und Ab- 
ftimmung I 325. 

Geheimniß, des Poſtens, Verrath 
als Kriegsverrath II 58 Nr. 3; 
des Staates, Verlegung VII 92; 
von Privaten und unbefugte Offen: 
barung VII 300. 

Gehorfam, Pflicht des Soldaten 
III 2, 16; Verweigerung: im AU- 
gemeinen u 94, vor ve ammelter 
Mannſchaft IT 95 Abi. 1, vor 
dem Feinde II 95 Abf. 2, Anreiz 
durch Borgejeßte II 98, Auffor- 
derung 2c. gegen Vorgeſetzte II 
99, durch Aufmwiegelung II 100, 
durch Meuterei IL 103, durch Zu: 
jammentottung (Aufruhr) II 106, 
gegen eine Wade II 111; Er: 
zwingung II 124; ſ. Un ehorjam. 

Gehör, Verluſt infolge Örperver: 
legung VII 224. 


' Gebülfe, der That VII 49, 50; 


| 


! 


nad der That VII 257; des 
Rechtsanwalts ıc. VOL 300. 
Geiftestranfe, Unzurechnungs⸗ 
fähigfeitt VII 51; Strafantrag 
durch den Bormund VII 65; 
Unzudt VII 176, 178. 
Geiftesfrantheit, Verfall: Ver: 
lefung der Ausjagen von Zeugen 
I 305, Erneuerung der Haupt: 
verhandlung I 447, Bollftredung 
eines Todesurtheils I 452, Auf: 
ſchub der Strafvollftredung I 455; 
al3 Folge der Körperverlegung 
VII 224. 
Geiſteszuſtand, Gutachten I 217. 
G ei e, Zeugnißverweigerung I 
188 Nr. 1; Gefährdung des Frie⸗ 
dena VII 10a; Unzudt mit 
Schülern VII 174 Nr. 1; Kuppe: 
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lei VIT 181 Rr. 2; Beleidigung 
2c. und Antragsrecht des Vorge⸗ 
ſetzten VII 196, 232; ungeſetzliche 
Eheſchließung VII 337 Beihülfe 
zur Doppelehe VII 338. 


Geld, Borgen von lintergebenen | 


E. 113 Kr. 2; II 114; Metall: 
geld |. Münzverbrechen 
Geldbuße, Disziplinarftrafe und | 
Feftfegung: gegen Perſonen des 
Beurlaubtenftandes IV 28, gegen 
Militärbeamte IV 32, 33. 
Dersforderung, wucherifche VII 


Geldjtrafe, Gerichtäftand I 2, 16, 
I 186; wegen Bermeige- 


rung: des Zeugnifies I 203, des 
Gutachtens I 213; Voliſtreckung 


I 462; Umwandlung in Frei: ! 


—8 1463, (2); VIL 28, 
bei Verlegung einer militä- 
rifchen Dienftpflicht IL 29; landes⸗ 
gefeglihe E. VII 5, 6; Mindet- 
betrog VII 27; Vollftredung in 

achlaß VIL 30; Verjährung 
VII TO ff. ; mehrfach verwirtte VII 
178; fünfte Theil des Nennwerths 


vl 145a 
®elinder Arch, Freibeitsftrafe: 
zeitige II 16, Dauer II 17, An: 


wendung II 20, 22, Einzelhaft 
II 24, Seltungsverhältmiß zu an: 
deren Arreftgraden II 54 Abi. 2; 
Disziplinarftrafe: Zuläffigkeit IV 
3B 3a, C 2a, im Felde IV 


47. 

Gemeindearb et ryndesgeſetzlich 
angedrohte E. V 

Gemeindebehörde, nic zur 
Anzeige vom Tode einer Militär: 
perjon I 154. 

Gemeindewebr, Widerſtand VII 


Gemeine, Berzeichniß II 5, An: 
lage A III; Beſchäftigung in Ge: 
fängniffen u 15; Suläffigteit: 
von Arreftitrafen II 20, von 
Ehrenitrafen II 30 Nr. 1 und 3, 
31, 37 ff., der Disziplinarbeitra- 
fung IVv3C. 

Gemeingefährliche Berbre: 
hen, Anprohung VII 126; unter: 
(offene Anzeige VII 139. 


Sachregifter. 


Gemeinſame, Vorſtellung, Be— 
ſchwerde IT 101; 11129; Vergehen, 
Zuſtändigkeit zur Disziplinarbe⸗ 
ſtrafung IV 19; Handlung ꝛc., 
Beſtimmung des Chrengerichts 
vI 32 bj. 1. 

‚ Gemeinjdaft, en Se 


ndes, Diebjtahl VII 
Gemeinjgaftlige Ausfüb- 
rung, kungen: 


Seitens Borgefeter und Unter: 
gebener II 55 Rr. 1, WMehrerer 
II 55 Nr. 3; der Fahnenflucht 
II 72; Verweigerung des Gehor⸗ 
jams II 103; Theilnahbme VII 
47; Hausfriedensbruch VII 123; 
Körperverlegung VII 2238; Dieb: 
ſtahl VII 243 Nr. 6; Raub VII 
2 Nr. 2 
Bemeinfgaftliger Bertheidi- 
ger, mehrerer Angeklagten I 340. 
Gendarmen, Feldgendarmen 
und Landgendarmen; Ehren: 
gerichte VI 4 Nr. 4. 
Genehmigung, zur Beerdigung I 
154 Abi. 2; der Brototolfe I 
164, 333; zur Zeugenvernehmung 
I 189, 299 Abf. 3; zur Ueber: 
nahme der Bertheidigung I 341; 
zur Verheirathung II 150. 
General, Berufung der Gerichte, 
der Richter I 18 bj. 4, 261 
Abi. 2; Beſtimmung des Gerichts: 
herren für einen ſolchen, ſoweit 
die allgemeinen Vorſchriften nicht 
ausreichen J 21; Ehrengerichte 
VI7; Ausgleichsverhandlung vI 
A VIII Abſ. 1; Vorſitzender des 
Ehrengericht3 über Stabsoffiziere 
VI 13 Abi. 2; ſ. Ehrengeridte. 
Generalftabsarzt, Disgiplinar 
ftrafgemalt IV 22 Nr. 
Binetelkansoffigiere, ſ. Be 
ſchwerde und Bermittelung. 
Genoſſenſchaft, Ehre, gemein: 
ſame und Gefähtbung VI 1, 2. 
Genußmittel, Entwendung VII 
370 Nr. 5; Verfälſchung |. Nah: 
rungsmittelgefeh. 
Gerichte, ſ. erfennende Gerichte. 
Gerihtlihe Entſcheidung, An: 
trag I 247 fi. 
Gerichtliche Strafverfolgung, 
Ausſchluß I 157. 


Sachregiſter. 


Gerichtsbarkeit, Regelung: nie 
dere I 14—16, 19 höhere 117, 20, 
in Feftungen (Gouverneure, Kom: 
mandanten) I 22, 26, 27; Um: 
fang im Allgemeinen I 25; Be: 
grambung der Zuftändigfeit: durch 
etachirung I 28, durch vorüber: 
gehende Ueberweiſung I 29, dur 
den Aufenthalis:. oder Thatort I 
30, durch Webertragung jeitens 
des Gerichtsherrn der Berufungs⸗ 
inftanz I 31, dur Zufammen: 
hang I 32--35; Ausdehnung ıc. 
und in Berlin E. I 7; 137. 
Gerichtsherr, Unterbrechung der 
Verjährung E. I 10; Feſtſetzung 


der Strafe E. I 19; Zuftimmung 


des höheren zur Unterjuchungs: 
haft I 9; niederer I 13, 19; 
höherer I 13, 20; Stellvertretung 
"123, 135; höherer und Unter: 
gebener I 24; Zuftändigfeit: im 
Allgemeinen I 25, im Bejonderen 
ſ. Gerichtsbarkeit; Entſcheidung 
von Zweifeln I 36; Beſtellung 
der Richter des Standgerichts I 
41, 43; Berufung der Offiziere 
des Kriegsgerichts I 5Off.; Be: 
ftelung der Offiziere des Ober: 
kriegsgerichts I 68; Beeidigung 
der Richter I 68 (42); Stellung 


zu dem Kriegsgerichtsrath ꝛc. : 


97, 102; Ausschliefung vom 


Richteramt I 122 Nr. 4; Ent: | 


jheidung über Ablehnung des 


beauftragten Gerichtäoffiziers 2c. 


1 130 Ab}. 3; Rechtsbeſchwerde, 


Entiheidung I 130 Abf. 4; Be : 
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Beranlafiung der Ladungen ac. I 
265; Beitellung des Vertheidigers 
1 338, 339; Crlaß von Straf: 
verfügungen 1349; Benachrichti⸗ 
gung des Abmejenden I 358 
Abf. 2; Beichlagnahme und 
Fahnenfluchtserklärung I 360; 
Einlegung von Rechtsmitteln I 
365, 367, 368; Zurüdnahme des 
Rechtsmittels I 371; in der Be 
rufungsinftanz: Cinlegung Der 
Berufung I 380, Vorlage der 
Alten I 384, Zurückweiſung der 
Berufung als unzuläffig I 386, 
Berufungdes erfennenden Gerichts 
I 386ff.; Einfendung der Revi- 
fionsanträge und Alten an die 
Revijionsinftanz I 406; Beftäti- 
gungsrecht LA16 ff. |. Beſtätigung; 
Antrag auf Wiederaufnahmenver: 
fahren I 441; Anordnung und 
Aufihub der Strafoollitredung I 
451 ff., 464; im Wiederaufnahnte: 
verfahren Freigefprochener I 468; 
Auferlegung von Koften 1 470. 


Gerichts offizier, Beitellung I 


99; im Felde und an Bord I 
100; Beeidigung I 101; Ber: 
hältniß zum Gerichtäheren I 102; 
Ausſchließung, Ablehnung |. eben- 
da; Bornahme fchleuniger richter: 
licher SD ungen 
im Notbfalle I 153; Thätigfeit 
im Ermittelungsverfahren T156 ff.; 
ununterbrochene Gegenwart in 
der Hauptverhbandlung I 273; 
Beicheinigung bei Zeugen: :c. 


ı Gebühren I 469. 
Gerichtsperſonen, Ausschließung 
und Ablehnung I 122 ff. 
Gerichtsſchreiber, ſ. 
gerichtsſchreiber. 
Gerichtsſprache, Deutſche J 115 


fangenheit I 135; im Ermitte— 
Iungsverfahren: Einficht der Alten 
1 167, Enthebung vom Dienft I 
174, Erlaß des Haftbefehls I 
175, Erlaß von Stedbriefen I 


Militär: 


183, Beranlafjungder Leichenſchau 
1 223, Anordnung von Beſchlag⸗ 
nahmen und Ducchfuchungen I 


238, Anordnung der Vervollſtän- 


digung I 244, Entſcheidung nad) 
Abſchluß I 245, Vorbereitung der 
Hauptverhandlung I 261 ff., Er: 
juhen um Zuweiſung fehlender 
Richter und um Aburtheilung I 
262, Feſtſetzung von Ort und Beit 
der Haupiverhandlung I 264, 


bis 121 


Berictsverfaffung, Gintpeitung 
L 1ff. 


Geſammtſtrafe, Abitimmung I 


320 Ab}. 2, 394; Nachtragsent- 
jcheidung I 461; Begriff II 54; 
VII 74 fl. 


Gefandte, Beleidigung VII 104; 


Verlegung der Amtspflicht VTI 
359. 
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G 18 afte— nhzbernahme nebenamt⸗ 
1 


werhättsiahe Kalenderjahr €. 
l 12; Bertheilung der Ge eichäfte 


Beihäftsorbnung, beim Reichs: 
militärgeriht E. 18; 187,90, 92. 
Geſchäftsräume, Durhfuchung I 
236; Eindringen durch Haus: 
friedensbrud: im Allgemeinen 
VII 123, dur‘) Beamte VII 342. 
Geſgaftstrager, „Beleidigungv II 


1 

Gejhäftsunfähige, Strafan- 
tragsrecht des gejeglihen Ber: 
treter8 VII 65. 

Sejhäftsvertheilung, 
Reihsmilitärgericht I 88. 

Geſchärfter Stubenarreit, Zu: 
läſſigkeit IT 23. 

Geſchenke, Annahme und ordern: 
von Untergebenen GE. II 3 Wr. 2, 
II 114, bei Beftechung II 140, 


beim 


VII 332 ff., durch Beamte VII | 


331, durch Gefchmorene VII 334, 
Berfall VII 335; bei Anftiftung 
VII 48, 49a. 
Geiniensne Ehe, bei Ehebruch 
Geſchwiſter, Befugniß zum An: 
trage auf Wiederaufnahme des 
Verfahrens I 437; find Ange: 


hörige VIL 52 Abf. 2; Beiſchlaf 


VII 173; Diebitahl ıc. VII 247; 
Hehlerei vIL 257. 
Geſchworener, 
und Unfähigkeit VII 51; 2or: 


Ihügen unmahrer Entf chuldi⸗ 
gungsgründe VII 138; Be 
—** VII 334. 
Geſetzesverletzung, 


Reviſions⸗ 
grund I 399, 400, 412ff. 
Gefeßgebende Verfammlung, 
Vernehmung der Mitglieder als 
geugen I 207; Nöthigung VII 
105,106,339 ; Beleidigung V IT 197. 
Geſetzlicher PBertreter, Straf: 
antragsrecht VII 65. 
Geſetzlichkeit, Mitverantwortlid): 
feit dafür I 97 Abi. 2. 
Geſichtspunkt, rechtlicher Hin— 
weis auf Veränderung I 818. 
Geſinde, 


öffentliches Amt | 


Hausdiebftahl VII 247; | 
Futterdiebftahl VII 370 Nr. 6. ı 


Sadhregifter. 


Gelinnung, ehrloſe VII 20. 


ab Des „eiguibigten 1 1 
Abſ. 2; Verlefung des 
—* in der Hauptverband 
1 808, 392; als — ** 
grund I 488 Rr. 4; Erp 
V 


Geſtellung, zur Vernehmung: des 
Deu toigten 1171,der 3 ET 
1 185, 208, 269, 388 A 
zur Hauptverhandlung: der Fe 
gen ıc. 1 265 Abi. 2, des Ange: 
kla Ai I 266, 267 Abf. 8, 358 


Ab). 

Geſuch, un Wievereinjegung in 
den vorigen Stand I 148. 

Geſundheit, Beihädigung: durch 
Mißhandlung IL 122ff., VII 
223ff, durch Gift VII 229, 
Fr vergiftete Brunnen VII 
324 


Sefundpeitszuftend, Zeugniſſe 
darüber VII 277ff. 

Getränke, Entwendung gegen 
Kameraden III 51; Feilhauen 
verfäljchter VII 367 Mr. 7; Ber: 
abfolgung bei Verfteigerungen 
VII 367 Re. 16. 


Getreide, Wegnahme zur Vieh: 


fütterung VII 370 Rr. 6 

Verb lem, bei Unterfehlagung 
VII 2 

—8 Nothigung gegen Bor: 
gefegten II 96; bei Anftiftung 
VII 48; bei Roihftand VII 52; 
gegen Ausübung ftaat&bürger: 
licher Rechte VII 105--107; bei 
Wiverftand 2c. VII 113; bei Un: 
zucht 2c. VII 176—178; bei Ent: 
führung VII 234ff., bei Raub 
und Grprefiung VII 249, 2583. 

Gewaltthätigkeit, gegen Bor: 
gejegte: bei Aufruhr It 107, 
vorherige Rückkehr zur Drbnung 
II 109; bei Plünderung II 133. 

Gewehr, (unter dem): bei Ad} 
tungöverlegung II 89, bei Ber: 
weigerung des Gehorjams II 95, 
bei thätlihem Angriff IL 97; 
Ginziehung VII 296; Schießen 
VII 368 Rr.7. 

: Gewerbe, unterlaffene Aufmert: 
ſamkeit: bei fahrläffiger Tödtung 
VII 222, bei Körperverlegung 


Sachregiſter. 


VII 232; Offenbaren anvertrau- 
ter Geheimnt e VII 300. 
(Hemwerbetreibende, im Befige 
von unrichtigem Map VIL 369 
Kr. 2; mit vorjchriftgmidrigen 
tätten VII 369 Nr. 3. 
rdbsmäßigelinzudt, Strafe 
. VII 361 Rr. 6, 362. 
Gewichte, Gewichtspolizei, 
Borfchriften VII 369 Nr. 2. 


Gemwinnantheilöfcheine, 

piergeld VII 149. 

Gem if en, fein Strafausſchließ— 
ungsgrund II I 48. 

Gift, Gefährdung VII 229, 324, 
326; unerlaubter Handel vn 
367 Mr. 8, 5. 

Gläubiger, Benachtheiligen, Be- 

günftigen, Stimmentauf VII 24, 
Abſch. 239, 241, 243 K. O.; 
Rereitelung der Befriedigung vo 
288. 


Glaubhaftmachung, des Grun: 
des: der Ablehnung I 126, der 
Verfäumung I 148, ber Zeügniß⸗ 
verweigerung I 191 (208). 

Glaubmwürdigfeit, Fragen I 19. 


Glied, wichtiges, Verluft VII 224, 
225. 


Glücksſpiel, gemerbsmäßiges VII 
284 ; Geftattung VII 285; öffent: 
liches Halten VII 360 Nr. 14. 

Gott, Yäfterung VII 166. 


Gottesdienst, Beichimpfung VII 
166; SHinderung und Gtörung 
VII 167, 339; Diebjtahl VII 
243 Nr. 1; Beicädigung, In: 
brandfegung VII 304, 306. 


Gouverneur, Gerichtäbarfeit und 
Zuftändigfeit 1 20, 22, 26, 27, 
30, 33; Erlaß von Stedbriefen 
I 183; von Berlin, Gerihtäbar: 
feit I 20, 26, 30, 34, 37, Dis: 
ziplinarftrafgewalt: Zuftändigteit 
und Umfang IV 14, 16, 19, 
gegen Perjonen des Beurlaubten: 
ftandes IV 24; im ehrengeridht: 
lichen Verfahren VIB9. 

Grab, Grabmal, Zerftörung ꝛec. 


VII 168, 304;  bejchimpfender 
Unfug VII 168. 
Grandgraben, unbefugtes VII 


370 Nr. 2. 
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Grenzrain, Verringern VII 370 

r.1. 

SGrenzjtein, Wegnehmen ıc. VII 
274 Nr. 2. 

Grube, unverdedte VIE 367 Nr. 12. 

Gründe, welde die Strafe aus: 
Iliehe, mildern oder erhöhen 
II 


Grundſtück, fremdes, Verringern 


Ba | 


| 


VO 370 Nr. 1; Erde 2c. graben 
v1 370 Nr. 2. 
Güterbeſtätiger, Untreue VII 

266 Nr. 3. 

Güterpflege,. bei Beſchlagnahme 
des Vermögens I 861, Untreue 
des Damit Beauftragten VII 266 
Nr. 1. 


Gütlicher, Ausgleich von Beleidi- 
gungen 2c. VI A Gingang. 

Gutachten, jachverftändiges: Ber- 
pflihtung zur Erftattung I 211, 
Verweigerung I 212, 213, Bor: 
bereitung I 216, über den Geiftes- 
zujtand 1217, einer Sechbehörbe 
I 218 Ab}. 3, 310 Abf. 2, 392, 
bei Münzverbreden x. I 219, 
durch Schriftenvergleichung I 220, 
Berlefung in der Hauptverband: 
fung I 310, 392; bei Bejchmwer: 
den von Beamten v,Iı 4 
Abi. 2; des Chrenraths VI 27 
Abſ. 9a; beeidetes, falfches VII 
154. 


B. 


Haft, als Unterſuchungshaft 1176; 
gegen ausgebliebene Zeugen i 
186; bei Zeugnißverweigerung ꝛc. 
I 208; ala isyipfinarftrafe" IV 
28; landesgeſetzliche E. VII 5; 
Dauer und Art der Bollftredung 
VII 18; Ummandlung der Geld: 
jtrafe vl 28, 29; Verjährung 
VII 67, 70; Bufammentteffen 
mit anderen Strafen VII 77 AB. 

Haftbefehl, Erlaß I 175 Abi. 1 
Rechtsbeſchwerde I 175 Abſ 2, 
177 Sat 2; Aufhebung I 179, 
182; neuer des höheren Gerichts- 
herrn 1179 Abſ. 2; Auslieferung 
und Vernehmung 1 184; bei 
Ausbleiben in der Hauptverhand⸗ 
lung 1 278, 279. 


4» 


Fs’:ıgrizie, Wiiieme I 15 

E2:3:2, urzuer Vi 37 
a4 

Fızje.siiser, zrueisiene 75 
rung, Bermäcıns VII ZI. Dre 
ZI, u ML. 


Fans.zng, re we Serihzzıı 
wre E. 11 seuem alu 
meme © -Sechez, Ice, 1 DENE 
Bes mes 1 25 Az 1: e We: 
zer: 1 Ar 3, dis 
rise VL 2 22. 

Banziäriiiensergieiäuee 

1 29. 

Kannsnerihes Käömigsiens, 

, Keruchzunc ver Br 
alıener eis Jasea I 28 
Farichädte, 


tdewalt gegen Zena: und buxaer⸗ 
ibanı VII 108, 16m. 
Daiardipiel, ĩ. GSludsipiei 
Dauien, bewerzee YII 124. 
Haupiirtage Siuidrrage Aber: 
mung 1 320 A. 2. 
Hauptleute, seihärier Stuben⸗ 
arreit iit zulaig x. IE 23, de: 
tachirie, Srraigewalt IV 12; 
Ehengerichte VI 7 Kr.1; BRil 
dung des Ehzrengerichts VI dñn. 
Zuiammeniegung, Kahl des 
Chrensaihs VI 15ff.; Spruch⸗ 
fisung VI 43; der Ehustruppen 


fommandirte VI C 1b. 3b. 
Hauptverhbandlung, Abbreden 

bei unvorichriftsmähiger Gerichts⸗ 

—— 1 52 Abj. 2, Vorberei⸗ 


*i. —* jehlender Rich⸗ 
ter ıc. I 262, Ort, Zeit I 264, 
Zadung des Ange: 


ndigen, Herbeiſchaffung von 
Bemweismitteln I 265ff., Friſten 
I 266, 267, Benadridtigung 
des Vertheidigers I 268, Be: 
mweisanträde des Angetlag⸗ 
ten I 269, kommiſſariſche Ber: 
nehmungen und Augenidein I 
270, 271, Zurüdnahme ꝛc. der 
Anklageverfügung I 272; insbe: 
iondere: ununterbrodene Anwe— 


Selcemur. 


2 
r 
N 
— 


TE 
I 
f 


T 
3 
: 


— 
* 


Inftang: Surenitnahıne des es. 
mittelS nach Beginn ift unzuläjfig 
I 372, Abweienheit des Ange: 
flagten I 408, 3 g 
I 409; erneute im Wiederauf⸗ 
nahmeverfahren I 
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dausfriedenäbend, Strafbes ee et der Reifeloften ıc. 

im Allgemeinen VII ed Angel tagten I 222 

128, 12 durch Beamte VII 342. 2, 269 Abi. 4, 388 Abſ. 5. 

Sausatüiiel, ım ‚nbelugteß Anfer⸗ —— t, Run Runge an Ruppee 

ei Körp 

Hausſuchun en, —— VII 2234; Liſt bei 
vVI8IRr. sh Durchſuchungen Entführung ıc. VII 234ff. 

Hebamme, Offenbarung von Pris Sohnerzaih, Anzeige, verbr 

vatgeheimniff fen VID 800. erjtattung I 158, 252; Straf 

dert, A rigkeit I 1; Begriff beftimmung II 56; €. I 4; VII 

2; Unfä igteit zum 80—86; Vermogensbefchlag⸗ 


Dienft Yin 81, 34 

Hehler, , Pihoereibigung A Zeuge 
I 19 eihlagnahme 
ſchriftlicher Mittheilungen 1 232; 
Durchfuchungen I 235. 

Hehlerei, Ehrenitrafe: Verjegung 
in die zweite Klaffe des Soldaten: 
ftandes II 87 Nr. 2, Dienftent- 
laffung oder Degrabation bei 
Perſonen des Beurlaubtenftandes 
IT 42; Strafbeitimmung: im All 
emeinen VIL 258—262, im Rück⸗ 
all VII 261 (244). 

Beitmittel des Eides I 1%. 
eilmittel, Aneignung derfelben 
ift feine Blünberung I 180; IU 


32 Abſ. 2 
(auberpeimifg ‘) 


eimi de 
—R er, 3deunns für da 
Behand— 


Bordverhaͤltniß E. I 6 
— ende 
Er 5 vofmilberungögrund 
Serausforberung, zum Zwei⸗ 
fampfe: eines früheren milttäri- 
Ken Borgefegten I 11, eines 
—— oder im Dien trange 
öheren II 112, Begriff und 
trafe VII 201— ‚204. 
Herausgeber, a akhanen am 
von en 2c. ſtrafbaren 
halts VII 41 
Heuer, Beet Zuftän- 
ie ei — 116 Rr.3, 
Strafbeftimmung vii 


Hiebw offen, verbotsmwidriges Tras 
gen VOL 367 Nr. 9. 

Hinderniffe, und kommiſſariſche 
Dernehmung 1 270. 

Hinderung, der Ausübung ſtaats⸗ 
bürgerlicher Rechte VII 106, 107; 
des Gottesdienftes VII 167. 
Kompendium über Milttärredht. 


nahme vII 93; unterlafjene Ans 
soHei ie gen egna rem: 
oheitszeichen me: 
Staat 1034, eines 
Bundeöftants yı 135. 

Höhere Gerichtsbarkeit, Um- 
fang I 13, 17; Gerichtsherr 120; 
lieberweiſung 163; ſ. Geri —* 
barkeit; Beurkundung der Erflä- 
rungen bei Rechtömitteln I 368. 

Höherer Gerichtsherr, Anwei— 
ſung des untergebenen Gerichts⸗ 
herrn I 24; Rechtsbeſchwerde, 
Entſcheidung I 175, 217, 238, 
247, 269. 

Hohenzollern, Bernehmung der 
Mitglieder ald Zeugen I 206. 

Holz: —— im in Kraft 
bleiben der Vorſchri VI2; 
durch Finder ıc. VII 361 Nr. 9. 

Hülfe, Aufforderung und Weiges 
rung VOL 360 Rt. 10; f. Beis 
hülfe, Gehülfe. 
ülflofe, Ausfegen VII 221. 
ülfsrichter, ftändig angeftellte 
richterlihe Beamte beim Uber: 
friegögericht I 70; beim Reichs⸗ 
militärgeriht an Stelle der Se- 
natspräfidenten und Käthe unzu- 
läſſig 1 78 Abi. 2. 

Hütte, Anbrandfegung VII 806 
Nr. ‚ 809. 


Sunes ‚Siraiehung des Ja egbbundes 
VII 2b; © Sehen auf Menſchen 
8 


3. 


Sag, Ausübung: unberedhtigter ꝛc. 

II 292, 293, gemerbömäßige 

vu 294; Geräthe 2c. Einzie- 

bung ze. voI 295; Webertretung 
VII 868 Nr. 10. 
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Sagnberentigte, ‚SZagdbeamte, 
iderftand VII 117, 118. 
Sagdgebiet, ſ. Jagd. 
Jagdgerathe, Einpiehung vo 


Jagdgejege, sBerordnungen, 
—RXR keit der bürgerlichen 
ehörden I 2. 
Sagbpntigeiline Boriariften, 
Kraft b VII 2; 


Weberrehung rd Rinder vii 
361 Nr. 9. 
Jedermann, Berechtigung zur vor⸗ 
läufigen Seftnahme 1 180. 
en Berjegung, 
Ueberweiſun 434. 
Inaktiver Offizier, Berluft der 
VI 58, als Beamter, 
BenachrichtigungderDienfibehörbe 
vom Sprud VI 61. 
Ingenieure, ‚des Soldatenftandes: 
erichtöftand I 1 Nr. 2 und 7, 
Berufung zum Nichteramt I 56, 
im Beurlaubtenftand, 
Unterftellu unter die Militär 
ftrafgerichts gen wegen Zwei⸗ 
kampfs I 5 Nr. 2. 
Ingenteurtorpe, Ste 


.8 
ſchwerde; Offiziere vom H — 
Vermittelung. 

Suhaberpapiere, Fälſchung VII 


Snteafteeten, der Wilitärftraf: 
* — —— 
i en angs⸗ 
en E. 123, 24. * 

FIR hau 
Inlanzenweg, 
Allerh. Entf 
59; ler des Verfahrens 


nfuborbination, j. Unterords 


nung. 
Sntellettuelle Urkundenfäl;s 
ſchung, Strafbeftimmung VII 
271, 272. 


Intendanturen, Bollitredungs- 
behörde für Einziehung von Geld- 
u 2 on ermögenäfteafen I 462 


A 
—** f en, Ihrnehmung berech⸗ 
tigter V 


Sadıregifter. 


Snterimafgeine, Falſchung VII 


Snnafive, Gerichtäftand 11 Nr. 5. 
IJrrenanftalt, Beobachtung des 
Angellagten, nothw e Ber: 
Dehigung und Rechtsbeſchwerde 


Sereleitung, von Truppen ift 
Kriegsverrath II 58 Rr. 6. 


Irrthum, in der Bezeich des 
Rechtsmittels ift unſchädlich 1370, 
441; ald Mittel der A 


nftiftung 
vo 1 a8 Strafausfchließungs- 
grund VII 59. 
Jugendliche Berfonen, Nicht⸗ 
Fr Ben al3 Zeugen I 19% 
gung des Zutritts 
zu ende Berbandlungen I 
288; Beftrafung VII 55, 56, 57; 
Recht des geſetzlichen Vertreters 


VII 65; Straf: 
loſigkeit bei Blutſchande VII 173 
Abi. 45 Ausfegung Hülflofer 


300 221; Ausbeutung VII 301, 
Sunge, Ausnehmen VII 368 


guriftitige Geſchaäfte, 
ſung, Uebertragung an die Ib. 
gerichtäräthe und Dpertviegäge: 
Zuftigauffigiäßehörbe, Bepu 
uftizauffichtSbehörde, g⸗ 
niß bei vorläufiger Entiaffung 
VII 25. 
Juſtizverwaltung, |. Militär⸗ 
juſtizwerwaltung. 


R. 


Kaifer, Berufung des erkennenden 
Gerichtd über einen General I 
18 Abſ. 4, 261 Abi. 2; Beftim- 
mung des Gerichtöherrn für Un⸗ 
terfucjungen gegen „generale I 


21; Entſcheidung über Neben 
nahme der Strafverf — — 
Abſ. 2, 35; —— or 


militärgerichts I 72; —— 

des Praͤſidenten, des Stellvertre 

ter8, der Senatspräfidenten und 

der Räthe des Reihamilitär- 

gerihts I 74, 76, 80; 

mung der militävifchen Mitglieder 
des Reichsmilitärgerichts I 79; 
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Beftätigung der Geſchaftsordnung 
des Neichsmilitärgericht3 I 92; 
Ernennung der Oberkriegsgerichts⸗ 
räthe und der Kriegsgerichtsräthe 
in der Marine I 93; des Ober⸗ 
militäranwaltS und der Militärs 
anwälte I 107; Genehmigung 
zur Bernehmung des Reich: 
fanzler8 und der Admirale als 
Zeugen I 207; Erlaß von Bors 
Ichriften über den Ausſchluß der 
Deffentlichfeit 1283; Bejtimmuns 
en über die Ausübung des Be- 
tätigungsrecht3 im ordentlichen 
Berfahren I 418; Beitimmung 
über die Betätigung und Auf- 
hebung der Urtheile der Feld— 
und Bordgerichte I 422; Anord- 
nung über Vollſtreckung von 
Arreitftrafen im Felde II 28; 
ftrafbare Peile Be en gegen von 
ihm eingelegte Behörden II 161; 
Mord und Mordverjud VII SO FF. ; 
Thätlichkeiten VII 94; Beleidi- 
gung VIL 95; Wappenmißbraud) 
VII 360 Nr. 7. 

Kaiſer Wilhelms: Alademie, 
Gerichtsbarkeit über die Studi⸗ 
senden I 1 Nr. 3. 

Kammern, Aeußerungen und Bes 
richte VII 11, 12 ſ. gejeggebende 
Verjammlung. 

Kameradendiebftabl 2c., Straf: 
beftimmung II 138; III 50 Abj.2. 

Kammerarreft, gleid Stuben: 
arreft II 162. 

Kampfplatz, Steblen von Sachen 
o 134 


Kanal, Störung des Fahrwaſſers 
vII 321, 325, 326. 

Kantonnementsälteie (jeßt 
Oriskommandant), Disziplinar⸗ 
ſtrafgewalt, Zuſtändigkeit und 
Umfang VOL 17, 19. 

Kapituliren, einer Feftung II 68 
Nr. 1; von Truppen II 63 Nr. 3. 

Kartelltragen, Gerichtsſtand im 
Beurlaubtenftande I 5 Nr. 2. 

Kartellträger, Begriff und Strafe 
VII 203; Straflofigfeit VII 204, 
209 


Kajernenarreit, Disziplinar- 


fteafe: Zuläſſigkeit IV3 B3, | 


C 2a, Bollitredung IV 47. 
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Rallen, Gebübrenüberhebung VII 


Kauf, von Wahlſtimmen VII 109; 
Ankauf als Hehlerei VII 259; 
son ontirungsftüden VII 370 


. 8. 
Keller, unverdedte VII 367 Nr.12. 
Kinder, Berechtigung zum Wieder: 
aufnahmeverfahren 1437 ; ala An- 
ehörige VII52; unter 12 Jahren, 
traflofigleit VII 55; Strafan- 
trag VII 65; Unterjchiebung, 
Verwechslung VII 169; Unzucht 
VO 173, 174, 176 Re. 8, 178; 
Kuppelei VII 181; Verführung 
VO 182; Zödtung VII 217; 
Ausfegung VII 221; Raub VII 
‚235; Entführung VII 236 ff. ; 
Diebftahl VII 247, 370 Nr. 5; 
Anleitung zum Betteln VII 361 
Nr. 4; nicht Abhalten vom Dieb: 
ftabl VII 361 Nr. 9. 
Kindesleiche, Deffnung I 297. 
Kirche, chriſtliche ꝛc. VII 166; Be: 
\htmpiung VH 166; Störun 
des Gottesdienfted VII 167; 
Gottesdienft. . 
Kirhenbud, Auszüge, Verlefung 
u ge Haupiverhandlung I 808, 
Klajjen der Bevölferung, An- 
teizung VII 130. 
Klafjeneintheilung, der Mili- 
tärperfonen II 5 Anl. A. B. 
Körperfchaft, politifche, Beleidi- 
gung VII 197. 
Körperverlegung gegen früheren 
militärischen VBorgejegten, Zuftän- 
digkeit I 11; Sachverſtändige I 
209; Zerlefung von Atteſten I 
310; Strafbeftimmung: im AU: 
emeinen II 122, VII 293 ff., 
chmere II 123, VII 224, 225, 
im Felde ohne Antrag ftrafbar 
II 127, bei Wiverftand VII 118, 
bei Zweikampf VIL207, gefährliche 
VII223a, tödtlihe VIT226—229, 
fahrläjfige VIL 230, 232, Straf: 
antrtag VII 232, SKompenjation 
VII 233; bei Freiheitäberaubung 
VII 239; bei Raub VII 251; 
bei Beſchädigung von Eifen: 
bahnen ꝛc. VII 315, 316, 321 ff. ; 
durch Beamte VII 340, 358. 
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Kokarde, Beruf 
Kommandant, 


Rommandirender®eneral'Ar 
miral), each I ORT, 


3, 9. 
— V 
und Augenſchein: Zuläſſigkeit I 
270, au Berlefung des Protos 
tous I 308. 
Kompagnie: ıc. C ef, Disziplis 
narftrafgewalt IV 9; Anbringen, 
bein ung 2c. bei vBeſchwerden 


Rdmpiott, Fahnenfluht II 72; 
hochwerrätherichee VII 8 
Kontursgläu 


3 
—8 — 


Een vu 


ahnung, ‘Do Straf 
beftimmungen VII 24. Abich. 


2 —* 
hmung 
Rechts anw 
—ãæe— 
Buftänbigten it und 
B 
ernehmung 





rechts im ordentlichen 
Kontingent3nerwaltung, Ber 
oil; — ** 


467. 
Kontrolle, militärifdhe: ⸗ 
handlung IV 3, € 
IV 28. 


Korporation, Schulvverfchreibun: 
nd deren 


Zeugniffes oder der 
1 208, der Abgabe des Gut 


I 249 Abi. 2, 470, 471; des 
Verfahrens, der Strafvollitredung 


Rofensefau uß, ſ. Hinterlegu 

Ruante, Beitehlen im Ser Ir 

Te Grund zum Strafaufs 
[hub I Einfluß auf die Be 


—** der Strafzeit I 460; 
Verhütung anftedender VII 398. 
Krebjen, unberechtigt: zur Nachts 
geit Nu 296, über aupt VIL370 

r 
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Kreditgeben, an Minderjährige 
VII 301. 

Kreditgefährdung, durch Per 
leumdung VII 187. 

Krieg, Strafbeſtimmungen: für 
Perſonen des Heergefolges LI 
155, für ausländiſche Offiziere ꝛc. 
beim Heere II 157, für andere 
Ausländer II 160; Veranlaſſen 
VII S7; Dienen beim Feind VII 


88; venachtheiligen der Kriegs⸗ 


macht Vu 89, 90; Nichterfüllung 
von Lieferungöverirägen VII 329. 
Rei chung ber Unternehmen, 
er Kriegsgeſetze II 9 
8 ſ. milit. Unternehmung. 
Rriegfühtende Truppen, Irre⸗ 
leitung als Wegweifer ift Kriegs» 
verrath II 58 Nr. 5; Strafbeitim- 
mung: für Richimilitars II 155, 
für ausländiſche Militär II 157. 
Kriegführung, darüber mit dem 
sei e en iſt Kriegs⸗ 
1I 58 Wr 
Rriegs erärfniffe, gerfirung 
2c. VII 90 grüftung 
VII 127; ——— — Liefe⸗ 
rung VII 329. 
Kriegsbereitihaft, Bekannt⸗ 
machung, Berhältniß des Beur- 
laubtenftandes II 68. 
Kriegsdienfte, bein Feinde neh- 
men VII 88; deshalb verübter 
Menichenraub VII 234. 
Kriegsfall, Verlegung des Sitzes 
des Reichmilitärgerihts I 72. 
Kriegsfertigkeit, Beruf des Sol⸗ 
daten III 2. 
Rriegägebraug, ‚gegen Ausländer 


Rriegägelahr ‚Auswanderung VII 
140 Nr. 


Rriegsgefangene, Ausübung der 
Strafg erichtöbarfeit E. 18; Mi 
—— 11 Nr. 8; Offi— 
ziere, Zuſammenſetzung der er- 
fennenden Gerichte I 57, 69; 
Geltung: der Kriegsgeſehe II 9 
Nr. 4, der Militärgefege II 158; 
Beraubung u 134; ruch des 
Ehrenwortes II 159; unterliegen 
der Diegiplinarfrefgemalt IV 2 
a 4; Disziplinarbeftrafung IV 
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er Beendi⸗ 
gung u ala Meldung 
11 65 (69) ; Zuwiderhandeln gegen 
ingungen der Entlaſſung II 
Kriegsgericht, ertennenbed Gericht 
1 18 Abſ. 2, 3; Berufung der 
Dffiziere zu Richtern I 58; Bus 
fammenfegung: im AU emeinen 
I 49—51, 54, gegen Sanitäts- 
offiziere, Ang eure, Militär: 
beamte I 58, en Berfonen 
na I 


gelögte v 
Borfig u übrung ber 
Verhandlung I 1; 
Vorſitzender; Zuftänbigfeit I 62; 
Prüfung der Urtheile I 118. 
Kriegsger qtszathe perjönlihe 
V e: Ernennu 
Befähigung I 94, Amts 1 4 
Enthebung vom Anke, 3 egung, 
Penfionirung I 96, Verhältniß 
zum Gerichtäheren 197, Erjegung 
198; Wirkungskreis: Sumeifung 
juriftiicher Seihäfte. €. 120, 21, 
Durchficht der Akten 1118, Aus: 
joliebung, Ablehnung I 122 ff, 
nterfuhungsführung I 156, 159, 
——— — 1 7 Ber: 
Ein Km 292, 7. 
Juhrer, als Berkheibiger I 341 


Rriegägefege, Begriff und Gel 
tungSbereich: im Allgemeinen II 
9, für Berfonen des Beurlaubten- 
ftandes II 10 Nr. 2, für das 
Kriegsaefolge II 155, für Die 
Marine II 164, für Perfonen an 
Bord II 166. 

Kriegsmadht, Gefährdung im 
Felde II 62; in feindlicher Dienfte 
nehmen VII 88. 

Kriegämarine, Zerſtören von 
Fahrzeugen VII YO Nr. 2. 


Kriegsminifter, Beſchwerde⸗ 
inſianz VIIAIBSe; VI 
II 5d. 

Kriegsminiſterium, |. Militär- 
jufttzverwaltung und oberfte Mi- 
litärjuftizverwaltungsbehörbe. 
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Kriegsſchatzungen, unbefugtes 
Erheben II 129 Nr. 2. 
Kriegsſchauplatz, ftrafbare Hand- 
lungen von Nichtmilitärs I 160. 
Kriegsichiff, unterlaffene Mel⸗ 
Abgelommener I 65; 
Schiff. 


Kriegsſchrecken, Benutzung zur 
Plünderung II 129. 

Krieger errath, Begriff IIB7, 58; 
III3;MebrererI159; unterlaflene 
Anzeige II 60; Straflofigleit II 
61; Beftrafung: der Wilitär- 
beamten II 158, der Berjonen 
im Dienft- oder Vertragsverhält- 
niffe II 166. 

Krieganufand, eines Schiffes, 
Verhälnig an Bor €. I 6; 
gerun gzzu tand 

arkeit I 20, 27; Geltung der 
Kriegägefege II I Nr. 2; für Die 
Marine II 164; befondere Be- 
ftimmungen VI 10 Qbf.4, 11, 
20, 28 Abſ. 2, 48; Ausnahme: 
gejeg E. VII 4. 

Küftengewäfjer, Fiſchen VII 
2968 


Kugeldiebftapl, Strafe VII 291. 
Kunftgegenftände, Beſchädigung 
VII 304. 


Kuppelei, Strafe VII 180, 181. 

Kurator, Unfähigkeit VII34 Nr.6; 
Untreue VII 266 Nr. 1. 

Kurheſſiſches Fürſtenhaus, 
vormaliges, Vernehmung der Mit⸗ 
glieder als Zeugen I 206. 

Kursmaller, Untreue VII 266 
Nr. 3. 

T. 

Ladung, des Seihutbigten 1172; 
des Zeugen I 185 Abf. 2, 206, 
207 ; des Sachverftändigen: über: 
haupt I 208, zur Augenſcheins⸗ 
einnahme I 222; zur Hauptver: 
handlung: des Zeugen I 265 ff., 
269, 388, des angellagten I 267, 
388; des Schiffes, Gefährdung 
VII 29. 

Ladungsfrift, zur Yauptverhanh 
lung für den Angeklagten I 266, 
267 Ab. 2, 388. 

Lagertommandanten (jegt Bi- 
wakskommandant), ſ. Kantonne- 


·— 
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ment3ältefte (jetzt Driskomman⸗ 
dant). 

Lähmung, infolge Körperverletzung 
VII 224, 225 


Lärm, beim Gottesdienft VII 167; 
rubeftörender VII 360 Rr.11. 
Landesgejeggebung, Zuftän: 

digkeit in Strafſachen E. VII 2, 


⸗ 5, 6, 

Landeshauptmann, Dienititel: 
lung im ehrengerichtliden Ber: 
fahren VI B9. 

Zandesherr, inwieweit Kontin- 
gentöhere E. I 4; Bernehmung 
und Beeidigung I 206; eh⸗ 
migung zur Vernehmung der 
Miniſter und Mitglieder des Bun- 
desraths I 207, 189; Mord VII 
80 ff.; Thätlichleit VII 94; Be 
leivigung: des eigenen VII 95, 
eines fremden Staates VII 108; 
Verbrechen gegen fremden VIL102. 

Zandesherrlihes Haus, Thät 
lichkeit, Beleidigung gegen ein 
Mitglied VII 96, 97, 100. 

Landeskokarde, Verluſt VII 84 


r. 1. 
Zandespolizeibehörde,Stellung 
unter PBolizeiaufficht, Ausweiſung 
VII 38, 39, 284; Ueberweilung 
VII 362. 
Sanbeaftraizegt, zuftändigtei 
Vandesverrath, Anzeige, Bericht: 
erjtattung I 158, 252; wird nach 
dem Deutichen Strafgejegbudhe 
geitraft II 58; j. Kriegäverrath; 
iff E. VII 4; VI 87 -90, 
92, 93; im Auslande VII 4 
32 unterlaſſene Anzeige III 


Landesverweiſung, Zuläſſigkeit 
VII 39, 284, 362. 

Landeswappen, Mißbrauch VII 

8 Mor nebensB ch, Begriff 
andfriedensbrud, u. 
Strafe VII 125. 

Landgendarmerietorpg, Un: 
terftelung unter die Militärftraf- 
gerichtsbarkeit ©. I 2 Abi. 3; €. 
{IT 2 Abj.2; höhere, niedere Ge: 
richtsbarkeit I 37. 

Landftreihen, Strafe VII 361 
Nr. 3, 362. 





Landwe 
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Landſturm, inwieweit Gleichſtel⸗ 
a mit dem Beurlaubtenjtand 


Landtag, |. Kammern. 
Landwehr, Auswanderung VII 
140, 360 Nr. 3; Aufforderung zu 
Ungehorfam vir 112; ſ. Beur⸗ 
mehr 
t = Bataillondbezirt, 
Dffizierforpg bildet das Ehren: 
gericht VI 8; Auftheilung VI 9. 
Landwehr: Bezirkstomman- 
deur, Disziplinarftrafgemwalt: Zu⸗ 
fänbigteit, und Umfang IV 6, 11, 
‚24, Strafmaße IV 26-29, 
Strafvolftredung IV 29, 49; ‘ 
Beſchwerde. 
Landwehrmannſchaften, |. Bes 


urlaubtenjtand. 
Landwehroffiziere, ſ. Offiziere 
des Beurlaubtenftandes. 
Landwirthſchaftliche Erzeug- 
niſſe, Inbrandfegung VII 308. 
Landzwang, Strafe VII 126. 
Zazareth, Beraubung Kranter ꝛc. 
II 134. 
Leben, Verbrechen und Bergehen 
VII 211ff. 
Lebensfähigkeit, Feitftellung bei 
Kindesleichen I 227. 
Lebensmittel, Aneignung II 130; 
III 32 Abi. 2. 
Tal: 


Legitimationspaptere, 
jung VII 363. 

som, „undefuge Graben VII 370 

Sekten, nut mit Schülern 
VII 174 Nr. 1; Kuppelei VII 
181 Nr. 2. 


Lehrlinge, Entwendung VII 247. 
Leibeigenſchaft, Menſchenraub 


Leib ent, Abtreibung VII 
218—220 


Leiche, Anerkennung I 226; Weg- 
nahme VII 168, 367 Nr. 1. 
Leihenausgrabung, Zuläfigteit 


geihenöffnung, Leichenſchau, 
Zuſtändigkeit der Militärbehörde 
oder des bürgerlichen Gerichts 
1155; Verfahren I 222ff.; eines 
neugeborenen Kindes I 297: bei 
Verdacht der Vergiftung I 228. 
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Leichnam; unbelannter Militär: 
perjonen, Auffinden und Anzeige 
1 154; heimliche und porzenige 
Beerdigung VII 367 Re.1 

Leiden, Vorſchutzung aus Jacheit 
I 86 NR. 2 2; |. Täuſchungsmittel. 

Leiter des Cprengerigts, ſ. 


Kommandeu 

Leitung, der Urtheilsberathung‘ 

Leien, "dem Verbafteten zu ge: 
geftatten I 178. 

Letztes Wort, in der Hauptver- 
handlung I 312, 393. 

Licht, unvermohrte, in Ställen ıc. 


VII 868 Nr. 
Bieferungsueritäge, im Kriege 
VII 329. 


Liſt, 1 nd Menibe chenraub, Entführung 


göhnums, Entriefung der freien 
Verfügung: als Disziplinaritrafe 
IV 3 C 1b, in Verbindung mit 
Arreſtſtrafen IV 41, Frl 
fung im Felde IV 47 Abi. 8 

Löſchgeräthſchaften, Unbrauch— 
barmachen durch den Brandſtifter 
VI 307 Nr. 3; nid Inſtand⸗ 
halten VII 368 Nr. 

Löſchung, von Dissipfinasftsofen 
im Strafbudde IV 53 

2ootfenfignale, leßertretung 
der Verordnungen VII 145. 

Loſurg, Verrath iſt Kriegsverrath 

II 58 Nr. 3. 


Lotterie, unerlaubte VII 286. 
Lügen, ‘. Unwahrbeit. 
ur Mißbrauch VII 84; feind- 
ftügen VII 88, 89; be 
waffnete: Wideritand: VII 113, 
116, Gefangenenbefreiung VII 


120, Beleidigung VII 196, Kör: 
perverlegung VII 232, Beſtechung 


I 333. 
Mädgen, unbefcholtenes, Ber: 
führung VII 182. 
Mäkler, Untreue VII 266 Nr. 3. 
Magazine, Inbrandſetzung 11308. 
Mojeftätäbeleibigung, im Aus: 
lande VII 4 Nr.2; Strafe VII 
94, 9. 


m. 
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Geſchäfte, Uebernahme nebenantt: 
21. 


licher €. 12 
Geſchäftsjahr, Kalenderjahr € 


2; Vertheilung der Geihäfte . 


Seihäftsorbnung, beim Reichs: 
militärgeriht E. 18; 187,90, 92. 
Geſchäftsräume, Durchfuchung I 
236; Eindringen durch Haus: 
friebensbruch im Allgemeinen 
VII 123, durch Beamte VII 342. 
Beihäftsträger, Beleidigung VII 


Sethäftsunfähige, Strafan- 
tragsrecht des gejeglihen Ber: 
treterö VII 65. 

Sefhäftsvertheilung, 
Reichgmilitärgericht I 88. 

Geſchärfter Stubenarreft, Zu: 
läſſigkeit II 28. 

Geſchenke, Annahme und Sordern: 
von Untergebenen E. I 3 Nr. 2, 
II 114, bei Beftehung II 140, 
VII 332 ff, duch Veamte VII 
331, dur Geſchworene VII 334, 
Berfall VII 335; bei Anftiftung 


VII 48, 49a. 
Geſchiedene Ehe, bei Ehebruch 


VII 172. 

Gefhmifter, Befugnik zum An: 
trage auf Wiederaufnahme des 
Berfahrene I 437; find Ange: 
hörige VII 52 Abi. 2; Beilchlaf 
VI 173; Diebftahl 2c. VII 247; 
Hehlerei vii 257. 

Geſchworener, öffentliches Amt 
und Unfähigkeit VII 51; Bor: 
jhügen unmahrer Eniſchuldi⸗ 
gungsgründe VII 138; Be 
ftechung VII 334. 

Geſetzes verletzung, Reviſions— 

grund I 399, 400, 412ff. 

Gejeggebende VBerfammlung, 
Bernehmung der Mitglieder als 
Zeugen I 207; Nöthigung VII 
105,106,339 ; Beleidigung V IT 197. 

Gejegliher PBertreter, Straf: 
antragsrecht VII 65. 

Geſetzlichkeit, Mitverantwortlidh: 
feit dafür I 97 Abi. 2. 

Geſichtspunkt, rechtlicher Hin— 
weis auf Veränderung I 318. 

Geſinde, Hausdiebſtahl VII 247; 
Futterdiebftahl VII 370 Wr. 6. 


beim 
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gelinnung, ehrlofe VII 20. 
F tandniß des Beſchuldigten I 
Abi. 2; Verlefung des Pro: 
hotels in der Sntptverhandlung 

I 808, 392; als Dpieberaufnahun 

grund nn 438 Nr. 4; Erpreſſu 


Seftellung, zur Bernehmung: des 
Beichuldigten I 171, der sangen. 
I 185, 208, 269, 388 Abf. 1 
zur Hauptverhandlung: der eu: 
gen 2c. I 265 Abſ. 2, des Ange: 
| He ten I 266, 267 Abf. 3, 388 
Ab}. 1. 

Geſuch, um Wiedereinfegung in 
den vorigen Stand I 148. 

Geſundheit, Beihädigung: durch 
Mißhandlung II 122ff., VII 
223ff., durch Gift viI 229, 
ey vergiftete Brunnen VII 


Sefundpeitszuftand, Zeuanifie 
darüber VII 277 ff. 

Getränfe, Entwendung gegen 
Kameraden III 51; $eilhalten 
verfälfchter VII 367 Nr. 7; Ber: 
abfolgung bei Verfteigerungen 
VII 367 Rt. 16. 

Getreide, Wegnahme zur Vieh: 
fütterung VII 370 Nr. 6 

Be, bei Unterfchlagung 
VII 2 

Gewalt, Nothigung gegen Bor: 
geſehten II 96; bei Anſtiftung 
VII 48; bei Rothſtand VII 52; 
gegen Ausübung ftantäbürger: 
licher Rechte VII 105--107; bei 
Wiverftand 2c. VII 113; bei Un: 
zucht 2c. VII 176—178; bei Ent: 
führung VII 234ff., bei Raub 
und Erpreffung VII 249, 2583. 

Gewaltthätigfeit, gegen Por: 
gejegte: bei Aufruhr IT 107, 
vorherige Rückkehr zur Ordnung 
II 109; bei Plünderung II 133. 

Gewehr, (unter dem): bei Ad} 
tungsverlegung II 89, bei Ber: 
meigerung des Gehorjams II 95, 
bei thätlichem Angriff II 97; 
Einziehung VII 295; Schießen 
VII 368 Nr. 7. 

Gemerbe, unterlaffene Aufmerf: 
jamfeit: bei fahrläffiger Tödtuna 
VII 222, bei SKörperverlegung 
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VII 232; Offenbaren anvertrau: 
ter Geheimniſſe VII 300. 

Gewerbetreibende, im Beſitze 
von unrichtigem Maß VII 369 
Nr. 2; mit vorſchriftswidrigen 
Feuerſtätten VII 369 Nr. 3. 

Gewerbsmäßigelinzudt, Strafe 

. VII 361 Rr. 6, 362. 

Gewichte, 

Vorſchriften VII 369 Nr. 2. 

Gemwinnantheilsfheine, 

piergeld VII 149. 

Sewitt en, fein Strafausſchließ— 
ung3grund II 48. 

Gift, Gefährdung VII 229, 324, 
326; unerlaubter Handel VII 
367 Nr. 8, 5. 

Gläubiger, Benacdtheiligen, Be: 
günftigen, Stimmenfauf VII 24, 
Abi. 239, 241, 243 8. O.; 
Pereitelung der Befriedigung VII 
288 


Glaubhaftmachung, des Grun— 
des: der Ablehnung I 126, der 
Berfäumung I 148, der Zeugnif: 
verweigerung I 191 (208). 


Gemwichtspolizei, 
Ba 


Glaubwürdigkeit, Fragen 1193. 
Glied, wichtiges, Verluſt VII 224, 
225 


GSlüdsf piel, gewerbsmäßiges VII 


284 ; Geftattung VII 285; öffent: 
lies Halten VIL 360 Nr. 14. 
Gott, Yäfterung VII 166. 
Gottesdienst, Bejchimpfung VII 
166; Hinderung und Störung 
VII 167, 339; Diebftahl VII 
243 Nr. 1; Beihädigung, In: 
brandfegung VII 304, 306. 
Gouverneur, Gerichtäbarfeit und 
Zuftändigteit I 20, 22, 26, 27, 
30, 33; Erlaß von Stedbriefen 
I 183; von Berlin, Gerichtöbar- 
feit I 20, 26, 30, 34, 37, Dis: 
jiplinarftrafgewalt: Zuftändigfeit 
und Umfang IV 14, 16, 19, 
gegen Berjonen des Beurlaubten- 
ftandes IV 24; im ehrengericht: 
lihen Berfahren VI B 9. 
Grab, Grabmal, Zerftörung :c. 


VII 168, 304; bejchimpfender 
Unfug VII 168. 

Grandgraben, unbefugtes VII 
370 Nr. 2. 


| 
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Grenzrain, Berringern VII 370 
Nr. 1. 

Grenzftein, Wegnehmen ꝛc. VII 
274 Nr. 2. 


Grube, unverdedte VII 367 Nr. 12. 

Gründe, melde die Strafe aus: 
fchließen, mildern oder erhöhen 
II 48ff. 

Grundftüd, fremdes, Verringern 
v1 370 Nr. 1; Erde 2c. graben 
vı 370 Nr. 2. 

Güterbejtätiger, Untreue VIL 
266 Nr. 3. 

Güterpflege,. bei Beſchlagnahme 
des Vermögens I 361; Untreue 
Hi damit Beauftragten VII 266 

r.1. 

Gütliher, Ausgleid von Beleibdi- 
gungen 2c. VI A Eingang. 

Gutachten, jachverftändiges: Ber: 
pflichtung zur Eritattung I 211, 
Bermeigerung I 212, 213, Bor: 
bereitung I 216, über den Geiftes- 
zuftand I 217, einer Fachbehörde 
I 218 Abj. 3, 310 Abf. 2, 392, 
bei Müngzverbrechen ꝛc. I 219, 
durch Schriftenvergleichung I 220, 
Berlefung in der Hauptverhand: 
fung I 310, 392; bei Bejchwer: 
den von Beamten V, Iıı 4 
Abi. 2; des Ehrenraths VI 27 
21 2a; beeibetes, falſches VII 
154. 


B. 


Haft, als Unterſuchungshaft 1176; 
gegen ausgebliebene Zeugen I 
186; bei Zeugnißverweigerung ıc. 
I 203; als Disziplinarftrafe IV 
28; landesgejeglihe E. VII 5; 
Dauer und Art der Vollftredung 
VII 18; Ummandlung der Geld: 
jtrafe VII 28, 29, Berjährung 
VII 67, 70; Bufammentreffen 
mit anderen Strafen VII 77 ‚78. 

Haftbefehl, Erlaß I 175 Abi. 1; 
Rechtsbeſchwerde I 175 Abſ 2, 
177 Sat 2; Aufhebung I 179, 
182; neuer des höheren Gerichts: 
herren 1179 Abf. 2; Auslieferung 
und Vernehmung I 184; bei 
Ausbleiben in der Sauptverhand: 
lung 1 278, 279. 
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Haftgründe, Aufzählung I 176. 


Haiden, Feueranzünden VII 368 


r. 6. 

Handelsbücher, unterlafjene Füh— 
rung, Vernichtung VII 24, Abſchn. 
239, 240 8.0. 


Handlung, gegen die Verjährung 


gerichtete E. I 10; gegen allge: 


meine Sicherheit, Ruhe, Ordnung 
des Ortes I 26 Nr. 1; im Gar: 
nifondienft I 26 Nr. 3; ehren: 
rührige VI 2, 2. 
Handſchriftenvergleichung, 
Vornahme I 220, 
Hannoverſches Königshaus, 
vormaliges, Bernehmung der Mit: 
glieder als Seugen I 206. 
Hanſeſtädte, enatsmitglieder, 
Vernehmung als Zeugen I 207; 
Gewalt gegen Senat und Bürger: 
ſchaft VIL 105, 106. 
Hafardipiel, j. Glüdsipiel. 
Haufen, bewaffnete VII 127. 
Hauptfrage (Schuldfrage) Abitim- 
mung 1 320 Abi. 2. 


Hauptleute, gejhärfter Stuben: 


arreft ift zuläjfig ꝛc. II 23; de: 
tachirte, Strafgemalt IV 12; 
Ehrengerihte VI 7 Nr. 1; Bil: 
dung des Ehrengerihts VI 8ff.; 

jammenfegung, Wahl 


des 


hrenraths VI 15ff.; Sprud: 


figung VI 43; der Schußtruppen 


VIB 2,7, 12; nad) Preußen zc. 


fommandirte VI C 1b, 3b. 
Hauptverhandlung, 
bei unvorfchriftgmäßiger Gerichts: 
bejegung I 52 Abi. 2; Vorberei: 
tung: Berufung der Richter I AL, 


Abbrechen | 


43, 50ff., 68, Zufammentritt I 


261, Suneilung fehlender Rich⸗ 
ter 2c. I 262, 

Geftelung, Ladung des Ange: 
flagten, der Zeugen und Sad) 


rt, Zeit I 264, 


veritändigen, Herbeilhaffung von 


Bemweismitteln I 265ff., Friſten 
I 266, 267, Benachrichtigung 
des MVertheidigerd I 268, Be: 
mweisanträde Des 


Angeklag⸗ 


ten I 269, kommiſſariſche Ver: | 


nehmungen und Augenjchein I 
270, 271, Zurüdnahme ꝛc. der 
Antlageverfügung I 272; insbe: 


jondere: ununterbrochene Anwe: 


Sadıregiiter. 


jenheit I 273, Anmwejenheit Des 
Tr ausgeichloflen I 
273 Abi. 2, Ausfegung, Unter⸗ 
bredung I 275ff., 298 Abſ. 2, 
300 Abſ. 2, 316 Abi. 2, 318 
Abi. 3, 346, 409, Ausbleiben, 
Entfernung, Entbindung des An: 
geflagten vom Erjcheinen I 278, 
279, 280; Borfig und Sigungs- 
polizei 1289 (61); ſ. Vorfigender 
und erfennende Gerichte ; Führung 
der Verhandlung I 292 (61); j. 
Führer und anerfennende Ge: 
a Deffentlichkeit: Grundjag 
I 282, Ausſchluß und Eniſchei—⸗ 
dung des Gerichts I 283, des 
Urtheils 1284, Verhandlung über 
den Ausichluß I 285, Schweige: 
gebot 2c. I 286, Zutritt I 287, 
288; Mündlichkeit: Grundfag I 
260 Abi. 2, Ausnahme durch Ber: 
lefung I 303ff.; Gang: Aufruf 
I 294, Berlefung der Namen I 
295, Beeidigung I 296, Berneh: 
mung des Angeflagten zur Perſon 
IL 297, Berlefung der Anklage: 
verfügung 1297 Abſ. 2, Verneh—⸗ 
mung de3 Angellagten zur Sache 
1 297 Abi. 3, Beweisaufnahme 
I 298 ff., Ausführung und An- 
träge I 312, Beränderung des 
rechtlichen GefichtSpunftes I 318; 
Berathung und Abjtimmung: Xei: 
tung I 320, Stimmenmehrheit I 
322, zwei Drittel Mehrheit 1323, 
Reihenfolge I 324, Anmejenheit 
und Stilfhmeigen I 325, Erlaß 
des Urtheils I 326; Urtheilsver⸗ 
fündung und Belehrung des An- 
geklagten I 327 ; Sigungsprotofoll 
I 331; bei Einjprud) I 354; in 
der Berufungsinjtanz: Borberei: 
tung I 388, Zurüdnahme des 
Rechtsmittels nach Beginn tft un: 
zuläſſig I 372, Abwelenheit des 
Angeklagten I 389, Berichterftat- 
tung 1391, Verlefung von Schrift⸗ 
jtüden 1 392; in der Reviſions⸗ 
inftanz: Zurüdnahme des Rechts: 
mittels nach Beginn ift unzuläjlig 
I 372, Abmejenheit des Ange: 
flagten I 408, Berichterftattung 
I 409; erneute im Wiederauf— 
nahmeverfahren I 448. 
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Hausfriedensbruch Strafbe⸗ 
im Allgemeinen VII 
124,-durd) Beamte VII 342. 
Seusfätniiel, ‚mbelugted Anfer 
tigen VII 369 
Sansfusungen. Vnbeſchräntte 
VII 39 Nr. 3; |. Durchſuchungen. 
Hebamme, Offenbarung von Pris 
vatgeheimnifien VII 800. 


Ötigleit I 1; 8 
De a egriff 


Unfä igfeit zum 
Dienſte Yin 81, Ye 


Be — — Zeuge 
v : Beihlagnahme 
—* —E I 232; 
Durchſuchungen I 285. 
Hehlerei, Ehrenfirafe: Berjegung 
in die zweite Klaffe des Soldaten: 
ftande® II 87 Nr. 2, Dienftent- 
laffung oder Degrabation bei 
Perſonen des Beurlaubtenftandes 
IT 42; Strafbeitimmung: im Al: 
emeinen VII 258—262, im Rück⸗ 
all VII 261 (244). 
— des Eides I 1%. 
eilmittel, Aneignung berlelben 
ü Fre Plünderung II 130; 


Heimiſche Gußeeiniſ0 
Gewäſſer, für da 
Bordver Ali, & 1 6. 

Herabwärdi ende Behand: 


Iun ung, Fre trafmilderungsgrund 


Herausforberung, zum Zwei⸗ 
fampfe: eines früheren milttäri- 
Iden Vorgejegten I 11, eines 

ee oder im Dienftrange 
U 112, Begriff und 
en VII 201—204. 

Herausgeber, a okbaren dm 
bone v Saiten 2c. ftrafbaren 
a 

Heuer, —— Zuftän- 
bigteit ei Enttaufen I 16 Rr. 3, 

1; Strafbeftimmung vu 


Hiebmw affen, peztorgwidriges Tra⸗ 
gen VII 367 Nr. 9 

Hinderniffe, und kommiſſariſche 
Vernehmung I 270. 

Hinderung, der Ausübun — 
bürgerlicher Rechte VII 106, 107; 
des Gottesdienftes VII 167. 


Kompendium über Militärredht. 


449 


$interfegung, der Reiſekoſten ıc. 

Angellagten I 222 
ſ. 2, 269 Abi. 4, 388 Abf. 6. 
dinterliſt ft, Sunfigif bei Kuppelei 
VMI I bei gorpeg 
And VO 2234; Liſt b 
Entführung ꝛc. VII 234ff. 

Hochverrath, Anzeige, Bericht⸗ 
erſtattung I 158, 252; Straf: 
beftimmung II 66; eu 4; VO 
80—86; Vermogensbeſchlag⸗ 
nahme vo 93; unterlaffene Ans 
zeige VII 139. 

Boneitßzeinen ‚Wegnahme:fvems 

der Staaten VII 103a, eines 
Bundesitaat3 VII 1885. 

Höhere Gerichtsbarkeit, Ums 
fang 113, 17; Gerichtsherr 120; 
lieberweiſung 163; ſ. Geri tö- 
barfeit; Beurkundung der Erflä- 
zungen bei Rechtsmitteln I 868. 

Höherer Gerichtsherr, Anwei—⸗ 
ſung des untergebenen Gerichts⸗ 
herrn I 24; Rechtsbeſchwerde, 
Entſcheidung I 175, 217, 238, 
247, 269. 

Hohenzollern, Bernehmung der 
Mitglieder als Zeugen I 206. 

Holz: —— * in Kraft 
bleiben der Vorſchri VI 2; 
durch Finder ꝛc. VII 361 Nr. 9. 

Hülfe, Aufforderung und Weiges 
rung VII 360 Nr. 10; ſ. Beis 
hülfe, Gehülfe. 
ülflofe, Ausfegen VII 221. 
ülfsrichter, ftändig angeftellte 
richterliche Beamte beim Über: 
kriegsgericht I 70;_ beim Reich: 
militärgeriht an Stelle der Se⸗ 
natspräfidenten und Räthe unzu⸗ 
fällig 1 78 Abi. 2. 

Hütte, Snbrandfegung VII 806 

Hunde, Cing —8* des‘ 99 ndes 
unde, Einziehung des Jagdhu 
VII 295; en auf Menſchen 
VI 366 R 


3. 


sagt, Ausübung: unberechtigter ꝛc. 

292, 293, gewerb3mäßige 

vu 294; Geräthe 20. Einzie- 

bung ꝛc. vu 295; Webertretung 
VIL 868 Wr. 10. 


29 
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des Soldatenftandes I 15 Ab. 3, 
Berufung der Richter des Stand: 
— chts 144, 48 

riegsgerichte I 55, 59, 64, Weber: 
weifung der Verfolgung 163, Er: 
fegung der Kriegsg erichtöräthe 
durh Offiziere I —* Gerichts⸗ 
offiziere I 100, Ermittelungsver⸗ 
fahren I 10, Augenſcheinsein⸗ 
nahme I a. 4, Leihen: 
öffnung 1 004 wor 3, Befchlag⸗ 
nahme und Durch uchung I 239 


Sachregiſter. 


| Se wage, © Störung der Feier VII 


48, Bejegung der | 


Abi. 4, Abjehen von der Anklage 


1253 Ab. 2, Anktlageihrift I. 


255 Abi. 8, 256 Abſ. 5 Friſt bis 

zur Hauptperfanplung I 266 

Abſ. 4, Ladung des Angeflagten 

I 267 Abi. 3, PBertheidigung I 

348, wen 

Abi. 2 
Belhfrdgie, Inbrandſetzung VII 


zelb: endarmen, find als mili- 
—8 — Wache anzuſehen II 111. 
Feldgeſchrei, VBerrath als Kriegs: 
verrath IT 58 Nr. 3. 
Fendmeſſer, 


ng und Reviſion 365 


Untreue VIT 266 


Felbpetipeigefee, in Kraft blei: | 


E. VII2; VUebertretung dur) 
Kinder 2c. VIL 361 Nr. 9. 

Berninreihanlagen, Gefährbung 
vol 

Seil elung, des Verhafteten: 
Gefängniß I 178 Abſ. 4, in der 

auptverhandlung I 178 Abi. 4 

Feſthalten, des Borgeführten I 
172 Abi. 5. 

Feſtnahme, vorläufige: Verfahren 
I ff., in der Hauptverhand: 
lung 1 277, wegen jtrafbarer 
Handlungen in der Sitzung I 
291; einftweilige, vorläufig Ent 
Iaffener VII 25; zum Zwecke der 
Strafoollftredung VII 72; unbe 
techtigte durch Beamte vIt 341. 

Seltfegung, der Strafe: Durch den 
Gerichtsheren E. 119, durch das 
Gericht (Abftimmung) I 320. 

Feſtſtellung, des Thatbeſtandes: 
bei Tobesräflen I 155 Abi. 2 
bis 4, überhaupt I 156; der Per: 


un. 


Vönticteit vor der Leihenöffnung | 
1 226 


Seftung, im Felde E. 15 Nr. 2; 
kleine, große I 19, 20; Gerichts- 
barkeit I 22, 26, 27, 30, 33; 
Webergabe II 68 Nr. 1; belagerte 
und Sahnenfluht II 73; Ber: 
mittelung bei auf dieſen befind- 
lihen Offizieren V IL A 9b; 
Landesverrath E. VII 4, VII 
90 Nr. 1, 2, 4 92 Nr. 1; unbe: 
rechtigte Aufnahme von Riſſen 
VII 360 Nr. 1. 

Seftungshaft, Dauer II 16, 17; 
VII 17; wahlweiſe mit Zucht: 
haus VII 20; Werthverhältniß 
zu Gefängniß VII 21; bei Ber: 
ſuch VII 44; als Strafe Jugend: 
licher VII 57; bei Verjährung 
VII 70 Nr. 1-5; bei Gefamntt- 
ftrafe VII 74, 75. 

Feſtungskommandant, Zuftän- 
digfeit I 19, 20, 22, 26, 27, 
30, 33. 

Feuer, Zeichen für die Schifffahrt 
VIL 322; Aufbewahrung feuer: 
fangender Gegenftände VII 867 
Nr. 6, unverwahrtes VII 8368 
Nr. 5; Anzünden in Wäldern ıc. 
VII 368 Nr. 6; Webertretung 
feuerpolizeilider Anordnungen 
VII 368 Nr. 8, 369 Nr. 3. 

Feuergewehr, unerlaubtes 
Fhhießen VII 367 Nr. 8, 868 


Feuerlöſchgeräthſchaften, Ent: 
fernung ꝛc. durch den Branditifter 
VII 307 Ne. 3; unterlaffene Un: 
terhaltung VII 368 Nr. 8. 

Senerageleht, Berficherungsbe: 
trug VII 

gen eftätte, — eg ohne Pelige 
erlaubniß VII 368 Nr. 3; Sorge 
für baulihen Zuſtand VII 368 
Nr. 4; gewerbliche VII 369 Nr. 3. 

Feuerungsmittel, Aneignung II 
130; III 32 Ab. 2. 

Feu erwerk e, unerlaubte Zuberei—⸗ 
tung 2c. vII 367, Nr. 4, 5,8, 
368 Nr. 7. 

FSinanzgejege,:Berordnungen, 
BZuftändigfeit der bürgerlichen Be- 
hörden I 2. 

Stiche, Einziehung VII 296. 


Sachregiſter. 


Fiſchen, 
zeit VII 296; durch Ausländer 
VII 29a, überhaupt VIE 370 

Zifger Verord 
iſchereigeſetze, Verordnun— 

en, Zuſtändigkeit der bürger⸗ 
ichen Behörden 12; in Kraft 
bleiben &. VII 2; Webertretung 

. dur Kinder VII 361 Nr. 9. 

Ste 9 trichinenhaltiges VII 367 

r. 


Flotte, Snigiebung vom Eintritt 
VII 140N 

Flucht ſ. Teig * 

—R — iſt Grund: zur 
Unterſuchungshaft I 176 Nr. 2, 
zur vorläufigen Feſtnahme I 180, 
zum Erlaß des Stedbriefes I 183. 

Slußufer, Schu VII 366a. 

Förmlichkeiten des Berfah: 


tens, Beurkundung: bei Unter: 


fuchungshandlungen 1164, in der 
Hauptverhandlung I 333. 


Forderungen, erdichtete VII 24 


Abi. 242 K. D.; bei Untreue 
VII 266; bei Wucher VII 302e. 

Formen, Unbrauchbarmachen VII 
41, 42; zu Münzverbrechen VII 
151, 152; zu Stempeln ꝛc. VII 
360 Nr. 4—6. 

Formulare, zu Bapieren VII 360 
Nr. 5. 


Forſtarbeit, landesgejeglih an: 
gedrohte E. VIL 6. 


Forſtbeamte und Forſtberech⸗ 
tigte, Widerſtand VIL117—119. ' 


FIrſtdigſtabte 2c., Gerichtsbar⸗ 
keit 116 
Zorftpoliieh: nd Forſtdieb— 


ſtahlsgeſetze, in Kraft bleiben 
E. VII 2; Uebertretung durch 
Kinder VIL 361 Nr. 9. 
Fortkommen, beſſeres, Fälſchung 
von Papieren VII 363 
Fortſetzung, einer unterbro chenen 
Hauptverhandlung I 376, 390. 
ee, Aneignung II 130; III 


Frageredi, des Sadhverftändigen 
an die Zeugen I 216; in der 
Hauptverhandlung I 293, 390. 

Frauensperſon, unzüchtige Hand: 
lungen und Nothzucht VII 176, 
177; Entführung VIT 236 ff. 
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unberedhtigt: zur Nadit: Freies Feld, Kapituliren IT 63 


Nr. 3 

zreibeitäberanbung, Begriff 
VII 239; durch Beamte VII 341. 

Freiheitsſtrafe, Vollſtreckung 
durch bürgerliche Behörden E. J 
15; Vollzug und Umwandlung 
von Geldſtrafen I 2, 463; VII 
28, 29; Zuftänbigtei I 16, 4, 
63; Au ıfichub I 465; Berechnung 
1 458, 459, 460; vii 19; Arten 
und Dauer II 16, 17; vIl 14ff.; 
erhöhte, Maß und Anwendung LI 
53, 55; Gejammtitrafe IL 54; 
VII 74 ff.; bei jugendlichen Ber: 
fonen VII 57. 

Sreilafjung, des verhafteten An: 
eflagten I 179; des vorläufig 
Sefigenommenen I 181; wiber: 
rechtliche, Kriegsgefangener iſt 
Kriegsverrath II 58 Nr. 11. 

Sreimarfen, Gebraud falfcher ꝛc. 
VII 275. 

Freifprehung, Freilaffung des 
verhafteten An ee I 179; 
im Urtheil T 31 Urtheilsgründe 
I 326 Abj.4, 394 Abj.2; in der 
Revifionsinftanz 1412; im Wieder: 
aufnabineverfahren. darauf erken⸗ 
nen, Wirkung I 447, 449, Ent: 
ſchadigung I 465 ff.; im gericht: 
lichen Verfahren VI 3 Abi. 2; im 
ehrengerichtlihen ꝛc. Verfahren 
VI 51 Nr. 3, 60; im Auslande 
VILS Nr. 1; on ftigung dureh 
Beamte VII 346 (257 ff.). 

Freiwillige Geridisbarteit, 
ns und Uebertragung E. 

21 


Frieden, öffentlicher, Störung und 


Gefährdung VII 126, 130, 130a. 
Friſche That, iſt Grund: zu vor: 

läufiger Feltnahme I 180, zu 

Durchſuchungen I 236. 


Friſt, Berechnung I 146; Verfäu- 


mung 1147; für Wiedereinf etzung 
in den vorigen Stand J 148; 
dem Angeklagten vor der Haupt- 
verhandlung zuftehende I 266, 
267; zur Fortſetzung der Haupt- 
verhandlung I 276, 3890; zur 
Berfündung des Urtheils I 827 
Abf. 1, 394 Abſ. 2, 413; für den 
Antrag auf Beftellung eines Ver: 
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theidigers I 339 Abſ. 3; für Ein- 


legung: der Berufung 1 379, der | 


Sachregiſter. 


G. 


Reviſion I 398; richterliche im | Gärten, Werfen von Steinen VII 


Wieveraufnahmeverfahren I 444 
al. 2; bei Strafaufihub I 456 
Ab). 2; für Antrag auf Entſchä— 
digung I 468 Abſ. 1 ſ. Wahrung 
der Friſt. 
Fat, Abtreibung VII 218 bis 


Frügte, Inbrandſetzen VIL 308 ff. 
Sührer, Führung, der Verhand— 
lung: in Kriegägericht I 61, im 
Dberfriegsgeriht I 69, in den 
Senaten 183 Ab}. 1, im Plenum 
I 86 Abj. 4, im Stand gericht I 
292 Abi. 2; Befugnifje be Füh— 
rers: vernehmungdes Angetlagten, 
Aufnahme der Beweiſe I 292 
Abi. 1, Fragerecht der Vertheidi⸗ 
gers 1293 Abi. 1, Zurüdmweifung 
ungeeigneter Fragen 1293 Ab}. 2, 
Beeidigung der Richter im Kriegs: 
gericht I 296, Hinweis auf Ber: 
änderung des rechtlihen Geſichts⸗ 
punktes 2c. 1 318 Abi. 1 und 2, 
Zeitung der Urtheilsberathung I 
320, Abftimmung I 324, Berfün- 
dung des Urtheild im Kriegs: 
eriht I 327, Unterfchrift des 
Brotofolis 1331, Anordnung der 
voljtändigen Niederſchreibung 
eines Vorgangs ꝛc. I 333 Abi. 3, 
Urtheildausfertigung im Kriegs: 
gericht 1336 Ab}. 4; |. erfennende 
Gerichte; ehrenhafte II 2; Be 
rüdfichtigung bei Strafabmefiung 


IV 40; jchlechte, vorläufig Ent: 


laſſener VII 24. 
Suhrungsgeugniß, Berlejung in 
der Hauptverhandlung I 310; 
Fälſchung VII 363 |. Zeugniß. 
sürjorge, unterlaflene für die 
Ss plesung ijt Kriegäverrath II 
10 
Fuzhrkoſten, für Vertheidiger 1 


— bei Nothwehr VII 53. 

Sußangeln, unerlaubtes Legen 
VII 367 Nr 

ee nalene, ſ. Be 


Fütterung, des Viehes, Wegnahne 
von Getreide VII 370 Wr. 6. 


366 Nr. 7; unbefugtes Gehen VII 
368 Nr. 9. 

Säfte, Bermeiten über die Bolizei- 
ftunde V l 360. 
Garnifonältefer, Erlaß von 
Stedbriefen 1 183; Disziplinar: 
ftrafgewalt: Zuftändigfeit und Um- 
fang IV 17, 19, gegen Berfonen 
des Beurlaustenfunbe IV 24 


Abi. 2 

Bebäube, Diebitahl, Raub VII 
243, 250; Zerftörung VII 305; 
—— VII 306ff.; Werfen 
von Steinen VII 366 Nr. 7; 
Baufälligfeit, Ausbefferung VII 
367 Nr. 13—15. 

Geberden, dadurd den Ungehor: 
jam zu extennen e Sei II 94. 
Gebräude, eligionsgeſell⸗ 

ſchaften ra 
Sebrmunseedt, Verlegung VII 


Gebrechlichkeit, kommiſſariſche 
Vernehmung I 270; Ausſetzung 
VII 221. 

Gebühren, der Bertheidiger €. I 
17; 1 347; der Dolmetjcher I 
116; der Zeugen I 205; der 
Sachpverftändigen I 208; Ueber: 
hebung VII 352, 353. 

Gedächtniß, Verlefen von Aus: 
jagen zur Unterftügung 1307, 392. 

Gefährdende Behandlung, des 
Lebens VII 223a. 

Gefährdung, der Drbnung der 
Staat3ficherheit bei Ausfchluß der 
Deffentlichfeit E. I 18; I 283; 
der Kriegsmacht im Felde II 62; 
der Offizierftandesehre VI 51 
Nr. 4; der Rechte des Deutjchen 
Reichs VII 92 Rt. 2; des öffent: 
lihen Friedens VII 130, 130a. 

Gefänganiß, Befhäftigung I 15 
Ab. 2; VII 16 Abf. 2,3; Dauer 
IL 16, 17; VII 16, 19; wahl: 
weife angedroht II 21; Wirkung: 
Entfernung aus dem Heere II 
31 Abſ. 3, Degradation II 40 
Abi. 1 Nr. 1, Abi. 2 Nr. 1. 

Gefängnißftrafe, Gefammtftrafe 
II 54; VII 74ff.; landesgeſetz⸗ 


Sachregiſter. 


liche E. VII 5, 6; Geltungsver- 


hältniß VII 21; Einzelhaft VIL 


22; vorläufige Entlaſſung VII 
23ff.; Umwandlung von Gelb: 
ftrafe VII 28, 29, 78; bei Ju: 
gendliden VII 57; Berjährung 
VII 67, 70; Zujammentreffen 
niit Feſtungshaft VII 75. 
Gefängnißverwaltung, Anh: 
rung vor der vorläufigen Ent: 
laffung und vor der Stellung 
unter Polizeiauffiht VII 25, 38. 
Gefahr, im Berzuge: beivorläufiger 
Feſtnahme I 180, bei Durd): 


ſuchung I 236, bei Beihlagnahme 


I 238 ff. ; fteafgerichtlicher Verfol- 
aung: bei Zeugen I 1%, bei 
Sa 


verjtändigen I 212; Furcht 
bei Verlegung der Dienftpflicht II 
49; bereiten für die Truppen II 


62; Beſorgniß bei Feigheit II 
87; eines erheblichen Nachtheils 
durch Ungehorſam U 93, drin: 
endfte bei Erzwingung des Ge- 
Borfamz II 124; durch Pflicht 
verlegung im Felde II 141; bei 
—* VII 54; gemeine bei 
Ueberſchwemmung VII 312 ff.; 
durch Berftörung von Deichen ıc. 
VII 321; duch Bemirfen der 
Strandung VII 323; durch Ber: 
meigerung der Hülfe VII 360 
Nr. 10 


Gefangene, Selbitbefreiung II 
79; ſ. Befreiung; Entweichen: 
lafien; Meuterei VII 122; Un: 
zucht VII 174 Nr. 2 und 3. 

Gefecht, Fliehen II 84; Feigheit 
beim Bormarjche II 85 Nr. 1. 

Gefolge, ausl. Offiziere, Militär: 
gerichtsftand I 1 Nr. 8; fteht 
unter Militärgejegen II 157. 

Gefreite und Obergefreite, 
Disziplinarbeitrafung IV 3 C; 
Entfernung aus dem Dienjtgrade: 
im Allgemeinen IV 3 C 3, neben 
Arreſtſtrafen IV 41 Nr. 1. 

Gegenerflärung, einreidhen: bei 
Berufung I 384 Abſ. 3, bei Re: 
vifion I 407 Abj. 2. 

Gegenjeitigfeit, Berbürgung VII 
02, 103 


eg en ft ände ‚ Borlegungdienftlich 
verwahrter I 231; Verzeichniß 


443 


der beijhlagnahınten 1 237, Rüd: 
gabe entzogener I 242. 
Segenüberktellung, der Zeugen 
I 192 Abj. 2, 299 Abi. 3. 
Gegenvormund, Unfähigkeit VII 
34 Nr. 6. 


Gegenwart, ununterbrochene in 


der Hauptverhandlung 1273, 390. 

Geheimverbindung, Theilnahme 
VII 128. 

Geheimhaltung, des in der 
Sitzung Berhandelten: Verlegung 
der Pfliht E. 118, Verpflichtung 
I 286, bei Berathung und Ab: 
itimmung I 325. 

Geheimniß, des Poſtens, Verraih 
als Kriegsverrath II 58 Nr. 3; 
de3 Staates, Verlegung VII 92; 
von Brivaten und unbefugte Offen: 
barung VII 300. 

Gehorſam, Pflicht des Soldaten 
III 2, 16; Verweigerung: im All: 
gemeinen II 94, vor verfammelter 
Mannſchaft IT 95 Abſ. 1, vor 
dem Feinde II 95 Ab. 2, Anreiz 
durch Vorgeſetzte II 98, Auffor- 
derung 2c. gegen Vorgeſetzte II 
9, durch Au iegelung II 100, 
durch Meuterei II 103, durch Zu: 
jammenrottung (Aufruhr) II 106, 
gegen eine Wade II 111; Er: 
zwingung II 124; ſ. Ungehorjam. 

Gehör, Berluft infolge Körperver: 
letung VII 224. 

Sehülfe, der That VII 49, 50; 
nah der That VII 257; des 
Rechtsanwalts ıc. VII 300. 

Geiftestrante, Unzuredhnungs: 
fähigfet VII 51; Strafantrag 
duch den Vormund VII 65; 
Unzudt VII 176, 178. 

Geiftesfrantheit, Verfall: Ver: 
lejung der Ausfagen von Zeugen 
I 305, Erneuerung der Haupt: 
verhandlung I 447, Bollitredung 
eine3 Todesurtheil3 I 452, Auf: 
ſchub der Strafvollftredung I 455; 
als Folge der Körperverlegung 
VIL 224. 

Geifteszuftand, Gutachten I 217. 

Geiſtliche, Zeugnißverweigerung I 
188 Nr. 1; Gefährdung des Frie- 
dens VII 1308; Unzudt mit 
Schülern VII 174 Nr. 1; Kuppe: 
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lei VIT 181 Rx. 2; Beleidigung 
?c. und Antragärecht des Vorge⸗ 
ſetzten VII 196, 232; ungeſetzliche 


Gemeinſame, 


Eheſchließung VII 337; Beihülfe 


zur Doppelehe VII 338. 

Geld, Borgen von lintergebenen 
E. 113 Rr. 2; II 114; Metall⸗ 
geld |. Mü nzverbrechen. 

Geldbuße, Dissiplinarftrafe und 
Feſiſetzung: gegen Perſonen des 
Beurlaubtenfiandes IV 28, gegen 
Milttärbeawite IV 32, 83. 

Gernforberung, wucheriſche VII 


811. 

Geldftrafe, Gerichtsftand I 2, 16, 
47, 63; „gegen nicht erichienene 
Seugen | 186; wegen Verweige⸗ 

rung: des Zeugnifles I 203, des 
Gutachtens I 213; Bolftredung 
I 462; Umwandlung in Frei: 
—8 1463, (2); VII 28, 
bei Verlegung einer militä- 
riſchen Dienſtpflicht IT 29; landes⸗ 
geeruche E. VII 5, 6; Rindeft- 
Detzan VII 27; Vonftredung in 
achlaß vVir 30; Berjährung 

VII 70 ff. ; mehrfach verwirkte VII 
2 fünfte Theil des Nennwerths 


Gelinder Atreg Sreibeitzfteafe: 
zeitige IT 16, Dauer II 17, 
wendung II 20, 22, — 


— —— — — — — — nun 


II 24, Seltungsverhältniß zu an⸗ 


deren Arreſtgraden I154 Abſ.2; 
Dizziplinarſtraſe: Zuläſſigkeit IV 
3B 3a, C 2a, im Felde 


1. 

Gemeinbearbeit, „Tanbeägefeätich 
angedrohte E. VII 6. 

Gemeinbebehörde, Pflicht zur 
Anzeige vom Tode einer Militär: 
perjon I 154 

Gemeindemehr, Widerftand VII 


Gemeine, PVerzeichniß II 5, An- 
lage A II: Beihhäftigung in Ge: 
fängniffen Bi en Fuläffigteit: 
von Xrreftitrafen II 20, von 


IV. 


Ehrenftrafen II 30 Nr. 1 und 3, 


31, 37 ff., der Disziplinarbeitra: 
fung IV 3C. 

Gemeingefährlide Berbre: 
hen, Androhung VII 126; unter: 
laffene Anzeige VIT 139. 


Sachregiſter. 


Vorſtellung, Be⸗ 
ſchwerde II101; 11129; Vergeben, 
Fo zur Disziplinarbe- 

afung IV 19; Handlung zc., 
Beltimmung des Ehrengerichts 
VI 32 Abi. 1. 

Gemeinſchaft, häusliche, Des Ge⸗ 
findes, Diebftabl VIT 247. 

Gemeinſchaftliche Ausfüh— 
rung, ſtrafbarer Handlungen: 
Seitens Zorgeſegter und Unter⸗ 
gebener II 55 Nr. 1, Mehrerer 
II 55 Wr. 3; der Fahnenflucht 
IL 72; Verweigerung des Gebor- 
fams II 108; ZTheilnahme VII 
47; Hausfriedensbruch VII 123; 
Körperverlegung VII 2238; Dieb: 
ftahl VII 243 Nr. 6; Raub VII 
20 Nr 2. 

Gemeinſchaftlicher Vertheidi— 
ger, mehrerer Angeklagten I 340. 

Gendarmen, |. Feldgendarmen 
und Landgendarmen Ehren⸗ 

gerichte VI 4 Nr. 4. 

Genehmigung, zur Beerdigung I 
154 Abi. 2; der BPrototolle I 
164, 333; zur Zeugenvernehmung 
1 189, 299 Abſ. 3; zur Weber: 
nahme der Vertheidigung I 341; 
zur Verheirathung II 150. 

General, Berufung der Gerichte, 
der Richter I 18 Abſ. 4, 261 
Abj. 2; Beitimmung des Gerichts⸗ 
bern für einen ſolchen, ſoweit 
die allgemeinen Vorſchriften nicht 
ausreichen I 21; Ehrengerichte 
VI7; Aus leichs berhandiung VI 
A viii Ant 1; Vorſitzender des 
Ehrengerichts über Staböoffigiere 
VI 13 Abi. 2; ſ. Ehrengerichte. 

Generalftabsarzt, Disziplinar: 
ftrafgewalt IV 22 Rr. 1. 

Generalftabsoffiziere, |. Be: 
ſchwerde und Bermittelung. 

Genoſſenſchaft, IN gemein: 
fame und Gefägbum VI 1, 2. 

Genußmittel, Entwerdung VII 
370 Nr. 5; Verfälſchung |. Nah: 
rungsmittelg ejeß. 

Gerichte, ſ. telinende Gerichte. 

Gerichtlide Entfheidung, An: 
trag I 247 ff. 


Gerichtliche Strafverfolgung, 


Ausschluß I 187. 


Sadıregifter. 


Gerichtsbarkeit, Regelung: nie: | 


dere I 14—16, 19 höhere 117, 20, 
in Feftungen (Gouverneure, Kom: 
mandanten) 1 22, 26, 27; Um: 
fang im Allgemeinen I 25; Be: 
gründung der Zuftändigfeit: durch 

etachirung I 28, durch vorüber: 
gehende Weberweilung I 29, durch 


den Aufenthalig- oder Thatort I | 


30, durch Webertragung jeitens 
des Gerichtsherrn der Berufungs: 
inftanz I 31, durch BZujammen: 
hang I 32--35; Ausdehnung ıc. 
und in Berlin €. I 7; I 37. 

Gerichtsherr, Unterbrechung der 
Verjährung E. I 10; Feitfegung 
der Strafe E. 1 19; Zuftimmung 
des Höheren zur Unterjuchungs: 
He I 9; niederer I 13, 19; 
öbherer I 13, 20, Stellvertreiung 
"123, 135; höherer und Unter: 
ebener I 24; Zuftändigfeit: im 
Allgemeinen I 25, im Bejonderen 
ſ. Gerichtsbarkeit; Enticheidung 
von Zweifeln I 36; Beltellung 
der Richter des Standgerichts I 
41, 43; Berufung der Offiziere 
des Kriegsgerihts I 50ff.; Be: 
ftelung der Offiziere des Ober: 
friegögerichtö I 68; Beeibigung 





der Richter I 68 (42); Stellung - 


zu dent Kriegsgerichtsrath ꝛc. I 
97, 102; Ausjchliegung vom 
Richteramt I 122 Nr. 4; Ent: 
ideidung über Ablehnung des 
beauftragten Gerichtsoffiziers ıc. 
I 130 Ab}. 3; Rechtöbejchwerde, 
Entiheidung I 130 Abf. 4; Be: 
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Beranlaflung der Ladungen ıc. I 
265; Beltellung des Vertheidigers 
I 338, 339; Erlaß von Straf 
verfügungen I 349; Benadridti- 
gung des Abmejenden I 358 
abi. 2; DBeichlagnahme und 
Tsahnenfluchtserflärung I 360; 
Einlegung von Rechtsmitteln I 
365, 367, 368; Zurüdnahme des 
Rechtsmittels I 371; in der Be- 
rufungsinftanzg: Cinlegung der 
Berufung I 380, Borlage der 
Alten I 384, Zurückweiſung der 
Berufung al3 unzuläſſig I 385, 
Berufungdes erfennenden Gerichts 
I 386ff.; Einfendung der Revi- 
fionsanträge und Alten an die 
Reviftionsinftanz I 406; Beltäti- 
gungsrecht L 416 FF. ſ. Beftätigung ; 
Antrag auf Wiederaufnahmever: 
fahren I 441; Anoronung und 
Aufſchub der Strafvollitredung I 
451 ff., 464; im Wiederaufnahnte: 
verfahren Freigefprochener I 468; 
Auferlegung von Koften 1 470. 


Gerichts offizier, Beltellung I 


99; im Felde und an Bord I 
100; Beeidigung I 101; Ber: 
hältniß zum Gerichtsherrn I 102; 
Ausſchließung, Ablehnung ſ. eben- 
da; Bornahme jchleuniger richter: 
licher ang SDe T ungen 
im Notbfalle I 153; Thätigfeit 
im Ermittelungsverfahren [156 ff.; 
ununterbrochene Gegenwart in 
der Hauptverhandlung I 273; 
Beiheinigung bei Zeugen: :c. 


ı Gebühren I 469. 


Gerichtsperſonen, Ausſchließung 
und Ablehnung I 122 ff. 


fangenheit I 135; im Grmtitte- 
lungsverfahren: Einficht der Akten 
I 167, Enthebung vom Dienft I 


174, Erlaß des Haftbefepis I Gerichtsſchreiber, |. Militär: 
175, Erlaß von GStedbriefen I | _ geriätsjchreiber. 

183, Veranlaſſung der Leichenſchau Gerichtsſprache, Deutſche I 115 
1 223, Anordnung von Beichlag: bis 121 


nahmen und Durchſuchungen I 
238, Anordnung der Bervollftän- 
digung I 244, Entſcheidung nad) 
Abſchluß I 245, Vorbereitung der 
Hauptverhandlung I 261 ff., Er: 
juden um Zumeijung fehlender 
Richter und um Aburtheilung I 
262, Feſtſetzung von Ort und Zeit 
ver Hauptiverhandlung I 264, 


Beritsverfaffung, Einleitung 
I 1ff. 


Sejammtftrafe, Abitimmung I 
320 Abi. 2, 394, Nachtragsent: 
Icheidung I 461; Begriff II 54; 
VII 74 ff. 

Gefandte, Beleidigung VII 104; 
Verlegung der Amtspflicht VII 
3534. 
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Geſch are, ebernahme nebenamt: 
liher E. 1 21. 

Sefhäftsjahr, Kalenderjahr €. 


I 22 an; Bertheilung der Ge eichäfte 


I 
Gejhäftsordnung, beim Reis: 
militärgerit &. 18; 187,90, 92. 


Gefhäffsräume, Durhfuchung I 


236; Eindringen durch Haus: 
friedenshrud: im Allgemeinen 
VII 123, dur) Beamte VII 342. 
Beihäftsträger, BeleidigungV II 


Serhäftsunfähige, Strafan: 
tragdredit des gejeglihen Ber: 
treterö VII 65. 

Geihäftsvertheilung, 
ReichSmilitärgericht I 88. 

Geſchärfter Stubenarreft, Zu: 
läſſigkeit II 23. 

Geſchenke, Annahme und Fordern: 
von Untergebenen E. II 3 Nr. 2, 
II 114, bei Beltechung II 140, 
VII 332 ff., durh Beamte VII 
331, durch) Geſchworene VII 334, 
Berfall VII 335; bei Anftiftung 
VII 48, 49a. 

Gejniensne Ehe, bei Ehebruch 

Geſchwiſter, Befugniß zum An- 
trage auf Wiederaufnahme des 
Verfahrens I 437; find Ange: 
hörige VII 52 Abi. 2; Beilchlaf 
VI 173; Diebſtahl 2c. VII 247; 
Hehlerei VIL 257. 

Geſchworener, 
und Unfähigkeit VII 51; Bor: 
jhügen unmabhrer ẽntſchuldi⸗ 
gungsgründe VII 138; 
ſtechung VII 334. 

Geſetzes verletzung, Reviſions— 
grund I 399, 400, 412ff. 

Gejeggebende Verfammlung, 
Bernehmung der Mitglieder als 
Zeugen I 207; Nöthigung VII 
105,106,339 ; BeleidigungVit 197. 

Gefehlicher ‚Vertreter, Straf: 
antragsrecht VII 65. 

Geſetzlichkeit, Mitverantwortlid- 
feit dafür I 97 Abi. 2. 

Geſichtspunkt, rechtliher Hin— 
weis auf Veränderung I 318. 


beim 


Geſinde, —— V11247,; | 


Sutterdiebftahl VII 370 Nr. 6. 


Be: ! 


Öffentlicheg Amt . 


| 
| 
| 


| 


Sadıregifter. 


Geſinnung, ehrlofe VII 20. 

Geränaniß, des Beſchuldigten I 
156 Abſ. 2; Verlefung des Pro: 
tofoNs in der Hauptverhandlung 
1 808, 392; ald Wiederaumahme: 
grund I 438 N. 4; Erpreſſung 


Geftellung, zur Bernehmung: des 
Beichuldigten I 171, der Sangenz zc. 

I 185, 208, 269, 388 Abſ. 1 
zur Hauptverhandlung: der Zeu- 
en 2c. I 265 Abf. 2, des Ange- 
agten I 266, 267 Abf. 8, 888 


sehn um Wiedereinjegung in 
den vorigen Stand I 148. 

Gefundheit, Beihädigung: durch 
Mißhandlung II 122ff., VII 
223ff., Durch Gift VII 299, 
u vergiftete Brunnen VII 
324 


darüber VII 

Getränfe, Entwerdung gegen 
Kameraden II 51; Feilhanen 
verfälfchter VII 367 N. 7; Ber: 
abfolgung bei BVerfteigerungen 
VII 367 Rt. 16. 

Getreide, Wegnahme zur Bieh- 
fütterung VII 370 Nr. 6 

Gem ahrem, bei Unterſchlagung 
VII 2 

Gewalt, Nöthigung gegen Bor: 
gefegten II 96; bei Anftiftung 
VII 48; bei Roihftand VII 52; 
gegen Ausübung ftaatäbürger- 
licher Rechte VII 105--107; bei 
Wiveritand 2c. VII 113; bei Un: 
ucht 2c. VII 176—178; bei Ent: 
ührung VII 234ff., bei Raub 
und Erpreffung VII 249, 2583. 

Gewalttbätigfeit, gegen Bor: 
gejeßte: bei Aufruhr IT 107, 
vorherige Rüdfehr zur Ordnung 
II 109; bei Plünderung II 133. 

Gewehr, (unter dem): bei Ad} 
tungöverlegung II 89, bei Der: 
weigerung des Gehorfams II 95, 
bei thätlichem Angriff II 97; 
Einziehung VII 295; Schießen 
VIL 368 Nr. 7. 

Gewerbe, unterlafiene Aufmerf: 
jamfeit: bei fahrläfftger Tödtung 
VII 222, bei Körperverlegung 


Selunnpeitsauftend, Zeugniſſe 


Sachregiſter. 


VII 232; Offenbaren anvertrau: 
ter Geheimniſſe VII 300. 
(Gewerbetreibende, im Boſitze 
von unridtigem Maß VII 369 
Nr. 2; 
Feueritätten VII 369 Nr. 3. 
GewerbsmäßigeUnzucht, Strafe 
. VI 361 Wr. 6, 362. 
Gewichte, 
Vorſchriften VII 369 Nr. 2. 
Gewinnantheilsſcheine, Pa— 
piergeld VII 149. 
— en, fein Strafausfchließ- 
ungsgrund II 48. 
Gift, Gefährdung VII 229, 324, 
326; unerlaubter Handel VII 
367 Nr. 8, 5. 


mit vorſchriftswidrigen 


Gemwichtspolizei, 


Gläubiger, Benadtheiligen, Be: 


günftigen, Stimmentauf VII 24, 
Abi. 239, 241, 283 K. O.; 
Pereitelung der Befriedigung VII 
288 


Slaubhaftmahung, des Grun⸗ 
des: der Ablehnung I 126, der 


Berfäumung I 148, der Zeugniß-⸗ 


verweigerung I 191 (208). 
Glaubwürdigkeit, Fragen 119. 


Glied, wichtiges, Verluft VII 224, 
225 


Glü daf piel, gewerbsmäßiges VII 
284; Seftattung VII 285; öffent: 
liches Halten VII 360 Nr. 14. 

Gott, Yäfterung VII 166. 

Gottesdienst, Beſchimpfung VII 


166; Hinderung und Gtörung 


VII 167, 339; Diebftahl VII 


. 243 Nr. 1; Beſchädigung, Ins | 


brandjegßung VII 304, 306. 


Gouverneur, Gerichtsbarkeit und 
Zuftändigleit I 20, 22, 26, 27, 
50, 33; Erlaß von Stedbriefen 
I 183; von Berlin, Gerichtsbar— 
feit I 20, 26, 30, 34, 37; Dis: 
ziplinarftrafgewalt: Zuftändigfeit 
und Umfang IV 14, 16, 19, 
gegen Perſonen des Beurlaubten- 
ftandes IV 24; im ehrengeridt: 
lihen Berfahren VI B 9. 

Grab, Grabmal, Zerftörung ꝛc. 


VII 168, 304; bejchinpfender 
Unfug VII 168. 

Grandgraben, unbefugtes VII 
370 Nr. 2. 
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Grenzrain, Verringern VII 370 
r. 1. 
Grenzftein, Wegnehmen ıc. VII 
274 Nr. 2. 


Grube, unverdedte VII 367 Wr. 12. 

Gründe, melde die Strafe aus: 
jchließen, mildern oder erhöhen 
II 48 


Grundftüd, fremdes, Verringern 
VI 370 Nr. 1; Erde 2c. graben 
VII 370 Nr. 2. 

Güterbeftätiger, 
266 Nr. 3. 

Güterpflege,. bei Beſchlagnahme 
des Vermögens I 361; Untreue 
des pamit Beauftragten VII 266 
Nr 


Untreue VIL 


Gütlicher, Ausgleich von Beleidi: 
gungen ꝛc. VI A Eingang. 
Gutachten, jahhverftändiges: Ber: 
pflichtung zur Erftattung I 211, 
Verweigerung I 212, 213, Bor: 
bereitung I 216, über den Geiftes- 
zuftand 1217, einer Fachbehörde 
I 218 Abſ. 3, 310 Abf. 2, 392, 
bei Müngverbrechen ꝛc. I 219, 
durch Schriftenvergleihung I 220, 
Berlefung in der Hauptverband: 
Iung I 310, 392; bei Bejchmer: 
den von Beamten V, Iıı 4 
at 2; des Ehrenraths VI 27 
2 .2a; beeidetes, falfches VII 


». 


Haft, als Unterfuchungshaft I 176; 
gegen ausgebliebene Zeugen I 
186; bei Zeugnißverweigerung ıc. 
I 203; als Disziplinarftrafe IV 
28; landesgejeglihe E. VII 5; 
Dauer und Art der Vollftredung 
VII 18; Ummandlung der Geld: 
jtrafe VIEL 28, 29; Berjährung 
VII 67, 70; Bufammentteffen 
mit anderen Strafen VII 77 ‚78. 

Haftbefehl, Erlaß I 175 Abi. 1; 
Rechtöbejchwerde I 175 Abſ 2, 
177 Sat 2; Aufhebung I 179, 
182; neuer des höheren Gerichts: 
herrn 1179 Abf. 2; Auslieferung 
und Bernehmung I 184; bei 
Ausbleiben in der Hauptverhand: 
lung I 278, 279. 
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Haftgründe, Aufzählung I 176. 


dan en Feueranzünden VII 368 


r. 6. 

Handelsbücher, unterlafjene Füh—⸗ 
rung, Vernichtung VII 24, Abſchn. 
239, 240 8.0. 


Handlung, gegen die Verjährung 
gerichtete E. I 10; gegen allge: 
meine Sicherheit, Ruhe, Ordnung 


des Ortes I 26 Nr. 1; im Gar: | 
nifondienft I 26 Nr. 3; ehren: | 


rührige VI 2, 22. 
Handſchriftenvergleichung, 
Vornahme I 220 


Hannoverſches Königshaus, 


vormaliges, Bernehmung der Mit: 
glieder ald Zeugen I 206. 
Sanjeftädte, enatsmitglieder, 
Vernehmung ald Zeugen I 207; 
Gewalt gegen Senat und Bürger: 
ſchaft VIL 105, 106. 
Haſardſpiel, ſ. Glüdsipiel. 
Haufen, bewaffnete VII 127. 
Hauptfrage ESchuldfrage) Abſtim— 
mung 1 320 Ab}. 2. 
Hauptleute, geſchärfter Stuben: 


arreft ift zuläjfig 2c. II 23; de- 


tadirte, Strafgewalt IV 12; 
Ehrengerihte VI 7 Nr. 1; Bil: 
dung Des Ehrengerichts VI Sgff.; 
Zufommenjegung, Wahl 
hrenratb3 VI 15ff.;, Sprud): 
figung VI 43; der Schugtruppen 
VIB 2, 7,12; nad Preußen ꝛc. 
fommandirte VI C 1b, 3b. 
Hauptverhandlung, 
bei unvorfchriftgmäßiger Gerichts: 


Des 


Abbrechen 


befegung I 52 Abf. 2; Vorberei- 


ung: Berufung der Richter I 41, 
5, 


ter 2c. J 262, Ort, Zeit I 264, 
Geftellung, Ladung des Ange: 
flagten, der Zeugen und Sad): 
veritändigen, Herbeilchaffung von 


50, 68, Zujammentritt I 
261, Sumeifung fehlender Ri: 


Beweismitteln I 265ff., Friften 


I 266, 267, 
des MVertheidigerö I 268, Be: 
mweisanträge des 2 Angellag- 
ten I 269, kommiſſariſche Ber: 
nehmungen und Augenjchein I 


Benachrichtigung | 


270, 271, Zurüdnahme ꝛc. der 
Anklageverfügung I 272; insbe: 
jondere: ununterbrochene Anme: 


Sachregiſter. 


ſenheit I 273, Anweſenheit des 
Gerihtäheren ausgeichloflen I 
273 Abi. 2, Ausfegung, Unter: 
bredung I 275ff., Abi. 2, 
300 Abi. 2, 316 Abi. 2, 318 
Abi. 3, 346, 409, Ausbleiben, 
Entfernung, Entbindung des An- 
geflagten vom Ericheinen I 278, 
279, 280; Borfig und Sigungs- 
polizei 1289 (61); ſ. Borfigender 
und erfennende Gerichte; Führung 
der Verhandlung I 292 (61); | 
Führer und anerfennende Ge: 
richte ; ge, Grundſatz 
I 282, Ausſchluß und Entſchei⸗ 
dung des Gerichts I 283, Des 
Urtheils [1284, Verhandlung über 
den Ausichluß I 285, Schweige- 
gebot 2c. I 286, Zutritt I 287, 
288; Münbdlichleit: Grundſatz I 
260 Abi. 2, Ausnahme Durch Ber: 
lefung I 303ff.; Gang: Aufruf 
I 294, Berlefung der Namen I 
295, Beeidigung I 296, Berneh: 
mung des Angeklagten zur Berjon 
E 297, Berlefung der Anklage: 
verfügung 1297 Abſ. 2, Verneb: 
mung des Angeklagten zur Sache 
1 297 Abi. 3, Bemweisaufnahme 
I 298 ff., Ausführung und An: 
träge I 312, Beränderung des 
rechtlichen Geſichtspunktes I 318; 
Berathung und Abjtimmung: Xei- 
tung I 320, Stimmenmehrheit I 
322, zwei Drittel Mehrheit 1323, 
Reihenfolge I 324, Anweſenheit 
und Stiufhmweigen I 325, Erlaß 
des Urtheils I 326; Uriheildver: 
fündung und Belehrung des An: 
geflagten I 327 ; Sigungsprotofoll 
I 331; bei Einſpruch I 354; in 
der Berufungsinftanz: Vorberei⸗ 
tung I 388, Zurüdnahme des 
Rechtsmittels nad Beginn tft un: 
zuläjfig I 372, Abweienbeit des 
Angeklagten I 389, Berichterftat: 
tung 1391, Berlefung von Schrift⸗ 
ftüden 1 392; in der Nevifions: 
inftanz: Zurüdnahme des Rechts: 
mittels nad) Beginn ift unzuläjfig 
I 372, Abweſenheit des Ange: 
flagten I 408, Berichterftattung 
I 409; erneute im WMieberauf: 
nahmeverfahren I 448. 


Sachregifter. 


Sausfriebenzbrun, Strafbes 


ftim im Allgemeinen VII 
123, 12 124. „durch Beamte VII 342. 


dausfäläffel, unbefugtes Anfers 
tigen 9 Nr. 1 


ae hupungen. unbejeiäntt 
VII 89 Nr. 3; |. Durchſuchungen 
Hebamme, Offenbarung von Pris 
— — 
eer I 
ag 2; Unfägigteit zum 
Dienfte Yin 81, 34 Nr 
Hehler, Richtoereibigung a8 Beuge 
I 199 Nr. 8; Beichlagnahme 
ſchriftlicher Mittheilungen I 232; 
Durchſuchungen I 235. 
Hehlerei, Ehrenftzafe: Berjegung 
in die zweite Klaſſe des Soldaten: 
ftanded II 87 Nr. 2, Dienftent 


laffung over Degradation bei 


Perſonen des Beurlaubtenitandes 
IT 42; Strafbeitimmung: im AL: 
emeinen VII 258—262, im Rück⸗ 
all VII 261 (244). 
Geilmeittel, des Eides I 196. 
eilmittel, Aneignung derjelben 
RE tee 3 Plünderung 1180; II 


Seimilde (auberpeimiiäe) 
—S Deutung für da 
Borbverhäliniß E. I 6 

Herabwürdigende Behand— 


lun —A 3 vofmilberungögrund 


Gerausforberung, zum Zwei⸗ 
fampfe: eines früheren milttäri- 
Iden Vorgefegten I 11, eines 

—— oder im Dienſtrange 
öheren II 112, Begriff und 
trafe VII 201— 204. 

Herausgeber,unbrauchbar nom 
von Schriften c. ftrafbaren 
halts V 

Heuer, eetrag, Buftän- 
digkeit bei Entlaufen I16 Nr. 3, 
A ; Strafbeftimmung vu 

Hiebwaffen, verbotswidriges Tra⸗ 
gen VOL 867 Nr. 9. 

Hindernifje, und fommiffarifche 
Bernebmung I 270. 

Hinderung, her Ausübun or 
bürgerlicher Rechte VII 106, 107; 
des Gottesdienſtes VII 167. 
Kompendium über Militärrecht. 
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$interfegung, der Reiſekoften ac. 
eitens des Angeflagten I 222 
ſ. 2, 269 Abi. 4, 388 Abſ. 6. 

u Ve Kunitgriff bei Kuppelei 
vo Meberfall bei Körper: 
verlegung VII 2238; &ift bei 
Entführung 2c. VII 234ff. 

—ESS Anzeige, Bericht⸗ 

tattung I 158, 259; Steaf- 
beftimmung II 56; €. II 4; 
80—86; Bermnögensbefihlag: 
nahme VII 93; unterlafiene Ans 
zeige VII 139. 

Sodeitäpeihen.! ‚Wegnahme:fvem- 

der Staaten VII 1088, eines 
Bundesitaat3 VII 135. 

Höhere Gerichtsbarkeit, Um: 
fang I 13, 17; Gerichtsherr 120; 
lebermeifung 163; }. Geri tö- 
barfeit; eurfundung der Erklaä⸗ 
rungen bei Rechtämitteln I 868. 

Höherer Gerihtäherr, Anmwei- 
fung des untergebenen Gerichts- 
herrn I 24; Rechtsbeſchwerde, 
Entjcheidung I 175, 217, 238, 
247, 269. 

Hohenzollern, Bernehmung der 
Mitglieder als Zeugen I 206. 
Holz: — — in Kraft 
bleiben der Vorſchriften €. VOL 2; 
durch Kinder 2c. VII 361 Nr. 9. 
Hülfe, Aufforderung und Weiges 
rung VII 360 Nr. 10; ſ. Beis 

hülfe, Gehülfe. 

ülflofe, Ausfegen VOL 221. 
ülfsrichter, ftändig angeitellte 
tichterlihe Beamte beim über: 
friegägericht I 70; beim Reichs: 
militärgerit an Stelle der Ge- 
natspräfidenten und Räthe unzu- 
läflig 1 78 Abi. 2. 

Hütte, Snbrandfegung VII 806 
Nr. 2, 308, 309. 


Sumec Sirgiehung des Jagdhundes 
VII 29; Segen auf Penfhen 
VD 366 NR. 


3, 


sag, Ausübung: unberechtigter 2c. 

II 292, 293, gemerbsmäßige 

vn 294; Geräthe ꝛe. Einzie- 

hung ac. vo 295; Webertretung 
VII 868 Nr. 10. 


29 
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Saqnberentigte, ‚Sagbbeamte, 
iberftand VII 117, 118. 
Sagdgebiet, |. Jagd. 
Jagdgerathe, Einziehung VOI 


— ⸗Verordnungen, 
uftän der bürgerlichen 
ehörben 12. 
Sagbpntigeiline Borjarilten, 
Kraft bleib VO 2; 


Hebertehng dur Finder vii 
361 Nr. 9 

Jed ermann, Berechtigung zur vor: 
läufigen Feſinahme I 180. 

— Verſetzung, 
Ueberweiſun 434. 

Inaktiver hier Berluft der 
Uniform VI 58, ald Beamter, 
BenachrichtigungderDienitbehörde 
vom Sprud VI 61. 

haft des Soldatenſtandes: 

erichtsſtand 11 Nr. 2 und 7, 

Berufung zum Nicdhteramt I 55, 
56, 69; im Beurlaubtenftand, 
Unteritellu unter die Militär 


ftrafgericht3 mei wegen Zwei⸗ 
fampfs I 5 Nr. 2. 

gngchleurforss Steafbeitim- 
mungen für Mitglieder II 5 
Abſ.2 und Anl. A V; f. Be 
ſchwerde; Offiziere vom Platz f. 
Bermittelun 

Inhaberpap exe, Faälſchung VII 


Sntesftesten, der u 
en erg 
fi en €. I 23, 2 
en . Beleidigung. 
Anftangenmwe Einholung der 
Allerh. —— VI 30, 65, 
59; 52 Mröbehmung des Verfahrens 


bei 


Snfuborbination, j. Unterords 


ung. 
Sntellektuelle Urtundenfäl: 
ſchung, Strafbeitimmung VII 
271, 272. 


Sniendanturen, Vollſtreckungs⸗ 


de örde für Einziehung von Gelp- 
ermogensſtrafen I 462 


gnteeljen s en, Jehrnehmung berech⸗ 


Zachregiſter. 


Intzrimsſcheine, Falſchung VII 


Invalide, Gerichtsſtand I1Xr. 5. 
Irrenanſtalt, Beobachtung des 


Angeklagten, nothwendige Ber- 
hedigung und Rechtsbeſchwerde 


Srreleitung, von Truppen tft 
Kriegäverrath IT 58 Nr. 5. 

Irrthum, in der Bezeichnung bes 
Rechtämittels ift unſchädlich 1370, 
441; als Mittel der Anftiftung 
VII 48; als Strafausfchließungs- 
grund VII 59. 

Jugendliche ner onen, Nicht⸗ 
beeidi ald Zeugen I 199 
Nr. 1; Verſagung des Zutritt 
m öffe entlichen Berhandlungen I 

eftrafung VII 55, 56, 57; 

Rec des gejeglichen Vertreters 
auf Antragftellung VII 65; Straf: 
Iofigteit bei Blutſchande vor 173 
4; Ausſetzung bülflofer 

VII 221; Ausbeutung VII 301, 


302. 
Sunge, Ausnehmen VII 368 
Zurifiifige Gejhäfte, Zumeis 
jung, Uebertragung an die Kriegs⸗ 


gerichtsrathe und Ob 
richtsräthe E. I 20, 21. 
Juftigauffitsbehörde, Befug- 
niß bei vorläufiger Entlafjung 
VII 25. 
Juftizvermaltung, |. Militärs 
juftigperwaltung. 


RB. 


Be er, Berufung des erfennenden 
jt3 über einen General I 
18 Abi. 4, 261 Abi. 2; Beſtim⸗ 
mung des Gerichtähern für Un- 
rfuchungen gegen Generale I 
Entjcheidung über Helen 
—* der Strafverfolgun ie 
Abſ. 2, 85; —— des 
militärgerichts I 72; Emenmung 
des Praͤſidenten, des Stellvertre 
ter, der Senatspräfidenten und 
der Räthe des Reichsmilitär⸗ 
gerihtd I 74, 76, 80; Beſtim⸗ 
mung der militärifchen Mitglieder 
des Reichsmilitärgerichts I 79; 


Sachregiſter. 


Beftätigung der Geſchaftsordnung 
des —— I 9; 
Ernennung der Oberkriegägerichts- 
räthe e und der Kriegsgerichtsräthe 
er Marine I 93; des Ober» 
mifitäranwalte und der Militärs 
anmwälte I 107; Genehmigung 
zur Vernehmung des Reichs: 
kanzlers und der Admirale als 
Zeugen I 207, Erlaß von Vor⸗ 
ſchriften über den Ausschluß der 
Deffentlichfeit 1283; Beitimmuns 
en über die Ausübung des Be: 
— tati gungorecht⸗ im —— 
Verfahren J 418; Beſtimmung 
über die Beftätigung und Auf: 
bebung der Urtheile der Feld: 
und Bordgerichte I 422; Anorb- 
nung über Volftredung von 
Arreftfirtafen im Felde II 28; 
ſtrafbare De Be en gegen von 
ihm eingelegte Behörden II 161; 
Mord und Mordverſuch VILSOFF. 
Thätlichkeiten VII 94; Beledi. 
gung VII 95; Wappenmißbrauch 
VII 360 Rt. 7. 


Raifer Wilhelms» Akademie, 
Gerichtäbarfeit über die Studi⸗ 
renden I 1 Nr. 3. 

Kammern, Aeußerungen und Bes 
richte vII11,12 ſ. Gefesgebenbe 
Verfammlung. 

KRameradendiebftahl 2c., Straf: 
beftimmung II 138; III 50 Abſ.2. 

Kammerarreſt, gleich Stuben⸗ 
arreft II 162. 

Rampiplas. Stehlen von Sachen 
I 


Kanal, Störung des Fahrwaſſers 
VII 321, 325, 326 


Rantonnementsältefte (jet 
Drtälommandant), Bisziplinar- 
ftrafgewalt, 


Suftänbigtei und 
Umfang ‚19. 


Kapituliren, einer Feftung II 63 
Nr. 1; von Truppen II 63 Nr. 3. 

Rartelltragen, Gerichtöftand im 
Beurlaubtenftande I 5 Nr. 2. 

Kartellträger, Begriff und Strafe 
VII 203; Straflofigteit VII 204, 
209. 


Kaſernenarreſt,  Disziplinar: 
ftrafe: Zuläſſigkeit IV3 B3, 
C 2a, Bollftredung IV 47. 
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Reife en, Gebührenüberhebung VII 


* von Wahlſtimmen VII 109; 
non als Hehlerei VII 259; 
F ontirungsſtücken VII 370 


Reller, unverdedite VII 867 Nr.12. 
Kinder, Berechtigung zum Wieder: 
aufnahmeverfahren 1437 ; als An- 
gehörte örige VIIB2; unter 12 Jahren, 
traflofigfeit VII 55; Strafan- 
trag VII 65; Unt erſchiebung. 
Verwechslung VII 169 ; Unzu t 
VO 173, 174, 176 Nr. 3, 178; 
Kuppelei VII 181; Verführung 
VO 182; Tödtung vu 217; 
Yusfeung VII 221; Raub vii 
5; Entführung VII 236ff.; 
Diebfih! VII 247, 370 Nr. 5; 
Anleitung zum Betteln VII 361 
Nr. 4; nicht Abhalten vom Dieb: 
ahl VII 361 Nr. 9. 
Kindesleiche, Deffnung I 227. 
Fe FH tliche c. VII 166; Be 


Simpung 166; Störung 
I —ã vo 167; 
Gottesdienſt. 


Kirchenbuch, Auszüge, has 
In per Hauptverhandlung I 803 


Klajjen der Bevölkerung, An- 
reizung VII 130. 
Klafjeneintheilung, der Rn 
tärperfonen II 5 Anl. A. 
Körperſchaft, politiiche, Beleii 
gung VII 197. 
Körperverlegung,gegen früheren 
militäriichen Borgefegten, Zuftän- 
digfeit I 11; Sarpverlänbige I 
209; Berlefung von Atieften I 
310; Strafbeftimmung: im AU: 
emeinen II 122, VII 223 ff., 
ſchwere II 123, VII 224, 225, 
im Felde ohne Antrag fttafbar 
II 127, bei Wiverftand VI! 118, 
bei gweitampf VIL 207, gefährliche 
V11223a, tödtliche VIT226—229, 
fahrläjfige VII 230, 232, Straf- 
antrag VII 232, Kompenfation 
VII 233; bei Freiheitsberaubung 
VII 239; bei Raub VII 251; 
bei Beichädigung von Eifen- 
bahnen 2c. VII 315, 316, 321 ff.; 
durch Beamte VII 340, 358. 


29% 
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Kolarde, Berluft VII 34 Nr. 1. 
Kommandant, erfter — zweiter, 
Gerichtsbarkeit I 19, 22; än⸗ 
digkeit I 20, 26, 30, 38, Erlaß 
von Stedbriefen I 183; von 
Berlin, Gerichtsbarkeit I 20, 26, 
30, 87; niensrgabe eines feften 
Plages II 68 Nr. 1; j. Gouvers 
neur; Disziplinarftrafgewalt: Zus 
äffigfeit Umfang IV 14,16, 
19, wenn er fi unter einem 
Gouverneur befindet IV 16 Ab}. 3, 
egen PBerjonen des Beurlaubtens 
Bandes IV 24; ebrengerichtliches 

Einſchreiten VI 7 an 2. 

Kommandeur, eines eigenen Offi⸗ 
zierkorpsverbandes, ven 
inſtanz V II A 18 Abi. 2; im 
Ehrengeriht VI 12; verung: des 
Ehrengeriht3 und des Ehren 
raths VI 12, 14, der Wahl zum 
Ehrenrath VI17; |. Entſcheidung. 
KommandirenderGeneral(Ad- 
miral), Gerichtsbarkeit 20Nr. 1, 
21, 81, 37; Entſcheidung über 
Verbindung von Straffachen I 34; 
Bernehmung ald Zeuge I 207; 
Vorfchläge wegen Ernennung von 
Rechtsanwälten al3 Bertheidiger 
I 341; Beauftragung eines unters 
Iten GerichtSheren I 887; Bes 
ätigungsrecht I 418; Diszipli- 
narſtrafgewalt: YZuftändigfeit und 
Umfong IV 14, 15, zur Berhän- 
ng von Gelbbußen IV 38 

ſ. 2; beſtimmt Borfigenden des 
Ehrengeriht8 über Stabsoffiziere 
VI 13; des Gardekorps VI B 


Kommiſſariſche, Vernehmung 
und Augenſchein: Zuläffigfeit I 
270, 271, Berlefung des Protos 
toll3 I 303. 

Kompagnie: 2c. Chef, Disziplis 
narjtrafgewalt IV 9; Anbringen, 
Entiheidung ꝛc. bei Beſchwerden 

ebenda 


ſ. 
Komplott, Fahnenflucht II 72; 
hocverrätgerijche? VII 83 
Kontursgläubiger, Begünftis 
gung, Beitechlichfeit VII 24 
Abſch. , K. O. 
Konkursordnung, K. O. Straf 
beſtimmungen VII 24. Abſch. 


Sachregiſter. 


Konſulat, Meldung abgekommener 
Perſonen der Marine II 66. 

Kontingentsherr, Berufung des 
erfennenden Gericht? über einen 
General I 18 Abj. 4, 261 Abf. 2; 
Beltimmung des ichtsherrn 
für Unterſuchungen gegen Generale 
I 21; heidung über Ueber⸗ 
nahme der Strafverfolgung I 84 
Abi. 2, 35; Aenderung der Ge 
richtsbarkeit I 87; Vorſchlag der 
militärifchen Mitgliederdes Reichs: 
militärgericht3 I 79; Ernennung 
der Kriegsgerichtäräthe und Ober: 
friegsgerichtöräthe I 98; Beftim- 
mung über die Ausübung des 
Beitätigungsrecht3 im orbentlichen 
Berfahren I 418. 

— abet Ver⸗ 
pflichtung zur igung im 
Wiederaufnahmeverfahren Feige: 
iprochener I 467. 

Kontrole, militärifche: —— 
hond ung IV 23, Strafandrohung 


Korporation, Schuldverſchreibun⸗ 
gen und deren Fälſchung VIL 
149; Rechte, Religionsgefellichaf: 
a und deren Beihimpfung VII 


Korps:-Generalarzt, Disziplis 
narftrafgewalt IV 22 Nr. 2. 

Koften, der Rechtshülfe E. I 12, 
13; der Terminverfäumniß durch 
Ausbleiben: des Zeugen I 186, 
des Vertheidigers I 346 Abf. 2; 
bei unberechtigter Weigerung: des 
Zeugniſſes oder der Eidesleiſtung 
I ‚ der Abgabe des Gut 
achtens I 213; Crjagpflicht des 
Antragfteller3 und Anzeigenden 
I 249 Abſ. 2, 470, 471; des 
nerlahrens, der Strafvollftredung 
I 46 


Koftenvorihuß, f. Hinterlegung. 
Krane, Beitehlen im Felde II 


Krankheit, Grund zum Strafaufs 
ſchub 1455; Einfluß auf die Bes 
rechnung der Strafjeit I 460; 
Verhütung anftedender VIL 328. 

Krebfen, unberedhtigt: zur Nacht⸗ 
zei In 296, überhaupt VIL3TO 

r. 4. 


Sachregiſter. 


Kreditgeben, an Minderjährige 
VII 301. 

Kreditgefährdung, durch Bes 
leumdung VII 187. 

Krieg, Strafbeitimmungen: für 
Verjonen de3 Heergefolges II 
155, für ausländiiche Offiziere 2c. 
beim Heere II 157, für andere 
Ausländer II 160; Beranlafien 
v187; Dienen beim Feind VII 


88; Benachtheiligen der Kriegs⸗ 


macht VO 89, 90; Nichterfüllung 
von Sieferungßverträgen VII 329. 
Rriegeriihen Unternehmen, 
Geltung der Kriegsgeſetze II 9 
Nr. 8; ſ. milit. Unternehmung. 
Rriegfäßtende Truppen, Irre⸗ 
leitung als — eiſer iſt Kriegs⸗ 
verrath 5; Strafbeſtim⸗ 
mung: Air Nichtmilitärg II 155, 
für ausländifche Militärs II 157. 
Kriegführung, darüber mit dem 
Feinde Veen, ift Kriegs» 


r verrat re er Tr ef 
riegsbedürfniſſe, rung 
x. VII 90 Nr. 2; Keane 


VII 127; vertragsmibrige Siefe, 
rung VII 329. 
Kriegsbereitfhaft, Bekannt: 
machung, Verhältniß des Beur 
faubtenftandes IL 68. 
Kriegsdienfte, bein Feinde neh: 
men VII 88; deshalb verübter 
Menſchenraub VII 234. 
Kriegsfall, Verlegung des Sites 
des Reich3militärgerichts 172. 
Kriegsfertigkeit, Beruf des Sol: 
daten III 2. 
Kriegägebraud gegen Ausländer 
vıi91. 


Kriegsgefahr AusmanderungVII 
140 Nr. 3. 

Kriegägefangene, Ausübung der 
Strafgerichtäbarfeit E. I 3; Mi- 
litärgerichtsſtand I 1 Nr. 8; "Off 
ziere, „a larımeufetung der er 
tennenden Geridte I 57, 69; 
Geltung: der Kriegsgeſehe IT 9 
Nr. 4, der Militärgefege II 158; 
Beraubung Harte ruch ch des 
——— II 159; unterliegen 
Fi Page linarf traf igemal IV 2 

.. Seine eftrafung IV 
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Kriegsgefangenihaft, Beendi- 
gung und unterlajjene Meldung 
11 65 (69) ; Zumwiderhandeln gegen 
ingungen der Entlaſſung I 
1 


Kriegsgericht, erkennendes Gericht 
1 18 Abſ. 2, 3; Berufung der 
Offiziere zu Richtern 158; Bu 
ſ ammenesuns: im Algemeinen 
I 49—5l, je Sanitäts- 
offiziere, Ingenieure, Militär: 
beamte I 585, 


Der andlung I 61; 
Vorſitzender; —3 — 162; 
Prüfung der Urtheile I 118. 
Kriegsger iqtszathe perjönlihe 
Berhälmiffe e: Ernennun 
Befähigung I 94, Amts 1 4 
Enthebung vom Amte, Verſetzung, 
Penjionirung I 96, Verhältniß 
zum Gerichtöberen I 97, Erſetzung 
198; Wirkungskreis: Zumeifung 
juriſtiſcher Seihäfte €. I 
Durchſicht der Akten I 118, —* 
Pietung Ablehnung I 122 ff, 
nterjuchungsführung I 156, 159, 
—— — 1 De Ber: 
Shen als hrun ſJ. 
Juhrer, als Berfheibiger 1 I 341 
Rriegägefehe, Begriff und Gel 
tungsbereih: im Allgemeinen II 
9, für Berjonen des Beurlaubten- 
ftandes Il 10 Nr. 2, für das 
Kriegsaefolge HU 168, für Die 
Marine II 164, für Perfonen an 
Bord II 166. 


Krie smacht, Gefä Dun 
Felde II 62; in a feinblich 
nehmen VIL 88 

Kriegsmarine, Zerſtören von 
Fahrzeugen VII 90 Nr. 2. 

Kriegsminijter, Beichwerbe- 
inftang vVIıAld; Vu 
II dd. 

RKriegäminifterium, ſ. Militär- 
jufttzverwaltung und oberfte Mi- 
litärjuftizverwaltungsbehörbe. 


im 
ienſte 
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Kriegsſchatzungen, gnbefugtes 
Erheben II 129 Nr. 2 
Kriegsſchauplatz, fteafbare Hand⸗ 
lungen von ilitärs I 160. 
Kriegsſchiff, —— Mel⸗ 
Abgekommener I 66; |. 


Rriegäfäreden, Benutzung zur 
Blünderung II 129. 

Kriegsverrath, Begriff IT57,58; 
IIIZ; MebrererI159; untetlafjene 
Anzeige II 60; Straflofigfeit II 
61; Beitrafung: der Militär: 
beamten IT 153, der Berjonen 
im Dienft- oder Vertragäverhält- 
nifje II 166. 

Kriegsgzuftand, eines Schiffes, 
— Geige 
agerungszu ‚ Ger 
arteit r 20, 2; — F be 
Kriegäge ege I r die 
Marine II 164; bejondere Be 
9 vI 2 Abſ. 4, 11, 


; Ausnahme: 
gejeß E. — 
Rütengemäffer, Fiſchen VII 


Rugelbiebftaht, Strafe VII 291. 

Kunftgegenftände, Beihädigung 
VII 304. 

Ruppelei, Strafe VII 180, 181. 

Kurator, Unfähigkeit VIT34 Nr. 6; 
Untreue VII 266 Nr. 1. 

Kurheſſiſches Fuͤrſtenhaus, 
vormaliges, Vernehmung der Mit⸗ 
glieder als Zeugen J 206. 

Kursmaller, Untreue VII 266 
Nr. 3. 

T. 

Ladung, des Beichuldigten Im 
des Zeugen I 185 Abi. 2, 206 
207 ; des Sachverftändigen: über: 
haupt I 208, zur Augenideind: 
einnahme I 222; x Hauptver: 
handlung: des Beinen I 265 ff., 
269, 388, des aungellagten 1267, 
388; 8; de Schiffes, efährbung 


gadun sfrift, zur Hauptverhand- 
lung für den Angeklagten I 266, 
267 Abi. 2, 388. 

Lagerlommandanten (jeßt Bi⸗ 
walsfommandant), |. Kantonne- 


Sadıregifter. 


mentäätefie (jegt Driskomman⸗ 


Lähmung, infolge Körperverlegung 
VII 224, 225. 
Lärm, beim Gottespienft VII 167; 
render VII —5 — 
Landesgeſetzgebung, uftän- 
digkeit in Strafſachen &. VII 2, 


‚6, 8. 
Sandeshauptmann, Dienftftel- 
lung im ehrengerichtlichen Ver⸗ 
fahren VI 
— VXV Nwieweit Kontin⸗ 
gentsherr E. IA; V mung 
und Beeidigung I 206; 
migung zur Vernehmung der 
Minifter und Mitglieder des Bun- 
desraths I 207, 189; Mord VII 
80 ff.; Thätlichleit voI 94; Be 
leidigung: des eigenen viI 9%, 
eines fremden Staates VII 103; 
Berbrechen gegen fremden VII 102. 
Landesherrliches Haus, Thät- 
lichleit, Beleidigung gegen ein 
Mitglied VII 96, 97, 100. 
Sanbestofarbe, Berluft VII 84 


Landespolizeibehörde,Stellung 
unter Polizeiaufficht, Ausweifung 
VII 38, 39, 284; Webermweitung 
VII 3 9. 

Landesſtrafrecht, hZuſtandigteit 
€. VII 2, 3, 5, 6, 8 

Yandesverrath, Anzeige, Bericht: 
erjtattung I 158, 252; wird nad) 
dem Deutichen Strafgejegbudie 
geitraft II 58; ſ. Kriegsverrath; 
Begriff €. vn 4, VII 37H, 
92, 3; im Auslande VII 4 
1 2; unterlafjene Anzeige III 

vandesvermweifung, Zuläffigkeit 
VII 39, 284, 362. 

Yandesmwappen, Nißbrauch VII 
360 Yr. 7. 

Sanbfriebenäbrug, Begriff u. 
Strafe VII 125. 

Sandgendarmerieforps, Un- 
terftellung unter Die Militärftraf: 

gerichtäbarfeit E. I 2 AbI.3; €. 
IT 2ıu 0); 2; hönere, niedere Ge⸗ 
richisbartent I 3 

Landſtreichen, 8nrafe VII 361 

Nr. 3, 362. 


Sachregiſter. 


Landſturm, inwieweit Gleichſtel⸗ 
ns mit dem Beurlaubtenftand 


Landtag, |. Kammern. 
Landwehr, Auswanderung VII 
140, 360 Nr. 3; Aufforderung zu 
Ungehorfam vi 112; ſ. Beur⸗ 
laubtenſtand. 
Landwehr-Bataillonsbezirk, 
Offizierkorps bildet das Ehren⸗ 
gericht VI 8; Auftheilung VI 9. 
Landwehr: Bezirfstomman- 
deur, Disziplinarftrafgewalt: Zu: 
fänbigteit und Umfang IV 6, 11, 
Strafmaße IV 26 - 2, 
Strafpollftredung IV 29, 49; 
Beſchwerde. 
Landwehrmannſchaften, ſ. Be⸗ 
urlaubtenſtand. 
Landehretiziege — Offiziere 
des Beurlaubtenſtand 
— Erzeug— 
niſſe, Inbrandſetzung VII 308. 
Landzwang, Strafe VII 126. 
Lazareth, Beraubung Kranker ꝛc. 
II 134. 
Leben, Verbrechen und Bergehen 
vn 2iiff. 
Lebensfaͤhigkeit, Feſtſtellung bei 
Kindesleichen J 227 
Lebens mittel, Aneignung II 130; 
III 32 Abſ. 9. 
Fäl⸗ 


Legitimgtionexapiere, 
ſchung V 
L zchm, unbefuges Graben VII 370 
uud mit Schülern 
VII 174 Nr. 1; Kuppelei VII 
181 Nr. 2. 


Lehrlinge, Entwendung VII 247. 
Leibeigenſqchaft, Menſchenraub 


VII 234 
Abtreibung VII 


Leibesfrucht, 
218—220. 

Leiche, Anerfennung I 226; Weg- 
nahme VII 168, 367 Nr. 1. 

Seihenousgrabung, Zuläigtei 


geihenöffnung, Leichenichau, 
BZuftändigfeit der Militärbehörde 
oder des bürgerlichen Gerichts 
1155; Verfahren I 222ff.; eines 
neugeborenen Kindes I 297; bei 
Verdacht der Vergiftung I 228. 


Lehrer, 
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Leihnam; unbelannter Militär: 

perfonen, Auffinden und Anzeige 

1 154; heimliche und vorzeitige 
Beerdigung VII 367 Rr.1, 2. 

Leid en, Porſchutun aus Feigheit 

II 85 N. 2; ſ. Täufhungsmittel. 

Leiter des Ehrengerichts, ſ. 


Kommandeur 

Leitung, der Urtheilsberathung 

Lejen, dem Verhafteten zu ge 
geftatten I 178. 

Letztes Wort, in der Haupwer⸗ 
handlung I 312, 393. 

Licht, unverwahrtes, in Ställen ıc. 


VII 368 Nr. 5 
Bieferumgsväriräge, im Kriege 
VII 329. 


Lift, bei Dienihentaub, Entführung 
— vu 23 - ber frei 
öhnung, Entiefung er freien 
Verfügung: als Disziplinarftrafe 
IV 3 C 1b, in Verbindung mit 
Arreftftrafen IV 41, en 
fung im Felde IV 47 Abl. 3 
Löſchgeräthſchaften, Unbrauch— 
barmachen durch den Brandſtifter 
VII 307 Nr. 3; nicht Inſtand⸗ 
halten VII 368 Nr. 8 
Löſchung, von Z glenmſſen 
im Strafbuche IV 53. 
Zootfenfignale, Uebertretung 
der Verordnungen VII 145. 
Solung, Berrath ift Kriegsverrath 
I 58 Nr. 3. 


Zotterie, unerlaubte VII 286. 
Lügen, . Unwahrheit. 


M. 


De t, Mißbrauch VII 84; feind⸗ 
e ſtützen VII 88, 89; be- 
—* Widerſtand: VII 113, 
116, Gefangenenbefreiung VII 
120, Beleidigung VII 196, Kör: 
perverlegung VII 232, Veſtechung 


vu Pag 
vrng holtenes, Ver⸗ 
führung VII 182. 


Mäller, ® Intreue VII 266 Nr. 3. 

Magazine, InbrandfegungVIL308. 

Maiekätzbeleidigung. im Aus: 
lande VII 4 Nr. 2; Strafe VIT 
94, 9. 
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4 vrar.s des be menge 


Ehren; 
* VI 21. 
— Strafe VII 


Ngnnſdaften invalide, Gerichts⸗ 
ſtand I Nr. 5; aktive: Ans 
—5* Ablehnungsgeſuchen 

Bekanntmachung 
von Gniflgeitung en und Ders 
fügungen I 187; Hindern des 
Sammelns ift kriegsverrath T 
58 Nr. 6; verſammelte: Begriff 
II 12, bei Adtungsverlegung 
I 89 Abſ. 2, bei Verweigerung 
des Gehorſams I 95 Abi 1. 
on thätlichem fich Vergreifen II 

ab 2; Werben,  Einüben 
Mt Waffen VU 84; Zuführen 
dem Feinde VII 90 Nr. 8; Aus⸗ 
rüften mit Waffen VII 127. 

Marine, Militärperfonen der 
aktiven, Gerihtäftand 11; Dienft- 
grade ‚bei Bildun ver Kriegs⸗ 
gerichte J 54, 69; oͤnliche 
und amtliche Berhäfm e der 
Oberkriegsgerichtsräthe und He 
Kriegsgerichtsräthe I 93ff.; 
ſtätigung der Urtheile I 48: 
gai erliche, Begriff II 4 Abi. 92: 

—— und —— ber 

—— u Ba 

Bol tredung von —* 
II 28; Verkehr mit feindlicher 
ift Krie Sverrath II 58 Nr. 8, 
Webergabe eined Schiffes II 63 
Nr. 4; Ablommen vom Schiff 
II 65; Stabswade II 111; Zus 
fagbeftimmungen: im  Allge 
I II 162ff., Schiffe, Fahr⸗ 

euge, Begriff 11 163, mobiler 
au tand II 164, vor dem Feinde 
I 165, Angeftellte des Schiffes 
und dienftlich engel Giike Der 
— an Bord 166; Ver⸗ 
ehlungen an elhel Offiziere 
VI 22; Verſtändigung VI 32 
un! 2; Rechtshülfe VI Bil; 
Un ähigkeit zum Dienjte VII 31, 

; Meberlieferung von ahr⸗ 

zeui en &. VII4; VL MW Nr. 2; 

Aufforderung zum Ungehorjam 

VII 112; Verlegung der Wehr: 

pflicht VII 140, 860 Nr. 8. 
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Morinekstionen, —3 5 
richtsbarkeit Der Chefs I 

— — Begriff V 1355 m 
34; ee einen Deutfchen 2C. 


Rarihgebührniffe, find für 
den Angeklagten in der 
inftanz nicht guftandig I 408: 
Beicheinigung I 469. 
Martern, bei Raub VII 251. 
Maſchinen-Ingenieurkorps, 
Strafbeſtimmungen für Mit- 
glieder TI 5 Abj.2 und Anl. A V. 
Maß, unrichtiges he Ah Nr. 2. 
Mabregeln, gegen 3 gen I 186, 
203; gegen Sadv 
213; 
Verfonen V 
majjennermalter, Untreue VII 


Maoterien, des Steafgelebbuces 
—æe— 


und des 
VIL2. 

Matrofenbivt tion, Komman- 
deur, niedere Gerichtöbarfeit I 19. 

Medizinalperfonen, Unzucht 
mit Anftaltsinfaffen vo 174 
Nr. 3; Ausftellung unrichtiger 
Zeugniffe VII 277, 278; |. Aerzte. 

Meeresufer, Schu VII 3663. 

Mehrere Handlungen ꝛc., 

Seaenttan einer Unterfuchung 

VI 54 Abſ. 2. 

Mehrere Dlfigiere, gleichzeitiger 
Spruch VI 54 Abſ. 

Mehrheit And Mi iderheit, der 
Stimmenden VI 55, 56. 

Meineid, als „iözeufnajme 
grund I 436, 488; Begriff und 
Strafe VII 163—168; Verlei⸗ 
tung VII 159; falfcher Eid VII 
160; fahrläffiger VII 168. 

Meinungsver iebenheit, der 
Richter: bei der Urtheils erathung 
1 8 bei der Abſtimmung I 


Meldung, faliche oder unterlaffene 
vor dem Feinde in Kriegäverrath 
II 58 0; Ta a en ge ui io 
II 139; fahrlä alihe IIT 40. 
Abi. 3; — — 


Einf. Bidre "von der —5 — 
IV 7; zur Seftftellung des 
verhalts IV 39; von nicht u 
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reichender Strafbefugniß IV 48; 
ſ. Beſchwerdeführer. 
Menſchenmenge, Grund zur 
Straferhöhung II 55 Nr. 3. 
Menjhenraub, unterlaflene An⸗ 
zeige VII 139; Begriff VII 234. 
Mergelgraben, unbefugte® VOL 
370 Nr. 2 


Merkmal, Wegnebmen VII 274. 

Meifer, bei Körperverlegung VII 
22343 Gebraud bei Schlägerei 
VO 867 Nr. 10 


Meffer, (Gewerbe) Untreue VII 
266 Nr. 3 


Metallgeld, Fälſchung ꝛc. VOL 
146—148, 150--152; Anferti⸗ 
gung gon Formen VII 360 
r. 4, 


Meuterei, Inkrafttreten der Kriegs⸗ 
gefege II 9 Nr.3; Begriff und 
Strafe II 108; III 26; unter: 
one Anzeige II 104; Straf 
Lofigfeit der Betheiligten II 105; 
Gefangener VII 12. 

Mildernde Umſtände, Felt 
ftelung im Urtheil I 326. 

Milderung, Recht des beftätigen- 
den Befehlöhabers I 418. 

Militärabfchiede, Fälſchung VII 


863. 

Militäranwalt, rechtliche Stel 
fung 1103ff.; ift Militäcbeamter 
1 106; Ernennung, einftweilige 
Nzletung in den Ruheſtand I 


Militäranwaltichaft, jchriftliche 
Anträge in ftreitigen Rechtsfragen 
1 85 Abſ. 4; BZuziehung bei 
Ausarbeitung der Geſchäftsord⸗ 
nung I 92; Einridtung I 103 
bis 107; Anträge in der Haupt 
verhandlung I 409 Abſ. 2; Gut 
achten zu Urtheilen I 424; Un 
hörung im Wiederaufmahmever: 
fahren 1443 Abf. 2, 445 Abi. 4. 

Milttärärzte, |. Sanitätsforps. 

Militärbeamte, Belegung: der 
Kriegägerichte I 55, 56, der Ober: 
friegägerichte I 69; Senatsprä- 
fiventen, Räthe, Obermilitäran- 
walt und Militäranwälte des 
Reichsmilitärgerichts I 81, 106; 
Anbringung von Anzeigen ꝛc. I 
151; obere als Vertheidiger I 
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341 Nr.8; find Militärperfonen 
UI 4; Berzeichniß Anl. B zu IB; 
Amtsverluft II 43; Arreft II 44; 
Beitrafung: im Felde IL 153, im 
Allgemeinen II 154; Disziplinar: 
beitrafung: zuläffige Strafen IV 
32ff., Zuſtandigten der Militär⸗ 
befehlshaber IV 33, 34 Abſ. 2, 
3, durh die Berwaltungsvor: 
gejeßten IV 34 Abſ. 1, 3, 35, 
im Beurlaubtenjtande IV 86, im 
Sanitätskorpo IV 37; |. Be 


ſchwerde. 

Militär-Befehlahaber, Dis— 
ziplinarſtrafgewalt: im Allge⸗ 
meinen IV 5—8, insbeſondere 
IV 9—21, Einzelner IV 11ff., 
nidt ausdrücklich Genannter IV 
18, bei jtrafdbaren Handlungen 
Mehrerer IV 19, bei Tombinirten 
Truppen-Abtheilungen IV 20, bei 
Ablommandirten IV 20 Abi. 2, 
bei Mitgliedern des Sanitäts⸗ 
forps IV 21, bei Perfonen des 
Beurlaubtenftandeg IV 24, bei 
Milttärbeamten IV 32, 33, bei 
Berhängung von Geldbuße IV 
33 Abf. 2; |. Militärvorgejegter. 

Militärbehörde, Pflicht zur An- 
zeige von Todesfälen an die 
Staatsanwaltfchaft I 155; Zu: 
führung des Feitgenommenen 
I 181, 184; Erlaß von Sted- 
briefen I 183. 

Militärdienft, für eine aus 
ländiihe Macht anmerben VII 
141; ſ. Wehrpflicht. 

Militärdienftliche Intereſſen, 
Gefährdung, Ausfchliegung der 
Deffentlichfeit I 283. 

Militärdienftlider Grundſatz, 
(Vorſchrift), unrichtige Anmen- 
dung I 399; für das erkennende 
Gericht bindend I 415. 

Militärgerihte, Bildung über 
Kriegsgefangene E. I 3; Be: 
zeichnung E. I 9; bejonderes 
Nachtragsverfahren II 42 Abf. 2. 

Militärgerihtsboten, Anitel- 
Iung3-Dienftverhältniffe, I 108, 
142; Anzug . ebenda. 

Militärgerihtsfchreiber, An: 
ftellung3-Dienftverhältniffe I 108; 
Anzug |. ebenda; bei den Stäben 
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der niederen Gerichtäbarleit und 
an Bord I 109; Wahrnehmung 
dur nicht beamtete erjonen 
und eidesitattliches Gelöbniß ders 
felben I 110; Di al8 Dol⸗ 
metfcher I 120; velaliegung 
oder Ablehnung I 132 
ziehung: zu anterlugun ngahands 
lungen I 163 Abi. 2; zur Zeichen: 
Öffnung I 224, zur tver- 
handlung I 273, 831 Bor: 
ſchuß für Zahlung von Ge 
büßgen 2c. I 469. 
—— 2 Ge 
ährdung, usſchließung er 
Deffenttichfeit 1 
Militärifche Ehrenftrafen, ſJ. 
trafen. 


Ehrenſtraf 

Militäriſche Mitglieder des 
Reichsmilitärgerichts, Rang 
I 79; Dauer der Beftimmung 
179 ab. 2 Beeidigung I 82; 
im Senat I 84; im Plenum I 86; 
Abftimmung I 87. 

Militärifde Ordnung, Be 
lungen dagegen II 146 
Unterordnung. 

Militärifhe Signale, Beuns 
ruhigung oder Irreführung der 
Truppen ift Kriegsverrath II 58 
Nr. 6; Beförderung des Aufruhr 
II 110 Nr. 2. 

Militäriſche Unternehmung, 
als Wegweiſer dienen ift Kriegs: 
verratb II 58 Nr. 5; |. Krie 
geriſches Unternehmen. 

Militärifhe Verbrechen und 
Bergehen, Begriff II 1; An- 
wendung des deutſchen Strafge: 
fegbuches IL 2, 3; gegen Militär: 
en verbündeter Staaten II 

egung in die zweite Klafje 
oldatenftandeg II 38; 
Theilnohme 1I 47 Nr. 2; Ber: 
hängung der Strafe ohne Rüdficht 
auf Alter IT 50; Berfolgung 
ohne Antrag II 51; Zuſammen⸗ 


treffen mit bürgerlichen Ber 
brechen 2c. II 54. 
Militärifhe Vergehen, mur 


mit Arrejt bedrohte: uftändigteit 

I 15 Re. 1, bei Ddiejen feine Re 

vifion I 397 Ab]. 2. 
Militärifhe Wade, befugt zur 
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vorläufigen me I 180; 
Achtungsverletzung II 111 Ab}. 1 
als ioihe iſt anqujehen u iu 
Abi. 2; Mißbrauch der Dienft- 
gewalt" II 125; Berlegung der 
Dientpfgten des —— 
Allgemeinen II 141, insbe⸗ 
—** durch Unterlaffung II 
143 ; Befehlshaber gleichbedeutend 
mit Offizier der Wache II 162. 
Militärifcher Aufruhr, Begriff 
und Strafe II 106; Rädelsführer 
und Anftifter II 107; vor dem 
Feinde II 108: Betbeiligte: welche 
zur Ordnun ‚urüdtehren II 109, 
dem gleihe II 110; 
der Berfonen des Beurlaubten: 
ftandes II 113. 
Militärifher Dienft, Grund 
Dr MWiedereinfegung I 147; ſ. 


Militärifger Borgejegter, Be 
ſugui zur vorläufigen Feſtnahme 


yRirktärifches Dienfinerhält- 
niß, |. Dienftverhältniß. 


Militärjuftizbeamte, nos 
nung richterlicher I 18 Abi. 8 
Dienftverpältniß I% , Ritunter: 


zeichnung und ——— 
keit I Abi. 2  oei&einigung 
bei Zeugen 2c. Gebühren I 469. 
Rilitärjuftignerwaltung, Ber 
ordnungsrecht ©. I 8; Unten 
—— g hinſichtlich der Strafver: 
olgung I81 Abſ. 3; Anmweilung 
des Amtsſiges der —RX 
räthe I I %; 
ausübende Bepsrde I 111; Auf: 
ſicht über die Ausübung der 
Militärftrafgerichtbarteit I 112; 
Bermittelung der Zuftellungen an 
Perjonen im Auslande I 144; 
Ernennung von Rechtsanwälten 
als Bertheidiger I 341 Nr. 5; 
er e, Entſcheidung I 
341 Ab. 4; ſ. oberite Militär 
juftigpermaltung. 
Militärkofarde, darf von Mann 
ſchaften der zweiten Klafie des 
Soldatenftandes nicht getragen 
werden II 39; IV 1; gleidbe 
deutend mit dem entfprechenden 
Abzeichen der Marine II 162. 
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Militärperfonen, aktive, Nicht⸗ 
erſcheinen als Zeuge vor einem 
bürgerlichen Gericht E. 119: 
Unterſtellung unter die bürgerliche 
Strafgerichtsbarkeit I 3, 6, 7; 
Zuftelungen I 141; Anzeige des 
niöt natürlichen Todes zc. I 154, 

156, 223; Zeugengebühren I 205; 
Anordnung von Beſchla ahmen 
3c. I 238; Zutritt zu öffentlichen 
Berhandlun en I 287; Begriff 
DI 4 K eneintheilung II 5 
Anl.; ; unterliegen der Disziplinar- 
frofgemalt IV 2; Anwendung 

es eeſa hue VIIIO. 

Militärſtrafgerichtsbarkeit, 
über Landgendarmen €. I 2 
Ab. 8; Umfang: im Allgemeinen 
l 1-11, wegen aller ftrafbaren 
Handlungen I 1, bei Berfjonen 
des Beurlaubtenftandes 2c. I 5, 
bei jtrafbaren ger vor 
dem Dienfteintritt I 9, bei 
zur Disvofition der Erfagbe- 
hörden Entlafjenen zc. I 8, Fort: 
dauer 110, wegen Beleidigung ꝛe. 
eines früheren Vorgeſetzten I 11; 
Ausübung I 128; Auffidt I 

MilitärftrafgerihtSordnung, 

Inkrafttreten €. I 1; in Bayern 
und Württemberg E. I 33. 

Militär-Uniform, bei Dergehen: 
der Offiaiere & la suite E. II2 
Abi. 3, der Perſonen des Be: 
urlaubtenftandes, gegen Borge- 
feste IT 113, gegen Untergebene 
II 126; |. D zier-Uniform; Be: 
fugniß und erluft des Nechtes 
zum Tragen an Stelle der Ent- 
iaflung mit ſchlichtem Abfchied VI 

4 Nr. 5, 58. 


Militärverhältniß, nung ber 
Beendigung auf die Zuftändigfeit 
der Militärgerichte I 10. 

Militärvermaltung, Öe) äfte 
ver freiwilligen Gerichtsbarkeit E. 


Militirvorgefegte, Einreichung 
des Thatberichts 2c. I 153; ſchleu⸗ 
nige Anordnungen I 153 Abi. 3; 
Erlaß von Steckbriefen I 183; 
Ausübung ꝛc. der Disziplinar- 
ftrafgewalt: Aufflärung des Her 
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gangs IV 39 (5, 22), Erwägungen 
IV 40, bei Intompetenz und 
Zweifeln Niederer IV 43, Ueber: 
— der Strafoollftvedung IV 
enfeitige Mittheilung IV 
1. Belgwerben IV 52, Beauf: 
—* Kontrole der Straf: 
befugniſ ec. IV 54, Abänderung 
2c. der Disziplinarftrafen IV 55, 
bei Angehörigen anderer Kontin- 
gente IV 56;° Mittheilung vom 
Spruch VI 61 Abf. 1; ſ. Mili- 
tärbefehlähaber u Vorgefehter. 
Minderjährige, Strafantrag VII 
65; Entführung VII 235, 237; 
Bewucherung VII 301, 302. 
Mineralien, unbefugtes Weg⸗ 
nehmen VII 370 Nr. 2. 
Minifter, Vernehmung als Zeuge 
I 189, 207. 
Migbraud, anvertrauter Macht 
VII 84; des Anſehens (Anftiftung) 
VIL48; der Amtögewalt VII 339. 
Mißbrauch der Dienſtgewalt. 
Anwendung: im Allgemeinen II 
114 ff, Befehle ꝛc. zu Privat⸗ 
weden II 114, Beſtimmung zu 
ſtrafbarer Handlung II 115, Unter⸗ 
nehmen der Beſtimmung zu ſtraf⸗ 
barer Handlung II 116, : 
haltung von Beichwerdeführung 
II 117, Weberjchreiten der Straf: 
befugnifie II 118, gejegmwidriger 
Einfluß auf die Rechtäpfle e II 
119, Anmaßung einer Berehla- 
oder Strafbefugniß II 120, Be 
leibigung oder vorſchriſtswidrige 
Behandlung II 121, Stoßen oder 
Schlagen eines Untergebenen u 
22, 123, feine bei Abwehr eines 
Angriffs II 124, durch militärifche 
Wachen II 125, durch Perjonen 
des Beurlaubtenftandes II 126. 
Mißbhandlung, dadurd zur In— 
jubordination anteizen II 98; 
Beftrafung II 122; vorherige des 
Todtichlägers vu 213; durch 
Körperverlegung VII 225ff. ., 340; 
von Thieren VII 360 Nr. 13. 
miboergnügen, Erregen II 102; 


Mitbejchuldigter, Verlejung des 
[richeren gerichtlichen Protokolls 
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Mitglied, ſ. bewaffnete Macht. 
Mitglieder, |. Landesherr und 
efebgebende Berfammlung. 
Mitthäter, Begriff VII 47, 50. 
Mittheilungen, fchriftliche, Be— 
Ihlagnahme I 232, falfche dienft- 
liche vor dem Feinde als Kriegs: 
verrath II 58 Nr. 4; über ver- 
hängte Disziplinaritrafen IV 51; 
er Akten an gndere Behörden 
VI 37 Ab}. 2; bei Beſchwerden 

j. ebenda. 

Mittlerer Arreſt, Freiheitsftrafe: 
zeitige II 16, Dauer II 17, Ans 
wendung II 20, 22, Einzelbaft 
II 24, bejtimmte Schärfungen II 
25, Bollftredung einer gelinderen 
Art II 27, im Felde II 28, IV 
47; Geltungsverhältniß zu an- 
deren Arreitftrafen II 54 Abf. 2; 
Disziplinarftrafe, Zuläffigkeit IV 
8B3b,C2b. 

Mitwirkung, keine desabgelehnten 
Richter I 128 Abi. 2 Sa 2; 
guchrerer Gerichtäfchreiber ꝛc. I 


Mitzeihnung, des richterlichen 
Militärjuftizbeamten I 97. 

Mobiler Zuftand, Geltung: der 
für das Feld gegebenen Bor: 
ſchriften €. IH Nr. 1, der Kriegs⸗ 
gejege II I Nr. 1; Begriff für 
die Marine II 164. 

Mobiles Verhältniß, Eintritt 
des Angeklagten I 421. 

Mobilmadung, Verwendung der 
rihterlihen Militärjuftizbeamten 
I 96; Zuftelung an Berfonen 
eines mobilen Verbandes I 143; 
Einfluß auf ſchwebende Unter⸗ 
Inägungen I 421° Verfegung des 

ejchuldigten zu einem immobilen 

Berbande I 483; Geltung der 
Kriegsgejege II 10 Nr. 1; Ber 
hältniß der Perſonen des Beurs 
laubtenftandes II 68; Begriff für 
Militärperfonen der Marine II 
164 Abf. 2. 

Monatsfrift, Berechnung I 146; 
VII 19. 


Montirungsftüde, in Stand 
halten und Preisgeben III 37, 
38; unerlaubte® Kaufen vom 
Soldaten VII 370 Nr. 3. 


— — —— —— — — — — — — — —— — — —— — — — — — — — — — — — —— — — — 
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Mord, als Hochverrath VII 80; 
Anzeigepfiht VII 139; Begriff 
VII 211; Bedrohung VII 254; 
Branditiftung VII 307 Nr. 2. 

Mündliche Verhandlung, vor 
om Sriennenben Gericht I 260 


ſ. 2. 

Mündlihder Verkehr, mit dem 
Bertheidiger I 345. 

Müngverbrehen und Berge: 
ben, Einbolung von Gutachten 
und Berfahren I 219; im Aus: 
lande VIL4 Nr. 1; Anzeigepflicht 
Ya 139; Begriff VIE 146 bis 

Müßiggang, Hingabe VII 361 
Nr. 5, 362. 

Munition, unvorfihtige Behand⸗ 
Iung 11148; III 39; widerrecht⸗ 
liche Zueignung VII 291. 

Muth, hervorragende Beweife nad 
vorheriger Yeigheit II 88; Beruf 
des. Soldaten III 2. 

Mutter, Tödtung des unehelichen 
Kindes VII 217. 


Mutterleib, Abtreibung 
Tödtung VII 218, 219. 


oder 


B. 
Nachlaß, Bollitredung von Geld- 
ftrafe VII 80. 


Nachrichten, von der Disziplinar- 
belteafung IV 50; Berrath VII 


Nachſchlüſſel, bei Diebftahl VII 
243 Nr. 3, 4; unerlaubtes An- 
fertigen VII 369 Nr. 1. 

Nachtheil, Bereitung für deutjche 
oder verbündete Truppen II 62; 
erheblihen verurjaden: durch 
Feigheit II 86, durch Ungehorſam 
II 93, durch ausdrüdliche Ber- 
mweigerung des Gehorfams IT 
100; Herbeiführen durch Pflicht: 
vertegung als Befehlähaber II 
141. 

Nachtzeit, bei Durchjuchungen I 
236; Diebftahl VII 243 Nr. 7; 
Raub VII 250 Nr. 4; Jagdver: 
gehen VII 293 ; unbefugtes Fiſchen 
xc. VII 296; Feueranzünden auf 
Stranphöhe €. VII 4; VII 322, 
326. 
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Nachzugler, Begehen von Unter 
drũctungen II 185; II 84; |. 
Marodiren. 
Nahrungsmittel, Aneignung: 
2 feine Flunderung u 130, als 
taub VII 370 Nr. 6. 
Rome, nicht zulommenber VII 860 


Namhaftmachung, der Gerichts- 
perjonen an den zur Ablehnung 
btrrctigen I 124 Abſ. 

Naſſauiſches —— vor⸗ 
maliges, Vernehmung der Mit 
glieder ald Zeugen I 206. 

Naturereigntjje, Grund für 

ereinteu 11 


4. 
Raturalien, Aeüge an den Aus» 
gaben VII VII 358. 
Nebenamtliche Geſchäfte, Ge 
nehmigungzur Uebernahme E. I21. 
Rehenprototoll, ‚ findet nicht ftatt 


Nspenſtrafe, Abſtimmung I 320 


Nennwert), der Schuldverſchrei⸗ 
na evir 1a al als Strafmaß- 
ne Sogbuergehen VII 29; 
iehung VII 295, 296». 
Neue, Handlungen ꝛc. des Ange 
ichulbig ten VI 40. 
Rigtbeeidigung, von Zeugen I 


Ricbere Gerichtsbarkeit, Um⸗ 
fang I13, 14, 15, 45; Gerichts⸗ 
erren I 19; Webermeifung 163; 

— 5 — der Geſchäfte des 
Gerichtöjchreiberd I 109; Beur- 
fundung der Erklärungen bei 
Rechtämitteln I 368; unterftellter 
Gerichtsherr als Beauftragter des 
Gerichtsherrn der Berufungs- 
inftanz I 887. 

merkt ung, als Widerfegung II 

trafausfchließungsgrund VII 
4 eine8® Beamten VII 114; 
durch Gefangene VII 1292; durch 
an obrauch der Amisgewalt VII 


Notar, unbefugte Offenbarung von 
Privatgeheimmſſen VII 300; Be 
amter VII 359 

Notariat, „öffentliches Amt, Ver: 
luft VII 
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Roth, Berlaffen der Kameraden III 

16; emeine, Weigerung ejorber- 
ülfe VOL 860 Nr. 

—* Ausbeutung var 3028. 

Notbiignale, Berlegung der Ber: 
ordnungen VII 145. 

Nothitand, Streinusläliegungs: 

nd VII 52, 54 


grund VI 
Rothm ehr, . „Strafausfchfiegungs 
Bertheidigung I 


217, 
Nothzudt, Strafe VII 176—178. 
Runmiehen, Wegnahme von Sachen 


—8 enbige, 


B. 


Oberes Gericht, Verbindung 
mehrerer Strafſachen und —* 
bung der Verbindung I 32 Abſ.2 
33, 34 Abſ. 3, 35; Entiheidung 
bei Zweifeln uͤber die Zuſtaͤndig⸗ 
keit 136; Rechtsbeſchwerde, Ent⸗ 
Scheidung I 204, 205, 230, 461, 
464, 470, 471. 


Ddergef freite, [. Gefreite. 
Ober —— erkennendes 
t Il 3; Sig und 


—e — 1 (€. 1 7); Be 
rufung und Beeidigung der ala 
Richter und Stellvertreter oehellten 
Offiziere I 67, 68; Beſetzung 
69 (54-58); Vorſitz und 
rung der — T 1 1); ; 
' Führer und Borfigender; Ent 
cheidung — — ——— 
heiten zwiſchen Gerichtsherrn und 
richterlichem Militärjuſtizbeamten 
oder Gerichtsoffizier I 97; Prü- 
fung der Urtheile I 118; Rechte 
—— Entfcheidung I 290. 
Oberfriegägerichtäräthe, Der: 
tretung I 70; perfönliche Verhält: 
nifie ſ. Kriegsgerichtsrathe; Wir⸗ 
kungskreis: Zuweiſung juriſtiſcher 
Geſchäfte E. 120, 21, Nachprüfung 
und Durchſicht der Alten I 113, 
Ausfchliegung, Ablehnung 1122ff., 
Berhandlungsführung 1390 (292), 
übrer 


Ddermilitäranwalt, Befugniſſe 
1104; Stellung zum Bräfidenten 
I 105; Militärhbeamter I 106; 
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Urnennung, eimfiweilige Berjegung 
den Ruheftand I 107 

Ober und Dberftleutnent, 

Mitglieder: des erichtö VI 

13 Abi. 3, des € v121. 

DOberftabsärzte, |. Sanitätsforp3. 

Dberfte mitärjufligpermal- 


Militärjuft 
Dberfte Reihsbehörben, Ber 
pe ung bet Borftände als Zeugen 
Dbernormunnfäaft, Genehmis 
gung VII 84 #r. 6; Beſchluß 


I 58. 
Oben feit, Auffordern zum Unge⸗ 
horſam VII 110; 
131. 
Deffentlihes Amt, VII 31ff., 
331 ff. ; unbefugte Ausübung vi 


Deffentlige Aufiorberung, 
Abwef 1 359. 
Detfenttige venehörben, Ber: 


— Unterſuchungs⸗ 


nft zu ertheilen I 
Deffenttigteit, Berlekung der 
A Geh 


emdahung €. I 
ng I 282, 
IR, 409 Abf. 4; —— 
überhaupt I 283, 390, 409 Abſ. 4, 
insbejondere für die Verkündung 
ber ils e 1 284, Ber: 
handlung und Beihluß I 285; 
Berpflichtung Bun eheimhaltung 
von Thatſachen I 286; —* 
Geſtattung I 287 ff., Ber] 
I 288; Verlegung als Revi 
grund 1400 Rt. 6. 
Deffnungen, unverbedie VIL 367 


Dffenbarung, von Geheimniffen: 
des Staates VII 92 Nr. 1, 353a, 
Privater VII 300, 354, 355. 

Dffenbarungseid, Zuwiderhand⸗ 
lung VII 162. 

Offenes We nehmen, im Selbe 
(Plünderung) II 129 Nr. 1 


—* 


0 SEE 


Sachregiſter. 


er Bertreiungunb Fähigleit 
1 39, 40, 44, 60, 


68; zum Gtanbgericht 
141, — — 165 
Berufung — 


Beitimmung beim 
gericht I 78, 79; 
Anzeigen I 151; 


g II 5 Anlage A; Be 
nfrafttretend der 


—— VI 4 Xr. 3* bes 


erihte VI4 Rr.5, 58; 
Invalide, verabjchiedete, Milttär- 
gerichtsftand I 1 Nr.5, 7; Aus⸗ 
manderung V Vo 140. 

Difigierarzeitzimmer, Br ge 
j en Stubena 

Offizierkorps, —— « ander 
Bildung der Ehrengerihte VI 5; 
Mitglieder VI 6; Theilung VI 9; 
Unterftellung, wenn fie nicht Mits 
glieder find VI 10; Leitung des 
Ehrengerichts VI 12; Wahl des 
Ehrenraths VI 15 ff.; Kenntniß⸗ 
gabe der Allerhö Entſchei⸗ 
dung VI 61 Abj. 2 

Dffizterrang, Schließt fta ae 
liche Zuftändigfeit aus I 14; vor: 
läufige Feftnahine der in ihm 
ftehenden I 180. 


Sadıregifter. 
Dffizierftand, Entfernung aus | 


demjelben VI 51 Nr. 6, 52, 53. 
Dffiziertitel, — ſtati Ent⸗ 
ſeung aus dem Heere II 33; 

geht nicht verloren bei Dienftent- 
lafjung II 35; Berluft an Stelle 
der Entfernung aus dem Offizier: 
ftande VI 58. 

Dffizieruniform, Verwirkung des 
Rechts: bei Berkuft des Offnier: 
titel3 ftatt Entfernung aus dem 
Heere II 83, bei Dienitentlaffung 
II 85; Verluſt des Rechtes ſtatt 
—— I 36; ſ. Mili⸗ 
taͤruniform 

Operationsplane, Verrath VII 
90 Nr. 4. 


Orden, Verluſt: bei Entfernung 
aus vem Heere und Verluſt des 
Offiziertitels II 82 Nr. 2, 33, 
bei Verſetzung in die zweite Klaſſe 
des Soldatenftandes II 39, bei 
Aberfennung der bür erlichen 
Ehrenrechte VIL 38; Unfähigkeit 
zur Erlangung VII 34; unbefugte3 
Tragen VII 360 Nr. 8. 

Ordentliche Rechtsmittel, Al: 
gemeines I 363 ff. 

DOrdentlides Verfahren, Be 
kätigung ber — un ergangenen 

rtheile I 4 

Ordnung, im Gefängnis I 178; 
Öffentlihe, Ausſchließung der 
Deffentlichleit wegen Gefährdung 
1283; Aufrechterhaltung in der 
Situng I 289, 290; }. Borfigen- 

und erfennende Gerichte; 
———— überhaupt 
I 146-152, IV 1 Re 1, IV 
16 Nr. 1, unerlaubtes Berlafjen 
der Wache zc. I 146, Berjäumung 
der obliegenden Beauffichtigung 
der Untergebenen II 147, unvor- 
fihtige Behandlung von Waffen 
oder Munition II 148, rechts⸗ 
widriger Waffengebrauch II 149, 
Verheiratfung ohne dienſtliche 
Genehmigung II 150, Trunken⸗ 
heit im Dienft II 151, Beſchwerden 
wider befieres Wiffen Il 152, im 
Allgemeinen VII 123—145a. 
Ordnungsſtrafe, Feſtſetzung 
egen aktive — —— als 
eugen 2c. €. 1 19, wegen Un: 
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gebühr in der Hauptverhandlung, 
Sea pelnuerde 12%, 390, 409 
4; friftliche Aufgebung V 


In 
Drt, frfsore nolungen ge 
Ruhe Org} er 


—— I PT 388 
Abſ. 1 n gſagung des Aufent⸗ 
halts VII 8 

Drtstommandant, |. Kantonne⸗ 
mentsälteſte. 


P. 
Badeke, unbefugte Eröffnung VII 


paſſ er ren. in [einatihe Se 
VI WM. Nr. Fälſchung 

vu 275 Nr. 2, 363. 
Bapiere, Duchficht der bei der 
ar Leoung aufgefundenenI 237 


Papiergeld, Faͤlſchung und Ber: 
ausgabung VII 146—149, 1bt, 
152; Stempel VII 360 Nr. 4 

änlige Abbildungen VII 360 


—88 älteres, berechtigt zur vor⸗ 
läufigen Verhaftung IV 7; 1 
Dienſtalter und Dienſtgrad. 

ion, ſ. Dienſtanſprüche. 


—— Difigiere, ſ. Oft 
Berfonalberigt, Beifügung VI 


—* onen, des Beurlaubtenftandes, 
ſ. Beurlaubtenſtand; des Sol: 
Datenftandes: Zandgendarmerie: 
korps E. I 2 Abſ. 3, Gerichts: 
ftond I 1 Re], Vebertragung 
der on Säle! des Gerichtaf chreibers 

A von Anzeigen 
1 1er. jr ſchuldigte I 171 
als Zeugen I 1 , 265, 388, ne 

angeliagte I 266, 388 Abi. 1 
Enthebung vom Dient I 174, 

Dienftverfihtiegenheit, Genehmi- 

gung zur Zeugenvernehmung I 

189, 299 Abſ. 3, 392, Bejtrafung 

en Verweigerung des Zeug: 
ne (Gutachtens) oder der ben. 

leifttung I 202, 208, 213, 299 

Abſ. 3, 392, Vernehnung als 

Sachverſtändige I 212 Abſ. 2, 
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299 Abſ. 3, Vorlegung, Auslie⸗ 
ferung von in dienſtlicher Ver⸗ 
wahrung befindlichen Schriftftũcken 
1231 Disziplinarbeftrafung wegen 
Ungebühr in der Sitzung I 290 
. 2, 3%, im Dffgterrenge als 
Belipei er I 341 Nr. 1; Be 
eff IL 5 Anl. A; Strafen II 
4—42; militäriihe Verbrechen 
und Vergehen II 56—152, 162— 
165; Amtsvergeben OH 145; in 
Beamtenftellen !. Beichwerbe; 
Aufwiegelung VII 112. 
Perfonenftand, Berbredden und 
Vergeben VII 169 
Berfonenftandsbeamter, 
Saliebung einer Doppelebe VII 


Berfonenflandöregifer, Auss 
züge, Berlefung I 303, 392. 

Pfändung, —— gepfäns 
deter Sachen VII 


Pienbetan iger Dernahme von 
Saden VII 289. 


Pianbleiber, Gebrauchen verp 

deter Sachen VII 290; Zuwider⸗ 

handlungen VII 360 Nr. 12. 
Piononehmer, eftohlener Sachen 
; von —e— 


YıL 870 

Pferd, Unbreufjbarmaden aus 
Feigheit II 85. 

Pflegeeltern, find Angehörige 
VII 52; Unzudt mit Kindern 

Rfleg —— VII 34 Nr. 6; 
eger igkeit r. 
inberroub VII 235; Entführung 
VII 237. 

Pinnieriorps, Offiziere |. Be 


ſch 

Pläne, ſ. Feſtung. 

Platz, Plätze, Hebergabe II 63; 
Berlaflen auf dem Marſche ꝛc. Il 
146; |. Kommandant und Boften; 
bei eiste, bringen in feindliche Ge 
walt E. VII 4; VII W Ne. 1; 
Diebftahl, Raub VII 243 Nr. 4, 
250 Nr. 3; Beihädigung VII304; 
Gefährdung des Verkehrs vu 
366 2, 3, 5, 8, 9, 10, 367 
* 12. 


Plaggen, bauen, unbefugte® VII 
370 Nr. 2. 





Sadregifter. 


Platten, Unbraud 
41, 42; zum Fall 
vl 151, 152, 360 Nr. 

— Stimmen 

ältnig I 85, 86. 


Plenum, bes Rei —— 1767 
ng: des 175, 

—— — lieder 182 
185; Dee, —* 86; I 
fimmung 187 PN ; 37; Gef Hüftsordnung 
Plünderung, Begriff IT 129; III 
32 Ancı von 2ebens- 


f-; 
mitteln 2c. 2 130; Strafe I 131; 
Ihmere, 
Gem 


, To 
184; durch Radhzügler oO 135; 
Deuticer 0 oder — eines 
taate8 II 136; bei 

Sonbfrieneng Br y VI 125. 
Bolitifche e gorpesihaft, Belei- 


‚| vellüfgenegte a tühigteit zur 
Nr i t, 
” —— * * —— bei 


—— 

vo 45; onen Yugenbli un 
2 

gen gegen die Beſchraͤnkungen 
VII 361 Re. 1. 

Polizei- und Siyerpeitabe: 
amte, befugt zur vorläufigen 
Feftnahme I 180: Beſchlagnahme 
und Durchfuchung I 239. 

Polizei: unbSicherheitäpienft, 
Berpflihtung der Beamten: zu 


Rofigeigefsge ‚Berorbnun: 
een g tändigfeit der bürger: 
örden I 2. 
gorseiftumb e, Verweilen als Saft 
und Dulden folder VII 368. 

VBortepeeunteroffiziere, Irreſt 
ſtrafen II 20; IV 4 Abi. 

Boft, Zuftellung I 142; hiag⸗ 
nahme von Briefen ꝛc. I 233; 
Nichtbefolgen von Anorbnungen 
bei Sendungen VII 367 Wr 
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Boftbeamte, Eröffnung 20. von 
Briefen VII 854, 358. 
Polten, Verrath ala Kriegsverrath 
I 58 Nr. 3; anvertrauter, Ver⸗ 
laſſen, üebergabe II 63; vor dem 
en Sahnenflucht IT 13; I, 


Boftfreimorten, Fälfhung VII 
275; Wiebervermendung VII 276; 
Fertigung von Stempeln ıc. VOL 
360 Nr. 4, 5; Veräußerung nad 
Entfernung des —— 
zeichens VII 364. 


Poligehäube, Diebitabl VII 243 


Bolgejepe in Kraft en E. 
VII 2; Verjährung €. VII7 
Potsdam, gehört zum Territorials 
des Gardekorps VI 10 
Bräflufiofrift, zur Einreichung 
or de Vertheidigungsfchrift vI4 


Präf is ältefte8 Mitglied Des 
Ehrentaths VI 14 2. 


Präſident, des Reichsmilitärge⸗ 
richts: Zeitung der Geichäfte 173, 
Ernennung I 74, Beeidigung I 75, 
Stellvertretung I 76, Beeidigung 
der militärijchen Mitglieder des 
Reichsmilitärgerichts I 82, Ge 
häftsveriheilung I 88, 89, Vor⸗ 
ig bei Ausarbeitung der Ges 
ſchäftsordnung I 92, Veranlaſſung 
der Zuſtellung ꝛc. I 138, Ernen⸗ 
nung von Rechtsanwälten 1341, 
or age der Urtheile I 418, 


Praktikanten, ala Vertheidiger I 
Reis N. 2. Dienſt 
reisgeben, eines Dienſtgegen⸗ 
ſtandes II 137; III 38. 
Preſſe, Verbot der Veröffentlichung 
Ee.1ı18 bj. 2. 
Brebpoligeigrieße, 
bleiben €. VII 
Preußen und Württemberg, 


in Kraft 


fommandirte Offiziere, Ehren⸗ 
gerihte VI C. 
Privatgeheimniſſe, unbefugte 


Offenbarung VII 300. 
Brivatftreitigfeiten, Anlaß zum 

Zweikampf VI A. 

Kompendium über Militärrecht. 
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Brinatmege, unbefugtes Benugen 

VMI 368 t.9; Verringern VII 

370 Nr. 1 Hgroben vonRafen ꝛc. 
VII —* r. 


Protokoll, über Beeidigung: der 
tändigen Richter 142 Abſ. 4, 68 
Ah 2, des Präfidenten und ber 
mi itãriſ chen —** des Reine 
militärgericht3 I 75, 82, ber 
richtsoffiziere I 101; deutiches, 
Kebenprototoll I 116; Aufnahme: 
sei Ablehnungs efuchen I 126, 
30, über Unterfu uhungshandlun 
gen I 163, 164, verlejen, von 
egen, unterichreiben I 164 Abi. 2 
be Augenfcheindeinnahme I 292, 
803, 392, bei Leichenfchau I 223, 
bei Belanntmachung der Anklage: 
verfügung I 256 Abf. 3, bei in 
Sitzungen begang genen ttafbaren 
- Handlungen —A 
über Augen geinseinnahme I 
892, Ausjagen een er Zeus 
gen ꝛc. I früherer Verneh⸗ 
mungen I 304ff., 807, 392, bei 
Zeugnißverweigerung I 306, 892, 
zur lnterftügung des Gedãchi⸗ 
niſſes I 807, 392, bei Wider⸗ 
ſpruchen I 307 Abf. 9, 308 Abf. 2, 
392, über Seftändniffe I 308 
Abj.1, 392; Inhau bei der Haupt⸗ 
verhandlung I 331-333 
392; Feſtſtellung von Bor epängen 
und Beweistraft 1 334, 83 
Erklärungen: über Einlegung von 
Rechtömitteln I 369, über Bes 
ne des Renifiondantrages 
404; der Bernehmun ER 
zum Schluß VI 41, lage I 
— ‚ ber Spruchfigung VI 


Prüfung, der Urtheile der Stand-, 
Kriegs⸗ und Döertriegägeri ichte I 
113; des angefochtenen Urtheils: 
durch das Berufungsgericht I 394, 
dur) das Revifionsgericht I 410. 

Be on ae fngniß, Art und 
Friſt VII 165, 200. 
ulver, Serfirung € VII 4; 
VII 311, 825; ſ. Schießpulver. 

Putzmittel, Entwendung gegen 
Kameraden III 51. 


30 


m. 
Duäten, uabafted von Thieren 
VII 860 N 


Du —— ishiplinatftrafe: 
—2 IV8B3a C 2a, 
ttänigteit IV Off. Bollitredung 


Dunrkicewieth, Dienftahtac. gegen 
ihn HI 138; III 504 
Duittungen, — 52 ii 149. 


R. 


Nädelsführer, bei Fahnenflucht 
im Felde IT 72 Abf. 2; bei Yun 
ruhr I 107; VII 115; Beflras 
fung nad) Rückkehr der Aufrührer 
jur ordnung II 109: bei Plun⸗ 

erung II 133 Abj. 2; bei Land- 
friedenabruch VII 1 125. 
Rdn Berüdfihtigung: bei Be: 
Kun, de3 Kriegsgerichts J 55, 
ei Rriegägelangenen I 57; 
des Reichsmilitärgerichts⸗ Ppraſi⸗ 
denten J 73; der militäriſchen 
Mitglieder de3 Reichsmilitär⸗ 
geri ichts I 79; MWenderung bei 
ngeflagten I 330 Ab. 2. 

Rapporte, Abftatten unrichti 
aus Vorſatz II 139, IIT AO 3b 9, 2, 
aus —— III 40 Ab}. 8. 

Rafengraben, ‚ unbefugtes VII 370 


Rath, bei Behülfe VII 49. 

Käthe, beim Reichgmilitärgericht: 
Unzuläffigkeit der Zuziehung von 
Hülfgrichtern I 78 Abi. 2, Ers 
nennung und Stellung I Sof, 
Vertretung I 89, 90, 91. 

Raub, Ehrenftrafe: verſehung in die 
zweite Klaſſe des Soldatenftarides 
II 37 Abi. 2 Nr. 2, Dienitents 
laſſung oder Degradation bei 
Perſonen des Beurlaubtenftandes 
II 42; unterlaffene Anzeige VII 
139; "Begriff VII 249ff.; mit 
Waffen, Bandentaub, Straßens 
raub zur Nachtzeit, im Rückfall 
VII 250; mit Martern, ſchwerer 
Körperverlegung oder Tod VII 
251; räuberiicher Diebftahl und 
chenfolche Erpreffung VII 252, 


%5; Begünftigun 208; 
Brandftiftung vu "Bor Ar Nr. 2. 
Raupen, unterlaffened® VII 368 


Rehnungen, Fälfcyung bei Unter: 
Tagung durch Beamie VILBSUN- 
Reh tlertigung, der Revifion 1 


Rechtlicher Ge1i9tBpunft, Ber: 
änderung I 3 

— Gebühren € 
17; 1469 Abf. 2; 


erthe Anzug I 841 Ser. 5; 
eines Amt, nicht Beamter 
VII 31, 132, 859; Offenbarung 
von Rrivatgeheimni en VII 300. 
Rechtsbeiſtand, renüber⸗ 
— VII 352. 


369 ‚af. 1; 
nahme I sh: FoBurfe oder Bor: 
lage I 374; Ausfegung des Boll- 
zugs I 375; Berfahren und Ent- 
ee I 376, 377; einzelne 
Fälle: gegen Zurteweifung von 
—— —* und gegen 
die Entj Bahn 3 egen Auss 
Ichließung eines 2 nnslareibers 
ꝛc. 1 130 Abſ. 4, 132 Abſ. 2 
210, 121, gegen Vermerfung des 
Sefuchs um bie die Aiehereinfegumg 
I 149 Abſ. 4, gegen die 
Maung der Unterfucjungsbaft I 
175 Abſ. 2, 177, gegen Maß—⸗ 
senelung der geugen =; x. I 204, 
208, 


en 
Fefffegung der ne ꝛc. Er 
bühren I 205, 208, gegen Unter 
bringung in eine Srrenanftalt I 
217 Ab}. 3, gegen Zwangsmaß: 
vegeln bei Weigerung der Heraus: 
gen e von Beweismitteln I 230 
bj. 2 (204), gegen bie Anorb- 
nung von Beichlagnahmen und 
Durchſuchungen I 288, gegen 
Giniteltung oder ung. DS 
Strafverfolgung I 247 Adf. 2 
egen die gerichtöpersfice Ber 
ung über Beweisanträge I 
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269 Abſ. 8, Berhä 867, 868, den Beſchul⸗ 
von —* —— * —* 1369; 3 den Beet 


Se ar anzu — * I 
2, gegen Berjagung der 

me einer Bertheivigung 

1541 ad 4, gegen Suricn chung 
der Berufung als unzuläffi gl 

885 Abſ. 2, gegen nachträgliche 

Bildu Kor einer Gefammtftrafe I 

an 7 ar die Sea roll 


Rofenefertenng I Io War 


Rechtsbeugung, duch Richter, 
Beamte 2c. VII 334, 886. 
Rentatragen, Entfheidung ftreis 


Rechtsgeſchäft, erdichtetes VII 
24, Abichn. 239, K. O.; zur Aus⸗ 
beutung Minderjähriger VII 301, 
302; wucherifched VII 302aff. 

Rechts utachten, |. Begutachtung. 

—* der — 
gegen eitige, Beſchwerde €. I 11; 

durch burgeri⸗ Gerichte, Abieh⸗ 
Beſchwerde €. I 12; 

—— Militärgerichte, —J— 

und Beſchwerde E. 113; often 

€. 1 12 Abſ. 4, 13 Abf. 2; 

Ermittelungsverfahren I160, 161; 

bei Leichenichau I 293; bei Be: 

ſchlagnahme ꝛc. I 239: der Ge: 
richtSherren in der Hauptverhands 
fung 1262; durch Ehrenräthe ıc. 

VI 85; bei Schutztruppen VI B 


Neqhts kraft, eines von zwei Ur⸗ 
theilen E. 114 Abſ. 1; bei Straf: 
verfügungen 1353; des Urtheils, 


Beratung bei Einlegung: der 
I 388, der Revifion I 
405; Beftätigung im ordent- 


lichen Derfahten I 416; der Ur: 
theile en Felde und an Bord I 


Redts mittel, Anweifung zur Eins 
legung Durch den höheren Ges 
richts 124; Freilaſſung des 
Angeklagten I 179; des enden 
den Gerichtsherrn 1 263 Abſ. 1 
ordentliche I 368; findet geg en 
Entiheidungen des — 

ichts nicht ſtatt I 366; Ein⸗ 

34 durch den Gerichisherrn 


diger I 869° Abſ. 5; Wahrung 
ber Einlegungsfrift I 69 Ab]. 4; 
Irrthum in der Bezeichnung I 
870; Zurüdnahme und Verzicht 
I 371, 871; |. Berufung und 
Revifion. 

Rechtsnorm, Verlegung ald Re 
vifionsgrund I 401. 

Rechtspflege, gejegwibriger Eins 
flug II 119. 


Redefreiheit, der Abgeordneten 


Regent, Thaͤtlichkeit: gegen eige⸗ 
nen VII 96, gegen den eines 
Bundesſtaats VII 100; Beleidi⸗ 
gung: des eigenen vu 97, des 
eines Bundesſtaats VII 101, 
des eines fremden Staat3 VII 108. 

Regierung, Auslieferung eines 
Deutiden VII 9. 

a ch, eu 
ftrafung weit, era 
IV Einf. Dibee; a finamfag 

gewalt: eigene IV 11, der Bor: 
Sefegten IV 14, Verhan ung von 
—28 IV 33 Abſ. 2; Be⸗ 
ſchwerden f. ebenda; Kenntniße 
gabe der Allerh. Verordnung VI 
Einl. am Ende; Leitung des 
Ehrengerichts VI12; hepgerir 
liches Verfahren, Allerh. Ent⸗ 
ſcheidung VI 28 af. 8. 

Negifter, Vernichtung 2c. VII 133; 
Fälſchung: überhaupt VII 271— 
278, durch Beamte VII 348, 


‚851. 

Reich, Hochverratb VII 81 vr 2, 
8, 84; Landesverrath E. VI 
VII 81238 —— — 
VII 149. 

Reichsanzeiger, Bekanntmachung: 
zuzuſtellender Schriftſtücke I 145, 
der Veprogensbeclagnahme und 
der Fahnenfluchtserklaͤrung I 360, 
362, der Aufhebung des eren 
Urtheild im — ã— — 
fahren I 449. 

Reihsbehörde, oberfte, deren 
Borftände und Vernebmung 1207. 

Reichskanzler, Vernehmung als 
Zeuge J 189, 207: Mittheilung 
von Anordnung der förmlichen 
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gIr g gerichtlichen UnterfuhungVI | Reiten, übermäßig ſchnelles VII 
866 Nr. 2; Fre Gärten ze. VII 
Reismarineamt, — 868 Nr. 9 
der a litäͤrjuſtiz⸗ Rekurs, Zief keit —*8 — 
— —— ai & cafe Religion, Borideiten ni rat 
e militärgericht, ⸗ machen eine Handlun t 
ordnung E 18; 1 Tennens 103 II 48; Darauf beiügliche Ders 


des Gericht I is ae Zus 
ftändiglett I 71; Sit I 12; 
Zeitung I 73; Bildung der Ses 
nate I 77; BZufammenfegung I 
78; militärife e Mitglieder und 
deren Beftimmung I 79; Senats» 
präjiventen und Räthe I 8, 81; 
Beeidigung der militäriichen Mits 
Kine I 82; Abitimmung I 87; 
eichäftsvertheilung 188. ; Vers 
waltung I 111; Prüfung ber Hr 
theile 1113 aibſ. 4; Entfheibung: 
über Rechtsbeſ merbe I 149 
Adi. 4, 328 Abi. 2, 885, über 
Sölepnung des indie: ꝛc. er 
Strafverfolgung I 247 Abf. 4, 
248, 249, über die Reviſion I 
406 ff., in der Sache felbft 1412; 
Ernennung von Rechtsanwälten 
oder Bertbeidigern I 341; Unans 
fechtbarteit Der Entfcheidungen I 
366; Zulaffung des Antrags auf 
Wiederaufnahme I 443, 446; 
ler auf eine Sefammts 
afe I 461 Abi. 2. 
ae ritärgeriisräthe, !. 
Reichstag, Sprengung und Ge 
malt gegen Abgeoronete VII 105, 
106, 339; Beleidigung VII 197. 
Reihänerfaffung, „goQuerrath 
. VIL 4; VILSIN 
Reihenfolge, der Berufung von 
Dffizieren zu den Kriegägerichten 
* der Abſtimmenden I 87, 


NReifegebührniffe, für den Ans 
geflagten in der Reviſionsinſtanz 
nicht zuftändig I 408; Bejcheini- 
gung des Gerichtsoffi iers oder 

richterlichen Miltäruftgbenmten 


I 469. 
Reifegepäd, Diebſtahl VII 248 


Reifender Schiffsgefaährdun 
wahne a —* 


—e— om 


gehen vii 166 ff. 
Religionsdiener, ſ. Geiſtl 
Religionsgeſellſchaften, Be⸗ 
theuerungsformeln I 1 vo 
155; Beſchimp vo 166; 
Hinderung des —— 
VII 167, 339; Zerſtörung von 


Gegenftänden der erebrung VII 


Rentenanitalten, unbefugte Er- 
richtung VII 360 Nr. 9 

Requifitionen, or vı 85; 
Inhalt VI 87, VI Beil. IH; . 


Plünderung 
Rei eroift, unerlaubte Auswande- 
run 60 Nr. 8; f. Beur⸗ 
Re in ur Bapfenfteig 
eveille 
Revifion, ordentliches Rechts⸗ 


mittel: im Allgemeinen I 863, 
uläffigleit I 365, 397, 407, 
urüdnahme I 371, Unzuläffig: 
eit der Zurucknahme nach Be⸗ 

ginn der Hauptoerhamblung | 1372, 

Einlegung, techtiertigu gung I 

, ‚ Revifiondgründe, Ge 
jegeöverlesung I 399, 400, Wir⸗ 
g 1 408, Entfheibung durch 
das Reichgmilitärgericht L 406 ff., 

Zuftellung der Rehtferigung an 

den anderen Theil I Ans 

—* des Angeklagten in der 
geuptperfanbtung nicht erforder: 

lich, Bertretung durd den Ber- 

weibiger, Nihtgewährung von 
eijes oder Marjchgebührnifien 

an den Angellagten 1408, Haupts 

verhandlung I 40R ff. Geg 

des Urtheils 1410 (402), ——* 

verweiſung, Cuiigermn in der 

Sade ſelbſt 1412, Wirkung bes 

Urtbeils für Angeklagte, bie das 

Rechtsmittel nicht eingelegt haben 

1414, Beide ng in der Straf⸗ 

bemeflung zu Gunften des Ans 

gellagten“ I 415, findet im Felde 

oder an Bord nicht ftatt I 419, 
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Reviſionsantraäge, Begründung 
I 403; Vernehmung des Ange 
Elagten I Die Einjendung I 406; 


Prüfung I 

Revifionßrechtfertigung, |. Re 
vifion. 
Nichter, Vertretung I 89, 70, 98; 
sichliegung I 122, 193; 

Ta Entfheidung I 124, 
Abſ. 2; in der Haupt⸗ 
verhandlung: Berufung I 261, 
Zuweiſung hned I "962, uns 
unterbrochene Anwefenheit 1273, 
Verlejung der ; Namen 1295, 391, 
Beeidigung der nicht ftändigen 
I 2.290, 391, Abitimmung I 821, 
824, (87); Beftehung VII 334, 
835; Beugung des Rechts vIL336. 
Rigteramt, Ausſchließung, ſ. 


Richterliſte, Verleſung I 295. 

Ri je, von Feltungen, ghme 
eröffentlichung VIL 360 

gittmeiker, ſ. Haup ae 

Rohrpoitanlagen, Gefährdung 

VII 318a. 
Robärgte, Anhorung eines Gut⸗ 
14 Abſ. 2. 


niter uni ojimmung 132 Abſ.2; 
Anwendbarkeit der Strafe II 13; 
wiederholter, Ehrenftrafe II 37 
Abſ. 2 Nr. 1, 40 Abi. 2 Nr. 2; 
bei Fahnenflucht: im Allgemeinen 
IH 70, im Felde II 71, bei Wie- 
bergeitelung 1175; bei Mißbrauch 
der Dienſtgewalt ii 114; bei Miß⸗ 
handlun Untergebener U 122; 
bei Diebitahl VII 244, 245; bei 
Raub VII 250 Nr. 5; bei Seh: 
lerei VII 261; bei Betrug VII 264. 
Ru —F a e, entzogener Gegenftände 


Rüdtaufshändler, ouniberhands 
lungen VII geben 
Rüdzug, 


Te 
Rügen, fi glei Disziplinars 
ftrafen IV 


Re ung, ungebührlihe VII 


3. 
Sachbeſchädigung, Beariff VII 
A gung, Begriff 
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Sadleitung, Bean © 
Anorbnungen I 292 Abj. 8 

Sadverftändige, Ausichliegung 
vom Richteramt I 12 Nr. 5; 
Anzug der dem Berei der Mi- 
litärverwaltung angehörigen bei 
der — 171; Geſtel⸗ 

ebühren I 208, 
ahl I 209 ff.; Aus: 
hliekung, lehbnung I 210; 
Berweigerung ded Gutachtens ꝛc. 
I 212; ENG Rechtsbe⸗ 
fchwerde 1 213, (204); Leitung 
der Thätigfeit 1214; Beeidigung 
I 215; Gutachten: Vorbereitung 
und Schriftlichkeit I 216, über 
den Geifteszuftand I 217, neues 
1218, bei Münzverbrechen 1219, 
Schriftvergleihung I 220; als 
eugen I 221; Ausiehung: zur 
innahme eines Augenſcheines I 
222, zur Leichenihau I 224, bei 
Vergiftungen I 228, zur Haupt⸗ 
verhandlung I 265, 269; Ber 
nehmung: tommiffariiche 1 270, 
1, in der Hauptverhandlung I 
299, in der Berufungsinftanz I 
388, im Wiederaufnahmeverfahren 
I 445; Beitrafung wegen Un ” 
bühr I 2%; Berlafjen der 
richtsſtelle I 302; Berlefung von 
Aussagen Verftorbener 1 305; 
Borihügen unwahrer Thatiachen 
VII 138; Meineid VIL154, 155, 
187, 158, 161. 

Sammeln, der Stimmen I 320; 
zerftreuter Mannſchaften, Verbin: 
derung iſt Kriegsverratb IL 58 
Nr.6; von Unterjchriften zu 8. 
ſchwerden II 101. 8 

e⸗ 


Sammlungen, öffentliche, 
ſchädigung VII 304. 
S gu n ® unbefugtes Graben VII 370 
Sanitätskorps, Strafbeitimmun- 
en für Mit fieder IL5 und An- 
age AIV; Disziplinarbeftrafung 
3 D; AZuftändigfeit zu Dis: 
ziplinaritrafen: der MilitärbefehlS- 
baber IV 21, der Mitglieder IV 
22, im Beurlaubtenftande IV 31, 
gegenüber Militärbeamten IV 37. 


Sanitätsoffiziere, Militärge- 
richtsſtand: der zur DispofitionI1 
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Mitglied, f. bewaffnete Macht. 
Mitglieder, |. Landesherr und 
efeg ebende Verjammlung. 

ntihäter. Begriff VII 47, 50. 

Mittheilungen, Schriftliche, Be: 
ihlagnahme I 232, falfche dienſt 
liche vor dem Feinde als Kriegs: 
verrath IL 58 Wr. 4; über ver: 
bängte Disziplinaritrafen IV 51; 
der Aften a gnödere Behörden 
vI 7 bj. 2; bei Beſchwerden 


eb 

meer Arreſt, Freiheitsftrafe: 
zeitige II 16, Dauer II 17, Ans 
wendung II 20, 22, Einzelhaft 
II 24, beftimmte Schärfungen II 
25, Volftredun einer gelinderen 
Art II 27, im Felde II 28, IV 
47; Geltungsverhälmiß zu u 
deren Arreitftrafen II 54 Abi. 2 
Disziplinarftrafe, Zuläffigfeit IV 
8BB3b, C 2b 

Mitwirtun 1. feine des abgelehnten 
Richterd I 128 Abi. 2 Sab 2; 
rerer Gerichtsſchreiber ꝛc. I 


Mitzeihnung, des zonextichen 
Milttärfuftiz —SæS 

Mobiler Auftand, Geltung: der 
für das Feld gegebenen Vor: 
ſchriften E. 15 Nr. 1, der Kriegs⸗ 
gejege II I Nr. 1; Begriff für 
die Marine II 164. 

Mobiles Berhältnig, Eintritt 
des Angeklagten I 421. 

Mobilmahung, Verwendung der 
richterlichen ilitärjuftisbeamten 
I 36; Zuftellung an Perſonen 
eines mobilen Verbandes I 143; 
Einfluß auf ſchwebende Unter: 
Indungen I 421° Berfegung des 

ejchuldigten zu einem immobilen 

Berbande I 483; Geltung der 
Kriegägejege II 10 Nr. 1; Ber 
hältniß der Perſonen des Beur⸗ 
laubtenftandes II 68; Begriff für 
an onen der Marine I 
164 Abj. 

Monatsfrift, Berechnung I 146; 
VII 19. 


Montirungsftüde, in Stand 
halten und Preisgeben III 97, 
38; unerlaubte? Kaufen Dom 
Soldaten VII 370 Nr. 3. 
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Mord, als Hochverrath VII 80; 
Anzeigepflicht vu 139; Begriff 
VII 211; Bedrohung VI 254; 
Brandftiftung VII 307 Nr. 2. 

Mündlide Berhandlung, vor 
m griennenden Gericht I 260 


Mündliher Verkehr, mit dem 
Vertheidiger I 345. 

Mäünzverbregen und Berge: 
ben, Einholung von Gutachten 
und Berfahren I 219; im Aus: 
lande VII 4 Nr. 1; Anzeigepflicht 
Yra 139; Begriff VII 146 bis 

mabiggeng, Hingabe VII 361 

Nr. 5, 362. 


Munition, unvorfichtige Behand: 
lung II 148; DI 39; widerrecht⸗ 
liche Zueignung VII 291. 

Muth, hervorragende Beweije nad 
vorheriger Seigbeit I 88; Beruf 
des. Soldaten III 2. 

Mutter, wöbtung des unehelichen 
Kindes VII 217. 

Mutterleib, Abtreibung 
Tödtung vo 218, 219. 


oder 


B. 
—Se—— Venftrecung von Geld⸗ 


— von der Disziplinar⸗ 
beſtrafung IV 50; Verrath VII 
92 Nr. 1. 


Reniatätlel, bei Diebftahl VII 
. 8, 4; unerlaubte An- 

Kerfigen VII 369 Nr. 1. 
Nachtheil, Bereitung für deutfche 
oder verbündete Truppen II 62; 
erheblihen verurſachen: durch 
Feigheit II 86, durch Ungehorſam 
II 93, durch ausdrückliche Ver: 
mweigerung des Gehorfams II 
100; Herbeiführen durch Pflicht: 
verfegung als Befehlshaber II 


Nadkaeit, bei rölhungen I 
236; Diebftahl VII 243 Nr. 7; 
Raub VII 250 Nr. 4; Jagbver: 
gehen VII 293; unbefugtes Fiſchen 
⁊c. VII 296; Feueranzünden auf 
Steanbhöde €. vII 4; VII 322, 
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Nachzügler, Begehen von Unter⸗ 
drückungen II 135; II 84; |. 
Marodiren. 

Nahrungsmittel, Aneignung: 

feine Blünderung II 180, als 
vo 370 Nr. 6. 
Rome, nicht zufommender VII 360 


Namhaftmachung, der Gerichts- 
perjonen an den zur Ablehnung 
berechtigten I 124 Abſ. 4. 

Naſſauiſches Fürſtenhaus, vor⸗ 

maliges, Vernehmung der Mit⸗ 
glieder als Zeugen J 206. 

Naturereigniſſe, Grund für 
—— I 147. 

Naturalien, Abzüge an den Aus⸗ 
gaben VII 353. 

Nebenamtlihe Gejhäfte, Ge 
nehmigunggzurlebernahme €.121. 

Rebenpzofofoll, findet nicht ftatt 


I 116 
Rebenfrafe, Abſtimmung I 320 


Nennwert), der Schuldverſchrei⸗ 
bungen, 5. Theil als Str * 
ſtab VII 1458. 

en Jagdvergehen Be 293; 

iehung VII 295, 

Neue, Handlungen * 4 Ange 
jchuidiglen VI 40. 

Ricztbeeidigung, von Zeugen I 


— * Gerichtsbarkeit, Um⸗ 
fang 113, 14, 15, 45; Gerichts: 
erren I 19; neberweiſun 163; 

ahrnehmung der Geſchäfte des 
Gerichtsſchreibers J 109; Beur⸗ 
kundung der ðrklatungen bei 
Rechtsmitteln I 368; unterſtellter 
Gerichtsherr als Beauftragter des 
Öerictäheren der Berufungs- 
inſta 

— als Widerſetzung LI 
96; ;‚Strafaus chließungsgrund VII 
52: eines Beamten VII 114; 
duch Gefangene VII 192; durch 
an obraud) der Amisgewalt VII 


Notar, unbefugte Offenbarung von 
Prinatgeheimmiffen VII 300; Be 
mt 


Notariat, guffenttiches Amt, Ber: 
Iuft VII 8 
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Roth, Verlafien der Kameraden III 

16; emeine, Weigerung geforder- 
ülfe VII 360 Rr. 10. 

—8 Ausbeutung VII 3024. 

Roilhfignale, Verletzung der Ver⸗ 
ordnungen VII 145. 

Nothſtand, Furofuusſchließungs— 

nd VII 52, 54 


gu 
Nom eir, . „Strafeusfchfiegungs 
Bertbeidigung I 


Nothzudt, Strafe VII 176—178. 
neben Wegnahme von Sachen 


ac enbige 
217, 


B. 


Oberes Gericht, Verbindung 
mehrerer Strafſachen und ri 
bung der Berbindung I 32 Abf. 2 
33, 34 Abſ. 3, 35; Entſcheidung 
bei Zweifeln über die Zuſtändig⸗ 
keit 136; Rechtsbeſchwerde, Ent⸗ 
Scheidung I 204, 206, 230, 461, 
464, 470, 471. 

Ober efreite, | ſ. Gefreite. 

Ober ziegageriät, erfennendes 
Gericht I1 3; Sit und 
Zuſtändigkeit I % (€. I T); Be 
rufung und Beeidigung der als 
Richter und Stellvertreter beitellten 
Dffigiere I 67, 68; Bejegung I 
69 (54-58); Vorſih und Fuͤh⸗ 
rung der Verhandlung 169 eu: ; 
' Führer und Vorfitender; E 
cheidung bei Meinungsverſchieden⸗ 
heiten zwiſchen Gerichtsherrn und 
richterlichem Militärjuſtizbeamten 
oder Gerichtsoffizier I 97; Prü- 
fung der Urtbeile I 113; Rechts 
bejchwerde, Entfcheidung I 290. 

Oberfriegsgerichtäräthe, Ber: 
tretung I 70; perjönliche Verhält: 
nifje ſ. Kriegägerichtäräthe; Wir⸗ 
kungskreis: Zuweiſung juriftifcher 
Geſchäfte E. 120, 21, Nachprüfung 
und Durchficht der Akten I 113, 
Ausſchließung, Ablehnung 1122ff., 
Verh anblungsführung 13% (292), 


Dbermilitäranwalt, Befugnifje 
1104; Stellung zum Präfidenten 
I 105; Militärbeamter I 106; 
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ernen mngeſroeiuige Berjetung Offiz iere, Bertretungund Fähigkeit 
in den Rubeftand I zum Ki teramt I 39, 40, 44, 60, 
Oberft und berftleutnent, 8 telung: zum Sr 
Mitglieder: des Ehrengerichts VI I va zum Oberfriegägericht I 68 
13 Abj. 3, des Ehrenraths VI 21. Berufung zum Rriegögericht I 63; 
Beftimmung beim Reichömilitär- 


Dberkabgärnte, ſJ. Sanitätsforps. 

Oberſte Militärjuftizuermal: 

tung, Ernennung von Rechtsan⸗ 
wälten als Bertheidiger I 341 
Nr. 5; Rechtsbeſchwerde, Ent: 
ſcheidung 1 341 Abi. 4; Enticheis 
dung auf Entihädigung im Wie⸗ 
deraufnahmeverjahren I 468; f. 
Militärjuftizwerw 

Oberſte Reichsbehör ‚en, Ber 
Ten der Borftändeals Zeugen 


Ddernormunbfgaft, en 
ga 2 VII 84 Rr Beſchluß 


—* teil, Auffordern zum Unges 
—** vo 110; Berächtlichs 
—*2 — VII 131. 

Deifenttiges Amt, VII 31ff., 
21 ff. ; unbefugte Ausübung via 


132 

Oeffentliche Aufforderung, 
eines Abweſenden I 359. 

de ee 

tun em u 8: 

fee Auskunft zu eribeiien, I 


Deffenttigteit, Berlegung 
ie an Geheimhaltung gi 1 
18; erhandlung I 282, 


Haupto 
890, 409 Abſ. 4; Ausſchließung: 
überhaupt 1283, 390, 409 Abf. 4, 
insbejondere für die nung 
der Urtheildgründe I 284, 
handlung und Beichluß I 085; 
Berpflichtung F — 535 — 
von Thatſachen J : 
Geſtattung J 287 —* agung 
I 288; Verletzung als Reviſions⸗ 
grund 1 400 Rt. 6. 
dem mungen, unverbedte VII 367 


Offenbarung, von Geheimniffen: 
des Staates VII 92 Nr. 1, 353a, 
Privater VII 300, 354, 355. 

Offenbarungseid, Zuwiderhand⸗ 
lung VII 162. 

Offenes Wegnehmen, im Felde 
(Plunderung) I 129 Ne. 1. 


gericht 1 78, 79; von 
Anzeigen I 151; Zuzi als 
Beiliger I 167; Arug f. ebenda; 
Eintheilung Ir 5 Anlage A; Be- 
fehlen des Inkrafttrelens der 
Kriegögefege IL I Nr. 3, 4; Ar- 
reftfi und Kammerarreft II 
20, 3 162 Ehrenſtrafen II 30ff., 
36; Vergehen bei Verbügung 

des Stubenarreft es II 80; suive: 
Miitärg — 11 Xr. 1, 
Disziplinarbeſtrafung IV 3 A, 
Stellung jüngeren Kameraden 
gegenüber IV 7, VIıAB3b, 
Beſchwerden j. ebenda, Ehren- 
gerihte VI 4 Nr.1; à la suite: 
Militärgerichtsftand IlR. 7, 
Disziplinarbeſtrafung IV 2 Nr. 2, 
Chrengerichte VI 4 Rr. 3; des 
Beurlaubtenftandes : Militärge- 
richtsſtand wegen Zweikampf [5 
Nr. 2, Disziplinarbeftr IV 
29, Beichwerven f. ebenda, Ehren; 
ichte VI 4 Rr. 2; zur ‚Dispo: 
ion: Miitärgerihisftand I 1 


Nr. 2, Disziplimer marbeftvehung IV 
30, Ehrengerichte VI 4 Nr. 5; 
der Landgendarmerie, Ehrenge⸗ 


Invalide, verabjchiedete, Miluar⸗ 
gerihtöftand 1 11 Yr. b, 7; Aus: 
manderung VII 140. 

Dffizierarreftzimmer, für ge 
jhärften Stubenarreft II 23 

Dffizierforpg, Teilnahme a ander 
Bildung ber Ehren erichte VI 5; 
Mitglieder VI 6; Theilung VI 9; 
Unterftellung, wenn fie nicht Dit: 
giieber find VI 10; Leitung des 

hrengerichts VI 19; Wahl des 
Ehrenraths VI 15 ff.; Kenntniß- 
gabe der Allerhö ten Entjcheis 
dung VI 61 Abj. 2 

Offizierrang, „Solch ſandgerur 
liche Zuftändigfeit aus I 14; vor 
läufige Selnehme der in ihm 
ftehenden I 
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Offizierſtand, Entfernung aus | 


demjelben VI 51 Nr. 6, 52, 53. 
Dffiztertitel, Verluſt ftatt Ent- 
fernung aus dem Heere II 33; 
geht nicht verloren bei Dienftent- 
lafjiung II 35; Verluſt an Stelle 
der Entfernung aus dem Offizier: 
ftande VI 58. 
Dffizieruniform, Verwirkung des 
Rechts: bei Verluſt des Offizier⸗ 
titels ftatt Entfernung aus dem 
Heere II 83, bei Dienjtentlaffung 
Il 35; Berluft des Rechtes ftatt 
Dienftentlafjung II 36; |. Mili⸗ 
täruniform. 
Dperationäpläne, Verrath VII 


90 Nr. 4. 

Orden, Verluſt: bei Entfernung 
aus dem Heere und Verluſt des 
Offiziertitels II 82 Nr. 2, 33, 
bei Berjegung in die zweite Klaſſe 
des Soldatenftandes II 39, bei 
Aberlennung der bürgerlichen 
Ehrenrechte VII 38; Unfäbigteit 
zur Erlarigung VII 34; unbefugtes 
Tragen VII 360 Nr. 8. 

Ordentliche Rechtsmittel, Al- 
gemeines I 363 ff. 

Drdentlihes Berfabren, Be 

igung der darin ergangenen 
rtheile I 416 ff. 

Ordnung, im — I 178; 
Öffentliche, Ausichliegung der 
Deffentlichleit wegen Gefährbung 
1283; Aufrechterhaltung in der 
Sitzung 1289, 290; }. Borfitens 
der und eriennende Gerichte; 
Zuwiderhandlungen: überhaupt 
u 146—152, IV 1 Re. 1, IV 
16 Nr. 1, unerlaubtes Berlaffen 
der Wache 2c. IL 146, Verfäumung 
der obliegenden Beauffichtigung 
der Untergebenen II 147, unvor- 
fidtige Behandlung von Waffen 
oder Munition II 148, rechts⸗ 
mwidriger Waffengebrauh II 149, 
Verheirathung ohne dienſtliche 
Genehmigung II 150, Trunken⸗ 
beit im Dienft II 151, Bejchwerden 
wider befleres Wiſſen IT 152, im 
Allgemeinen VII 123—145e. 

Ordnungsftrafe, Feſtſetzung: 

egen aktive Militärperjonen als 
Feigen zc. E. I 19, wegen Un- 
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gebur in der Hauptverhandlung, 
echtsbeſchwerde J 290, 390, 409 
2 5 Ichriftlihe Aufhebung V 


ud. 
Drt, ftrafbare Handlungen gegen 
Ruhe und —58* I 26: er 
Hauptverhandlung I 264, 388 
Abſ. 1; Unterfagung des Aufent: 
balt3 VII 89. 
Drisfommandant, |. Kantonne⸗ 
mentsältejte. 


pP. 
Bateke, unbefugte Eröffnung VII 


Päſſe, Bringen in feindliche Ge: 
walt VII W Nr. 1; Fälſchung 
VII 275 Nr. 2, 363. 

Papiere, Durchſicht der bei der 
Surälugung aufgefundenenI 237 


Bapiergeld, Fällhung und Ber: 
ausgabung VII 146—149, 151, 
152; Stempel VII 360 Nr. 4; 
hntihe Abbildungen VII 360 

r 


Patent, älteres, berechtigt zur vor⸗ 
läufigen Verhaftung IV 7; | 
Dienttalter und Dienftgrad. 

Penfion, |. Dienftaniprüde. 

Penfionirte Dffiziere, ſ. Dffi- 


ziere. 
Berfonatberigt, Beifügung VI 
b 


Perjonen,des Beurlaubtenftandes, 
ſ. Beurlaubtenftand; des Sol- 
Datenftandes: Landgendarmerie- 
korps €. 12 Abſ. 3, Gerichts- 
ftand I 1 Nr. 1, Uebertragung 
der Gejchäfte des Gerichtsſchreibers 
1109, Anbringung von Anzeigen 
I 151, als Beſchuldigte I 171, 
als Zeugen 1185, 265, 388, als 
Angeklagte I 266, 388 Abi. 1, 
Enthebung vom Dienſt I 174, 
Dienftverjchwiegenheit, Genehmi- 
gung zur Beugenvernehmung I 
189, 299 Abſ. 3, 392, Beſtrafung 
wegen Verweigerung des Zeug: 
niſſes (Gutachtens) oder der Eides- 
leiftung I 202, 208, 213, 299 
Abi. 3, 392, Bern hung als 
Sachverſtändige I 212 Abi. 2, 
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299 Abſ. 3, Vorlegung, Auslie⸗ 
ferung von in dienftlicher Ber- 
wahrung befindlichen Schriftftüden 
1231, Disziplinarbeftrafung wegen 

ebühr in der Situng I 290 
—— 2, 390, im Offizierrange als 
Berheiiger 1 341 De 1; Be 
geitt I 5 Anl. A; Strafen II 
442; miluariſche Verbrechen 
und Vergehen II 56—152, 162— 
165; Amtövergehen II 145; in 
Beamtenftellen ſ. Veſchwerde 
Aufwiegelung VII 112. 

Perſonenſtand, Berbreden und 
Vergehen VII 169 ff. 

Perfonenftandsbeamter, 
Sahliebung einer Doppelehe vo 


Bejonenfanbäregifter, Auss 

züge, Verlejung I 

Pfändung, Bei etefäcffen gepfäns 
deter Sachen VII 137 
fandgläubiger, Wegnahme von 

ee VII 289. 

Pfandleiher, Gebrauchen verpfän- 
deter Sachen VII 2%; Zuwider⸗ 
bandlungen VII 360 Nr. 12. 

Pienonehmer, ge —X Sachen 

gon ontirungsſtücken 
vı 370 

Pferd, Uubsaußormaden aus 
Feigheit II 85. 

Biregeetieen, find Angehörige 

52; Unzudt mit Kindern 

Bileg  nnfäpigteit 34 Nr. 6; 

eger ä VII r. 
erraub VII 235; Entführung 
vn 237. 

Pionierkorps, Offiziere |. Be 
ſchwerde. 

Pläne, |. Feſtung. 

Pla, Plätze, Hebergabe II 63; 
Berlaffen auf dem Marjche ꝛc. ti 
146; ſ. Kommandant und Poſten; 
beſehte bringen in feindliche Ger 
walt &. VII 4; VII MW Nr. 1; 
Diebftahl, Raub VII 243 Ar. 4, 
250 Nr. 3; Beijchädigung VII304; 
Gefägrbung des Verkehrs vii 

366 Nr. 2, 3, 5, 8, 9, 10, 367 
Nr. 12. 

Plaggen, bauen, unbefugte® VII 

370 Nr. 2. 
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Blenarentfdeibung, Stimmen 
ne  Beigemit 

enum, des Smilitärgerichtg, 
Beeidigung: des Präftdenten I 75, 
en Mi —ã— 
iti echtsfragen 
— ———— 
— Geſchaͤftsordnung 


Blünderung, Begriff II 129; III 
32ff.; Aneignung von vebens 
mitteln 2c. II 130; Strafe II 131; 
Namen, Berhernmg, 1 188 
unter Gem 
Kranker, Vermundeter, Todter I 
Da FA —* — I 135; 

oder riger eines 

verbündeten Stantes II 136; bei 
Landfriedensbruch VII 125. 

Bolitiide g go epesiäaft, Belei⸗ 


Beilifgeneane a tübigteit zur 
——— at, —— und 


vu Wr es ben Jugendli 
uläffitg VIE 57; bei am 
* Vo 76; 


gen gegen bie Befdränfungen 
VII 361 Rr.1 


Polizei⸗ —— 
Verpflichtung Beamten: zu 


abi. 1 uchen bes 
Uniefigungsfühen zu genügen 


Betigegefsge, Verordnun— 
— er —— der bürger⸗ 
örden 12. 
Rolhseiftunbe Bermeilen als Gaft 
und Dulden folder VII 365. 
VBortepeeunteroffiziere, Arreſt⸗ 
trafen II 20; IV 4 Abſ. 3. 
Poſt, Zufieliung I 142; Beſchlag⸗ 
nahme von Briefen 2c. I 233; 
Nichtbefolgen von Anordnungen 
bei Sendungen VII 367 Wr. 


Sachregiſter. 


Bofbeamte, Se frung ꝛce. von 
Briefen VII 354, 358. 


Polen Verrath als Kriegöverrath 
.3; amvertrauter, Vers 

Taf, Vebergabe II 63; vor dem 
ae Fahnenflucht II 78; 5, 


Poftfreimarten, Falſchung VII 
275; Wiederverwendung VIL276; 
Bergung oo von Stempeln ꝛc. VL 
5; Beräußerung nad) 
Entfernung des Entm ung3s 
zeichens VII 364. 
Poligebäube, Diebftahl VII 243 


Refgejene in Kraft bleiben €. 
VII 2; Verjährung €. VII. 
Dotsba am, gehört zum Territorials 
—5 des Gardekorps VI 10 


Reäfiufinfeit, zur Einreichung 
FA Verthedigungsſchrift VI 


Bräf ältefte8 Mitglied des 
Ehrentaths VI 14 2. 


Präjident, des Reichsmilitärge⸗ 
richts: Zeitung der Geſchäfte 1 78, 
Ernennung I 74, Ba I 75, 
Stellvertretung I 76 eeidigung 
der militärijchen Mitglieder des 
Reichsmilitärgerichts I 82, Ges 
ae I 88, 89, Bors 

bei Ausarbeitung der Ge 
N äftsordnung 192, Veranlaſſung 
Der BZuftellung zc. I 138, Emmen: 
Ber von Rechtsanwälten I 341, 
orlage der Urtheile I 418, 


geaflifanten, als Bertheidiger I 
841 Nr. 2. 


Preisgeben, eine Dienftgegens 
ftandes II 137; III 38. 

Preſſe, Verbot der Veroffentlichung 
E.I18 A bj. 2. 


Brehpoligeigeiese, in Kraft 


Preußen und Württemberg, 


nie Offiziere, Ehren⸗ 
gerichte VI 
* —— unbefugte 
arung VII 300 


Beinaifreiligteien Anlaß zum 
Zweilampf V 
Kompendium 8 Militarrecht 
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Pelnatn ege, unbefugtes Benutzen 
I 368 Nr. 9; Verringern VII 
370 Nr. 1; Ab 
VII 370 Kr. 
Protokoll, über Reeigung: 
kündigen Ki ter [42 Abſ. 1,68 
ber räfiventen und ber 
—— — des Reichs⸗ 
militärgerichtö I 75, 82, der Ge⸗ 
—— I 101; deutfches, 
Nebenprototol 1116; Aufnahme: 
bei Ablehnungs efuchen I 125, 
30, Aber ee 
‚ 164, verlejen, 2 


en von ni ꝛc. 


en 11 


erlef ST 
über Bl ana I 


i Wider 
—— 1 807 261. 9, 308 MDf; 2, 
392, über Geftänbnifie I 308 
Abſ. 1, 392; Inhalt bei der Say 
verhandlung 1 331-333 
392; Seititeilung von Zorgängen 
und Beweist taft I 334, 335 
Erklärungen: über Einlegung von 
Rechtämitteln I 369, über Bes 
re: des Renifiondantrages 
der Bernehmun ng 
zum Sub VI 41, lage I 
— der Sprucfigung VI 
Prüfung, der Urtbeile der Stand-, 
Kriegs⸗ und Obertriegägert ichte I 
113; des angefochtenen Urtheils: 
durch das Berufungsgericht I 394, 
dur) das Renifionzgerich 1410. 
Ha Art und 
Friſt V 
ulver, Seritörung €. VII 4; 
VII 811, 825; |. Schießpulver. 


Bugmittel, Entwendung gegen 
Kameraben III 51. 


30 


R. 


Duäßlen, buäbafte von Thieren 
VII 860 R 

— Biogptinarfiafe: 
ee IV 8 B3a, C 23, 
Buftänbigtei IV9IFf., Vollſtreckung 


Duastieemict, — gegen 
ihn II 138; III 50 Abſ. 2 
Duittungen, Färbung VII 149. 


R. 


Rädelsführer, bei Fahnenflucht 
im Felde II 72 Nbf. 2; bei Aufs 
ruhr I 107; VII 115; Beſitra⸗ 
fung nach Rüͤckkehr der Aufrührer 
jur Ordnung II 109: bei PBlüns 
derung II 133 Abi. 2; bei Land: 
friedensbruch VII 1 125. 

Rang, Berüdfichtigung: bei Be: 
Kung, des Kriegsgerichts I 55, 

ei Rriegägefangenen I 57; 
des Reichsmilitärgerichts⸗ s Bräft: 
denten I 73; der militärifchen 
Mitglieder des Reichsmilitär⸗ 
erichts I 79; Aenderung bei 

ngeflagten I 330 Abi. 2. 

Rapporte, Abftatten unrichtiger: 
aus Vorſatz 11 139, IIT 40 Ab). 2» 
aus —— III 40 Abſ. 3 

Ralengraben, ‚ unbefugtes VII 370 


Rath, bei Behülfe VII 49. 

Näthe, beim Reich3militärgericht: 
Unzuläffigteit der Zugiehung von 
Hülfsrichtern I 78 Abſ. 2, Ers 
nennung und Stellung I Sof, 
Vertretung I 89, 90, 91. 

Raub, Ehrenftrafe: Verfegung indie 
zweite Klaffe des Soldatenfinndes 
II 87 Abi. 2 Nr. 2, Dienitents 
laffung oder Degrabation bei 
Verfonen des Beurlaubtenftandes 
II 42; unterlaffene Anzeige VII 
139; Begrif VII 249ff.; mit 
Waffen, andenraub, Straßens 
raub zur Nachtzeit, im Rückfall 
VII 250; mit Martern, fchmerer 
Körperverlegung oder Tod VII 
251; räuberifcher Diebftahl und 
chenfolche Erpreffung VII 252, 
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Fr BE 0 ’ 


m unterlaffened VII 368 
Rr. 2. 


Regnungen, Falſchung bei Unter: 
agun 5 bunch Beamte VILBEL: 
neatertkoung, der Revifion 1 


Recht ſcher Geſichtspunkt, Ver⸗ 
änderung I 318. 


8 
Rechtsanwälte, Gebühren €. I 
17; 1469 Abj. 2; Zeugnißver- 
meigerung I 188 ‚Ar. 8; Dr 
— afe I 290 Abſ. 4; 
eidiger, Anzug 1341 Rr. 5: 
—ã Amt, nicht Beamter 


31, 132, 859; ng 
von Vrivatgeheimniffen VII 800. 
Rentäbeiltend, renüber- 
bebung VII 352. 
Rentäbefäwerbe, ordentliches 
Rechtsmittel I Lost Zuläj ig 
keit I —— Einlegun, 
368, 369 Wahrung der 


369 Ab]. 4; Verzicht und & 
nahme I 371; Abhülfe oder Bor: 
lage 1374; Kusfegung des Boll: 
zugs I 875; Verfahren und Ent- 
rg I 376, 877; einzelne 
Fälle: gegen Zurücweifung von 
—— * und gegen 
die Entſ gend wegen Auss 
ſchließung eines Gerichtäjchreibers 
2c. I 130 Abf. 4, 132 Abſ. 2, 
210, 121, 4 Verwerfung des 
m 


Gefuchs um die Wiedereinje 
I 149 Abſ. 4, gegen bie ge 


Maung der Anterfuhungshaft I 
175 Abi. 2, 177, gegen Maß: 
senelung der Zeu Ir * I 204, 

208, 213, 299 ge 
Seftfegung der genen ꝛc 
bühren I 206, 208, gegen Unter⸗ 
bringung in eine Irrenanſtalt I 
217 Ab}. 8, gegen Zwangsmaß- 
vegeln bei Weigerung der Heraus 

Tr om Beweismitteln I 230 

2 (204), gegen die Anorb- 

—* von beſn agnahmen und 
Durchſuchungen I 288, en 
— — 1 247 Abi 2, 
tra . 2, 
egen die  erihtöherzfiche 
ung über Beweisanträge I 
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269 Abf. 8 en Berhängung 
von Drbnungs trafen 1290 Abf.5, 
egen Unzu —— Pen: I 
508 Abſ. 2, gegen Verſagung der 
Vepernehime einer Vertheidigung 
1841 Abf. 4, gegen Surüchoeilung 
der Sulang als unzutältn 1 
885 Ab. 2, gegen nachträgliche 
1a einer Gefammtitrafe I 
17 Br die Steajvolr 


— 
——* I In A 


Rechtsbeugung, durch Richter, 
Beamte ꝛc. VII 334, 336. 
Rentafragen, Entfcheidung ftreis 


Nediägeigäft, erdichteted VII 
24, Abichn. 239, K. O.; zur Aus: 
Deutung Minderjähriger VII 301, 
302; wucherifches VII 302aff. 

Rechis utachten, ſ. Begutachtung. 

— *2 der Militärgerichte, 
gegenjeitige, Beichwerde €. 111; 
Dur bürgerliche Gerichte, Abieh⸗ 

und Beſchwerde €. I 12; 
bar Militär — Ablehnung 
und Beſchwerde ©. 113; Sof ten 
€. I 12 Abſ. 4, 13 Abi. 2 ; 
Ermittelungsverfahren 1160, 161; 
bei Leihenichau I 223; bei Ber 
ſchlagnahme ꝛc. I 239; der Ge: 
richtäherren in der Hauptverband: 
fung 1262; durch Ehrenräthe ıc. 
J 35; bei Schutztruppen VI B 


Rechtskraft, eines von zwei Ur⸗ 
theilen €. I 14 Abi. 1; bei Straf: 
verfügungen I 353; des Urtheils, 
Hemmung bei Einlegung: der 
Berufung I 383, der Revifion I 
405; bet Beftätigung im ordent⸗ 
lichen Verfahren I 416; der Ur⸗ 
theile im Felde und an Bord I 


420, 421. 

Rechtsmittel, Anweifung zur Eins 
legung buch den höheren Ge- 
richtsherrn 124; Freilaſſung des 
dinge lagten I 179; des erfuchen- 

den Gerichtöheren 1 263 Abi. 1; 
ordentliche I 368; findet gegen 
Entſcheidungen des Reichsmilitar⸗ 
De: nicht Statt I 366; Ein: 


ng: durch den Gerichtäheren | | 


I 867, 868, bucch den Beſchul⸗ 
digten I 869; —— den Verthei⸗ 
diger I 369° Abſ. 5; Wahrung 
der Einlegungsfrift I 869 Ab]. 4 
Irrthum in der Bezeichnung I 
370; Zurücknahme und Verzicht 
I 871, 871; ſ. Berufung und 
Revifion. 

Rechtsnorm, Verlegung ald Re 
viſionsgrund I 401. 

Regtspfiege "gefegiibriger Ein» 
fuß I 119. 


Rebetreipeit, der Abgeordneten 


VII 11. 

Regent, Thätlichkeit: gegen eiges 
nen VII 96, gegen den eines 
Zundesaats VII 100; Beleidi⸗ 

: des eigenen vo 97, des 
eines. Bundesſtaats VII 101, 
des eines fremden Staat3 VII 108. 

Regierung, Auslieferung eines 
Deutſchen VII 9. 

hung Defdung * 

rafung mit e 

IV Einf. Ordre; — 
gewalt: eigene IV 11, der Bor: 
ejegten IV 14, Verhängung von 
Selobußen IV 33 Abſ. 2; Bes 
ſchwerden ſ. ebenda; Kenntniß- 
gabe der Allerh. Verordnung VI 
Einl. am Ende; Leitung des 
Ehrengerichts VI 12; ehrengericht⸗ 
liches Verfahren, Allerh. Ent 
fcheidung VI 28 Ab}. 3. 

Regiſter, Vernichtung 2c. VII 133; 
Su aung: überhaupt VII 71 

8, duch Beamte VII 348, 

* So ath VII 81 Nr. 2, 
eich, verr r. 

8, 84; Landesverrath E. VIL4; 
VI87 — 93; PBapiergeldfäli hung 
VII 149, 

Reichsanzeiger, Bekanntmachung: 
zuzuſtellender Schriftſtücke I 146, 
der Vermögensbeſ agnahme und 
der Fahnenfluchtserklärung I 360, 
362, der Aufhebung des eren 
Urtheild im ie enmahmener 
fahren I 449. 

Reichsbehörde, oberfte, deren 
Borftände und Vernehmung 1 207. 

Reichskanzler, Vernehmung als 
Zeuge I 189, 207: Mittheilung 
von Anordnung der fürmlichen 
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ebeengeriötfigen unterſuchung VI Reiten, ——— ſchnelles VII 
866 Nr. 2; über Gärten ꝛc. VII 
Reinemarineamt, Zuordnung 868 Nr. 9. 
der te hen —— Rekurs, Zuläſſigkeit VIBO Abſ. 1. 
beamten J 96 2 Religion, Vorſchriften derjelben 
Reigämittärgerigt At, Geſchaͤfts⸗ en eine lung nicht ſtraf⸗ 
ordnung E denne [08 II 48; darauf bezügliche Ber 
des Gericht I 18 TA Bus gehen VII 166 fi. 


ftändigkett I 71; Sitz I 72; 
Leitung I 78; Bildung der Se 
nate 1 77; Bujammenfegung I 
18; militärife e Mitglieder und 
deren Beitimmung I 79; Senats» 
präfidenten und Räthe I 8, 81; 
—— a militärifchen Mis 
griener I Abftimmung I 87; 
efchäftsvertheilung 188fJ. ver⸗ 
waltung 1111; Pruſme der Urs 
theile 1113 Abf.4 ; Entſcheidung: 
über Ryghebe werde I 149 
Abi. 4, 828 Abi. 2, 886, über 
Able nung des Antrags 2. 
Strafverfolgung I 247 Abi. 4, 
248, 249, über die Revifion I 
406 ff., in der Sache felbft 1412; 
Ernennung von Rechtsanwälten 
oder Bertheibigern I 341; Unans 
—— der Entfheidungen I 
366; Zulaſſung des Antrags auf 
Wiederaufnahme I 448, 446; 
ae 1 dcr ara auf eine Sefammts 
e 
Reihsmililärgerigtsrätge, ſ. 


— — Sprengung und Ge 
malt gegen Abgeordnete VII 105, 
106, 339; Beleidigung VII 197. 

Reigäuerfaffung, „goQverrath 

. VII 4; VII8 


Reigenfoke, der Berufung von 
Dffizieren zu den Kriegsgerichten 
Loss der Abftimmenden I 87, 


Reilegebüprniffe, für den Ans 
gellagten in der Revifionsinftang 
nicht zuftändig I 408; Bejcheinis 
gung des Gerichisoffi iers oder 
richterlichen —— — 


1469. 
Reifegepäd, Diebftahl VII 248 


R der, Schiffsgefährdungd 
Ninapme a en ben 


Religionsdiener, f. 


Religionsgefellfchaften, Be: 


theuerungsformeln I 198; VOL 
155; Beihinp) vo 166; 
Hinderung Sottebienftes 
. VO 167, 339: erftörung von 


Gegenftänben ber erebrung VII 


Rentenanftalten, unbefugte Er 
richtung VII 360 Nr. 9 

Reguifitionen, Manag vu 35; 
inhalt VI 87, VI Beil. II; 1 


Blünderung. 
Reieroift, unerlaubte Auswande 
VII 860 Ne.8; |. Beur 
(au tenftand. 
NReveille, ſ. Zapf 


apfenftreidh. 

Revifion, orventlides Rechts: 
mittel: im Allgemeinen I 8683, 
uläffigteit I 365, 8397, 407, 
urüdnahme I 371, Unzuläffig- 
eit ber Zurüdnahme nah Be 
ginn der Hauptverhandlung 1372, 
Einlegung, Rechtfertigung I 398, 

401, 403, Revifiondgründe, Ge 
epeänerleung I 399, 400, Wir 
1 405, Entfcheidung durch 

das Reichamilitärgericht 1406ff., 
Zuftellung der Rechtfertigung an 
den anderen Theil I 407, Ans 
weſenheit des Angellagten in der 

Deupterpanblung nicht Eeforhen 
lich, Vertretung durch den Ber: 
einiger, Nichtgemährung von 
eiſe⸗ oder Rarfeögebührniffen 
an den Angellagten I 408, Haupts 
verhandlung I 40R ff., Gegenftanb 
des Urtheils 1410 (402), Zurüuck⸗ 
verweiſung, ren in der 
Sade jelbjt I 412, Wirkung des 
Urtbeils für Angeflagte, die Das 
Rechtsmittel nicht eingelegt haben 
1 414, Beſchränkung in der Strafs 
bemeflung zu Gunſten ded Ans 
geflagten I 4165, findet im Felde 
ober an Bord nicht ftatt I 419, 
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Revifiondanträge, Begründung 
1 403; Bernehmung des Anges 
Hagten I 404; Einſendung I 406; 
Prüfung I 410. 

Reviſionsrechtfertigung, |. Re 
viſion. 

Richter, Vertretung I 89, 70, 98; 
Ausichließung I 122, 123; Abs 
lehnung und Enticheivung I 124, 
127, 128 Abf. 2; in der Haupt: 
verhandlung: Berufung I 261, 
Zuweilung fehlender I 262, uns 
unterbrochene Anmwejenheit 1273, 
Berlefung der Namen 1295, 391, 
Beeidigung der nicht ftändigen 
I 296, 891, Abftimmung I 821, 
324, (87); Beftechung VII 334, 
835; Beugung des Rechts VII336. 

Richteramt, Ausſchließung, ſ. 
ebenda 


Richterliſte, Verleſung J 296. 
Riſſe, von Feſtungen, Aufnahme, 
Veröffentlichung VII 360 Nr. 1. 
aan ſ. Hauptleute. 
Rohrpoitanlagen, Gefährdung 
VII 3184. 
Roßärzte, Anhörung eine? Guts 
ter? V I IT 4 Abf. 2. 
Rüdfall, Abſtimmung 1323 Abf.2; 
Anwendbarkeit ver Strafe II 13; 
wiederholter, Ehrenſtrafe II 37 
Abf. 2 Nr. 1, 40 Abi. 2 Nr. 2; 
bei Fahnenflucht: im Allgemeinen 
II 70, im Felde II 71, bei Wie- 
dergejtellung II 75; bei Mißbrauch 
der Dienftgewalt IL 114; bei Miß⸗ 
andlung Untergebener II 122; 
ei Diebjtahl VII 244, 245; bei 
Raub VII 250 Nr. 5; bei Heh⸗ 
lerei V11 261 ; bei Betrug VII 264. 
Ru ck be, entzogener Gegenſtände 


Rudcktaufshandler, guwiderhand⸗ 
lungen VII 360 Nr. 12. 


ftrafen IV 4. 
ubeftörung, ungebührliche VII 
360 Nr. 11. 
3. 
Sachbeſchädigung, Begriff VII 
303 ff. 
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Sadleitung, Beanſtanden von 
Anordnungen I 292 Abſ. 8. 

Sachverſtändige, Ausſchließung 
vom Richteramt I 122 Nr. 5; 
Anzug der dem Bereich der Mi- 
Iitärverwaltung angehörigen bei 
der Vernehmung I 171; Geſtel⸗ 
fung, Zadung, Gebühren I 208, 
185); Auswahl I 209 ff.; Aus: 
chließung, lehnung I 210; 

erweigerung ded Gutachten? 2c. 
I 212; Bmangsmittel, Rechtsbe⸗ 
[werde I 213, (204); Leitung 
der Thätigfeit 1214; Beeidigung 
I 215; Gutachten: Vorbereitung 
und Schriftlichleit I 216, über 
den Geifteszuftand I 217, neues 
1218, bei Münzverbrechen 1219, 
Schriftvergleihung I 220; ala 
Zeugen I 221; Augiehung: zur 

innahme eine3 Augenfcheines I 
222, zur Xeichenichau I 224, bei 
Vergiftungen I 228, zur Haupts 
verhandlung I 265, 269; Ber: 
nehmung: kommiſſariſche I 270, 
271, in der Hauptverhandlung I 
299, in der Berufungsinftanz I 
388, im Wiederaufnahmeverfahren 
1 445; Bejtrafung wegen Unges 
bühr 1 290; Berlaflen der Ge 
richtsſtelle 1302; Verlefung von 
Ausfagen Berjtorbener 1 305; 
Borfhügen unwahrer Thatiachen 
VII 138; Meineid VII154, 155, 
187, 158, 161. 

Sammeln, der Stimmen I 820; 
zeritreuter Mannschaften, Verhin⸗ 
derung ift Kriegsverrath II 58 
Nr.6; von Unterjchriften zu Be- 
ſchwerden II 101. | 

Sammlungen, öffentlide, Be 
fhädigung VII 304. 

S nd, unbefugtes Graben VIL370 

r. 2. 

Sanitätskorps, Strafbeitimmun- 
en für Mitglieder II 5 und An- 
age AIV; Disziplinarbeftrafung 

IV 3 D; Zuſtändigkeit zu Dis- 
ziplinaritrafen: der Militärbefehls- 
haber IV 21, der Mitglieder IV 
22, im Beurlaubtenftande IV 31, 
gegenüber Militärbeamten IV 37. 

Sanität3offiziere, Militärge 

richtsſtand: Der zur Dispoſition 1 


affner, Untreue VII 266 Rr.8. 
Saantiube, Bolizeiftunde VII 


Schauer, Untreue VII 266 Rr.3. 
Edelle, Iehese an Schlitten VII 


Scheunen, Beinen mi I aumnen: 
— Beſtechung VII 
834 ; Beugung des Rechts VIIB36. 
—— in feindlihe Ges 
90 Rr. 2; ver 
Botenes — *2 VIE 860 
Nr. 2. 
Schießen, an bewohnten Orten 
VII 867 Nr. 8; in gefährlicher 
übe von Gebäuden VII 368 


egichgeneht bei Widerftand 


de, 8 
Be f. Nachtheil. 


Schie —8 —E gu 
ewagrung 
867 —X 6. 


e— widerrechtliche gu 
ng aus foldden VII 291. 
& ehmwertgeug, Schießen an 
u — ——— 
‚can Bord u 

Auftand E. 1 6; II 164; Zuftels 
ng on Berfonen I 148; Be 

nd Tr 
eldung Abs 
65; fahrlaſſige 
eſchad eines Schiffes II 
142; gleichbedeutend mit Truppe 
II 162; Be II 163; vor dem 
geinde u 165; Anwendung der 
— un —— 

e u ge⸗ 

u — 1166; Bringen in n fein 
iche Gewalt €. vo 4; VI 9% 


elommener 


Le, — — —— — — EEE nee 


J—— 

sdiehn Gefahrduug VII 322, 
Sgitiediente, Renfchenraub VII 
Sgitiäjungen, Gerichtsſta I 1 


Säifiämenn, Efeeieng 
297; mü ber 


Heuer VII 28. 
Schildwache, i 
II 141; III 42,43; wi 


ftrafbarer Hand⸗ 
lungen II 143; III 44. 
Shlageifen, oe an bemohe 
Salügerei, unter Komeraben III 
46 Abi. 2; Tod ya —* 
letzung VII 


=: fi 
Debienen einer Waffe VII 367 


N) 
a en, — vo321, 


sen! Abſcied, an Offizieve 
Schlingen, damit dem Wild nach⸗ 
Nele VII 293; Einziehung VII 


egliiten, 0 ohne e jeiie 1 Deiätel und 


— Teig bei Diebftahl 
3, 4; unbefugtes 
Ser igen —— 369 Rr.1. 
Schlußprotokoll, ſ. Protokoll. 
236 e, öffentliches Amt VII 81; 
Do Hügen unmwahrer Entf ulbis 
ngen VII 188; Beſtechung VD 


Schonungen, über ſolche geben 
VII 368 Nr. 9. 
Saonseit, gejeglide VII 293. 
Scornftein, unterlafiene Reis 
sh „Bei Hehe itung der 
reden, bei ve 
Nothwehr VII 58. 





Sachregiſter. 


—2 — „anbsaucbormadung 
41, 42; —E 
vn 85; die zu Ungehorjam ꝛc 
auffordern Vu 110, 111; die 
den Frieden gefährden vu 1308; 
ungzüchtige VII 184; beleidigende 
VII 186, 187, 200. 
Säriftlige Arbeiten, find dem 
afteten nicht unterfagt I 


178 
Schriftliche Wittheilungen, 
deren Beichlagnahme I 232. 
einer Jlehr, mit dem 


iger 
Sgriftſtae, Richtr roff cuticun⸗ 
amtlicher E. I 18; Vorlegung 
dienſtlich vermahtier 1 231; Der: 
lefung: in der Hauptverhandlung 
anz I 803, in der Be: 

ngsinftanz I 892. 

——— chung, durch Sach⸗ 

verftändige I 
eaälen nut SE mit ihnen VII 
Ins ⸗ Nr. 1; Kuppelei VII 181 


Schulden, verbotene III 48; er- 
dichteie VII 24 Abſch. 239, 242 


—28— e, zwei Drittel Mehr⸗ 

jahung erforderlich J 

en Spuh VI 51 Nr. 4 

Schuldner, Banlerutt VII 24 
Abſch. 2309 ff. K. O. 

Syutigeine, Minderjähriger 


© (Gang YiL 109; Wusfei Fal⸗ 
VII 149; Auofteliung auf 
ıpaber obne Genehmigung 


553 Juhren verborge⸗ 


Sau der eigenen "öhre VI 2. 

S pe In Dffigiere, Ehren- 

— 5 Rannföefen und 

ogunmehte Berfiörung vII821, 

—— Se ansigliebung 
vom Richteramt 1122; Zeugniß⸗ 

—— 187, 200, 


⸗ 
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Schwangere, nicht Bollftredung 
von Todesurtheilen I 452; Ab: 
treibung VII 218 ff. 

Schmweige egebot, über das in der 
Sitzung Verhandelte I 286; über 
Ne Zerathung und Abftimmung 


Schwere Körperverlegung, bei 
Mißhandlung eines Untergebenen 
U 123; bei Plünderung II 183; 
bei Schlägerei VII 227. 

See Sulammenfioß von Schiffen 

145; offene und Raub VII 
250 Nr. 8. 

Seemannsorbnung, einzelne Bus 
widerhandlungen, Ueberweifung: 
an die niedere Gerichtäbarfeit I 
16 Nr. 4, an Feld⸗ und Bord⸗ 
ftandgerichte 163 Re 8. 

Seewehr, Auswanderung VII 860 
Nr. 3; f. Beurlaubtenftand. 

Sehvermögen, Berluft infolge 
Körperverlegung VII 224. 

Sekundanten, Zweikampf ohne 
biele VII 208; Straflofigteit VII 


Seibjtbefreiung, eines an 
genen II 79; eines Kriegsgefan⸗ 
genen: überhaupt II 158, unter 
Bruch des Ehrenwortes VII 159; 
Beihülfe 2c. VII 120, 121, 847; 
Delangener mit Meuterei VII 


Serpkbeihäbigung, ſ. Selbſt⸗ 
verſtümmelu 

—— ß Selbſtmord. 

Selbſtgeſchoſſe, unbefugtes Legen 
an bewohnten Orten VII 867 

r. 

Selbſtmord, Anzeigepflicht Des 
Civilbehörben I 154; des 3 
bafteten, Feſſelung bei deu 
178; Leichenſchau und lüs 

der Beweggründe I a 

Selbfverflümmelung, Beſtra⸗ 
fung II 81ff; III 11; VII 142. 

Senate, der freien Hanfeftäbte: 
Vernehmung der Mitglieder als 
Zeugen I 189, 207, Gewaltans 
wendung VII 105, 106; des 
Reichsmilitärgerichts: Bilvung I 
77, Zufammenfegung 178, Bors 
fit und Leitung I 83, Befehung 

I 84, Blenarentfcheidung 1 85, 
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86; Abftimmung I 87, Berthei 
Iung der Geſchafte I 88. 
Genat3präfidenten, des 
erihts: im Senat I 78, 


Grnemmung 180, fand Bilitär 
Beamte I ee 


September, Wahl des Ehren 
erichts und Ehrenratbd VI 13 
&sf. 5, 17, 21. 

Gequefter, Untreue VII 266 Rr.1. 

main Bere, dem 

ericht 1 248 Abf. 4; 


er eibl — bee | 
e, wi 


U andeln VII 162. 
© derbe t8beamte, ſ. Polizei⸗ 
und S eitäbeamte. 


ie shi , 
ber eit s ni 1; 7 Borg 


Sicher — 
Bund, 
nehmen ıc. I 229 
Sicherung, bevoryı 
bigern VOL 24 Abſch. . 
Siehthum, infolge Körpervers 
legung VII 224. 
Siegel, Beivrüdung: bei Durch 
t von Papieren 1237 Abi. 4, 
bei Beichlagnahme I 241; Er: 
brechen amtlidier VII 136; Ans 
fchaffen zu Müngverbrehen VII 
151, 152; unbeiu e Anfertigung 
VII 860 N 
Signal, ——e Mißbrauch: 
vor dem Feinde iſt Kriegsver⸗ 
rath TI 58 Nr. 6, Strafperſchär⸗ 
Hnasgrund beim Aufruhr II 110 
rt 2; für Schiffe VII 145; 
Transporigefähroung VII 315. 
Signalbuch, Mittheilung an den 
Be tft Kriegaverrath u 58 


Singvögel, unbefugtes Aus: 
nehmen VII 868 Rr. 11. 

Siutichteit Vergehen im Felde 
ohne Antrag ſtrafbar II 127; 
Verbrechen 2c. VII 171 ff. 

Sig, des Reichsmilitärgerichts I 72. 





Sachregiſter 


Sitzungspolizei, Hahabeng I 
289 ff., 390; |. Borfigender und 


Sitzungsprotokoll, —— 
Stigperei— ‚al8 Menſchenraub VII 


Soldaten, f. Gemeine. 
Soldatenftand, |. Berfonen. 
erechnung 


Sonntag, B der Friſten 
I 146. 
Störung VII 


Spandau, gehört zum Territorial- 
bezirt des vI 10 


Sonntagöfeier, 
366 Ar.1 


Spiel, verbotenes III 48; bei 
Bankerutt VII 24. 


Spieltarten, Faͤlſchen von 
Suempel, Ahdrüden x. VII 2375 


Spion, als folder dem Feinde 
dienen €. VII 4; VITO Nr. 6. 

Sprade, Derhft infolge Körper 
verlegung 

Sncengtaffe, Aufbewahrung vo 


Sprud, nothwendiger VI 33; 
Zweck VI 42; i e Vi 


Ausfertigung vI 59; 
dung VI 60 ff.; Mufter VI 


Spruß tigung, Theilnabme: über 
Hauptleute 2c. VT43, über Stab3s 
offiziere VI 45; Berlauf VI 50; 
Mufter VI Beil. VI und VII: 


j. Spruch. 

Staat. feindliche Sannttingen gegen 
befreunbeten vo 102 ff. 
Staatsangelegenheiten, frie 

densgefährdende Grörterung durch 


Geiſtliche VII 1304. 
Staatsanwaltigaft, Berpflich 


tung zu allen feinen Aufichub 
geftattenven on Befklagnabms 
ordnung von Be me 
und Durdiugun I 239. 
Staatsbürgerliche Rechte, Auss 
übungund Verbrechenꝛc. VII 106ff. 
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Staatseinrihtungen, Beräht | Stellvertreter, der Gerichtähern 


lichmachung VII 181. 
Staatsgeheimniſſe, Verrath VII 
92, 8638. 


Staatögejnäft, Führung zum 

& Nachtheil bes —— 92. 
taatsgewalt VII 
110- 122. 


Stantaregierung, 4 geheim 
gehaltene Verbindung vır 128. 
Stabsärzte, |. Sanitätskorps. 
Stabsoffigiere, detadhirte, Straf: 
gewalt IV 12; Ehrengerichte 
V17 Rr.2; in Generalßftellung ıc. 
VI7 bj. 2; Bildung des Ehren- 
geriot VI 18; Zufammenfeßgung, 
ahl des Ehrenraths vi 21; 
maglenpäverpanblungen VI A 
VII .2; der Schutztruppe 
VI B 5; nad) Preußen fomman- 
dirte VI C la, 3a. 
Ställe, Betreten mit unverwahrtem 
Licht VII 368 Nr. 5. 
Ständige, Richter: im Standgericht 
41, im Oberkriegsgericht I 68. 
“ and, 7 Da zur Deridimiegen. 


Stanbesbeante, Abſchluß der 
Ehe VII 337; Beibülfe zur 
Doppelehe VII 338. 


Stanbesehre, Gefährdung, Vers 


gung derjelben VI 51 Nr. 4 
Standgeridt, Zuftändigfeit 1 14 
bi3 16, 45 ers 


fennendes Gericht 118 u. 2, 
8, 8848; Zuſammenſetzung I 
88 ff.; Vorfigender und Beifiter 
138, 41; |. Vorſitzender; Bes 
eidigung der alß Richter und 
Stellvertreter beftelien Dffiziere 
I 42; Berufung i elde und 
an Borb I 44, 48; u erweijung 
I 46, 63; guläffige Strafen 147; 
RB rüfun g der Urtheile I 113; 
—— rung der Verhandlung I 292 


Gtauer, "Tintteue VII 266 Rt. 3. 

Stedbriefe, Erlaß I 183; Ab: 
lieferung und Vernehmung des 
Ergriffenen J 184. 

Steine, een 0 auf Menjchen VII 
866 Nr. 7; unbefugtes Graben 
Vo 870 Fr. 2. 


123; der ftändigen Richter: beim 
Stanbgeriät I 41, beim Ober: 
friegögeriht I 68; der Kriegs⸗ 
und Ob iegägerichtöräthe 170, 
98; des Bräfidenten: des Reich: 
militärgerichts I 76, des Senats 
I 90; der Senatsmitglieder I 
6; Disziplinarftrafgewalt IV 
es Zezintommandeur⸗ IV 
6 Abi. 2, im Siem, 
Wahl VI 13 hr. 3, 4, 15 Ab]. 
2, 4, 18; Anmefenpeit VI 86. 
Stempel, "Anfertigung: zu Münz: 
verbrechen VII 151, 162, Jonftige, 
unbefugte VII 360 Nr. 4— 
Stempelblantette, Sarfung 
vo 275 ff. 


Sterbekaſſen, unbefugte Errich⸗ 
tung VOL 860 Nr. 9. 


gern Zumiderbands 
lungen €. VII 2, *' Saftung für 
Kinder VII 3 


Sieusrüßerhesung, "uch Be 
amte V 

Stide, * temp 

Stifter AR de emngehindungen VII 


Untreue 


Stillſchweigen, über den Her 
gang bei Berathung des Urtheils 
und Abſtimmung I 825; ſ. 
Scweigegebot. 

Stimmabgabe, Reihenfolge I 87, 
324, 394 ; Verhinderung VII 106, 
107, 339; Berfälfchung des Er 
gebniffes VII 108. 

Stimmengteinnelt, im: Ehren 
geriht VI .2. 

Söemmentaur, en öffentlicher An- 
gelegenhei VII 109; im Son: 

urje VII 24. Abſch. 243 8.0. 

Stimmenmehrheit, einfade I 

sing Zmweibritttheil I 323, 394 


Stinmtedt, Berluft VII 34. 
Stimmzettel, zum Chrenrath VI 
17 Abi. 2. 


Störung, des Gottesdienfted VII 
167; der Ruhe VIL 360 Nr. 11; 
der Sonntagsfeier VII 366 Re. 1. 

Stoddegen, verbotened Tragen 
VU 367 R. 9. 


’ 


Stiſtungeverwalter, 
266 Nr. 1. 
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Steßwogtfen. gerboienes Tragen 
VII Nr. 
Stra — Anbringung 1151; 
A| aktenkundig jein I 108; bei 
vorläufiger Feſtnahme und Ver: 
baftung I — Bei —— 
nahme I 234; 
* —— ⸗ (m Freigeitaftruf 
trafaufichub, der e e 
456457, 464; ſ. Vollfftredung. 
Strafaustailiehirigs. Erhö⸗ 
hungs-⸗, Milderungs⸗ :c. 
Gründe, F g im Urtheil 
1 826; im emeinen I 48 
bis 65: VII 50f8. ; Inabelonbere: 
bei Betheiligung an Kriegsver⸗ 
rath II 61, bei Fahnenflucht II 
KR 2 Bei ge II 88, bei 
105 h € We Deuterei 
hu rzwingung des Ge 
horfams I 124, bei Aneignung 
von Lebensmitteln 2c. IL 130. 
Strafbare Handlungen, vor 
bem Dienfteintritt I 6; vor 10: 


* mehrerer 1 3a ſam⸗ 


1 Hi die den Tod herbeis 
Em aben I 224; in der 
ung 1 291; Gintheilung VII 
rohung damit VII 106, 
—— Aufforderung zur Begehung 
vr 111; falſche Ani 
VII 164. 


Strafbefepl, Suflellimg v0r dem 
Dienfteintritte I 7 Nr. 1. 
Strafbe eideib, der Verwaltungs 
behörde I 
Strajbüger, Kontrole IV 54. 
Strafen, wegen Berlegung der 
flicht ur eheimbaltung ©. I. 
18; gegen ausgebliebene Zeugen 
86, 299; der Beugnißver: 
meigerung oder Beeibigung 1202, 
204, 299 bj. 8 ; gegen nichter⸗ 
ſchienene oder das Gutachten ver⸗ 
neigennoe Sachverſtaͤndige I 213, 
299 Abf. 3; wegen Ungebühr in 
der Sihung I 290; gegen Pers 
fonen des Soldat — * II 
14 bis 42; „gegen Militärbeamte 


I 48 ff.; Disziplinarftrafen: zu 


lälftge IV 8, gegen Milttärbeamte 
IV 32, als elvbußen IV 33 
Abſ. 3, Löfhung IV 68 Abi. 1; 
bei Beichwerben j. ebenda; 
eige Spruchs VI 51; Arten vo 


13—42. 
Strafgefangene, Sonderung von 
— 5—8 
trafgeſetz un genseri e, 
ujammentreffen 
Strafgefe € Algemeine .ebenda ; 
Geltung Rili etze: für 
herionen des Beurlaubtenftandes 
‚ für Militärperfonen im 
Auslant e II 7, bei milit. Ber 
brechen 2c. gegen Militärperjonen 
verbündeter Staaten II 8; |. 
Kriegsgeſetze. 
—— Inabung U 120; 
Mi II 346. 
Strarlifen, "eutäffigteit der Ber: 
lefung I 308, 392. 
Strafmilberung, dur den be 
gr ati! Ishaber I 418; 
tra iekung. 
Strafregifter, Mittheilung des 
en 1 a0. Material an die 
be IGärfung, Unzulülfigteit: 


Berufungsinitanzg I 896, 
in ber Heoihoraintn 91 415 
Ab. 2, im Vihergufnahmever 
PA h —S Zuſtandig⸗ 
rafumwandelung, 
— zu 
trarurtbheile, 
Berl elung 1° I 808, 3 —IE 
barkeit J 


Strafoerfolgung, wegen mehre 
Den ftrafbarer Handlungen I 82, 
88; mehrerer jtrafbarer Perjonen 
I 84; bei Ahndung im Diszipli- 
narmege, feine gerichtliche I 167; 
Ablehnung des Antrages 2c. 
247 ff.; Verjährung II 52, 16; 
€. VILT: VII 66ff; „pligt 
widrig unterlaffene VII 346 
Straierfügung, vorgängige 
Benadhrihtigung bei vorüber: 
gehend Heberwiejenen I 29; Bor- 
ausfegung und Inhalt T 349, 
— SG m Glen 
tu inwei 
I 851, Verzicht I 852; Wirkung 





Sachregiſter. 


475 


emes tskräftigen Urtheils I Stubenerzeh, 
at ihn Dark II KIT am 


363; bebarf feiner Betätigung 
I 417; Bolftredbarten I 450. 
Strafuerdängung, wiberreigt 
b e IL 118; unzuläffige und uns 
Strafuollftredung, Uebergang 
auf die bürgerlichen Behörven 
€. 115; II 15 Abi. 3; des er- 

juenden Gerichtäheren I 263 
Aufſchub und Unter 

bredung im y aeraufnahmes 
verfahren I 443 Abi. 3; von 
mi gericht igen Strafurtheilen 
und Strafverfügungen: im Al- 


ee 1 450—464, Anordnung 


451 Cinmerbungen gegen die 

affı feit I 464, Koften I 469; 
—— 

Strafzeit, Bersmung : im Al 

— home ff., — 1 

nung auf die ge⸗ 

Ieplige Dienftzeit im Heere ꝛc. 


Strafzumef fu ng, ualheben 
unmefentlich F Frraffaue I 53; 
Berathung 


—— eines Schiffes: in 

eriſcher Abſicht VII 265, 

—* falſcher Feuerzeichen VII 

322, vorſatzliches Bewirken VII 
323 ff, 326. 

Straße, Diebftahl an Neifegepäd 
VII 248 Nr. 4; Raub VII 250 
Nr. 8; Beritörung VII 306; 
Hebertzetung polizeilicher Bor- 
chriften VII 366 Nr. 2—5, 8 
is 10; VII 367 Nr 12. 14. 

Streitfall, Erkedigung VI A V. 

Streitige Rechtsfragen, Ent: 
ſcheidung durch das Plenum I 85. 

Strenger Arreft, Freiheitäftrafe: 
zeitige II 16, Anwendung II 20, 
22, Einzelhaft und höchſte Dauer 
od '24, beitimmte Schätfungen II 
26, Vollſtreckung einer gelinderen 
Art II 27, im Felde II 28, (IV 
47), Seltungaverhälmiß jun anderen 
Arreſtſtrafen II 54 Abi 2; Dis- 
Kplinarftrafe, Zuläffigfeit w3 

c. 
Strom, Störung des Fahrwaſſers 


vu 821, 326; ®olizei VII 366 
Rr. 10; nuferſchuß VII 3664. 


zeitige II 16, 
wendung II 20, 22, Vollftreckung 
II 23, gegen Milttärbeamte II 44, 
IV 82, Bflichtverlegung bei Ber: 
büßung II 80, gleich den Kammer- 
arreft für Marine II 162; Dis⸗ 
ziplinaritrafe: Läffigteit IV 8 
A 2, Zuftändigteit zur Berhän: 
gung IV 10, 11, 12, 14, 83; 
Meldung IV 10 Abf. 2. 
Stumme, Jraiehung eines Dol- 
nelgers I 117; Beeidigung I 


Stundung, wucheriſche VII 802a. 
Subaltern:Dffiziere, Einthei⸗ 
lung II 5 Anl. A.; Disziplinar- 
ftrafgewalt: bei Stellvertretung 
IV 6, bei Detadixung IV 12; 
Beichwerden J. ebenda; Ehrenge 
—5 — F .- 1; st Sem des 
vengericht3 uſam⸗ 
menſetzung, a 5% 
vous: 


gmanbice VI vom D . 
Dienftenthebung. ven 1 


€. 


Tabak, verbotened? Rauchen auf 
Poften III 43; Entwendung II 


—8* „Berechnung bei Friſten I 15. 
09, Berdm —— 

theidiger J 347. 
Täujhungsmittel, behufs Ent⸗ 


ghung vom Dienſte II 83; III 
Tapferkeit, Beruf des Soldaten 


Zaube, Perſonen, Taubheit, 
Zuziehun eines Dolmetichers 
elannigabe der Schluß⸗ 
anträge ꝛc. I 313. 
zeußbfamme, rafausiglien 
ungögrund VII 58; Strafan: 
tragsberechtigun VII 65. 
Telegramm, Beichlagnahme1233. 


Telegrapb, Zerſtörung VII 90; 
ir ur Betriches vo 


4716 Gedregifer. 
Telegrapben-Anftalten, Ber geriäte V186, 13; an der Wahl 
ift Kriegsverrath TI 58 —— NIIT ; * der 
Telegraphenbeamte, tape. griff VII 47-50; an Antrags- 
vIoI 318, 355; ähig- vergehen VII 63, 64; an ge 
VoI 319, 3%0 Berbindungen VII 138; 
Telegraphenfreimarten und Entziehung der Wehrpflicht 
—— en, Falſchung VII VII 143 Abſ. 2 
von Stem- | Tbeilnehbmer, Nichtbeeidi 
peln VII 860 Wr. 4, 5; Feil- als Bed 
en nah entfernter Ent und uchung I 232, 35 
werthung VII 864. Thiere, urli Unzudt 
Termin, zur Einnahme des Augen vII17 igtes Stehen- 
eind I 165; zur Hauptver⸗ lafien VII 366 Rr. 5; Werfen 
handlung, Belan 10: an von Steinen VII 366 7 
| et I 266 Abi. 3, Halten 2c. gefährliher VII 367 
an den eidige I 268, 888; 


chrichtigung 
riſchen Vernehmungen 1270, 271. 
Territorialbezirk, des Garde 
korps VI10 Abf. 3; jede Armee 
korps VI 13 Abſ. 1; für nad 
teußen fommanbirte Mürttem- 
ergiihe Offiziere VI C 1b. 
Tehamentavoliizeder, Uns 


e VII 266 
Thatberict, — und Ein⸗ 
reichung, Meldung an die über⸗ 
angene Dienſtſtelle I 158; Aus⸗ 
— des einreichenben Bors 
gelesen vom Nichteramt I 122 


Thätliher ungeiff, 


gegen einen 
Vorge esten; 


u gemein en II 
97, nad) Anreiz II 
zoälticen Bergreifen, ſ. Thäts 


wa feit, gegen Vorgejetten: 
ng oder Anreiz II 99, 


Sufeube ꝛe. II 111; ſ. F 
; gegen den Kaiſer VII 

94; gegen Landesherren VII 94, 
98; gegen Regenten VII 96, 
100; gegen Mitglieder landes⸗ 
—— Häuſer VII 96 100; 
ei Widerftand VII 113, 117; 
Hinderung des Gottesdienites 
VII 167; Beleidigung VII 185. 
Theilnahme, Rufe eines 
Untergebenen II 47; ſ. Betheis 
ligte; an der Bildung der Ehren⸗ 


.11. 
Thieranälezei, Strafbeftunmung 
I 360 Rr.1 
Zhronfolge,  enaltfame Aendes 
tung €. VII 4; VII 81, 102. 
Titel, Berluft vu 33; Unf 
feit zur Erlangung vo 34; 
maßung VII 360 Rr.8; |. Oft 


ziertitel, Dienfttitel, 

Tod, Lobesfälle, nit natür- 
liche: er Wilitärperjonen I 
154, von —S — I 166, 
Leihenihau 1 2233 ff.; des Ber 
—*— im Wiederaufnahmes 

ahren I 437, 447. 

Todesftrafe, Volftredung: 

zuläfftge I 452, durch Eriiehen 

453, durch Enthauptung 1 454, 
VII 13, an Berfonen des Sol 
datenftandes II 14, an Militär 
beamten II 45, findet nicht ftatt 
bei Verfuch VII 44, nic egen 
jugendlide VIE 57; Nebenftrafe 
VII 82; Berjährun at VII 67,70. 


Todtfhlag, und Strafe 
VII 212 Schlägerei VOL 
227, 228. 

zöbtung, bei Hochverrath E. VII 
4; VII 80, 81; bei — 
VII 178; im Zweikamp 
206. 207; vo aetie: mit ben 
legung vor 21l, ohne Leber: 


gung VII 212; auf Verlangen 
16; bei Abtreibung vo 
220; bei” Ausfegung VII 221; 
fahrläffige VII 222; bei Körpers 
verlegung VII 26; bei Schla⸗ 
gerei VII 227; Vergiftung 
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VII 229; ‚bei De Ir ao 
Ta ng 
VII 307 un 811; dur 
Veberihwenmun g VIL4; VII 
312, 314; durch ienbabngefäße 
dung vii 315, 316; durch Be⸗ 
N ädigen von Dämmen zc. VII 
‚326; durch Strandung eines 
Saiten VII 322, 823, 8326; 
Pe Brunnenvergiftung vu 324, 


Torfmoore, Inbrandſetzung VII 
808—810. 


Transport, Beitehlen von Ber: 
wundeten ꝛc. II 134; Gefährbung 

Fan 315, 316. L!n 
uanaporimitte eignung II 
180; 2 Abſ. 2. sr 

Zrauung, Boripiegelung VII 179; 
ungejegliche VII 337. 

Trichinen, Verlauf von Fleiſch 
VII 867 Re. 7. 

Teoß, Begriff II 155; iſt den 
Kriegsgejegen unterworfen IT 155; 
Aufhebung des Vertragsverhälts 
nifjed II 156; Disziplinarbeitra- 
fung 1V 2 Nr. 

Trunt, verbotener III 48; und 
Spiel VII 861 Nr. 5, 862. 

weuntenbeit, rein —* ilde⸗ 
rung II III 

tn 2; aus Feigheit IT 85 
Ih. 2; "nn Dienfte II 151; III 49. 

Truppe, ftrafbare Handlungen im 
Auslande I1 7; Belangim achuna 
der Kriegsgefetze II Nr. 8; 
vor dem Feinde II * Kriegs⸗ 
Fb 58; Serägebung II 

apituliren II 63 Nr. 3; 
unerlaubte Entfernung II er: 
unterlafjener Wiederanfhluß II 
65; eigenmächtige Entfernung be- 
hufs eutemachens II 128; Be⸗ 

ſtehlen auf dem Rampfploge II 
134; Troß II 156; gleih Schiff 
II 162: Verrath ẽ. VII 4; VII 
89, bringen in feindliche Gewalt 
€. VIL 4; VII 9 Nr. 1; Auf 
ftand erregen VII 90 Nr. 6. 

Zruppenabtheilungen, Befehls: 
haber, Disziplinarftrafgemalt IV 
5; betachiet IV 18; kombinirte 
v 
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Gel Your ‚ala Militärbehörde 
bei Ablie erung 181, ent Feſtge⸗ 
nommener afernun 

aus —5 II Nr. 
Truppe; kommanbiete v 20 
Abf. 2; Strafbücher IV 54 Abi. 2. 


M. 


Ueberfall, hinterliſtiger VII 2234. 
Heberführungsftüde werden 
den eigen nicht verabfolgt 

I 


Uebergabe, einer Militärperjon 
an das bürgerliche Gericht I 4, 


n Br 2; eines feften Platzes zc. 
neberlegung, bei vorjätlicher 
Töbtung VIL 211. 


Ueberleitung, in das ordentliche 
Verfahren I 433, 485. 
Ueberfreitung, de3 Urlaubs 
II 64; der Steatbefugnüfle IT 118; 
der Rothwehr VII 
Ueherfhmenmung, Bedrohung 
damit VII 126, 254; Serbei: 
führen VII 312 ff. 
Ueberjegung, der Protofolle I 
116; zugeftellterSchriftftüde 1140. 
Ueb ertragung, ber Gerichtäherrn- 
geiääfte wegen Befangenheit ꝛc. 


Neberkietungen, niebere Gerichts⸗ 
barkeit I 15 Nr. 3; Strafver- 
fügung I 349; Be griff vol, 
360370; im Ausland begangen 
VII6; Gelpftrafe und Umwand⸗ 
lung, VII 27ff.; Verjährung VII 


nebertritt zu einem immobilen 
Verband J 433, 434. 

Uebermeifung, vorüber ehendezu 
einem militärifhen Berbande, 
Gerichtöbarfeit und Benadhridti- 
gung vor Verfügung der Anklage 
2c. I 29; an die niedere Gerichts: 
barkeit im Felde und an Bord I 
46, 65; an die zuftändige Stelle 
in der Berufungsinſtanz I 395 
Abi. 3; an die Familie VII 56; 
anne "Zandespolizeibehörbe vu 
3 

Meberzeugung, freie 2 Entjchei 
dung des Gerichts 18 


Ufer, Säug VII 
—— — 


nahme I 2399, 392. 
Ar. 2, 8, 7; 
va 


3 12 463; VII, 


ud 
VII 49, bei jugendlichen Perfonen 
VII 57 Rr. 3, bei Meinew VII 


197. 
Unabhängigteit, der erfennenden 


Unauf ebba Da hr 
des Abgelehnten I der 
Staatsanwaltfchaft I 153. 


Unbeigoltene, Berführung VOL 


Unbraugsermagung, von Ge⸗ 

gentet nden 3 I 16; zum Dienft 
81; Pferdes oder der 

Waff re an 1; von Dienft: 
—— von Schriften 
x. VOL 41, 

Uneheliges Kind, Tödtung Durch 
die Mutter VII 217. 

Unerfaubte@ntfernung, Begriff 
und Strafe: im Allgemeinen II 
64, durch unterlaffenen Wieder; 
anfchluß Abgelommener II 65, 
Beitrafung bei längerer Dauer 
II 66, 67, ver Perſonen des Be 
uelaubtenfanbes 1168, als Fah⸗ 
nenflucht IL 69 

Unerwadfene, Berfagung des 
Zutritts zu dffentlihen Hauptvers 
handlungen I 288. 

Unfähigkeit ‚zur Bekleidung öffent 
licher Aemter II 84 Nr. 1, 40 
Nr. 2, VII SL ff. ; zum Heeres⸗ 
dienſt vl 81; eivlid) vernommen 
zu werben VIT 161; zu Eiſen⸗ 


grober 
Ungebühr, vor Gericht I 
Ungehorjam, ‚gegen Beichle 


Untitige Meldung, f. —— 
uniqtis 1806. vn Pen 


42. 
Unterärzte, Beſchwerdenſ. ebenda. 
Unterbrehung, der 
Janbhung I 275 ff., 


445 Abſ. 3 
öeftehen 1 464 ui. ; Der Ne 


Unterbzüdung, von Urkunden 
VII 92 Rr. 2, 274 Rr. 1, 348 
Abi. 2, 349; . Perſonenflandes 
VII 169; von Thatſachen VII 
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268; von Briefen ıc. VII 854, 
856. 


Untergebene, unterlaflene Beauf- 

ftigung zc. II 147; ſ. Unter 
Dienftgewalt; Rügen 

Vorgefester VII 193; ſtraftare 
Handlungen im Amte VIL 857. 

Untergebener isherr, ſ. 
höherer Gerichtsherr 

Unterhalt, Unfähigkeit zur Ge 
währung VII 861 Nr. 5, 862; 
fih der ie zur Gemäfrung 

Untertomm. en, Hiller eihaffu 
nterfommen twerſchaffung 
VD 361 Nr. 8, 862 

Unterlaffene Anzeige, eines 
Kriegsverraths II 60; einerFahnen⸗ 
flucht II 77; einer Meuterei II 
sein eines Verbrechens VII 139; 

nze 

Unterlieferanten, Nichterfüllung 

von Verträgen bei Krieg ꝛc. VII 


329. 

Unternehmen, hochverrätherifches 
VII 81ff.; ſ. kriegeriſches, milis 
täriſches Unternehmen. 

Unteroffiziere, Befchäftigung der 
zu Gefängniß Berurtheilten II 15 

. Arreftitrafen II 20; 
Shrenftrafen II 30 Nr. 1, 8, 4; 
radation: Zuläffigfeit II 40, 
golgen I 41, im Beurlaubten- 
tande II 42; IV 8 5, folge: 
ng: auläffige IV 8 B, folder 
mit Bortepee IV 4 Ab]. 3; feine 
Disziplinarftrafgewalt IV 7; Be 
ſchwerden |. ebenda. 

Unterordnung, militäriiche, ein⸗ 
zelne ftrafbare Handlungen: 
Adtungsverlegung II 89, wiffent 
lich Unmahıheit - jagen II 9, 
Beleidigung des Vorgeſetzten II 
91, Ungehorfam II 92, 93, Ge⸗ 
o1fomänermeigerung II 94, 95, 

erfegung II 96, thätlicher 
an gegen den Vorgejeten II 
97, Anreiz durch Borgejegte II 
98, Aufforderung zur Gehorjams- 
verweigerung 2c. II 99, 100, uns 
befugte Beranjtaltung von Ber: 
fammlungen II 101, Erregung 
von ntbvergnügen II 102, en 

II 108—105, Aufruhr II 
106-110, gegen militärische 


Wachen ꝛc. II 111, Herausforbe- 
rung eines Bo efehten um weis 
fampf II 112, der Berfonen des 
Beurlaubtenftandes II 118. 
Unterredungen, des An etlagten 
mit dem Bertheidiger I 
Unterigiebung, eines Kindesvil 
1 
Unter|logung, Ehrenftr 
etzung in die zweite KI de des 
& atenftandes II 37 Abf. 2 
Nr. 2, Dienftentlaffung oder De 
gtabation bei Perjonen des Bes 
urlaubtenftandes II 42; im Felde 
ohne Antrag ftrafbar II 127; 
bei Ausübung des Di es * 
II 138; III 50; Begri 
21628; im Amte VII 350, S51. 
Unterf&reiben, de3 Vrotofolls rc. 
im Ermittelungsverfahren I 163 
Abſ. 1, in der Hauptverhandlung 
I 831, 3%. 
Unterihriften, Sammeln zu Bes 
fchwerden II 101. 
Unterfuhung, Einleitung 2c. auf 
Anweifung I 24, Vervollftändi- 
gung: im Ermittelungäverfahren I 
244, im Felde und an Bord 1427; 
Anwendung von Amangsmitteln 
VII 343 ff. ; Unterlaffung VIL346. 
Unterfudungsalten, . Alten. 
Unterfuhungsführer, die Ver- 
jähbrung unterbrechende Hand» 
lungen E. I 10; Ausſchlietßung 
vom Richteramt I 122 Nr. 
Stellung und Befugnifie: Ermitie⸗ 
lungen I 150ff. 162, Erſuchungs⸗ 
Ichreiben I 160, 161, Protokolle 
I 163 ff., Augiehung eines a 
fißer8 auf Erfuchen I 167 Abdf. 3 
Ausdehnung der Unterfuhung I 
168, 169, Bernehmung eines Bor- 
geführten 1172 Abſ. 5, Befugniß 
zur vorläufigen Seftnahme 1180, 
Leitung der Thätigkeit des Sach: 
verftändigen I 214, Anordnung 
von Beichlagnahmen xc. I 228, 
Vortrag über das Ergebniß des 
Ermittelung3verfahreng I 248. 
ae Sögelangener, !. 


unterfugungspaft Ber ängung 
Fa bürgerlihe8 Gericht J 
9; Rechtsbeſchwerde I 175, 177; 
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Irzggerichtlichen Unterſuchung VI 


Reigemarincamt, Zuorbnung 
der richterlihen Wilitärjuftigs 
* — 96 Abſ. Gefchäfts 
eih8militärgericht, Ge ⸗ 
ordnung E 18; 1 ; erfennens 
des Gericht I 18 *. 2; Su 
ftändigfeit I 71; Sie I 
Zeitung I 73; Bildung der Se 
nate I 77, Zujammenjegung I 
18; militärife e Mitglieder und 
deren Beftimmung I 79; Senats» 
präfidenten und Räthe I&0 8, 81; 
Beeidigung ber militärifchen Mits 
ger I 82; Abitimmung I 87; 
eichäftsvertheilung 188f. : Ber 
waltung I 111; Prüfung der Us 
theile 1113 abf. 4; Entfch cheidun 
über u] werde I 149 
Abi. 4, 328 Abi. 2, 886, über 
Able nung des Antrags x. eu 
Stra ertoigung I 247 Ab]. 4, 
248, 249, über die Repifion I 
406 ff, in der Sache felbft 1412; 
Ernennung von Rechtsanwälten 
oder Bertheidigern I 341; Unans 
Iehtbarte der Entfheidungen I 
366; Zulaffung des Angeass auf 
Wiederaufnahme I 443, 446; 
le Ye auf eine Sefammts 
trafe I 461 Abi. 
— ſ. 


naeg, Sprengung und Ge 
walt gegen Abgeordnete VII 105, 
106, 339; Beleidigung VII 197. 
Reihäuerfaffung „gogverratg 
. VII 4; VII 81 Nr 
Reihenforde, der Berufung von 
Dffizieren zu den Kriegägerichten 
oo der Abftinmenden I 87, 


Neijegebührnijje, für den Ans 
geflagten in der Reviſionsinſtanz 
nicht zuftändig I 408; Bejcheini- 
gung des Gerichtsoffi ierd oder 
richterlichen Miltärufligbeamten 


I 469. 
NReijegepäd, Diebftahl VII 248 


"aan Schi efaͤhrdun ngburd 
iwah one — rlicher Öegen, 
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Reiten, —— nelles VII 
833 Aber akt sc. VII 


Reh —5 — VIBO Ab}. 
Fe A Pr deri en 
ma en eine Bomb lung nit ftrafs 
108 II 48; darauf bezügliche Ber 
gehen VIL 166 66 ff. 
Religionsdiener, |. Geiftlide. 
Religionsgefellfhaften, Be: 
theuerungsformeln I 198; VII 
1565; Beſchimp Vo 166; 
Hinderung des ottesbienftes 
gu enhänben er erftörung von 
erehbrung VII 


— — unbefugte Er⸗ 
richtung VII 360 Nr. 9 

KRequifitionen, oe vı 85; 
Inhalt VI 87, VI Beil. III; ;. 
Blünderung. 

Refervift, unerlaubte Auswande- 
rung VII 360 Rr.8; ſ. Beun 
laubtenftand. 


| Reveille, ſ. Zap 


fenftreid). 
Revifion, ordentliches Rechts⸗ 
mittel: im Allgemeinen I 863, 
uläffigteit I 365, 897, 407, 
urüdnahme I 371, Unzuläffig: 
eit ber Zurüdnahme nah Be 
ginn der Hauptverbandlung 1372, 
Einleaung, Rechtfertigung I 398, 
401, 408, NRevifionsgründe, Ge 
jegesverfegung I 399, 400, Wir⸗ 
Entfcheidung dur 
Sa — 1406 ff. 
uſtellung der Rechtfertigung an 
den —8 Theil I an 
weſenheit ded Angeklagten in der 
De Rersehng 5 nicht „erforder 
lich, Vertretu uch den Ber: 
aelbiger. —*— ewaͤhrung von 
eiſe⸗ oder Maricjgebübtnifien 
an den Angeklagten I 408, Haupt⸗ 
verhandlung I 409 ff., Gegenftand 
des Urtheils 1410 (402), Zurüd⸗ 
verweiſung, Entſcheidung in der 
Sache ſelbſt 1412, Wirkung des 
Urtheils für Angeflagte, die das 
Rechtsmittel nicht eingelegt haben 
1 414, Beſchränkung in der Strafs 
bemeffung zu Gunſten des An- 
geflagten“ I 416, findet im Felde 
oder an Bord nicht ftatt 1 419, 
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Revtfiondanträge, Begründung 

1 403; Bernehmung des Anges 

Elngten I Pe Finſendung 1406; 
Prüfung I 4 

Renifiongregtfertigung, ſ. Re 
viſion. 

Richter, Vertretung I 89, 70, 98; 
Ausſchließung I 122, 193; Ab: 
et: und Entfheidung I 124, 

128 Abf. 2; in der Haupt- 
verhandlung: Berufung I 261, 
Zuweiſung fehlender I "962, uns 
unterbrochene Anwefenheit 1273, 
Berlejung der Namen 1295, 391, 
Beeidigung der nicht ftändigen 
I 296, 391, Abftimmung I 821, 
824, (87); ; Beftechung VII 334, 
835; Beugung des R t8 VIL336. 

Ni teramt, Ausſchließung, ſ. 


Nichterlifte, Berlejung I 295. 
Riſſe, von Feltungen, aurnaime, 
Beröffentlihung VIL 360 Nr 
nahen ſ. Hauptleute. 
Rohrpoitanlagen, Gefährdung 
VII 318a. 
Roßärzte, Anhörung eine? Guts 
achters V I It 4 Ab]. 2. 
Rückall, Abitimmung 1323 .3 2; 
Anwendbarkeit der Strafe IL13; 
nicherholer, Ehrenjtrafe II 37 
Abi. 2 Nr. 1, 40 Abi. 2 Nr. 2; 
bei Fahnenflucht: im Allgemeinen 
II 70, im Felde II 71, bei Wie- 
—— 1175; bei MNißbrauch 
der Dienſtgewalt II 114; bei Miß- 
handlu Untergebener II 122; 
bei Diebitahl VII 244, 245; bet 
Raub VII 250 Nr. ; bei Seh: 
lerei VII 261; bei Betrug VII 264. 
Rü F ade, be, entzogener Gegenftände 


Rudtaufshännrer Suniberhands 
lungen VII — 5* 

Rückzug, 

Rügen, 
ftrafen Wi 

Ruhendrung, ungebührlihe VII 


Te 
KH Disziplinars 


3. 
Sachbeſchädigung, Begriff VII 
sr) gung, Begriff 
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Sadleitung, — von 
Anordnungen I 292 Abſ. 8. 

Sachverſtändige, —— 
vom Richteramt I 122 Nr. 5; 
Anzug der dem Bereich der Mi 
Iitärverwaltung angehörigen bei 
der Dernebmung, I 171; Geftel- 
Iung, Ladung, ebühren I 208, 
Ne Auswahl I 209 ff.; Aus: 
chließung, lehnung L 210; 
Verweigerung des Gutachtens 2c. 
I 212; Bmwangsmittel, Rechtöbes 
fchwerde I 213, (204); Zeitung 
der Thätigfeit I 914; Beeidigung 
I 215; Gutadten: Vorbereitung 
und & riftlichleit I 216, über 
den Geilteszuftand I 217, neues 
1218, bei Münzverbrecdhen 1219, 
Schriftvergleihung I 220; als 
Qeugen I 221; Augiehung: zur 

innahme eine3 Augenjcheines I 
222, zur LZeichenichau I 224, bei 
Vergiftungen I 228, zur Haupts 
verhandlung I 265, 269; Ver⸗ 
nehtmung: tommifjatifche I 270, 
271, in der Hauptverhandlung I 
299, in der Berufungsinftang I 
388, im Wiederaufnahmeverfahren 
1 445; Beltrafung megen Un — 
bühr I 290; Berlafjen der 
richtsſtelle 1302; Berlefung von 
Ausfagen Veritorbener 1 805; 
Borihügen unmahrer Thatfachen 
VII 138; Meineid VII154, 155, 
187, 158, 161. 

Sammeln, der Stimmen I 320; 
zerftreuter Mannfchaften, Berhin- 
derung ift Kriegsverrath II 58 
Nr.6; von Unterjchriften zu Be: 
ſchwerden II 101. 

Sammlungen, öffentlide, Be 
ſchädigung VII 304. 

S an n de unbefugtes Graben VII370 


ae aan Strafbeftimmun- 
gen für Mitglieder II 5 und An: 
age AIV; Disziplinarbeitrafung 
IV3D; guftanvig keit zu Dis⸗ 
ziplinarſtrafen! —— — 
haber IV 21, der Mitglieder IV 
22, im Beurlaubtenftande IV 31, 
gegenüber Militärbeamten IV 37. 
Sanitätsoffiziere, Militärge- 
richtsſtand: der zur Dispofition] 1 
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Rr. 2, der & la suite I 1 Rr. 6, 
der Verabichtedeten L1 R.7; 
der des Beurlaubtenftandes wegen 
Zweikampfs I 5 Rr.2; un, 
* u Kriegägerichten I 55, 66, 
ne non Un ten 169; Anbrin 
von Anzeigen I 161; An⸗ 
zug —* gerichtlicher Vernehmung 
I 171; Zuziehung zur Leichen⸗ 
Öffnung I 224, }. Sanitätsforpg, 
Beichwerde, Bermittelung. 
s aden, ſ. Nachtheil. 
Schaffner, Untreue VII 266 Nr. 8. 
Sgankſtube, Polizeiſtunde VII 


ei Untreue VII 266 Nr. 8. 
Schelle, fehlende an Schlitten VII 


Shenen, Betreten mit unver 
wahrtem Yeuer VII 368 Nr. 6. 
Schiedsrichter, Beſtechung VII 
334; Beugung des Rechts VIL836. 
Schiehbedarf, in feindli e Ge 
walt en VII 90 Nr. 2; ver 
zetehes ammeln VII 860 


Saieben, an bewohnten Orten 
1367 Nr. 8; in serie 
Ah: von Gebäuden VII 368 


Sgiehienen, bei Widerftand 


Sgieppulver, unerlaubte Zu: 
* nd und Aufbewahrung VII 
Sbhände widerrechtliche Bu 
anung ng aus foldden VII 291. 
& —e— Schießen an 
ewohnten Orten VII 367 Nr. 8. 
Schiff, an Bord und im Kriegs⸗ 
uſtand €. 16; II 164; Zuflel 
an Verfonen I 143; Boll: 
ng von Arreftittafen II 28; 
ebergabe an den ‘Feind II 63 
Nr. 4; unterlafjene Mebung 1 
efommener II 65; fahr age 
eichäpigung eines Schiffes 
142; gleichbedeutend mit * 
II 162; nen nu 163; vor dem 
geinde oO ; Anwendung der 
ilitär- un ‚Rriegägefege auf 
Angeftellte und bienftlih Einge 
io I 166; Bringen in n eins 
iche Gewalt €. VII 4; VII % 
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Nr. 2; Gefährdung VII 146: 
Diebftahl VII 243 Nr. 7; Stran⸗ 
dung E. VII 4; VII 268, 822, 
823, 826; Berftörung VIL 306, 
Brandftiftun VII 806 —810,326. 

Saiffer,  Shiägefähesung VII 


s iahet „Gefährdung VII 822, 
Schiffsdienſte, Menſchenraub VII 
Sgiſſzungen, Gerichtsſtand I 1 
sgillämem, 6 Shi gefahduu⸗ 


Heuer vü 28 
Schildwache, Pflichtverfegungen 
II 141; III 42, 48; wiffentfices 
Begehenlaffen ftrafbarer Hand⸗ 
& Far 1 12 II a hem 
ageijen, Legen an bewo 
ten Orten VII 3867 Rr.8. " 
Sarügerel, unter Kameraden III 
6 Abf. 2;5 Tod une ſchwere 
—— ſich 
dedichen einer Waffe VIE 867 


ee en „Beſchädigung VII 321, 

usbeſſern ohneSicherungẽ⸗ 
maßreg eln VII 867 Nr. 14. 

—— an Offizieve 


Beten vi damit dem Wild nad’ 
tellen VII 293; Einziehung VII 


—2 ohne AN 1 Deiglel und 
VII 366 


Schloſſer, unbehucte Serien 
von Schlüfleln VII 2360 Sr 
sariijel, — bei —* 
Fertige en nv 369 A. 1. 
Schlußprotofoll, |. Protokoll. 
Schöffe, öffentliches Amt VII 31; 
Vorſchützen unwahrer Entihulbis 
ngen VII 138; Beſtechung VHH 


Schonun en, über ſolche en 

STE 08 ‚eän ſolche geh 
onzeit, geſetzliche VII 293. 

Schornſtein, unterlaſſenes Reis 


She d N Bei nee tung ber 
reden, bei re 
Notbwehr VII 58. 
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Sqriften, „anbseuäbermahung 
VII 4, —E 
vo 85; bie zu Ungehorſam ꝛc. 
auffordern VII 110, 111; die 
den Frieden gefährben VII 1308; 
ungzüchtige VII 184; beleibigende 
VI 186, 187, 200. 

Schriftliche Arbeiten, find dem 
Verhafteten unterſagt I 


78. 
Schriftliche Mittheilungen, 
deren Beſchlagnahme I 232. 
Sariltliger sizeht, mit dem 


iger 

Sarifthüde, Sriotveröffentficung 
amiliher ©. I 18; Borlegung 
dienftlich verwahrter 1 231; Der: 
lefung: in der Hauptverhanblung 
ter Inſtanz I 303, in der Be- 

tufungsinftang I 392. 
A durchSag— 

veritänd 

esnle: Unzugt mit ihnen VII 
a Nr.1; Kuppelei VII 181 


Säulen, verbotene III 48; er: 
dichtete VII 24 Abſch. 239, 242 


s Zudfrage, zwei Drittel Mehr⸗ 
Fr zur Bejahung erforverlih I 


Szulzis, Spruch VI 51 Nr. 4 
Schuldner, Bankerutt VII 24 
Abi. 239 ff. 8. O. 
Säuldigeine, Minderjähriger 
& — — Fül- 
VII 149; Ausftelung auf 
jaber ohne Genehmigung 
Sgußmarfen, gungen verborge- 
II 867 N 


Säus, der eigenen "pre VI2. 
Saußtruppen, Offiziere, Ehren: 


S kb vi Denn isaften und 
Santm ehre, Berfiörung v11321, 
er ausjoliebung 

vom teramt I ; Seugniß: 


ic. germeigerung 1 —— 200, 
208, 212 
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Schwangere, nit Bollftredung 
von Todesurtheilen I 452; Ab: 
treibung VII 218 ff. 

Schweige egerot, über da3 in der 
Sigung Verhandelte I 286; über 
die Zerathung und Abſtimmung 


Schwere Körperverletzung, bei 
Mißhandlung eines Untergebenen 
II 123; bei Plünderung II 133; 
bei Schlägerei VII 227. 

Se Zufammenftoß von Schiffen 

VII 145; offene und Raub VII 
250 Nr. 8. 

Seemannsorbnung, einzelne Zu- 
widerhandlungen, Ueberweiſung: 
an die niedere Gerichtöbarfeit I 
16 Nr.4, an Feld: und Borb- 
ftandgerichte 163 Nr. 3. 

Seewehr, Auswanderung VII 360 
Nr. 3; |. Beurlaubtenitand. 

Sehvermögen, Berluft infolge 
Körperverlegung VII 224. 

Sefundanten, Zweikampf ohne 
Biete vo 208; Straflofigfeit VII 


NT eine Gefan⸗ 
genen II 79; eines Kriegsgefan⸗ 
genen: überhaupt 11 158, unter 
Bruch des Ehrenwortes VII 159; 
Beihülfe 2c. VII 120, 121, 847; 
Telangener mit Meuterei VII 


Selbſtbeſchädigung, |. Selbſt⸗ 
verſtümmelu 

— Selbſtmord. 

Selbſtgeſchoſſe, unbefugtes Legen 
an bewohnten Orten VII 867 

r. 

Selbſtmord, Anzeigepflicht der 
Cipubehorden I 154; des Bers 
hafteten, Feſſelung bei ð u 
178; Leihenihau und Aufflä- 
rung der Beweggründe I 223 ff. 

Selbitverftümmelung, Beftra- 
fung II 81ff; III 11; VII 142. 

Senate, der freien Hanfeftäbte: 
Bernehmung der Mitglieder ala 
Zeugen I 189, 207, Gemwaltans 
wendung VII 105, 106; des 
Reichsmilitärgerichts: Bildung I 
77, Zufammenfegung 178, Vor⸗ 
N und Leitung I 88, Befegung 

I 84, Blenarentiheidung I 85, 
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86; Abftimmung I 87, Verthei⸗ 
fung der Geihähte I 88. 
Senatspräjidenten, des Reichd: 
militärgerichtö: im Senat I 78, 
Ernennung I 80, find Militär: 
beamte I 81, Zeitung der Ber: 
gamblungen I 83, 86 Abſ. 4, Er: 
u von —— 183 Abt, 2, 
ir 87, Gefhäftäver: 
edung 1 89, Vertretung I 
90, Berfündung des Urtheild I 


418, 
September, Wahl des Ehren: 
„Bi m brenrathe VI 13 
—8 Untreue VII 266 Rr.1. 
Siüerheit, Leiftung bei dem 
— ehemilftärgeriht 1248 Abj. 4; 


durch eidliched Angelöbniß be: 


Ute, Zumiverhandeln VII 162. 
Siherheitsbeamte, f. Polizei⸗ 
und S eitabeamie. 


re eitspienft, Beginn vor 

einde II 11; ſ. Polizei 

undg Sicherheitöbienft. 

Sigeriiellung, von Beweis⸗ 
mitteln durch in Verwahrung 
nehmen ıc. I 229. 

Sicherung, bevorzugte von Gläus 
bigern VII 24 Abi. 241 K. O. 

Siechthum, infolge Körperver⸗ 
letzung VII 224. 

Siegel, Beivrüdung: bei Durch⸗ 
fiht von Papieren 1237 Abſ. 4, 
bei Beichlagnahme I 241; Er: 
brechen amtlicher VII 136; Ans 
ſchaffen zu Münzverbrehen VII 
151, 152; anbefugte Anfertigung 
VII 360 Nr. 4 

Signal, militäriiches, Mißbrauch: 
vor dem Feinde ift Kriegsver⸗ 
rath TI 58 Nr. 6, Strafverjchär- 
en beim Aufruhr II 110 

für Schiffe VII 145; 
Transporigefähtdung VO 315. 
Signalbud, Mittheilung an den 

Au. Kriegsverratb II 58 


Sin hr el, e8 Aus: 
Ingo Be viir 368. ee 


Sittlihteit, Vergeben im Felde 
obne Antrag ftrafbar II 127; 
Verbrechen ıc. VII 171 

Sig, des Reichsmilitärgerichts 172. 
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Sitzungspolizei, —— | 
289 ff., 390; |. Zorſihender und 
ennende & 
Si ungsprotofolf, ſ. Protokoll. 
Stuaverei, als Menichenraub VII 


Soldaten, f. Gemeine. 
Soldatenftand, ſ. Berfonen. 
Sennias, Berechnung der Friften 


Störung VOL 


Spandau, gehört zum Territorial- 
bezirt des Gardekorps VI 10 
Abi. 8. 

Spiel, verbotene III 48; a 
Bankerutt VII 24. Abich. 

8. D.; und Trunt VII 361 Sr. 5 


Sonntagsfeier, 
366 Rr.1 


862; J Glücksſpiel. 
Spielkarten, Falſchen von 
Stempel, Abdrüden ıc. VII 275 


Rr. 
Spion, al® folcher dem Seine 
dienen E. VII 4; VII 90 Nr 
Sprache, Berluft infolge Pre 
verlegung VII 224. 
Sprengkofte, Aufbewahrung VL 


Sprud, nothwendiger VI 833; 
Zweck VI 42; Theilnahme vI 
43, 45, 47; in verfchiedenen 
Garnijonen VI 44; im Stiege 
VI 48; Arten VI 51; Folgen 
VI 52; Abftimmung vi 54, 57; 
Ausfertigung VI 59; Entfcheis 
dung VI 60 ff; Mufter VI Beil. 
VIII 
Spualisung, Theilnahme: über 
Hauptleute 2c. VT43, über Stab3» 
offiziere VI 45; Verlauf VI 50; 
Mufter VI Beil. VI und VII: 


ſ. Sprud). 

Sta 7 feindliche Henbrungen gegen 
befreundeten V u 102 ff. 
Staatsangelegenheiten, frie 

densgefährdende Erörterung durch 
Geiftlihe VII 1308. 
Staatsanmaltiäuft, — 
tung zu allen keinen Aufſchub 
geftattenben Anordnungen I 168; 
He von Beichlagnahme 
und Durdjudung I 239. 
Staatsbür lideRenie, Aus⸗ 
übung und Berbrechenzc. VII 1057f. 
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Staatseinrichtungen, Verächt⸗ 
lichmachung VII 131. 

Staatsgeheimniffe, Berrath VII 
92, 853a. 


Stantögejgäft, Führung zum 
Nachtheil des Staated VII 9. 
Staat3gemwalt, Widerſtand VII 

110-122. 


Staatsregierung, ihr geheim 
gehaltene Berbi ung VII 128. 

Stabsärzte, |. Sanitätöforps. 

Stabsoffiziere, detadhirte, Straf: 
gewalt IV 12; Chrengericte 
V17 Rr.2; in Generalsftellung ꝛc. 
VI? Abi. 2; Bildung des Ehren⸗ 
gericn® vI 18; Bujammenf Nesund, 

ahl des Chrenrathd V I 21; 

Ausgleih3verhandlungen yı A 
VII Abſ. 2; der Schußtruppe 
VI BB; nad Preußen fomman- 
dirte VI C 1a, 8a. 

Ställe, Betreten mit unverwahrtem 
Licht VII 368 Nr. 5. 

Ständige, Richter: im Standgericht 
I 41, im Öberfriegägericht I 68. 

Stand 1 Puug zur Verſchwiegen⸗ 


Stanbeshsamte, Abſchluß Der 
Ehe VII 337; Beibhülfe zur 
Doppelehe VII 338. 
Standesehre, Gefährdung, Ber: 
Eaung derfelben VI 51 Nr. 4 


Btanbaericit, Zuftändigfeit 1 14 
bi3 16, Adff., 63, 328 ff.; er⸗ 
fennendes Gericht 118 Abi. 2, 
8, 33-48; Bujammenfegung I 
88 ff.; Vorfigender und Beiſitzer 
138, 41; ſ. Vorſitzender; Be 
eidigung der als Richter und 
Stellvertreter beftellten Offiziere 
I 42; Berufung im Felde und 
an Bord I 44, 48; Ueberweiſung 
I 46, 63; zuläffige Strafen I 47; 
Prüfung der Urtheile I 113; 
Führung der Verhandlung I 292 


|. ver. 

Stauer, Untreue VII 266 Nr. 3. 

Stedbriefe, Erlaß I 183; Ab: 
lieferung und Vernehmung des 
Ergriffenen I 184. 

Steine, Werfen auf Menſchen VII 
866 Nr. 7 7; unbefugtes Graben 
VO 8370 Rx. 2. 
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Stellvertreter, der Gerichtsherrn 
123; der ftändigen Richter: beim 
Standgericht I 41, beim Über: 
Iriegögeriht I 68; der Kriegs⸗ 
und Ob vieggerichtäräthe I 70, 
98; des Präfidenten: des Reiche: 
militärgerichts I 76, de8 Senats 
I %; der Senatsmitglieder I 
6; 6 Disziplinarftrafgewalt IV 

e3 Bezirkskommandeurs IV 

Abi. 2, 24; im Chrenrath, 
Mas VI 13 Abf. 3, 4, 15 Abi. 
2, 4, 18; Anmefenheit VI 86. 

Stemp el, Anfertigung: zu Münz- 
verbrechen VII 151, 152, ſonſtige, 
unbefugte VII 360 Nr. 4-6. 

Stempelblantette, Falſchung 
VII 275 ff. 

Sterbeiallen, n. anbeiugte Errich⸗ 
tung V Nr. 9. 

Steuergefeht, ne Kor 
ungen E. V aftung für 
Kinder VII 361 Nr. 9 

Steuerüberhebung, rd Be 
amte VII 353 

Stide, ſ. Stempel. 

Stifter, von Berbindungen VII 
128, 129. 

Stiftungsvermalter, Untreue 
VII 266 Re. 1. 

Stillfhweigen, über den Her 
gang bei Berathung des Urtheils 
und Abjtimmung I 925; |. 
Schweigegebot. 

Stimmabgabe, Reihenfolge I 87, 
324, 394; Verhinderung VII 106, 
107, 339; Berfälfhung des Er- 
gebniffes VII 108. 

Stimmengleichheit, im: Ehren- 
geriht VI 57 Abſ. 2. 

Stimmenfauf, in öffentlicher An- 
gelegenheit VII 109; im Son 

tje VII 24. Abſch. 243 8.0. 

Stimmenmehrheit, einfache I 

— Zweidritttheil I 323, 394 


Stinmteit, Berluft VII 34. 

Stimmzettel, zum Chrenrath VI 
17 Ab]. 2. 

Störung, des Gottesdienfte8 VII 
167; der Ruhe VII 360 Nr. 11; 
der Sonntagsfeier VIL 366 Rt. 1. 

Stoddegen, verbotened Tragen 
VII 367 Rr. 9. 
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Strai —* Anbringung I 151; 
altenfundig fein I 152; bei 
vorläufiger Feitnahme und Ber- ' 
baftung I 182; bei —— 
nahme I 234; Gxforbermi 
x. VII 61 


Strafaufihus, its ſtrafe 
1465457, . Bo 
Strafausihließungss, Erhö- 
hungs⸗ WMilderungs- z. | 
Gründe, g im Urtheil 
1 ; im emeinen II 48 
bis 65; VII 50f}.; „näbelonbere: 
bei Sripeil an Kriegäver- 
DI 61, bei Fabnenfludt II 
75, 76, er eit II 88, bei 


nveiz II 98, Meuterei II 
106, bei Erzwingung des Ge 
horſams II 124, bei Aneignung 
von Zebensmitteln 2c. II 180. 

Strafbare Handlungen, vor 
intritt I 6; vor 10: 


mebrerer 
t 147; die den Tod ‚Herbeis 
5 haben I 224; in der 
u I 291; Eintheilung VII 
rohung damit VII 106, 
1er; Aufforderung zur ehung 


VII 111; falihe An 
VII 111; falle ſchuldigung 


Strafbefehl, Zuſtellung vor dem 
Dienfteintritte I 7 Nr. J. 
Strafbejcheid, der Verwaltungs: 
behörbe I 2. 
Strafbüdher, Kontrole IV 54. 
Strafen, wegen Verlegung der 
FEN zur Geheimhaltung €. L 
8; gegen ausgebliebene Zeugen 
x. 11 6, 299; der Zeugnißver: 
weigerung oder Beeidigung 1202, 
204, 299 Abf. 8; ; gegen nichter⸗ 
ſchienene oben das Gutachten vers 
aghde Sachverſtändige I 213, 
Abf. 3; wegen Ungebühr in 
* Sihung I 290; gegen Per 
fonen des Soldat 
14 bis 42; gegen Militärbeamte 


I 48 ff.; Diez linarſtrafen: zus 
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Stebmaffen, verbotened Tragen ' 
367 Nr. 9. 


—2. 
Strafgefangent, „onberung Bon 
— —8 etz und Shrengerigte, 
ammentreffen VI 3. 
—— ——— „ebenda; 
Geltung für 
Berionen des B — 


für Militärperjonen 
Yuslänbe II 7. bei —— Ber 
brechen x. gegen Rifitieperfonen 
Staaten IL 8; |. 


Kri 
An unmaßung HD 120; 
Mißbrauch VII 346. 
Strafliten, Zuaffiglen der Ver⸗ 
leſung I 803, 8 


Sirafmilberung, durch den be⸗ 
ftätigenden Befehlshaber I 418; 


ajclieh 
Strafregifter, M des 
Materiald an die 


en Ta 
— Gürfung, nwulaſſigten 
trafſchärfung, u 
—2388 erufungsinſtanz I ve 
fahren 1448 Abi. 2 
Strafummanbelung, Zuſtandig⸗ 


Strafuripeite, Butt 

trafurtbeile 

Derlefung I 308, 8 —I 
barkeit I 450. 


Strafverfolgung, wegen mehre 
vet, Twafoarer Handlungen I 82, 
83; mehrerer jtrafbarer Berfonen 

I 34; bei Ahndung im Diszipli- 

narwege, feine gerichtliche I 150} 

a rund des Antrages ıc. 

a fi.; Verjährung II 52, 16; 


widrig unterlaffene vii 36. 
Strafverfügung, vorg 

Benachrichtigung bei vorüber: 

Gusfet ——— —* 
ausjegung uU 
851; —— 1 Ein 


a et 1 888 I 852; Wirkung 
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emes rechtskraftigen Urtheils I 
353; bedarf feiner Beſtätigung 
I 417; Vollſtreckbarkeit I 450. 
Strafverhängung, widerrecht⸗ 
b A 118; nzulaſfige und un⸗ 
Saeie uns, Uebergang 
auf die bürgerlichen Behörden 
€. 116; II 15 Abſ. 3; des er⸗ 
6 enden Gerichtöheren I 263 
bl. 1; Aufihub und Unter: 
im us eraufnames 
443 Abi. 3; von 
miligängerichtlichen Strafurtheilen 
Strafverfügungen: im Alt 


gemeinen 1450464, Anoronung | 


1ası. Einwendungen gegen die 
affı feit I 464, Koften I 469; 
. Bollitredung. 


Strafgeit, Berenung: im Al 
Ye en I 458 ff, Zweifel I 
Rictanzechnung auf Die ge 
jeplige Dienftzeit im Heere ꝛc. 


Stzafgumeffung, Ausfcheiden 

unmejentlicher Frraffaue I 253; 
Berathung I 8 

Strandung, —* Schiffes: in 
betrügerijcher Abficht VII 265, 
infolge faljcher Feuerzeichen VII 
322, vghrliches Bewirken VII 


323 fi 
Straße, Diedftahl an Reijegepäd 
VII 248 Nr. 4; Rau 250 
Nr. 8; Berftörung vi 305; 
Hebertretung polizeilicher Vor: 
VII 366 Nr. 2-5, 8 

iS 10; VD 367 Re. 12. 14. 

Streitige Erkdigung VIA V. 
Streitige Rechtsfragen, Ent- 
8 durch Das Plenum I 85. 
Stzenger Arreft, Freiheitsitrafe: 
zeitige II 16, Anwendung II 20, 
22, Einzelhaft und höchſte Dauer 
ou '24, beitimmte Schärfungen II 
26, Bolftredung einer gelinderen 
Art II 27, im Felde II 28, (IV 
47), Geltungaverhältniß ua anderen 
Arreſtſtrafen II 54 Abi 2; Dis- 
Kplinarftrafe, Zuläffigfeit IV 8 


Som, Störung des Fahrwaſſers 
V ‚826; Polizei VII 366 
Rr. 10; uferſchuß VII 3664. 
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Stubenarteft, ee: 
jeitige II 16, Dauer II 17 
wendung II 20, 22, Bollftredung 
II 23, gegen Militärbeamte II 44, 
IV 82, Vlictverlegung bei Ver- 
büßung II 80, gleich dem Kammer: 
arreft Air Marine Ku at Die 
ap inarjtrafe eit I 

2, — zur Verhän⸗ 
gung IV 10, 11, 12, 14, 83; 
ung IV 10 Abi. 2. 
eine Dol⸗ 


Summe Susiehung 
N eeidigung I 


metſchers I 117; 
197. 


Stundung, wucheriſche VII 802. 

Subaltern:Dffiziere, Eintheis 
lung DI 5 Anl. A.; Disziplinar- 
ftrafgewalt: bei Stellvertretung 
IV 6, bei Detachirung IV 12; 
Veſchwerden J ebenda; Ehrenge⸗ 
gerichte VI 7 Nr. 1; —* des 
Ehrengerichts VI st Sin 
—* VWahl es 


— — vom ig 
Dienſtenthebung. nt 
T. 

Tabak, verbotenes Rauchen auf 
Poſten ten III 43; Entwendung III 

—8 Berechnun bei n 1146. 

Tagegelben, elle Ber 
theidiger I 34 


Lanthangsmiltel, behufs Ent- 
ziehung vom Dienfte II 83; III 


12. 
Tapferteit, Beruf des Soldaten 


Taube Perſonen, Taubheit, 


Zuziehu eines Dolmetſchers 
1117; Bekanntgabe der Schluß- 


anträge 2c. I 313. 
Taubftumme, Strafausſchließ⸗ 
ungsgrund 58; Strafan⸗ 

tragsberechtigun VIL 68. 
Telegramm, BeichlagnahmeI233. 
Telegraph, gern VII 90; 

ung ebes VII 


476 Gedregifter. 
Telegrapben-Anftalten, Zer erichte VI 6, 13; an der Wahl 
rung ift Kriegsverrath II 68 des ——— —— 
Telegraphenbeamte, Pflichtver⸗ griff VII 47 -60; an 
ung VII 318, 366; Unfäbhig- vergehen VII 63, 64; an ge 
vo 319, 30. Berbindungen VII 1%; 
Telegraphenfreimarken und bei Entziehung der Wehrpflicht 
ga erihpei en, Faͤlſchung VII VII 143 bi. 2. 
2375, ertigung von Stem⸗ sheitnehmer, —— 
peln Tr 50 Nr. 4, 5; ge 1199; Beichlagnahme 
balten Kr entfernter und jugung I 232, 235. 
wertbung VII 864. Thiere, w liche Unzucht 
Termin, zur Einnahme des Augen VII175; unbeauffichtigtes Steben: 
fheind I 165; zur Hauptver⸗ lafien VIT 866 Rt. 5b; Werfen 
handlung, Belanntma ne an von Steinen VII 366 A. T; 
en 1 266 Abi. 8, 2c. gefährlicher VII 867 
an den eidiger I 268, 388; 1. 
Benadhrichtigung bei tommifja- Thierquäleret, Strafbeftimmung 


riſchen Bermehman en 1270, 271. 
—— des Garde⸗ 
korps VI10 Abſ.3 siebes Armes 
forp8 VI 13 Abf. 1; für nad 
reußen tommanbirte MWürttems 
iſche Offiziere VI C 1b. 
Teftamentsvoliftteder, Uns 
treue VII 26 . 1. 
Thatbericht, Aufftelung und Eins 
reihung, Meldung an die übers 
angene Dienftftelle I 158; Aus» 
Finfiekung des einreichenben Bor 
gelegten vom Richteramt I 122 


Thätliher Angriff, gegen einen 
Sorge esten; im — — ou 


Anreiz II 
zotirigen Bergeeifen, ſ. Thäts 


** keit, gegen Vorgeſetzten: 
ng Ober Anreiz II 99, 


100 Verabredung ift Meuterei 


DO 108, Bujammentottu PN 
Aufruhr II 106; gegen y 
Wade ꝛc. II 111; ſ. hätficher 
Angriff; gegen den Kaijer VII 
94; gegen Lanvesherren VII 94, 
98; gegen Regenten VII 96, 
100; gegen Mitglieder landes⸗ 
errlicher Häujer VIE 96 100; 
ei Widerftand VII 118, 117; 
Hinderung des Sottesdienftes 
VII 167; Beleidigung VII 185. 
Theilnabme, ftrafbare eines 
Untergebenen II 47; ſ. Betheis 
ligte; an der Bildung der Ehrens 


VD 360 Nr. 18. 
zhroniolge. gewaltiame Aende⸗ 
zung €. VII 4; VII 81, 102. 
Titel, Berluft vo 33; Unf igs 
feit zur Erlangung vIl 34; 
maßung ng YII 360 Rr.8; ſ. "Difi 


ziertitel, Dienfttitel, 

Tod, Todesfälle, nidt natür⸗ 
liche: aktiver Militärperjonen I 
154, von Civilp onen I 156, 
Leichenſchau I 223ff.; des Ber 
—— im Wiederaufnahmes 
verfahren I 487, 447. 

Todesitrafe, Bolftredung: uns 
zuläfftge I 452, dur Erſchießen 
I 453, durch Enthauptung I 454, 
VII 13, an Perſonen des Sol 
datenftanbes I 14, an Militär 
beamten II 45, findet nicht Statt 
bei Verfuch VII 44, nic 
jugendlide VIR 57; ebenttenfe 
VII 32; Berjährun vu 67, 70. 

Todtfhlag, Begriff und Strafe 
Mn 212; ; bei Schlägerei VII 


228. 
Tödtung, bei Hochverratb €. VII 
4; VII 80, 81; bei haut 


VII 178; im ——n 7 
ätzliche: mit Ueber 


em 207; 00 1, obne Leber 
egung oyne 
vis VII 212; auf Verlangen 
16; bei Abtreibung vo 
220; bei. Ausſetzung VII 221; 
fahrläfftge VII 222; bei Körpers 
verletung VII 226: bei Schlüs 
gerei VII 227; bei Vergiftung 
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VII 229; bei Freiheits beraubung 
— 
randſtiftun 
VII 807 —8 311; duch 
Veberihwenmun €. VII4; VII 
312, 314; durch iſenbahngef > 
bung vo 815, 316; durch 
ER. von Dämmen ıc. —* 
321, 326; durch Strandung eines 
Schiffes VII 8322, 323, 326; 
FR Brunnenvergiftung vo 324, 


Torfmoore, Inbrandſetzung VII 
808—310. 


Transport, Beftehlen von Ber 
wundeten 2c. I 134; Gefährdung 
VII 815, 316. 

Transportmittel, Aneignung II 
180; II 32 Abſ. 2. 

Trauung, eng vmn179; 
ungefegliche VII 33 

Trichinen, —* on Fleiſch 
VII 367 N 

Troß, Begriff Fr 155; iſt den 
Kriegögejegen unterworfen II 155; 
Aufhebung des Bertragäverhält 
nifjes II 8 Disziplinarbeſtra⸗ 
fung ıv 2 ‚38. 

Trunk, —— III 48; und 
Spiel VD 361 Nr. 5, 862. 

Truntenheit, fein Strafmildes 
zungögrund II 49 Abſ. 2; III 

ſ. 2; aus Feigheit II 85 
Nr.2; im Dienfte II 151; III 49. 

Truppe, ftrafbare Handlungen im 
Auslande II 7; Beta gung 
der Kriegögefete II 9 NR. 3; 
vor dem Feinde II 11; Kriegs⸗ 
Pb Mr Gefährdung II 

apitulteeh U6 Nr.8; 
unerlaubte Entfernung II 64; 
unterlaffener Wiederanſchluß ii 
65; eigenmächtige Entfernung be⸗ 
hufs eutemachens II 128; Be- 
tehlen auf dem Kampfplatze II 
134; Troß II 156; gleich Schiff 
II 162; Berrath €. VII 4; VII 
89; bringen in feindliche Gewalt 
€. VII 4; VII 90 Rt. 1; Auf: 
ftand erregen VII 90 Nr. 

Truppenabtheilungen, Befehle. 
haber, Disziplinarftrafgewalt IV 
5; betachite Iv 18; kombinirte 
IV. 
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Fe Yteferun „als Militärbehörde 
bei Ablieferung vorläu 
nommener I 181; 


HM. 


Ueberfall, hinterliftiger VII 228a. 
Veberführungsftüde werden 
a aniger nicht verabfolgt 


Nebergabe, einer Militärperjon 
an daS bürgerliche Gericht I 4, 
Ei a. 2; eines feſten Platzes ꝛc. 

— 


bei vorſätzlicher 
Toödtung VII 211. ratlich 


Ueberleitung, in das ordentliche 
Verfahren I 433, 485. 
Ueberfchreitung, des Urlaubs 
II 64; der Steaibefugniffe II 118; 
der Rothwehr VII 53. 
Ueberſchwemmung, Bedrohung 
damit VII 126, 254; Herbei⸗ 
führen VII 312 ff. 
Meberjegung, der Protokolle I 
116; zugeftellterSchriftftüde I140. 
Mebertragung, der Gerichtäherrn- 
gel äfte wegen Befangenheit ꝛc. 


Neberktetungen, niedere Seit 
barfeit I 15 Nr. Strafver- 
Bang r 349; — VII IL, 

360-870; im Ausland begangen 
VIL6; Gefbftrafe und Ummand- 
lung, VII 2717.; Verjährung VII 

Mebertritt zu einem immobilen 
Verband I 483, 434. 

Uebermweifung, vorüber an 
einem militäriiden Berbande 
Gerichtsbarkeit und Benachrichti- 
gung vor Verfügung ber Anklage 
2c. I 29; an die niedere Gericht3- 
barfeit im Felde und an Bor I 
46, 63; an die zuftändige Stelle 
in der Berufungsinftan;g I 395 
Abi. 8; an die Familie VD 56; 
Fr Landespoligeibehorde vii 

uerer eugung, freie Fr Entjchei 
dung des Gerichts 18 
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Ufer, Schub VII B66a. 

Ulm, kommandirte preußifche Dffl- 
ziere, Ehrengerichte VI C 8. 

Umfang, der Militarſtrafgerichts⸗ 
barkeit I 1ff.; der Beweisauf⸗ 
nahme I 299, 392. 

umfätafiener Raum, bei Dieb» 
ſtahl VII 248 Nr. 2, 8, 7; 
Dineinwerfen von Steinen VII 
866 Nr. 7 

Umftände, neu bervorgetretene: 
Abänderung der Anllageverfügung 
I 272, die Strafbarteit erhökenbe 
1818; mildernde und deren Felt 
ftelung im Urtheil I 326 


Umwandlung, von Gelöftrafe in 
Freiheitsſtr e12, 463; VII 28 
29, von uhthaus i in —2 — 
bei Verſuch VII 44, bei Beihülfe 
VII 49, bei jugendlichen Perſonen 
vu 57 Nr. 3, bei Meineid VII 


157 

Unabhängigkeit, der erfennenden 
Gerichte I 18. 

Unaufihiebbare Handlungen, 
des Abgelehnten I x der 
Staatsanwaltſchaft I 1 


Unbel eſcholtene, — vo 


Unbraudbarmadung, von Ges 
genftänben E. 1 16; zum Dienft 
DL 81; des Nferdes oder der 
Waffen U 85 Nr. 1; von Dienft- 
gegenftänden 11137; von Schriften 
xc. VII 41, 42. 
Unehelihes ind, Tödtung Durch 
die Mutter V II 217. 


UnerlaubteEntfernung, Begriff 
und Strafe: im Allgemeinen II 
64, dur unterlafjenen Wieder 
anfchluß Abgelommener II 65, 
Beitrafung bei längerer Dauer 
II 66, 67, der Berjonen des Bes 
—— — II 68, als Fah⸗ 
nenflucht II 69. 
Unerwachſene, Verſagung des 
Zutritts öffentligen Hauptvers 
handlungen I 288. 
Unfähigkeit, zur Belebung öffent 


licher Aemter II 84 Nr. 1, 40 


Nr. 2, VII 31ff.; zum Heeres: 
dienft vu 81; eiblich vernommen 
zu werben YIT 161; zu Eiſen⸗ 


Unrichtige  refbung, 


Sachregiſter. 


und Telegraphenbienft VII 
unfalt, Tod einer Militärperfon I 


Unfug; beleptunpfenben: an Hoheits⸗ 
zeichen VII 103a, 135, in Kirchen 
VII 166, an Gräbern VII 168; 
grober VII 860 Nr. 11. 

Ungebühbr, vor Gericht I 290. 

Ungeborfam, gegen Befehle in 
Dienftfacden: im Allgemeinen II 
92, III 18ff., wenn erheblicher 
Rachtpeil verurfacht ift II 9, 


geieste II 98, gegen Wachen II 
der Verfonen de Beur- 
(aubtenftandes II 118, der Milis 
tärbeamten II 1568; gegen * 
Obrigkeit VII 110; Auffondenu 
des Solaten VII 112; — 
horſam, Meuterei, ammke 

Unglüdsfälle, Verweigerung der 
Hülfe VII 860 Nr. 10. 

Uniform, Verluft des Rechts zum 
Tragen VI 58; unbefugtes Tragen 
VII 360 Rr. 8; ſ. NRilitäruniform. 

mut 2 Werfen auf Menſchen VII 


‚Meldung. 
Unziätigfeit, Nachını 8 im Pro: 
I 335. 


Unteugtidmagen, zum Dienft: 
— ſelbſt II 81, einen anderen II 
a Crfütung der Wehrpflicht 


unkeaesie, Beſchwerden ſ. ebendn. 
Unterbrehung, der Sauptver 
Fre I 205ff. 3 
ber ir ifooilitredung: 
sen iederaufnaßmenesfaßren I 
443 Abſ. 3, fofern Smeilel x. 
beftehen I 464 Abi. 8; der Ber: 
jährung: der Strafverfolgung €. 


I 10, VII 68, 69, der Strafpoll⸗ 
—* VII — 
Unterbringung, Sugenblicher im in 


eine Erziehungss 2c. Anftalt VII 


Unterdrüdung, von Urkunden 
VII 92 Nr. 2, 274 Nr. 1, 348 
Abi. 2, 349; des Verjonenftandes 
VII 169; von Thatſachen VII 


=) 


Sadıregtiter. 


268; von Briefen ꝛc. VII 854, 


Untergebene, unterlaffene Beaufs 
ſichtigung ze. TI 147; ſ. Unter 
ordnung, Dienftgemalt; Rügen 
Borgefegter VII 193; ftrafbare 
Handlungen im Amte VII 357. 

Untergebener Gerichtsherr, ſ. 
höherer Gerichtsherr 

Unterhalt, unfahigkeit zur Ge⸗ 
währung VII 361 Nr. 5, 862; 
fih der Pflicht zur  Gemägrung 

n enigiehen VII Haie fu 
nterkommen, affung 
VII 361 Nr. 8, 3 

Unterlajfene Amaeige, eines 
Kriegsverraths 1160; einerFahnen⸗ 
flucht II 77; einer Meuterei II 

104; eines Verbrechens VII 139; 


ſ. Anzeige. 
unterlieferanten, Nichterfüllung 
von Berträgen bei Krieg ꝛc. VII 


Unternehmen, hochverrätherifches 
VII 81ff.; ſ. kriegeriſches, milis 
taͤriſches Unternehmen. 

Unteroffiziere, Beſchäftigung der 
zu Beſmont Verurtheilten II 15 

Arreititrafen II 20; 

Shen trafen IT 80 N. 1,8, 4; 

tion: Zuläffigfeit II 40, 

Folgen U 41, im Beurlaubten- 

tende II 42; — 

ng: zuläffige IV3B to her 

mit Bortepee IV 4 Abf. 3; keine 

Disgiplinaritreigemalt IV T; Be 
ſchwerden ſ. eb 

Unterordnung, end alariſche, ein⸗ 
elne ſtrafbare Handlungen: 

chtungsverletzung II 89, wiſſent⸗ 
lich Unwahrheit jagen II 90, 
Beleidigung des Vorgeſetzten II 
91, Ungehorjam II 92, 93, Ge⸗ 
otfamänermeigerung II 94, 95, 
egung II 96, thätlicher 
—* gegen den Vorgeſetzten II 
97, Anreiz dur Borgejegte II 
98, Aufforderung zur Sehorfams- 
verweigerung ꝛc. II 99, 100, uns 
befugte Beranftaltung von Ber: 
fanmlungen II 101, Err ung 
von Mißvergnügen II 102, 
terei II 108—105, Aufruhr U 
106—110, gegen 


milttäriiche | 
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Wachen ꝛc. TI 111, Herausforbes 
rung eine? Do efegten zum Yweis 
fampf II 112, der Perjonen des 
Beurlaubtenitandes II 118. 

Unterredungen, des Angeklagten 
mit dem Bertheidiger I 

Unterſchiebung, eines KindesvIl 
1 


69. 
Unterfhlagung, Ehrenftr 
etzung in die smeie Kl de des 
Soldatenftandes II Abi. 2 
Kr. 2, Dienfientiaflung oder Pe 
grabation bei Berjonen des Be 
urlaubtenftandes II 42; im Felde 
ohne Antrag ftrafbar II 127; 
bei Ausübung des Dienftes ıc. 
II 188; III 50; Begriff VII 
246-248; im Amte VII 350,351. 
Unterfchreib en, des Brotofolls ꝛc. 
im Ermittelungsverfahren I 163 
Abſ. 1, in der Hauptverhandlung 
I 831, 3%. 
Unterfäriften, Sammeln zu Be 
fchwerden II 101. 
Unterfudung, inleiung 2c. auf 
Anmweilung I 24, Vervollſtändi⸗ 
gung: im Ermittelungäverfahren T 
244, im Felde und an Bord I 427; 
Anwendung von Smangsmitteln 
VII 843 ff. ; Unterlaffung VIL346. 
Unterfuhungsalten, : Alten. 
Unterjugungsführer, die Ber: 
jährung unterbrechende Hand: 
lungen € I 10; Ausſchließung 
vom Richteramt I 122 Nr. 4; 
Stellung und Befugniſſe: Ermitte: 
Iungen I 159ff., 162, Erſuchungs⸗ 
fchreiben I 160, 161, totofolle 
I 163 ff., Du uziehung eines nr 
ſitzers auf tfuchen 1 167 Abi. 3 
Ausdehnung der Unterfuhung I 
168, 169, Bernehmung eines Bor- 
geführten 1172 Abſ. 5, Befugniß 
zur vorläufigen Seftnahme I 180, 
Zeitung der Thätigkeit des Sach: 
verftändigen I 214, Anorbnung 
von Beichlagnahmen xc. I 228, 
Bortrag über das Ergebnif des 
Ermittelungsverfahreng I 248. 
ne 5 selangener, !. 


unierjugun agshaft, Ver üngung 
aus bürgerliche8 Gericht J 
9; Hehtäbefänerde 1175, 177; 


Unterfuhnngsbandlun , 
leunige, richterliche 158; burch 


(4 


von Amtöwegen I 169. 
Unterfuhungsmaßregeln, ein 
yelne, Einthetung | 171—242. 


Unterzeiönung, be * entg 
der Protokolle I 16% er gr 


theild I 886 
Untreue, albeſtimmung VII 
Ununterbrochene, Gegenwartdes 
oHotz ıc. I 278, 39%. 
en r ehauptungen, bei 
chwerden II 152; ſ. Verleum⸗ 


ve 
Unwahrheit, wiffentlih jagen II 


Unzudt, GSteafbeftimmung VII 
173 - 182; wibernatürlide VII 
175; Kuppelei VII 180, 181; 
Aer gerniß geben VII 188; Schrif⸗ 
ten ꝛe. VII 184; Entführung vo 
285288; emerbamähige VII 

une aftiet k Up 3 Ableb g⸗ 
nzu gkeit, de ehnung 
geſuchs I 127, 180 Abf. 4. 

änbigteit der Militärs nud 
bürgerliden Gerichte E. I 14; 
des Gerichtäheren im Ermitle 
Iungöverfahren I 158 Abi. 
des Gerichts wegen nicht b * 
deter — 
Anfechtung des Gerichtsbeſchluſſes 
durch Rechtsbeſchwerde I 328, 
329; des Standgerichts, Beſchiuß 
1 880; des Ehrengerichtd VI 51 


Urtunde, —— in der Haupt⸗ 
verhandlung I 392; Zeuge 
VII 34 Rr. 5; Verni tung vi 
92, 188, 274, 848; Fälichung: 
als Wieberaufnahmegrund I 436, 
488, Verfegung in Die zweite Kaffe 


Urf —— 
Urtheil 


mung I 326, 
39; 1 327, 39, 
Freu | 1336: = en 
{prud) gegen Gtrafverfägung I 
In Hugemeinen I 80h Enkae: 
m 
dung in der Sache felbit I 395, 
‚in Die erfte 


urtheilöverkündung, Beichräns 
fung der Deffentlichfeit I 284; 
überhaupt I 327, 394, 418. 


». 


Bater, ift Angehöriger VII 52 
Abſ. 2; Antragsreht VII 685, 
189, 196, 232. 
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Berabrebung, von Kriegäverrath 
II 59; der Yahnenflucht II 72; 
ber ee I 1 x. 
gegen Borgejette 

Beragtung, dadurch zum Zwei⸗ 
kampf anreizen VII 210. 

Verächtlichmachung, von Staats⸗ 
einrichtungen VII 181. 

Beränderung, in der verjönlichen 
Dienffteltung des Beſchuldigten 

I 259; des rechtlichen Seitz: 
punftes I 318. 

Deraußerung. zum Schaden der 
Gläubiger VII 288. 

Verbindung, von Strafſachen 
(Aufhebung ı 32—835; geheime 

VII 128, 129; zu Diebftahl VII 
Fr ꝓr. 6; zu Raub VII 250 


Verbrechen, Beſtellung eines Ver⸗ 
theidigers I 838; ſ. militärifche 
erbrechen; vegriff VII 1; Auf 
rdern, Erbieten VII 49a; Vers 
ährung VII ; ; unterlafjene 
Anzeige VII 139 
Berbreitung, von Schriften VII 
85, 110, 111, 130a, 181, 184 ff., 
200; von erbichteten 2c. That: 
m en VII 131, 186 ff.; von 
them Gelbe vu 147, 148. 
Verbündete, Staaten, Verbrechen 
x gegen Miitärperfonen II 8; 
ruppen: Kriegsverrath II B8, 
—— dur Pflichtverlegung 


im Felde II 
Berdagı, Gi, der Zheinaıe ıc. bei 
Berbägtigung, unbegründete VI 


Derbuntelung der Sade, deren 
Berhütung I 
Bereidigung, on Zeugen VI 86 
Abf. 2, VE Beil. IIE bj. 1; 
feine ber u des Ehren 
gerihts VI 50 Ab]. 
Bereind: und Ver — 
recht, Mißbrauch E. VII 2. 
Berfahren, gegen Rriegagefan- 
gene 2c, €. 1 8; im Allgemeinen 
1116ff.; in eriter Inſtanz I 151; 
ges egen Abweiende I 856; der 
erufungsinftang I 378: in der 
Nevifionsinftang I 397; nach Aufs 
hebung eines feld: ober borb- 
Kompendium über Militärrecht. 
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—— Urtheils I 488; 
eng In das daruche 


433; bei Wiederaufnahme I 
136 Koften 1 469. 
Berfallen, des Empfangenen bei 
Beftechung VII 338. 
Beriaifer, von Schriften ze, 


Berferlung, gewaltiame Aende⸗ 


Berfügung, des Gerichtöherrn: 
Unterzeichnung 197, zurückweiſende 
eines Ablehnungsgefuchd I 180, 
einer Anzeige keine Folge zu 
eben I 156 Abf 8, Dienſtent⸗ 
Debung I 174 Abſ. 1, Haftbefehl 
I 175 Abſ. 1, Anklage 1250; |. 
Entj heidungen. 

Berlührung, von Mädchen VII 


Bernöhen, ſ. militäriſche Ber 
brechen ꝛe.; Begriff VII1; Ver⸗ 
jährung vii 67ff. 

Vergiftung, Unterſuchung der 
Leiche I 228; eines Menſchen 
Mr, 229; eined Brunnend VII 

Ber reifen, ſ. Thätlichkeit. 

Berhafteter, Bernehmung I 177; 
Behandlung I 178; gas ehr mit 
dem Bertheidiger I 845 

Berhaftung, des Beichulbigten I 
175ff.; Vorausfegungen I 176; 
Aufhebung 1 179; Witeilung 
an andere Stellen I 250; 
ausbleibenden An rg I 267 
Abi. 1, 278 Ab. 2, 389 Abi. 2 
h du 3, vorläufige und 

ung IV 7; ungejeglide VII 


Berbändlung, in beutjcher, frem⸗ 
der Sprache I 116; mit tauben, 
ftummen Perjonen 1 117; in det 
an felbft I 297; |. Hauptvers 


Berhandlungsfüßrer, ſ. Fuhrer. 

Verheerung, fremder Sachen im 
Felde II 132; III 33; ſ. Ver⸗ 
müftung. 

Berheirathung, ohne dienftliche 
Genehmigung II 150. 

Berhinberung, des Gerichtäheren 
123; in der Ausübung des 
Richteramts I 39, 48, 68, 70, 
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482 Sadjregifter. 
88, 91, 98; des des entzogener Sachen I 342; Rechts» 
Härgerichts I 76; ge beſchwerde über bie 
oroneter VII 106; der W des beantragten 
VII 107; des 1247; Zurit pur 
—*— Si Kung 1 , 288 . 2, 390; 
erjäbrung, Unterbredung ©. erechtigung zum Gteafanirag 
— — 
; der erlegung, 
folgung: wegen F u beim g € 
16, überhaupt VII 67—69; ber I 18; _deö Gefehes bei n 
olfftredung VII 70—72 1899ff.; von Dienftpflicten; im 
Berte 1, ‚ed Angeklagten mit dem ‚ bei beionveren 
Berlehröhinberniß, fhaffen VIL Geißentin 
erkehrs hindern von 
866 Rr. 9. x. DI 140, ala Befehlähaber einer 
Berklagter, |. Beſchwerde. ꝛc. DI 141, 
Verkundung, von ch en Begeh en ſtrafbarer 
und Verfügungen I 187; 2 lungen II 148, im Amte II 
a —— 
’ 8 3 ⸗ N 
3 elaffen in BOilof Sage VII Berleume 38 eſetzten 
erlaſſen, er Sage erleumdung, 
Berl —— —— — 
erleger, von aren 162; Be⸗ 
Snbalts VII und Strafe VII 187 


Berteitung, 
2 gene 
1% n 9; VIII Rr. Er 


um orfam 2. II 99, 100; 
— aud) der Dienfigemalt 
II 115; zur Auswanderung VII 
144; zu Meineid ꝛc. VII 1659; 


—— VI 
Berlefung, des — im 
Ermittelungsverfahren 1164; der 
ge erichtlihen Bernebmung des 
ndeöheren 2c. I 206; der Rich 
terlifte I 295, 391; der Anklage⸗ 
verfügung I 297; von Urkunden 


808, 892; von Vernehmungs⸗ 
prototollen I 804ff.; von Erfläs 
— de Angellagten —8* 
von niſſen, ten, Atte 
ꝛc. I 310; es wejentlichen Im 
halts der "Artheilögründe I 327; 
des Urtheils erfter Inſtanz in 
ver 9 Berufungshaupwerhandlung 


—S— ↄ2eſlierg als 
Richter I Herausgabe 


giff 
Berlobte, des 
——— 


78 
e deB atenftande® II 


87, ei Berfonen ve Beurlaubten 
ftanbes DI 42, Berhängung VII 


32ff. 
Bermittelung, 


vom Plag, Adjutanten H 
Stäbe zc. V, II A 9b, bei beur- 
laubten Offigieren x. V, IIA 


Sachregiſter. 


HH Abſ. 2; thunlichſt mündliche 
V, IIA II Abſ. 5; Mittheilung 
des Ergebniſſes anden Beſchwerde⸗ 
le V, IIA 11 Abſ. 8; er 
olgloſe V, II A 12; erforderlich 
bei Offizieren des Beurlaubten⸗ 
ſtandes V, IIA 15; freigeſtellt 
bei Beamten V, II 2, 8; ſ. 
Vermittler. 

Vermittler, Wahl V, IIA9; 
Jang Irnppenpoband V, LIA 
9a Abſ. 2; Verpflichtung zur 
Uebernahme V, IIA II Abſ. 1; 
Thätigkeit V, IIAII Abi. 2ff.; 

Iehnung V, IIA 11 Abf. 8; 
Fordern ® Hriftficper Darftellung 
V, IIA 11 Abi. 4; Mittheilung 
des Materiald an den Berklagten 
V, IIA 11 Abſ. 5; ſ. Vermitte⸗ 
lung; bei Lieferungen in Krieg 
und Noth VII 329. 

Vermögensbeſchlagnahme, ge 

gen Abweſende: Beihluß I 360, 

irtung I 361, Aufhebung I 362; 

ochverräther 2c. VII 93; 

wegen Verlegung der Wehrpflicht 
VII 140. 

Demögenäftrafe, Bollitredung 

A Beifeitefchaffen 
VII 24 Abſchn. 239, 242 K. O. 

Vernehmung, Zuziehung des Ge- 
richtsſchreibers I 163 Abſ. 2; des 
Beichuldigten I 171—173, 216; 
des PVorgeführten I 172; des 
Berbafteten I 177; des vorläu 
Feitgenommenen I 181; des Er- 
griffenen I 184; des Zeugen I 
185207, 216, 270; des Landes⸗ 
herrn 2c. 1206 ; des Reichskanzlers 
c. I 207; des Sacdverftändigen 
I 208, 214ff.; 270; ſachkundiger 
PVerjonen 1221; kommiſſariſche I 
270; des Angeklagten: in der 
Hauptverhandlung I 292, 297, 
3%, 891 Abj.2, über die An- 
fechtung des Urtheil3 I 382, in 
der Berufungsinftanz I 391, über 
die Revifion I 404, vor der Bes 
ftätigung I 423; im Wiederauf: 
nahmeverfahren I 445; des Ans 
geiautbigen und der Zeugen VI 

6, VI Beil. I, II, IV, V. 


gegen 
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Bernidhtung, von Gegenftänden 
€. 1 16; von Urkunden VII 92 
Nr. 2, 183, 274 Nr. 1, 280; von 
Sesngfteinen VI 274 Nr. 2, 


Veröffentlihung, durch die Prefie 
€. I 18 Abi. 2. 
Berpflegung, unterlaffene, der 
Zeupnen ift Kriegsverrath IL 58 

r 


Verpflichtung, der als Gerichts⸗ 
ſchreiber zugezogenen Perſonen I 
110, 168 Abſ. 8; zur Vorlage ꝛc. 
von Gegenſtänden J 230; zum 
Dienſte, Entziehung: durch Fahnen⸗ 
flucht IT 69, durch Selbſtverſtüm⸗ 
melung D 81, durd) einen Andern 
u 82, Durch Simulation II 


Berrath militärifher Geheim— 
niffe, Anzeige und Berichter- 
ftattung I 158, 252; Cinholung 
von Gutachten I 218. 

Verringern, von Metallgeld VII 
150; von fremden Grundftüden 
ꝛc. VII 370 Ne. 1. 

Berfagung, der Beitätigung I 
428, 429 


Berfammlung, unbefugte von 
Perſonen des Solvatenftandes II 
101; III 29; Entlafjung VI 58. 

Berjammlungsredt, |. Vereing- 
recht 


recht. 
Berfäumung, von Friften I 147. 
Berichleierung, des Wuchers VII 


302b. 

Verſchleppung, des Berfahrens 
durch Ablehnungsgeſuch J 127, 
130 Abſ. 4. 

Verſchluß, Aufhebung eined amt- 
lichen VII 136. 

Berihmwägerte, Ausſchließung als 
Richter I 122 Nr. 3; Zeugniß⸗ 
verweigerung I 187 Nr. 3, 190, 
200; find Angehörige VII 52 
Ab. 2; Beilhlaf VII 173. 

Berjhmwiegenheit, Verpflichtung: 
bei Geijtlichen 2c. I 188, bei Be- 
amten und Perjonen ded Sol: 
datenftandes I 189, bei der Be: 
rathung und Abitimmung I 325 
Abſ. 2, über Die tangelegenheiten 
II 40 Abſ. 1; über Ehren: 
gerichtöverhandlungen VI 58. 
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Berfegung, der ggerichts⸗ 
räthe 2c. 196; des Beſchuldigten 
vor Erhebung der Antlage 1 259. 

Berfegung in die zweite Klaſſe 
des Söldatenhandes, Zus 
Känpigteit I 15 Abi. 3, 16 Ab}. 2, 
47; Crlaß bei Beftätigung des 
Urtheild 1418; Ehrenftrafe: für 
Unteroffiziere und Gemeine II 
80, anjtatt ihrer bei Offizieren 
auf Entfernung aus dem Heere 
3c. zu erfennen II 31, neben dem 
Berlufte der bürgerlichen Ehrens 
rechte II 87, bei wiederholtem 
Rüdfall und bei Berurtheilung 
wegen Diebftahls 2c. 1137 Abf. 2, 
bei wiederholter Vorbeſtrafung 
U 88, Wirfungen II 39. 

Verſicherung, an Eidesſtatt bei 
Zeugnißverweigerung I 141; auf 
Tuüberen Eid 1 201; VI 155 

t. 2; auf den Dienſteid VII 
155 Nr. 8; faljche, eidesftattliche; 
Abgabe VII 156 — 158, Verleitung 
VII 159, 160; fahrläjjige, eides- 
ſtattliche VII 168. 

Verjiherungsanftalten und 
Geſellſchaften, Täufhung VIL 
265, 277—280; unbefugte Ers 

richtung VII 360 Nr. 9. 

— Ver⸗ 

luſt: bei Entfernung aus dem 
Heere II 32 Nr. 1, bei Dienft- 
entlafjung 11 35, bei Verjegung 
in die zweite Aal des Soldaten: 
fandea U 39, bei Degrabation 

I 41. 

Verſpätetes Vorbringen, von 
Beweismitteln I 300, 392. 

Verfprehen, von Geſchenken II 
140; als Anftiftung VII 48. 

Verſtandesſchwäche, Grund der 
Nichtbeeidigung I 199. 

Verſteigerer, Untreue VII 266 

r. 3. 


Verſteigerungen, Verſtöße gegen 
potigeltiche Anordnungen VII 367 


r. 16. 
Berftorbene, Beichimpfung bes 
Andenkens VII 189. 
Beritridung, Entziehen gepfändes 
ter Sachen VII 137. 


Verſuch, Zuläſſigkeit der Ehren 
jtrafe II 46; bei Fahnenflucht II 


Sachregifter. 


70, 78; bei Selbftverftüämmelung 
II 81; Begriff VII 43—46; des 
Jordes on dem Kaiſer 2. VII 


Bertheidiger, Ausichliegung vom 
Nichteramt I 122 Ar. 4; Anwe- 
enheit bei Einnahme des Augen- 
being zc. I 165 Abi. 1, 2; 
Zeugnißverweigerungsrecht I 188 
Ir. 2; für Geiſtestranke I 217; 
Zermindbenachrichtigung: zur 
Dauptverhanblung I ‚ 388, 
; zu fommifjarifchen Berneb- 
mungen I 271; Verhinderung, 
Ausjegung der Verhandlung I 
275; Vertretung des Angeflagten: 
in der Hauptverhandlung I 281, 
389, in der Revifionshauptver- 
handlung I 408; Ordnungsſtrafe 
12% Abſ. 4; Fragerecht I 293, 
390; Schlußanträge I 312, 393; 
Zuläffigfeit I 337; Beſtellung 
von Antswegen 1338, 339217); 
Ernennung, Anzug 1341; Wün- 
fche in Betreff der Perjon I 342; 
Borlage der Unterjuhungsatten 
I 344; ®Berfehbr mit dem ver: 
bafteten Angeflagten I 845; An- 
mejenheit, Ausbleiben und Koſten 
1 346, 389; Gebühren ©. I 17; 
1 847; im Felde und an Bow 
I 848; im Berfahren gegen Ab- 
wejende I 357; Einlegung und 
Zurüdnahme von Rechtsmitteln I 
369 Abj. 5, 871 Abi. 2, 441; 
Zuftellung des Urtheil3 I 381 
Abi. 2, 398 Abſ. 2; Koften I 
469; ſ. Bertheidigung; en 
barung von Privatgeheimnifjen 
vu 300. 

Vertheidigung, Anträge I 256 
Abi. 1; Zuläfligkeit I 337; noth⸗ 
mwendige I 338; für jachgemäß 
erachtete I 339; gemeinjchaftliche 
1340; Fähigteit zur Uebernahme, 
Rechtsbeichwerde I 841; |. Ber 
theidiger; von Plätzen, Uebergabe 
und Vernadhläjjigung der Mittel 
11 63; Belehrung VI 41 Abf.1; 
zu Protofol und ſchriftlich, münds 
ih und durch Andere VI 41 
Abſ. 2, 8; in der Spruchſitzung 
VI 50 Ab. 2; ald Nothwehr 
VO 53; von Redten VII 1%. 
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Bertheidigungspoften, ® en 
in jr inte en €. V a 


VII. % 
Beziräge, ſtrafbarer Bruch VII 


Vertragsverhältniß, ſ. Troß. 
Vertreter, der Antlage: Ausſchlie⸗ 
ßung vom Richteramt I 122 Nr. 4, 
Anmefenheit I 273, 274, 390, 
409, Fragerecht I 298, Verlefung 
der Ynflos everfügung I 297, Rent 
auf Ausjegung I 800 Abf. 3 
392, Schluhanttag I 812, 893, 
Erwiverungärent I 312 Abi. 9, 
in der Berufungsinftan; I 386; 
aus bei Zurüdführung auf 
efamı trafe 1461 Abſ. 3 
Br Einwendungen gegen bie 
Strafvollſtreckung I 464 Abſ. 4 
getegticher, er, Sesfantagaberet, 


gung V 
Bertvetung, des Gerichtäheren I 
; fehlender Richter I 39, 48, 
8 70, 88, 91, 98; ſ. Verhinde⸗ 
rung; der Anklage: vor dem S 
fennenden Gericht I 255 Abf. 2 
386, vor dem erfuchten Gericht 
1263 Abf. 2, bei kommiſſariſchen 
Vernehmuns en nicht erforderlich 
I 271; * Angeklagten: bei 
tommiffarifchen a ungen 
nit erforderlich I 271 
Hauptverhandlung, ſ. Veriheidiger. 
Berunftalten, öffentlicher Ans 
chläge 2c. VII 184. 
Berurtheilung, Feitnahme bes 
Anget agten 1277; bei Berände- 
ung des rechtlichen Geſichts⸗ 
punktes I 318; bei neuer Be 
Ihufbigung I 819; ſ. Aburthei⸗ 


ung. 
Berunllftändigung, des Grmitte 
Iungsverfahrens I 244; der Un- 
ierlugung I 427; VI 51 Rr. 2, 


Bermabrung von Beweismitteln 

eihlag genommener 
Gegenftände I 241. 

Verwalter, Untreue VII 266 


a dd Strafs 


— baltun svorgeſetzter, Diss 
—— IV 34, 35; ſ. 
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Borgefehter; Beſchwerden ſ. 


Bermaltungsrmangsuerfab- 
ER, autänbige Vollſtreckungs⸗ 
— E .usſchliefung als 
Richter I 122 Nr. 8; Zeugniß⸗ꝛc. 
Verweigerung I 187 .8, 190, 
191, 200, 212; omkeag aufWieber- 
aufnahme I 437 Abi. 2; aus: 
IHtub vom Spruch VI 46 anf. 8 

fteigender Linie als Bormund 
%C. — 34 Nr. 6; Angehörige 
vo 5; Beil laf VII 175; 
Tobtichlag VII 15; Aörperner 
legung VII 223 Abf. 2 Ent: 
menbung VII 247, 289, 870 


Berweigerung, des Zeugnifles: 
Berechtigte I 187 ff., Belehrung 
I 187, auf beftimmte Fragen I 
190, der Beeidigung I , Bes 
ftrafung I 202, 208; in der 
Hauptverhandlung I 806, 392; 
des Gutachten? und Beitrafung 
I 212, 213; der Herausgabe von 
Beweismitteln I 230; der Ab- 
um I 821, 394; des Ges 
orſams, ſ. ebenda und Unge 
horjam. 

Verweis, Widerrede II 89; Diss 
ziplinarftrafe, Yuläffigfeit: über: 
haupt IV8 A, B, gegen Militär: 
beamte IV 82; gegen Jugendliche 
VII 57 Rr. 4. 

Verweiſung, auf den Nichtereid 
I 6, 391; aus dem 

Bundesgebiet VII 362. | 

Verwerfung, als unzuläjlig: des 
Ablehnungs * ed 1 127, des 
Antrags au chtliche Gnifgei 
— ———— 
es ags au ahme 
I 444, 446. 

Verwauftung, fremder Sachen im 
Felde II 132; III 88. 

Verwundete, — — U 134. 

Verzeihniß, in Beichlag genom⸗ 
mener Gegenftände I 237, 238 
Abſ. 2, 241; der Milttärperfonen 

‚A 


Berziät, Widerruf bei Zeugniß⸗ 
vermeigerung I 187 Abi. 2; HA 
Beweisaufnahmen I. 299; auf 
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Telegraphen⸗Anſtalten, Zer⸗ — VI 6, 13; an der Wahl 
ift Kriegsverrath II 58 Ehrenraths VI 17; an ber 
Eprucfisumg VI 48, 47; Be 
zelegraphenbeamte, Pflichtvers ER VII 47—50; an Antrags: 
vn 318, 365; Unfaͤhig⸗ ergehen VII 63, 64; an ge 
feit VII 319, 820. 


Telegraphenfreimarten und 
Derthaei en, Fälſchung VII 


Se, von, Hi 
m vn 3 8 
galten ws —* —* 


Termin. zur : Gimahme des Augen 
ſcheins I 165; zur Haupiver- 
yanbEung, Belanntmachun 2.8 
den en I 266 Abi. Y 


riſchen Vernehmungen 1270, 271. 
Territorialbezirt, des Garde 
korps VI10 Abf. 8: jedes Armee 
korps VI 13 Abſ. 1; für nad 
zenden kommandirte Württem: 
iſche Offiziere VI C 1b. 
Tehamentanoliktreder, Uns 
treue VII 266 Rt. 1. 
Thatbericht, Aufftellung und Eins 
reihung, Meldung an die übers 
angene Dienftftele I 153; Aus⸗ 


Piliehung bes einreichenden Vor 
gelegten vom Richteramt I 122 


za er — gegen einen 
Borg —— Augemein en II 


zhüitigen Den Bergreifen, ſ. Thaͤt⸗ 


ante feit, gegen Vorgefegten: 
ng oder Anreiz II 99, 
10 Berabredung ift Meuterei 
DI 108, BZujammenrottung Fi 
Aufruhr II 106; gegen 
Wade ꝛc. II 111; ſ. harter 
Angriff; gegen den Kaijer VII 
94; gegen Landesherren VII 94, 
98; gegen Negenten VII 96, 
100; gegen Mitglieder iandes⸗ 
errlicher Häufer VII 96 100; 
ei Widerftand VII 118, 117; 
Hinderung des Gottesdienftes 
VO 167; Beleidigung VII 185. 
<heilnahme, ftrafbare eines 
Untergebenen II 47; ſ. Betheis 
ligte; an ber Bildung der Ehrens 


gem en erbindungen VII 128; 


ee der Wehrpflicht 
* Imeßmer,  Riffßeeiigung 
eilne mer, 
iz Juge I 199; —— 
uchung he 235. 
Zhiere, w 
VIL175; unbenuffichtigtes tehen⸗ 
laſſen VII 366 Rr. 5; Werfen 


von Steinen VII 866 Rr.7; 
. 2c. gefährlihder VII 867 
Thierquälerei, Strafbeftimmung 
VII 360 Rr. 13. 
Thronfolge, gewaltiame Aende⸗ 
rung &. VII 4; VII 81, 102. 
Titel, Berluft VII 38; Unf ig: 


feit zur Erlangung vo 34; 
maßung yu 360 Rr.8; |. ‚Dffi 


ziertitel, 

Tod, Todesfälle, nit natür 
liche: aktiver Militärperjonen I 
154, von Civilperfonen I 156, 
Beiden 1 SO bel Den 
urtheilten im 
v hear, = Uiredung: 

rafe o un⸗ 
zuläſſige I 452, durch Erſchießen 
I 453, durch Enthauptung 1454, 
VII 13, an Perſonen des Sol 
datenftandes II 14, an Militärs 
beamten II 45, findet nicht —* 
bei Verſuch VII 44, nicht 
jugendlidhe VIE 67; Neb 
vr 82; Bl Vu 67, 70. 

Todtj und Strafe 
vu az . Bei Schlägerei VII 


un bei Hochverrath E. VII 
4; VII 80, 81; bei Nothzudht 
VII 173; im —— 
206. 207 vorſaͤtzliche: mit 
legung vaI 1, obne Webers 
tegun VII 212; auf Verlangen 

6; bei Abtreibung vo 
200: bei. Ausfegung VII 221; 
fahrläffige VII 222; bei Körpers 
verlegung VII 226: bei Schlä 
gerei VII 227; bei Vergiftung 
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VII 229; bei Freiheits beraubung 
vn 239; bei Raub VII 251, 
Brandftiftun 
‚311; Sure 
enmmung €. VII 4; VII 
312, 314; durch ifenbabngefäße 
dung VII 815, 316; durch Be- 
\ ädigen von Dämmen x. VII 
‚326; durch Strandung eines 
—— VII 322, 323, 826; 
Fr Brunnenvergiftung VII 324, 


Torf elma, 0 ze⸗ Inbrandſetzung VII 
1 


Transport, Beftehlen von Ber: 
wundeten 2c. II 134; Gefährdung 
VII 315, 316. 

Transportmittel, Aneignung IT 
180; III 32 Abſ. 2 

Trauung, Vorfpiegelung VI 179; 

efegliche VII 837. 

Sridinen, af von Fleiſch 
VII 367 

Teoß, Begriff U 155; ift den 
Kriegägejegen unterworfen IL 155; 
Aufhebung des Vertragsverhä 
nifſes II 356; Disziplinarb 
fung 1V 2 Nr. 3, 38. 

Trunf, verbotener III 48; und 
Spiel VII 361 Re. 6, 862. 

Trunkenheit, fein Fwamilde 
Rey II 49 Abf. 2; III 

2; aus Feigheit II 85 
Nr.2; Yan Sienfte I 151; III 49. 

Trupp e, ftrafbare Handlungen im 
Auslande II 7; Velanima huna 
der Kriegsgefetze u Nr. 3; 
vor dem Feinde II 1; Kriegs⸗ 
vertat) II 58; eßihung II 
62 apitulicen II 63 Nr. 3; 
unerlaubte Entfernung II 64; 
unteelaffener Wiederanſchluß I 

eigenmächtige Entfernung be: 
hf eutemacdens II 128; Be- 

ſtehlen auf dem Rampfplage u 
134; Troß II 156; gleich Schiff 
u 162; Berrath €. VII 4; VII 
89; bringen in feindliche Gewalt 
€. VII 4; VII 90 Nr. 1; Auf: 
ftand erregen VOL 90 Nr. 6. 

Truppenabtheilungen, Befehls: 
haber, Disziplinarftrafgewalt IV 
5; betachiet IV 18; tombinitte 
IV. 
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————— als Militärbehörde 
bei Ablieferung a Feitge- 
nommener I 181; ernun 
aus Feig eit IT 85 Ei 1 
Truppe; Ablommandirte IV 20 
AbT. 2; Strafbücher IV 54 Abi. 2. 


M. 
Ueberfall, hinterliſtiger VII 2234. 
ũeberführungsſtüge werden 


em Bertheidiger nicht: verabfolgt 
I 344. 


Uebergabe, einer Militätperjon 
an das bürgerliche Gericht I 4, 
9 2 2; eines feiten Plaßes ꝛc. 

neberlegung, 


bei vorfäßlicher 
Tödtung VII 211. 


mebertettung, in das ordentliche 
Verfahren I 433, 435. 
Meberfhreitung, des Urlaubs 
II 64; der Steafbefugniffe II 118; 
der Rothwehr VII 58. 
Veberfhmemmung, Bedrohung 
damit VII 126, 254; Herbei⸗ 
führen VII 312 Ff. 
Meberfegung, der Brotofolle I 
116; zugeftellterSchriftftüde T140. 
Ueb ertragung, der Gerichtsherrn⸗ 
gel Jäfte wegen Befangenbheit ꝛc. 


Mebeskretungen, niedere Bericht 
barkeit I 15 Nr. Strafver- 
Kung I 349; — VII I, 

360-870; im Ausland begangen 

VII6; Geroftrafe und Umwand⸗ 
kung VIE 2 ff.; Verjährung VII 

Uebertritt zu einem immobilen 
Verband I 483, 434. 

Ueberweiſung, voruber ergehendezu 
einem miuarifchen erbande, 
—— — und Benaeigti 

ng vor Verfügung der age 

nn I 29; an die niedere Gerichts. 
barkeit im Felde und an Bord I 
46, 8; an die zuftändige Stelle 
in der Berufungsinftanz I 395 
Abi. 3; an die Familie VII 56; 
aan Sandespolizeibehörbe VII 
8 

Ueberzeugung, freie bei Entiei 
dung des Gerichtö I 815 


418 


iärftrafgerichts- 

der Beweisaufs 
— I 299, 392. 

Umigtollener Raum, bei Diebs 
ſtahl VII 248 Nr. 2, 8, 7; 
Sineinwerfen von Steinen VII 


Umftände, neu bervorgetretene: 
Abänderung der Anklageverfügung 
I 272, die Strafbarteit erhößende 
1318; mildernde und deren Feſt⸗ 
ftellung tm Urtheil I 826. 

Umwandlung, von efirafe 5 in 
Freiheits MN 12, 463; VII 28 
29; von hthaus i in Gefängniß: 
bei Berfuch VII 44, bei Beihülfe 
VII 49, bet jugendlichen Perſonen 
1er 57 Nr. 3, bei Meinew VII 

Unabhängigteit, ber erfennenden 
G I 18. 


erich 
Umfang, ie Nil 


Unauf Biehbare Yanbiungen, 
des Abgelehnten I 18; 
Staatsanwaltihaft I 1 


Undeigoltene, Berührung vo 


Unbeaudbarmadung, von Ges 
genftänden E. 1 16; zum Dienft 
II 81; bes N ferbes oder der 
Waffen I 85 Nr. 1; von Dienft- 
gegenftänden Il137 ; von Schriften 
x. VII 41, 42. 

Unehelides Kind, Tödtung durch 
die Mutter VII 217. 


UnerlaubteEntfernung, Begriff 
und Strafe: im Allgemeinen II 
64, durch unterlafjenen Wieder: 
anschluß Abgelommener II 65, 
Beltzofung ei längerer Dauer 

IL 66, 67, der Perjonen des Bes 
urfaußtenftanbes 11 68, al8 Fah⸗ 


nenfludht II 69 

Unerwadjene, Verfagung des 
Zutritts zu Öffentlichen —ã 
handlungen I 288. 


unfäpigteit, zur Belleidung Öffents 
liher Aemter II 34 Nr. 1, 
Nr. 2, VII BLff.; zum Heeres: 
dienft vu 31; eiblich vernommen 
zu werben VIL 161; zu Eiſen⸗ 


und Telegraphendienſt VII 
19. 
Unfelt, Tod einer Militärperfon I 


gro 
Un — vor Gericht I 290. 
: Beichle in 


tärbeamten II 158; gegen bie 
Obrigfeit VII 110; jfegen die 
des Soldaten VII 112; re Ge⸗ 
en ang se 
nglüds e, Berweigerung 
Hülfe VII 360 Nr. 10. 
Uniform, Berluft des Rechts zum 
Tragen VI 53; unbefugtes Tragen 
VIL360 Rr. 8; ſ. Rilitäruniform. 
Muth. Berfen auf Renfen vo 


untißtige Beldung,[.Rebun 
Unzihtigtekt, Nachweis im Bio. 


Untauglihmaden, zum Dienft: 
19 ſelbſt II 81, einen anderen II 
SS Erfüllung der vehrpfücht 


Unterärzte, Beſchwerden ſ. ebenda. 
Unterbrechung, der twer⸗ 
anblung I 27öff., 3 409 
bj. 4; der Strafvollittedung: 
bein a eoeraufnabmenerfahren I 
443 Abf. 3, ſofern ggmeilel x. 
beitehen I 464 Abi. 3; der Ber- 
jährung: der Strafverfolgung €. 
0, VII 68, 69, der Strafvoll- 
fredhung Vu 72. 
Unterbringung, Jugendlicher in 
eine Erziehungs⸗ ꝛc. Anftalt VI 


Unterdrüdung, von Urkunden 
VII 92 Nr. 2, 274 Rr. 1, 348 
Y! 2, 349; des PVerjonenftandes 

VII 169; von Thatſachen VII 


r 
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268; von Briefen ?c. VII 8564, 


Untergebene, unterlaffene Beauf⸗ 
ſichtigung x. TI 147; f. Unter 
ordnung, Dienftgemalt; Rügen 
Borgejegter VII 193; ſtrafbare 
Handlungen im Amte VII 857. 

Untergebener Gerichtsherr, |. 
höherer G herr 

Unterhalt, Unfähigfeit zur Ge 
mwährung VII 861 Wr. 5, 862; 
fih der en zur Gemägeung 
entziehen VII 861 Nr 

Unterfommen, —32 
VII 361 Nr. 8, 3 

Unterlaſſene Ungeige, eines 
Kriegsverraths II 60; einer Fahnen⸗ 
flucht II 77; einer Meuterei II 

104; eines Verbrechens VII 139; 


Anz 
uniesteetonten, Nichterfüllung 
von Berträgen bei Krieg zc. VII 


Unternehmen, bochverrätherifches 
VII 8158; ſ. kriegeriſches, milis 
täriſches Unternehmen. 
Unteroffiatere, Beichäftigung der 
zu ÖerängnB Verurtheilten II 15 
. Arreftitrafen II 20; 
Ehtenftzafen IL 80 Nr. 1, 8, 4; 
D n: Zuläffigfeit II 40, 
olgen II 41, im Beurlaubten- 
e II 42; IV B, falde 
ng: auläffige IV8B fo uber 
mit PBortepee IV 4 Abf. 3 
Disziplinarftrafgewalt IV T; de 
ſchwerden j. ebenda. 
Unterordnung, militärifche, ein⸗ 
zelne ſtrafbare Handlungen: 
Achtungsverletzung II 89, wiftent 
lich Unmwahrbeit jogen II 9%, 
Beleidigung des nozueiehten II 
91, Ungehorjam II 92, 93, Ge⸗ 
otfamänermeigerung 1I 94, 96, 
egung IT 96, thätlicher 
—* gegen den Borgefeten II 
97, Anreiz durch Vorgeſetzte II 
98, Aufforderung zur Gehorſams⸗ 
verweigerung 2c. II 99, 100, uns 
befugte Veranftaltung von Ber: 
fanımlungen II 101, Err ung 
von Mißvergnügen II 102, 
terei II 108—105, Yufruße II 
106—110, gegen wmilitärifche 


Wachen zc. TI 111, Herausforde⸗ 
rung eines Sorgel ehten zum Zwei⸗ 
fampf II 112, der Berfonen des 
Beurlaubtenftandes II 118. 
Unterredungen, des An etlagten 
mit dem Bertheibiger I 
Unteriiebung, eines KindesVII 


Unterfhlagung, alone, 
Serjesun in die zweite Klaſſe des 
Solbaientiandes IL 87 Ab. 2 
Nr. 2, Dienftentlaffung oder De 
grabation bei Berjonen des Bes 
urlaubtenftandes II 42; im Felde 
ohne Antrag ftrafbar II 127; 
bei Ausübung des Dienftes ꝛc. 
II 188; III 50; Begriff VII 
246-248; im Amte VII 350,351. 

Unterfhreiben, des Vrototolls ꝛc. 
im Ermittelu ngsverfahren I 168 
Ab. 1, in der —— 
I 831, 3%. 

unterſchriften, Sammeln zu Bes 
ſchwerden II 101. 

Unterfuhung, Einleitung ꝛc. auf 
Anweifung I 24, Vervollftändi- 
gung: im Ermittelungäverfahren I 
244, im Felde und an Bord I 427; 
Anwendung von Zwangsmitiein 
VII 343 ff. ; Unterlaſſung VIL346. 

Unterfuhungsaften, . Alten. 

ek die Ber- 
jährung unterbrechende Hand: 
Iungen E. 110; Ausichließung 
vom Nichteramt I 122 Nr. 4; 
Stellung und Befugniffe: Ermitte- 
lungen I 159ff., 162, Erfudungs: 
fchreiben I 160, 161, Brotofolle 
I 163 ff. Auziehung eines ne 
fitzers auf Exrjudhen I 167 Abf. 8 
Ausdehnung der Unterfuhung I 
168, 169, Bernehmung eines Bor- 
geführten 1172 Ab. 5, Befugniß 
zur vorläufigen SFeftnahme 1180, 
Leitung der Thätigfeit des Sad): 
verftändigen I 214, Anorbnung 
von Beichlagnahmen ꝛc. I 228, 
Vortrag über das Ergebniß des 
Ermittelungsverfahreng I 243. 

ee 5 gelangener, ſJ. 


unierfugun ngshaft, Ver ängung 
Fi bürgerlihe8 Gericht T 
9; Heitäßelehmerde 1175, 177; 
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eit I 176; Vernehmung des Solbatenftandes II 87 Abi. 2 
des elieferten I 177; 6 Nr. 2, Dienftentlafjung oder 
bandlung I 178; Zufbebung I n bei vn bes Be 
179; Stedbrief i1 Anrech⸗ urlaubtenftandes 
nung auf bie —8 I 458; VII 267 —280, bu Beamie u 
Unterfuc ch handl —* Bau ſchreit Straf 
nterſuchungshandlung, rlau erſchrei ung s 
Tchleunige, vihterüige 1 158; durch beftimmung II 64; III 10. 
zeugen an andere Gerichte I | Urfchrift, des Urtheilg I 336. 
; Aufnahme eines Protofol3 | Urtheil, vor dem Dienfteintritt 


1 168; Theilnahme des Gerichts: 

beren ift ausgeſchloſſen I 167; 

von Amtswegen I 169. 
Unterfuhungsmaßregeln, ein 

zelne, Eintheilung ı 171 — 22. 
Unterzgeignung, ba * Sntiheb 

dungen ꝛc. I 97 Ab 

der PVrotofolle I er) De ie 

eildö I 386. 


Strafbeitimmung VII 


Ununterbrodene, Gegenmwartdes 
Gerichtshofs 2c. I 273, 390. 
Unmahre Behauptungen, bei 
Beichwerden II 152; ſ. Berleums 


dung 
Unmahepeit wifjentlih fagen IL 


Unzudt, Strafbeitimmung VII 
178—182; widernatürlide VII 
175; Kuppelei VII 180, 181; 
Her gerniß geben VI 183; Schrif⸗ 
ten ꝛc. vu 184; Entführung vo 
285-238 ; gemerbämäige VII 
361 Nr. 6, 


Unzuläffigfeit, des Ilehnungs⸗ 
127, 130 Abſ. 4. 


th 
Untreue, 


geſuchs I 127 

Unufländigfeit, DR har mid 
bürgerlihen Gerichte €. I 14; 
des Gerichtäheren im Ermitte: 
Iungsverfahren I 158 Abi. 
des Gericht wegen nicht —* 
deter Militärſtrafgerichtsbarkeit, 
Anfechtung des Gerichtsbeſchlufſes 
durch Rechtsbeſchwerde I 328, 
329; des Standgerichts, Veſchluß 
I 1 830; des Ehrengeriht? VI 51 


Urkunde, os in der Haupt- 
verbandlung I 3%; Zeuge 
VII 34 Nr. 5; Vernichtung vu 
92, 133, 274, 348; Fälſchung: 
als Wiederaufnahmegeund 1 436, 
488, Verjegung in die zweite Klaffe 


ergangen I 7 Nr. 1; Durchficht, 
Ragprafı 5 113; — keit 
der —— 1284; Er 


I 317; —— — — 
mung 1 320 nde 1 326, 
394; — I 827, 394, 
413; —— Sfertigung und 
—5 ẽ A Ein- 
pru g traſv g 
in der —— 


—E in die 
nſtanz I 895 Abſ. 2, Beſchrän⸗ 
kung in der Strofbemeffung 1396; 
in der Revifionsinftang: im AN 
gemeinen I 407 ff. Bel 
in der Steafbemefjung 1 415, 
Reviſion; Beftätigung I 416 : 
Milverung I 418; im Yelde und 
an —E im All —— 
tskraft, Vollſtreck⸗ 
— Begutachtun 108, 
m 6, aufocbung, n gi eberaufe 
anntmahung: im Wi 
nahmeverfahren I 449, öffentliche 
im Strafverfahren VII 165, 200; 
—— 1450 f}.; Aue 
fel über die Auslegung I 464 
Urtheilögründe, Ausichliegung 
oder Beichränkung der Berfündung 
I 284; GErforbernifie I 326; 
Beblen begründet Revifion I 400 


Urtbedisverkünbung, Beichrän- 
fung der Deffentlichfeit I 284; 
überhaupt I 327, 394, 418. 


V. 
Vater, iſt Angehöriger VII 52 
. 2; Antragsrecht VII 66, 

189, 196, 232. 
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Berabrebung, von Kriegsverrath 
II 59; ver Fahmenfludit II 72; 
der Gehorſamsverweigerung x. 
gegen Borgejette II 108. 

Verachtung, dadurch zum Zwei⸗ 
fampf anteizen VII 210. 

ma hung, von Staats; 

einrichtungen VII 131. 

Veränderung, Fr der perfönlichen 

Dienfiitellung des Beſchuldigten 
I 259; des rechtlichen Geſichts⸗ 
punftes I 818. 

Veräußerung, zum Schaden ber 
Gläubiger VII 288. 

Verbindung, von Straflachen 
(Aufhebung ı 832--35; geheime 
VIT 128, 129; zu Diebftahl VII 
3 Pie 6; zu Raub VII 250 


Berbreden, Beltellung eines Ver⸗ 
nehnigend 1838; ſ. militärifche 
erbrechen; Begriff ff VII 1; Auf 
rdern, Grbieten VII 49a: Ders 
ährung VII 67ff.; unterlafjene 
Anzeige VII 139. 
Berbreitung, von Schriften VII 
85, 110, 111, 130a, 131, 184 ff., 
200; von erdichteten re. That 
adhen VII 181, 186 ff.; von 
dem Gelbe vo 147, 148. 
Berbündete, Staaten, Verbrechen 
x gegen Militärperfonen II 8; 
Truppen: Kriegsverrath II B8, 
Befaprbung buch Pflichtverlegung 


Berbaht der Theilnagme 2c. bei 
Zeugen I 19. 
Bernägtigung, unbegründete VI 


Berbunfelung der Sade, deren 
Berhütung I 
Bereibigung, Von Zeugen VI 86 
Abi. 2, Beil. III Abi. 1; 
feine ber —* — des chren⸗ 
gerichts VI 50 Abſ. 
Bereind und Ber — 
recht, Mißbrauch E. VII 2. 
Verfahren, een —* gsgefan⸗ 
ene xc. E. 18; im Allgemeinen 
116ff.; in erfter Inſtanz I 151; 
ges egen Abmefende I 356; ber 
—æ— 1 378: in der 
Revifionsinftang I 397; nad) Aufs 
eines feld- ober borb* 
Kompendium über Militärrecht. 
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gerichtlichen Urtheils I 488; 
ca in das orbentliche 
I 433; b en aa age I 


456 ff. 

Berhleen er Emfangenen bei 
Beitehung VII 335. 

verſeler von Schriften x 


Berfaifung, gewaltiame Aende⸗ 

rung VII 81. 

Berfügung, bes Gerichtsherrn: 
Unterzeihnung197, zurüdweijende 
eines Ablehnungsgeſuchs I 180, 
einer Anzeige en olge zu 

eben I 156 Abj 8, Dienitent- 

Bebung I 174 Abf. 1, Haftbefehl 
I 175 bj. 1, Anklage 1250; ſ. 
Entjcheidungen. 

verlührung, von Mädchen VII 


ergehen, ſ. militärifhe Ver 
brechen 2c.; Begriff VIL1; Vers 
jährung vii 67ff. 

Vergiftung, Unterſuchung der 
Leiche I 228; eines Menfchen 
My —* eined vrunnens VII 

— * Mifen, .Thaͤtlichkeit. 

Verhafteter, en 1 177; 
Behandlung 1 178; Bertehr mit 
dem Bertheidiger I 845. 

Berha tung, des Belchuldigten I 
175ff.; Borausfegungen I 176; 
Aufhebung I 179; Mittheilung 
an andere Stellen I 260; des 
ausbleibenden An a I 2 
Abf. 1, 278 Abi. 


h A, vorläufige Na 
ung IV 7; ungefeglide VII 


Berbünplung, in deutſcher frem⸗ 
der Sprache J 116; mit tauben, 
ſtummen Peiſonen 1 117; in der 

* ſelbſt I 297; ſ. Hauptvers 


Berhanblungsfüßrer, |. Fuhrer. 
ER, frenber 5 ya ir im 
e 


wüftung 
Berheiratbung, ohne — 
Genehmigung II 150. 
Berbinderung, des Gerichtäheren 
I 23; der Ausübung des 
Richteramts I 39, 48, 68, 70, 
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88, 91, 98; des Präfldenten des entzogener Sachen I 242; Rechts⸗ 
Reichsmilitärgerichts I 76; e⸗ beſchwerde über en 
. oxoneter VII 106; der Wäh des beantragten S 
VII 107; des Gottesdienſtes 1247; Zutritt zur 
— —— 
erjäbrung, . zum 
Pr Arreft II 13 Bere der Pfliht der G 
ex er⸗ erletzung, e⸗ 
folgung: w egen Fahnenfiucht II eim ‚S €. 
Fir überhaupt vu 67—69; der I 18; des Geſetzes Kevilion 
olfftredung VII 70-72. 139ff.; von Dienftpfl ; im 
Bertehe, rt, des Angeklagten mit dem e 62, are 


eidiger I 345. 
— ſchaffen VII 


Verklagter, |. Beſchw 


Verkündung, von —2 en 


I 187; des 
418: der Suäfchliefung der Def 
lichleit 1 285. 
Bere en, in bülflofer Lage VII 
Berleger, von 30 aren 
vi riften ſtrafb 


—8B in emeinen II 
47, VO Fr gu F en 
gun 


ho gem ” ou 99, 100; 
A an pe Auswanderung Yo 
zu 5* VII 160; durch 


An ee ur Ehe vo 170; 
eiichle — 538— 109; zu Amts 


—— VI 
Berlefung, des Protofolld im 
Genie LungBvert 1164; der 


erichtlihen Vernehmung des 
— errn 2c. I 206; der Rich⸗ 
terlifte ; 295, 391; ber Anklage⸗ 
verfügung I 297; von Urkunden 
U. in der Hauptverhandlung I 
808, "98; von Bernehmungss 
protofollen I 804ff.; von Erfläs 
zungen des 4 a en 1,308; 
von le en Bühiten 
x. I 31 es wmejentlichen 
halts der "Urtheilagründe I 927; 
des Urtheild erfter Inſtanz 


ve 9 Berufungsgaupierhanhtung 


Berlegter, Ausſchließung als 
Richter [122 Nr. 1; Herausgabe 


Berleumbung, eines Borgel 
II 91; eines 


Ems des 
tertitel3 II 88, VI 52; des 


ei Berjonen bes Beurlaubiens 
—* 42, Verhaͤngung VII 


Bermittelung, 


vom Platz, Adiutanten 
täbe 2c. V, IIA 9b, bei beur: 
Ioubten Offizieren x. v, 114 
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96 Abf. 2: thunlichft mündliche 
V, IIA II Abſ. 5; Mittheilung 
des Ergebnifjes anden Beſchwerde⸗ 
—5— V, IIA 11 Abſ. 8; er⸗ 
olgloſe V, I1 A 12; erforderlich 
bei Offizieren des Beurlaubten⸗ 
ſtandes V, IIA 15; freigeſtellt 
bei Beamten V, Im 2, 3; |. 
Bermittler. 

Bermittler, Wahl V, IIA 9; 
Hang, Truppenner bon) V‚IıA 
9a Abſ. 2; Verpflichtung zur 
Uebernahme V, II A 11 bj. 1; 
Thätigkett V, LI A 11 Abf. 2ff.; 

lehnung V, IIA 11 Abi. 3; 
Fordern ® hriftficher Daritellung 
V, IIA 11 Abf. 4; Mitteilung 
des Materials an den Berflagten 
V, IIA 11 Abſ. 5; f. Vermitte⸗ 
lung; bei Lieferungen in Krieg 
und Noth VII 329. 

Bermögensbefchlagnahme, ge 

en Abwefende: Bejchluß I 360, 

irtung I 361, Aufhebung I 362; 

ochuerzätber en Me ei ; 
erlegung der Wehrpflicht 
VII 140. 8 

Dermögensftrafe, Bollitredung 

I 462 


ns Beifeitefchaffen 

VII 24 Abſchn. 239, 242 K. O. 

Vernehmung, Zuziehung des Ge- 
richtöfchreibers I 163 Ab}. 2; des 
Beichuldigten I 171—173, 216; 
des PBorgeführten I 172; des 
Berbafteten I 177; des vorläu 
Feltgenommenen I 181; de3 Er- 
griffenen I 184; des Zeugen I 
185207, 216, 270; deö Landes⸗ 
herrn 2c. 1206 ; des Reichskanzlers 
2c. 1 207; des Sacdverftändigen 
I 208, 214ff.; 270; ſachkundiger 
Perſonen 1221; fommilfarifche I 
270; des Angeklagten: in der 
Hauptverhandlung I 292, 297, 
390, 891 Abſ. 2, über die An 
fehtung bes Urtheils I 382, in 

der Berufungsinftanz I 391, über 
die Revifton I 404, vor der Be 
ftätigung I 423; im Wiederauf: 
nahmeverfahren I 445; des Ans 
geiaubigen und der Zeugen VI 

6, VI Beil. I, II, IV, V. 
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Bernidtung, von Gegenftänden 
€. I 16; von Urkunden VII 92 
Nr. 2, 133, 274 Nr. 1, 280; von 
Grengfteinen VII 274 Nr. 2, 


280. 
Veröffentlihung, durch die Preſſe 
E. 18 Abſ. * p 


Verpflegung, unterlaſſene, der 
zrupnen ift Kriegsverrath II 68 


r. 10. 
Verpflichtung, der als Gericht3- 
fchreiber zugezogenen Bertonen I 
110, 163 Abſ. 3; zur Vorlage ꝛc. 
von Gegenftänden I 230; zum 
Dienfte, — —2* 
flucht IL 69, durch Selbſtverſtüm⸗ 
melung II 81, durch einen Andern 
II 82, durch Simulation II 


83. 

Berrath militärifher Geheim— 
niſſe, Anzeige und Berichter- 
ftattung I 158, 252; Einholung 
von Gutachten I 218. 

Verringern, von Metallgeld VII 
150; von fremden Grundjtüden 
zc. VO 370 Ne. 1. 

Berfagung, der Beltätigung I 


Berfammlung, unbefugte von 
Verjonen des Soldatenjtandes II 
101; III 29; Entlafjung VI 58. 

Berjammlungsredt, |. Vereins⸗ 
recht. 

Berfäumung, von Friften I 147. 

Berihteierung, des Wuchers VII 


Berihleppung, de Berfahrend 
durch Ablehnungsgeſuch I 127, 
130 Abſ. 4. 

Verſchluß, Aufhebung eines amt- 
lichen VII 136. 

Berihmägerte, Ausfchließung als 
Richter I 122 Nr. 3; Zeugniß⸗ 

verweigerung I 187 Nr. 3, 1%, 

200 ; find Angehörige VII 52 
Abi. 2; Beifchlaf VIL 173. 

Verſchwiegenheit, Verpflichtung: 
bet Geijtlichen 2c. I 188, bei Be- 
amten und Berfonen des Sol- 
datenftandes I 189, bei der Be 
songs und Abitimmung I 325 
Ab}. 2, über Dienitangelegenheiten 
III 40 1; über Ehren: 
gerichtsverhandlungen VI 58. 
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Berfegung, ver Kriegsgerichts⸗ 
räthe 2c. 196; des Beſchuldigten 
vor Erhebung der Anklage 1 259. 

Berfegung in pie zweite Klaſſe 
des Sölvatenftandes, 3% 
kanigtei I 15 Abf. 3, 16 Ab}. 2, 
47; Erlaß bei Beftätigung des 
Urtheild 1418; Ehrenftrafe: für 
Unteroffiiere und Gemeine II 
80, anjtatt ihrer bei Offizieren 
auf Entfernung aus dem Heere 
2c. zu erfennen II 81, neben dem 
Berlufte der bürgerlichen Ehren 
rechte II 37, bei wiederholten 
Rückfall und bei Berurtheilung 
wegen Diebftahls 2c. 1137 Abf. 2, 
bei wiederholter Vorbeſtrafung 
II 88, ®Wirfungen II 89. 

VBerfiherung, an Eidesſtatt bei 
Zeugnißverweigerung I 191; auf 

üheren Eid I 201; VII 155 

t. 2; auf den Dienfteid VII 
155 Nr.8; falfche, eidesftattliche; 
Abgabe VII 156 — 158, Verleitung 
VII 159, 160; fahrläjjige, eidess 
ftattlide VII 168. 

Verfiherungsanftalten und 
Gefellihatten, Täufhung VII 
265, 277—280; unbefugte Ers 
rihtung VII 360 Nr. 9. 

a a —— Ver⸗ 
luſt: bei Entfernung aus dem 

Heere II 82 Nr. 1, bei Dienſt⸗ 

entlafjung 11 35, bei Berfegung 

in die zweite Alalle des Soldaten: 
fandes U 39, bei Degrabation 
1 41 


Verſpätetes Borbringen, von 
Beweismitteln I 300, 392. 
Verjprehen, von Geſchenken II 
140; als Anftiftung VII 48. 
Verſtandesſchwäche, Grund der 
Nichtbeeidigung I 199. 
Derkieigerer, Untreue VII 266 


r. 3. 
Verſteigerungen, Verſtöße gegen 
Felize liche Anordnungen VII 367 

r. 1 


Verſtorbene, Beſchimpfung des 
Andenkens VII 189. 

Verſtrickung, Entziehen gepfändes 
ter Sachen VII 137. 

Verſuch, Zuläſſigkeit der Ehren⸗ 
ſtrafe II 46; bei Fahnenflucht II 
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70, 78; bei Selbftverftämmelung 
II 81; Begriff VII 43—46; des 
Mordes an dem Kaifer zc. VEL 


80. | 
Bertheidiger, Augsichliefung vom 
Nichteramt I 123 Rr. 4; Anwe- 
— bei Einnahme des Augen⸗ 
cheins zc. I 165 Abſ. 1, 2; 
Zeugnißverweigerungsrecht I 188 
Nr. 2; für Geiftestrante I 217; 
Terminsbenadhrichtigung: zur 
Dauptverhandlung I 268, 388, 
; zu kommiſſariſchen Berneb- 
mungen I 271; Verhinderung, 
Ausjegung der Verhandlung I 
275; Vertretung des Angeklagten: 
in der Hauptverhandlung I 281, 
389, in der Revifionshauptvers 
handlung I 408; Ordnungsſtrafe 
I 290 Abj. 4; Fragerecht I 293, 
390; Schlußanträge I 312, 398; 
Zuläffigfeit I 837; Beitellung 
von Anıtöwegen 1338, 339 (217); 
Ernennung, Anzug 1341; Wün- 
ſche in Betreff der udın 1342; 
Borlage der Unterjuchungsaften 
I 344; Verkehr mit dem ver 


aftelung des Urtheils I 381 
jr 98 Abi. 2; Koften I 


— en⸗ 
barung rivatgeheimniſſen 
VI 300 


Vertheidigung, Anträge I 256 
Abi. 1; Zuläffigkeit I 837; noth⸗ 
wendige I 338; für jachgemäß 
erachtete I 339; gemeinjchaftliche 
1 340; Fähigkeit zur Mebernahme, 
Rechtsbeſchwerde I 841; ſ. Ber 
theidiger; von Pläßen, Uebergabe 
und Vernachläſſigung der Mittel 
1163; Belehrung VI 41 Abſ. 1; 
zu Protokoll und ſchriftlich, münd⸗ 
lid und durch Andere VI 4 
Abſ. 2, 8; in der Sprudfigung 
VI 580 Abf. 2; ald Nothwehr 
VO 53; von Redten VII 1%. 


von 
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Vertheidigungspoſten, Bringen 
in feindliche Gewalt €. VII 4; 


VI% Nr. 1. 
Vertrage, ſtrafbarer Bruch VII 
Vertragsv erhältniß, ſ. Troß. 
Vertreter, der Anklage: Ausſchlie⸗ 
ßung vom Richteramt 1122 Nr. 4, 


Anweſenheit I 273, 274, 390, 
409, Fragerecht 1293, Berlefung 


der Anklageverfügung 1 297, Recht. 


auf Ausjegung I 300 Abf. 3, 
392, Schlußantrag I 812, 39, 
Erwiderungsrecht I 312 Abi. 2, 
in der Berufungsinitanz; I 886; 
Bea bei Zurüdführung auf 
eine Gejammtitrafe I 461 Abf. 3; 
: bet Einwendungen gegen die 

Strafvollitredung I 464 Abf. 4; 

gef a SEwafantragsberechti⸗ 

VII 


gung 

Vertretung, des Gerichtsherrn I 
.23; fehlender Richter I 39, 48, 
68, 70, 88, 91, 98; ſ. Verhinde⸗ 
rung; der Anklage: vor dem er- 
fennenden Gericht I 255 Abi. 2, 
386, vor dem erjuchten Gericht 
1263 Abi. 2, bei kommiſſariſchen 
Vernehmungen nicht erforderlich 
I 271; des Angellagten: bei 
rommilerifgen Ternehnungen 
nicht erforderlich I 271, in der 
Hauptverhandlung, |. Bertheidiger. 

Berunftalten, öffentlicher Ans 
fchläge 2c. VII 134. 

Berurtbeilung, Feſtnahme des 
Angellagten I 277; bei Berände- 
rung des rechtlihen Geſichts⸗ 
punktes I 318; bei neuer Be 
\ufbigung I 819; ſ. Aburthei- 

n 


ung. 
Bervollftändigung, des Ermitte⸗ 

lungsverfahrens J 244; der Un⸗ 

zyfuchung I 427, VI 51 Nr. 2, 


Berwahrung, von Beweismitteln 
I 229; in Beichlag genommtener 
Gegenftände I 241. 

Verwalter, Untreue VII 266 


r. 1. 

Berwaltungsbehörde, Straf 
beſcheid I 2. 

Bermaltungsvorgefegter, Diss 
ziplinarftrafgewalt IV 34, 35; ſ. 
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Verwaltungszwangsverfah⸗ 
ren, zuſtaͤndige Vollſtreckungs⸗ 
bebörde I 462. | | 

Verwandte, Ausichliekung ala 
Richter I 122 Nr. 3; Beugniße 2c. 
Verweigerung I 187 Nr. 8, 190, 
191, 200, 212; Antrag aufWieder⸗ 
aufnahme I 437 Abſ. 2; Aus: 
ſchluß vom Spruch VI 46 Abf. 8; 

fteigender Linie als Bormund 
2c. VII 34 Nr. 6; Angehörige 
VO 52; Beiſchlaf VII 173; 
Zodtichlag VII 215; Körperver: 
legung VII 223 Abſ. 2; Ent: 
Denbung VII 247, 289, 370 


Berweigerung, des Zeugnifles: 
Berechtigte I 187 ff., Belehrung 
1 187, auf beftimmte ragen I 
190, der Beeidigung I 200, Bes 
ftrafung 1 202, 208; in der 
Hauptverhandlung I 806, 392; 
des Gutachtens und Beftrafung 
I 212, 213; der Herausgabe von 
Beweismitteln I 230; der Ab- 
ftiimmung I 321, 394; des Ges 
borfams, j. ebenda und Unge⸗ 


horſam. 

Verweis, Widerrede II 89; Diss 
ziplinarftrafe, Yuläffigleit: über 
haupt IV 38 A, B, gegen Militär: 
beamte IV 32; gegen Jugendliche 
VII 57 Nr. 4. 

Bermeifung, auf den Richtereid 
I 296 as) 6, 391; aud dem 
Bundesgebiet VII 362. | 

Bermwerfung, als unzuläjfig: des 
Ablehnungsgeſuches I 127, des 
Antrags auf geriöttiche Entfchei- 
dung I 248, der Revilion I 407, 
des har auf Wiederaufnahme 


Verwüſtung, fremder Saden im 
Felde II 132; III 88. 
Verwundete, Tiebitahl II 134. 
Berzeihniß, in Beichlag genom: 
mener Gegenftände I 237, 238 
Abi. 2, 241; der Militärperfonen 
UB5; Anl. A, B. 
Verzicht, Widerruf dei Zeugniß⸗ 
verweigerung I 187 Abf. 2; bei 
Beweisaufnabinen I:299; auf 
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Pferug 1852; auf Rechtsmittel 
Bichfutter, Entwendung VII 870 


Viehſeuchen, Abwehr VII 828. 

Biebhtreiben, über Gärten ıc. 
VOL 368 Nr. 9. 

Bögel, Ausnebmen VI1368 Nr.11. 

Be mag, des Vertheidigers I 


Vollſtrecker, letztwilliger Verfü⸗ 
gungen, Untreue VII 266 Nr. 1. 
Bollfretung, Vebergang auf 
bürgerliche Behörden €. 115; II 
15 Abi. 3; gegen Militärperfonen, 
die vor bürgerlichen Gerichten fich 
ftrafdar madten, ©. I 19; von 
Entscheidungen und Berfügungen 
I 188, 150; von Strafurtheilen 
sc. 1450 ff.; der Todesftrafe I 
452—454; II 14; VII 13; der 
Freiheitäftrafe 11 15; des Stuben- 
arreſtes II 23; des Arreſtes: 
überhaupt II 24, des mittleren 
II 25, des ftrengen II 26, einer 
gelinderen Art II 27, im Felde 
U 28, IV 47; der Disziplinar- 
ftrafen: wegen Kontrollentziehung 
IV 28, gegen Offiziere des Bes 
urlaubtenftandes IV 29, fofortige 
IV 46, des Kafernen- ıc. Arreftes 
IV 47, gegen Mannfchaften des 
Beurlaubtenitandes IV 49; Aufs 
ſchub: bei Krankheiten I 455, bei 
erheblichen Nachtheilen I 456, im 
Intereſſe des Dienjted bei Arreſt⸗ 
ſtrafen I 457, bei Zweifeln ꝛc. 
1464; von Geldſtrafen I 462 ff.; 
Berjährung VII 70 ff.; ungefeb- 
liche VII 345; pflichtwidrig unter: 
laffene VII 346; ſ. Strafvoll- 
ftredung. 
Bollftredungsbeamte, Wider 
ftand VII 113. 
Bollitredungsbehörde, für An- 


ordnung des Zwangsverfahrens 
I 462 —* 2. hwang 


Vollzug, der von bürgerlichen Ge⸗ 
richten feſtgeſetzten ſubſidiären 
Freiheitsſtrafen I 2. 

Borbeifahren, muthwilliges Hin⸗ 
dern VII 866 Nr. 3. 

Vorbereitung, der Hauptver⸗ 
handlung: im Allgemeinen I 261 
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bis 272, in der Berufungsinftang 
I 388, in ber Reviflonsinftang I 

— des Hochverraths VII 83 
is 


Vorfragen, bei der Urtheilsbe- 
rathung I 820 Abf. 2. 

Vorführung, Beichuldigter I 171 
Abſ. 2, 172 Abf. 2; zwangsweiſe 
des Zeugen 1186 Abſ. 1 Say 2, 
Abſ. 2-4; des ausbleibenden 
Angellagten I 267 Abf. 1, 278 
Abſ. 2, 389 Abi. 2. 

Borführungsbefehl, fchriftlicher 
I 172 Abf. 4. 

Borgejegter, Beleidigung zc. frü- 
— Zuſtändigkeit I 11; Aus⸗ 
chließung des den Thatbericht 
einreichenden vom Richteramt I 
122 Nr. 4; Verpflichtung zu 
chleunigen Anoronungen I 153; 

erechtigung zu vorläufiger Feit- 
nahme I 180; bei verlammelter 
Mannihaft II 12; Beteiligung 
an ftrafbaren Handlungen Unter- 
gebener II 55 Nr. 1; Diebjtahl 
gegen ihn III 50 Abf. 2; ſ. 

ienftgemalt, Unterordnung; Be- 
griff VIIABS; ſ. Dienſt⸗, Mili- 
tär-Berwaltungsvorgefegter,; Rü⸗ 
gen gegen Untergebene VII 198; 
Strafantrag VII 196, 232; Täus 
\oung VII 353 a; Berleitung von 

ntergebenen VII 857. 

Borladung, der Zeugen VI 85, 
Beil. IL. 

Borläufige Entlafjung, Bor 
ausfegungen VII 23—26. 

Borläufige Feſtnahme, Befug- 
niß I 180; Wblieferung, Ber 
nehmung I 181; unabhängig von 
Stellung des Strafantrags I 182; 
durh das Gericht I 277; in der 
Gigung I 291. 

Borlegung, von Alten ꝛc., |. Aus⸗ 
lieferung. 

Borlefen, zugeftellter Schriftftüde 
Fe ; des Brototold I 164 

Bormund, Musiolichung vom 
Richteramt I 122 Nr. 2; Unfähig 
feit VII 34 Nr. 6; Strafantrags: 
recht VII 65, 182; Unzucht VII 
174 Nr. 1; Kuppelei VII 181 
Nr.2; Kinderraub und Entführung 


Sachregiſter. 


vo 235, 237; Diebſtahl ꝛc., 
Betrug VII ai 268; Untreue 
VO 266 Rr. 1 
Sormundigafts ericht, Geneh⸗ 
migung VII 84 Nr. 6; Eintreten 
bei ju bien perſonen VII 55. 
Vornahme, ſchleunige einer rich⸗ 
terlichen Unterſuchungshandlung 


I 153. 
Borräthe, Brin en in feindliche 
Gewalt €. VIIA; VII 90 Nr. 2; 


Snbrandfegen vo 308, 309; un- 
erlaubtes Hammeln VIE 360 
Ar. 2; feuergefährliches Aufbe: 
wahren VU 367 Nr. 6. 
Vorſchriftswidrige Behand: 
nn ng, Strafbeftimmung II 121; 


Berigägung, von Gebredhen II 


Bor chuß, zur nesahlung von 
Zeugen ıc. Gebühren I 469. 
Borjig, im Stand und Kriegs- 
gericht 161; im Oberkrie en 
169; im Senat 183 Ab a. 
Plenum I 86 Abi. 4. 
Borjigender, des Standgerichts 
138, 41; des Kriegs⸗ und Ober 
kriegsgerichis I 61, 69; in den 
Senaten I 83 26). 1; im Pie 
num I 86 Abi. 4; Befugniffe: 
Tuoronung von Unterbredungen 
125, ng über Ausfegung 
I 275 Abſ. 3, Verhinderung der 
Entfernung bes Angeklagten I 
279, Gewährung des Zutrittö I 
288, Aufrechthaftung der Ordnung 
I . 8, f. erfennende 
Gerichte, Führung der Berhand: 
lung im Standgeridt I 292 
Abſ. 2, ſ. Führer und erfennende 
Gerichte, Beranlafiung des Auf: 
ruf des Angeklagten 2c. I 294, 
—S der Namen der Richter 
eeidigung der Richter im 
Standgericht I 
Abtretenlafien der gengen I 297, 
Genehmigung zur Entfernung der 
Zeugen I 802, Genehmigung der 
Anwefenheit bei der Urtheilöbe- 
rathung 1 325, Verkündigung des 
Urtheils im Er are I 8327, 
Vrototofl I 331 rtheilsunter: 
ſchrift 1336 Abi. 9, Ausfertigung 


Abi. 1 und 6, 
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des Yetfeif im Standgericht I 
336 Abi. 


Boritand, Ger oberften Reichsbe⸗ 
hörden 2c. Bernehmung als E 
1 207; der Altien —5 
VII 24 Abſchn. 941 

Vorfteher, von Berbindungen 
vII 128, 129; von Eiſenbahn⸗ 
geſellſchaflen ꝛe. VII 320. 

Borftellung, gemeinjane, Sam: 
meln von Unterjchriften II 101. 

Borteufen. Berlejung der Zeug: 
nifje I 310, 392. 

Boribeile, bei Aufforderung oder 

8 Erbieten ——— 49 4 
otum, in der Sprucdfigung 
54 Abi. 4. 


w. 


Waagen, ungeaidhte VII 869 Nr.2. 

Waaren, Inbrandjegen VII 308, 
809; Vergiftung VII 324, 326; 
Aufbewahren entzündlicher vii 
367 Nr. 6 


Baozenbejeiänungen, Schuß, 
R. G. zu VI 
Wanrenemnteblungätazten, 
papiergeldähnliche VII 360 Nr. 6. 
Wache, milttäriiche, Berechtigung 
zu vorläufiger Feſtnahme I 180; 
Bedeutung ald Militärbehörde I 
181; Stellung II 111; III 28; 
bei der Marine II 162: !. mii⸗ 
täriſche Wache, Schildwaqe. 
Wäger, Untreue VII 266 Nr. 3. 
Da fen, Mißbrauch II 55 Nr. 2; 
Streden II 63 Nr. 8; Unbraud: 
barmachen aus Feigheit II 85 
Nr. 1; Angriff auf Vorgeſetzten 
u 97; Gebrauch gegen Unter: 
gebene II 124; unvorfichtige Be⸗ 
handlung II 148; 1II 39; vecht3- 
wibriger Gebraud) I 149; III 
36; Verrath VII 84, 88; Bringen 
in ‚feindliche Gewalt €. VII 4; 
VII 90 Nr. 2; bei Sausfriebens- 
bruh VII 18: ehen von 
Haufen VII 127: Zweikampf mit 
tödtlichen VII 201: bei Körper: 
verlegung VII 223 s; bei Dieb» 
ftahl VII 243 Nr. 5; bei Raub 
VII 250 Nr. 1; verbotene Auf: 
jammeln VII 360 Nr. 2; bei 
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Beiteln VII 862; verbotened 
Tragen VII 367 Nr. 9 9; bei Schläs 


Bulle Dorgel ee, 16, ſhwerde 
affenvorgefeßte, ſ.Be 
Offiziere, der Fuhartille 


ee bei Bermittelung, |. ebenda; 
des Chrengericht3 über Stabs⸗ 
offiziere VI 18; des Ehrenraths 

Wahlberehtigt, im eh ct 
ablberedtig rengertcht: 
lichen V ahren VI 13 bi. 8 
15, 17, 21. 

Wahlen, Verhinderung VII 107, 
839; Falſchung VII 108. 

Wahlicht, Bestuft VII 83, 34 


Wahlſtimme, Kauf VII 109. 
Wahlvertheidiger, Zuläſſigkeit, 


I 337, 838, 
Wanlzettel, bei Falſchung VII 


108. 
Wahrheitsbeweis, bei Beleidis 
gung VII 186, 190, 192. 
Wahrheitägetreus, Berichte VII 


Wahrung einer Frift, bei Rechts⸗ 
mitteln I 369 Abſ. 4; ſ. Friſt. 
Wald, Waldungen, Jagdver⸗ 
gehen VII 293; Inbrandſetzen 
VII „08; Feuer anzünden VII 


868 6. 
Waldeigenthümer, Wiberftand 
VII 117. 


en Rn nd 
appen,u er Gebrauch VII 
860 Nr. 7. s 

Warnung, Disziplinarftrafe, Zu⸗ 


läffigfeit IV 82; im er 
en n, Berfahren VI 51 


Betnungsieigen,, Nichtbeach⸗ 
tung VII 868 
Wetferbauten,  Seitungen, 


Berftörung VII 321, 326. 
Vagſeozhalter, Vergiftung vo 


Waiferftandsmertmale, Weg: 
nenne VII 274 Nr. 2. 
Waſſerſtraßen, Diebftahl VIL 
243 Nr. 4; Raub VII 250 Nr. 3; 
Gefährdung gi Verkehrs vu 


866 Nr. 8, 8-10. 
Wechſel, Minverjähriger VII 301. 


8, 
vii zoe Ar. 9; Abpflügen ꝛc. 
VOL 870 Ne. 1, 2. 
Degnehmen, von Saden im 
Felde, ſ. Plünderung. 
Weg Sei en,vomTruppentheile, 


!. 

Begwelfer. dem Feinde dienen 
und Jrreleitendereigenen Truppen 
ift Sperrath II 58 Nr. 6. 

Wegper en, von Waffen, ſ. Feig⸗ 


Behr, Zerſtörung VII 821, 


Wehemenn, unecloubte Auswan- 
derung VII 360 Nr 

mehepftig, nerlsubieg Aus: 

140, 360 Nr. 3; 

Sei fiverftlimmelung vu 142; 
Täufhungsmittel VII 143. 

Weibliche Berjonen, Verfagung 
des Zutritts zu öffentlichen Haupt: 
verbandlungen I 288. 

— gemerbömäßige Un- 
zucht VII 361 Rr. 

Weiden, unbefugieß Betreten vu 
868 Nr. 9 


Weinberge, Schließung VII 368 
Nr. 1; unbefugtes Betreten VII 
368 Nr. 9. 

Weiſung, des Gerichtäheren I 97. 

Weitere Beſchwerde, ſ. Be 


ſchwerde. 

Weiteres Berfahren, in Ehren: 
gerichtsſachen VI 62. 

Merben, zu Hochverratb VII 84; 
für ausländische Macht VII 141. 

Werfen, mit Steinen VII 366 


Nr. 7. 
Werkzeug, Angriff auf einen Vor⸗ 
geienten II 97; gefährliches: bei 
iderſtand vii 117, bei Körper⸗ 
verletzung VII 223 a, bei Schlä- 
gerei VII 367 Nr. 10. 
Wette, ald Grund des Bankeruttö 
VII 24 Abſchn. 340 Nr. 1 K. O. 
metterführung, Berftören VII 


Bidernatürlihenzugt, Chef 
beftimmung VII 175. 


Sachregifter. 


Winerrebe, Mi führen gegen einen 

erweis 

Widerruf, ber "vorlau gen Ents 
Lafjung VII 24; ver falſchen Aus⸗ 
age VII 168, ‚168. 

Widerfegung, gegen Borgefehten: 
im Allgemeinen II 96, IIL 20, 
Anreiz Durch vorſchriftswidrige 
Behandlung II 98, Aufforderung 
oder Anreiz eines oder mehrerer 
Perſonen 1199, 100, Verabredung 
it Meuterei II 103, Zuſammen⸗ 
rottung ift Aufruhr II 106; gegen 
eine militäriihe Wache Ir 111. 

miberiprug, Berlefung früherer 
Fra a 807 Abi. 2, 308 


Wide. tan, gegen die Staats: 
VII 110—122; gegen 
eamte, bewaffnete Macht VII 
113, 116; gegen Fort: und Jagd: 
beamte VII 117—119; bei Deu: 
si gegen Anftaltsbeamte VII 


Wiederaufnahme, eines durch 
rechtskraftiges Urtheil geſchloſſenen 
Verfahrens: Zuläſſigkeit I 436 ff., 
zu Gunſten des Verurtheilten i 
436, 441, Antragsberechtigung I 
457, zu Ungunften des Ange 
flagten I 438, Unzuläffigteit I 
489, Stellung des Antrages durch 
den Bertheidiger I 441 (369 
Abi. 5), Anbringung und Erfor⸗ 
derniſſe des Antrages 1442, Ent⸗ 
edung über die Butafjung des 

ntrage3 1443, Berwerfung uns 
zuläffiger ꝛe. Anträge I 444, Bes 
mweisaufnahıne I 445, Verordnung 
der Wiederaufnahme des Vers 
fahrens I 446, erneute Hauptver: 
handlung und Erfenntniß I 448, 
449, Belanntmachung der Auf: 
hebung des früheren Urtheils I 
449, Entſchädigung der 45% 
ſprochenen Dedonen 1 
eng in vers Ai 
en Stand: Gründe I 147, An- 
ringung des Geſuchs I 148, 
Entſcheidung, — 
vi Ablehnung 1 149, Wirkung 


I 150. 
Wieſen, unbefugted Betreten VII 
368 Nr. 9. 
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Wilderei, |. Jagd. 

Wilde Thiere, unerlaubtes Halten 

— —— 
illenloſe nzucht m nen 
VII 176, 178. 

Wirthe, Dulden von Glücksſpielen 
VIl 285; Ueberſchreiten der Po⸗ 
Kizeiftunde VII 8365 Abſ. 2. 

willen, wider bejjeres, Beſchwerde 


wi 2 en(geft, velaäbigung von 
egenjtänden VII 3 
Wittwenkaſſen, undeuge Er: 
richtung VII 860 Nr. 
Woche, Berehnung I 146; VII 
19; bei Freiheitsberaubung VII 
239 Abi. 2. 


Wohnſitz, bei Unterftellung unter 
ein Chrengericht VI 11, 18 Abſ. 1 
wohnung, Durchſuchung 1235 ff; ; 
Hausfriedensbruch VII 1123, 124, 
33 ; Brandſtiftung VII 806 Kr. 2, 


muger, Begriff und Strafe VII 


wurden gerluß und Unfähigkeit 
VII 33, 84; unbefugte Annahme 
VII 360 Wr. 8. 

Wundärzte, bei Zweikampf VII 
209; Offenbarung von Privats 
geheimnijjen VIL 300. 

Württemberg, Anwendung ber 

St. G. O. E. I 83; und 
Preußen, kommandirte Offiziere, 
Ehrengerichte VI C. 


2. 
Zahlmeifter, Anhörung eines 
Gutachters V Im 4 Abſ. 2. 
Sehlungseinfte lung, VII 24 
Abſchn. 239 ff. K. O. 
Zahlungsun ähigfeit, Släubis 
geröeglinftigung VII24 Abſch. 241 


Zahlungsverſprechen, Minder⸗ 
jähriger VII 301, 302 

Sepienreig und Neveille III 
98 Fg Lyrpflichtung zur Rückkehr 
V 


Zeichen, der Staatshoheit zer⸗ 
ſtören VII 1032, 185; von Gren⸗ 
zen we nehmen vu 274; der 
Schifffahrt zerſtören VII 822, 


4% 


326; der Barnung, Betreten von 

Privatınegen VII 368 Nr.9. 
Zeit der Hauptverhandlung, 
durch den Gerichts⸗ 


errn I 264, 388. 


Zeitungen, Zeitfriften, Be 
—ã— VIL 200, 


von 


— ehfigegenfiänden, 17 187 
Berheerung . 
eugen, Strafen en 

33 —ES Die dor 
—— Gerichten ſich firaf- 

‚ bar madten E. 119; Ausſchlie⸗ 
Gung vom Richteramt 1122 Nr.5; 


icht in der Hauptver- 


392, Nichterjcheinen und Zwangs⸗ 
maßregeln 1186; Beeidigung: 
im Allgemeinen I 195 ff., Unzu: 
läffigteit I 199, Entbehrlichfeit I 
200 Abſ. 1, 299 Abſ. 4, Beru⸗ 
fung auf früheren Eid I 201, 
Verweigerung, Sramingung der 
Beeidigung I 202, 208, Rechts⸗ 
beſchwerde gegen Awangsmap- 
zegeln I 204; Gebühren I 205; 
Bernehmun ‚er Landesherren zc. 
1 206 ff.; ung bei Durch⸗ 
ſuchung is adung auf Ver⸗ 
langen des Angeklagten I 269; 
—— an mung 1270, 
271; Ungebühr vor Gericht 1290 
Abtreten I 297; Entfernen von 
der Gerichtsftelle 1302; Jerleſung 
der Protokolle über frühere 
richtliche Bernehmungen 1305 
in der Berufungsinitang I 388; 
im Wiederaufnahmeverfahren I 
445; Bernehmung VI 36; Aus: 
ſchluß vom Spruch VI 46; Kennt: 
niß vom Ausgang VI61 ‚abf. 2; 
unfägige: bei Urkunden VIL 34 
Nr. 5, eidlih vernommen zu 
“ werden VII 161; unmwahre Ent- 
Köufeigung VII 138; bei Zwei⸗ 
fampf VII 209. 
Zepgeneid, Formel, Ableiſtung I 


eugen ebühren, Anſpruch I 
8 ug Berechnung I 469. 9 


Sochregiſter. 


geugniß, Bensei igerung: Beredhfi- 
gung I 187—191, 
I 189, m der 


310: Aus 


363. 
Ba Dre — 
insfuß, M ren Beifhuder 
VII 302 Pfandleihge- 
werbe vır ae 360 Fr. 12. 
ing ine, dem i 
Seine vor ne ie 0 Papiergeld 


Zögling, Unzudt VII 174 Rr.1; 
i VII 181 Rr. 2; Ent- 
—x VII 247; Betrug vu 


263 Ab}. 4. 
Zollgejege, Inkraftbleiben €. 
VII2; Uebertretung durch Kinder 


VII 361 Rr. 9. 
Sn, Reizung bei Todtſchlag VII 


Zubehör, der Eifenbahnen, be 
ſchädigen VII 315, 316. 
Zguthaus, Vollſtreckung der Strafe 
5; hat Entfernung aus dem 
—* oder der Marine zur Folge 
II 81; bei Berjonen des Beur- 
laubtenftandes II 42. 
Zudthausftrafe, Dauer E. VII 
4; VII 14, 19 Ab}. 2; Boll 
[redung VO 14, 15; 22f.; 
Vehl neben Feftungshaft vo 
20; Berechnung, Ummandlung 
VII 21, 28, 4, 57 NR. 1,3, 
157, 158; Folgen VII 31, 22; 
Verjährung VII 67, 70; als Ge 
jammtftrafe VII 74. 
Zufall, unabwenbbarer, Grund 
zur Miedereinfegung I 147. 
Zulaffung, der Serufung 1386; 
rs auf Wiederaufnahme 


Zumejjungsgründe, der Dis— 
— IV 40. 

gurehtme fungen, find keine 
Disziplinarftrafen IV 4. 
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Zureiten, von Pferden mit go 154, 155, Wenberung I 259; 

meiner Gefahr VII 866 Nr. 2. Mangel als Reviſionsgrund 1400; 

Zurückbehaltungsrecht, Bew ſ. Unzuftändigfeit; der Ehrenge⸗ 
Tegung vl * vey richte VI.2, 31, 82. 

Zurüdgabe, ogener es | Buftellung, von Entſcheidungen 

ftände I 242. er r ngen: im Allgemeinen 


Zurüdnahme, der Ueberweiſung 
an einen militärifchen Verband I 
259; der Ankflageverfügung I 
272; eine NRechtömitteld und 
deren Unzuläffigteit I 371, 372; 
des Antrages, Yurlajtlegen der 
Auslagen I 471; des Strafan 
trags VII 64. 

Zurüdverweifung, in die erite 
Snftanz I 395 Abf. 2; in die 
Berufungsinftang I 412 Abi. 2. 

Surüdweijung, von Ablehnung: 

eſuchen Durch den Unterfuchungs- 
Sihrer, Rechtsbeſchwerde I 130 
Abſ. 4; ſchriftlicher Mittheilungen 
1 845 Abi. 2; der Berufung 
dur den 


zuläjfig 1 385. 
Zufammenhang, dadurch begrüns 
dete Buftändigfeit I 82—35. 
BZufammenrottung, bei Aufruhr 
II 106; VII 115; von Gefans 
enen VII 122; bei Haus- und 
andfriedensbruch VII 124, 125. 
Zufammenfegung, der Stand- 
gerichte I 38; der Kriegägerichte 
149 ff.; der Oberkriegsgerichte I 
66 ff.; der Senate des Reiche: 
milttärgerichts I 84; des Plenums 
des Reichsmilitärgerichts I 86; 
Ma hrengerichts, Abweichungen 


Zuſammenſtoß, von Schiffen 
“ YIL 145. 


Zufammentreten, der erfennen 
an Gerichte I 18 Ab. 3, 261, 


Zuftändigleit, im Allgemeinen, 
Begründung derjelben, |. Gerichts: 
barkeit; Streitigkeiten zwiſchen 
Militär: und bürgerlihen Ges 
richten €. 114; der Standgericdhte 
I 14ff., 45 ff., 63; der Kriegs: 
gerihte I 62; der Oberkriegs⸗ 
gerichte I 65 Abf. 1; des Reichs: 
militärgerichtö I 71; der Militär: 
behörve oder des bürgerlichen 
Gerichts zur Leichenſchau ꝛc. I 


erichtsherrn als un⸗ 


I 137 Abſ. 2, 879 Abſ. 2, 381, 
Veranlaſſung I 188, Form I 139, 
an aktive Militärperjonen I 141, 
143, an andere Berjonen I 142, 
144, duch Aufgabe zur Poft I 
142 Abf. 2, im Ausland ıc. I 
143, 144, an Erterritoriale I 144 
Abſ. 2, Bekanntmachung durch den 
Reichsanzeiger ꝛc. I 146; ber 
Anklageſchrift I 257; der Straf⸗ 
verfügung I 850; des Urtheils I 
881 (187 Abi. 2). 

Zutritt, zur Hauptverhandlung, 
Beichränfung I 286 ff., 390; zur 
Berathung I 325, 394 Ab]. 2. 


Zumeifung, fehlender Richter I 
262 


Zuwiderhandlungen, Zuftän- 
digkeit: gegen die allgemeinen 
Strafgefege I 1, 4 7-9, 10 
Abſ. 23, gegen Finanz: und Poli- 
zeigefeße 2c. I2, gegen die milit. 
Unterorbnung I 5 Nr. 8, gegen 
die Seemannsordnung I 16 Nr. 4, 
63 Nr.8, gegen Sort un Boli- 
zeigejege ac. I 16 5, gegen 
beſondere Inordyungen über 
Feſtungswerke zc. I 26 Rr.2. 


Abſ. 8; 

überhaup . 
des Beſchuldigten I 222 Abi. 2, 
3 Fi Arztes zur Leihenihau 


Zwangserziehung, Jugendlicher 
VII 55, 56. 

Smangageltellung, ungeſetzliche 
vo . 


Zwangshaft, gegen Zeugen 1203 
Abſ. 2, 299 Abſ. 3; zur Heraus: 
gabe von Gegenftänden I 230 


202 f}.)., 
Zwangslieferungen,unbefugtes 

Erheben II 129. 
Bwangsmaßregeln, gegen Zeu: 

gen und Sachverſtändige I 186, 


20 (202 fi.). 
durch 


Bmangsuerfahren, rt 


San YIr 118; Gng Mer: 
Kam 21 „Sahne vu 


ide VIL. 


—— —S 
—— af 


von Gegenftaͤnden 
Bwangsmittel, 
VII 843 


gmeife, aber —— 
—ã I Di 


Zweilempf, der Df 
Tide Suftänbigfeit * — 


Einl. 
Zweite Klaſſe, 


ndes, 
rs Shaf 3m —— Gage VI 
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Sinfpruh 1852; auf Rechtsmittel 
Biehfuiten, Entwenbung VII 870 


Viehſeuchen, Abwehr VII 828. 
— gabe: Gärten 2. 


nögel, ‚ Auönehmen VIIBGS8 Nr. ul. 
mag, des Bertheidiger I 


Bollfireder, legtwilliger Berfü- 
gungen, Untreue VII 266 Nr. 1. 
Beh redung, Uebergang auf 
gr ice Behörden €. 115; 

ſ. 3; gegen —— 

di vor ice Gerichten fich 
ftrafbar madten, €. 1 19; von 
Entſcheidungen und Berfügungen 
I 138, 150; von Strafurtheilen 
x. I 460 ff.; der Zodesftrafe I 
452 —454; I 14; VII 18; der 
Sreibeitäitrafe 1 15; des Stuben: 
arreited II 28; des Arreftes: 
überhaupt II 24, des mittleren 
II 25, des ftrengen II 26, einer 
gelinderen Art II 27, im Felde 
II 28, IV 47; der Disziplinar- 
ftrafen: wegen Rontrollentziehung 
IV 28, gegen Offiziere des Bes 
utlaubtenftandes IV 29, fofortige 
IV 46, des Kaſernen⸗ 2c. Arreftes 
IV 47, gegen Mannfchaften des 
Beurlaubtenftandes IV 49; Aufs 
ſchub: bei Krankheiten I 455, bei 
erheblichen Nachtheilen I 456, im 
Intereſſe des Dienſtes bei Arreft- 
ſtrafen 1 457, bei Bweifeln zc. 
1464; von GSeldftrafen 1 462 ff.; 
Verjährung VII 70 ff.; ungeſetz⸗ 
liche VII 845; pflichwidrig unter⸗ 
la ene nr 846; |. Strafvoll- 


ftredu 
Bollftrefungsbeamte, Miders 
tand VII 113. 


Bollitredungsbehörde, für An- 
he. Zwangsverfahrens 


Vollzug, F von bürgerlichen Ge 
richten feftgefegten ſubſidiären 
a en I 2. 

Vorbeifahren, muthwilliges Hins 
dern VII 866 Mr. 3 

Vorbereitung, * Hauptver 
handlung: im Allgemeinen 1 961 


Sadıregifter. 


bis 272, in der Berufungsinftanz 
I 888, in ber — 1 I 
re des Hochverraths VII 
is 
Vorfragen, bei der Urtheilsbe⸗ 
—28 1 820 Abf. 2. 
Borfüßrung, Beſchuldigter I 171 
Abi. 2, 172 Abi. 2; zwangsweiſe 
des Zeugen I 186 Abſ 16 
Abi. 2-4; des apeblei hen 
An eflagten I 267 als 
Abi. Ab 


2, 389 Abi. 2 
Sarfüßrungäbefedt, —— 


Vorgeſetzter, Belebigung zc. frü- 
herer, Zuftändigfeit I 11; Aus- 
Ichließung des Den Thatbericht 
einreichenden vom Richteramt I 
122 Rr. 4; Verpflichtung zu 
[oieunigen Anordnungen I 153; 

erechtigung zu vorläufiger Feft: 
nahme I 180; bei verfammelter 
Mannſchaft Ir 12; Betheiligung 
an ftrafbaren Sanblungen Unter: 
gebener II 55 Nr. 1; Diebitahl 
gegen ihn II 50 af. 2; ſ. 
ienftgewalt, Unterordnung; Bes 
griff VITA; f. Dienſt⸗, Milt 
tär-Bermaltungsvorgefe ter; Rü- 
gen gegen Untergebene VII 193; 
Strafantrag VII 196, 232; Tau 
{chung VII 353 a; Berleitung von 
Untergebenen VII 857. 
VBgleduns, der Zeugen VI 85, 


Borläufige Entlafjung, Bor 
ausſetzungen VII 23—26. 

Vorläufige Feſtnahme, Befug—⸗ 
niß I 180; Ablieferung, Ber 
nehmung I 181; unabhängig von 
Stellung des Strafantrags 1182; 
durch das Gericht I 277; in der 
Sigung I 291. 

Borlegung, von Alten ꝛc., |. Aus⸗ 
lieferung. 

Borlefen, zugeftellter Schri 
L, Ba ; des Protokolls I 


Bormund, Ausſchließung vom 
Richteramt T122 Nr. 2; Unfähig 
feit VI1 34 Nr. 6; Strafantragd 
recht VII * 188; Unzucht VII 
174 Nr. 1 Kuppelei VII 1831 
Nr.2; Ainderraub und Entführung 


Sachregiſter. 


vn 235, 237; Diebſtahl ıc., 
Betrug VII 247, 268; Untreue 
VI 266 Rr. 1.  - 
Bormund ihaftögeriht, Bench: 
migung VII 84 Wr. 6; Eintreten 
bei jugendlichen Perſonen VII 55. 
Bornahme, jchleunige einer rich: 
gerihen Unterſuchungshandlung 


Vorräthe, dringen in feindliche 
Gewalt E. VII4; VII 90 Nr.2; 
Snbrandiegen VII 308, 309; un- 
erlaubte Auffammeln VII 360 
Nr. 2; feuergefährliches Aufbe⸗ 
wahren VII 367 Nr. 6. 

Borfhriftswidrige Behand: 
Dt n ! Strafbeftimmung II 121; 


Boriaägung, von Gebrechen II 


Borfhuß, zur Bezahlung von 
Zeugen⸗ zc. Gebühren I 469. 
Borjig, im Stand und Kriegs⸗ 

gericht I 61; im Oberkriegägericht 
169; im Senat 1 83 Ab}. 1; im 
Plenum I 86 Abi. 4. 
Borjigender, des Standgerichts 
188, 41; des Kriegs⸗ und Ober: 
iegsgerichts I 61, 69; in den 
Senaten I 83 Abi. 1; im Ple⸗ 
num I 86 Abi. 4; Befugnifie: 
Anordnung von Unterbrechungen 
1275, Belehrung über Ausfegung 
I 275 Abſ. 3, Verhinderung der 
Entfernung des Angeklagten I 
279, Gewährung des Zutritts I 
288, Aufrechtbaltung der Ordnung 
1289, 290 Abj. 3, ſ. erkennende 
Gerichte, Führung der Berhand: 
Iung im Standgeridt I 292 
Abi. 2, ſ. Führer und erfennende 
Gerichte, Beranlaffung des Auf: 
ruf des Angellagten 2c. I 294, 
Berlejung der Namen der Richter 
1 295, Beeidigung der Richter im 
Standgeridht I 29 
Abtretenlaſſen der Zeugen I 297, 
Genehmigung zur Entfernung der 
Zeugen I 802, Genehmigung der 
Anweſenheit bei der Urtheiläbe- 
rathung 1 825, Verkündigung des 
Urtheils im Standgericht I 827, 
Protokoll I 331, Urtheilsunter: 
ſchrift 1336 Abſ. 2, Ausfertigung 


Abſ. 1 und 6, 


487 
des Urtheils im Standgericht I 
336 Abſ. 4. 


Borftand, der oberften Reichsbe⸗ 
horden ꝛc. Vernehmung ala Zeuge 
1 207; der atrtengelelig x. 
VII 24 Abſchn. 244 8.D. 

Vorfteher, von Berbindungen 
VII 128, 129; von Eilenbahn- 
gefellfchaften ꝛe. VII 820. 

Borjtellung, gemeinjane, Sam: 
meln von Unterfchriften II 101. 

Borftrafen, Verlefung der Zeug: 
nijje I 310, 392. 

Vortheile, bei Aufforderung oder 
Erbieten zu Verbrechen VII 49 a. 

Botum, in der Spruchjigung VI 
54 Abf. 4. 


W. 


Waagen, ungeaichte VII 869 Nr. 2. 
Waaren, Inbrandſetzen VII 308, 
309; Vergiftung VII 824, 326; 
Aufbewahren entzündlicher VII 
867 Nr. 6. 
Maarenbezeihnungen, Schuß, 
R. G. zu VI 287. 
Waarenempfehlungstarten, 
papiergelvähnliche VII 860 Nr. 6. 
Made, militäriiche, Berechtigung 
zu vorläufiger Feſtnahme I 180; 
Bedeutung als Militärbehörve I 
181; Stellung II 111; III 28; 
bei der Marine II 162; ſ. mili- 
täriſche Wache, Schildwache. 
Wäger, Untreue VII 266 Nr. 3. 
Waffen, Mißbrauch II 55 Nr. 2; 
Streden II 68 Nr. 3; Unbrauch⸗ 
barmaden aus Feigheit II 85 
Nr. 1; Angriff auf Vorgelegten 
II 97; Gebrauch gegen Unter: 
gebene II 124; unvorjichtige Be⸗ 
handlung II 148; III 39; rechts: 
widriger Gebraud II 149; III 
36; Verrath VII 84, 88; Bringen 
in feindlihe Gewalt €. VII 4; 
VII Nr. 2; bei Hausfriedens⸗ 
bruh VII 123; erjehen von 
Haufen VII 127; Zweikampf mit 
tödtlichen VII 201; bei Körper: 
verlegung VII 2232; bei Dieb» 
ſtahl VII 243 Nr. 5; bei Raub 
VII 250 Nr. 1; verbotenes Auf: 
fammeln VII 860 Nr. 2; bei 





